Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commercial  parties,  including  placing  lechnical  restrictions  on  automated  querying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  fivm  automated  querying  Do  not  send  automated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogXt  "watermark"  you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  and  hclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  rcach  ncw  audicnccs.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http: //books.  google  .com/l 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Uiheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  Partnerschaft  lieber  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  Tür  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  fürdieseZwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  für  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .coiril  durchsuchen. 


i' 


Harvard  IiAw  Librarv 

rbc«ti.o  DEC  6     1911 


•j 


<   ■•  r 


m  * 


Handbuch 


der 


Internationalen  Nachlassbehandlung. 


32S7 


/ 


Handbuch 


der 


Internationalen  Nachlasskhandlnng 


mit  besonderer  Rücksicht  auf  das 


Deutsche  Reich  und  die  einzebien  Bundesstaaten 


einschliesslich  Elsass- Lothringen. 


Unter  Benutzung  amtlicher  Quellen 

von 

Ferdinaiid  Böhm, 

k.  Oberlandesgericbtarath  in  Nflrnberg,  Assoei^  des  Irutäiä  de  droit  inUmational. 


Zweite  duroh^earbeitete  Auflage. 


Augsburg. 
Verlagsbuchhandlung  yon  Gebrüder  Reiohel, 

1895. 


Alle  Rechte  vorbehalten. 


DEC  6  isr. 


Vorwort 

zur  zweiten  Auflage. 


JNachdem  das  Handbuch  —  Hauptband  und  Ergänzungs- 
band —  schon  seit  Jahren  im  Buchhandel  ganzlich  vergriffen, 
entschloss  ich  mich  dem  Wunsche  der  Verlagshandlung  ent- 
sprechend zur  Bearbeitung  der  Neu-Auflage  um  so  lieber,  als 
inzwischen  in  G^etzgebung  und  auf  dem  Gebiete  der  inter- 
nationalen Vertrage  namhafte  Veränderungen  und  Neuerungen 
eingetreten  sind,  so  dass  der  Inhalt  der  ersten  Auflage  in  vielen 
Beziehungen  veraltet  erscheint. 

Bei  der  Durcharbeitung  der  Neu-Auflage  war  ich  bestrebt, 
nicht  nur  die  Darstellung  mit  den  neuen  E^rscheinungen  der  Gre- 
setzgebung,  Vertrage,  Literatur  und  Rechtsprechung  in  Einklang 
zu  bringen,  sondern  insbesondere  auch  den  Stoff  selbst  zu  ver- 
vollständigen und  zu  erweitem.  Um  diesen  Zweck  bestens 
erreichen  und  doch  das  Buch  bei  massigem  Umfang  und  Kosten- 
preise belassen  zu  können,  wurde  der  Anhang  um  einige  Nummern 
gekfirzt;  auch  konnten  die  firuheren  Beilagen,  ohne  dem  Werth 
des  Buches  Abbruch  zu  ihun,  weggelassen  werden,  da  insbe- 
sondere die  dortigen  Gterichts-  und  Konsulats- Verzeichnisse  in 
den  Juristen-  und  selbst  in  sonstigen  Greschäftskalendem  zu 
finden  sind,  überdies  die  Verzeichnisse  der  Konsulate  alljährlich 
offiziell  im  Druck  erscheinen. 


VI  Vorwort 

Zur  Erzielung  genauester  Verlässigkeit  der  im  besonderen 
Theile  dargestellten  Nachlassbehandlung  in  den  einzelnen  Staaten 
und  gegenüber  dem  Auslande  (einschliesslich  der  Bestimmungen 
über  Vormundschaft  und  Notariat)  erbat  ich  mir  für  die  Bear- 
beitung der  Neu-Auflage  den  Beirath  kompetenter  Rechtslehrer 
und  Fachmänner  aus  allen  Staaten  Deutschlands  und  vom  Aus- 
lande. Insbesondere  wurde  desfalls  mir  thatkräftigste  Unter- 
stützung zu  Theil  seitens  der  Herren:  Herrn  Professor  Dr. 
Bergbohm  in  Marburg,  Herrn  Geh.  Justizrath  von  Bibra 
in  Meiningen,  Herrn  Reichskousul  Daenhardt  in  Lissabon, 
Herrn  Geh.  Justizrath  Doli  in  Altenburg,  Herrn  Professor 
Dr.  Deuntzer  in  Kopenhagen,  Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Eisen- 
mann in  Paris,  Herrn  Amtsrichter  Fischer  in  Gera,  Herrn 
Tribunalpräsident  Dr.  Flaischlen  in  Galatz,  Herrn  Oberlandes- 
gerichtsrath  Dr.  Grenser  in  Dresden,  Herrn  Amtsgerichtsratb 
Grünewald  in  Metz,  Herrn  Landesgerichtsdirektor  Grüner 
in  Gotha,  Herrn  Geh.  Justizrath  Harben  in  Oldenburg, 
Herrn  Reichskonsul  von  Hartmann  in  Madrid,  Herrn  Ober- 
landesgeriohtsrath  Heinzerling  in  Darmstadt,  Herrn  Amts- 
gerichtsratb Henning  in  Dessau,  Herrn  Professor  Dr.  Hertz- 
berg in  Christiania,  Herrn  Sektionsrath  Dr.  Jettel  in  Wien, 
Herrn  Dr.  In  hülsen  in  London,  Herrn  Oberamtsrichter  Klang 
in  Sondershausen,  Herrn  Professor,  G^heimrath  Dr.  von  Maurer 
in  München,  Herrn  Regierungsrath  Dr.  Mayer  in  Paris,  Herrn 
Landgerichtsrath  Dr.  Menzen  in  Hechingen,  Herrn  Amtsrichter 
Mir  US  in  Rudolstadt,  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelst  ein  in 
Hamburg,  Herrn  Amtsgerichtsratb  Dr.  Mommsen  in  Pyrmont, 
Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  IL  A.  Mulder  im  Haag,  Herrn  Kammer- 
gerichtsrath  Neubauer  in  Berlin,  Herrn  Professor  Dr.  Nordling 
in  Upsala,  Herrn  Amtsgerichtsratb  Piderit  in  Detmold,  Herrn 
Oberamtsriohter  Piltz  in  Stadt-Lengsfeld,  Herrn  Justizrath  Dr. 
Plitt  in  Lübeck,  Herrn  Landgerichtsrath  Dr.  Post  in  Bremen^ 
Herrn  Gerichtßnotar  Reutti  in  Karlsruhe,  Herrn  Amtsgerichts- 


Vorwort  Vü 

rath  Scheibe  in  Greiz,  Herrn  Advokat  Schlatter  in  Zürich 
Herrn  Landgerichtsrath  Seh  wab  im  Justizministerium  in  Stuttgart, 
Herrn  Regierungsratb  Dr.  Seim  er  in  Neu-Strelitz,  Herrn 
Professor  Filippo  Serafini  in  Pisa,  Herrn  Obergerichtsrath 
Shek  in  Serajewo,  Herrn  Rechtsanwalt  und  Privatdozent  Dr. 
von  Streit  in  Athen,  Herrn  Professor  Dr.  Vauthier  in 
Brüssel,  Herrn  Oberamtsrichter  Westphal  in  Schwerin,  Herrn 
Landgerichtsrath  Wippemann  in  Bückeburg,  Herrn  Oberlandes- 
gerichtsrath  Dr.  Wolf  in  Braunschweig,  welchen  Allen  ich 
hiemit  meinen  ergebensten  und  verbindlichsten  Dank  wiederholt 
auszusprechen  mir  gestatte. 

Möge  nun  das  Buch  auch  in  der  vorliegenden  neuen 
Auflage  für  die  Praxis  recht  vielen  Nutzen  schaffen!  Mit  diesem 
Wunsche  empfehle  ich  solches  einer  freundlichen  und  wohl- 
wollenden Aufnahme. 


Nürnberg,  im  Januar  1895. 


Ferdinand  Böhm. 
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Allgemeiner  Theil 


Erster  Abschnitt. 

Vorbegriflfe. 

§  1. 

Ausländer  —  Staatsangehörigkeit. 

Die  Darstellung  der  Bestimmangen  über  die  internationale  Be- 
handlung der  YerlasBenschaften  setzt  yor  Allem  die  Feststellung  des 
Begriffes  eines  Ausländers  im  Gegensatze  zum  Inländer  voraus.^) 

Ausländer  im  allgemeinen  Sinne  —  Fremde  —  sind  solche 
Personen,  die  sich  längere  oder  kürzere  Zeit  in  einem  Staate  auf- 
halten, ohne  Angehörige  dieses  Staates  zu  sein.  Es  kommt  für  die 
Begriffsbestimmung  zunächst  nicht  darauf  an,  ob  jene  Personen  in 
<Iem  fremden  Staate  formlichen  Wohnsitz^  genommen  haben  oder 
nur  vorübergehend  dort  sich  aufhalten«  Das  Earakteristische  ist, 
<lass  dieselben  rücksichtlich  ihrer  Persönlichkeit  einer  fremden  obersten 
"Gewalt  staatsrechtlich  unterstellt  sind,  im  Gegensatze  zu  den  Staats- 
angehörigen (Inländern),    welche  Mitglieder   des  Staates  sind  und 


')  Im  Allgemeinen  s.  über  obige  Materie:  Heffter,  Europäisches 
Völkerrecht,  7.  Aasg.,  1881;  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Frivatrechts,  1889,  I  S  164  ff.;  Derselbe,  Lehrbuch  des  int.  Priv.-  u.  Straf- 
rechts, 1892,  S.  30  ff.;  Bluntschli,  Modernes  Völkerrecht,  1872,  S.  218  ff.; 
Hartmann,  Inst,  des  praktischen  Völkerrechts,  2.  Ausg.,  1878;  v.  Martitz, 
Das  Recht  der  Staatsuigehörigkeit  im  internationalen  Verkehr,  in  Hirth's 
Annalen,  1875,  S.  793  n.  1113  ff.;  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staats- 
rechts,  1879,  §§  75—79;  v.  Rönne,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Aufl., 
Theil  I  S.  99  ff.;  Seydel,  Kommentar  zur  Verfassungsurkuode,  S.  43  ff.; 
Seydel,  Bayer.  Staatsrecht,  1  S.  619  ff.;  v.  Pözl,  Lehrbuch  des  bayerischen 
Verfassungsrechtes,  1877,  S.  57.  Ueber  die  deutsche  Reichsangehörigkeit 
insbesondere  s.  Laband^  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Aufl«,  1888/91, 
I  8.  175  ff.;  Zorn,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  1883;  Rehm,  Die  Er- 
werbung der  Reichs-  und  Gemeindeangehörigkeit,  in  Hirth's  Annalen  des 
Deutschen  Reichs,  1892,  S.  137  ff. 

*)  Inwiefern  der  Wohnsitz  eines  Verstorbenen  rechtliche  Wirksamkeit 
■änssert,  wird  hauptsftchlich  auch  Gegenstand  der  vorliegenden  Darstellung 
sein;  über  Begriff  des  Wohnsitzes  überhaupt  s.  unten  S.  7  ff. 

1* 
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mit  ihrer  Person   in  Ataatsrechtlicher  Beziehung  dem  Staatsverbande 
angehören«^) 

In  Deutschland  ist  ein  doppeltes  Angehörigkeitsyerhältniss 
zulässig.  Nach  Art.  3  der  Reichsverfassung  besteht  fG.r  ganz  Deutsch- 
land ein  gemeinsames  Indigenat  mit  der  Wirkung/)  dass  der  Ange- 
hörige eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem  anderen  Bundesstaate  als 
Inländer  zu  behandeln  ist.  Für  die  einzelnen  Bundesstaaten  ^}  kommt 
dieses  doppelte  Yerhältniss  insofern  hier  in  Betracht,  als  zu  unter- 
scheiden ist  zwischen  Fremden,  welche  einem  anderen  deutschen 
Staate  angehören,  mithin  Reichsangehorige  sind^)  und  den  Ausländern 


'**)  Die  Staatsbürgerschaft,  der  Inbegriff  derjenigen  Eigenschaften 
eines  Staatsangehörigen,  welche  zur  Ausübung  politischer  Rechte  befähigen^ 
kommt  hier  nicht  in  Betracht. 

Auch  das  Heimathsrecht  ist  in  Bezug  auf  obige  Unterscheidung 
nicht  allein  ausschlaggebend.  Dasselbe  betrifft  die  Gemeindeangehörigkeit 
und  gewährt  dem  Inländer  das  Rechte  in  einer  Gemeinde  zu  wohnen  und  im 
Falle  der  Hülflosigkeit  von  ihr  Unterstützung  mit  den  nöthigen  Subsistenz- 
mittein  zu  fordern.  —  In  Bayern  ist  an  die  Stelle  des  Gesetzes  vom 
11.  September  1825  über  die  Heimath  das  Gesetz  vom  26.  April  186^ 
über  Heimath,  Verehelichung  und  Aufenthalt  (Ges.Bl.  1868, 
S.  809  if.)  getreten,  welches  in  den  Art.  1 — 31  die  speziellen  Bestimmungen 
über  die  Heimath  enthält,  das  jedoch  in  Folge  der  Einführung  der  lleichs- 
Verfassung  durch  das  b.  Gesetz  vom  23.  Februar  1872  (Ges.-Bl.  1871/2, 
S.  218)  und  weiter  durch  Gesetz  vom  17.  März  1892,  die  Auslegung  und 

Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  -^  '    .  r-r;=^   betr.^ 

23.  Februar  1872 

einige  Modifikationen  erfaluren  hat.    Fflr  die  übrigen  DeutschenStaaten 

ist  das  entsprechende  Yerhältniss  geregelt  durch  das  Reichsgesetz  über  den 

Ünterstützungs-Wohnsitz  vom  G.  Juni  1870   (Bundesges.-Bl.  S.  860), 

welches  ursprünglich  nur  für  die  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  erlassen 

war,  vom  1.  Juli  1871  ab  im  Grossherzogthum  Hessen  südlich  des  Mains  und 

durch  das  lieichsgesctz  vom  8.  November  1871  (ß.-G.-Bl.  1871,  S.  391)  vom 

1.  Januar  1873  ab  auch  in  Württemberg  und  Baden  in  Kraft  getreten  ist. 

*)  Ueber  die  zivilrechtlichen  Konsequenzen  des  Art.  3  der  Reichs -VerL 
im  Allgemeinen  vgl.  Seuffert's  Archiv,  Bd.  28  Nr.  10,  Bd.  24  Nr.  186. 

^)  Das  Bundesgebiet  besteht  aus  den  Staaten  Preussen  mit  Lauenburg, 
Bayern^  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Mecklenbui'g- Schwerin, 
Sachsen -Weimar,  Meckleuburg-Streiitz,  Oldenburg,  Braunschweig,  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Koburg-Gotha,  Anhalt,  Schwarzburg- 
Rndolstadt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Waldeck,  Reuss  älterer  Linie,  Reuss 
jüngerer  Linie,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg  (Art.  1 
der  R.-y.)  und  Elsass-Lothringen  (Ges.  v.  9.  Juni  1871,  R.G.-Bl.  S.  212). 

^  Jeder  Reichsangehörige  hat  das  Recht,  innerhalb  des  Reichsgebietes 
an  jedem  Orte  sich  aufzuhalten  oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene 
Wohnung  oder  ein  Unterkommen  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist.  Näheres 
hierüber  enthält  das  lieichsgesctz  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Nov» 
1867  (Bundesges..Bl.  1867,  S.  55),  welches  durch  Art.  80  der  Verfassung 
des  Deutschen  Bundes  (Bundesges.-Bl.  1870,  S.  647)  in  Württemberg, 
Baden  und  Hessen,  durch  §  2  1,  Nr.  3  des  Gesetzes  über  die  Einführung 
Norddeutscher  Bundesgesetze  in  Bayern  vom  22.  April  1871  rR.-G.-Bl.  1871, 
S.  87)  in  Bayern  und  femer  durch  das  Reichsgesetz  vom  8.  Januar  1873> 
(R.-G.-BI.  1873,   S.  51)    auch    in    FIsass-Lothringen    eingeführt    ist,    so 


§  1.    Ausländer  —  Staatsangehörigkeit.  5 

im  engeren  Sinne,  welche  einem  nicht  im  Deutschen  Reiche  be- 
griffenen Staate  ständig  angehören. 

lieber  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs« 
and  der  Staatsangehörigkeit  gelten  nun  im  Deutschen  Reiche 
nach  dem  Reichsgesetze  Tom  1.  Juni  1870^)  folgende  Bestimmungen: 

Die  Reichsangehorigkeit  wird  durch  die  Staatsangehörigkeit  in 
einem  Bundesstaate  erworben  und  erlischt  mit  deren  Verlust. 

Die  Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundesstaate  wird  begründet: 

1,  Durch  Abstammung;  durch  die  Geburt,  auch  wenn  diese 
im  Auslande  erfolgt,  erwerben  eheliche  Kinder  eines  Deutschen  die 
Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  uneheliche  die  der  Mutter; 

2.  durch  Legitimation;  ist  der  Vater  eines  unehelichen 
Kindes  ein  Deutscher  und  besitzt  die  Mutter  nicht  die  Staatsange- 
hörigkeit des  Vaters,  so  erwirbt  das  Kind  durch  eine  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  gemäss  erfolgte  Legitimation  die  Staatsangehörigkeit 
des  Vaters;®) 

3«  durch  Verheirathung,  indem  die  Vorheirathung  mit  einem 
Deutschen  für  die  Ehefrau  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  be- 
gründet; 

4.  durch  Aufnahme  eines  Deutschen^)  und 


dass  dasselbe  nunmehr  auf  alle  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  An* 
wendnng  findet. 

^  Bundesges.-Bl.  1870,  S.  355.  Dieses  Gesetz  (ursprünglich  f&r  den 
Norddeutschen  Bund)  ist  durch  Art.  80  der  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes  (Bunde8ges.-BI.  1870,  S.  647)  in  Württemberg,  Baden  und 
Hessen  und  durch  §  9  des  Gesetzes,  betr.  die  Einführung  Norddeutscher 
Bundesgesetze  in  Bayern  vom  22.  April  1871  (R.-G.-B].  1871,  S.  87)  auch  in 
Bayern  als  Bundesgesetz  und  endlich  durch  das  Reichsgesetz  vom  8.  Jan. 
1878  (R.-G.-B].  1873,  S.  51)  in  Elsass-Lothringen  eingeführt  und  findet 
•denmach  Anwendung  auf  alle  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches. 

Durch  dasselbe  ist  die  Beil.  I  zur  bayerischen  Verfassungs-Urkunde, 
soweit  solche  den  Erwerb  und  Verlust  des  Indigenats  nfther  bestimmt  (§  2 — 6) 
imd  soweit  sie  die  Wirkungen  des  Indigenats  (§  7)  regelt,  aufgehoben. 
Femer  sind  iene  Bestimmungen  dieser  Beilage  (§§  12 — 19),  welche  die 
rechtliche  Stellung  eines  Bayern  zu  fremden  Staaten,  bezw.  des  Fremden  zu 
Bayern  betreffen,  hiedurch  modificirt,  da  nach  §  26  des  Gesetzes  alle  dem- 
selben zuwiderlaufenden  Vorschriften  aufgehoben  sind. 

^  Die  zivUrechtlichen  Voraussetzungen  der  Legitimation  richten  sich 
nach  den  Personalstatnten  des  Vaters  zur  Zeit  der  Legitimation;  s.  Böhm, 
die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  etc.,  S.  58. 

^  Die  Aufoahme-Urkunde  wird  jedem  Angehörigen  eines  anderen 
Bundesstaates  ertheilt,  welcher  um  dieselbe  nachsucht  und  nachweist,  dass 
er  in  dem  Bundesstaate,  in  welchem  er  die  Aulhahme  nachsucht,  sich  nieder- 
gelassen hat,  sofern  kein  Grund  vorliegt,  welcher  nach  den  §§  2 — 5  des 
Gesetzes  über  die  Freizfigigkeit  vom  1.  November  1867  (Bundesges.-Bl.  S.  55) 
die  Abweisung  eines  Neuanziehenden  oder  die  Versagung  der  Fortsetzung 
des  Aufenthalts  rechtfertigt  (§  7  d.  Ges.). 


g  j&Ugemeiner  Theil. 

5.  durch  Naturalisation  eines  Ausländers.^*)  Die  Aufnabme 
eines  Deutschen  und  die  Naturalisation  eines  Ausländers  erfolgt 
durch  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ausgefertigte  Urkunden. 

Die  Adoption  für  sich  allein  hat  diese  Wirkungen  nicht» 
auch  begründet  der  Wohnsitz  innerhalb  eines  Bundesstaates  für  sich 
allein  die  Staatsangehörigkeit  nicht. 

Die  Aufnahme  -  Urkunde,  beziehungsweise  die  Naturalisations- 
Urkunde  begründet  mit  dem  Zeitpunkte  der  Aushändigung  alle  mit 
der  Staatsangehörigkeit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten. 

Die  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich,  insofern 
nicht  dabei  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  zugleich  auf  die  Ehe- 
frau und  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden 
minderjährigen  Kinder.  Ehefrauen  allein  können  für  sich 
und  die  bei  ihnen  befindlichen  Kinder  auch  ohne  den  Ehemann 
naturalisirt  werden,  wenn  den  gesetzlichen  Voraussetzungen,  ins- 
besondere auch  über  Dispositionsfahigkeit,  genügt  ist. 

Eine  von  der  Regierung  oder  von  einer  Zentral-  oder  höheren 
Verwaltungsbehörde  eines  Bundesstaates  vollzogene  oder  bestätigte 
Bestallung  für  einen  in  den  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staats- 
dienst oder  in  den  Kirchen-,  Schul-  oder  Kommunaldienst  aufgenom- 
menen Ausländer  oder  Angehörigen  eines  anderen  Bundesstaates  ver- 
tritt die  Stelle  der  Naturalisations-Urkunde,  bzw.  Aufnahme-Urkunde^ 
sofern  nicht  ein  entgegenstehender  Vorbehalt  in  der  Bestallung  aus- 
gedrückt wird.^^) 


Der  Begriff  Niederlassung  im  Sinn  des  Gesetzes  erfordert  nur  den 
Besitz  einer  eigenen  Wohnung  oder  eines  bestimmten  Unterkommens  mit  der 
erklarten  Absicht,  dauernden  Aufentbali  in  der  Wohngemeinde  zu  nehmen^ 
keineswegs  aber  den  Heimathserwerb ;  Entsch.  d.  bayer.  Verwaltungsgeridit^- 
hofs,  Bd.  4  S.  91. 

^^  Die  Naturalisations-Urkunde  darf  Ausländem  nur  ertheUt  werden, 
wenn  sie 

a)  nach  den  Gesetzen  ihrer  bisherigen  Heimath  dispositionsfähig  sind, 
es  sei  denn,  dass  der  Mangel  der  DispositionsnÜiigkeit  durch  die 
Zustimmung  des  Vaters,  des  Vormundes  oder  Kurators  des  Auf- 
zunehmenden ergänzt  wird; 

b)  einen  unbescholtenen  Lebenswandel  geführt  haben; 

c)  an  dem  Orte^  wo  sie  sich  niederlassen  wollen,  eine  eigene  Wohnung 
oder  ein  Unterkommen  finden; 

d)  an  diesem  Orte  nach  den  daselbst  bestehenden  Verhältnissen  sich 
und  ihre  Angehörigen  zu  ernähren  im  Stande  sind  (§  8  d.  Ges.). 

^')  Unter  Kirchendienst  im  Sinne  des  Gesetzes  ist  der  Dienst  in  einer 
der  sogenannten  Landeskirchen  zu  verstehen;  denn  nur  bei  den  Landeskirchen 
findet  hinsichtlich  der  Besetzung  der  Kirchenämter  eine  Mitwirkung  dea 
Staates  statt,  die  als  Voraussetzung  der  in  Frage  stehenden  Gesetzesbestim- 
mung betrachtet  werden  muss. 
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Ist  die  Anstellung  eines  Ausländers  im  Reiehsdienst  erfolgt,  so 
erwirbt  der  Angestellte  die  Staatsangehörigkeit  in  demjenigen  Bundes- 
staate, in  welchem  er  seinen  dienstlichen  ^Vohnsitz  hat.^^ 

Die  Staatsangehörigkeit  geht  yerloren: 

1«  durch  Entlassung  auf  Antrag  durch  eine  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  des  Heimathsstaates  ausgefertigte  Entlassungs- 
Urkunde  ;*^) 

2.  durch  Ausspruch  der  Behörde  ;^^) 

3.  durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Auslande;  ^^) 

^')  Ausländem,  welche  im  Reichsdienste  angestellt  sind,  ein  Dienst- 
einkommen  aus  der  Reichskasse  beziehen  und  ihren  dienstlichen  Wohnsitz 
im  Aaslande  haben,  darf  von  demjenigen  Bandesstaate,  in  welchem  sie 
die  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  nachsnchen,  die  Naturalisationsarkonde 
nicht  versagt  werden,  Beichsgesetz  v.  20.  Dez.  1876  (R.-G.-B1.  1876,  S.  824). 

Ausländern,  welche  in  den  deutschen  Schatzgebieten  sich  nieder- 
lassen, sowie  Eingeborenen  kann  durch  Naturalisation  die  Reichs- 
angehörigkeit von  dem  Reichskanzler  verliehen  werden.  Der  Reichskanzler 
ist  ermächtigt,  diese  Befagniss  einem  anderen  kaiserlichen  Beamten  zu  über- 
tragen. Auf  die  Nataralisation  und  das  durch  dieselbe  begründete  Verhältniss 
der  Reichsangehörigkeit  finden  die  Bestimmungen  des  obigen  Qesetzes  v.  1.  Juni 
1870,  sowie  Art.  3  der  Reichsverfassung  und  §  4  des  Wahlgesetzes  für  den 
Deutschen  Reichstag  v.  31.  Mai  1869  (Bundesges.-Bl.  S.  146)  entsprechende  An- 
wendung. Im  Sinne  des  §  21  des  Gesetzes  v.  1.  Joni  1870  gelten  die  Schatz- 
gebiete als  Inland  (§  6  des  Reichsgesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der 
deutseben  Schatzgebiete  in  der  Fassung  vom  19.  März  1888  (R.-G.-B1.  S.  76)« 

'')  Die  Entlassongsurkonde  bewirkt  mit  dem  Zeitoonkte  der  Aus- 
händigang  den  Verlast  der  Staatsangehörigkeit.  Die  Entlassung  wird  un- 
wirksam, wenn  der  Entlassene  nicht  binnen  sechs  Monaten  vom  Tage  der 
Aushändigung  der  Entlassungsurkunde  an  seinen  Wohnsitz  ausserhalb  des 
Bundesgebietes  verlegt  oder  die  Staatsangehörigkeit  in  einem  anderen  Bandes- 
staate erwirbt.  Vgl.  hiezu  Zeitschrift  &  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht, Bd.  III  S.  110  und  661. 

Die  Entiassung  erstreckt  sich,  sofern  nicht  dabei  eine  Ausnahme  ge- 
macht wird,  zugleich  auf  die  Ehefrau  und  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt 
stehenden  minderjährigen  Kinder  (§§  18  u.  19  d.  Ges.). 

§  18  Abs.  2  des  Gesetzes  hat  auch  für  die  einzelnen  Familien- 
glieder, auf  welche  sich  die  Entlassungsurkunde  erstreckt,  Geltung.  In 
Bayern  behalten  daher  Kinder,  welche  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach 
Aushändigung  der  Entlassungsurkunde  das  Bundesgebiet  verlassen  haben, 
mit  der  bayerischen  Staatsangehörigkeit  ihre  bisherige  Heimath  bei.  Entsch. 
d.  bayer.  Verwaltungsgerichtshofs  vom  16.  Febr.  1889  (Slg.  Bd.  11  S.  88, 
Bl.  f.  adm.  Praxis,  Bd.  41  S.  135). 

^*)  Tritt  ein  Deutscher  ohne  Erlaubniss  seiner  Regierung  in  fremde 
Staatsdienste,  so  kann  die  Zentralbehörde  seines  Heimathsstaates  denselben 
durch  Beschlnss  seiner  Staatsangehörigkeit  verlustig  erklären,  wenn  er  einer 
jLUsdrQcklicken  Aufforderung  zum  Austritte  binnen  der  darin  bestimmten  Frist 
keine  Folge  leistet.  Gleiches  ist  der  Fall,  wenn  Deutsche,  die  sich  im  Aas- 
lande aufhalten,  im  Falle  eines  Krieges  oder  einer  Kriegsgefahr  ungeachtet 
Aufforderung  nicht  zurückkehren  (§§  22  u.  20  d.  Ges.).  Wean  ein  Deutscher 
mit  Erlaubmss  seiner  Regierung  bei  einer  fremden  Macht  dient,  so  verbleibt 
ihm  seine  Staatsangehörigkeit. 

*^)  Die  bezeichnete  Frist  wird  von  dem  Zeitpunkte  des  Austrittes  aus 
dem  Bundesgebiete  oder^  wenn  der  Austretende  sich  im  Besitze  eines  Reise- 
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4.  bei  unehelichen  Kindern  durch  eine  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemäss  erfolgte  Legitimation,  wenn  der  Vater  einem 
anderen  Staate  angehört  als  die  Mutter; 

5.  bei  einer  Deutschen  durch  Yerheirathung  mit  dem  Ange- 
hörigen eines  anderen  Bundesstaates  oder  mit  einem  Ausländer. 

Die  Bestimmungen  über  die  Staatsangehörigkeit  in  den  nicht 
Deutschen  Ländern,  deren  Voraussetzungen  und  Wirkungen  sind 
theils  in  den  Gesetzen  der  betreffenden  Staaten  enthalten,  zum  Theile 
beruhen  solche  auch  auf  Staatsverträgen,  wie  z.  B.  den  von  Deutsch- 
land mit  verschiedenen  aussereuropäisehen  Staaten  abgeschlossenen 
Verträgen,  insbesondere  dem  Vertrage  mit  Persien  Tom  11.  Juni  1873, 
mit  Costa  Rica  Tom  18.  Mai  1875,  femer  dem  Vertrage  zwischen 
Bayern  und  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Amerika  Tom  26.  März 
1868,  in  welchen  sämmtlichen  Verträgen  die  Rechtsyerhältnisse  der 
gegenseitigen  Staatsangehörigen  in  Bezug  auf  Naturalisation  fest- 
gesetzt sind.  Die  hauptsächlichsten  Grundsätze,  soweit  solche  hier 
in  Betracht  kommen,  sind  unten  bei  der  Darstellung  der  Bestim- 
mungen über  die  Nachlassbehandlung  in  den  einzelnen  Staaten  an- 
geführt. 


papiers  oder  Heimathsscheins  befindet,  von  dem  Zeitpunkte  des  Ablaufs  dieser 
rapiere  an  gerechnet.  Sie  wird  unterbrochen  durch  die  Eintragung  in  die 
Matrikel  eines  Reichskonsalates.  Ihr  Lauf  beginnt  von  Neuem  mit  dem  auf 
die  Löschung  in  der  Matrikel  folgenden  Tage. 

Der  hienach  eingetretene  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich 
zugleich  auf  die  Ehefrau  und  die  unter  väterlicher  Gevralt  stehenden  minder- 
jährigen Kinder,   soweit  sie  sich  bei  dem  Ehemanne,   bezw.  Vater  befinden. 

Bei  minderjährigen  Kindern,  welche  sich  nicht  bei  ihrem  Vater  im 
Auslande  befinden,  werden  in  die  zehnjährige  Frist  die  Jahre  der  Minder- 
jährigkeit nicht  eingerechnet.  Entschl.  d.  k.  bayer.  Staatsmin.  d.  Innern  v. 
1.  Aug.  1883  (Amtsbl.  d.  Min.  d.  Inn.  1883  S.  283). 

Uneheliche  bei  ihrer  Mutter  befindliche  Kinder  sind  den  ehelichen 
gleich  zu  achten.    Entsch.  d.  bayer.  Verwaltungsgerichtshofs,  Bd.  4  S.  91. 

Der  selbständige  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  tritt  nur  dann 
<;in,  wenn  die  betreffende  Person  sich  im  Alter  der  Volljährigkeit  zehn 
Jahre  lang  ununterbrochen  im  Auslande  aufhält;  Entsch.  d.  bayer.  Verwaltungs- 
gerichtshofs, Bd.  4  S.  576. 

Deutsche,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährigen  Auf- 
tjnthalt  im  Auslande  verloren  haben,  und  demnächst  in  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reiches  zurückkehren,  erwerben  die  Staatsangehörigkeit  in  dem- 
jenigen Bundesstaat«,  in  welchem  sie  sich  niedergelassen  haben,  lieber  die 
Wiederverleihung  der  Staatsangehörigkeit  vergl.  Bl.  f.  admin.  Pr.,  Bd.  40 
S.  209  u.  1. 

lieber  den  Verlust  der  Eigenschaft  als  preussischer  Staatsangehöriger 
bzw.  als  Reichsangehöriger  durch  dauernden  Aufenthalt  im  Auslande  nach 
dem  früheren  preuss.  Recht  (Ges.  v.  31.  Dez.  1842)  und  nach  dem  Reidis- 
gesetze  vom  1.  Juni  1870  s.  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht  etc., 
Bd.  II  S.  285. 
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Die  Frage,  ob  man  Staatsangehöriger  mehrerer  Staaten 
zugleich  sein  kann,  ist  nicht  unbestritten.  Das  Schlussprotokoll 
zum  Gothaer  Vertrage  yom  15,  Juli  1851  erkannte  die  Möglichkeit 
ausdrücklich  an.  Nach  dem  dermaligen  Stande  der  Gesetzgebung 
in  Deutschland  ist  anzunehmen,  dass  man  das  Indigenat  in  mehreren 
deutschen  Staaten  besitzen  könne,  da  das  Gesetz  über  Erwerb  und 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  behufs  der  Aufnahme  (§  7  des  Ges.) 
nicht  verlangt,  dass  der  Gesuchsteller  auch  den  Nachweis  über  seine 
Entlassung  aus  dem  früheren  Staatsverbande  liefere. 

Auch  geht  durch  den  Erwerb  einer  fremden  Staatsange- 
hörigkeit die  deutsche  Reichsangehörigkeit  ipso  Jure  noch  nicht 
verloren.^®) 

§  2. 
Wohnsitz  —  Aufenthalt. 

Da  für  die  Nachlassbehandlung  nach  der  in  Deutschland  der- 
malen noch  herrschenden  Theorie  und  Praxis  hauptsächlich  die  that- 
sächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  bezüglich  des  von  dem  Ver- 
storbenen innegehabten  Wohnsitzes  in  Betracht  kommen,  ist  es 
geboten,  über  Begriff  des  Wohnsitzes,  dessen  Unterschied  Tom  blossen 
—  länger  oder  kürzer  andauernden  —  Aufenthalte  an  einem  Orte, 
über  Begründung  und  Verlust  des  Wohnsitzes  in  Kürze  die  leitenden 
Grundsätze  hier  Torausgehen  zu  lassen. 

Der  Begriff  des  Wohnsitzes,  sowie  die  Bestimmungen  darüber, 
unter  welchen  Voraussetzungen  der  Wohnsitz  begründet  und  auf- 
gehoben wird,  sind  hauptsächlich  dem  bürgerlichen  Bechte  zu  ent- 
nehmen;*) hierüber  gelten  folgende  Grundsätze:*) 

>«)  Vgl.  Laband  a.  a.  0.  S.  130;  Pözl  a.  a.  0.  S.  66  Note  5;  Entsch. 
d.  bayer.  Verwaltimgsgerichtshofs,  Bd.  2  S.  582;  Zorn  a.  a.  0.;  v.  Martitz 
a.  Ä.  0.  S.  793  ff.,  1113  ff.;  Motive  zum  Ges.  v.  1.  Juni  1870  in  den  Ver- 
handlungen des  Norddeutschen  Reichstags  von  1870,  Bd.  3  S.  1R5  ff.;  femer 
Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  2.  Juni  1881  (Annalen  des  Reichsgerichts, 
Bd.  4  S.  3).  Für  die  Annahme  der  Möglichkeit  einer  doppelten  Staatsange- 
hörigkeit tritt  auch  ein  Laurent,  Principes  de  droit  civil,  1  p.  475.  Anders 
dagegen  Vesque  vonPüttlingen  im  Handhuche  des  in  OesteiTeich-Ungam 
geltenden  internationalen  Priva^ecfates,  1878,  S.  41,  woselbst  angeführt  ist, 
dass,  da  die  staatsrechtliche  Persönlichkeit  ihrer  Natur  nach  untheilbar  ist, 
man  nicht  zugleich  Staatsbürger  mehrerer  Staaten  sein  könne.  Auch  v.  Bar 
a.  a.  0.  I  S.  257  erklärt  sich  entschieden  gegen  die  Anerkennung  mehrfacher 
Staatsangehörigkeit.    Vergleiche  auch  Bluntschli  a.  a.  O.  §  373.  > 

')  Auch  der  Begriff  des  Wohnsitzes  im  Sinne  der  deutschen  Zivil- 
urozessordnung  ist  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  zu  bestimmen.  Näheres 
hierüber  s.  Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  etc.  R.,  Bd.  III  S.  302. 

«)  S.  hierüber:  L,  7  Cal  de  incoUs  (10.39);  v.  Savigny,  System  des 
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I.  Als  Wohnsitz  einer  Person  ist  der  Ort  zu  betrachten,  welchen 
dieselbe  zum  bleibenden  Aufenthalte  und  dadurch  zum  Mittelpunkte 
ihres  bürgerlichen  Lebens  und  ihrer  Geschäfte  frei  gewählt  hat. 

Mitunter  wird  für  Wohnsitz  auch  die  Bezeichnung  „Wohnort^ 
gebraucht.  Eine  verschiedene  Bedeutung  beider  Ausdrucke  wird 
zwar  nicht  eingeräumt;')  immerhin  ist  aber  die  Bezeichnung  des 
Domizils  im  juristischen  Sinne  durch  den  Ausdruck  ^Wohnsitz '^  die 
geläufigere  und  wird  hiedurch  jeglicher  Zweifel,  ob  unter  dem  Wohnort 
nicht  etwa  nur  der  Ort  des  für  länger  berechneten  Aufenthaltes 
yerstanden  ist^  beseitigt.^)  Der  i)leibende  Aufenthalt  schliesst  weder 
eine  Torübergehende  Abwesenheit  aus,  noch  eine  künftige  Aenderung, 
deren  Vorbehalt  vielmehr  von  selbst  verstanden  wird;  es  ist  damit 
nur  gemeint,  dass  nicht  schon  anfangs  die  Absicht  auf  vorübergehende 
Dauer  vorhanden  sein  darf. 

In  der  Regel  hat  jede  Person  die  freie  Wahl,  wo  sie  ihr 
Domizil  aufschlagen  will.  Ausnahmsweise  unterliegen  jedoch  manche 
Personen  hierin  theils  wegen  mangelnder  Willensfahigkeit,  theils 
mit  Rücksicht  auf  bestimmte  Lebensverhältnisse  einer  Beschränkung 
(s.  Ziff.  4).     Die  im  internationalen  Rechte  nicht  überall  gleich  be- 


heutigen römischen  Rechts»  §  353  ff.;  Seuffert,  Pandekten,  4.  Aufl.,  §  102: 
Dernburg,  Pandekten,  3.  Aufl.,  I  S.  103  ff.;  Beseler,  System  des  gem. 
deutschen  Privatrechts,  3.  Aufl.,  §  39;  v.  Bar  a.  a.  O.  S.  151  ff.;  v.  Bayer, 
Vorträge  fiber  gem.  Zivilprozess,  8.  Aufl.,  S.  118.  In  Bayern  ist  far  den 
Begriff  des  Wohnsitzes  und  die  Voraussetzongen  für  dessen  Begründung  die 
durch  Art.  81  des  AusfÜhnmgsgesetzes  vom  23.  Februar  1879  zur  Reichs- 
zivilprozessordnung  ausdrücklich  aufrecht  erhaltene  zivilrechtliche  Bestimmung 
des  Kap.  I  §  8  der  Gerichtsordnung  von  1753  massgebend.  Vgl.  hiezu 
^enffert,  Konunentar  zur  B.-G.-O.  v.  1753  zu  diesem  Paragraphen,  ferner 
Vieriing  in  Hauser's  Zeitschrift  für  Reichs-  und  Landesrecht^  Bd.  2 
S.  835  ff.;  Böhm,  Erläuterungen  zum  bezeichneten  Ausführungsgesetze,  18B9, 
S.  120  f. 

')  Savigny  a.  a.  0.  S.  58.  Vesque  von  Püttlingen  a.  a.  0.  S.  52 
stellt  einen  besonderen  Begriff  des  ^ Wohnortes**  unterschieden  von  Wohnsitz 
und  Aufenthalt  auf  und  versteht  darunter  den  Ort  (quasi-domicüium),  wo 
Jemand  für  eine  längere,  jedoch  im  Voraus  beschränkte  Zeit,  z.  B.  zu  einer 
Badekur,  einem  Theaterengagement  sich  niederlässt. 

*)  Das  italienische  Gesetz  unterscheidet  zwischen  domicUlo  cimle,  dem 
Wohnsitz  in  unserem  Sinne,  und  residenza,  dem  Orte,  wo  Jemand  seinen  ge- 
wöhnlichen Aufenthalt  hat;  Cod,  civ,  Art.  16. 

Ueber  den  gewählten  Wohnsitz  des  französischen  Rechts  (Art.  111 
Code  civil)  s.  unten  ,  Frankreich  **. 

Auch  das  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  und  die  Eheschliessung  (R.-G.-BI.  1875,  S.  23)  unterscheidet: 
Wohnsitz:  §§  42,  46  Ziff  1,  2  u.  8;  Wohnort:  §  22  Ziff.  1  u.  3,  §§  64,  59, 
Ort  des  gewöhnlichen  Aufenthaltes:  §§  42,  46  Ziff.  2.  Ueber  den  Begriff  des 
Wohnorts  im  Sinne  des  §  29  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873 
8.  R.-U.  V.  19.  April  1883  (Annalen  etc.,  Bd.  8  S.  64). 
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handelte  Frage,  ob  auch  für  Ausländer  eine  gültige  Wahl  des 
Wohnsitzes  im  fremden  Lande  angenommen  werden  könne,  in  der 
Art,  dass  sie  vor  Lösung  ihres  UnterthanenYerhältnisses  im  Heimaths- 
lande  im  Stande  sind,  in  einem  anderen  Lande  ein  Domizil  mit  den 
gesetzlichen  Wirkungen  zu  begründen,  ist  in  der  Rechtsprechung 
mehrfach  bejaht  worden.^)  Es  ist  also  Yollkommen  gleichgültig,  ob 
der  Domizüirende  etwa  anderwärts  Indigenats-  oder  Heimathsrechte 
besitzt.^  Umgekehrt  yerleiht  die  Staatsangehörigkeit  und  das 
HeimathsTcrhältniss  zwar  das  Recht,  im  Staate  und  bezw«  in  der 
Gemeinde  ständigen  Wohnsitz  zu  nehmen,  allein  ohne  thatsächliche 
Ausübung  dieser  Befagniss  wird  auch  dortselbst  das  Domizil  nicht 
begründet.^ 


'yUrtheile  des  obersten  Gerichtshofes  in  Bayern  v.  24.  Januar  1874 
und  vom  13.  Mftrz  1876  (Sammlung  oberstrichterl.  Entsch.  —  Zivilrecht  — 
Bd.  4  S.  727  und  Bd.  6  S.  255).  Die  Meinung,  dass  ohne  die  Erlangung  des 
Indigenats  auf  die  Wahl  eines  bleibenden  Wohnsitzes  nicht  geschlossen 
werden  kOnne,  ist  unstichhaltig.  Anders,  wo  durch  die  Gesetzgebung  die 
Erwerbung  des  Indigenates  oder  sonst  die  Ermächtigung  zur  BegrOndung 
eines  Wohnsitzes  positiv  vorgeschrieben  ist.  Nach  Art.  13  des  Cod,  civ.  ist 
B.  B.  zur  Begründung  des  Wohnsitzes  in  Frankreich  für  einen  Ausländer  die 
staatliche  Erlaubniss  nothwendig. 

^}  Vgl.  Seuffert's  Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte 
in  den  Deutschen  Staaten,  Bd.  17  Nr.  116. 

^  Der  von  Savigny  über  den  Wohnsitz  und  dessen  Bedeutung  für 
die  Rechtsverhältnisse  einer  Person  angenommenen  Lehre  stellt  Dr.  Otto 
Bahr  in  der  Bd.  IX,  Neue  Folge,  der  Jahrbücher  für  die  Dogmatik  des 
heutigen  römisclien  und  deutschen  Privatrechts  von  Ihering  S.  34  ff.  ent 
haltenen  Abhandlung  .Wohnsitzrecht  und  Heimathrechf*  folgende  Sätze 
entgegen: 

Neben  dem  Begriff  des  Domizils,  als  des  durch  freie  Wahl  bestinmiten 
bleibenden  Aufenthaltsortes,  habe  sich  noch  ein  anderer  Begriff  von  Domizil 
entwickelt,  der,  unabhängig  von  dem  Aufenthalte  und  nicht  in  gleichem 
Maasse  der  freien  Wahl  des  Individuums  unterliegend,  in  der  persönlichen 
Zugehörigkeit  xu  einem  bestimmten  örtlichen  Verband  —  Staat  und  Gemeinde 
—  besteht.  Man  könne  dieses  Domizil,  da  es  vorzugsweise  öffentlich-recht- 
liche Bedeutung  hat,  das  publizistische,  jenes,  nach  seiner  vorwiegenden 
Bedeutung  für  das  Privatrecht,  das  privatrechtliche  nennen.  Das  — 
durch  die  Staats-  oder  die  Gemeindeangehörigkeit  begründete  —  publizistische 
Domizil  greife  aber  such  in  das  Privatrecht  dergestalt  ein,  dass  es  für  eine 
Anzahl  Rechtsverhältnisse  als  ausschliessend  maassgebend  erkannt  werden 
musste. 

Als  solche  in  das  Privatrecht  einschlagende  Rechtsverhältnisse,  bei 
welchen  das  Domizil,  dessen  örtliches  Recht  für  sie  als  maassgebend  erkannt 
wird,  nur  das  publizistische  Domizil,  nicht  das  privatrechtliche  sein  könne, 
bezeichnet  Bahr  diejenigen  Verhältnisse,  bei  welchen  das  Recht  unmittelbar 
aus  einer  die  Personen  erfassenden  gesetzlichen  Regel  und  zwar  aus  einer 
solchen  Regel  hervorgeht,  die  der  Veränderung  durch  Privatwillkür  ent- 
zogen ist. 

Hiezu  ist  zu  bemerken: 

In  einzelnen  vom  Deutschen  Reich  mit  auswärtigen  Staaten  abge- 
schlossenen Verträgen   ist   die  Staatsangehörigkeit  als  für  bestimmte  Rechts- 
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II.  Der  Aufenthalt  wird  durch  das  thatsächliche  Yerhältnias 
des  Yerweilcns  einer  Person  an  einem  Orte,  ohne  die  Absieht, 
dauernd  dort  zu  bleiben  und  denselben  zum  Mittelpunkte  ihres  Ver- 
kehrs zu  machen,  bestimmt.  Hiebei  kommt  es  zunächst  nicht  auf 
die  längere  oder  kürzere  Dauer  dieses  Yerweilens  an«  Der  Auf- 
enthalt wird  auch  dann  nicht  zum  Wohnsitz^  wenn  das  Verweilen 
an  einem  Orte  nicht  bloss  schnell  vorübergehend  ist,  sondern  zufallig 
längere  Zeit  andauert,  wie  solches  z.  B.  bei  Dienstboten,  Hand-  oder 
Fabrikarbeitern,  Gewerbegehülfen,  Studirenden,  Sohülern  und  Lehr- 
lingen der  Fall  ist,  deren  Wohnsitz  zunächst  nach  den  unter  Ziff.  lY 
angeführten  Bestimmungen  sieh  bemisst.^) 

Iir.  Zur  gesetzliohen  Begründung  eines  Wohnsitzes  gehören 
zwei  wesentliche  Stücke: 

1.  die  Absicht,  an  einem  bestimmten  Orte  bleibenden  Aufenthalt 
zu  nehmen  (animn8  habttandi),^) 

2.  die  Ausführung  dieser  Absicht  durch  wirksames,  mit  häus- 
licher Niederlassung  verbundenes  Wohnen  (actualis  habitatio). 

Die  Absicht,  einen  beständigen  Wohnsitz  nehmen  zu  wollen, 
kann  sowohl  ausdrücklich,  als  stillschweigend  durch  Handlungen  oder 
Thatsachen  sich  äussern.  Für  eine  stillschweigende  Kundgebung 
dieser  Absicht  ist  es  zu  erachten,  wenn  Jemand  in  einem  Orte  ein 
Amt,  das  seine  beständige  Gegenwart  dort  erfordert,  übernimmt, 
Handel  oder  Gewerbe  daselbst  zu  treiben  anfangt,  oder  sich  selbst 
Alles,  was  zu  einer  eingerichteten  Wirtbschaft  gehört,  anschafft  und 
dergleichen.  Insbesondere  fällt  auch  der  Erwerb  und  Besitz  eines 
eigenen  Wohnhauses  ins  Gewicht.  ^^) 

lY.  In  gewissen  Fällen  tritt  eine  Ausnahme  von  der  freien 


Verhältnisse  ohne  Rücksicht  auf  das  thatsächliche  Domizil  maassgebcnd  an- 
erkannt. Soweit  Verträge  nicht  bestehen,  hält  jedoch  die  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  für  das  Gebiet  des  gemeinen  deutschen  Rechts  an  der  von 
Savigny  aufgestellten  Lehre  fest  Näheres  hierüber,  insbesondere  über  die 
von  Bahr  aus  obiger  Theorie  fOr  erbrechtliche  Yerhältnisse  und  Vormund- 
schaftsrecht gezogenen  Konsequenzen  s.  nachfolgend  zu  §§  5  u.  6. 

^)  Ueber  die  Ausnahme  der  Begründung  des  Gerichtsstandes  dm-ch  den 
blossen  Aufenthalt  s.  Ziff.  YI. 

^  Für  die  Begründung  des  Wohnsitzes  kommt  nichts  darauf  an,  ob  die 
betreffende  Person  in  dem  fraglichen  Orte  zu  wohnen  berechtigt  war;  das 
Domizil  als  solches  ist  vom  Wohnrecht  unabhängig.  Die  Bethätignng  des 
animus  kabiiandi  ist  möglich,  so  lange  von  dem  Rechte,  das  fernere  Wohnen 
am  Orte  zu  verhindern,  kein  Gebrauch  gemacht  wird.  R.-U.  v.  29.  Jan.  1883, 
Entsch.  d.  R.-G.  i.  Zivils.,  Bd.  8  S.  147. 

>")  Seuffert's  Archiv,  Bd.  14,  Nr.  65;  ferner  R.-U.  v.  18.  Juni  1885 
(Entsch.  Bd.  15  S.  367). 
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Wahl  des  Wohnsitzes  ein  und  unterliegen,  wie  bereits  bemerkt, 
manche  Personen  theils  wegen  mangelnder  Willensfähigkeit,  theils 
mit  Rücksicht  auf  bestimmte  Lebensyerhältnisse  hierin  einer  Be- 
schränkung, lieber  den  hienach  begrQndeten  sog.  akzessorischen 
oder  abgeleiteten  Wohnsitz  im  Gegensatze  zum  selbstständigen,  sowie' 
über  besondere  Gerichtsstände  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

1.  Ehefrauen  theilen  den  Wohnsitz  des  Ehemannes,  sofern 
nicht  auf  immerwährende  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  ist.^^) 

2.  Eheliche  und  diesen  gleichgestellte  Kinder  theilen  den  Wohn- 
sitz des  Yaters,  uneheliche  den  Wohnsitz  der  Mutter.  Sie  behalten 
diesen  Wohnsitz,  bis  sie  denselben  in  rechtsgültiger  Weise  aufgeben. ^^) 

3.  Dienstboten,  Hand-  und  Fabrikarbeiter^  Gewerbe- 
gehülfen,  Studirende,  Schüler  oder  Lehrlinge  haben  nicht 
Yon  selbst  ihren  Wohnsitz  am  Orte  ihrer  Herrschaft,  bzw*  des 
Arbeitsgebers,  oder  der  betreffenden  Bildungsanstalt,  vielmehr  be- 
halten solche  Personen  ihren  bisherigen  Wohnsitz,  der  in  der  Hegel 
ein  abgeleiteter  sein  wird,  auch  bei  längerer  Dauer  des  Aufenthaltes 
bei.  Dies  folgt  insbesondere  nach  der  Bestimmung  des  §  21  der 
Deutschen  Ziv.-Pr.-O.  daraus,  dass  dort  für  Klagen  wegen  Ter- 
mögensrechtlicher  Ansprüche  gegen  dieselben  ein  besonderer  Gerichts- 
stand am  Aufenthaltsorte  gegeben  ist.^^) 


'*)  §  17  der  Deutschen  Zivilprozessordnung.  Bei  Trennung  der  Ehe 
durch  Scheidung  oder  durch  den  Tod  hört  die  Abhängigkeit  des  Gerichts- 
standes auf,  alsdann  tritt  der  natürliche  Begriff  des  Wohnsitzes  in  Funktion, 
gleichwie  in  den  Fällen,  wenn  und  so  lange  der  Ehemann  keinen  Wohnsit» 
hat;  Struck m ann  u.  Koch,  die  Ziv.-Pr.-O.  für  das  Deutsche  Reich,  zu  §17. 

'*)  §  17  Abs.  2  d.  D.  Ziv.-Pr.-O.  Welche  Kinder  als  den  ehelichen 
gleichgestellt  gelten  (z.  B.  ob  anerkannte  uneheliche  Kinder,  Putativkindcr 
u.  8.  w.^  beantwortet  sich  nach  dem  bürgerlichen  Rechte. 

Es  ist  gleich,  ob  das  Aufgeben  des  Wohnsitzes  in  rechtsgültiger  Weise 
nach  erlangter  Verfügungsfähigkeit  oder  schon  vorher  mit  väterlicher  oder 
vormundschaftlicher  Genehmigung  erfolgt  ist.  Bis  dahin  dauert  der  Gerichts- 
stand auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  bezw.  der  Mutter  fort;  Struckmann 
n.  Koch  a.  a.  0.  Vgl.  auch  Seuffert's  Archiv,  Bd.  31,  Nn  10,  woselbst 
ausgeführt  ist,  dass  der  Vater  seinen  mindenährigen  Hauskindem  ein  von 
seinem  eigenen  Wohnsitz  verschiedenes  Domizil  konstitulren  kann. 

Unter  Vormundschaft  stehende  Minderjährige  können,  ihre  natürliche 
Handlungsfähigkeit  vorausgesetzt,  mit  Zustimmung  des  Vormundes  einen  neuen 
Wohnsitz  begiünden.  §  17  Ziv.-Pr.-O.  ist  hierauf  nicht  von  Einfluss.  Für 
die  Annahme  des  Eintritts  eines  neuen  Wohnsitzes  ist  es  gleichgültig,  ob  der 
seinen  Wohnsitz  Verändernde  der  allenfallsigen  rechtlichen  Folgen  des 
Domizilswechsels  sich  bewusst  gewesen  ist.  Urth.  d.  bayer.  Obersten  Landes- 
gerichis  vom  18.  Dez.  1885  (Sammlung  etc.,  Bd.  11  S.  297).  Vgl.  hiezu  auch 
T.  Bar  a.  a.  0.  I  S.  159. 

^^  Das  Gleiche  wird  auch  in  der  Regel  von  Rechtspraktikanten,  Kon- 
zipienten,  Funktionären  und  von  Schreibern  gelten. 
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Bei  Personen  der  genannten  Kategorie  ist  jedoch  nicht  aus- 
geschlossen, dass  sie  unter  Aufgabe  ihres  älteren  Wohnsitzes  einen 
neuen  am  Orte  Uirer  Dienstleistung  oder  Arbeit  begründen.  Es 
wird  solches  namentlich  bei  besonders  langer  Dauer  ihres  Aufent- 
haltes und  unter  Umständen,  die  darauf  sohliessen  lassen,  dass  ein 
Aufgeben  des  neuen  Wohnoiiies  nicht  mehr  beabsichtigt  ist,  anzu- 
nehmen sein. 

4.  Militärpersonen  haben  in  der  Begel  in  Ansehung  des 
Gerichtsstandes  ihren  Wohnsitz  am  Garnisonsorte. 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  auf  diejenigen  Militärpersonen, 
welche  nur  zur  Erfüllung  der  Wehrpflicht  dienen  oder  welche  selbst- 
ständig einen  Wohnsitz  nicht  begründen  können,  keine  Anwendung.^^} 

5.  Deutsche,  welche  das  Recht  der  Exterritorialität  ge- 
niessen,  sowie  die  im  Auslande  angestellten  Beamten  des 
Reichs  oder  eines  Bundesstaates  behalten  in  Ansehung  des 
Gerichtsstandes  den  Wohnsitz,  welchen  sie  in  dem  Heimathsstaate 
hatten.  In  Ermanglung  eines  solchen  Wohnsitzes  gilt  die  Haupt- 
stadt des  Heimathsstaates  als  ihr  Wohnsitz.  Ist  die  Hauptstadt  in 
mehrere  Gerichtsbezirke  getheilt,  so  wird  der  als  Wohnsitz  geltende 
Bezirk  im  Wege  der  Justizverwaltung  durch  allgemeine  Anordnung 
bestimmt. ^^ 

Auf  Wahlkonsuln  finden  diese  Bestimmungen  keine  An- 
wendung.*^ 

In  einer  Entsch.  d.  Österr.  Obersten  Gerichtshofs  in  Wien  v.  29.  Jan. 
1890  ist  ausgesprochen,  dass  der  Wohnsitz  eines  Geschäftsreisenden  nach 
dem  Wohnsitze  des  Eanfmannes,  bei  dem  er  bedienstet  ist,  sich  bestimme. 
Vgl.  Zeitschrift  f.  int.  Privatrecht  etc.,  Bd.  I  S.  83. 

")  §  14  der  Deutschen  Ziv.-Pr.-O.  Welche  Personen  ^^üitärper- 
sonen"  sind,  besagt  §  4  des  Mil.-Str.-G.-B.  fUr  das  Deutsche  Reich  vom 
20.  Juni  1872  (R.-G.-B1.  S.  174)  und  der  Anlage  (S.  204) ;  vgl.  auch  rücksicht- 
lich des  Heeres  §§  38,  56  des  Reichs-Mil.-Ges.  v.  2.  Mai  1874  (R.-G.-B1.  S.  45). 

Als  Wohnsitz  der  Militärpersonen,  welche  zu  einem  Truppentheile  ge- 
hören, der  im  Deutschen  Reiche  keinen  Gamisonort  hat,  gilt  in  Ansehung 
des  Gerichtsstandes  der  letzte  deutsche  Garnisonort  des  Truppentheils,  §  15 
der  Ziv.-Pr.-O. 

üeber  das  Domizil  der  Militftrpersonen  vgl.  auch  Vierling  a.  a.  0. 
S.  336  u.  337. 

^^  §  16  der  Ziv.-Pr.-O.  üeber  das  Recht  der  Exterritorialität  vgl.  §§  18, 
19  u.  21  des  Ger.-Yerf.-Ges.  für  das  Deutsche  Reich  und  im  Anhange  Kr.  1, 
bezüglich  der  Reichsbeamten  §  21  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März 
1873  (R.-G.-Bi.  1873  S.  65),  Art.  10  der  Reichsverfassung,  Art.  20  des  Zoll- 
vereins Vertrags  vom  8.  Juli  1867.  Wenn  für  den  Reichsbeamten  im  Deutschen 
Reiche  kein  Heimathsstaat  besteht,  ist  der  Gerichtsstand  vor  dem  Amtsgerichte 
zu  Berlin  begründet. 

*®)  Wegen  der  Wahlkonsuln  s.  §  9  flF.  des  Eonsulats-Ges.  v.  8.  Nov. 
1867  (Ges.-Bl.  des  Nordd.  Bundes  S.  137). 
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6.  Bezfiglich  des  Gerichtsstandes  der  Beamten  enthält  die 
Deutsche  Ziy.-Pr.-O.  keine  Bestimmung.  Nach  dem  Begriffe  des 
Wohnsitzes  ist  als  solcher  in  der  Regel  der  Ort  zu  betrachten,  an 
welchem  der  Beamte  angestellt  ist.^^) 

7.  Für  die  Strafgefangenen  wird  am  Straforte  ein  Domizil 
nicht  begründet,  ebensowenig  für  die  Ausgewiesenen  und  an 
einen  bestimmten  Ort  Hingewiesenen  durch  die  Thatsache  der 
Anweisung  eines  bestimmten  Ortes.  Letzteres  kann  erst  dann  be- 
gründet sein,  wenn  der  auf  einen  bestimmten  Ort  Angewiesene  durch 
den  Bezug  des  Ortes  seine  Unterwerfung  unter  die  über  ihn  yer- 
hängte  Massregel  und  seinen  Willen,  hier  sedetn  fixam  habere,  hat 
erkennen  lassen.^  ^) 

Die  Yerbringung  einer  geisteskranken  Person  in  eine  Irren- 
anstalt begründet  am  Orte  der  letzteren  kein  Domizil.  Bei  einer 
willenlosen  Person  fehlt  es  von  vorneherein  an  der  Absicht,  einen 
Ort  alt  den  regelmässigen  Mittelpunkt  ihres  häuslichen  und  bürger- 
lichen Daseins  und  Verkehrs  zu  wählen;  es  gebricht  ihr  an  der 
freien  Selbstbestimmung  und  an  der  erforderlichen  Willensrichtung. 
Dazu  kommt  noch,  dass  bei  den  in  eine  Irrenanstalt  verbrachten 
Geisteskranken  von  einer  thatsächlichen  Begründung  des  häuslichen 
Heerdes,  von  einer  dauerhaften  Festsetzung  des  Hauswesens  gleich 
den  Sträflingen  am  Straforte  keine  Rede  sein  kann.^^) 

y.  Es  kann  Jemand  ein  mehrfaches  Domizil  haben  durch 
gleichmässige  Wahl  mehrerer  Orte  zum  Mittelpunkte  seiner  Thätig- 
keit.»o) 


^^  Struckmann  u.  Koch  a.  a.  0.  §  16,  Note  2.  Savigny  a.  a.  0. 
S.  61.  Es  wird  jedoch  dazu  gehören,  dass  der  Beamte  an  dem  Orte  seiner 
Anstellung  wirklich  Aufenthalt  genommen  hat;  so  behftit  z.  B.  ein  von  einem 
Orte  zum  anderen  versetster  Beamter  seinen  früheren  Wohnsitz,  bis  er  am 
Orte  seiner  Versetzung  sich  niedergelassen  hat.  Vgl.  hiezu  Vierling  a.  a.  0. 
S   337 

'^  Vierling  a.  a.  0.  S.  337  flf.;  v.  Bar  a.  a.  0.  II  S.  155.  Bei  lebens- 
länglicher Transportation  in  eine  Strafkolonie,  wo  der  Verurtheilte  sich  auch 
faäaslich  und  geschäftlich  niederlassen  kann,  nimmt  die  englische  Praxis  eine 
Aendenmg  des  Domizils  an. 

")  Entsch.  d.  bayer.  Obersten  Gerichtshofs  v.  12.  August  1870  (Bl.  f. 
B.-A.,  Bd.  35  S.  254;  Zeitechr.  f.  intern.  Privat-  etc.  R.,  Bd.  II  S.  384).  In 
gleichem  Sinne  auch  Urth.  des  0.-A.-G.  zu  Darmstadt  vom  6.  Dezember  1852 
(Seuffert's  Archiv,  Bd.  10  Nr.  2). 

'^)  Savigny  a.  a.  0.  S.  63;  Dernburg  a.  a.  0.  S.  106.  Dies  wird 
insbesondere  dann  der  Fall  sein,  wenn  Jemand  an  zwei  Orten  neben  einander 
sich  dergestalt  einrichtet,  dass  er  für  jeden  derselben  vollständig  den  Voraus- 
setzungen der  Domizilsbegründung  entspricht  und  eine  Willenserklärung  oder 
sonstige  Umstände,  welche  auf  das  Aufgeben  des  erstbegründeten  Domizils 
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Umgekehrt  kann  Jemand  zeitlich  ganz  ohne  Domizil  sein. 
T.  SaTiguy   stellt  in  letzterer  Beziehung  folgende  Fälle  auf: 

1.  wenn  ein  bisheriger  Wohnsitz  aufgegeben  ist  und  ein  neuer 
erst  gesucht  wird,  so  lange  bis  dieser  gewählt  und  wirklich 
begründet  sein  wird, 

2.  wenn  Jemand  eine  lange  Zeit  hindurch  das  Reisen  zu  seinem 
Lebensberuf  macht,  ohne  daneben  eine  Heimath  als  bleibenden 
Mittelpunkt  seiner  Geschäfte,  in  welchen  er  regelmässig  zu- 
rückzukehren pflegt,  zu  haben, ^^) 

3.  bei  Landstreichern,  die  ohne  festen  Lebensberuf  in  unbe- 
stimmter Weise  umherziehen.-^) 

VL  Der  allgemeine  Gerichtsstand  einer  Person,  welche  keinen 
Wohnsitz  hat,  wird  nach  §  18  der  Deutschen  Ziv.-Pr.-O.  durch 
den  Aufenthaltsort  im  Deutschen  Reiche  und,  wenn  ein  solcher  nicht 
bekannt  ist,  durch  den  letzten  Wohnsitz  bestimmt. ^^ 

Vn.  Aufgehoben  wird  der  einmal  begründete  Wohnsitz 
nicht  durch  vorübergehende  Entfernung,  ^^)  sondern  durch  gänzliches 
Verlassen  des  bisherigen  Wohnortes.  Gewohnlich  wird,  wenn  gleich 
nicht  allgemein  und  nothwendig,  das  Aufgeben  des  bisherigen  Wohn- 
sitzes zusammenfallen  mit  der  Begründung  eines  neuen  Wohnsitzes. ^^'^) 


Bchliessen  lassen,  nicht  vorliegen.  S.  Seuffert*s  Archiv,  Bd.  16  Nr.  74. 
Dagegen  bemerkt  v.  Bur  ft.  a.  0.  I  S.  161,  wenn  man  das  sog.  persönliche 
Recht  von  dem  Domizil  abhängig  machen  wolle,  müsse  man  insoweit  die 
Möglichkeit  eines  mehrfachen  Domizils  leugnen  und  anderseits  die  Fortdauer 
des  früheren  Domizils  bis  zu  dem  Zeitpunkte  des  Erwerbs  eines  neuen  Domizils 
annehmen;  denn  ein  mehrfaches  persönliches  Recht  für  dieselbe  Person  sei 
ebenso  eine  juristische  Unmöglichkeit  wie  der  gänzliche  Mangel  desselben. 

^^)  Anders  bei  Geschäftsreisenden  oder  Agenten,  die  als  solche  bei 
einem  hestiinmten  Geschäftshause  oder  an  einem  bestimmten  Oi'te  engagirt 
sind,   als  deren  Wohnsitz  jener  Ort  alsdann  anzusehen  ist;   s.  oben  Note  lo. 

'^^)  Hierunter  können  heutzutage  jedoch  nur  solche  Personen  verstanden 
werden,  fUr  welche  sich  ein  Wohnsitz  oder  der  in  Ermangelung  desselben  als 
solcher  geltende  Herkunftsort  nicht  ausmitteln  lässt.  Vgl.  auch  Kap.  I  §  3 
der  bayer.  G.-O.  von  1753. 

^^  Es  wird  hiebei  zwischen  Inland  und  Ausland  nicht  unterschieden^ 
auch  in  Betreff  des  subsidiär  maassgebenden  letzten  Wohnsitzes  nicht; 
Struckmann  u.  Koch  a.  a.  0.,  Note  1  zu  §  18  der  Ziv.-Pr.-O. 

Ueber  den  Begriff  des  Aufenthalts  im  Sinne  des  §  18  d.  Ziv.-Pr.-O.  s. 
auch  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  etc.  R.,  Bd.  UI  S.  303,  Über  den  des  letzten 
Wohnsitzes:  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  etc.  R.,  Bd.  II  S.  39. 

^*)  Durch  wechselnden  Aufenthalt  zum  Zwecke  des  Geschäftsbetriebes 
wird  der  durch  feste  Niederlassung  begründete  Wohnsitz  nicht  aufgehoben; 
Urth.  des  obersten  Gerichtshofes  in  Bayern  v.  18.  Okt.  1870  (Sammlang  der 
Kntscb.,  Bd.  1  S.  18). 

*'^)  Der  Vertrag  der  südamerikanischen  Staaten  über  internationales 
Zivilrecht  (auf  Grund   des  Kongresses  zu  Montevideo)  vom  15.  Januar  1889 
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Begriff  und  juristische  Natur  der  Staats-Verträge, 
deren  Abschluss,  staatsrechtliche  Gültigkeit  und  WirksamJceit.^) 

Es  ist  in  der  Natur  der  Sache  begrfiudet  und  insbesondere 
eine  Folge  der  in  neuerer  Zeit  immer  grössere  Ausdehnung  ge- 
winnenden internationalen  Beziehungen,  dass  die  Bestimmungen  über 
den  BechtsYerkehr  mit  dem  Auslande  und  namentlich  auch  in  Bezug 
auf  die  Behandlung  yon  Yerlassenschafton  grösstentheils  durch  Yer- 

(s.  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  etc.  R.,  Bd.  I  S.  324  ff.)  enthalt  unter  Titel  II 
,Vom  AVohnsitze*  folgende  Bestimmungen: 

„Art.  5.  Das  Gesetz  desjenigen  Oi*ts,  an  welchem  eine  Person  sich 
aufhält,  bestinunt  die  Voraussetzungen,  unter  denen  der  Aufenthalt  einen 
Wohnsitz  begründet. 

Art.  6»  Die  Väter,  VonnÜnder  und  Pfleger  haben  ihren  Wohnsitz 
in  dem  Gebiete  desjenigen  Staates,  nach  dessen  Gesetzen  sich  ihre 
Thätigkeit  richtet. 

Art.  7.  Die  handlungsunfähigen  Personen  haben  den  Wohnsitz 
ihrer  gesetzlichen  Vertreter. 

Art.  8.  Der  Wohnsitz  der  Ehegatten  ist  der  durch  die  Ehe  be- 
gründete, und  in  Ennangolung  eines  solchen  der  Wohnsitz  des  Ehe- 
mannes. 

Die  gerichtlich  geschiedene  Ehefrau  behält  den  Wohnsitz  des  Ehe- 
mannes, bis  sie  einen  neuen  begründet. 

Art.  9.  Für  diejenigen  Personen,  die  keinen  bekannten  Wohnsitz 
haben,  gilt  der  Aufenthaltsort  als  Wohnsitz." 

')  Zur  Literatur:  Meier,  ul)or  den  Abschluss  von  Staatsvertriigon, 
Leipzig  1874;  Bergbohm,  Staats vei-träge  und  Gesetze  als  Quellen  des 
Völkerrechts,  Dorpat  1878;  Bluntschli,  modernes  Völkerrecht,  1878;  Hart- 
mann, Institutionen  des  praktischen  Völkerrechts,  1878;  v.  Neumann, 
Grundriss  des  heutigen  europäischen  Völkerrechts,  Wien  1878;  Jellinek, 
die  rechtliche  Natur  der  Staaten  vertrage,  Wien  1880;  v.  Holtzendorff, 
Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  in  System.  Bearbeitung,  4.  Aufl..  1882; 
Härtens,  Völkerrecht^  deutsche  Ausgabe  von  Bergbohm,  1888;  Rutti- 
mann, das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht  verglichen  mit  den  politischen 
Einrichtungen  in  der  Schweiz,  Thcil  II  §§  352  ff.;  v.  Holtzendorff,  Hand- 
buch des  Völkerrechts,  1885 — 1889;  Bulmerincq,  Völkerrecht,  in  Mar- 
quardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  etc.;  Seligmann,  Beiträge 
zur  Lehre  vom  Staatsgesetz  und  Staatsvertrag,  1890;  Wegmann,  die  Rati- 
fikation von  Staatsverträgen,  1892;  Tezner,  zur  Lehre  von  der  Gültigkeit 
der  Staatsvertrfige,  1892;  Zorn,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  1883; 
Lab  and,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  I,  1888,  S.  626  ff.;  Probst,  der 
Abschluss  völkerrechtlicher  Verträge  durch  das  Deutsche  Reich  und  die 
Einzelstaaten,  in  Hirt h 's  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1882,  S.  241  ff.; 
Tirsch,  das  Recht  der  deutschen  Einzelstaaten'  bezüglich  des  Abschlusses 
völkerrechtlicher  Verträge  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  Stellung  im 
Reich,  1882;  Pözl,  Lehrbuch  des  bayer.  Verfassungsrechts,  1877,  §  178: 
Seydel,  bayer.  Staatsrecht,  6.  Bd.,  2.  Abth.,  1893;  Nouveau  Recueil  General 
de  Traitea  etc.,  Cont,  du  Grand  Becueil  de  G,  Fr,  de  Martens  p.  Felix 
Stoerk;  v.  Staudinger,  Sammlung  von  Staatsverträgen  des  Deutschen 
Reichs  über  Gegenstände  der  Rechtspflege;  Deutsche  Eonsular vertrage, 
herausgegeben  von  Auswärtigen  Amt,  1878;  Rohrscheidt,  Preussens  Staats- 
verträge, 1862;  Kletke,  Bayerns  Staatsverträge,  1860. 
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«inbaruiigen  der  Staaten  unter  einander  festgesetzt  sind.  Da  mithin 
solche  Vereinbarungen  yielfach  Gegenstand  der  untenfolgenden  Dar- 
stellung der  in  genannter  Beziehung  geltenden  Bestimmungen  sind 
und  da  bei  der  Bechtsanwendung  offenbar  die  Gültigkeit  und  Rechts- 
Wirksamkeit  solcher  Verträge  zu  prüfen  kommt,')  ist  es  hier  am 
Platze,  im  Allgemeinen  auch  über  Begriff  und  Wesen  der  Staats- 
▼  ertrage,  die  Erfordernisse  zu  deren  gültigem  Abschlüsse,  sowie 
über  die  Wirkungen  derselben  die  wesentlichsten  Prinzipien  in  Fol- 
gendem zusammenzufassen« 

Ein  StaatsTortrag  in  dem  hier  in  Betracht  kommenden 
Sinne  ist  yorhanden,  wenn  Staaten  mit  gegenseitigem,  freien  Willen 
7.U  einander  in  ein  RechtsTerhältniss  treten,  dergestalt,  dass  daraus 
zur  Beförderung  des  öffentlichen  Wohles  der  Betheiligten  einerseits 
Rechte  erworben  und  anderseits  Pflichten  übernommen  oder  gegen- 
seitige Rechte  und  Pflichten  begründet  werden. 

Der  Regel  nach  ist  für  den  Abschluss  von  Staatsrerträgen 
Voraussetzung  die  SouTorainetat  der  kontrahirenden  Staaten. 
Halbsouveraine  Staaten  sind  im  Rechte  der  Vertragsschliessung 
meistens  beschrankt.  In  Bundesstaaten  besteht  ein  ähnliches 
Verhältniss. 

Im  Deutschen  Reiche  hat  zunächst  nach  Art.  11  der  R.-V* 
der  Kaiser  die  das  Reich  berührenden  Angelegenheiten  mit  dem 
Auslande  yertragsmässig  zu  regeln,  er  hat  das  Reich  TÖlkerrechtlich 
zu  vertreten,  im  Namen  des  Reichs  Bündnisse  und  andere  Verträge 
mit  fremden  Staaten  einzugehen.  Den  einzelnen  Bundesgliedern 
ist  jedoch  keineswegs  das  Recht  entzogen,  internationale  Verträge 
Namens  des  eigenen  Staates,  sei  es  mit  anderen  Staaten  des  Bundes, 
oder  sei  es  mit  ausserdeutschen  Staaten,  zu  schliessen;  nur  dürfen 
solche  Separatverträge  weder  der  Verfassung  oder  den  Gesetzen  und 
Verträgen  des  Reiches  widerstreiten,  noch  eine  Materie  betreffen, 
welche  ausschliesslich  der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des 
Reiches  überwiesen  ist.^) 


*)  y.  Bar  a.  a.  0.  I  S.  144:  «Die  Gerichte  interpretiren  die  Bestim- 
mungen der  Staatsyerträge  nach  ihrer  Ueberzeugung,  ebenso  wie  andere 
Gesetze;  die  etwa  yon  der  Regierang  oder  Diplomatie  geäusserten  Ansichten 
sind  für  die  Gerichte  nicht  bindend,  können  yielmehr  nur  eine  gewisse 
faktische  Autorität  in  Anspruch  nehmen,  —  sofern  sie  nicht  als  Zusätze  ^a 
dem  Hauptyertrage  in  der  erforderlichen  Form  ebenfaUs  publizirt  sind.  Vgl. 
auch  y.  bar  in  y.  Holtzendorff's  Enzyklopädie  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft, ^t.  Theil^  IV.  Aufl.,  S.  718. 

')  Die  Befugniss  der  Einzelstaaten  zum  Abschlüsse  internationaler  Ver- 
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Die  Staaten  der  amerikaniBchcn  Union  dürfen  nur  mit 
Oenehmigung  der  Zentralgewalt  Verträge  eingehen.^) 

Die  einzelnen  Kantone  der  Schweiz  haben  nicht  das  Becht, 
StaatBTertrSge  mit  dem  Auslande  abznschliessen,  ausgenommen  über 
Oegenstande  des  Grenzyerkehrs  und  der  Polizei  mit  den  Nachbar- 
staaten«^) 

In  Bezug  auf  die  Erfordernisse  zu  einem  rechtsgültigen 
Btaatsrertrag  ist  das  Verhältniss  der  gesetzgebenden  Gewalt  zur 
internationalen  Vertragsschliessung  in  Betracht  zu  ziehen.  An  sich 
gehört  der  Absohluss  eines  Staatsyertrages  zu  den  Prärogativen  des 
Staatsoberhauptes.  Der  Abschluss  selbst  erfolj^  durohi  die  Unter- 
zeichnung der  Vertragsurkunde  seitens  der  Kontrahenten,  bzw.  durch 
•den  Austausch  der  einseitig  unterzeichneten  Urkunden.  Die  Wirk- 
samkeit des  Vertrages  ist  aber  yon  dessen  Inhalt  insofern  abhängig, 
als  zur  Ausführung  solcher  Bestimmungen,  welche  der  Zustimmung 
der  Volksyeiiretung  bedürfen,  diese  Zustimmung  eingeholt  werden 
muss.  Die  mangelnde  Zustimmung  macht  den  Vertrag  nicht  nur 
unyollziehbar,  sondern  auch  ungültig.  Ob  und  inwieweit  eine 
solche  Mitwirkung  der  Volksrepräsentation  nothwendig,  ist  nach  dem 
Staatsrechte  zu  beurtheilen.  Für  Staatsverträge  ist  die  Form  des 
Oesetzez  immer  erforderlich,  wo  dieselbe  erforderlich  wäre  zur  aus- 
schliesslichen innerstaatlichen  Regelung  der  betreffenden  Materie. 

Nach  Art.  11  Abs.  3  der  Deutschen  Reichsyerfassung 
ist,  insoweit  die  Verträge  mit  fremden  Staaten  sich  auf  solche  Gegen- 
stände beziehen,  welche  nach  Art.  4  a.  a.  0.  in  den  Bereich  der  Reiohs- 


trftge  an  sich  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Bund,  wie  es  eingangs  der  Reichs- 
verfassung  heisst,  «zum  Schatze  des  Bundesgebietes  und  des  innerhalb  des- 
selben gültigen  Rechtes*  errichtet  ist  Die  Beschrftnkung  folgt  daraus,  dass 
nach  Art.  4  und  64  der  Reichsverfassung  diejenigen  Angelegenheiten,  welche 
ZOT  Kompetenz  des  Reiches  gehören,  der  «Beaufsichtigung*  seitens  der  Reichs- 
gewalt unterliegen  und  daraus,  dass,  insoweit  die  Gesetzgebung  bezüglich 
eioer  Materie  dem  Reiche  durch  die  Verfassung  desselben  ausschliessUch 
überwiesen  ist,  die  Souverainetftt  der  Einzelstaaten  des  Reiches,  mithin  auch 
die  in  der  vollen  Souverainetät  enthaltene  Reprftsentativgewalt,  fttr  einge- 
schränkt zu  erachten  ist.  S.  Laband  a.  a.  0.  S.  667  ff.;  POzl  a.  a.  O.  S.  46S, 
woselbst  auf  das  durch  die  Reichsverfassnng  im  Art.  52  Abs.  3  in  Bezug  auf 
die  Regelung  des  Post-  und  Telegraphenwesens  mit  den  nicht  zum  Reiche 
^hörenden  Nachbarstaaten  anerkannte  Sonderrecht  Bayerns  und  Würt- 
tembergs hingewiesen  ist,  femer  Probst  a.  a.  0.  S.  253  u.  257;  Seydel 
4L  a.  0.  S.  559  ff.;  v.  Bar  a.  a.  0.  I  S.  144. 

*)  Art.  1  Sekt.  10,  §  1  u.  3  der  Verf.  d.  Vereinigt.  Staaten  von  1787. 
Näheres  hierüber  s.  Rüttimann  a.  a.  0.  II  §§  353  ff. 

')  Art.  8  n.  9  der  Eidgenössischen  Verfassung  von  1848^  revidirt  am 
19.  Mai  1878;  vgl.  auch  Rüttimann  a.  a.  0.  §§  377  ff. 

2* 
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gesetzgebung  gehören/)  zu  ihrem  Abschlüsse  die  Zustimmung  des 
Bundesrathes  und  zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des 
Reichstags  erforderlich. 

In  Bayern  ist  Tit.  VII  der  Yerfassungs-Urkunde  vom  26.  Mai 
1818  §  2  zu  berücksichtigen  und  ist  hienacb,  wenn  durch  einen 
StaatsYcrtrag  ein  bestehendes  Gesetz  aufgehoben  oder  geändert,  oder 
ein  neues  allgemeines  Gesetz  erlassen  werden  soll,  welches  die  Frei- 


i 


Art.  4  der  Reichsverfassnng: 
^er  Beaufsichtigung  seitens  des  Reichs  und  der  Gesetzgebung  desselben 
unterliegen  die  nachstehenden  Angelegenheiten: 

1.  die  Bestinmiungen  über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassung.s- 
Yerhältnisse,  Staatsbürgerrecht,  Pnsswescn  und  Fremdenpolizei  und 
über  den  Gewerbebetrieb,  einschliesslich  des  Versicherungswesens» 
soweit  diese  Gegenstände  nicht  schon  durch  den  Art.  3  dieser  Ver- 
fassung  erledigt  sind,  in  Bayern  jedoch  mit  Ausschluss  der  Heimaths- 
und Niederlassungsverhaltnisse,  desgleichen  über  die  Kolonisation 
und  die  Auswanderung  nach  aussordeutschen  Ländern; 

2.  die  Zoll-  und  Handelsgesetzgebung  und  die  fl\r  die  Zwecke  des 
Reichs  zu  verwendenden  Steuern; 

3.  die  Ordnung  des  Matiss-,  Münz-  und  Gewichtssystems,  nebst  Fest- 
stellung der  Grundsätze  über  die  Emission  von  fundirtem  und  un- 
fundirtem  Papiergelde; 

4.  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bankwesen; 

5.  die  Eilndangspatente; 

6.  der  Schutz  des  geistigen  Eigenthums; 

7.  Organisation  eines  gemeinsamen  Schutzes  des  Deutschen  Handels 
im  Auslande,  der  Deutschen  Schilf  fahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See 
und  Anordnung  gemeinsamer  konsularischer  Vertretung,  welche  vom 
Reiche  ausgestattet  wird; 

8.  das  Eisenbahnwesen,  in  Bayern  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im 
Art  46»  und  die  Herstellung  von  Land-  und  Wasserstrassen  im 
Interesse  der  Landes vertheidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs; 

9.  der  Flösserei-  und  Schiffahrtsbetrieb  auf  den  mehreren  Staaten  ge- 
meinsamen Wasserstrassen  und  der  Zustand  der  letzteren,  sonne 
die  Fluss-  und  sonstigen  Wasserzölle; 

10.  das  Post-  und  Telegraphenwesen,  jedoch   in  Bayern  und  Württem- 
berg nur  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  im  Art.  52; 

11.  Bestimmungen   über  die  wechselseitige  Vollstreckung  von  Erkennt- 
nissen in  Zivilsachen  und  Erledigung  von  Requisitionen  überhaupt; 

12.  sowie  über  die  Beglaubigung  von  Öffentlichen  Urkunden; 

13.  die  gemeinsame  Gesetzgebung  über  das  Obligationenrecht^  Strafrecht. 
Handels-  und  Wechselrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren; 

14.  das  Militärwesen  des  Reichs  und  die  Kriegsmarine; 

15.  Maassregeln  der  Medizinal-  und  Veterinairpolizei ; 

16.  die  Bestimmungen  über  die  Presse  und  das  Vereinswesen. 

Art.  3  Abs.  3  der  Reichsverfassung  bestimmt: 

Bis  auf  Weiteres  bleiben  die  Verträge  in  Kraft,  welche  zwischei^ 

den  einzelnen  Bundesstaaten  in  Beziehung  auf  die  Uebemahme  Yon 

Auszuweisenden,    die  Verpflegung   erkrankter   und    die  Beerdigung 

verstorbener  Staatsangehörigen  bestehen. 

Art.  46  Abs.  3  der  Reichsverfassung  betrifft   lediglich 

die  Gesetzgebung  bezüglich  P^rrichtung  von  Eisenbahnen. 
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lieit  der  Person  oder  das  Eigenthum  der  Staatsangehörigen  betrifin;^ 
die  Zustimmung  der  Kammern  zu  erholen.^  Im  Allgemeinen  stehen 
■auch  die  Verfassungen  von  Preussen,  Württemberg  und  die 
neueren  Verfassungen  von  den  meisten  der  übrigen  I>eut8chen 
Bundesstaaten  auf  demselben  Standpunkte,  insbesondere  ist  bei 
Handelsyertragen,  oder  wenn  dem  Staate  Lasten  oder  einzelnen  Staats- 
bürgern Verpflichtungen  auferlegt  werden,  die  Mitwirkung  der  Volks- 
vertretung erforderlich.  Auch  in  den  meisten  neueren  Verfassungen 
des  Auslandes  ist  dieses  System  zur  Anerkennung  gelangt,^ 

Die  Form  der  Staats  vertrage  ist  verschieden,  je  nach  dem 
Oegenstandc,  der  Wichtigkeit  und  nach  dem  Umfange  derselben« 
Die  gewöhnliche  Form,  insbesondere  der  auf  konstitutionellem  Wege, 
zu  Stande  gekommenen,  ist  die  einer  gemeinschaftlichen  Urkunde. 
Ausserdem  sind  solche  auch  in  Erklärungen  oder  Gegenerklärungen, 
in  ausgewechselten  Noten,  in  einem  Beverse,  in  Verordnungen  und 
Patenten,  welche  das  Abkommen  in  sich  fassen,  niedergelegt.  Auch 
die  sog.  Schlussprotokolle,  Zusatzprotokolle  oder  Zusatzartikel,  d.  i. 
diejenigen  Urkunden,  welche  beim  Schlüsse  der  Verhandlungen  und 
bei  der  Unterzeichnung  des  Vertragsinstrumentes  aufgenommen  werden 
und  die  Zusätze  oder  Erläuterungen  enthalten,  haben  gleiche  Kraft 
wie  der  Hauptvertrag.  In  der  Regel  wird  solches  zur  Verhütung 
von  Zweifeln  ausdrücklich  beigefugt. 

Die  Wirksamkeit  der  Staatsverträge  beginnt  für  die  Staats« 
genossen  mit  dem  Momente  der  Verkündung,  bzw.  mit  de m  i n 
<len  Verträgen  selbst  angege  benen  Z  eitpunkte.  In  der 
Kegel  wird  die  Gültigkeit  auf  eine  bestimmte  Zeit  festgesetzt  und 
bestimmt,  dass  eine  stillsohweigende  Verlängerung  auch  noch  nach 
Ablauf  jenes  Termins  eintrete,  sofern  nicht  der  eine  oder  andere 
Theil  vorher  die  gegentheilige  Absicht  kund  gegeben  hat.  Für  die 
Staats  vertrage  des  Deutschen  Reichs   bestehen  über  deren  Be- 


')  In  den  Motiven  eines  ürtheiles  des  obersten  Gerichtshofes  in  Bayern 
vom  25.  Januar  1874,  die  Verlassenschaft  des  Privatiers  Franz  Xav.  Freih. 
V.  H.  betr.,  ist  ausgesprochen,  ein  Staatsvertrag,  welcher  eine  Ausnahme  von 
den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimnimigen  der  Kompetenz  der  Einzelgerichte 
zur  Behandlung  von  Yerlassenschaften  herbeizuführen  im  Stande  9ei,  könne, 
um  nicht  gegen  die  Verf.-Urk.  Tit,  IV  §  8  zu  Verstössen,  nicht  ohne  Zu- 
stimmung des  Landtags  und  Ycrkfindiing  in  Form  eines  Gesetzes  zu  Stande 
kommen. 

'')  Näheres  hierQber  s.  Meier  a.  a.  0.  S.  111  u.  ff.;  Laband  a.  a.  0. 
§  63;  femer  Ausführliches  bei  Probst  a.  a.  0.  S.  2ß4  ff.  und  insbesondere 
Ober  die  Legitimation  zum  Vertragsabschlüsse  für  die  deutschen  Einzelstaateu 
S.  319  ff. 
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känntmaohung  und  'die  Form  der  Pablikation  keine  ausdrücklicheii 
Bestimmungen.  Wenn,  aber  ein  Staatsyertrag  für  die  einzelnen 
Ileichsangehörigen  dergestalt  wirken  soll,  dass  daraus  ge8etzlicli& 
Yerbindlichkeiten  für  dieselben  entstehen,  so  bedürfen  sie  der  PuBli* 
kätion  in  der  für  die  Yerkündnng  der  Reichsgesetze  vorgeschriebenen 
Form  (Art.  2  der  Reichsverfassung) ;  hiedurch  nehmen  sie  die  Eigen- 
schaft Ton  Reichsgesetzen  an.  Die  Publikation  geschieht  alsdann 
im  Reichsgesetzblatte  durch  einfachen  Abdruck  des  Wortlautes  des 
Vertrages  und  mit  Angabe  der  stattgehabten  Auswechselung  der 
Ratifikations-Ürkunden.  In  Bayern  erfolgt  die  Yerkündung  in  der 
Weise,  dass  aus  der  Publikationsform  gewöhnlich  auch  hinsiehtlich 
derjenigen  Verträge,  die  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  des 
Landtages  bedürfen,  die  Thatsache  der  erfolgten  Zustimmung  er- 
sichtlich ist. 

Anlangend  die  Wirkungen  der  Verträge,  so  ruhen  die  über- 
nommenen Verpflichtungen  auf  dem  ganzen  Staate,  sie  sind  Ton  den 
Aenderungen  in  seiner  Verfassung,  seinem  territorialen  Umfange^ 
der  ihn  beherrschenden  Dynastie  unabhängig,  sie  verpflichten  jeden 
Regierungsnachfolger.  Hieraus  folgt,  dass,  wo  nicht  Ausnahmeb 
ausdrücklich  gemacht  sind,  der  Inhalt  der  Verträge  auf  das  gesammte 
Staatsgebiet,  z.  B.  in  Russland  auch  auf  die  asiatischen  Besitzungen,, 
sich  erstreckt,  und  dass  für  die  annektirenden  Staaten  auch  die  von 
den  einverleibten  Staaten  eingegangenen  Verträge  bezüglich  dieser 
neuen  Gebietstheile  bindend  sind. 

Die  rechtliche  Wirkung  insbesondere,  welche  die  vom  Deut  sehen 
Reiche  abgeschlossenen  Staatsverträge  für  die  älteren  bayerischen 
Staatsverträge  äussern,  ist  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über 
das  Verhältniss  von  Reichsrecht  und  Landesrecht  zu  beurtheilen. 
Soweit  das  Reich  über  internationale  Verhältnisse  gültige  Verfügungen 
getroffen  hat,  haben  diese  zur  Anwendung  zu  kommen  und  sind  die 
älteren  Landesstaatsverträge  aufgehoben.  Dies  gilt  insbesondere 
auch  von  den  Verträgen  des  vormaligen  Deutschen  Zoll-  und 
Händelsvereines,  welchem  Bayern  zur  Zeit  der  Begründung  de» 
Deutschen  Reiches  noch  angehörte«  Anderseits  bestehen  diejenigen 
Vereinbarungen  des  genannten  Bündnisses,  bezüglich  deren  Gegen- 
standes die  Reichsgesetzgebung  bisher  nicht  andere  gültige  Ver- 
fügungen getroffen  hat,  noch  in  Kraft,  wie  z.  B«  die  Vertrage  mit 
China  vom  2,  September  1861  (zu  welchen  jedoch  unterm  31»  März 
1880   eine  Zusatzkonvention   abgeschlossen   worden)   und  mit   Siam 
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Tom  7«  Febniar  1862,  während  andere  Verträge  des  Tomialigen 
ZollTereins  nunmehr  durch  ReiohsstaatSTerträge,  z.  B.  der  Handels- 
und Freundschaftsyertrag  mit  Persien  vom  25.  Juni  1857  durch  den 
Vertrag  «wischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Persien  vom  11.  Juni 
1873,  ersetzt  sind. 

Die  Auslegung  der  Verträge  muss  nach  der  klar  erkenn- 
baren Absicht  der  Yertragschliessenden,  dann  aber  nach  demjenigen 
geschehen,  was  dem  einen  Theil  Ton  dem  andern  nach  den  dabei 
gebrauchten  Worten  des  letzteren  als  versprochen  bei  redlicher  und 
Tcrständiger  Gesinnung  vorausgesetzt  werden  darf,  mit  einem  Worte^ 
es  müssen  die  grammatische  und  logische  Interpretation  Hand  in 
Hand  gehen.  Eine  vollkommen  verbindliche  Auslegung  können  nach 
internationalem  Rechte  nur  die  Kontrahenten  sich  selbst  geben  oder 
durch  einen  Schiedsrichter  geben  lassen.  Einseitige  Interpretation 
durch  einen  der  Yertragstheile  bindet  den  andern  nicht  und  bildet 
nur  einen  Unterstützungsgrund  von  Ansprüchen  oder  Einwendungen.^) 

In  Bezug  auf  ihren  Oegenstand  kommen  für  die  Beur- 
theilung  des  in  diesem  Buche  behandelten  Stoffes  lediglich  solche 
Verträge  in  Betracht,  durch  welche  von  den  kontrahirenden  Theilen 
sich  gegenseitig  ein  bestimmter  Verkehr,  gewisse  Begünstigungen 
oder  eine  Gemeinsamkeit  gewisser  Rechte  eingeräumt  werden  und 
die  ein  bleibendes  Verhältniss  von  Staat  zu  Staat  mit  dauernden 
Rechten  und  Pflichten  für  die  Kontrahenten  begründen.  Einzig  und 
allein  mit  den  Bestimmungen  über  Regulirung  der  Hinterlassen- 
schaften der  gegenseitigen  Staatsangehörigen  befasst  sich  die 
Konvention  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Russland  vom 
12.  November  bzw.  31.  Oktober  1874.  Ausserdem  findet  sich  das 
Material  hauptsächlich  in  Konsularkonventionen  des  Deutsehen 
Reiches  mit  verschiedenen  Staaten,  insbesondere  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  mit  Italien,  Spanien  und  in  den  Freund- 
schafts-, Handels-  und  Schifffahrtsverträgen  mit  einer 
Mehrzahl  von  aussereuropäischen  Staaten.  Ferner  sind  hieher  zu 
rechnen  die  Verträge  über  Rechtshülfe  im  Allgemeinen,  Frei- 
zügigkeit, über  Niederlassung,  über  Verpflegung  er- 
krankter und  Beerdigung  verstorbener  Angehöriger 
der  kontrahirenden  Staaten.  Zum  Theil  sind  die  bezüglichen  Normen 
lediglich    in    gegenseitigen    Ministerialerklärungen,    welche 


*)  Heffter  a.  a.  0.;  Neumann  a.  a.  0. 


24  Allgemeiner  Theil. 

insbesondere    die    Beobacbtang    des    Reziprozitätsverhältnisses    zam 
Gegenstande  haben,  enthalten.*^) 


*®)  Das  Institut  de  droit  hüerncUionüJ  besclmftigte  sich  in  seinen 
Tagungen  (13.  zu  Hamburg,  14.  zu  Genf)  mit  der  Frage  der  Errichtung 
einer  internationalen  Union  fUr  die  Veröffentlichung  der  Staats- 
verträge. Nach  dem  in  der  14.  Tagung  vorgelegten  Entwurf  einer  Verein- 
barung und  eines  Reglements  soll  die  Union  zum  Zwecke  haben,  alle  von  der 
derselben  beigetretenen  Staaten  abgeschlossenen  internationalen  Vereinbarungen, 
von  welcher  Art,  Form  oder  Inhalt  dieselben  sein  mögen,  auf  gemeinschaft^ 
liehe  Kosten  zu  veröfiFentlichen  und  zu  möglichst  rascher  und  genauer  Kennt- 
niss  zu  bringen.  Zu  diesem  Ende  soll  in  Bern  ein  internationales  Bureau 
errichtet  werden,  welches  unter  dem  Titel  y^BecueU.  internatimml  de  traitea'^ 
eine  Vertragssammlung  veröffentlicht,  die  als  das  o£fizielle  Organ  der  Union 
gilt  und  vor  den  Gerichten  der  Unionsstaaten  Beweiskraft  hat.  Es  ist  be- 
gründete Aussicht  vorhanden,  dass  diese  internationale  Organisation  bald  ihre 
Verwirklichung  finde.  Der  schweizerische  Bundesrath  hat  bereits  mit  Rund- 
schreiben vom  4.  Oktober  189'2  die  Entwürfe  des  Instituts  den  fremden 
Regierungen  übermittelt  und  bei  denselben  die  Beschickung  einer  diplomati- 
schen Konferenz,  welche  sich  mit  der  Gründung  der  Union  und  der  Gestaltung 
ihres  Bureaus  zu  befassen  hätte^  in  Anregung  gebracht.  Näheres  s.  Zeitschr. 
f.  intern.  Privat-  etc.  R.,  Bd.  II  S.  159,  579  und  Bd.  III  S.  219. 


Zweiter  Abschnitt. 

Allgemeine  Grundsätze  über  die  internationale 

Behandlung  der  Verlassenschaften 

(und  Vormundschaf ten).  0 

§  4. 

Von  der  Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung. 

In  Bezug  auf  die  Anwendung  der  Privatrechtsgosetze  ver- 
schiedener Staaten  haben  sich  in  neuerer  Zeit  durch  Theorie  und 
Praxis  allgemeine  Grundsätze  ausgebildet,  welche  bei  Kollision  der 
Privatrechtsnornien,  sofern  solche  nicht  durch  Staatsverträge  oder 
sonstige  Vereinbarungen  Lösung  findet,  als  allgemein  gültige  Normen 
des  internationalen  Privatrechts  zur  Entscheidung  dienen. 


')  Zur  Literatur  für  die  im  zweiten  Abschnitt  behandelten  Materien: 
Asser,  Leitfaden  des  intern.  Privatrechts,  bearb.  aus  dem  Holländischen  von 
Cohn,  1881;  Aubry  et  Rau,  Cours  de  droit  civil,  1869—1879;  v.  Bar, 
Abhandlung  Aber  intern.  Privatr.  in  v.  Holtzendorff's  Enzyklopädie  der 
Rechtswissenschaft  in  syst.  Bearbeitung,  V.  Aufl.,  1890;  v.  Bar,  Theorie  und 
Praxis  des  intern.  Privatrechts,  2.  Aufl.,  18Hy;  v.  Bar,  Lehrbuch  des  intern. 
Privat-  u.  Strafrech ts,  1802;  Barazetti,  Einführung  in  das  franz.  Zivilrecht 
u.  das  badische  Landrecht,  1889;  Beseler,  System  des  gemeinen  deutschen 
Privatrechts,  IV.  Aufl.,  188r>;  Bi er e r,  Württemb.  Privatrecht,  1863;  Böhlau, 
Mecklenburger  Landrecht,  Tbl.  I,  1871;  Böhm,  Die  räumliche  Herrschaft  der 
Rechtsnormen,  1890;  Brocher,  droit  intein.  jxrive;  v.  Brinz,  Pandekten; 
Dernburg,  Pandekten,  3.  Aufl.,  §  45  ff.;  Despagnet,  precis  de  droit 
intern, prive,  1887;  Fiore,  elementi  di  dir itto  intern, pricato,lS90;  Foelix, 
droit  intern,  privi',  4.  edit.  p.  Demangeat;  Förster- Eccius,  Theorie  und 
Praxis  des  heutigen  gem.  preuss.  Privatrechts,  6.  Aufl.,  1892;  Gengier;, 
Das  deutsche  Privatrecht,  4.  Aufl.,  1892;  v.  Gerber,  System  des  deutschen 
Privatrechts,  16.  Aufl.,  1891;  Hamaker,  das  internationale  Privatrecht,  seine 
Ursachen  und  Ziele,  1878:  Jettel,  Handbuch  des  intern.  Privat-  und  Straf- 
rechtes mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebungen  Oesterreichs,  Ungarns,  Croatiens 
und  Bosniens,  1893;  La  Ine,  droit  intern,  prive,  1891;  Laurent,  droit  civil 
international,  1882;  Meili,  die  Kodifikation  des  intern.  Zivil-  und  Handels- 
rechts; Meili,  Geschichte  und  System  des  intern.  Privatrechts  im  Grundrisa, 
1892;   Reyscher,  das  gemeine  und  Württemberger  Privatrecht;   de  Rossi^ 
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Die  Lehre  Ton  der  Kollision  der  PriTatrechtsquellen  Ter- 
Bchiedener  Staaten  ist  bekanntermassen  eine  Torwiokelte  und  viel- 
bestrittene,  insbesondere  gilt  dieses  Tom  Erbrechte  und  mithin  auch 
Ton  der  Behandlang  der  Yerlassenschaften«  Vor  Darstellung  der 
über  letzteren  Stoff  im  Rechtsyerkehre  der  einzelnen  Länder  ge- 
gebenen Spezialbestimmungen  sollen  daher  die  allgemeinen  Grund- 
sätze an  der  Hand  der  wissenschaftlichen  Lehren  und  nach  den  Er- 
gebnissen der  Rechtsprechung  hier  vorausgeschickt  werden. 

Bei  Besprechung  dieser  Materie  tritt  zunächst  die  Frage  def 
Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung  in  den  Vordergrund^ 
hieran  reiht  sich  sodann  die  weitere,  welche  Gesetze  bei  der 
Erbyerhandlung  selbst  zur  Anwendung  zu  bringen  sind 
(Statutenkollision  in  materieller  Hinsicht),  femer  sind  auch  die  des- 
fallsigen  allgemeinen  Grundsätze  bezüglich  des  yielfach  mit  den 
Naehlasssachen  im  Zusammenhange  stehenden  Yormundschafts- 
wesens  in  Betracht  zu  ziehen.') 

Für  die  Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung  ist,  abgesehen 
yon    Staatsyerträgen   oder   sonstigen  Vereinbarungen,   in   der  Kegel 


atudi  di  diritto  intern,  privcUo  in  rekUione  cUla  legge  itcUiana,  1880;  v.  Roth, 
System  des  Deutschen  Privatrechts,  1886;  v.  Roth,  bayer.  Zivilrecht,  2.  Aufl., 
1881;  V.  Savign^,  System  des  heutigen  röm.  Rechts,  Bd.  8;  Schaffner, 
Kntwickelung  des  mtem.  Privatrechts^  1841;  Schiffner,  Lehrbuch  des  franz. 
Zivilrechts,  1878;  Schmidt  die  Heirschaft  der  Gesetze  nach  ihren  rftomlicheii 
und  zeitlichen  Grenzen,  1863;  Seuffert,  praktisches  Pandektenrecht»  §  17; 
Seuffert,  Kommentar  zur  bayer.  G.G.  v.  1753,  2.  Aufl.,  1853—58;  Sieben- 
haar, Lelirbuch  des  sftchs.  rrivatrechts,  1872;  Stabel,  Institutionen  des 
franz.  Zivilrechts,  1894;  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,  llil.  I, 
1882;  Szantös,  Handbach  d.  intern.  Privatrechts  mit  bes.  Beziehung  auf  Ungarn^ 
1894;  Tores-Gampos,  pnndpios  de  derechio  intern,  privado,  iSiSS;  Unger, 
fisterr.  Privatrecht,  4.  Aufl.,  1876;  Wftchter  im  Archiv  für  zivil.  Praxis. 
Bd.  XXIV  u.  XXV;  Weiss^  traite  de  droü  intern,  priv^,  1892;  Westlake, 
a  treatice  on  private  international  lato  with  principal  reference  to  practics 
in  England,  S.  ed.,  London  1880,  deutsch  von  Fr.  v.  Holtzendorff,  1884; 
Wharton,  private  intern,  law  (on  the  conflicts  of  law),  1881;  Wheaton^ 
Clements  du  droit  intern,^  6.  edit.,  1874;  Wheaton.  eletnenta  of  international 
law,  8,  ed.  p.  Bovd.  1889;  v.  Windscheid,  Pandekten,  Bd.  1,  §  88  ff. 

Zeitschriften:  Zeitochrift  für  internationales  Privat-  u.  Strafrecht  etc., 
von  Böhm,  seit  1890;  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  von 
BernhOft,  Cohn  u.  Kohl  er;  Revue  de  droit  intemaitional  et  de  legislatien 
comparee,  p.  Asser,  Westlake  etc.,   seit  1868;  Journal  du  droit  inter- 
national piHve   et  de  la  jurusprudence  comparee,  p.  Clnnet,   seit  1874 
Bulletin  de  la  social  de  legtslation  compar4e,   p.  Cetil  Ion  etc.  (Paris) 
llevue  critique  de   legislation  et  de  jurisprudence,  p.  Paul  Pont  (Paris) 
Nbuvelle  Revue  historique  de  droit  frangais  et  ^tranger,  p.  Laboulaye  etc 

')  N&hercs  hierüber  s.  unten   im  besonderen  Theile  bei  den  einzelnen 
Staaten. 

In  dem  Vertrag  der  sfidamerikanischeu  Staaten  (Kongress  von  Monte* 
Video,  1889;  s.  Zeitschrift  etc.,  Bd.  I  S.  324  it.)  sind  besondere  Bestinnnungea 
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der  leiste  Wohnsitz  des  Verstorbenen  entscheidend,  ohne  dass 
hiebei  Heimath,  Bürgerrecht  oder  Ansässigkeit  in  Betracht  zu 
kommen  hat«  Es  ist  hiebei  gleichgültig,  ob  der  Erblasser  ausser- 
halb seines  Wohnsitzes  und  vielleicht  nach  längerer  Abwesenheit 
Ton  demselben  gestorben  ist.  Diess  gilt  im  Allgemeinen  sowohl 
nach  gemeinem  Rechte,  wie  nach  partikularrechtlichen  Bestimmungen, 
insbesondere  auch  nach  bayerischem  Rechte,*)  ist  jedoch  nur  als 
feststehend  zu  betrachten  in  Bezug  auf  Bürger  eines  und  desselben 
Staates. 

Sofern  es  sich  dagegen  um  das  Ableben  eines  Ausländers 
handelt,  erleidet  diese  Regel  insoweit  eine  Beschränkung,  als  die 
unbedingte  Gültigkeit  dieses  Satzes  nur  bezüglich  der  Behandlung 
des  beweglichen  Nachlasses  allgemein  anerkannt  ist.  Darüber 
stimmen  alle  Gesetzgebungen  überein,  dass  in  dieser  Beziehung  das 
Mobiliarrermögen  dem  forum  domicilii  zu  folgen  habe.^) 

Was  dagegen  die  Zuständigkeit  zur  Behandlung  des  Im- 
mobiliarnachlasses  anlangt,  so  erstreckt  sich  die  durch  das 
Domizil  eines  Verstorbenen  begründete  allgemeine  Zuständigkeit 
zur  Naehlassbehandlung  nicht  von  selbst  auch  auf  jenes  Nachlass- 
Termogen,   welches  der  .Erblasser   an  Immobilien    in   einem  anderen 


ffir  die  Zuständigkeit  zur  Naehlassbehandlung  selbst  nicht  vorgesehen.  Nachlass- 
Streitigkeiten  gehören  vor  die  Gerichte  derjenigen  Bezirke,  an  denen  sich 
Nachlassgegenstände  befinden  (Tit.  XIV  Art.  66  des  Vertrags  aber  inter- 
nationales Zivilrecht). 

Der  internationale  Kongress  fttr  internationales  Privatrecht  im  Haag 
1893,  beschickt  von  Deutscldand,  Oesterreicb-Üngam,  Belgien,  Dftnemai'k, 
Spanien,  fVankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal,  Russ- 
land und  der  Schweiz  (s.  Zeitschrift  etc.,  Bd.  IV  S.  1  ff.),  hat  auch  bestimmte 
Vorschläge  über  Zuständigkeit  nicht  gemacht.  Nach  Art.  4  der  Schluss- 
verhandlung regeln  die  Verträge  die  Art  und  Weise  des  Zusammenwirkens 
der  Behörden  des  Staates,  auf  dessen  Gebiet  der  Nachlass  eröffnet  ist,  und 
der  diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten  der  Nation,  welcher  der  Ver 
etorbene  angehörte,  um  die  Erhaltung  der  Erbgfiter,  die  Rechte  der  Erben, 
sowie  die  Liquidirung  des  Nachlasses  sicherzustellen. 

■)  Cod,  civ.  bav.,  III,  Kap.  I  §  17  Nr.  2  u.  4;  Verordnung  vom  6.  Aug. 
1764  (Maier,  Gener.-Sammlung,  Bd.  IV  S.  928);  Bl.  f.  R-A  Bd.  16  S.  267; 
18  S.  274;  28  S.  93. 

*)  Schaffner,  Entwicklung  des  internationalen  Privatrechts,  1841, 
8,176;  Wheaton,  Zements  du  Ih'oit  International  1848,  Tom.  I  pag.  109.; 
Savigny  a.  a.  0.  §  366;  Wächter  im  Archiv  fllr  zivil.  Praxis,  Bd.  XXV 
S.  363;  V.  Bar  a.  a.  0.  I  S.  378. 

Auch  in  Bayern  richtet  sich  die  Zuständigkeit  zur  Behandlung  des 
beweglichen  Nachlasses  eines  Ausländers  zweifellos  nach  dem  letzten  Wohn- 
sitze des  Verstorbenen  und  beschränkt  sich  demzufolge,  wenn  der  in  Bayern 
verstorbene  Ausländer  in  Bayern  keinen  Wohnsitz  hatke,  die  Hiätigkeit  der 
Verlassenschaftsbehörde  auf  Sicherstellung  des  Nachlasses  filr  die  Erben, 
Vermächtnissnehmer,  Gläubiger  durch  Anlegung  der  Sperre;   die  weitere  Be-» 
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Staatsgebiete  hinterlassen  hat.  Diess  folgt  aus  dem  Staats-  und 
völkerrechtlichen  Grandsatze,  dass  sich  die  Wirksamkeit  jeder  Staats- 
gewalt für  sich  nur  auf  den  Umfang  ihres  eigenen  Gebietes  aus- 
dehnt, dass  hierauf  auch  die  Ausübung  jeder  Gerichtsbarkeit  eines 
Staates  an  sich  beschränkt  und  kein  Staat  verbunden  ist,  eine 
mittelbare  oder  unmittelbare  Einwirkung  fremder  Staatsgewalt  auf 
Bestandtheile  seines  Gebietes  anzuerkennen.  Es  beansprucht  des- 
halb auch  jeder  Staat  das  Recht  für  sich,  den  Besitzwechsel  von  im 
eigenen  Lande  gelegenem  Immobiliarvermögen  nach  den  Landes- 
gesetzen zu  regeln.  Hieraus  folgt  weiter,  dass  rücksichtlich  einzelner 
zu  einer  Yerlasscnschaft  gehöriger  Immobilien,  welche  nicht  in  dem 
Territorium  liegen,  wo  der  Erblasser  domizilirte,  das  foi'um  rei  sitae 
die  besondere  Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung  für  sich  an- 
sprechen  könne;    es    wird    deshalb,    soweit   nicht  Staatsverträge  ein 


handlung  des  Nachlasses  aber  wird  der  zuständigen  Behörde  des  Staates 
überlassen^  in  welchem  der  Verstorbene  seinen  Wohnsitz  hatte,  beziehungs- 
weise welchem  der  Verstorbene  angehörte,  ohne  Unterschied,  ob  das  bewegliche 
Vermögen  in  Bayern  oder  ausserhalb  desselben  hinterlassen  wurde:  v.  Roth, 
bayer.  Zivikecht,  Thl.  I  S.  141;  Bl.  f.  R.-A.,  Bd.  20  S.  257;  23  S.  93. 

In  den  Entscheidungsgi'unden  eines  Urtheiles  des  obersten  Gerichts- 
hofes in  Bayern   v.  13.  März  1876  (Sammlung,  Bd.  6  S.  265)  ist  angeführt: 

Nach  gesetzlichen  Vorschriften  und  einer  feststehenden  Praxis  ist  für 
die  Behandlung  einer  Verlassenschafi  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen 
Sprengel  der  Verstorbene  sein  Domizil  hatte,  und  gleichw^ie  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Prozessrechtes  die  Zuständigkeit  eines  Gerichtes  als  forum 
domicilii  blos  von  dem  thatsächlichen  Bestände  des  Domizils  der  Person, 
über  welche  der  Gerichtszwang  privatrechtlich  ausgeübt  werden  soll,  abhängt, 
ohne  dass  es  hiebei  auf  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  anzukommen  häUe, 
in  welchen  sich  dieselbe  befindet^  so  ist  auch  im  Gebiete  der  nichtstreitigen 
Rechtspflege  für  die  Zuständigkeit  des  Verlassenschaft-sgerichts  nur  der  that- 
sächliche  Bestand  des  Domizils  des  Verstorbenen  ohne  Rücksicht  auf  dessen 
Staatsangehörigkeit  maassgebend. 

Es  kann  ein  Ausländer,  auch  ohne  das  ünterthansverhältniss  in  seinem 
Heimathlande  gelöst  zu  haben,  sein  Domizil  unbedenklich  in  Bayern  auf- 
schlagen; dieses  hat,  wenn  es  geschehen  ist,  zur  Folge,  dass  derselbe  da- 
durch dem  Geriehtszwange  in  seinem  bayer.  Wohnorte  unterworfen  wird, 
folglich  auch  daselbst  im  Falle  seines  Ablebens  die  Zuständigkeit  des  neuen 
Domizilgericbtes  als  Verlassenschaftsgerichtes  begründet  wird.  Das  Nämliche 
muss  umgekehrt  auch  dann  gelten^  wenn  ein  bayerischer  Staatsangehöriger 
sein  Domizil  im  Auslande  aufgeschlagen  hat  und  während  seines  Domizilireus 
im  Auslande  dort  verstorben  ist;  auch  in  diesem  Falle  begründet  sich  durch 
den  thatsächlichen  Bestand  des  Domizils  die  Zuständigkeit  des  AVohnorts- 
gerichts  für  die  Verlassenschaftsbehandlung,  ohne  dass  darauf  etwas  anzu- 
kommen hätte,  dass  etwa  der  Verstorbene  seine  Staatsangehörigkeit  in  Bayern 
noch  nicht  verloren  hat  oder  ein  ITieil  seiner  Verlassenschaft  sich  in  Bayern 
befindet. 

Vgl.  auch  oberstrichterl.  ürtheil  v.  24.  Januar  1871  (Sammlimg,  Bd.  4 
S-  728). 

S.  femer  b.  Just.-Min.-Entschl.  v.  7.  Oktober  1891  unten  bei  .Bavem*. 
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Anderes  beBtünmcn,  und  abgesehen  von  dem  Falle  einer  sonst  za 
Stande  kommenden  Einigung  die  Behandlung  des  Nachlasses  bezüg- 
lich der  nicht  im  Domizilsstaate  gelegenen  Immobilien  den  Gerichten 
des  auswärtigen  Staates,  wo  die  Immobilien  gelegen  sind,  zu  über- 
lassen sein,  Diess  wird  insbesondere  dann  gelten  müssen,  wenn 
nach  bestehendem  Staatsvortrage  die  Anwendung  der  Gesetze  des 
Domizilsstaates  über  Erbfolge  auf  die  im  anderen  Lande  gelegenen 
Immobilien  ausgeschlossen  ist.^) 

Die  Eröffnung  einer  theilweisen  Yerlassenschaftsauseinander- 
setzung  und  die  Behandlung  der  Yerlassenschaft  durch  verschiedene 
Gerichte  mag  wohl  dem  Begriffe  der  Universalsukzession  widerstreiten 
und  mannigfache  Inkonvenienzen  im  Gefolge  haben,  allein  das 
Gegentheil  lässt  sich  eben  gegen  einen  fremden  Staat  aus  oben  an- 
gegebenem Grunde  nicht  durchsetzen.^) 


^)  In  der  zwischen  Deutschland  und  Russland  abgeschlossenen  Kon- 
vention über  die  Regulirung  von  Hinterlassenschaften  vom  12.  November  bezw. 
13.  Oktober  1874  (s.  unten  , Russland ")  ist  neben  der  Bestimmung,  dass  die 
Erbfolge  in  die  Immobilien  nach  der  lex  rei  sitae  sich  richte,  ausdrücklich  den 
Gerichten  des  Landes,  in  welchem  die  Inmiobilien  gelegen  sind,  die  Kom- 
petenz zugesprochen,  ausschliesslich  über  jeden  Anspruch  oder  Einwand, 
der  den  unbeweglichen  Nachlass  betrÜft,  zu  befinden,  im  Gegensatze  zum  be- 
weglichen Nachlasse,  bezüglich  dessen  Ansprüche,  welche  sich  auf  die  Theilung 
solchen  in  einem  der  beiden  Länder  hinterlassenen  beweglichen  Vermögens 
beziehen,  von  den  Gerichten  oder  sonst  zuständigen  Behörden  des  Staates, 
dem  der  Verstorbene  augehörte,  zu  entscheiden  sind. 

Abweichend  hievon  ist  in  neueren  Verträgen  des  Deutschen  Reichs  mit 
anderen  Staaten  die  Kompetenz  der  Gerichte  oder  Behörden  des  Landes,  dem 
der  Verstorbene  angehörte,  ohne  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  oder 
unbeweglichem  Nachlass  festgesetzt,  so  in  dem  Vertrage  mit  Griechenland 
vom  26.  November  1881  Art.  XXIII,  mit  Serbien  vom  6.  Januar  1883  Art.  XIX. 
Dagegen  föllt  nach  Art.  9  des  Handels-  und  Schüffahrtsvertrags  zwischen  den 
»Staaten  des  vonualigen  Zollvereins  und  der  Argentinischen  Republik 
vom  19.  September  1857,  wenn  über  die  Erbschaft  oder  über  eines  oder  einige 
der  Güter,  aus  denen  sie  besteht^  oder  über  ein  Guthaben  oder  eine  Schuld 
des  Erblassers  eine  Differenz  entsteht,  die  nicht  durch  Schiedsrichter  ge- 
schlichtet werden  kann,  die  Entscheidung  den  Gerichten  des  Landes,  wo  der 
Sterbefall  sich  ereignete,  anheim. 

••)  Anlangend  die  Rechtsanwendung  in  Bayern  bezüglich  der  Frage 
der  Zuständigkeit  für  Behandlung  des  Immobiliar  nachlass  es,  sofern 
solcher  ausser  Bayern  gelegen  ist,  so  hält  v.  Roth  an  der  oben  Note  2  an- 
gegebenen Stelle  seines  bayerischenZivil  rechtes  die  Gesetze  des  letzten 
Wohnortes  des  Erblassers  als  entscheidend  für  Bestimmung  der  Kompetenz 
.  der  Verlassenschaftsbehördo  mit  Erstreckung  auf  das  ganze  Vermögen  und 
Idsst  eine  Ausnahme  nur  für  solche  Immobilien  zu,  für  welche  durch  be- 
sonderes Gesetz  die  UniversaLsukzession  ausgeschlossen  ist.  Vgl.  hiezu  noch 
System  des  deutschen  Privatrechts  desselben  Verfassers,  1880,  Thl.  I 
S.  294. 

Die  in  Note  2  angeführte  b.  Just.-Min.-Entschl.  v.  7.  Okt.  1891  macht, 
.  abgesehen  von  den  dort  näher  angeführten  Ausnahmen,  an  sich  keinen  Unter- 
schied zwischen  dem  in  und  ausser  Bayern  gelegenen  Nachlass. 
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Es  ist  noch  zu  erwähnen,  wie  sich  zu  Terhalten  sein  wird» 
wenn  im  gegebenen  Falle  über  die  Zuständigkeit  Differenzen  ent- 
stehen, z.  B.  zwischen  der  Behörde  des  Heimathsstaates  und  dem 
Domizilsgerichte  oder  zwischen  letzterem  und  dem  Forum  der  Be- 
legenheit der  zum  Nachlasse  gehörigen  ausserhalb  des  Territoriums 
des  Domizilsstaates  befindlichen  Immobilien.  Dass  auf  solchen  Fall 
die  inländischen  Gesetze  über  die  Entscheidung  der  unter  Justizstellen 
bestehenden  Eompetenzkonflikte  nicht  Anwendung  finden  können,  ist 
klar.  Denn  es  steht  der  Staatsgewalt  nicht  die  Befugniss  zu,  einen 
Konflikt  zwischen  einem  einheimischen  und  einem  fremden 
Gerichte  zu  entscheiden.  Da  zunächst  die  Gerichte  in  der  Beut- 
theilung  ihrer  Kompetenz  autonom  sind,  wird  Torerst  den  Betheiligten 
anheim  gegeben  werden  müssen,  den  gesetzlichen  Instanzenzug  durch- 
zumachen. Die  bestehende  Kollision  kann  sodann  durch  Einigung 
zwischen  den  betheiligten  Gerichten  oder  Behörden  sich  lösen. 
Aeussersten  Falls  wird  die  oberste  ZivilYerwaltungsstelle  —  Justiz- 
ministerium —  anzugehen  sein,  um  Einleitungen  zu  treffen,  dass  die 
Beilegung  des  Konfliktes  auf  diplomatischem  Wege  herbeigeführt 
werde,  zu  welchem  Zwecke  alsdann  die  Vorlage  der  Akten  zu  er- 
folgen hat. 

§  6. 

Räumliche  Herrschaft  der  Gesetze  (Statutenkollision) 

in  Erbrechtsfragen. 

I.  Was  die  Frage,  nach  welchen  Gesetzen  die  Erbfolge  und 
die  damit  zusammenh&ngenden  Bechtsyerhälinisse  zu  beurtheilen  sind, 
anlangt,  so  wird  als  allgemein  geltend  angenommen,  dass  die  Erb- 
folge und  zwar  sowohl  die  testamentarische,  als  die  Intestat-  und 
Yertragserbfolge,  insbesondere  auch  das  Notherbrecht,  nach  den 
Personalstatuten  des  Erblassers  sich  richten.  Das  Erbrecht  begreift 
eine  Nachfolge  in  die  gesammten  Rechtsverhältnisse  des  Verstorbenen 
in  sich,  es  erscheint  daher  das  Personalstatut,  nach  welchem  sich 
der  allgemeine  Rechtszustand  des  Verstorbenen  bei  dessen  Lebzeiten 
richtete,  auch  fdr  die  Beurtheilung  der  Erbfolge  in  seine  Hinter- 
lassenschaft entscheidend.  Dipser  Satz  gilt  noch  immer  als  gänzlich 
unbestritten  bezfiglich  der  Erbfolge  in  das  bewegliche  Vermögen 
—  körperliche,  wie  unkörperliche  Sachen  -— ,  da  solche  Erbfolge 
nach  den  Rechten  aller  zivilisirten  Völker  als  eine  Uniyersalsukzession 
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betrachtet  wird,  ohne  Unterschied,  wo  die  beweglichen  Sachen  sich 
befinden.^) 

Bezüglich  der  Sukzession  in  das  unbewegliche  Vermögen 
dagegen  wurde  von  einem  Theile  der  Schriftsteller  die  Meinung 
Tertreten,  dass  nicht  die  Personalstatuten  hier  entscheiden,  sondern 
dass .  die  Immobilien  bezfiglich  der  Erbfolge  ausschliesslich  nach  den 
Gesetzen  des  Staates,  wo  solche  gelegen  sind,  zu  behandeln  seien. 
Diese  Auffassung  ist  insbesondere  rertreten  in  der  französischen, 
englischen  und  nordamerikanischen  Praxis.^  Ferner  folgt  ihr 
die  niederländische  Gesetzgebung^  und  das  österreichische 
Recht. ^)  Auch  nach  dem  Yertragsrechte  der  südamerikanischen 
Staaten  (Kongress  von  Montevideo  1889)  wird  das  Erbrecht  Ton 
dem  Gesetze  der  Lage  der  Erbschaft  beherrscht  ohne  Unterschied 
zwischen  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen.''*)  Desgleichen 
ist  in  einigen  unten  noch  näher  aufgeführten  Konventionen  zwischen 
Deutschland  und  auswärtigen  Staaten  das  Prinzip  der  lex  rei  sitae 
zur  Geltung  gelangt. 

Ueberwiegend  ist  jedoch  die  Ansicht,  dass  der  Uebergang  des 
Vermögens  eines  Erblassers,  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  um  beweg- 
liches oder  unbewegliches  Vermögen  handele,  zufolge  des  Prinzips 
der  Universalsukzession  einem  einheitlichen  Rechte,  dem  Personal- 
statute des  Erblassers  zu  unterstellen  sei,  wobei  eine  Ausnahme  nur 
bezüglich  einer  gewissen  Klasse  von  liegenden  Gütern  gemacht  wird, 
für  welche  das  Recht  des  Ortes,  wo  sie  belegen  sind,  besondere, 
von  den  allgemeinen  erbrechtlichen  Bestimmungen  abweichende  Grund- 
sätze aufstellt,  wie  dies  insbesondere  bei  Fideikommiss-,  Lehens-, 


*)  Savigny  a.  a.  0.  §  366;  Wächter  im  Archiv  för  zivilistische  Praxis, 
Bd.  XXV  S.  363;  Schaffner  a.  a,  0.  S.  175;  Bar,  Theorie  und  Praxis  des 
int.  Privatr.,  II S.  295 ;  W  h  e  a  t  o  n ,  Elements  du  Droit  International,  tom.  1  p.  109. 

«)  Vgl.  Foelix  I  Nr.  62,  66;  Brecher,  Nr.  88,  89;  Journal  du  droit 
intern,  privi  etc.,  1874  p.  79,  J875  p.  338,  1878  p.  165;  Schiffner,  1877 
H.  70;  Stabel,  §  9;  Barazetti,  8.  219;  Urth.  d.  bayer.  obersten  Landes- 
gerichts V.  23.  Dez.  1881  (Sammlung,  Bd.  9  S.  440);  Zeitschrift  für  intern. 
Privat-  u.  Strafrecht,  I  S.  379,  521.  688;  Storg,  §§  481,  483,  465,  474;  Philli- 
more,  IV  Nr.  866;  Whartou,  §§  563,  576,  576a. 

*)  Art.  7  des  Ges.  Wet  houdende  Algemeene  Bepalingen.  Vgl.  hiezu 
jedoch  Asser  S.  72,  dem  an  sich  das  System,  wonach  der  Nachlass  als  eine 
Einheit  anzusehen  ist,  die  in  allen  Beziehungen  durch  das  Gesetz  des  Erb- 
lassers beherrscht  werde,  als  empfehlenswerth  erscheint. 

*)  AUg.  B.-G.-B.  §300;  Junsdiktionsnorm  v.  18.  Juni  1850,  §  86;  Patent 
V.  9.  Aug.  1854,  §§  21,  22;  ünger,  1  S.  199;  Jettel,  S.  63. 

^)  Art.  44,  45  des  Vertrags  über  internationales  Zivilrecht  (Zeitschrift, 
I  S.  341). 
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Stammgütcrn  u.  drgl.  der  Fall  ist,  für  welche  alsdann  dieses 
Recht  der  belegenen  Sache  als  das  ausschliesslich  maassgebende  be- 
trachtet wird. 

Diese  auf  dem  Grundgedanken  der  Universalsukzession  be- 
ruhende Auffassung  gilt  in  Deutschland  als  die  herrschende.^) 
Insbesondere  auch  in  der  Rechtsprechung  hat  dieser  Grundsatz 
Aufnahme  gefunden.^) 

Das  Prinzip  der  Geltung  der  Personalstatuten  als  eines  ein- 
heitlichen Rechtes  für  die  Erbfolge  ohne  Unterschied  des  beweg- 
lichen oder  unbeweglichen  Vermögens  ist  auch  in  der  Gesetz- 
gebung yerschiedener  deutscher  und  ausländischer  Staaten  zur  An- 
erkennung gelangt.^) 

Als  Personalstatut  des  Erblassers  ist  nach  der  bislang  in  Deutsch- 
land herrschenden  Theorie  und  Praxis  das  Gesetz  des  letzten 
Wohnsitzes  des  Erblassers  anzusehen;  es  hat  insbesondere  die 
Rechtsprechung,  namentlich  jene  des  Reichsgerichts,  stets  hieran  fest- 
gehalten.^) In  neuerer  Zeit  neigt  man  sich  jedoch  der  Annahme 
des  Nationalitätsprinzips  zu,  wonach  für  das  Personalstatut  des  Erb- 
lassers   die  Staatsangehörigkeit    des  Verstorbenen  entscheidend   sein 

«)  Wächter  im  Archiv  f.  zivil.  Praxis,  Bd.  XXV  S.  198  f.,  363;  Savigny , 
System  etc.,  Bd.  8  S.  m'd;  Thöl,  Einleitung  etc.,  §  79  S.  179;  8chmid, 
8.93;  Bluntschli,  S.  29;  Mitternitz,  S.  124;  Geugler,  S.  54;  Gerber, 
§  32;  Beseler,  §  39;  Böhlau,  1  S.  475;  Seuffert,  Komment,  z.  bayer. 
G.-O.,  I  S.  332;  Vierling  in  Häuser 's  Zeitschrift  fUr  Reichs-  und  Landes- 
recht, II  S.  370;  Windscheid,  Pandekten,  I  §  35;  Dernburg,  Pandekten, 
S.  106;  Förster-Eccius,  §  11  Nr.  7;  Stobbe,  I  S.  250;  Roth,  Deutsche» 
Piivatrecht,  I  §  51;  v.  Bar,  II  S.  300;  v.  Bar,  Lehrbuch  etc.,  S.  158;  Böhm, 
räuml.  Herrschaft  d.  Rechtsnormen,  S.  174  ff. 

'J  Vgl.  Seuffert*  8  Archiv,  Bd.  1  Nr.  92,  2  Nr.  354,  4  Nr.  92,  6  Nr.  307, 
308,  7  Nr.  332,  14  Nr.  107,  15  Nr.  95  u.  23  Nr.  4:  femer  Entsch.  des  Reichs- 
Berichts  in  Zivils.,  Bd.  8  S.  145,  Bd.  20  S.  351;  Jurist.  Wochenschrift,  Bd.  13 
S.  96;  Entsch.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  v.  8.  Mai  1885,  Striethorst,  Bd.  60 
S.  22;  Entsch.  des  bayer.  obersten  Gerichtshofs,  bzw.  des  obersten  Landcs- 
gorichts,  Bd.  1  S.  18,  4  S.  4.  Auch  die  dänische  Rechtsprechung  hat  sich 
^  füT  dieses  Prinzip  entschieden  (Zeitschrift,  I  S.  229). 

'')  So  im  sächsischen  B.>G.-B.  §  17,  in  den  Erbfolgegesetzen  von 
Sachsen-Weimar  v.  6.  April  1833  §  152,  Sachsen-Altenburg  v.  6.  April 
1841  8  168,  Bachsen-Koburg  v.  2.  Jan.  1844  §  134,  Reuss  ä.  L.  v.  22.  Jan. 
1841  §  149.  Reuss  j.  L.  v.  10.  Dez.  1853  §  162,  femer  in  den  Gesetzbüchern 
von  mehreren  Schweizer.  Kautonen:  Zürich  §3,  Solothurn§8,  Schaff- 
hausen §  3,  Graubünden  §  1  Ziff.  4,  in  dem  italienischen  B.-G.-B. 
Einl.  Art.  8,  9.  Auch  der  Entwurf  zmn  deutschen  Erbrechte  huldigt  diesem 
Prinzipe,  ebenso  der  Entwurf  des  deutschen  B.-G.-B.'s  über  das  internationale 
Privatrecht. 

")  Vgl.  die  oben  Note  7  angeführten  Zitate,  femer  Urth.  d.  R.-G.  vom 
29.  Januar  1883  (Entsch.  Bd.  8  S.  116),  vom  7.  Juli  1863  (Entsch.  Bd.  14 
S.  183);  Bolze,  Bd.  2  Nr.  20,  Bd.  3  Nr.  28. 
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soll.  Das  Staatsangehorigkeitsprinzip  ist  auch  Ton  mehreren  aus- 
wärtigen Gesetzgebungen  angenommen,  so  in  Oesterreich,  Italien, 
in  mehreren  Schweizer  Kantonen:  Zürich,  Schaffhausen,  Solothum, 
Graubünden.  Auch  in  den  Niederlanden  und  der  französischen 
Jurisprudenz  wird  die  Staatsangehörigkeit  für  die  Erbfolge  als  maass- 
gebend  angesehen.^^) 

lieber  das  nach  den  Verträgen  Deutschlands  mit  einzelnen 
auswärtigen  Staaten  geltende  Recht  ist  in  Kürze  (Näheres  s.  unten 
im  besonderen  Theile)  hier  anzuführen: 

Nach  Art.  10    der  deutsch-russischen   Konvention   über 

die  BeffulirunK  von  Hinterlassenschaften   vom  — -^ — —: — ; 1874 

®  ®  31.  Oktober 

richtet  sich  die  Erbfolge  in  die  unbeweglichen  Güter  nach  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  die  Immobilien  belegen  sind.  Da- 
gegen werden  Ansprüche,  welche  sich  auf  die  Theilung  des  beweg- 
lichen Nachlasses,  sowie  auf  das  Recht  der  Erbfolge  in  solches 
Vermögen  beziehen,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  entschieden,  dem 
der  Verstorbene  angehörte,  es  müsste  denn  ein  Unterthan  des  Landes, 
in  welchem  der  Nachlass  eröffnet  ist,  auf  die  bewegliche  Hinter- 
lassenschaft Ansprüche  zu  erheben  haben,  für  welchen  Fall  die  Ge- 
setze dieses  Landes  entscheidend  sind. 

Nach  Art.  XXIII  des  deutsch-griechischen  Konsular- 
vertrags vom  26.  November  1881  richtet  sich  das  Erbrecht,  sowie 
die  Theilung  des  Nachlasses  des  Verstorbenen  nach  den  Gesetzen 
seines  Landes;  nach  denselben  Gesetzen  sind  auch  alle  Ansprüche, 
welche  auf  Erbrecht  und  Nachlasstheilung  sich  beziehen,  zu  ent- 
scheiden. Die  ganz  gleiche  Bestimmung  enthalten  Art.  XIX  des 
deutsch- serbischen  Konsularvertrags  vom  6.  Januar  1883  und 
Art.  25  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrags  zwischen  Deutsch- 
land   und  der  Südafrikanischen  Republik  vom  22.  Januar  1885. 

Nach  Art.  XX  des  Freundschafts-,  Handels-  und  Schifffahrts- 
vertrages zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  dem  Sultan  von 
Zanzibar  soll,  wenn  ein  Angehöriger  des  Deutschen  Reichs  mit 
Hinterlassung  Yon  Vermögen  im  Gebiete   von  Zanzibar  stirbt,    der 

^*)  S.  Näheres  hierüber  Böhm,  räuml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen, 
S.  177  ff.  n.  31  ff.  Auch  nach  dem  Entwurf  des  dentschen  B.-G.-B.'s  über 
das  intern.  Privatrecht  §  29  sollen  die  Erbfolge  imd  die  Rechtsstellnng  der 
Erben  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Erblasser  zuletzt 
angehört  hat,  bestbmnen.  Der  gleiche  Grundsatz  wurde  von  dem  Kongress 
für  intern.  Privatreeht  im  Haag  (1893)  angenommen. 

Böhm,  Intern.  Nachlassbehandlong.  3 
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deutsche  Konsul  befugt  sein,  das  von  dem  Verstorbenen  hinter- 
lassene  Vermögen  in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  nach  Maass- 
gabe der  deutschen  Gesetze  zu  yerfügen. 

II.   Im  Einzelnen  ist  noch  zu  bemerken: 

1.  Ob  eine  Sache  (erbrechtlich)  als  unbeweglich  oder  be- 
weglich zu  gelten  habe,  ist  nach  dem  überhaupt  für  die  fragliche 
Erbfolge  geltenden  Gesetze  zu  beurtheilen.^^) 

2.  Die  Frage,  nach  welchem  örtlichen  Rechte  die  Erbfähig- 
keit einer  Person  beurtheilt  werden  muss,  ist  nicht  unbestritten. 
Ein  Theil  der  Schriftsteller  nimmt  an,  die  Erbfähigkeit,  einschliess- 
lich der  Erbeinsetzungsfähigkeit,  sei  nicht  nach  den  Personalstatuten 
des  Erben,  sondern  nach  dem  Personalstatut  des  Erblassers  zu  be- 
urtheilen.^')  Andere  lassen  hier  das  Personalstatut  der  Person, 
welche  Erbe  werden  soll,  gelten.'^)  Nachdem  jedoch  die  Erbfähig- 
keit ein  Theil  der  Beohtsfllhigkeit  der  Person,  und  für  diese  nicht 
wie  für  die  Handlungsfähigkeit  das  Personalstatut,  sondern  das 
Gesetz,  welches  für  die  in  Frage  stehenden  Rechtsverhältnisse  be- 
stimmend ist,  in  Anwendung  zu  kommen  hat,  wird  die  erstere 
Meinung  den  Vorzug  verdienen.  ^^) 

3.  Was  insbesondere  die  testamentarische  Erbfolge  an- 
langt, so  kommt  zunächst  die  Fähigkeit,  ein  Testament  zu 
errichten  (fest,  /actio  act,)  in  Betracht.  Diese  ist  nach  dem 
Personalstatut  des  Testators  zu  beurtheilen;^^)  wenn  der  Erblasser 
seinen  Wohnsitz  oder  seine  Staatsangehörigkeit  geändert  hat,  ent- 
scheidet   das    Gesetz    des    letzten   Wohnsitzes,    bzw.    der    letzten 


")  V.  Bar,  Lehrb.,  S.  160. 

")  So  Wächter  a.  a.  0.  S.  363;  Schmid,  S.  95,  100;  Stobbe,  I 
8.  253;  Roth,  I  S.  291;  ürth.  d.  O.-L.^.  Oldenburg  v.  5.  März  18&3  (Seuffert's 
Archiv,  Bd.  6  Nr.  306);  v.  Bar,  U  S.  312  o.  Lehrbuch  S.  160. 

>>)  Savigny  a.  a.  0.  S.  313;  Böhlau,  I  S.  478;  Holzschuher,  I 
S.  91;  Unger,  I  §  23  Note  161;  Urth.  d.  O.-L.-G.  zu  Dresden  v.  29.  März 
1887  (Annalen  des  sächs.  Oberlandesgerichts,  Bd.  9  S.  64);  Urth.  d.  bayer. 
obersten  Landesgerichts  v.  17.  Mai  1890  (Sammlung,  Bd.  13  S.  50). 

SVgl.  auch  Böhm,  räuml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen,  S.  184  u.  22. 
»ber  die  Erbfähigkeit  eines  Verschollenen  s.  Urth.  d.  Obertribunals 
zu  Stuttgart  y.  8.  Juli  1862  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  15  Nr.  199),  Urth.  des 
Reichsgerichts  v.  7.  Januar  1890  (Seuffert's  Archiv/ Bd.  95  Nr.  236  u.  Entsch. 
d.  R.-G.,  Bd.  25  S.  142),  sowie  das  in  Note  13  angefahrte  Urth.  des  obersteä 
bajer.  Landesgerichts  v.  17.  Mai  1890. 

»)  Schaffner  a.  a.  0.  S.  180  u.  182;  Savigny  a.  a.  0.  S.  811; 
Wächter  a.  a.  0.  S.  365;  Beseler  a.  a.  0.  S.  114;  Seuffert,  Komm.  a.a.O. 
S.  334;  Stobbe  a.  a.  0.  §  34  Ziff.  XI;  Zeitschrift  etc.,  HI  S.  522.  Von 
anderen  Schriftstellern  ist  jedoch  die  Fähigkeit  zur  Testamentserrichtong,  je 
nachdem  über  die  Intestaterbfolge  das  Personalstatut  oder  die  lex  rei  sitae 
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Staatsangehörigkeit.  Doch  kann  ein  Ton  Anfang  an  ungültiges 
Testament  nicht  lediglich  darch  eine  spätere  Aenderung  des  Wohn- 
sitzes, bxw,  der  Staatsangehörigkeit  gftltig  werden.  ^^ 

In  Beziehung  auf  die  Form  der  Testamente  gilt  nach  der  in 
Deutschland  yorherrsohenden  Meinung  die  Regel:  locus  regit  actum, 
doch  nur  fakultativ,  dergestalt,  dass  die  Beobachtung  des  Gesetzes 
des  Errichtungsortes  oder  des  Personälstatuts  des  Erblassers  genügt.  ^^ 
Es  ist  also  das  Testament  allgemein  formell  gültig,  wenn  es  den 
am  Orte  der  Errichtung  erforderlichen  Formen  entspricht,^^)  und 
zwar  selbst  dann,  wenn  der  Testator  nicht  blos  zufällig  am  Orte 
der  Errichtung  sich  befunden,  sondern  Ton  seinem  Wohnorte  ab- 
sichtlieh zum  Zwecke  des  Testirens  an  den  auswärtigen  Ort  sich 
begeben  hatte.  ^')  Anderseits  kann  ein  Testator  auch  nach  den 
Formen  seines  Personalstatuts,  z.  B.  nach  Code  civil  durch  holo- 
graphes  Testament  gültig  testiren.^^)     Eine  formell  gültig  errichtete 


entscheidet,  nach  dem  einen  oder  dem  anderen  Gesetze  beortheilt  worden. 
Bei  einer  Kollision  der  deutschen  Gesetzgebungen  mit  dem  Code  cit^U  oder 
der  deutschen  Territoriah-echte  unter  einander  wird  nach  der  hier  angenom- 
menen Ansicht  das  Personalstatut,  bei  einer  Kollision  eines  der  genannten 
Rechte  mit  dem  englischen  Common  law  in  Betreff  des  unbeweglichen  Nach- 
lasses die  lex  rei  sitae  entscheiden;  Bar  a.  a.  0.  n  S.  319.  G&izlich  un- 
bestritten ist,  dass  die  Fähigkeit,  über  Mobilien  zu  testiren,  nach  der  lex 
domicüii  zu  beurtheilen  ist.  Hinsichtlich  der  Fähigkeit,  über  unbewegliche, 
im  Ausland  gelegene  Sachen  zu  testiren,  spricht  sich  Asser  a.  a.  0.  S.  76 
f&r  die  allgemeine  Anwendbarkeit  des  nationalen  Gesetzes  oder  des  Gesetzes 
des  Wohnsitzes  des  Erblassers  mit  Ausschluss  der  lex  rei  sitae  aus. 

Bezüglich  des  Prinzips  der  Rückverweisimg  s.  Zeitschrift  etc.,  IT  S.  469. 

Üeber  Testirfähigkeit  nach  englischem  Rechte  s.  IZeitschrift,  III  S.  2. 

*^  Der  Gmnd  liegt  nach  Savigny  a.  a.  0.  darin,  dass  der  letzte  Wille 
als  in  zwei  verschiedenen  Zeitpunkten,  und  möglicher  Weise  auch  an  zwei 
verschiedenen  Orten  ausgesprochen  zu  betrachten  ist:  faktisch  znr  Zeit  der 
Errichtnn^,  und  an  dem  Orte,  der  in  dieser  Zeit  der  Wohnsitz  des  Testators 
ist,  juristisch  zur  Zeit  des  Todes  und  an  dem  Orte,  der  in  dieser  Zeit  der 
Wohnsitz  ist.  Vgl.  jedoch  hiezu  Urth.  des  Reichsgerichts  v.  10.  Nov.  1887 
(Entsch.,  Bd.  19  S.  816);  s.  auch  Böhm  a.  a.  0.  S.  186  und  ürth.  v.  7.  Mftrz 
1893  (Zeitschrift,  III  S.  628). 

*')  Wächter  a.  a.  0.  S.  877;  Savigny,  Bd.  8  S.  856;  Böhlau,  I 
S.  439;  (Jnger,  I  S.  207;  Förster-Eccius  a.  a.  0.  S.  66;  Dernburg, 
Pand.,  §  45;  v.  Bar,  II  S.  821,  Lehrb.  S.  161;  Seuffert,  Archiv,  Bd.  1 
Nr.  204,  Bd.  19  Nr.  6. 

**)  Vgl.  ürth.  d.  O..A..G.  München  v.  11.  Juli  1846  (Bl.  f.  R..A.,  Bd.  17 
8.  141)  und  Urth.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  v.  28.  Mftrz  1860  (Striethorst, 
Archiv  etc.,  Bd.  71  Nr.  90). 

^^  Urth.  d.  0.-A.-G.  zu  Oldenburg  v.  4.  Januar  1859  (Seuffert's  Archiv, 
Bd.  19  Nr.  6). 

^  Letztere  Regel  erleidet  jedoch  dann  eine  Ausnahme,  wenn  ein  privi- 
Ugium  loci  in  Frage  steht,  so  kann  z.  B.  ein  Testament  nach  Münchener 
Stadtrecht  (vor  zwei  Zeugen)  nur  in  München  selbst  rechtsgQltig  errichtet 
werden. 

3* 
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letztwillige  Disposition  wird  dadurch  nicht  ungültig,  dass  der  Testator 
sich  ein  anderes  Domizil  wählt,  wo  andere  f^ormen  gelten,'^)  wohl 
aher  unter  letzterer  Voraussetzung  ein  Testament,  welches  nicht  den 
Formen  des  Errichtungsortes,  sondern  nur  denen  des  dermaligen 
Domizils  entspricht. ^^) 

Die  oben  ausgesprochene  Kegel  der  Konkurrenz  der  Gesetze 
des  Errichtungsortes  mit  den  Personalstatuten  des  Testators  ist  im 
Prinzipe  auch  angenommen  yon  dem  sächsischen  bürgerlichen 
Gesetzbuche  §  9  mit  §  17,  den  Gesetzbüchern  von  Zürich  §  6, 
Qraubünden  §  2  Satz  3.^^)  Auch  nach  italienischem  Gesetze 
bestimmt  sich  die  Form  von  Rechtsakten  auf  den  Todesfall  (wie 
unter  Lebenden)  nach  dem  Rechte  des  Orts  der  Errichtung;  der 
Disponent  kann  jedoch  auch  die  in  dem  Gesetze  seines  Landes  ror- 
geschriebene  Form  wählen,  wenn  alle  Parteien  demselben  unter- 
worfen sind.^*) 

Das  niederländische  Gesetz  (Art.  992  des  Burg.  Wetboek) 
yerpflichtet  den  Niederländer,  welcher  im  Auslande  testiren  will,  das 
Testament  durch  öffentliche  Urkunde  (authentike  akie)   zu  errichten. 


»0  Schaffner,  S.  197;  ürth.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  v.  3.  April 
1857  (Striethorst,  Bd.  23  S.  353);  v.  Bar,  U  S.  324. 

«)  V.  Bar,  II  S.  324;  Wächter  a.  a.  0.  S.  382;  ünger,  I  §  23 
Nr.  190.  Anderer  Meinung  Thöl,  Einl.  §  79  S.  180;  Stobbe,  I  S.  222  Nr.  11, 
welch  letzterer  annimmt,  dass,  sowie  ein  formell  gültig  errichtetes  Testament 
durch  eine  spätere  gesetzliche  Aenderung  der  Formyorschrifben  nicht  hinMLig 
werde,  man  dasselbe  auch  f&r  den  Fall  der  Aenderung  des  Domizils  behaupten 
müsse.  Ueber  Rechtsgültigkeit  einer  letztwilligen  Verfügung  im  Falle  der 
Veränderung  des  Wohnsitzes  vgl.  auch  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  7.  März 
1893  (Jur.  Wochenschrift,  1893,  S.  240;  Zeitschrift  etc.,  lU  S.  628). 

*')  Auch  der  Entwurf  des  deutschen  B.-G.-B.'s  über  das  internationale 
Privatrecht  hat  diese  Regel  beibehalten,  §  29  mit  §  9  Satz  2. 

Art.  8  der  vom  Eongress  für  internationales  Privatrecht  im  Haag  vor- 
geschlagenen Bestimmungen  über  die  Verlassenschaf ten  lautet:  ,Die  Form 
der  Testamente  und  Schenkungen  regelt  sich  nach  dem  Gesetze  des  Ortes» 
wo  sie  gemacht  sind.  Wenn  jedoch  das  nationale  Gesetz  des  Verfügenden 
als  wesentliche  Bedingung  fordert,  dass  der  Akt  in  authentischer  oder  eigen- 
händiger oder  in  einer  anderen  gesetzHch  bestimmten  Form  errichtet  sei,  so 
darf  das  Testament  oder  die  Schenkung  in  keiner  anderen  Form  gemacht 
werden.  Formell  gültig  sind  die  Testamente  der  Ausländer,  wenn  sie  dem 
nationalen  Gesetze  des  Testators  gemäss  von  den  diplomatischen  oder  konsu- 
larischen Agenten  seiner  Nation  aufgenommen  worden  sind.* 

*•)  Codice  civUe,  Di^posUmii  sulla  publicazione^  Art.  9.  Vgl.  hiezu 
den  Fall  van  Ogtrop,  Urth.  des  Appellhofs  zu  Genua  v.  4.  Aug.  1891  (Un- 
gültigkeit eines  von  einem  Holländer  in  Belgien  eigenhändig  errichteten  Testa- 
mentes in  Italien),  Zeitschrift  etc.,  Bd.  II  S.  178  u.  540.  Bezüglich  der  Vor- 
lage eines  im  Auslande  in  fremder  Sprache  errichteten  Testaments  vor  einem 
italienischen  Gerichte  s.  Zeitschrift,  I  S.  612.  Ueber  Testamentsaufhahme  durch 
die  Konsuln  s.  Art.  10  des  deutsch-italienischen  Eonsular Vertrags  v.  21.  Dez. 
1868  bzw.  7.  Febr.  1872. 
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Hienach  hat  z.  B.  das  eigenhändige  Testament  eines  Niederländers, 
der  in  Belgien  oder  Frankreich  stirbt,  in  den  Niederlanden  keine 
Gültigkeit.'^  Der  Bestimmung  des  angeführten  Art.  992  ist  jedoch 
durch  Art.  18  des  niederländischen  Gesetzes  vom  25.  Juli  1871 
über  die  Befugnisse  der  Konsuln  insofern  derogirt,  als  nach  letzterer 
Gesetzesstelle  ein  Niederländer,  der  im  Auslande  im  Bezirk  eines 
niederländischen  Konsuln  sich  befindet,  ein  eigenhändiges  Testament 
mit  Gültigkeit  errichten  kann,  wenn  der  Konsul  hierüber  einen 
Hinterlegungsakt  aufgenommen  hat. 

Nach  der  Bestimmung  des  französischen  Ziyilgesetzbuchs 
(Art.  999)  kann  der  Franzose,  der  sich  im  Auslande  aufhält,  testa- 
mentarische Verfügungen  in  einer  öffentlichen  Urkunde  unter  Beob- 
achtung der  am  Errichtungsorte  gebräuchlichen  Formen  oder  in 
einem  dem  französischen  Rechte  entsprechenden  holographischen 
Testamente  treffen«  Nach  der  französischen  Doktrin  und  Praxis 
aber  ist  der  Ausländer,  der  sich  in  Frankreich  aufhält  und  dort 
testiren  will,  wenn  sein  Testament  in  Frankreich  zu  Recht  bestehen 
soll,  schlechthin  an  die  Formen  des  französischen  Rechts  gebunden.'^ 

Nach  einem  Urtheil  des  Appellhofs  Brüssel  vom  13.  Februar 
1889  ist  in  Belgien  das  eigenhändige  Testament  der  Rechtsregel 
locus  regü  actum  strenge  unterworfen;  der  Ausländer  hat  nicht  die 
Wahl,  sich  in  Bezug  auf  die  Fertigung  eines  solchen  Testaments 
auf  die  in  dem  Gesetze  seines  Landes  zugelassenen  Formen  zu  be- 
rufen. 2^) 

Für  das  englische  und  schottische  Recht  ist  jetzt  die  sog. 
Lord  Kingsdown's  Acte,  St.  24  et  25  Yict.  c.  114  (6.  August  1861) 
massgebend.  Hiemach  sind  Testamente  britischer  Unterthanen  für 
formell  gültig  erklärt,  wenn  sie  der  lex  loci  actus  entsprechen  oder 


")  Vgl.  hiezu  Beoue  de  droit  intematumäl,  tom.  XIII  (1881)  p.  409; 
Asser,  S.  §^  und  Zeitschrift  etc.,  Bd.  I  S.  226^  femer  auch  den  in  Note  24 
angezogenen  Fall  van  Ogtrop. 

=^  Zachariä,  IV  §  661;  Schaffner,  S.  193;  Brecher,  Nr.  153. 
Ueber  die  von  Franzosen  imAuslande  errichteten  Rechtsakte,  namentlich 
Testamente  vgl.  auch  JoumcU  du  droit  intern,  prive\  tom.  VII  (1880)  p.  381, 
über  formelle  Qültigkeit  des  von  einem  Auslände^  im  französischen 
Rechtsgebiete  errichteten  Testamentes  Zeitschrift,  Bd.  III  S.  520.  Bezüg- 
lich des  rheinischen  Rechts  s.  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  1.  März  1881 
(Annalen  d.  R-G.,  Bd.  III  S.  442). 

*^  Zeitschrift  etc.,  Bd.  I  S.  225.  Vanthier  bemerkt  jedoch  hiezu,  dass 
der  in  diesem  Urtheüe  ausgesprochene  Grundsatz  weder  durch  Doktrin  noch 
durch  die  Rechtsprechung  sonst  unterstützt  werde  und  nimmt  mit  Rücksicht 
aitf  Art  999  des  Cod.  civ,  an,  dass  auch  in  Belgien  die  obige  Rechtsregel 
fakultative  Natur  habe. 
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aber  dem  Gesetze  des  Domizils  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  dem 
Gesetze  des  originären  Domizils,  zugleich  ist  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  eine  Aenderung  des  Aufenthaltsortes  (Domizils)  niemals  daa 
einmal  gültig  errichtete  Testament  ungültig  machen  soll.'^) 

Kach  dänischem  Rechte  wird  angenommen,  dass  ein  im 
Auslande  errichtetes  Testament  nicht  gültig  ist,  wenn  der  Testator 
später  sein  Domizil  in  Dänemark  genommen  hat  und  nach  dänischen 
besetzen  in  Bezug  auf  die  Form  £twas  fehlt.^^) 

Die  von  Griechen  im  Auslande  errichteten  Rechtsakte  sind 
in  Griechenland  bezüglich  der  Form  gültig,  wenn  solche  nach  den 
Bestimmungen  des  griechischen  Gesetzes  '^)  oder  nach  den  im  Lando 
der  Errichtung  gültigen  Formalitäten  gefertigt  werden.^^) 

Spanische  Unterthanen  können  im  Auslande  nach  dem  dort 
geltenden  Rechte  Testamente  errichten.  Auch  können  sie  dort  nach 
ihrem  Personalstatut  testiren.^^) 

Bezüglich  der  7on  Deutschen  im  Auslande  errichteten 
Testamente  kommen  auch  die  Bestimmungen  des  deutschen  Kon- 
sulargesetzes vom  8.  NoTember  1867  und  des  Gesetzes  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  in  Betracht.  Nach  §  16  des  Reichskonsular- 
gesetzes  steht  den  Reichskonsuln  innerhalb  ihres  Amtsbezirks  in  An- 
sehung der  Rechtsgeschäfte,  welche  Angehörige  des  Reichs  errichten, 
was  insbesondere  auch  von  der  Errichtung  der  Testamente  gilt,  daa 
Recht  der  Notare  zu,  dergestalt,  dass  die  Ton  ihnen  aufgenommenen 
und  mit  ihrer  Unterschrift  und  ihrem  Siegel  yersehenen  Urkunden 
den  innerhalb  der  Staaten  des  Reiches  aufgenommenen  Notariats- 
Urkunden    gleich    zu   achten    sind.     Solche  Notariatsbefugnisse   sind 


'*)  V.  Bar,  II  S.  324.  In  England  waren  früher  die  Errichtongs- 
formalitäten  verschieden,  je  nachdem  über  Mobiliar-  oder  Immobiliarrermögen 
verfügt  wurde.  Seit  1837  besteht  eine  einheitliche  Errichtungsform  und  sind» 
abgesehen  von  den  Dispositionen  der  Seeleute  und  Soldaten,  alle  letztwilligen 
Verfügungen  schriftlich  zu  errichten.  Näheres  s.  Zeitschrift»  Bd.  III  S.  2. 
Ueber  Testamentsform  nach  britisch-ostindischem  Recht  s.  ebendaselbst 
S.  467. 

'^)  Das  holographische  Testament  wird  in  Dänemark  nicht  anerkannt. 
Näheres  über  die  Testamentsform  s.  unten  bei  , Dänemark**. 
Näheres  hierüber  unten  bei  „Griechenland". 
Phlogaits,  Ge8«-SIg.,  Bd.  111.  Vgl.  jedoch  hiezu  die  Bestimmungen 
des  deutsch-griechischen  Konsularvertrages  v.  26.  Nov.  1861. 

°')  Näheres  hierüber  8.  unten  bei  „ Spanien".  Der  spanische  oberste 
Gerichtshof  hat  in  einem  Urtheile  v.  6.  Juni  1873  für  die  Gültigkeit  dea 
Personalstatuts  —  die  Gültigkeit  eines  holographen  Testaments  eines  Franzosen 
—  auch  in  Ansehung  der  in  Spanien  gelegenen  Erbgrundstücke  sich  aus- 
gesprochen; V.  Bar,  II  S.  323  Note  17. 


'^)  S. 
»0  PI 
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gegenseitig  konstituirt  in  den  Konsularkonventionen  Deutschlands 
mit  Russland,  den  Vereinigten  Staaten  tou  Amerika,  Italien,  Spanien, 
mit   der  SQdafrikanischen  Republik,    Hawaii,   Griechenland,    Serbien. 

Der  Inhalt  der  Testamente  ist  nach  den  Gesetzen  zu  beur- 
theilen,  welche  über  die  Erbfolge  überhaupt  entscheiden.  Dies  gilt 
insbesondere  bezüglich  der  Gültigkeit  der  Erbseinsetzung,  der  Ent- 
erbung, der  Berufung  yon  Nach-  und  Ersatzerben,  bezüglich  der 
Statthaftigkeit  beigefügter  Bedingungen,  bezüglich  der  Vermächtnisse 
und  Auflagen,  bezüglich  Umfang  und  Höhe  des  Pflichttheils.^^) 

Ausnahmen  hieyon  können  jedoch  eintreten  durch  entgegen- 
stehende zwingende  Gesetze.  Wenn  z.B.  durch  Testament  ein 
Familienfideikommiss  für  ein  Gut  errichtet  wird,  das  in  einem  fremden 
Lande  liegt,  dessen  Gesetze  solche  Fideikommisse  nicht  anerkennen, 
so  entscheidet  das  für  den  urtheilenden  Richter  geltende  Gesetz, 
welches  hier  auf  die  Ungültigkeit  der  Anordnung  führt. '^) 

Für  die  Auslegung  der  Testamente  wird  in  der  Regel  weniger 
das  Gesetz  und  der  Sprachgebrauch  des  Ortes  der  Errichtung  als 
vielmehr  Gesetz  und  Sprachgebrauch  der  Heimath  oder  des  Domizils 
in  Betracht  kommen.  Doch  lassen  sich  auch  Fälle  denken,  wo  der 
Testator  muthmasslioh  des  Sprachgebrauchs  seines  letzten  Aufenthalts- 
ortes sich  bedient  haben  wird,  oder  desjenigen,  welcher  am  Orte  der 
im  Testamente  erwähnten  Sache  gilt.^^) 

Der  Widerruf  letztwilliger  Verfügungen  wird  im  Allgemeinen 
nach   dem   die  Erbschaft    selbst   beherrschenden  Gesetze    beurtheilt. 


3^  Savigny,  Bd.  8  S.  312;  Wächter  a.a.O.  S.  381;  Schmid,  §  8 
Nr.  5;  Asser,  S.  74  u.  75;  Böhlau,  I  S.  477;  Windscheid,  Pandekten, 
I  §  35;  Dernburg,  Pandekten,  Bd.  I  §  46;  Stobbe.  I  S.  250;  v.  Bar,  II 
S.  329;  ürth.  d.  0.-A.-G.  zu  Kassel  v.  28.  Okt.  1849  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  1 
Nr.  92) ;  ürth.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  v.  3.  April  1857  (Striethorst,  Bd,  23 
S,  352),  V.  8.  Mai  1865  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  20  Nr.  4);  ürth.  d.  O.-A.-G. 
zu  Lübeck  v.  17.  März  1874  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  32  Nr.  105);  Urtheile  des 
Reichsgerichts  v.  29.  Januar  1883  (Entsch.,  Bd.  8  S.  145),  v.  7.  Juli  1883 
(Entsch.,  Bd.  14  S.  183),  v.  13.  Mflrz  1885  (Bolze,  Bd.  1  Nr.  46),  v.  29.  Dez. 
1886  (Bolze,  Bd.  4  Nr.  17),  v.  19.  Dez.  1887  (Bolze.  Bd.  5  Nr.  25  u.  810), 
v.  14.  Januar  1889  (Holze,  Bd.  7  Nr.  19),  v.  9.  Mftrz  1S91  (SeuflFert's  Archiv, 
Bd.  46  Nr.  267);  ürth.  d.  bayer.  obersten  Landesgerichts  v.  4.  April  1892 
(Zeitschrift  etc.,  Bd.  II  S.  383). 

8*)  Savigny  a.  a.  0.  S.  312;  Wächter  a.  a.  0.  S.  366;  Stobbe, 
I  S.  S15;  V.  Bar,  II  S.  331.  Bezüglich  des  rheinischen  Rechtes  vgl.  auch 
das  oben  Note  26  angeführte  reichsgerichtliche  (Jrth.  v.  1.  März  1881. 

»)  Savigny,  B.  8  S.  313,  Foelix,  p.  263;  v.  Bar,  II  S.  836.  üeber 
Auslegung  der  in  einem  im  Staate  Wisconsin  errichteten  Testamente  in  Bezug 
auf  im  Staate  Michigan  gelegene  Ländereien  getroffenen  Bestimmungen  s. 
Zeitschrift  etc.,  Bd.  I  S.  373. 
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In  Ansehung  der  Form  desselben  konkurrh*t  aber  auch  hier,  wie 
bei  der  Errichtung  die  Regel:  locus  regit  adum.^^) 

Die  auf  die  Testamentsvollstreckung  bezüglichen  Rechts- 
Terhältnisse  werden,  soweit  hier  nicht  der  erklärte  Wille  des  Testators 
massgebend  ist,  von  den  Personalstatuten  des  Erblassers  beherrscht; 
es  ist  in  dieser  Beziehung  ganz  gleichgültig,  an  welchem  Orte  das 
Testament  errichtet  ist,  bzw.  an  welchem  Orte  der  Testator  zur  Zeit 
der  Errichtung  desselben  gewohnt  hat.^^) 

Form  und  Wirkung  eines  in  einem  Testamente  zum  Voraus 
bestätigten  Kodizills  ist  nach  demselben  Rechte,  wie  das  Testament 
selbst,  zu  beurtheilen.^^) 

4.  Erb  vertrage  sind,  sowohl  was  die  Fähigkeit  zur  Ab- 
schliessung,  als  was  Form,  Inhalt  und  Wirkungen  betrifft,  wie 
Testamente  zu  behandeln,  d.  h.  nach  dem  Personalstatut  der  das 
Tertragsmässige  Erbrecht  konstituirenden  Person.'^) 

5.  Anfall  und  Erwerb  der  Erbschaft  sind  nach  dem  Gesetze 
zu  beurtheilen,  welches  für  das  Recht  der  Erbfolge  überhaupt  mass- 
gebend ist.  Nach  diesem  Rechte  beantwortet  sich  demnach  ins- 
besondere, zu  welchem  Zeitpunkte  der  Anfall  erfolgt,  ob  und  wie- 
weit eine  ruhende  Erbschaft  rorliegt,  ob  die  Erbschaft  ipso  Jure 
oder  mittels  Antretung  erworben  wird,  ob  die  Erben  einer  besonderen 
Ermächtigung  zum  Zugriffe  auf  die  Erbschaftsgegenstände  bedürfen, 
die  Haftungsrerbindlichkeit  für  die  Schulden  des  Erblassers,^^)  die 
Kollationspflicht  der  Miterben  u*  s.  w.^*)  Dies  gilt  auch  für  den 
Anfall   der   Erbschaft   an    einen  Verschollenen;    nicht   das  Recht 


'»«)  V.  Bar,  II  S.  839;  ürth.  d.  O.-L.-G.  Hamburg  v.  12.  April  1883 
(SeuflFert^s  Archiv,  Bd.  38  Nr.  202);  ürtb.  d.  Reiclisgerichts  v.  7.  Juli  1883 
(Entsch.,  Bd.  14  S.  183). 

*')  v.  Bar,  II  S.  388;  Urth.  d.  Reichsgerichte  v.  21.  April  1890  (Entsch., 
Bd.  26  S.  380). 

*^  ürth.  d.  bayer  obersten  Landesgerichts  v.  30.  Okt.  1883  (Sanmdung, 
Bd.  10  S.  205;  Seuffert's  Archiv,  Bd.  39  Nr.  180). 

»^  Savigny,  Bd.  8  S.  314;  Wächter  a.  a.  0.  S.  381;  Schmid,  S.  100; 
ünger,  I  S.  206;  Stobbe,  I  S.  258;  v.  Bar,  II  S.  340;  Urth.  d.  Reichs- 
gerichts V.  7.  März  1893  s.  oben  Note  22.  Ueber  Erbverzicht  s.  Urth.  d. 
Reichsgerichts  v.  29.  Januar  1883  (Entech.,  Bd.  7  S.  147). 

*^  Vgl.  hiezu  auch  Böhlau,  1  S.  477  und  v.  Bar,  Lehrb.,  S.  165. 

*^)  V.  Bar,  II  S.  341.  Vgl.  auch  Urth.  d.  Obertribunals  zu  Berlin  v. 
3.  Juni  1869  (Striethorst,  Bd.  75  S.  114),  Urth.  d.  0.-L..G.  zu  Stuttgart  v. 
29.  Nov.  1879  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  35  Nr.  90);  Urth.  d.  Reichsgerichts  v. 
29.  Dez.  1886  (Jur.  Wochenschrift,  Bd.  16  S.  61).  In  Ansehung  der  Haftung 
für  Vermächtnisse  vgl.  auch  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  2.  Februar  1885 
(Bolze,  Bd.  2  S.  9). 
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des   letzten   bekannten   Wohnortes    des  YerschoUenen,    sondern   das 
Personalstatttt  des  Erblassers  ist  massgebend/ 2) 

6.  Aus  dem  Prinzipe,  dass  für  Anfall  der  Erbschaft  das  Becht 
der  Erbfolge  selbst  in  Anwendung  zu  bringen  sei,  folgt  jedoch  nicht, 
dass  der  in  einem  anderen  Rechtsgebiete  lebende  Erbe  auch  yer- 
pflichtet  sei,  die  yom  Rechte  der  Erbschaft  für  die  Ausschlagung 
Torgeschriebenen  Formalitäten  zu  erfüllen  oder  die  bezüglichen 
Fristen  einzuhalten;  es  widerspricht  dem  Prinzip  des  internationalen 
Rechtes,  dass  Inländer  ohne  ihr  Zuthun  und  während  sie  sich  im 
Inlande  aufhalten,  durch  ausländische  Gesetze  verpflichtet  werden.^^) 

7.  Die  Theilung  der  Erbschaft  wird  von  dem  überhaupt  für 
die  Erbschaft  massgebenden  Gesetze  beherrscht.  Soweit  jedoch 
einzelne  hier  in  Betracht  kommende  Vorschriften  nur  den  Schutz 
einheimischer  Personen  (z.  B.  einheimischer  Minderjähriger)  be- 
treffen und  es  auf  eine  dingliche  Wirkung  der  Theilung  ankommt, 
ist  auch  die  lex  rei  sitae  zu  beachten.^^) 

8.  Die  Rechts  Wirksamkeit  der  Zession  von  Erbansprüchen  an 
eine  noch  ungetheilte  Erbschaft  in  materieller  Hinsicht  ist  nicht 
nach  dem  am  Orte,  wo  die  Zession  erklärt  wurde,  geltenden  Rechte, 
sondern  nach  demjenigen  Rechte  zu  beurtheilen,  das  am  Sitze  des 
den  zedirten  Anspruch  begründenden  Rechtsverhältnisses,  in  welches 
der  Eintritt  des  Zessionars  als  Rechtsnachfolger  geschehen  soll,  also 
da  gilt,  wo  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  gewohnt  hat  und  die 
Auseinandersetzung  der  Erbschaft  erfolgt.^^) 

9.  Die  Erbschaftsklage  ist,  wenn  sie  das  ganze  Vermögen 
des  Verstorbenen  betrifft,  nach  dem  Personalstatut  des  Erblassers 
zur  Zeit  des  Todes  zu  beurtheilen;  das  Gleiche  gilt  von  der  Ver- 
jährung dieser  Klage,*^) 


*^  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  7.  Januar  1890  (Entsch.,  Bd.  25  S.  142). 
In  Bezug  auf  Erwerbung  einer  vom  furlosus  angefallenen  Erbschaft  durch 
den  Kurator  vgl.  Urth.  d.  O.-A.-G.  zu  Oldenburg  v.o.  März  1863  (Seuffert's 
Archiv,  Bd.  6  Nr.  307). 

*^  Urth.  d.  Obertribnnals  zu  Berlin  vom  1.  Nov.  1850  (Entsch.,  Bd.  20 
S.  304);  Urth.  d.  0.-L.-G.  Kiel  v.  23.  Okt.  1884  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  40 
Nr.  172);  Urth.  d.  0.-L.-G.  Hamburg  v.  17.  Dez.  1889  (Seuffert's  Archiv,  Bd.  45 
Nr.  160);  v.  Bar,  II  S.  843. 

*^)  Dies  ist  von  Bedeutung  namentlich  für  die  eigenthümlichen  Vor- 
schriften des  französischen  Rechts  über  die  Theilung  von  Erbschaften;  v.  Bar, 
Lehrb.,  S.  166. 

^)  Urth.  d.  Reichsgerichts  v.  28.  Nov.  1887  (Entsch.,  Bd.  20  S.  235). 

**)  Urth.  d.  bayer.  obersten  G.-H.  v.  1.  Febr.  1873  (Sammlung  etc., 
Bd.  3  8.  255).  Ueber  örtliches  Recht  und  Gerichtsbarkeit  fOr  Erbschaffcs- 
Btreitigkeiten  bezüglich  Forderungen  vgl.  Zeitschrift,  Bd.  III  S.  572. 
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§  6. 

Vormundschaft. 

Die  Vormundschaft^)  steht  im  Allgemeinen  unter  den  per- 
sonlichen Gesetzen  der  zu  bevormundenden  Person. 

Nach  den  Personalstatuten  des  Mündels  bestimmen  sich  ins- 
besondere die  Voraussetzung  der  Einleitung  der  Vormundschaft,') 
der  Bestellung  des  Vormundes  und  der  Umfang  und  Inhalt  der  dem 
Vormunde  obliegenden  Verwaltung  des  yormundschaftlichen  Amtes.  ^) 

Nach  der  gemeinrechtlichen  Jurisprudenz  wird  für  die  Vor- 
mundschaft das  Gesetz  des  Wohnsitzes  des  Mündels  bzw.  der  letzte 
Wohnsitz  des  Vaters  als  massgebend  angesehen.  Dies  gilt  un- 
bedingt, soweit  es  sich  um  Angehörige  des  Staates^  in  welchem  die 
Vormundschaft  anfallt,  handelt. 

Bestritten  ist  jedoch  die  Frage  in  dem  Falle,  wenn  dem  Domizil 
des  Mündels  dessen  Staatsangehörigkeit  gegenübersteht.  Die  Meinung, 
dass  hier  das  Domizilgesetz  des  Mündels  entscheide,^)  tritt  in  neuerer 
Zeit  immermehr  zu  Gunsten  des  Staatsangehorigkeits-Prinzips  in  den 
Hintergrund.  Die  Vormundschaft  besteht  nach  richtiger  Bechts- 
anschauung   lediglich   im  Interesse  der  dauernden  Fürsorge    für   die 


')  Altersvormundschaft;  Vormundschaft  über  Geisteskranke  und  Ge- 
brechliche; VermGgensvormondschaften,  inebes.  Über  Verschwender.  —  Durch 
Reichsgesetz  v.  17.  Febr.  1875  (R.-G.-B1.  S.  71)  ist  für  den  ganzen  Umfang 
des  Deutschen  Reiches  der  Beginn  des  Alters  der  Grossjährigkeit  auf  das 
vollendete  21.  Lebensjahr  festgesetzt.  Hiedurch  sind  jedoch  die  hausverfassungs- 
m&ssigen  oder  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Beginn  der  Grotss- 
jährigkeit  der  Landesherren  und  der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familien, 
sowie  der  fürstlichen  Familie  Hohenzollem  nicht  berührt. 

^  Soweit  nicht  die  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  ehelichen  Güter- 
rechte bezüglich  der  formellen  Nothwendigkeit  der  Einleitung  von  Vormund- 
schaften und  Pflegschaften  ein  Anderes  bedingen;  vgl.  Zeitschrift  etc.,  III  S.  150. 

•)  Beseler,  S.  121;  Stobbe,  I  S.  249;  v.  Savigny,  Bd.  S  S.  341; 
V.  Roth,  D.  Pr.-R.,  Tbl.  I  S.  291;  Urth.  d.  oberst.  G.-H.  in  Bayern  v.  9.  Mai 
1876  (Sammlung,  Bd.  6  8.  43). 

*)  Bohl  au,  I  S.  487  hält  daftir,  dass  die  Obervommndschaft  den  Be- 
hörden des  Domizüsstaates  zukomme.  Auch  die  englisch-amerikanische  Juris- 
prudenz erkennt  solches  wenigstens  im  Prinzipe  an.  Auch  nach  holländischem 
Gesetze  sind  für  die  Vormundschaft  die  Domizilsgesetze  entscheidend;  vgl. 
hiezu  Eevue  de  droit  intern.,  tom.  XIII  (1881)  p.  413. 

Auch  nach  dem  Vertragsrecht  der  südamerikanischen  Staaten  (Kongress 
von  Montevideo  1889;  Zeitschrift,  I  S.  332,  34S)  entscheidet  das  Wohnrecht 
des  Mündels  über  die  Bestellung  des  Vommndes,  seine  Befugnisse  und  über 
die  Mündelhypothek,  soweit  nicht  das  Recht  der  belegenen  Sache  in  den  beiden 
letzten  Punkten  entgegensteht.  In  Bayern  wird  noch  der  Wohnsitz  als  ent- 
scheidend angesehen,  desgleichen  in  Württemberg;  Näheres  s.  unten  bei  den 
betr.  Staaten. 
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Person  des  zu  Bevormundenden  und  muss  deshalb  diese  Sorge  dem- 
jenigen Staate  überlassen  und  von  den  Gesetzen  des  Staates  ge- 
regelt werden,  welchen  die  zu  beyormundende  Person  angehört.^) 
Dieser  Grundsatz  ist  insbesondere  auch  in  der  französischen  und 
italienischen  Rechtsprechung  zur  Anerkennung  gelangt.  Auf  dem- 
selben Standpunkte  steht  das  österreichische  Gesetz,^)  ferner  die 
Gesetzgebung  des  Königreichs  Sachsen.^)  In  Bayern  wird  noch 
der  Wohnsitz  als  entscheidend  angesehen,  desgleichen  in  Württem- 
berg; Näheres  s.  unten  bei  den  betr.  Staaten.  Auch  die  Mehrzahl 
der  Kommentatoren  der  preussischen  Yormundschaftsordnung  Tom 
5.  Juli  1875  nehmen  für  die  Bevormundung  der  im  Auslande 
wohnenden  preussischen  Staatsangehörigen,  solange  diese  Angehörig- 
keit dauert;  die  Kompetenz  der  preussischen  Gerichte  in  Anspruch, 
so  dass  das  preussische  Gericht  die  Abgabe  verlangen  könne,  wenn 
in  einem  solchen  Falle  eine  Vormundschaft  eingeleitet  ist.^ 

In  mehreren  Verträgen  des  Deutschen  Reichs  mit  auswärtigen 
Staaten  ist  bezüglich  der  Einleitung  der  Kuratel  über  die  Landes- 
angehörigen durch  den  betreffenden  Konsul  Vorsorge  getroffen  und 
zugleich  für  die  Gesetzesanwendung  das  Staatsangehörigkeitsprinzip 
zum  Ausdruck  gebracht.^) 


*)  V.  Bar,  I  S.  564,  Lehrb.  S.  92.  Auch  Bahr  in  dem  oben  zu  §  2 
S.  9  angeführten  Aufsatz  , Wohnsitzrecht  und  Heimathsrechf  entscheidet 
sich  gleichfalls  fiir  das  sog.  , publizistische  Domizil",  wonach  nicht  das  Gericht 
des  Wohnortes,  sondern  das  des  Heimathsortes  zur  Vormundschaftsbestellung 
bzw.  Fflhrung  der  Obervormundschaft  zuständig  wäre.  Ebenso  hält  Mommsen 
(Archiv  für  zi\äl.  Praxis  N.  F.,  Bd.  HS.  49)  die  Staatsangehörigkeit^  nicht 
das  Domizil  für  massgebend.  Bard,  S.  246  will  gleichfalls  die  Organisation 
der  Vormundschaft  und  die  Befugnisse  der  Vormünder  dem  nationalen  Gesetze 
der  Mündel  unterworfen  wissen.  Vgl.  auch  v.  Bnlmerincq  a.  a.  0.  §  33. 
Bei  zweifelhafter  Nationalität  entscheidet  das  Domizil,  event.  der  faktische 
Aufenthalt  der  zu  bevormundenden  Person;  v.  Bar,  I  S.  589. 

«)  §  183  d.  österr.  Ges.  v.  9.  Aug.  1854.    Vgl.  hiezu  Zeitschrift,  I  S.  236. 

^  §  16  d.  Sachs.  B.-G.-B.:  «Die  Vormundschaft  wird  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  beurt heilt,  dessen  Unterthan  der  zu  Bevormundende  ist."  Vgl. 
auch  Siebenhaar,  sächs.  Privatrecht,  S.  40.  Ueber  Zulässigkeit  der  Bevor- 
mundung von  Ausländem  in  Sachsen  vgl.  jedoch  Zeitschrift,  I S.  181,  US. 211, 384. 

^  Wachler,  Hesse  u.  A.  Abweichend  Dernburg,  welcher  die  Be- 
vormundung über  einen  im  Auslande  domizilirenden  Preussen  durch  das  aus- 
ländische Gericht  solange  für  gültig  hält,  als  nicht  die  Abgabe  an  ein 
preussisches  Gericht  erfolgt.    Vgl.  auch  Zeitschrift,  III  S.  399. 

Nach  §  2  u.  6  d.  preuss.  V.-O.  wird  zwar  die  Zuständigkeit  des  vor- 
mundschaftlichen Gerichts  auch  für  Nichtpreussen  nach  dem  Wohnsitze  in 
Preussen  bestimmt,  am  Schlüsse  des  §  6  heisst  es  aber:  «Die  Vormundschaft 
über  einen  Nichtpreussen  ist  auf  Verlangen  der  Behörden  des  Heimathsstaates 
an  diese  abzugeben.* 

^)  So  in  den  Verträgen  mit  Italien,  Spanien,  Griechenland,  Serbien,  der 
Südafrikanischen  Republik,  Costa  Rika,  der  Dominikanischen  Repubhk,  Guate- 
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Dem  Staatsangehörigkeitsprtnzip  huldigt  im  Allgemeinen  auch 
der  Entwurf  des  deutschen  B.-G-.-B/s  über  internationales  Prlyat- 
recht.io) 

Auoh  nach  dem  Yon  dem  Institut  für  internationales  Recht  auf 
der  Konferenz  zu  Hamburg  (1891)  berathenen  Projekte  über  inter- 
nationale Regelung  der  Vormundschaft  über  Ausländer  soll  die  Vor- 
mundschaft über  Minderjährige  nach  dem  Gesetze  des  Vaterlandes 
sich  richten,  insbesondere  soll  solches  auch  für  die  Eröffnung  und 
Beendigung  der  Vormundschaft,  die  Berufung  zu  derselben,  die  Kon- 
trole,  Stellung  und  Befugnisse  des  Vormundes  gelten.  ^^) 

Die  Anwendung  des  Staatsangehörigkeitsprinzips  schliesst  jedoch 
nicht  aus,  dass  eine  provisorische  Vormundschaft  über  fremde 
Staatsangehörige  auch  vom  Domizilsgerichte,  bei  nur  yorübergehendem 
Aufenthalt  von  dem  Gerichte  des  Aufenthaltsortes  eingeleitet  werden 
kann.^^)  In  yerschiedenen  Partikularrechten  bestehen  hierüber  be- 
sondere Vorschriften.  So  ist  insbesondere  zufolge  §  183  des  öster- 
reiohischen  Gesetzes  vom  9.  August  1854  den  in  Oesterreich  be- 
findlichen Kindern  eines  yerstorbenen  Ausländers  jedenfalls  ein  Vor- 
mund zu  bestellen,  bis  dessen  Heimathsbehörde  eine  Verfügung 
getroffen  hat  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  den  Vorgang,  der  in 
dem  betreffenden  Fall  in  Bezug  auf  österreichische  Unterthanen 
stattfindet.  Nach  §  6  Abs.  2  der  preussischen  Vormundsohafts- 
ordnung  kann  in  Ermangelung  eines  Wohnsitzes  in  Preussen  das 
Gericht  des  Aufenthaltsortes  vorläufige  Maassregeln  ergreifen;  das- 
selbe hat  eine  Vormundschaft  einzuleiten,  wenn  der  Heimathstaat 
die  Sorge  für  den  zu  Bevormundenden  nicht  übernimmt. 

Die  Bestellung  eines  anderen  als  des  an  sich  zuständigen 
Gerichts  kann  ausnahmsweise  aus  Zweckmässigkeitsgründen  ge- 
schehen.^^) 


mala,  Honduras,  Zanzibar.  Näheres  hierüber  s.  unten  bei  den  betreffenden 
Ländern. 

^^)  §  26:  ^Die  Yoraussetznngen  fOr  die  Bevormundung  einer  Person 
werden  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurtheilt,  welchem  die  Person  an- 
gehört. Ausländer  werden  im  Inlande  nur  bevormundet,  wenn  sie  auch  nach 
den  deutschen  Gesetzen  zu  bevormunden  sein  würden." 

*0  Näheres  hierüber  s.  Zeitschrift,  II  S.  157  ff. 

»2  V.  Bar,  I  S.  578. 

*^  V.  Holzschuher,  1  S.  98.  Für  die  bayer.  Praxis  s.  insbes.  Be- 
schlnss  des  obersten  Landesgerichts  v.  15.  Jan.  18S6  (Sammlung,  Bd.  10  S.  5) 
und  desgl.  v.  22.  Aug.  1892  (Sammlung,  Bd.  14  S.  225\  Vgl.  auch  §  113 
des  Osterr.  Gesetzentwurfs  über  die  Gerichtsbarkeit  und  aie  Zuständigkeit  der 
ordentl.  Gerichte  in  bürgerl.  Rechtssachen  (Zeitschrift,  III  S.  668). 
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Die  eismal  begründete  Zuständigkeit  [eines  Vormundsohafts- 
gerichts  wird  durch  eine  Veränderung  der  ihr  zu  Grunde  liegenden 
Umstände,  insbesondere  durch  eine  Verlegung  des  Wohnsitzes 
des  Mündels  oder  des  Vormundes  nicht  berührt.  Doch  ist  an- 
erkannt, dass,  wenn  das  Beste  des  Mündels  die  Uebertragung  der 
Vormundschaft  an  das  Gericht  des  veränderten  Wohnorts  erfordert, 
das  letztere  mit  der  Führung  der  Vormundschaft  betraut  werden 
kann.^*) 

Was  den  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  des  Mündels 
betrifft,  so  wird  in  der  Begel  die  Vormundschaft  auf  denjenigen 
Staat  übergehen,  in  welchen  der  Beyormundete  eintritt»  ^^) 

Die  Frage,  ob  die  Verwaltung  des  vormundschaftlichen  Amte» 
auch  das  auswärtige  Vermögen  des  Mündels  umfasst,  ist  nach  der 
neueren  Rechtsanschauung  dahin  zu  beantworten^  dass  der  Vormund 
auch  das  in  anderen  Rechtsgebieten  und  selbst  im  Auslande  gelegene 
Vermögen,  und  zwar  nicht  nur  das  bewegliche,  sondern  auch  das 
unbewegliche  Vermögen  zu  yerwalten  hat,  ohne  besondere  Autori- 
sation  des  Staats,  in  welchem  er  handelt,  sowie  dass  die  Verwaltung 
nach  den  Gesetzen  des  Vormundschaftsstaates,  nicht  etwa  nach  der 
lex  rei  sitae  sich  richtet«     Dies  gilt  insbesondere  auch  yon  der  Be- 


*0  Vgl.  die  beiden  Urtheile  des  obersten  Landesgerichts  für  Bayern 
Y.  12.  Dez.  1879  (Sammlung,  Bd.  8  S.  133)  und  den  oben  angeführten  Bc- 
schluss  desselben  Gerichtshofs  v.  22.  Aug.  1892.  Insbesondere  ist  auch  fQr 
ein  aussereheliches  Kind  bei  späterer  Verheirathung  der  Mutter  desselben  an 
einen  anderen  als  den  Erzeuger  die  uebertragung  der  Pflegschaft  an  das 
Gericht  des  neuen  Wohnsitzes  der  Mutter  angezeigt,  namentlich  wenn  das 
Kind  sich  bei  den  bezeichneten  Eltern  in  Pflege  und  Erziehung  befindet. 
Beschl.  d.  bayer.  obersten  Landesgerichts  v.  8.  Nov.  1884  (Sammlung,  Bd.  10 
S.  558). 

'^  V.  Bar,  I  S.  664.  Hinsichtlich  der  Kuratel  über  einen  in  einen 
anderen  Staatenverband  eingetretenen  Verschwender  hat  jedoch  das  O.-A.-G. 
zu  Lübeck  mit  Urth.  v.  2.  Juni  1877  (Seuffert^s  Archiv,  Bd.  33  Nr.  316)  ia 
dem  IJebertritte  des  Kuranden  in  den  neuen  Staatsverband  noch  keinen  Grund, 
für  Erlöschung  der  im  früheren  Staate  anhängig  gemachten  Kuratel  gefunden.. 
Ein  Erkenn tmss  des  obersten  Gerichtshofs  in  Wien  v.  12.  Jan.  1886  (Spruch^ 
TOraxis  etc.,  Bd.  3  S.  301)  spricht  sich  über  das  desfaJlsige  VerhAltniss  bei 
Vermögenskuratelen,  wie  folgt,  aus:  «Die  Auswanderung  aus  den  österreichi- 
schen Staaten  ist  kein  Erlöschungsgrund  der  über  das  Vermögen  des  Aus- 
wanderers in  Oesterreich  verhängten  Kuratel.  Zur  Aufhebung  der  Kuratel 
sind  nur  die  Gerichte  jenes  Staates  kompetent,  dessen  Staatsangehörigkeit 
der  Auswanderer  erworben  hat,  zumal  die  Auswanderung  eines  österreichi- 
schen Staatsbürgers  unter  den  in  §  283  B.  G.-B.  aufgezählten  Erlöschungs- 
gründen nicht  vorkommt^  die  Frage  aber,  ob  die  Gründe  hinweggefallen  sind, 
die  den  Pflegebefohlenen  an  der  Verwaltung  seiner  Angelegenheiten  verhindert 
haben,  nur  von  jener  Personalbehörde  entschieden  werden  kann,  welcher  der- 
Ausgewanderte  mit  Rücksichtnahme  auf  seine  dermalige  Staatsbürgerschaft 
untersteht.* 
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fugniss,  den  Mündel  vor  Gericht  zu  verbeten;  hiedurch  ist  jedoch 
nicht  ausgeschlossen,  dass  aus  Gründen  der  Zweckmassigkeit  be- 
sondere Vormünder  am  Orte  der  belegenen  Sache  bestellt  werden, 
welche  aber  dann  nach  den  Personalstatuten  des  Mündels  rerwalten 
müssen.  ^^) 

lieber  die  F&higkeit,  bzw.  die  Berechtigung  zur  Yormund- 
schaftsführung  entscheidet  das  die  Vormundschaft  im  Allgemeinen 
beherrschende  Personalstatut  des  Mündels.  Nur  insofern  die  Fähig- 
keit abhangt  von  der  Handlungs-  (Dispositions-)  Fähigkeit  des  Vor- 
mundes, kommt  des  letzteren  Personalstatut  in  Betracht.     Auch  ein 

Ausländer  ist  als  solcher  nicht  unfähig,  eine  Vormundschaft  zu 
führen.^7) 

Die  Verpflichtung  zur  Uebernahme  der  Vormund- 
schaft und  die  dagegen  zulässigen  Exkusationen  bestimmen  sich 
nach  dem  Personalstatut  der  zum  Vormunde  ausersehenen  Person. 
Zur  Uebernahme  einer  ausländischen  Vormundschaft  kann  jedoch, 
abgesehen  Yon  besonderen  Staatsrerträgen,  Niemand  gezwungen 
werden.  ^^) 

Die  Befugnisse  des  Vormundes,  ebenso  seine  Verpflich- 
tungen aus  der  Vormundschaftsführung  (Rechnungslegung, 
Sicherheitsleistung  etc.)   richten    sich  nach   dem  Personalstatut   des 


^^  Savigny,  Bd.  8  S.  344;  Schmid,  §  7;  v.  Holzschuher,  18.  dB; 
Böhlau,  I  S.  487;  Stobbe,  I  S.  250;  v.  Roth,  D.  Pr.-R.,  I  S.  291;  v.  Bar, 
I  S.  564;  Senffert,  Arohiv,  Bd.  8  Nr.  148.  Ausnahmen  von  obiger  Regel 
macht  das  österreichische  Recht;  nach  §  225  B.-G.-B.  wird  fQr  einen  aus- 
wärtigen Mündel,  der  in  Oesterreich  Immobilien  besitzt,  eine  besondere  Vor- 
mundschaft bestellt;  vgl.  auch  Unger,  I  S.  198.  Auch  nach  dem  Rechte 
der  Vereinigten  Stanten  von  Amerika  ist  der  Wirkungskreis  des  Vor- 
mondes  auf  ctie  inländischen  Angelegenheiten  beschränkt,  insbesondere  vertritt 
auch  die  dortige  Praxis  die  Ansicht,  dass  es  zur  Wahrnehmung  der  Rechte 
des  Mündels  an  auswärtigen  Immobüien  der  Einleitung  einer  besonderen  Vor- 
mondschaft  im  Auslahde  bedarf,  s.  Zeitschrift,  Bd.  III  S.  525,  femer  Böhm, 
räumliche  Herrschaft  etc.,  S.  80  f.  lieber  die  englische  Praxis  s.  unten 
Näheres  bei  „Grossbritannien*. 

>^  y.  Bar,  I  S.  582,  Lehrb.  S.  94.  Nach  württemb.  Gesetze  vom 
S5.  Joni  1876  jedoch  sollen  Personen,  welche  nicht  Angehörige  des  deutschen 
Reiches  sind  oder  welche  zwar  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  sind,  aber 
ausserhalb  des  Gebietes  desselben  wohnen,  fttr  die  Regel  nicht  zu  Vormündern 
bestellt  werden.  Auf  demselben  Standpunkte  steht  die  Hamburgische 
Vorm.-0.  V.  85.  Jnli  1879,  §  15.  Nach  §  192  d.  österr.  B.-G.-B.'s  sollen 
ebenfalls  Einwohnern  fremder  Staaten  Vormundschaften  in  der  Regel  nicht 
übertragen  werden.  Auch  in  Frankreich  werden  Ausländer  znr  Vormund- 
schaft nicht  zugelassen;  Aubry  u.  Rau,  §  104;  Zachariä,  I  §  78. 

*•)  Savigny,  Bd.  8  S.  347;  Schmid,  §7;  Böhlau,  I  S.  489;  v.  Holz- 
schuher,  I  S.  99;  v.  Bar,  I  S.  584,  Lehrb.  S.  94. 
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Mündels,^^)  insbesondere    auch    die  Befugniss,    Sachen  des  Mündels, 
namentlich  Immobilien,  zu  veräussern/^^) 

Näheres  über  Bestellung   der  Vormundschaften  etc.    nach   den 
Bestimmungen  der  einzelnen  Staaten  s.  unten  im  besonderen  Theile. 


*»)  V.  Bar,  I  S.  585;  Unger,  I  S.  1^9. 

^  In  letzterer  Beziehung  ist,  wie  v.  Bar  a.  a.  0.  u.  Lehrb.  S.  94  be- 
merkt, zuweilen  die  Beurtheilung  der  lex  rei  sitae  yertheidigt  aus  dem  ganz 
unzutreffenden  Grunde,  dass  Immobilien  nicht  einer  auswärtigen  Staats« 
aouyerftnitftt  unterworfen  sein  können« 


Dritter  Abschnitt. 

Sicherung  des  Nachlasses,  Erstattung  von 
Kur-  und  Beerdigungskosten  und  sonstige 
bei   der  Nachlassbehandlung   vorkommende 

Materien. 

§  7. 

Sicherung  des  Nachlasses. 

In  Nachlassachen  kommt  den  Gerichten  und  Behörden  je 
nach  den  einzelnen  Landesgesetzen  eine  bald  mehr,  bald  weniger 
eingreifende  Thätigkeit  zu  und  zwar  nicht  nur  in  Bezug  auf  die 
Erbschaftsauseinandersetzung  selbst,  sondern  auch  hinsichtlich  des 
Erbschaftsantrittes,  der  Erberklärung  und  der  Besitzergreifung  der 
Erbschaft«  Ein  amtliches  Einschreiten  findet  jedoch  allgemein  statt, 
sofern  es  sich  darum  handelt,  den  unyerwahrten  beweglichen  Nach- 
lass  vor  den  Zugriffen  Unberechtigter  zu  sichern  und  die  unverkürzte 
Auslieferung  an  die  berechtigten  Erben  zu  ermöglichen,  gegebenen 
Falles  auch  die  Rechte  etwa  yorhandener  Gläubiger  sicherzustellen« 
Das  desfallsige  amtliche  Einschreiten  der  Behörden  tritt  in  den 
meisten  Staaten  auch  in  Bezug  auf  die  Sicherung  des  beweglichen 
Nachlasses  der  Ausländer  ein,  in  der  Kegel,  wenn  die  Erben  ab- 
wesend, unbekannt  oder  kuratelmässige  Personen  sind  und  findet 
solches  Yerfahren  seine  Begründung  theils  in  den  Staatsgesetzen 
selbst,  theils  beruht  es  auf  Herkommen  oder  gründet  sich  auf  Rezi- 
prozitätsTorhältnisse.  Zum  Theile  ist  solches  auch  durch  Staats- 
Terträge  vereinbart,  wie  z«  B.  in  den  von  Deutschland  abgeschlossenen 
Konventionen  mit  Russland,  mit  Italien,  Spanien^)  u.  a.  m,     In  der-^ 

■ 

')  S.  unten  bei  den  betreffenden  Staaten. 
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gleichen  Verträgen  ist  dann  in  der  Regel  festgesetzt,  dass  dieselben 
Siehemngsmassregeln  zu  treffen  sind,  wie  solche  die  bezüglichen 
inländischen  Landesgesetze  vorschreiben. 

Als  Spezialbes timmnngen  sind  ans  den  yerschiedenen  Rechts- 
gebieten folgende  anzuführen: 

1.  Gemeinrechtlich  findet  Siegelung  des  Nachlasses  von 
Amtswegen  statt,  wenn  alle  Erben  unbekannt,  abwesend,  oder  wenn 
unter  den  Erben  kuratelmässige  Personen  sind,  wenn  die  Erbschaft 
streitig  ist,  desgleichen  wegen  wahrscheinlicher  Ueberschuldung.^) 

2.  Nach  Bayerischem  Landrechte  tritt  die  Sperre  immer 
ein,   ausser   wenn   beim  Tode  der  Ehefrau  der  Ehemann  überlebt.') 

3.  Nach  Bamberger  Landrecht  erfolgt  die  Sperre  in  allen 
Fällen,  ausser  wenn  die  Erben  nicht  kuratelmässig  und  wenn  sie 
anwesend  und  nioht  Notherben  sind.^) 

4.  Das  Preussische  Recht  schreibt  Obsignation  des  Rück- 
lasses  in  folgenden  Fällen  yor:^) 

a)  Wenn  sieh  zu  dem  Nachlasse  bald  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers Niemand  meldet; 

b)  wenn  Ton  den  bekannten  oder  Termuthlichen  Erben  keiner 
anwesend  ist; 

c)  wenn  sich  unter  den  Erben  Minderjährige,  Wahn-  und  Blöd- 
sinnige oder  gerichtlich  erklärte  Verschwender  befinden  und 
der  Erblasser  oder  der  im  Sterbehause  wohnende  Ehegatte 
des  Erblassers  die  Siegelung  nioht  untersagt  hat; 

d)  wenn  sämmtliche  Erben  Ausländer  sind; 


')  Vgl.  hiezu  Puchta,  Handbuch  des  gerichtlichen  Ver&hrens  in 
Sachen  der  freiwüligen  Gerichtsbarkeit,  Thl.  II  §  224. 

")  Bf^er.  Landrecht,  Thl.  Ill  Kap.  £  §  17  Nr.  1:  «Stirbt  Jemand  mit 
oder  ohne  Disposition,  so  soll  die  Yerlassenschaft  znvörderst  gebührend  ob- 
signirt  und  versperrt  werden";  Nr.  9:  «Nachdem  der  Eheleute  Vermögen  im 
Zweifel  überhaupt  allzeit  mehr  dem  Ehemanne  als  der  Ehefrau  angehörig 
zu  sein  gemuthmasset  wird,  so  soll  auf  Absterben  der  letzteren  in  Lebzeiten 
des  Ersten  keine  Inventur,  folglich  auch  keine  Sperre  vorgenommen  werden, 
sondern  was  jener  von  seiner  Ehefrau  Mitteln  den  Rechten  nach  etwa  aus- 
zuzeigen  oder  gar  herauszugeben  hat,  das  soll  er  gleichwohl  selbst  seiner 
Zeit  redlich  auszeigen,  respektive  herausgelien*.  In  der  Praxis  wird  jedoch 
häufig  und  insbesondere  bei  geringeren  Vermögensmassen  auch  dann  von 
Siegelung  Umgang  genommen,  wenn  grossj&hrige  Erben  voriianden  und  an- 
wesend sind  und  von  keinem  Theile  Antrag  auf  Obsignation  gestellt  wird. 

*)  Weber,  Provinz.  Rechte,  I  767;  Spiess,  Handbuch  des  Bamberger 
Landrechts,  14;  v.  Roth,  Bayer.  Zivibrecht,  Thl.  III  S.  782. 

»)  Preuss.  L.-R,  Thl.  I  Tit.  9  §§  460—462;  AUgem.  Preuss.  G.-O.,  Thl.  U 
Tit.  5   §§  4—6,  8 — 13  u.  81;  Roth  a.  a.  0.  S.  788.    Näheres  s.  auch  bei 
Maercker^  Nachlassbehandlung  etc.  fUr  das  preuss.  Rechtsgebiet,  §  21. 
Böhm,  Intern.  Nachlassbebandlang.  4 


50  Allgemeiner  Theil. 

e)  wenn  besondere  Umstände  es  nothwendig  machen,  dass  Alles 
in  dem  Stande,  worin  es  sich  zvlt  Zeit  des  Todes  befunden, 
erhalten  werde; 

f)  wenn  ein  Erbe  oder  ein  Gläubiger  des  Erblassers  oder  eines 
Erben  den  Antrag  stellt. 

5.  Nach  Lindauer  Recht  tritt  die  Sperre  immer  ein,  ausser 
wenn  ein  Ehegatte  mit  Hinterlassung  eines  Ehegatten  ohne  Testa- 
ment verstirbt.^) 

6.  Ausserdem  stellen  die  meisten  Statuten  als  Regel  auf, 
dass  bei  jedem  Todesfalle,  der  dem  Gerichte  angezeigt  oder  der 
sonst  bekannt  wird,  die  Obsignation  durch  das  kompetente  Verlassen- 
flchaftsgericht  zu  vollziehen  ist.  Insbesondere  ist  die  Obsignation  aus- 
nahmslos vorgeschrieben  nach  Yorderösterreichischem,  Fürst- 
lich Kemptischem  und  Regensburger  Recht. ^) 

7.  Das  Französische  Recht  enthält  folgende  Bestimmungen: 
Das  Anlegen  der  Siegel  kann  verlangt  werden: 

a)  von  Allen,  welche  ein  Recht  auf  die  Erbschaft  oder  die 
Theilung  derselben  beanspruchen; 

b)  von  allen  Gläubigern  auf  Grund  eines  exekutorischen  Titels 
oder  in  Folge  Ermächtigung  seitens  des  Präsidenten  des 
Gerichtshofes  I.  Instanz  oder  des  Friedensrichters  des  Be- 
zirks, in  welchem  die  Siegel  anzulegen  sind; 

e)  im  Falle  der  Abwesenheit,  sei  es  des  Ehegatten  oder  der 
Erben,  von  denjenigen  Personen,  welche  mit  dem  Erblasser 
zusammen  wohnten  und  von  seinen  Bediensteten. 

Die  Siegel  werden  von  Amtswegen  angelegt: 

a)  wenn  der  minderjährige  Erbe  ohne  Vormund  ist  und  die 
Siegelung  durch  keinen  Verwandten  verlangt  wurde; 

b)  wenn  der  Ehegatte,  oder  die  Erben,  oder  einer  von  beiden, 
abwesend  sind; 

c)  wenn  der  Verstorbene  öffentliches  Gut  in  Verwahr  hatte, 
in  welchem  Falle  die  Siegel  nur  zum  Schutze  dieses  und 
auf  die  hiezu  gehörigen  Gegenstände  gelegt  werden.®) 

In  der  Regel  kommt  die  Versiegelung  des  Nachlasses  dem 
Gerichte^)   zu,    nach  Umständen  und  insbesondere  bei  Gefahr  auf 

•)  Rathsschlnss  v.  4.  Februar  1768;  Weber  a.  a.  0.  IV  731;  Roth 
a.  a.  0.  S.  782. 

0  Roth  a.  a.  O.  S.  779  u.  ff. 

•>  Cod.  de  proc,,  Art.  908  u.  911. 

*)  In  Bayern  können  in  den  Landestheil en  diess.  des  Rheins, 
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Yerzug  geschieht  solches  auch  durch  die  Ortsbehorden.  Inwieweit 
gegebenen  Falles  bei  Versiegelung  des  Nachlasses  von  Ausländem 
die  Mitwirkung  bzw.  Beiziehung  eines  diplomatischen  oder  konsu- 
larischen Agenten  zu  erfolgen  hat,  bemisst  sich  hauptsächlich  nach 
den  desfallsigen  Konventionen^^)  und  bzw.  den  konsularischen  In- 
struktionen.^^) 

Das  Verfahren  bei  der  Siegelung  selbst  richtet  sich  zunächst 
nach  den  jeweils  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen,  bzw*  den 
in  den  bezüglichen  Staats  vertragen  enthaltenen  Vorschriften.^^)  Be- 
sonderes Augenmerk  ist  auf  das  Vorhandensein  eines  Beisepasses 
oder  sonstiger  Dokumente,  welche  über  die  Herkunft  und  Nationalität 
des  Verstorbenen  Aufschluss  geben  können,  zu  richten,  femer  auf 
eine  etwa  im  Rüoklasse  befindliche  letztwillige  Verfügung,  auf 
Oeschäfts-Bücher,  -Korrespondenzen  und  dergleichen* 

Hinsichtlich  der  Fürsorge  für  den  Nachlass  der  an  Bord  ver- 
storbenen Personen  hat  der  Schiffskommandant  bzw.  dessen  Stell- 
vertreter a)  den  Nachlass  unter  Zuziehung  von  zwei  Schiffsoffizieren, 
eventuell  anderer  glaubhafter  Personen  zu  inventarisiren,  b)  für  Auf- 


yfSiS  in  den  meisten  Deutschen  Bundesstaaten  der  Fall  ist,  Siegelungen  und 
Eotaiegelangen  auf  Anordnung  des  Richters  auch  durch  die  Gerichts^ 
Schreiber  vorgenommen  werden;  in  der  Pfalz  jedoch  steht  in  Verlassen- 
schaftssachen  die  Siegelimg  und  £ntsiegelung  des  Nachlasses  nur  dem  Amts- 
richter zu,  wie  solches  auch  früher  nur  den  Friedensrichtern  zukam,  Art.  63 
des  b.  Ausf.-G.  zum  D.  G.-V.-6.  und  Motive  hiezu.  Den  Gerichtsvoll- 
ziehern steht  in  Verlassenschaften  weder  diesseits  noch  jenseits  des  Rheins 
die  Vornahme  von  Siegelungen  und  Entsiegelungen  zu,  Art  66  1.  c.  und 
Motive. 

Durch  die  Bestimmung  des  §  39  des  Reichsmilitärgesetzes  vom 
2.  Mai  1874  (R.-G.-B1.  S.  56),  wonach  die  besondere  Gerichtsbarkeit  über 
Militärpersonen  auf  Strafsachen  sich  beschränkt,  ist  die  in  §  6  des  bayeri- 
schen Gesetzes  vom  15.  August  1828,  die  Militärgerichtsbarkeit  in  bürger- 
lichen Rechtssachen  betreffend,  vorgesehene  Zuständigkeit  der  Militärbehörden 
auch  für  die  Obsignirung  des  Nachlasses  einer  verstorbenen  Militärperson  in 
Wegfall  gekommen  und  auf  die  ordentlichen  Gerichte  Übergegangen« 

^^)  S.  unten  bei  den  einzelnen  auswärtigen  Staaten. 

*^)  Nach  §  18  des  Deutschen  Reichs-Konsulargesetzes  sind  die  Reichs- 
konsuln berufen,  der  in  ihrem  Amtsbezirke  befindlichen  Verlassenschaften 
verstorbener  ReichsangehOriger,  wenn  ein  amtliches  Einschreiten  wegen  Ab- 
wesenheit der  nächsten  Eri^n  oder  aus  anderen  Gründen  geboten  erscheint, 
sich  anzunehmen;  sie  sind  hiebei  insbesondere  ermächtigt,  den  Nachlass  zu 
versiegeln,  zu  inventarisiren.  und  den  beweglichen  NacUass,  wenn  die  Um- 
-stände  es  erfordern,  in  Verwanrung  zu  nehmen  (s.  im  Anhange  unter  .Konsular- 
wesen"). 

^')  lieber  die  allgemeinen  Vorschriften  s.  Puchta,  Handbuch  des  ge- 
richtlichen Verfahrens  in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  Tbl.  II  §  225, 
ferner  Wagner,  Handbuch  des  amtsgerichtl.  Verfahrens  in  der  freiwilligen 
Rechtspflege  ffir  Bayern,  §47;  Märcker,  Nachlassbehandlung  für  das  preuas, 
Rechtsgebiet,  a.  a.  0. 
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bewahning,  eTeniaell  den  Verkauf  der  dem  Verderben  ausgesetzten 
Gegenstfinde  zu  sorgen,  c)  den  Nachlast,  das  Inyentar  und  Auszug 
über  Beurkundung  des  Sterbefalls  an  dasjenige  Seemannsamt,  bei 
-welcbem  es  zuerst  geschehen  kann,  auszuhändigen«^') 

Der  Nachlass  der  auf  deutschen  Schiffen  Terstorbenen  eng- 
lischen bzw.  russischen  Unterthanen  und  der  auf  englischen  bzw.. 
russischen  Schiffen  Terstorbenen  deutschen  Unterthanen  ist  dem 
Konsul  der  Nation  des  Verstorbenen  auszuhändigen.^^) 

§  8. 
Erstattung  von  Kur-  und  Beerdigungskosten. 

In  allen  ziTilisirten  Staaten  wird  Personen,  welche  während 
ihres  Aufenthaltes  in  einer  auswärtigen  Gemeinde  der  öffentlichen 
Hülfe  bedürfen,  die  unverschiebliche  Unterstützung,  insbesondere  in 
Krankheitsfallen  die  erforderliche  ärztliche  Hülfe  nebst  Pflege  ge- 
währt und  wird  für  Beerdigung  der  im  Gemeindebezirke  verstorbenen 
mittellosen  Fremden  gesorgt.^)  Es  werden  desshalb  häufig  mit  den 
Anzeigen  über  das  Ableben  von  Ausländern  die  aus  öffentlichen. 
Mitteln  yorgeschossenen  Kosten  für  Verpflegung  erkrankter  und  Be- 
erdigung verstorbener  Personen  liquidirt  und  bietet  sich  hiedoroh 
den  Verlassenschaftsbehörden  öfters  Anlass  zur  amtlichen  Thätigkeit 
in  Bezug  auf  Erstattung  solcher  Kosten. 

Inwieweit    in    solchen   Fällen    ein    Ersatzanspruch    gegen   Ge- 
meinden oder  öffentliche  Kassen  des  Heimathsortes  zulässig  ist,   be- 
misst  sich  nach  den  hierüber  bestehenden  Staatsverträgen.    In  dieser* 
Beziehung  ist  zu  bemerken: 

Nach  Art.  3  Abs.  4  der  Deutschen  Reichsverfassung  sind 
die  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  bezüglich  der  Verpflegung 


i<)  Vgl.  Seemanns-Ordnung  §§  52,  b3,  99  Nr.  3 :  Handels-Gesetzbnch. 
Art  676. 

^*)  Deutsches  Handels-Archiv  1889  II  S.  663,  Deutsch-russ.  Konvention 
8.  unten  «Rassland". 

^)  In  Bayern  ist  hier  zunächst  das  Gesetz  vom  29.  April  1869,  die 
öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege  betr.  (G.-Bl.  1867/69  S.  1(^3  SX  mass- 
gebend. Die  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Armenversorgung,  wie  überhaupt 
über  Heimaths-  und  Niederlassungsverhaltnisse  in  Bavern  ist  der  Aufncnt 
seitens  des  Reichs  entrückt;  s.  Nr.  XV  Ziff.  III  §  1  des  Versailler  Vertrags 
vom  38.  November  1870,  betr.  den  Beitritt  Bayerns  zur  Verfisssnng  des 
Deutschen  Bundes  und  Art.  8  Abs.  3  der  Deutschen  Reichsverfassung  (R.-G.BI». 
1871  S.  9  und  6R). 
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erkrankter  und  der  Beerdigung  yerstorbener  Staatsangehöriger  ab- 
geschlossenen Staatsrertrage  auoh  nach  dem  Inslebentreten  der 
Deutschen  Beichsverfassung  bis  auf  Weiteres  in  Kraft  geblieben. 

In  dieser  Hinsicht  ist  hauptsächlich  die  sogenannte  Eisenacher 
Konvention  vom  11.  Juli  1853  wegen  Verpflegung  erkrankter  und 
Beerdigung  verstorbener  Angehöriger  der  kontrahirenden  Staaten 
massgebend.  Diese  Uebereinkunft,  welcher  sämmtliche  deutsche 
Staaten  einschliesslich  Elsass-Lothringen  beigetreten  sind  und  welche 
sich  auoh  auf  Oesterreich-Ungarn  erstreckt,^)  enthält  in  den 
§§  1 — 3  folgende  Bestinmiungen : 

§  1. 

Jede  der  kontrahirenden  Regierungen  verpflichtet  sich, 
dafür  zu  sorgen,  dass  in  ihrem  Gebiete  denjenigen  hülfs- 
bed&rftigen  Angehörigen  anderer  Staaten,  welche  der  Kur 
und  Verpflegung  benöthigt  sind,  diese  nach  denselben  Grund- 
sätzen, wie  bei  eigenen  Unterthanen,  bis  dahin  zu  Theil 
werde,  wo  ihre  Rückkehr  in  den  zur  Uebernahme  ver- 
pflichteten Staat  ohne  Nachtheil  für  ihre  oder  Anderer  Ge- 
sundheit geschehen  kann« 

§  2. 
Ein  Ersatz  der  hierbei  (§  1)  oder  durch  die  Beerdigung 
erwachsenden  Kosten  kann  gegen  die  Staats-,  Gemeinde-  oder 
andere    öffentliche   Kassen    desjenigen  Staates,    welchem   der 
Hülfsbedürftige  angehört,  nicht  beansprucht  werden. 


*)  Kletke,  Staatsverträge,  S.  89;  Bayer.  Reg.-Bl.  1854  S.  120  u.  ff. 
Die  Uebereinkunft  wurde  zu  Eisenach  abgeschlossen  zwischen  den  Regierungen 
von  Preussen,  Sachsen,  Hannover,  Kurhessen,  Grossherzogthum  Hessen. 
Achsen- Weimar,  Mecklenburg-Schwerin,  Aiecklenburg-Strelitz,  Oldenburg, 
Brannschweig,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg^  Sachsen-Koburg-Gotha, 
Anhalt-Dessau-Köthen,  Anhalt-Bemburg,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schwarz- 
burg-Sondershausen, Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Reuss  ältere,  Reuss  jüngere 
Linie,  dann  den  freien  Städten  Frankfurt  und  Bremen.  Später  traten  bei: 
Bayern,  Württemberg,  Nassau,  Waldeck,  die  freie  Stadt  Lübeck  und  Oester- 
reich  (Bekanntmachung  vom  27.  Januar  1854,  a.  a.  0.  S.  120)^  unterm  18.  März 
1854  Baden  (Reg.-Bl.  1854,  S.  311),  dann  Hamburg  (Reg.-Bl.  1866,  S.  535); 
wegen  Elsass-Lothringens  s.  Bekanntm.  des  k.  b.  Staatsm.  d.  I.  v«  1.  April 
1874  (Min.-Amts.Bl.  S.  228). 

In  Ziff.  III  des  SchlussprotokoUs  zum  Versailler  Vertrage  vom  23.  Nov. 
1870  (R.-G.-B1.  1871,  S.  23)  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  £isenacher 
Konvention  för  das  Verhältniss  Bayerns  zu  dem  übrigen  Bundesgebiete 
Geltung  habe. 
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§3. 

Fir  den  Fflll,  dsM  der  HfilfibedfirfHge  oder  dass  «ndei« 
priTatreehUieh  Yerpflklitefte  som  Enatxe  der  KosteB  in  Stande 
sind,  bleiben  die  Anepriehe  naf  letztere  Torbebnlten.  Die 
kontrabirenden  Begiernngen  siebem  tidi  ancb  wecbselaeiti^ 
ZV,  anf  Antrag  der  betreffenden  Bebörde  die  naeb  der  Landes- 
gesetzgebnng  zalaasige  Hülfe  zn  leisten,  damit  denjenigen, 
welebe  die  gedaebten  Kosten  bestritten  baben,  diese  nach 
billigen  Ansätzen  erstattet  werden. 

Im  §  4  sind  diejenigen  Yerabredangen,  welche  frfiber  über 
den  gleicben  Gegenstand  zwiseben  einzelnen  der  kontrabirenden 
R^emngen  bestanden  batten,  anfgeboben.  Es  ist  also  biedarcb 
insbesondere  die  Uebereinknnft  zwiseben  Bayern  und  Oesterreich 
wegen  Verpflegung  erkrankter  gegenseitiger  Staatsangeboriger  rem 
17.  Oktober  1833  (Dollinger,  Y.-S.,  Bd.  XXU  S.  519)  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt. 

Aebnlicb  den  Bestimmungen  der  Eisenacber  Vebereinkunfl  batte 
Bayern  ein  Uebereinkommen  mit  dem  Scbweizeriseben  Bundesrathe 
fOr  eine  Anzabi  Schweizer  Kantone  am  1.  September  1862  (B.  Reg.-Bl. 
1862  S.  2175)  abgeschlossen.  Dieses  Uebereinkommen  ist  nunmehr 
ersetzt  durch  den  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  abgeschlossenen  Nieder- 
lassungsYcrtrag  vom  31.  Mai  1890.^ 

Auch  gegenfiber  nachfolgenden  Staaten  gelten  im  Wesentlichen 
dieselben  Grundsätze,  wie  nach  der  Eisenacber  Uebereinkunft,  zufolgo 
besonderer  Staatsyerträge,  nämlich: 

Dänemark,  laut  Uebereinkommens  mit  dem  Deutschen  Reiche 
Tom  11.  Dezember  1873;^) 

Italien,  laut  Uebereinkommens  mit  dem  Deutschen  Reiche  rom 
8.  August  1873;^) 

den    Niederlanden,    laut    Uebereinkunft    mit    Bayern    vom 
2.  Februar  1847.«) 


")  R.-G.-B1.  1890,  S.  131  ff.    Näheres  hierüber  s.  unter  .Schweiz.  Eid- 
genossenschaft*. 

*)  R..Z..B1.  1874,  S.  31  ff. 

')  R..Z..BI  1873,  S.  281. 

«)  Döllinger,  V.-.S..  Bd.  XXVI  S.  671. 
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Von  der  rassischen  Regierung  werden  die  Karkosten  der 
Spitäler  and  Wohlthätigkeitsanstalten  ersetzt  ') 

In  Bayern  ist,  wenn  durch  die  Staatsyertrage  der  Ersatz- 
anspruch gegen  Gemeinden  oder  öffentliche  Kassen  des  Auslande» 
ausgeschlossen  ist,  oder  dessen  Geltendmachung  ohne  Erfolg  bleibt, 
die  hülfeleistende  Gemeinde  berechtigt,  den  Anspruch  gegen  die 
bayerische  Staatskasse  geltend  zu  machen,  jedoch  nur  soweit  solcher 
nach  obenangefQhrten  Bestimmungen  über  die  Art  und  das  noth- 
wendige  Mass  der  Hülfeleistung  begründet  ist.^) 

Schliesslich  ist  noch  auf  die  Bestimmungen  des  §  26  des  Reichs- 
konsulargesetzes  vom  8.  November  1867  und  der  Instruktion  hiezu 
hinzuweisen,  wonach  die  Kosten  der  Beerdigung  eines  im  Konsulats- 
bezirke yerstorbenen  Reichsangehorigen,  zu  deren  Deckung  der 
Nachlass  nicht  ausreicht,  vom  Konsul  bestritten  werden  können^ 
wenn  die  Lokalbehörden  dieselben  zu  übernehmen  sich  weigern  und 
kein  Anderer,  welcher  dafür  aufzukommen  yerpflichtet  ist,  sich  am 
Orte  befindet.  Nach  §  26  des  Reichskonsulargesetzes  sind  die  Konsuln 
auch  yerpflichtet,  hülfsbedürftigen  Reichsangehorigen  die  Mittel  zur 
Linderung  augenblicklicher  Noth  oder  zur  Rückkehr  in  die  Heimath 
nach  Massgabe    der  ihnen  ertheilten  Amtsinstruktion  zu  gewähren.^) 

§  9. 

Zurückstellung  der  Ordensdekorationen.^) 

Aus  Anlass  yon  Obsignationen  bei  Sterbfallen  kommen  nicht 
selten  Ordensdekorationen  der  Yerstorbenen  in  gerichtliche  Verwahrung. 


^)  Entschl.  d.  k.  b.  Staatsm.  d.  Innera  y.  18.  April  1872,  14.  August 
1873  und  22.  März  1874. 

^)  Art.  15  des  Ges.  v.  29.  August  1889,  die  öffentliche  Armen-  und 
Krankenpflege  betr.  In  den  obenerwiiinten  Uebereinkommen  mit  Dänemark, 
Italien  und  den  Niederlanden  ist  überall  eine  Ersatzleistung  ausgeschlossen. 
Die  bayerische  Staatskasse  ist  jedoch  in  den  gegebenen  Fällen  der  halfe- 
leistenden Gemeinde  nur  in  derselben  Weise  ersatepflichtig,  wie  inländische 
Heimathsgemeinden  fOr  die  ihren  Heimathsangeh5rigen  von  der  Aufenthalts- 
gemeinde zu  Theil  gewordene  Hülfe,  also  nur  f&r  die  noth  wendigen  Kosten. 

')  Als  hfilfsbedürffcig  ist  im  Allgemeinen  Derjenige  anzusehen,  welcher 
sich  und  seinen  Angehörigen  wegen  dauernder  oder  vorübergehender  Arbeits- 
unfähigkeit oder  aus  anderen  dem  gleich  zu  achtenden  Gründen  den  noth- 
wendigen  Lebensunterhalt  nicht  verschaffen  kann.  Vgl.  hiezu  den  Erlass  an 
die  Konsulate  über  das  bei  Unterstützung  hülfiBbedürftiger  Reichsangehöriger 
zu  beobachtende  Verfahren  vom  1.  April  1882  (Zentialblatt  f.  d.  Deutsche 
Reich,  S.  218). 

')  Ueber  Orden  s.Wahlen,  Ordres  de  Chevalerie  et  Marques  URonneur; 
Voi«t,   Ooschichte  und  Verfassung  aller  Orden;   Gelbcke,   Ritterorden  und 
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Hiebei  entsteht  die  Frage,  ob  solche  den  Erben  hinausgegeben 
werden  können,  oder  ob  dieselben  einzuliefern  sind.  Zum  grössten 
Theile  enthalten  hierüber  die  bezüglichen  Ordensstatuten  selbst  die 
massgebenden  Bestimmungen,  zum  Theile  sind  die  geltenden  Yor- 
schriften  in  besonderen  Reskripten  gegeben.  Letzteres  ist  insbesondere 
auch  der  Fall  hinsichtlich  des  bei  der  Zurückstellung  zu  beob- 
achtenden Verfahrens. 

Als  Regel  gilt  nach  den  meisten  Statuten  die  Zurückgabe  der 
Dekorationen  nach  dem  Tode  der  Beliehenen  an  den  Ordensschatz. 
In  einzelnen  Fällen  wird  hievon  eine  Ausnahme  insofern  gemacht, 
als  einerseits  die  an  Angehörige  fremder  Staaten  yerliehenen  Orden, 
wenn  solche  nicht  freiwillig  von  den  Erben  zurückgestellt  werden, 
nicht  zurückgefordert,  anderseits  auch  auf  spezielles  Nachsuchen 
einzelne  Orden  den  Erben,  bzw.  der  Familie  zum  Andenken  belassen 
werden.  Im  Allgemeinen  wird  die  Zurückstellung  von  Brillanten 
von  keinem  Staate  beansprucht. 

Die  preussischen  Orden  unterliegen  in  der  Regel  der  Resti- 
tution, gleichviel  ob  sie  Angehörigen  des  preussischen  Staates  oder 
fremdherrlichen  Staatsangehörigen  verliehen  waren;  die  in  Brillanten 
verliehenen  sind  hievon  ausgeschlossen.  Auf  Rückgabe  wird  jedoch 
nur  dann  bestanden,  wenn  die  Ordenszeichen  im  Nachlasse  vorhanden 
sind;  eine  Entschädigung  wird  nicht  verlangt.  Im  Allgemeinen  tritt 
eine  Ausnahme  von  der  Zurückstellung  auch  dann  ein,  wenn  zufolge 
königlicher  Entschliessung  den  Hinterbliebenen  auf  deren  Ansuchen 
die  Dekoration  als  Andenken  überlassen  wird.  Letzteres  ist  ins- 
besondere auch  der  Fall  bei  dem  eisernen  Kreuze,  indem  nach 
Ordre  vom  17.  September  1870  gestattet  ist,  dass  in  geeigneten 
Fällen  dem  Antrage  der  Hinterbliebenen  auf  Belassung  desselben, 
welcher  durch  Yermittelung  der  Gesandtschaften  bei  der  preussischen 
General-Ordens-Kommission  anzubringen  ist,  entsprochen  werden  kann. 
Ausgeschlossen  von  der  Rückgabe  überhaupt  bleiben  auch  die  Militär- 
Ehrenzeiohen  1.  und  2.  Klasse  und  das  Militärverdienstkreuz,  femer 
die  Yerdienstkreuze  für  Frauen  und  Jungfrauen  laut  Ordre  vom 
10.  Januar  1872,    sowie   die    mit   dem    rothen  Kreuze    auf  weissem 


Ehrenzeichen;  Ackermann,  Ordensbuch;  Biedenfeld,  Geschichte  und  Ver- 
fassung aller  blühenden  Ritterorden;   Schneider,   die  preuss.  Orden,  Ehren- 
zeichen und  Auszeichnungen;  Knussert,  Orden,  Ehren-  und  Verdienstzeichen, 
Denk- und  Verdiensialterszeichen  in  Bayern;  Gritzner,  Handbuch  der  Ritter 
und  Verdienstorden  aller  Kulturstaaten  etc.,  Leipzig  189;>. 
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Felde  am  ErinnenmgsbandeY  bzw.  die  ohne  das  rothe  Kreuz  aber 
am  Erinnerungsbande  yerliehenen  Dekorationen  des  Kronordens  III. 
und  lY.  Klasse,  die  Medaille  des  rothen  Adlerordens,  Krieger-Ver- 
dienstmedaille, das  Düppel  er  Sturmkreuz,  Kriegsdenkmünze  von  1864. 
Desgleichen  unterliegen  einer  obligaten  Zurückstellung  nicht  die 
hannoyeranischen,  kurhessischen  (mit  Ausnahme  des  Löwen-Ordens) 
und  nassauischen  Orden. ^) 

Die  k«  sächsischen  Orden  sind  sammtlich  zurückzuliefern ; 
doch  wird  die  Dekoration  des  Militär-St.  Heinrichsordens  nach  §  17 
des  Statuts  yom  23.  Dezember  1829  gegen  Gratifikation  den  Wittwen 
und  den  Kindern,  wie  den  Aszendenten  des  verstorbenen  Inhabers 
belassen;  gleiches  ist  der  Fall  bezüglich  der  Medaillen. 

Yen  der  Rückgabe  der  württembergischen  Orden  sind  der 
Olga-Orden,  desgleichen  die  Militärverdienstmedaille,  welche 
Eigenthum  des  Beliehenen  geworden,  ausgenommen.  Die  Feldzugs- 
denkmünzen yerbleiben  gleichfalls  den  Erben. 

Die  von  Baden  yerliehenen  Orden  sind  zurückzuliefern,  da- 
gegen yerbleiben  die  Ziyilyerdienstmedaillen,  als  Eigenthum  der  Be- 
liehenen, und  das  Erinnerungszeichen  für  1870/71  den  Relikten. 

Die  grossherzoglich  hessischen  Orden  unterliegen  der 
Restitution.  Die  Felddienstzeichen  bleiben  nach  Statut  yom  14.  Juni 
1840  der  Familie,  desgleichen  ist  auch  das  Militär-Sanitätskreuz  yon 
der  Rückgabe  ausgeschlossen. 

Zurückzuliefern  sind  femer  die  mecklenburgischen  Orden 
(die  Kriegsdenkmünze  —  Stat.  yom  30.  April  1841  — ^-  yerbleibt 
den  Erben),  die  Orden  yon  Sachsen -Weimar,  Oldenburg  (mit 
Ausnahme  des  Yerdienstkreuzes  yon  1871  und  der  Medaille  für 
Kunst),  Braunschweig,  der  sächsischen  Herzogthümer'),  yon 
Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt  und  Schwarzburg-  Son- 
dershausen, Waldeck  und  der  beiden  Lippe  (mit  Ausnahme  der 
Lippe-Schaumburgischen  Military erdienstmedaille).  Auch  die  Ham- 
burger Militärdienstauszeichnung  ist  nach  Statut  yom  25.  September 
1839  zurückzustellen,  desgleichen  der  Luxemburger  Orden  der 
Eichenkrone. 


^  Wegen  des  Verfahrens  der  in  einem  Nachlasse  vorgefundenen  Orden 
in  Preussen  vgl.  Preuss.  Just.-Min.-Bl,  1890,  S.  195,  252  und  1891  S.  186. 

^  Bei  Restitution  des  gemeinsamen  sächs.  emestinischen  Hausordens 
ist  die  Spezial-Linie  anzugeben,  von  welcher  die  Verleüiung  ausging,  damit 
die  Einbefördemng  an  das  kompetente  herzog].  Ministorium  erfolgen  kann. 
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Die  österreichischen  Orden  sind,  sofern  sie  nicht  an  In- 
länder yerliehen  werden,  in  der  Regel  zurückzugeben;  die  goldenen 
Medaillen  mit  dem  a.  h.  Wahlspruch  und  die  goldene  Medaille  für 
Wissenschaft  und  Kunst,  desgleichen  die  Militäryerdienstkreuz- 
Dekorationen  unterliegen  der  Zurückstellung  nicht,  sondern  bleiben 
der  Familie,  bzw.  den  Erben.^) 

Von  den  russischen  Orden  unterliegen  nunmehr  der  Resti- 
tution  der  St.  Georgs-Orden  Y.  Klasse   und    die  St.  Anna-Medaille. 

Nach  den  Statuten  des  französischen  Ordens  der  Ehren- 
legion wird  die  Zurückstellung  der  Dekoration  nach  dem  Ableben 
ihres  Inhabers  nicht  gefordert,  die  betreffende  Ordensdekoration  Tiel- 
mehr  als  zum  Nachlass  des  Yerstorbenen  gehörig  betrachtet. 

Die  belgische  Regierung  hat  früher  die  Zurückgabe  der 
Ordensdekorationen  nicht  verlangt,  auch  dann  nicht,  wenn  Rererse 
ausgestellt  wurden,  sondern  es  dem  freien  Willen  der  Angehörigen 
und  Erben  des  Inhabers  überlassen,  den  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten nachzukommen.  In  neuerer  Zeit  wird  aber  der  belgische 
Leopolds-Orden  reklamirt. 

Von  den  niederländischen  Orden  (Militär -Wilhelmsorden, 
Orden  des  niederländischen  Löwen)  werden  die  brillantenen  Ordens- 
dekorationen als  Geschenke  betrachtet.  Gleiches  ist  der  Fall  bezüglich 
der  in  Brillanten  verliehenen  grossbritannischen  Orden. 

Die  Grosskreuze  der  dänischen  Orden  in  Brillanten,  welche 
en  idiarpe  getragen  werden,  sind  nach  dem  Ableben  der  Beliehenen 
an  die  dänische  Regierung  zurückzusenden,  nur  die  Sterne  dieser 
Orden  in  Brillanten  verbleiben  der  Familie. 

Bezüglich  der  schwedischen  Orden  sind  Ausnahmen  von  der 
allgemeinen  Regel  der  Zurückstellung  nach  dem  Tode  des  Inhabers 
nicht  bekannt. 

Die  italienische  Regierung  verlangt  die  Rückgabe  der  Orden 
beim  Tode  der  Beliehenen  nicht;  diess  gilt  auch  vom  kleinen  An- 
nunziaten-Orden«     Das   sog.    grosse  Annunziatian-Kollier  dagegen  ist 


^)  Nach  §  90  des  kais.  Patentes  vom  9.  August  1854  sind  im  Nach- 
lasse eines  in  Gestenreich  Verstorbenen  vorgefundene  ausländische  Orden  be- 
hufs Rückstellung  an  die  betreffende  Regierung  dem  Ministerium  des  Aeussem 
vorzulegen.  Im  Sinne  einer  Allerh.  Entschliessung  vom  22.  Mai  1874  hat 
jedoch  weiterhin  auch  auf  diesem  Gebiete  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit 
zu  gelten  und  es  sind  demnach  nur  die  Dekorationen  jener  Staaten  zurück- 
zustellen,  welche  rücksichtlich  österreichischer  Orden  in  gleicher  Weise  vor- 
gehen. Näheres  s.  Jettel,  Handbuch  des  intern.  Privat-  und  Strafrechts  etc.. 
S.  97.    S.  auch  osterr.  J.-M.-V.-Bl.  1885  Nr.  68  und  1887  Nr.  201. 
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wegen  des  historischen  Wcrthcs  desselben  zu  restituiren.  Italien 
erhebt  auch  keinen  Anspruch  auf  die  Dekorationen  der  in  das 
Königreich  einyerleibten  Staaten,  insbesondere  nicht  der  Orden  Yon 
Toscana,  Modena,  Parma,  Sizilien,  auch  der  päpstlichen 
nicht.  ^)  Die  italienische  Regierung  pflegt  übrigens  den  Brevets 
keine  Ordensdekorationen  beizulegen  und  fiberlfisst  die  Anschaffung 
derselben  in  der  Regel  den  Belieb  enen. 

Von  den  Orden  des  spanischen  Hofes  sind  nur  die  Insignieh 
des  Ordens  vom  goldenen  Yliesse,  des  Ordens  KarFs  III.,  dann 
die  Schleife  und  das  Kreuz  des  adeligen  Damenordens  zurückzu- 
stellen. 

Die  portugiesischen  Ordensdekorationen,  welche  in  der 
Regel  Ton  den  Beliehenen  selbst  anzuschaffen  sind,  unterliegen 
deshalb  keiner  Restitution. 

Der  griechische  Erlöser-Orden  ist  nach  Statut  vom  1.  Juni 
1833  beim  Tode  des  Inhabers  zurückzugeben. 

Von  rumänischen  Orden  werden  nicht  zurückgestellt  der 
Orden  der  Rumänischen  Krone  und  der  Stern  von  Rumänien. 

Orientalische  Orden  sind  nach  dem  Tode  des  Dekorirten  nie- 
mals zurückzustellen,  insbesondere  nicht  die  türkischen  (Medschidie- 
Orden  und  Nischaniftihar- Orden)  und  der  persische  Sonnen-  und 
Löwenorden. 

Von  der  Rückgabe  sind  ferner  ausgeschlossen  die  Orden  von 
Brasilien,  China,  Ilawai,  Japan,  Montenegro,  Serbien. 

Wie  schon  oben  bei  den  Orden  Ton  Preussen  und  Italien  be- 
merkt wurde,  verlangen  diese  Staaten  die  Ton  den  mediatisirten 
Staaten  verliehenen  Orden  nicht  zurück.  Anderseits  ist  aber  eine 
Zurückstellung  an  die  ehemaligen  Souveräne  nicht  motivirt,  da  an- 
zunehmen ist,  dass  die  Ordensdekorationen,  soweit  solche  überhaupt 
(was  in  den  italienischen  Staaten  meistens  nicht  der  Fall)  mit- 
verliehcn  wurden,  aus  Staatsmitteln  angeschafft  worden  sind,  daher 
solche  Orden  den  Relikten  zu  verbleiben  haben. 

Anlangend  das  bezuglich  der  Zurückstellung  der  auswärtigen 
Ordensdekorationen  in  Bayern  zu  beobachtende  Verfahren,  so  wird 
zweifelsohne  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Dekorationen  in  gericht- 
lichen Verwahr  gekommen  sind,  und  sofern  nach  den  obigen  Bestim- 


'^)  Die  päpstlichen   Ordensdekorationen   werden  auch   vom  päpstlichen 
Hofe  selbst  nicht  zurückverlangt. 
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mungen  die  Restitutionspflioht  überhaupt  besteht,  die  behördliche 
Vermittlung  zur  EinbefSrderung  stattzufinden  haben.  Ausserdem 
muss  es,  da  die  Min.-Entschliessungen  vom  10.  Mai  1863  und  vom 
15.  Mai  1876^)  sich  nur  auf  inländische  Ordensdekorationen  be- 
ziehen, den-  Relikten  überlassen  bleiben,  die  ihnen  obliegende 
Restitntionspflicht  gegenüber  der  auswärtigen  Regierung  aus  eigener 
InitiatiTO  privatim  zu  erfüllen.  Eine  Ausnahme  hievon  wäre  nur 
dann  zu  machen,  wenn  der  verstorbene  Ordensinhaber  bayerischer 
Staatsdiener  oder  Offizier  war,  also  in  einer  speziellen  Beziehung 
zur  bayerischen  Staatsregierung  stand  und  soweit  etwa  ausserdem 
Reziprozitätsgründe  im  einzelnen  Falle  eine  Abweichung  von  obiger 
Regel  rechtfertigen.     Vgl.  jedoch  unten  S.  64. 

Von  den  bayerischen  Orden  sind  die  Insignien  des  Haus- 
Ritter-Ordens  vom  hl.  Hubertus,'  nämlich  die  Ordenskette  mit 
dem  Ordenskreuze,  nach  den  Statuten  von  den  Erben  an  den  Ordens- 
schatzmeister zurückzusenden  und  sind  die  Erben  dieser  Verbindlich- 
keit nur  durch  den  Empfang  einer  Bescheinigung  über  die  geschehene 
Einlieferung  enthoben;  "9  die  Restitution  erfolgt  jedoch  nunmehr  an 
das  k.  Staatsministerium  des  k.  Hauses  und  des  Aeuseem,  s.  unten 
S.  63. 

Von  dem  Todesfalle  eines  Ordensmitgliedes  des  Haus-Ritter- 
Ordens  vom  hl.  Georg  sollen  statutengemäss  die  Erben  des  Ver- 
storbenen dem  Ordens-Grosskanzler  unter  Zurücksendung  des  Ordens- 
kreuzes schriftlich  Anzeige  machen.^)  Auch  dieser  Orden  ist  nun 
an  das  k.  Staatsministerium  des  k.  Hauses  und  des  Aeussern  ein- 
zusenden. 

Der  Militär-Max -Jo sephs-Or den ^)  ist  von  den  Erben  an 
das  k.  Kriegsministerium  zurückzustellen.^^) 


5  8.  S.  64. 

^  §  20  der  Bestätigungsurkunde  vom  80.  März  1800;  Enussert 
a.  a.  0.  S.  10. 

^)  §  33  der  neuen  Statuten  vom  4.  Juli  1871  und  §  41  der  Statuten 
vom  20.  Mftrz  1729;  Knusseri  a.  a.  0.  S.  52  und  35. 

^)  Dieser  Orden,  gestiftet  am  1.  Mftrz  1806,  in  drei  Klassen,  Gross- 
kreuze, Kommandeurs  und  Ritter,  getheüt,  gewährt  Pensionen  und  Präbenden 
für  die  hinterlassenen  Kinder;  Statuten  s.  Knussert  a.  a.  0.  S.  69  u.  ff.;  Ver- 
ordnung vom  27.  Februar  1835  (Reg.-Bl.  S.  289). 

''')  Art.  XXIII  der  Statuten  vom  1.  März  1806.  —  Ein  Gesuch,  den 
Max-Josephs-Orden  gegen  Erlegung  des  Ankaufsureises  als  Eigenthum  behalten 
zu  dürfen,  wurde  vom  Grosskanzleramte  des  Ordens  abschlägig  beschieden. 
(Doch  ist  eine  Ueberlassung  der  Dekoration  an  die  Erben  aus  Allerhöchster 
Gnade  des  Grossmeisters  in  einigen  Fällen  vorgekommen);  Knussert  a.  a.  0. 
S.  76  und  77. 


§  9.    Zarttckstellung  der  Ordensdekorationen.  Ql 

Die  InBignien  des  Verdienst-Ordens  der  bayerischen 
Krone  (früher  auch  „ZiTÜ- Verdienstorden*^  genannt) ^^)  sind  nach  dem 
Tode  eines  Ordensmitgliedes  yon  seinen  Erben  gleichfalls  zurückzu- 
liefem^^  und  an  das  k.  Staatsministerium  des  k.  Hauses  und  des 
Aeussern  einzusenden.  Diese  Bestimmung  hatte  ursprünglich  keinen 
Bezug  auf  die  Medaille^  welche  den  Erben  verbleiben  sollte.  Gemäss 
einer  Allerh.  Entschliessung  Tom  4.  Juli  1838  sollen  aber  Zivil- 
Verdienst-Medaillen,  welche  von  da  an  verliehen  sind,  nach  dem 
Tode  des  Beliehenen  wieder  eingeliefert  werden.^^ 

Die  Dekorationen  des  Ordens  vom  hl.  Micha el^^)  werden  nach 
dem  Tode  des  Inhabers  an  das  k.  Staatsministerium  des  k.  Hauses 
und  des  Aeussern  übersendet. ^^) 

Die  Dekorationen  des  Maximilians-Ordens  für  Wissen- 
Schaft  und  Kunst  sind  gleichfalls  an  das  k.  Staatsministerium 
des  k.  Hauses  und  des  Aeussern  einzusenden.*^) 

Bei  dem  Ableben  eines  mit  dem  Militär«Verdienst-Orden 
oder  dem  Verdienstkreuze  Dekorirten  sind  die  Insignien  an 
das  k.  Kriegsministerium  einzuliefern.*^) 

Nach  Ziff.  XI  der  Bestimmungen  über  die  Errichtung  des  Lud- 
wigsordens (V.  vom  25.  August  1827,  Reg.-Bl.  S.  609)  sind  die 
Ordenszeichen  —  Kreuz  und  Ehrenmünze  —  von  den  Erben  an  den 
Grosskanzler  des  Zivilverdienstordens   der  bayerischen  Krone   einzu- 


^»)  Art. 
»»)  Km 
»*)  Die 


")  Auch  dieser  Orden  gewfthrt  Präbenden  fOr  Kinder  der  Mitglieder, 
Verordnung  vom  16.  Februar  1824  (Reg.-Bl.  S.  89);  vom   12.  Oktober  1834 
(Reg.-Bl.   S.  1073);  vom  1.  Januar   1835  (Reg.-Bl.  S.  17);   vom  12.  Oktober 
1835  (Reg.-Bl.  S.  894)  und  vom  80.  November  187d  (Reg.-Bl.  S.  755). 
'')  Art.  XII  der  Stiftungsurkunde  vom  19.  Mai  1808. 
ussert  a.  a.  0,  §,  95. 

früheren  Satzungen  des  Ordens  sind  revidirt  durch  Verordnung 
vom  16.  Februar  1837  (Reg.-Bl.  S.  129)  und  erweitert  durch  Verordnung  vom 

4.  April  1844  (Reg.-Bl.  S.  241),  vom  25.  August  1846  (Reg.-Bl.  S.  657),  vom 
24.  Juni  1855  (Reg.-Bl.  S.  674)  und  vom  16.  Dezember  1887  (Ges.-  u.  V.-Bl. 

5.  705). 

Die  Verordnungen  vom  31.  Dezember  1848  (Reg.-Bl.  von  1849  S.  7) 
und  vom  30.  November  1875  (Ges.-  u.  V.-Bl.  S.  756)  enthalten  Bestimmungen 
Über  Gewährung  von  Unterstfltzungsbeiträgen  an  die  Kinder  von  Ordens- 
mitgliedem. 

'*)  Sff.  IX  der  revidirten  Satzungen  vom  16.  Februar  1837. 

>^  Ziff.  X  der  Satzungen  vom  S8.  November  1853  (Reg.-Bl.  S.  1660). 

1')  Art.  XI  der  Satzungen  vom  19.  Juli  1866  (MiUt-V.-Bl.  Nr.  42);  die 
Einsendung  hat  zunächst  an  die  kgl.  Kommandantur  in  Mflnchen,  welcher 
die  Sorge  f&r  die  Einlieferung  derartiger  Ordensdekorationen  obliegt»  zu 
erfolgen. 

Mehrfiftche  Gesuche  von  Hinterbliebenen  um  üeberlassung  des  Ordens 
zum  Andenken  wurden  als  statutenwidrig  abgewiesen;  Knussert  a.  a.  O.S.  144. 
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schicken  ^^;  solche  sind  nunmofar  an  das  k.  StaatBrniniBterium  des 
k.  Hauses  und  des  Aeussern  einzuliefern. 

Auch  die  Ehrenzeichen  der  Damenorden  sind  zurQokzustellen 
und  zwar  diejenigen  des  Theresion-Ordens  nach  Ziff.  14  der 
Stiftungsurkunde  vom  12.  Dez.  1827  (Reg.-Bl.  8.  761),  des  Elisa- 
beth-Ordens laut  §14  der  erneuerten  Statuten  Yom  12.  Juli  1873; 
das  Kreuz  des  St.  Anna-Ordens  flUt  an  das  Stift  zur&ck  (§  VII 
der  rey.  Statuten  yom  10.  Februar  1794). 

Von  den  Ehren*  und  Yerdienstzeichen  geht  das  Militär-Sani- 
täts-Ehrenzeichen (goldene  oder  silberne  Medaille)  gemäss  §  2 
lit.  c  des  Armeebefehls  yom  8.  Noyember  1812  (Reg.-Bl.  S.  1895) 
nach  dem  Tode  des  Inhabers  als  Andenken  an  seine  Intestat- 
oder  testamentarischen  Erben  über.^^)  Die  Militär- Verdienst- 
Medaille  (Tapferkeits-Medaille),  goldene  oder  silberne,  yerbleibt  der 
Wittwe  und  den  Kindern,  bei  dem  Tode  eines  unyerheiratheten 
Inhabers  ist  solche  zurtickzustellen^  insofern  er  keine  Intestaterben 
hinterlässt.^®)     Die  Ludwigs-Medaille   für  Wissenschaft,   Kunst 
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und  Industrie  ist  nach  dem  Ableben  des  Inhabers  an  das  k.  Staats- 
ministerium  des  k.  Hauses  und  des  Aeussern  einzuliefern ;  im  Gnaden- 
wege kann  solche  jedoch,  wenn  besondere  Umstände  zur  Seite  stehen, 
den  Hinterbliebenen  auf  Ansuchen  belassen  werden.^^)  Das  Ver- 
dienstkreuz pro  1870/71  yerbleibt  nach  Ableben  der  Inhaber  den 
Hinterbliebenen.^^)  BezQglich  des  Ehrenzeichens  des  Verdienst- 
ordens der  bayer.  Krone  s.  oben  S.  61. 

Die  Denkzeichen  yerbleiben  sämmtlich  als  Andenken  den 
Hinterbliebenen  und  zwar: 

das  Veteranen-Denkzeichen,  gestiftet  am  30.  Juni 
1848  (Reg.-BU  S.  697)  gemäss  Kriegs-Min.-Reskr,  yom  30.  Mai  1849 
^T.  8009, 

das  Militär-Denkzeichen,  gegründet  am  4,  Dezember  1814 


*^  Gegen  Ersatz  des  Herstellungsbetrages  wurde  in  einzelnen  Fällen 
die  Einheferung  des  Kreuzes  den  Erben  erlassen;  Knnssert  a.  a.  0.  S.  164. 

*^  Wünschen  die  Erben  den  Gk)ld-  oder  Siiberwerth  in  Geld  zu  erhalten, 
so  wird  die  Militär-Haapt-Gasse  die  MedaiUe,  welche  nicht  durch  Kauf  das 
Eigenthum  eines  Andern  werden  kann,  einlösen. 

**0  Statuten  vom  22.  Noyember  1794,  Art  XVIII. 

'^)  Verordnung  yom  25.  August  1872,  die  Stiftimg  und  Verleihung  der 
kgl.  Ludwigs-Medaille  für  Wissenschaft»  Kunst  und  Industrie  betr.  (R6g.-Bl. 
S.  2041),  §  6. 

'^  §  5  der  Verordnung  vom  12.  Mai  1871,  die  Stiftung  eines  Verdienst- 
kreuzes für  die  Jahre  1870/71  betr.  (Reg.-Bl.  1871,  S.  937). 
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§  9.    Zurückstellung  der  Ordensdekorationen.  g3 

für  die  Jahre  1818  und  1814  und  später  ausgedehnt  auf  den  Feld- 
zug 1815  laut  Y.  Tom  25.  Mai  1818, 

die  Kriegs-Denkmünxo  1870/71,  gestiftet  Ton  Kaiser  Wil- 
helm durch  Statut  Tom  20.  Mai  1871,  eingeführt  durch  Kriegs- 
Mio.-Reskr.  Tom  29.  Juni  1871  Nr.  18328,  nach  Ziff.  8  des  Statuts, 

das  Armeedenkzeichen,  für  den  Feldzug  1866  gegründet 
durch  V.  Tom  6.  Oktober  1866  (Mil.-Verord.-BI.  Nr.  61)  gemäss 
Art.  VI  der  Verordnung, 

das  Feldzugs-Denkzeichen  1849  für  den  Feldzug  gegen 
Dänemark  laut  Kriegs-Min.-Reskr.  vom  7.  Oktober  1866  (Mil.-Verord.- 
Bl.  Nr.  61)  und 

das  Denk  zeichen  für  das  Jahr  1849  laut  Verordnung  vom 
17.  März  1850,  das  Denkzeiohen  für  die  treugebliebenen  Individuen 
des  Heeres  in  der  Pfalz  im  Jahre  1849  zur  Zeit  des  dortigen  Auf- 
standes  betr. 

Schliesslich  ist  noch  der  Diens  t  alt  er  sz  eichen  für  24- 
oder  40jährige  Dienstzeit  (früher  sog.  Veteranenschilde, 
bzw.  Veteranensterne,  seit  1865  in  Kreuzesform)  Erwähnung  zu 
thnn.  Diese  sind  laut  Kriegs-Min.-Reskr.  vom  3.  März  1865  (MiU- 
Verord.-Bl.  Nr.  11,  Kreis- Amts-Bl.  für  Oberbayem  S.  602)  zurück- 
auliefem.**) 

Im  Allgemeinen  gehen  also  sämmtliche  bayerische  Ordens- 
dekorationen mit  Ausnahme  der  meisten  militärischen  Erinnerungs- 
zeichen an  den  Ordensschatz  zurück.  Das  Rechtsverhältniss  des 
Ordensinhabers  zum  Ordenssohatze  in  Bayern  wird  als  commodatum 
erachtet  und  werden  die  betreffenden  Rechtsgrundsätze  dieses  Real- 
kontrakts auf  dasselbe  angewandt.  Die  Erben  des  Beliehenen  er- 
scheinen haftbar,  selbst  wenn  ohne  ihr  Verschulden  die  Dekoration 
im  Nachlasse  sich  nicht  vorgefunden  hat.'^)    Die  Zivilorden  sind  an 


'*)  Die  Einliefenmg  der  Dienstalterszeichen  von  aktiven  Militärs  findei- 
bei  jener  Stelle  statt,  in  deren  Zuständigkeit  die  Verleihung  liegt,  jene  von 
verstorbenen  nicht  aktiven  Militärs  soll,  falls  dieselben  noch  dem  Militär- 
verbande angehören,  durch  die  zuständige  Kommandantschaft,  ausserdem  durch 
die  treffende  Zivflbehörde  unmittelbar  an  die  Armee-Montur-Depot-Kommiasion 
stattfinden,  Krieg8-M.-R.  vom  27.  Juni  1865,  Nr.  6587;  s.  auch  Ausschr.  der 
k.  Regierung  von  Oberb.,  £.  d.  I.,  vom  12.  Juli  1865  (Kreis-Amts-BL  f.  0., 
Ö.  1373), 

**)  Bei  den  meisten  bayerischen  Orden  sind  deshalb  Reverse  eingeführt, 
in  welchen  der  Beliehene  sich  zu  einer  Verfügung  zu  verpflichten  hat,  dass 
nach  seinem  Ableben  das  Ordenszeichen  von  seinen  Erben  in  vollständiger 
und  unbeschädigter  Weise  zurflckgeliefert  wird. 
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das  k.  StaatsminiBterium  des  k.  Hauses  und  des  Aeussern,^^)  die 
militärischen  an  das  Kriegsministerium  einzubefordern.'^)  Bayerische, 
wie  fremde  Orden  sind,  wenn  sie  bei  Yerlassensohaflien  zu  Gerichts- 
handen  gelangen^  nicht  an  die  Erben,  sondern  zur  weiteren  yor- 
schriftsmässigen  Behandlung  und  zwar  die  bayerischen  militärischen 
Orden  an  das  nach  Lage  des  Gerichtssitzes  zuständige  Landwehr- 
bezirkskommando, die  Insignien  der  übrigen  an  die  einschlägige 
Distriktspolizeibehorde,  in  München  an  die  k.  Folizeidirektion  zu 
übermitteln,*^) 

§  10. 

Abschoss  und  Nachsteuer. 

L  In  früheren  Zeiten  waren  der  landesherrliche  Fiskus,  auch 
Korporationen  und  Grundherrschaften  allgemein  befugt,  von  dem 
Nachlasse,  der  fremden  Erben  angefallen  war,  eine  Abgabe  zu 
erheben,  welche  unter  dem  Namen  Abschoss,  cemus  hereditarius, 
gabdla  hereditaria,  yorkommt.  Sofern  eine  Abgabe  auf  das  Yer- 
mogen  eines  Auswandernden  gelegt  war,  ist  solche  als  Nach- 
steuer, Abzugs-  oder  Abfahrtsgeld,  gabeUa  emigratiimis ^  be- 
zeichnet.^) 

Solche  Abgaben  wurden  bereits  durch  den  Beschluss  der  deut- 
schen Bundesyersammlung  yom  23.  Juni  1817  unter  den  damaligen 
deutschen  Bundesstaaten  aufgehoben*)  und  zwar  ohne  Unterschied» 
ob  die  Erhebung  der  bezeichneten  Abgaben  früher  dem  landesherr- 
lichen Fiskus,  den  Standesherren,  Priyatberechtigten  oder  Kommunen 


*^  Das  Staatsministerium  des  k.  Hauses  und  des  Aeussem  ist  das 
Grosskanzleramt  aller  nicht  militärischen  Verdienstorden  und  hat  deshalb 
mit  dem  gesammten  Ordensschatze  alle  Dekorationen  in  Verwahrung.  Der 
Hubertusorden  wird  beim  Schatzmeisteramt  dcponirt.  Die  Ehrenzeichen  des 
Verdienstordens  der  bayer.  Krone  hat  das  Haupt-Münz-  und  Stempelamt  zu 
liefern. 

««)  S.  oben  Note  17. 

'7)  Entschl.  des  k.  Staatsmimsteriums  des  Innern  vom  10.  Mai  186^ 
und  vom  15.  Mai  1876  (Amtsbl.  d.  M.  d.  Innern  1876,  Nr.  23),  femer  aut. 
Justiz-Min.-£nt8chl.  vom  29.  April  1886  Nr.  4850. 

')  Ueber  Nachsteuer  und  Nachsteuerfreiheit  vgl.  Brater,  Blätter  ftlr 
administrative  Praxis,  Bd.  6  S.  401  ff.;  Be seier,  Deutsches  Privatrecht, 
m.  Aufl.,  S.  224  Note  1. 

*)  Nach  dem  bezeichneten  Bundesbeechlusse  (Bayer.  Reg.-Bl.  1817,  S.  747) 
erstreckt  sich  die  Nachsteuer-  und  Abzugsfreiheit  auf  jede  Art  von  Vermögen, 
welches   in   einen   anderen  Bundesstaat  Qbergeht,    es  sei  aus  Veranlassung 
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zuatand.     Dieser  BesohlosB  ist  auch  nach  Auflösung  des  Tormaligen 
Deutschen  Bundes  in  Gültigkeit  geblieben«*) 

II.  Im  Yerhfiltnisse  zu  ausserdeutsohen  Staaten  ist  die 
gegenseitige  Abschoss-  und  Nachsteuerfreiheit  garantirt  in  den  Freund- 
schafts-, Schiffahrts-  und  HandelsTerträgen : 

1.  des  Yormal.  deutschen  Zollyereins   mit  Argentinien   vom 
19.  September  1857    (Preuss.  Ges.-Samml.  1859    S.  899); 

2.  desgleichen   mit  Ohili  Yom  1.  Febr.  1862    (Preuss.  Ges.- 
SammL  1873  S.  701,  bayer.  Reg.-Bl.  1864  S.  123); 

3.  desgleichen  mit  dem  Königreiche  Siam  yom  7.  Febr.  1862 
(Preuss.  Ges.-Samml.  1864  S.  717); 

4.  des    Yormal.    Norddeutschen    Bundes    und    Zollvereins    mit 
Salvador  vom  13.  Juni  1870  (R.-G.-B1.  1872  S.  377); 

5.  zwischen  Deutschland   und   Portugal   vom    2.  März  1872 
(R..G.-B1.  1872  8.  254); 

6.  zwischen    Deutschland   und   Persien   vom   11.  Juni    1873 
(R.-G.-B1.  1873  S.  351); 

7.  zwischen  Deutschland  und  Costa  Rica  vom  18.  Mai  1875 
(R.-G.-B1.  1877  S.  13); 

8.  zwischen   Deutschland    und    dem    Königreich   Tonga    vom 
1.  November  1876  (R.-G.-B1.  1877  S.  517)  und 

9.  zwischen  Deutschland  und  Rumänien  vom  14.  Nov.  1877 
(R.-G.-B1.  1881  S.  199); 

10.  zwischen  Deutschland  und  dem  Königreiche  der  Hawaii- 
schen Inseln  vom  25.  März,  bzw.  19.  September  1879 
(R.-G..B1.  1880  S.  121); 

11.  zwischen  Deutschland  und  Mexiko  vom  5.  Dezember  1882 
(R.-G..B1.  1883  S.  247); 

12.  zwischen  Deutschland  und  Griechenland  vom  9,  Juli  1884 
(R.-G.-B1.  S.  23); 

femer  sind  hier  zu  erwähnen: 


einer  Auswanderang,  oder  aus  dem  Gnmde  eines  Erbschaftsan&Us,  eines 
Verkaufes,  Tausches,  einer  Schenkung,  Mitgift  oder  auf  andere  Weise. 

Dagegen  ist  hierunter  nicht  begriffen  jede  Abgabe,  welche  mit  einem 
Erbschaftsanfalle,  Legat,  Verkaufe,  einer  Schenkung  verbunden  ist  und  welche 
ohne  unterschied,  ob  das  Vermögen  im  Lande  bleibt  oder  herausgezogen 
wird,  ob  der  neue  Besitzer  ein  Inländer  oder  ein  Fremder  ist,  entrichtet 
werden  mass,  namentlich  Erbschaftssteuer. 

*)  Das  Reichsgesetz  vom  1.  November  1867  über  die  Freizügigkeit 
(B.-G.-Bl.  1867,  Nr.  7)  enthält  über  die  vorwürfige  Materie  nichts. 

Böhm,  Intern.  Nachlassbeiiandliuig.  5 
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13.  die  EonTention  zwischen  Denisohland  und  Russland  Aber 

12.  NoTember 

die  Reffulimnir  von  Hinterlassenschaften  vom  -—- — ^, .  , 

®  ®  31.  Oktober 

1874  (R.-G..B1.  1875  S.  136); 

14.  die  Konsular-Eonvention  Deutschlands  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vom  11.  Dezember  1871  (R.-G.-BI. 
1872  S.  95); 

15.  desgleichen  mit  Italien  vom  21.  Dezember  1868  (Ges.-Bl. 
d.  norddeutschen  Bundes  1868  S.  133  ff.;  R.-Q.-Bl.  1872 
S.  134  und  bayer.  Gesetz-  und  Yerordn.-Bl.  1876  S.  857) 
und 

16.  mit  Spanien  vom  22.  Februar  1870  (Ges.-Bl.  des  nord- 
deutschen Bundes  Nr.  13,  R.-G.-Bl.  1872  S.  211  und  bayer. 
Gesetz-  und  Verordn.-Bl.  1877  S.  339); 

17.  desgleichen  mit  Serbien  vom  6.  Januar  1883  (R.-G.-Bl. 
S.  62); 

18.  Freundschafts-,  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsularvertrag 
mit  der  Republik  Guatemala  vom  20.  September  1887 
(R.-G.-BI.  1888  S.  158); 

19.  desgleichen  mit  der  Republik  Honduras  vom  12.  Dezember 
1887  (R.-G.-B1.  1888  S.  262). 

ni.   Mit  folgenden  Staaten  hat  Bayern  Freizügigkeitsverträge 
abgeschlossen: 

1.  mit  den  Niederlanden,  laut  k.  Terordn.  vom  22.  Dezember 
1817  (Ges.-Bl.  1818  S.  14); 

2.  dem  vormaligen  Königreiche  beiderSicilien  laut  k.  Verordn. 
vom  25.  Novembey  1819  (Ges.-Bl.  1819  S.  277),  s.  hiezu 
oben  II  Ziff.  15; 

3.  den  vormal.  herzogl.  Staaten  von  Parma  laut  Verordn.  vom 
81.  Juli  1822  (Reg.-Bl.  1822  S.  729),  s.  hiezu  II  Ziff.  15; 

4.  mit  Russland,  laut 

a)  Ministerialbekanntmachung  vom  17.  Dezember  1824, 
bedingte  Freizügigkeit  mit  Russland  betr.  (Reg.-Bl. 
1825  S.  7), 

b)  Ministerial-Bekanntmachung  vom  21.  November  1828, 
die  Ausdehnung  der  bestehenden  Freizügigkeit  zwischen 
Bayern  und  Russland  auf  das  Königreich  Polen  betr. 
(Reg.-Bl.  1828  S.  657), 
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c)  Ministerial^ekanntmachiuig    Yom    10.    Janaar    1866 
(Reg.-Bl.  1866  S.  65),  s.  hiezu  oben  II  Ziff.  13; 

5.  dem  yormaligen  Königreiche  Sardinien,  Vertrag  Yom 
5.  Oktober  1830  (Reg.-Bl.  1831  S.  27),  s.  hiezu  U 
Ziff.  15; 

6.  Dänemark,  laut  Deklaration  Tom  10.  September  1832 
(Reg.-Bl.  1833  S.  158); 

7.  Griechenland,  Vertrag  rom  13.  Januar  1835  (Reg.-Bl. 
1835  S.  635); 

8.  Grossbritannien,  laut  Min.-Erklärung  vom  10.  April  1836 
(Reg.-Bl.  1836  S.  685); 

9.  den  vorm.  päpstlichen  Staaten  laut  Min.-£rklärung 
Yom  26.  März  1838  (Reg.-BL  1838  S.  400),  s.  hiezu  oben 
II  Ziff.  15; 

10.  Schweden  und  Norwegen,  Vertrag  yom  6.  April  1845 
(Reg.-Bl.  S.  537); 

11.  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Vertrag 
Tom  21.  Januar  1845  (Reg.-Bl  1845  S.  851),  s.  hiezu 
oben  n  Ziff.  14; 

12.  mit  der  Schweiz,  Vertrag  yom  20.  Juli  1804  (Reg.-Bl. 
1804  S.  980); 

13.  mit  Frankreich:  Eonyention  yom  14.  August  1767,  die 
Aufhebung  des  Jus  Albmagü  betr.  (Mayr,  Gen.-Samml.  y. 
J.  1784,  Bd.  I  S.  41),  Bekanntmachung  yom  25.  Dezember 
1767  (1.  c.  S.  44),  Bekanntmachung  yom  30.  Oktober  1781 
(1.  c.  Bd.  in  S.  19),  Ausschreiben  yom  6.  Februar  1804 
und  5.  September  1814  (Reg.-Bl.  1804  S.  146  und  D51- 
linger,  Verordn.-Samml.  Bd.  HI  S.  144); 

bezüglich 

14.  Oesterreioh-Üngarns  kommen  in  Betracht:  zunächst 
hinsichtlich  der  zum  yormaligen  Deutschen  Bunde  gehört 
habenden  Länder  Bundesbeschluss  yom  23.  Juni  1817, 
sodann  Freizfigigkeitsyertrag  yom  24.  Mai  1807  (Reg.-Bl. 
1807  S.  1241),  Verordnung  yom  29.  Mai  1820,  den  Frei- 
zügigkeitsyertrag  mit  Oesterreich  betr.  (Döllinger,  Verordn.- 
Samml.  Bd.  III  S.  165)  und  über  die  Vermögensexportation 
nach  Ungarn  Entschl.  d.  k.  b.  Staats-Ministeriums  des  k.  Hauses 
und  des  Aeussern  yom  30.  April  1851  (Döllinger,  Verordn.- 
Samml.  Bd.  XXII  S.  96). 
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Die  nnbedingte  Fi'eizügigkeit  kann*  jedoch  ausser  dem  FaUe 
eines  in  Mitte  liegenden  Yertrages  auch  aus  der  Geltang  des  Rezi- 
prozitäts- Grundsatzes  henrorgehen,  wie  solches  in  der  die  Haupt- 
prinzipien der  FreizQgigkeit  enthaltenden  Verordnung  yom  6.  Juli 
1804  (Ddllinger,  Yerordn.-Samml.  Bd.  lU  S.  62,  Ziff«  ü)  und 
sonst  mehrfach  (ygl.  Yerordn.  Tom  30.  Januar  1804,  Min.-Entschl. 
Tom  13.  NoTomber  1830,  23.  Juni  1831,  22.  Februar  1835,  Dol- 
lin ger  a.  a.  0.  S.  107,  108,  143,  187)  ausgesprochen  ist.  Wenn 
daher  in  einem  auswärtigen  Staate  thatsäohlich  Tollständige  Frei- 
zügigkeit nach  Bayern  besteht,  so  muss  dieselbe  Ton  bayerischer 
Seite  diesem  Staate  gegenüber  unbedingt  anerkannt  werden,  selbst 
dann,  wenn  eine  Tortragsmässige  Verpflichtung  nur  in  Betreff  der 
ärarialischen  Abschoss-  oder  Nachsteuer-Abgaben  eingegangen  wäre.^) 

Soweit  diese  Abgaben  nicht  durch  yertragsmässige  Gewährung 
der  Freizügigkeit  oder  durch  den  Grundsatz  der  Reziprozität  be- 
seitigt sind,  besteht  das  Recht  auf  Erhebung  derselben  noch  un- 
yerändert  fort.^) 

IV.  Von  den  vorstehend  behandelten  Abgaben  sind  wohl  zu 
unterscheiden  die  alle  Vermogensübertragungen  auf  den  Todesfall 
treffenden  Abgaben,  einerlei  ob  der  Vermögensanfall  einem  Inländer 
zukommt  oder  ob  das  Vermögen  ins  Ausland  geht  (Erbschafts- 
abgabe, Erbschaftssteuer).  In  den  meisten  der  in  diesem  Buche 
zu  besprechenden  Verträge,  in  welchen  über  die  Nachlassbehandlung 
Vereinbarungen  enthalten  sind,  ist  in  Bezug  auf  den  Vermögensüber- 
gang durch  Erbschaft,  Legate,  Schenkungen  auf  den  Todesfall  u.  dgl. 
ausdrücklich  das  Recht  des  Staates  auf  Erhebung  solcher  Abgaben 
gegenüber  auswärtigen  Erben,  Legataren  u.  s.  w.  rorbehalten. 

§  n. 

Recht  des  Staates  auf  erblose  Guter. 

Erbschaften,  für  welche  keine  Erben  (Testaments-  und  Intestat- 
erben) vorhanden  sind,  fallen  dem  Fiskus  zu.^) 

*)  Brater  a.  a.  0.  S.  408. 

')  Näheres  hierüber,  insbesondere  über  das  zum  Bezage  berechtigte 
Subjekt,  landesherrlichen  Fiskus,  Städte  und  Märkte  (das  Standes-  und  guts- 
berrliche  Nachsteuerrecht  ist  in  Folge  des  AblSsungsgesetzes  vom  4.  Juni 
1848,  Art.  1  und  6  in  Weg&U  gekommen)  und  den  Betrag  der  Abgabe 
(regelmässig  10  Proz.  von  dem  zu  exportirenden  Vermögen)  s.  Brater  a.  a.  O. 
S.  401  ff. 

^)  Diess  gilt  insbesondere  nach  gemeinem  Rechte,  wie  nach  bayerischem 
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Die  Frage,  ob  f&r  das  Recht  des  Staates  auf  einen  erblosen 
Naohlass  der  Wohnsitz  des  Erblassers  oder  die  Belegenheit  der 
Sache  entscheidend  sei,  ist  nicht  unbestritten.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  auf  eine  nähere  Erörterung  derselben  einzugehen,  doch  dürften 
einige  kurze  Bemerkungen  hierüber  und  der  Hinweis  auf  die  des- 
fallsige  Litteratur  dem  Zwecke  yorwürfigen  Handbuches  entsprechend 
erscheinen. 

Die  Beantwortung  der  Frage  wird  dayon  abhängig  gemacht,  ob 
das  Recht  des  Staates  als  ein  Okkupationsrecht,  welches  der  Landes- 
herr kraffc  Hoheitsrechtes  auf  die  yakanten  Güter  in  seinem  Lande 
hat,^  oder  als  ein  wahres  Erbrecht  anzusehen  ist.  Gemeinrechtlich 
wird  yon  den  meisten  Rechtslehrem  letzteres  bejaht  und  werden,  da 
hienach  die  Berechtigung  des  Fiskus  auf  erblose  Güter  in  dem  Wesen 
der  Uniyersalsukzession  beruht,  solche  dem  Fiskus  desjenigen  Staates, 
in  welchem  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  hatte,  zugesprochen  und 
zwar  ohne  Unterschied,  ob  die  Güter  in  yerschiedenen  Territorien 
liegen  und  ob  solche  bewegliche  oder  unbewegliche  sind.  Diese 
Ansicht  ist  insbesondere  yertreten  yon  Glück,  Intestaterbfolge, 
n.  Aufl.  §§  206  und  208,  auch  y.  Sayigny  schliesst  sich  derselben 
an;  ygl.  femer  y.  Yangerow,  Fand.  §  564,  Seuffert,  Fand. 
lY.  Aufl.  Bd.  3  §  663  Note  7,  y.  Holzschuher,  Kasuistik  Bd.  II, 
1.  Abth.  Kap.  XY  Note  1;  y.  Roth,  System  des  deutschen  Priyat- 
rechts,  Thl.  I  S.  295;  Windscheid,  Fandekten  UI,  §  622.  Nach 
Bayerischem  Landrechte  ist  in  solchem  Falle  der  Fiskus  pro 
herede  zu  erachten  (B.  L.-R.  Thl.  III  Kap.  12  §  5  und  Anmerkungen 
hiezn  §  6  Nr.  2).  Auch  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  des 
Königreichs  Sachsen  (§§  2618,  2620)  ist  das  Recht  des  Staates 
auf  erblose  G^ter  ein  wahres  Erbrecht,  nicht  ein  Jus  occupatianis; 
dies  wird  auch  für  das  Württembergische  Recht  yon  Stein 
und  Kübel  (Handbuch  des  Württembergischen  Erbrechts)  bejaht. 

Im  Preussischen  Rechte  werden  Okkupations-  und  Suk- 
zessionstheorie miteinander  kombinirt.  Das  Allgem.  Preuss.  Land- 
recht behandelt  die  Kaduzität  nicht  beim  Erbrecht  (Thl.  I  Tit.  9, 
12,  17,  II  Tit.  1,  2,  8),  sondern  bei  den  Regalien  (Thl.  H  Tit.  14  flF). 


und  preussischem,  anch  nach  französischem  Rechte.  Gleiche  Bestimmungen 
enthalten  auch  verschiedene  in  Bayern  geltende  Statuten,  z.  B.  Vorderösterr. 
Erbfolgeordnung,  §  28  (Weber,  Provinzial-  und  Statutarrechte,  Bd.  IV  S.  1306), 
Munzer  Landrecht,  XI  v  S.  10. 

*)  Nach  englischem  Rechte  bei  Immobilien  ein^  KonsoUdationsrecht  des 
Oberlehensherm,  s.  v.  Bar  a.  a.  0.  II  S.  352. 
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Nach  §  28  Thl.  11  Tit.  16  wird  der  NachlasB  zwischen  den  Fisei  der 
belegenen  Sache  yertheilt  und  nur  für  Kapitalien  ist  dem  Fiskus  des 
letzten  Wohnorts  ein  alleiniger  Ansprach  Yorbehalten.  Anderseits 
behandelt  aber  das  Landrecht  den  Fiskus  durchweg  als  Erben,  ge- 
mäss §  25  Thl.  II  Tit.  16  hat  er  alle  Rechte  und  Pflichten  eines 
gemeinen  Erben.') 

Auch  nach  Code  civil  kann  solche  Eombinirung  der  beiden 
Theorien  angenommen  werden;  doeh  scheint  die  Okkupationstheorie 
Yorzuherrschen.  Art.  539:  ^AUe  ledigen  und  herrenlosen  Oflter, 
wie  auch  die  Güter  unbeerbt  yerstorbener  und  solcher  Personen, 
deren  Erbschaft  Niemand  hat  antreten  wollen,  sind  Staatseigenthum«'' 
Art.  713:  «Herrnlose  Güter  gehören  dem  Staate. '^  Art.  768:  ,In 
Ermangelung  eines  überlebenden  Ehegatten  gehört  die  Erbschaft  dem 
Staate."     Vgl.  hiezu  auch  Art.  811 — 819. 

Gesetzgebung  und  Praxis  in  Oesterreich-Üngarn  folgen 
der  Okkupationstheorie.  Das  Aerar  nimmt  in  Bezug  auf  einen  erb- 
losen  Nachlass  nicht  die  rechtliche  Stellung  eines  Erben  ein,  ist 
daher  nicht  berechtigt,  im  Laufe  einer  Yerlassenschaftsbehandlnng 
die  einem  Erben  zukommenden  Rechte  auszuüben;  Entsch«  des 
Obersten  Gerichtshofs  yom  4.  August  1886;  §  18  der  das  materielle 
Erbrecht  in  Ungarn  regelnden  Bestimmungen  der  Index-Curial-Kon- 
ferenz-Beschlüsse  vom  Jahre  1861.^) 

In  der  Schweiz  fallen  erblose  Güter  an  den  Staat  in  den 
Kantonen  Zürich,  Aargau,  Schaffhausen.  Der  Staat  muss 
jedoch  die  Hälfte  der  Heimathsgemeinde  des  Verstorbenen  überlassen« 
Zug  zieht^  die  erblosen  Güter  zur  Hälfte  fOr  den  Staat,  zur  Hälfte 
für  die  Gemeinde  ein.  In  Luzern,  Solothurn  und  Graubünden 
fällt  die  Erbschaft  der  Heimathsgemeinde  zu,  wenn  solche  unbekannt 
oder  der  Erblasser  ein  Fremder,  dem  Staate;  in  Schwyz,  Glarus 
und  Ausser -Rh  öden  der  Heimathsgemeinde  oder  dem  betreffenden 
Distrikt;  in  Freiburg  und  ünterwalden  in  dem  Wald  der 
Armenkasse  der  Heimathsgemeinde;  in  Thurgau  zur  Hälfte  der 
Gemeinde,  zur  Hälfte  der  Armenkasse.^) 


*)  Vgl.  auch  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  und  Strsfrecht,  III  S.  287  f. 

*)  Näheres  hierfiber  s.  Jettel  a.  a.  0.  S.  67  f. 

*)  Rivier,  les  successixma  a  cause  de  mort  en  Suisse  in  Revue  de 
droit  vntem,  etc.,  tom.  IX  (1877)  p.  354;  s.  auch  die  im  besonderen  Theile 
angeführten  Bestimmungen  über  die  gesetzliche  Erbfolgeordnung  in  den 
einzelneo  Kantonen. 
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y.  Bar  (a.  a.  0.  11  S.  352)  entscheidet  sich  ffir  die  dem 
modernen  Rechte  entsprechende  würdigere  Sakzessionstheorie,  welche 
das  Gemeinwesen,  wenn  nähere  Berafene  nicht  Torhanden  sind,  als 
Erben  des  Volksgenossen  betrachtet.  Hiefür  spreche  auch  der  üm- 
stand,  dass  ja  dieser  Staat  es  ist,  welcher  den  Kreis  der  Erbberech- 
tigten bestimmen,  ihn  enger  oder  weiter  ziehen  kann,  während 
anderseits  die  Einziehung  von  Mobilien  eines  Verstorbenen,  der  nur 
ganz  zuf&llig  zur  Zeit  des  Todes  sich  im  Lande  aufhielt,  ein  wenig 
den  Earakter  des  Beutemachens  an  sich  trage.  Danach  würde  der- 
jenige Staat  berechtigt  sein,  dessen  Staatsangehöriger  der  Verstorbene 
zuletzt  war. 

Als  feststehend  wird  anzunehmen  sein,  dass,  wenn  die  Ver- 
lassenschaft  eines  Ausländers,  der  im  Lande  seines  Absterbens  Wohn- 
sitz gehabt  hat,  von  der  Behörde  dieses  Landes  behandelt  wird, 
jedenfalls  die  im  Lande  befindlichen  erblosen  Güter  dem  Fiskus  des 
betreffenden  Staates  zukommen« 


Besonderer  Theil. 


NachlassbehaDdlung  in  und  gegenüber  den  einzelnen 

Staaten. 


Erster  Abschnitt. 

Deutsches  Beich. 

Vorbemerkung. 

Das  YerlassenBchaftsweBen,  wie  auch  die  VormundBohaft  und 
das  Notariat,  Bind  nicht  einheitlich  im  Deutschen  Reiche  geregelt« 
KsPch  Art  4  Nr.  13  der  Reichsyerfassung,  bsw.  Reichsgesets  Yom 
20.  Desember  1873  (R.-G.-B1.  S.  379)  unterliegt  zwar  die  gemein- 
same Gesetzgebung  über  das  gesammte  bürgerliche  Recht,  das  Straf- 
recht und  das  gerichtliche  Verfahren  der  Beaufsichtigung  seitens 
des  Reiches  und  der  Gesetzgebung  desselben.  Die  Reichsgesetz- 
gebung hat  aber  bis  jetzt  nur  das  Verfahren  in  der  streitigen  Rechts- 
pflege und  das  Konkursyerfahren  geordnet  und  nur  ganz  yereinzelt 
sich  mit  Ifaterien  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  bisher  befasst. 
Die  Regelung  des  VerlassenschaftswesenSi  der  Vormundschaft  und 
des  Notariats  ist  bisher  den  einzelnen  Landesgesetzgebungen  Aber- 
lassen  geblieben.  Doch  sind  auch  in  Bezug  auf  diese  Materien 
einzelne  Gegenstande  durch  Staatsyerträge  mit  auswärtigen  Staaten 
mit  Gültigkeit  für  das  ganze  Deutsche  Reichsgebiet  geordnet,  wie 
z.  B.  die  Regulirung  der  Hinterlassenschaften  in  Beziehung  zu  Russ- 
land durch  Vertrag  yom  12.  Noyember  bzw.  31.  Oktober  1874, 
femer  betreffend  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  und  Vormund- 
schaften, sowie  die  Notariats- Befugnisse  der  Konsuln  in  yerschiedenen 
Konsular^,  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts-Vertr&gen.  Die 
Bestimmungen  solcher  Staatsyerträge,  soweit  solche  für  das  ganze 
Reichsgebiet  Geltung  haben,  werden  zweckmässig  bei  den  einzelnen 
auswärtigen  Staaten  zur  Besprechung  kommen.  Bei  der  nun  folgenden 
Darstellung  der  Nachlassbehandlung  in  den  einzelnen  deutschen 
Bundesstaaten    sind    daher    zunächst    die    Landesgesetzgebung    und 


76  Besonderer  Theil. 

solche  Staatsyertrfige,  welche  nur  fQr  den  betreffenden  Bundesstaat 
in  Gültigkeit  stehen,*^)  berücksichtigt.  Soweit  die  deutschen  Staats- 
yerträge  mit  ausländischen  Staaten  in  die  Landesgesetzgebung  ein- 
greifen, ist  auf  die  Darstellung  der  Nachlassbehandlung  etc.  gegen- 
über diesen  ausländischen  Staaten  selbst  zu  verweisen, 

§  12. 

Preussen. 

I.  Nach  dem  für  den  ganzen  Umfang  der  Preussisohen  Monarchie 
geltenden  Gesetze  vom  12.  März  1869,  betr.  die  Ausstellung  ge- 
richtlicher Erbbescheinigungen, ^)  ist  jeder  gesetzliche  Erbe 
(Intestaterbe)  befugt,  auf  Ausstellung  einer  Erbbesoheinig^ng  bei 
dem  zuständigen  Gerichte  anzutragen. 

Zuständig  ist  dasjenige  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  der 
Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  ordentlichen  Gerichtsstand 
gehabt  hat.')  Der  Antragsteller  hat  den  Tod  des  Erblassers  und 
das  personliche  Yerhältniss  zu  demselben,  auf  welchem  sein  Erbrecht 
beruht,  soweit  die  Thatsachen  nicht  notorisch  sind,  durch  öffentliche 
Urkunden  oder,  wo  solche  gar  nicht  oder  schwer  zu  beschaffen  sind, 
durch  Zeugen,  wohin  auch  Notorietätszeugen  zu  rechnen  sind,  über- 
zeugend nachzuweisen.  Der  Erbe  hat  dem  Gerichte  eine  eidesstatt- 
liche Yersicherung,  dass  ihm  gleich  nahe  oder  nähere  Erben  nicht 
bekannt  seien,  er  auch  nicht  wisse,  dass  der  Erblasser  eine  letzt- 
willige Verfügung  hinterlassen  habe,  abzugeben.  Zur  Ergänzung 
des  Nachweises  kann  das  Gericht  geeigneten  Falls  ein  öffentliches 
Aufgebot  der  unbekannten  Erben  erlassen. 

Das  Gericht  hat,  wenn  es  das  Erbrecht  für  nachgewiesen  er- 
achtet, eine  urkundliche  Bescheinigung  darüber  auszustellen.     Liegt 


•)  Vgl.  oben  S.  18. 

>)  Preuss.  Ges.-Sammlang  1869  S.  473  ff.  S.  hiezu:  Wachler,  Ges. 
über  Erbbescheinigungen  etc.;  Rätzel,  Das  Gesetz  vom  12.  März  1869  über 
Erbbescheinigung. 

^  üeber  die  Zuständigkeit  des  preuss.  Gerichtes  zur  Ausstellung  der 
Erbbescneinigmig  hinter  einem  in  Russland  geborenen,  daselbst  zeitlebens 
wohnhaft  gewesenen  und  auch  verstorbenen  preussisohen  Staatsangehörigen, 
wenn  es  sich  lediglich  um  Mobiliamachlass  handelt»  cf.  Zeitschnft  etc.  II 
S.  53  ff. 

Ist  der  Erbe  nach  dem  Erblasser  gestorben,  so  ist  das  Gericht  des 
letzteren  nur  zur  Legitimirung  fdr  den  ersten  Erbfall  zuständig;  die  Legiti- 
mation nach  dem  Zwischenerben  gehört  dagegen  vor  dessen  ordentliches  Ge- 
richt.   Beschluss  des  Kammergerichts  vom  25.  Juni  1883. 
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eine  letitwillige  Yerf&gnng  Tor,  welche,  ohne  Erben  einzusetzen, 
über  den  Nachlass  oder  einen  Theil  desselben  YerfUgang  trifft,  so 
hat  der  Richter  die  betreffende  Urkunde  in  der  Erbbescheinigung 
deutlich  zu  bezeichnen. 

Auf  Ghrund  einer  Torgelegten  Erbbescheinigung  kann  die  Ueber- 
schreibung  von  Rechten  des  Erblassers  auf  den  Erben  in  öffentlichen 
Büchern  (Grund-,  Hypotheken-,  Unterpfands-,  Währschafts-Büohem, 
Gewerkenbüchern,  Schiffsregistern  n«  dergL)  bewirkt  werden. 

Gehören  zu  dem  Nachlasse  einer  Person,  welche  zur  Zeit  ihres 
Todes  inPreussen  keinen  ordentlichen  Gerichtsstand  hatte, 
Grundstücke,  in  öffentlichen  Büchern  eingetragene  Rechte  oder  in 
dw  Verwahrung  einer  preussischen  Behörde  befindliche  Gegenstände, 
so  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  betreffende  Grundstück  be- 
legen ist,  das  öffentliche  Buch  geführt  oder  der  Gegenstand  ver- 
wahrt wird,  zur  Ausstellung  einer  Bescheinigung  zuständig,  welche 
den  Erben  zur  YerfAgung  über  das  Grundstück  oder  das  ein- 
getragene Recht  oder  zur  Empfangnahme  des  yerwahrten  Gegen- 
standes legitimirt. 

Wenn  in  einer  letztwilligen  Verfügung  die  Erben  oder  sonstige 
Berechtigte  nicht  mit  derjenigen  Bestimmtheit,  welche  zur  Beschaffung 
der  Legitimation  erforderlich  ist,  bezeichnet  worden  sind,  so  können 
dieselben  bei  dem  zuständigen  Gerichte  auf  Ausstellung  einer  er- 
gänzenden Bescheinigung  antragen. 

n.  Die  Behandlung  des  Nachlasses  selbst  richtet  sich 
in  formeller,  wie  materieller  Hinsicht  nach  den  Vorschriften  der  in 
den  einzelnen  Rechtsgebieten  geltenden  Gesetze. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Preussischen 
Landreohtes  ist  zur  Regulirung  des  Nachlasses  eines  Ver- 
storbenen dasjenige  Gericht  kompetent,  in  dessen  Sprengel  der  Erb- 
lasser seinen  letzten  persönlichen  Gerichtsstand  hatte.  Die  Gesetze 
dieses  Orts  entscheiden  auch  über  das  materielle  Erbrecht.  Nur 
bei  Singularsukzession  in  Immobilien  sind  die  statuta  redlia  mass- 
gebend.^ 


")  Allg.  Preuss.  L.-R.,  Einleitung,  §§  23  a.  32.  Ueber  Nachlassbehand- 
lang  etc.  nach  preuss.  Rechte  s.  Maercker,  die  Nachlassbehandlong,  das 
Erbrecht  nnd  die  Vormundschaftoordniing  etc.,  13.  Aufl.;  Koch,  Erbrecht  und 
Erbschafteregnlirung,  1883;  Förster-Eccius,  Theorie  des  heutigen  ge- 
meinen preuss.  Privatrechts,  6.  Aufl.,  1892,  Bd.  IV;  Dernburg,  Preuss. 
Privatredit,  3.  Aufl.,  III.  Bd.;  Zflrn,  Handbuch  des  preuss.  Erbrechts,  für 
die  Praxis  bearbeitet,  1892. 
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Nach  preuBsischeni  Rechte  findet  übrigens  eine  gerichtliche 
Nachlassregalirung  nicht  in  jedem  Falle  statt.  Wenn  bei  einem 
Nachlasse  nur  grossjährige  dispositionsfähige  Erben  betheiligt  sind, 
bleibt  ihnen  die  Form  der  Auseinandersetzung  überlassen;  nur  in 
Betreff  der  etwa  zum  Nachlasse  gehörigen  Ghrundstücke  und  Hypo- 
theken ist  gerichtliche  oder  notarielle  Erklärung  erforderlich. 

Im  Falle  der  Konkurrenz  yon  beyormundeten  Erben  hatte  nach 
der  früheren  preussischen  Gesetzgebung  stets  eine  gerichtliche  Aus- 
einandersetzung zu  erfolgen.  Nunmehr  ist  es  in  solchem  Falle 
gemäss  §  43  der  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  lediglich 
dem  pflichtmässigen  Ermessen  des  Vormundes  überlassen,  ob  er 
überhaupt  die  Auseinandersetzung  mit  den  Miterben  seines  Mündels 
herbeiführen,  oder,  Torausgesetzt  dass  die  Miterben  damit  einyer- 
standen  sind,  die  Gemeinschaft  fortsetzen  will.  Das  gerichtliche 
Verfahren  in  Nachlassachen  wird  demnach  jetzt  nur  auf  besonderen 
Antrag  eines  Interessenten  oder  des  Vormundes  eingeleitet.^) 

Die  gerichtliche  Auseinandersetzung  ist  ein  Akt  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit;  die  Betheiligten  haben  dem  Richter  das  zur  Fort- 
setzung der  Naohlassregulirung  erforderliche  Material  zu  beschaffen, 
der  Nachlassrichter  hat  dafür  nicht  zu  sorgen.  Provokant  wird  unter 
Androhung  der  Aktenzurücklegung,  Proyokaten  (Miterben,  die  den 
Antrag  auf  gerichtliche  Auseinandersetzung  nicht  mitgestellt  haben) 
werden  unter  dem  Präjudiz,  sie  yerweigerten  gütliche  Einigung  und 
wollten  es  auf  den  Rechtsstreit  ankommen  lassen,  zum  Termin  für 
Nachlassregulirung  yorgeladen.^) 

Anlangend  die  Naohlassbehandlung nachrheinischemRecht, 
so   sind   die  Grundsätze  des  franzosischen  Rechts   für  die  Nachlass- 


*)  Wird  die  Auseinandersetzimg  von  einem  Erben  gewünscht,  so  kann 
solche  vor  Gericht,  vor  Notar  oder  mittels  Privatschrift  erfolgen.  Ist  dabei 
eine  formelle  Erbbescheinigung  (s.  oben  S.  76)  nothwendig,  was  der  Fall  ist» 
wenn  kein  eine  direkte  Er)>einsetzung  enthaltendes  Testament  vorliegt  und 
zum  Nachlasse  Grundstücke,  Hvootheken,  Kaufmannshandlungen  gehören,  oder 
wenn  ein  Nachlasschuldner  verklagt  werden  soll,  so  müssen  die  erforderlichen 
eidesstattlichen  Versicherungen  immer  vor  Gericht  oder  Notar  zu  Protokoll 
gegeben  werden.  Die  Auseinandersetzung  erfolgt  dann  auf  Grund  des  Erb- 
theilungsplanes  (Rezesses).    Näheres  s.  Maercker  a.  a.  0. 

')  Näheres  über  die  gesetzlichen  Erfordernisse  des  Antrags  auf  gericht- 
liche Auseinandersetzung  und  die  der  Auseinandersetzung  selbst  zur  Grund- 
lage dienenden  Punkte,  sowie  über  Legitimation  der  Erben,  femer  Über  Erb- 
anfall (das  Eigenthum  an  der  Nachlassmasse  geht  ipso  jure  ohne  spezielle 
Besitzergreifung  auf  die  Erben  Über,  bei  Legaten  bedarf  es  der  Besitz- 
ergreifung, bzw.  üebergabe),  bezQglich  Ueberlegungsfrist,  über  Antritt  und 
Entsagung   der  Erbschaft,    Erbantretung  ohne  und   mit  Vorbehalt,   erblosen 
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behandlung  in  dör  Rheinprovinz  in  Bezog  auf  das  TheilungB- 
rerfahren  modifizirt  darch  das  Gesetz  vom  18.  April  1855,  das  Ver- 
fahren bei  Theilangen  und  bei  gerichtlichen  Verkäufen  im  Bezirke 
des  Appellationsgerichtshofs  zu  Köln  betr.  (Prenss.  Ges.-Slg«  S.  521), 
wonach,  während  der  code  bei  Konkurrenz  Ton  bevormundeten  Erben 
die  Erbtheilung  nur  im  Prozesswege  zulässt,  auch  im  Gebiete  des 
rheinischen  Bechts  bei  Betheiligung  minderjähriger  Miterben  ein 
aussergerichtliches  Theilungsverfahren  herbeigeführt  werden  kann. 
Hiezu  kommt  nun  aber  weiter  die  Bestimmung  des  bereits  oben  an- 
geführten §  43  Abs.  1  der  preussischen  Vormundschaftsordnung  von 
1875  in  Betracht,  nach  welcher  jetzt  auch  im  rheinischen  Rechts- 
gebiet lediglich  dem  Ermessen  des  Vormunds  anheimgestellt  ist,  ob 
die  Auseinandersetzung  über  einen  dem  Mündel  angefallenen  Nach- 
lass  mit  dessen  Miterben  herbeizuführen  ist,  bzw.  ob  eine  Theilung 
nothwendig  oder  nützlich  erscheint.  Die  Erbauseinandersetzung 
erhält  sodann  durch  die  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts 
dieselbe  Gültigkeit,  als  wäre  sie  nur  von  grossjährigen  Personen 
Yorgenommen  worden.^) 

Nach  §  26  des  preuss.  Ausführungsgesetzes  Tom  24.  April 
1878  zum  deutschen  Gerichts  Verfassungsgesetze  ^  sind  Verlasse  n- 
Bchaftsgeriohte  in  Preussen  nunmehr  die  Amtsgerichte  auch 
insoweit,  als  Verlassenschaftssachen  früher  vor  die  Kollegialgerichte 
erster  Instanz  gehörten. 


Nachlaas,  Aufgebot  von  Erben,  Verhältniss  des  Miterben  zu  einander,  zu  den 
Nadüassglftubigem  und  Nachlasschuldnem  s.  Maercker  a.  a.  0. 

Die  Erben,  welche  den  Nachlass  besitzen,  haben  ein  Inventar  aufzu- 
stellen, lieber  Versiegelung  des  Nachlasses  von  Amtswegen  und  auf  Antrag 
s.  oben  S.  49  und  Maercker  a.  a.  0.,  woselbst  auch  Näheres  über  Verbot 
der  Siegelung  und  über  Entsiegelung,  über  Veranlassung  zur  gerichtlichen 
Inventur  und  das  Verfahren  hiebei.  üeber  die  Zwangsvollstreckung  gegen 
Benefizialerben  und  das  Aufgebot  der  Nachlassgläubiger  im  Geltungsgebiete 
des  Allgemeinen  Landrechts  s.  Preuss.  Ges.  vom  28.  März  1879  und  die  Er- 
läuterungen hiezu  bei  Maercker.  ^ 

^  Maercker  a.  a.  0.  Nach  Gesetz  vom  30.  Juni  1884,  betr.  die  Be- 
stimmung des  Wohnsitzes  im  Sinne  der  Rheinischen  Gemeindeverfessungs- 
gesetze  (Fr.  G.-Slg.  307),  ist  als  Wohnsitz  im  Sinne  der  Städteordnung  für 
die  Rheinprovinz  vom  15.  Juni  1856,  der  Gemeindeordnnng  für  die  Rhein- 
provinz vom  23.  Juli  1845  und  des  Gesetzes  vom  15.  Mai  1856,  die  Qemeinde- 
verfassung  in  der  Rheinprovinz  betr.,  derjenige  Ort  .anzusehen,  in  welchem 
Jemand  eine  Wohnung  imter  Umständen  inne  hat,  welche  auf  die  Absicht 
der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen  schliessen  lassen. 

')  Preuss.  Ges.-Sammlnng  1878  S.  280  ff.    §  26  lautet: 

«Die  Amtsgerichte  sind  zuständig  für  die  Angelegenheiten, 
welche  bisher  durch  Einzehuichter  zu  eriedigen  waren.  Folgende 
Angelegenheiten  gehören  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  auch 
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Auch  für  die  in  den  Artikeln  796,  1007,  1008  des  RheiniBchen 
bürgerl.  Gesetzbuchs  in  den  Artikeln  907 — 952,  986  der  Rheinischen 
Zirilprozessordnang  und  in  der  Verordnung  betr.  die  Sicherung  der 
Eröffnung  mystischer  Testamente  Tom  5.  Noyember  1843  den  Yor- 
maligen  Landgerichten  zugewiesenen  Geschäfte  sind  nunmehr  die 
Amtsgerichte  kompetent  (§  28  des  Ges.  yom  24.  April  1878  in  der 
Fassung  des  Ges.  yom  16.  Mai  1887,  Ges.-Slg.  S.  135). 

Ffir  die  Verhandlung  und  Entscheidung  yon  Rechtsmitteln  sind 
die  Landgerichte  zuständig  (§  40  des  Ausf.-Ges.  yon  1878). 

Siegelungen,^)  Entsiegelungen  und  Inventuren  können  die  Ge- 
richtsschreiber bei  den  Amtsgerichten  yomehmen,  doch  sollen  sie 
sich  solchen  Geschäften  nur  auf  Anordnung  des  Richters  unterziehen. 
Die  in  der  Rheinproyinz  geltenden  Vorschriften  über  die  ausschliess- 
liche Zuständigkeit  der  Notare  bleibea  unberührt  (§  70  1.  c). 

UL   Testamente. 

Nach  dem  allg.  Preuss.  Landrechte  beginnt  die  Testirföhigkeit 
mit  dem  yoUendeten  14.  Lebensjahre.  Bis  zum  zurückgelegten 
18.  Lebensjahre  können  Minderjährige  nur  mündlich  zu  Protokoll 
testiren.  Kinder  unter  yäterlicher  Gewalt  können  selbst  über  ihr 
nichtfreies  Vermögen  ohne  Einwilligung  des  Vaters,  Ehefrauen  ohne 
Zuziehung  eines  Beistandes  testiren.^) 

Testamente  müssen  gerichtlich  zu  Protokoll  errichtet  oder  dem 
Gerichte  yersiegelt  übergeben  werden.  Unterschrift  des  Testators  ist 
wesentlich.^*) 


insoweit^  als  sie  bisher  durch  die  Kollegialgerichte  erster  Instanz 
zu  erledigen  waren: 

1.  das  VerJassenschaftswesen,  einschliesslich  der  Ausstellung  ge- 
richtlicher Erbbescheinigongen, 

2.  die  Vollziehung,  Beurkundung  und  Bestätigung  von  Handlungen 
der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,  einschliesslich  der  Dis- 
pensation von  Veräusserungsverboten.' 

Nach  §  27  1.  c.  ist  der  den  Häuptern  und  Mitgliedern  der  früher 
reichsständischen  Familien  eingeräumte  Gerichtsstand  in  Angelegenheiten  der 
nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  (Oberlandesgericht)  durch  die  Bestimmungen 
des  §  26  nicht  berührt. 

Ueber  den  Organismus  der  Gerichte  in  Preussen  seit  Einführung  des 
deutschen  Gerichiaverf.-Ges.  s.  Beil.  II. 

•)  S.  oben  Note  4  und  §  7. 

^)  Näheres  hierüber  und  über  die  Testirföhigkeit  des  Wahn-  und  Blöd- 
sinnigen, der  Verschwender,  der  stummen,  tauben  oder  taubstummen  Personen, 
der  Blinden  s.  Maercker,  Abschn.  I  §  47.  Mönche  nnd  Nonnen  können 
nicht  testiren. 

'")  Maercker  a.  a.  0.;  ebendaselbst  auch  Näheres  über  die  Znlässig- 
keit  aussergerichtlicher  letztwilliger  Verordnungen  und    die  Fälle  des  privi- 
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Wechselseitige  Testamente  sind  nur  unter  Ehegatten  zulässig 
nnd  müssen  in  einem  nnd  demselben  Instrumente  enthalten  sein. 

Erbyerträge  erfordern  dieselbe  Form,  wie  die  Testamente, 
namentlich  also  gerichtlichen  Abschluss  und  unitas  actus.^^) 

lY.    Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

A.  Nach  dem  Allgemeinen  Preussischen  Land- 
rechte:^*) 

1.  Deszendenten  und  Ehegatten.  Uneheliche  Kinder  beerben 
die  Mutter,  wie  eheliche;  auf  den  Nachlass  des  Yaters 
haben  sie  zum  6.  Theil  Anspruch,  wenn  keine  ehelichen 
Rinder  vorhanden  sind,  durch  Testament  nicht  anders  Ter- 
fOgt  ist  und  die  Vaterschaft  durch  Anerkenntniss  oder  ge- 
richtliche Entscheidung  festgestellt  ist. 

Der  Ehegatte  erhält  einen  Eindstheil,   aber  nie  mehr 
als  Y4  des  Nachlasses. 

2.  Wenn  keine  Deszendenten  yorhanden  sind,  gelangen  zur 
Erbfolge  die  Eltern  und  der  Ehegatte,  letzterer  zu  Ysv 
erstere  zu  gleichen  Theilen  mit  %  des  Nachlasses,  un- 
eheliche Kinder  werden  nur  yon  der  Mutter  beerbt, 

3.  Yollbfirtige  Geschwister  bzw.  deren  Deszendenten  und  der 
Ehegatte,  der  Ehegatte  zu  Y3,  die  Geschwister  und  Ge- 
schwisterkinder zu  Vs  ^®B  Nachlasses. 

4.  a)  Halbbürtige  Geschwister  und  deren  Deszendenten,  b)  Gross- 
eltem  und  die  weiteren  Aszendenten  und  c)  der  Ehegatte 
(je  Ys).  Zwischen  unehelichen  und  ehelichen  Geschwistern 
findet  keine  Erbfolge  statt. 

5.  Der  Ehegatte  und  die  Seitenyerwandten  bis  zum  6.  Grade 
und  zwar  je  zur  Hälfte.  Von  den^eitenyerwandten  schliesst 
der  nähere  den  entfernteren  aus. 

6.  Sind  keine  Seitenyerwandte  bis  zum  6.  Grade  yorhanden, 
so  erbt  der  Ehegatte  allein. 

7.  Ist  auch  kein  Ehegatte  yorhanden,  so  erben  die  nächsten 
Seitenyerwandten  auch  über  den  6.  Grad  je  mit  Aus- 
schliessung der  entfernteren. 


legirten  Testamentes,  über  Theilung  der  Eltern  unter  Kinder,  ferner  Über  das 
Verfahren  bei  Auf-  oder  Annahme  von  letztwilligen  Verfügungen. 

")  S.  auch  Hftntschel,  die  Auf-  und  Annahme  von  Testamenten  im 
Geltungsbereiche  des  Fr.  L.-R.'s  für  den  preussischen  Staat. 

^')  S.  Maercker,  Abschn.  I  §  5. 

Böhm,  Intern.  Nachlassbetaandliing.  6 
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8.  Ist  gar  kein  Erbe  bekannt,  so  wird  ein  Yerlassenschafts- 
pfleger  bestellt;  der  Nachlass  Hlllt,  wenn  auch  dnrch  das 
Aufgebot  kein  Erbe  ermittelt  ist,  an  den  Fiskus.^') 

B.  Ueber  die  Erbfolgeordnung  des  Märkischen  Proyinsialrechts  ^^) 
und  das  Erbrecht  nach  der  Magdeburgischen  Polizeiordnung  ygl. 
Maercker  a.  a.  0. 

C.  Im  Bezirke  des  Oberlandesgerichts  su  Frankfurt  a/M. 
gilt  die  gesetzliche  Erbfolgeordnung  des  gemeinen  Rechts.  Nur 
in  Betreff  der  Erbfolge  der  Ehegatten  finden  partikularrechtliche  Be- 
stimmungen statt.  Als  eheliches  Güterrecht  herrscht  die  Errungen- 
sohaftsgemeinschaft.  Bei  unbeerbter  Ehe  erbt  der  überlebende 
Ehegatte  1.  die  ganze  Errungenschaffc,  gleichviel  ob  Mobilien  oder 
Immobilien,  2.  das  gesammte,  dem  Yerstorbenen  gehörige  Mobiliar- 
yermögen,  beides  vorbehaltlich  des  Pflichttheilsrechtes  der  Eltern, 
3.  die  lebenslängliche  Nutzniessung  an  dem  gesammten  Immobiliar- 
vermögen des  Yerstorbenen.  Bei  beerbter  Ehe  behält  der  über- 
lebende Ehegatte  die  halbe  Errungenschaft  und  erbt  die  Hälfte  des 
dem  Yerstorbenen  gehörigen  Mobiliarvermögens,  ferner  gebührt  ihm 
die  Nutzniessung  an  der  Hälfte  der  Errungenschaft,  an  dem  halben 
Mobiliar-  und  dem  gesammten  Immobiliarvermögen  des  Yerstorbenen, 
welches  Alles  dem  Eigenthnm  nach  den  Kindern  zufällt.  ^^) 

D.  Im  Eurh essischen    (im  Wesentlichen    gemeines  Recht): 

1.  Deszendenten.  Uneheliche  beerben  den  Yater  nicht,  wohl 
aber  Brautkinder  und  Legitimirte. 

2.  In  zweiter  Klasse  sind  gleichzeitig  zur  Erbschaft  berufen : 
a)  Aszendenten,  b)  vollbürtige  Geschwister,  c)  Kinder  vor- 
verstorbener vollbürtiger  Geschwister. 

3.  Halbgeschwister  und  Kinder  vorverstorbener  Halbgeschwister. 

4.  Die  ferneren  Yerwandten  nach  der  Nähe  des  Grades  und 
ohne  Unterschied  der  YoU-  und  Halbbürtigkeit. 


")  Ob  das  Recht  des  Fiskus  auf  eine  erblose  Yerlaasenschaft  wirkliches 
Erbrecht  ist,  s.  R.-U.  vom  13.  November  1882  (Annalen  d.  R.-G.,  Bd.  9  S.  248); 
s.  auch  oben  S.  70. 

^*)  Die  Erbfolgeordnung  in  der  Mark  (Eurmark,  Neumark  und  Kreis 
Cottbus)  basirt  auf  der  constUiUio  Joachimica  von  1527  und  dem  Erbschafts- 
edikt vom  30.  April  1765. 

^  Näheres  s.  Maercker  a.  a.  0. 

Ueber  Rechtsquellen  für  die  Preussischen  Provinzialrechte  s.  auch 
V.  Roth,  System  des  deutschen  Privatrechts,  Thl.  1  S.  58  ff.,  und  v.  Holtzen- 
droff,  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  und  systematischen  Bearbeitung, 
5.  Aufl.  1890. 
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5.  In  Ermangelung  von  Verwandten  gelangt  der  Ehegatte  asur 
Erbfolge. 

6.  Die  arme  Wittwe,  welche  weder  eigenes  Yermogen  hat,  nooh 
anderweit  Reyenuen  bezieht,  konkurrirt  nach  bestimmten 
Theilen  mit  allen  Klassen. 

7.  In  Ermangelung  anderer  Erben  fällt  die  Erbschaft  dem 
Fiskus  »U.1«) 

E.  Im  Nassau ischen  nach  gemeinem  Rechte,  wie  im  Kur- 
hessischen.^^ 

F.  In  Schleswig-Holstein  gelten  in  den  einzelnen  Distrikten 
yerschiedene  Erbrechte:  Jfttsches  Low,  Römisches  Recht,  Bachsen- 
recht,  Lflbisches  Recht.^^ 

G.  In  Hannover  gilt  theils  Landrecht  (Ostfriesland),  theils 
gemeines  und  Statutarrecht.^^) 

H.  In  der  Provinz  Pommern  gilt: 

1.  in  den  Städten  und  den  zu  denselben  gehörigen  KSmmerei- 
Dorfem  das  Lübische  Recht, 

2.  auf  dem  platten  Lande  die  Pommersche  Bauemordnung  vom 
30.  Dezember  1764.>*) 

I.  In  der  preussischen  Rheinproyinz  gilt  mit  geringen  Aus- 
nahmen'^) die  franzosische  Gesetzgebung;  s.  unten  bei  „Frank- 
reich'^ und  Maercker  a.  a.  O. 

y.   Erbschaftssteuer. 

Das  preuss.  Gesetz  vom  30.  Mai  1873,  betrefiTend  die  Erb- 
schaftssteuer (G.-S.  S.  329),  ist  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1891, 
betr.  Abänderung  des  Erbschaftssteuergesetzes,  in  verschiedener  Hin- 
sicht modifizirt  und   dessen   Geltungsgebiet  mit   Gesetzeskraft   vom 


'^  N&heres  Über  die  in  einzelnen  Bezirken  geltenden  partikolarrechi- 
lichen  Bestimmungen  s.  Maercker  a.  a.  0. 

^n  Maercker  a.  a.  0.,  weselbst  auch  die  Quellen  für  einzelne  parti- 
kolarrechtliche  Bestimmungen  angeführt  sind. 

*")  Maercker  yerweist  auf  Esmarch,  Schlesw.  Erbrecht  und  Paulsen, 
Lehrbuch  des  Privatrechts  in  den  Herzogthümem,  Altena  1834. 

**)  Maercker  a.  a.  0. 

^  Näheres  bei  Maercker  a.  a.  0.,  woselbst  auf  Heck,  das  eheliche 
Güterrecht  und  das  Intestaterbfolgerecht  nach  dem  Lübischen  Rechte,  der 
Pommerschen  Bauemordnung  und  den  subsidiären  Yorschriften  des  Landrechts 
hingewiesen  ist. 

*')  In  den  Kreisen  Rees,  Essen  und  Duisburg  gilt  das  Preuss.  Land- 
recht nach  dem  Patent  yom  9.  September  1814  und  der  Verordnung  yom 
9.  Januar  1816  mit  dem  Gesetz  vom  16.  April  1860  über  das  eheliche  Güter- 
recht der  Provinz  Westfalen ;  in  dem  Bezirk  Ehrenbreitstein  gilt  das  gemeine 
Recht  mit  verschiedenen  Partikularrechten. 
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1.  Jali  1891  ab  auf  die  ganze  prenssische  Monarchie  mit  Ausnabme 
der  Insel  Helgoland^')  ausgedehnt  worden.  Auf  Grund  Art.  4  des 
letzteren  Gesetzes  wurde  unterm  24.  Mai  1891  yom  Finanzminister 
die  Bekanntmachung,  betr.  die  abgeänderte  Fassung  des  Erbschafts- 
stenergesetzes  (G.-S.  S.  78  ff.)  erlassen. 

Hienach  gehören  Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche 
ausserhalb  des  Landes  liegen,  nicht  zur  steuerpflichtigen  Masse.  Von 
dem  Anfall  inländischer  Grundstücke  oder  Grundgerechtigkeiten  oder 
deren  Nutzungen  ist  die  Erbschaftssteuer  zu  erheben,  ohne  Unter- 
schied, ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  war  und  ob 
derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht.  (§  9  des 
Gesetzes.) 

Anderes  als  das  im  §  9  bezeichnete  Vermögen  ist  der  Erb- 
schaftssteuer unterworfen,  wenn  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben 
seinen  Wohnsitz  in  Preussen  hatte,  oder  die  yorläufige  Ausfolgung 
des  Nachlasses  von  einem  preussischen  Gerichte  yerfügt  ist,  das 
ausserhalb  Preussens  belegene  Vermögen  indessen  nur  dann,  wenn 
dayon  in  dem  auswärtigen  Staate  keine  oder  eine  geringere  Abgabe 
als  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zu  entrichten  ist.  Im 
letzteren  Falle  wird  die  in  dem  auswärtigen  Staate  erweislich  ge- 
zahlte Abgabe  auf  die  prenssische  Steuer  angerechnet.  (§10  des 
Gesetzes.) 

In  Bezug  auf  den  Nachlass  von  Personen,  welche  in  solchen 
Staaten  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben,  oder  Angehörige  solcher 
Staaten  gewesen  sind,  in  welchen  die  Erbschaftssteuer  nach  anderen 
als  den  in  §  10  angegebenen  Grundsätzen  erhoben  wird,  kann  der 
Finanzminister  zum  Zweck  der  Ausgleichung  und  thunlichster  Ver- 
minderung Yon  Doppelbesteuerungen  Abweichung  von  der  Vorschrift 
des  §  10  in  der  Art  anordnen, 

1.  dass  dio  Erhebung  der  preussischen  Erbscfaaftssteuer  fQr  das 
nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Ver- 
mögen, unabhängig  von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers,  zu  erfolgen 
hat,  sofern  derselbe  preussischer  Staatsangehöriger  war. 

2.  dass  die  Erhebung  der  preussischen  Erbschaftssteuer  für 
das  nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Ver- 


**)  Lant  Abkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Gross- 
britannien  über  verschiedene  die  Kolonialinteressen  betreffende  Fragen  Art.  XII 
Ziff.  4  sind  in  Helgoland  die  heimischen  Gesetze  und  Gewohnheiten  un- 
verändert bestehen  gchlieben. 
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mögen,  unabhängig  yon  dem  Wohnsitz  und  der  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers  zu  erfolgen  hat,^^)  falls  das  Vermögen  in  Preussen 
sich  befindet  (§  13  L  c.). 

YL   Yormundschaft. 

Die  Yonnnndsohaftsordnnng  yom  5.  Juli  1875  gilt  fftr  das 
ganze  Gebiet  der  Monarchie.'^) 

Minderjährige  erhalten  einen  Vormund,  wenn  sie  nicht 
unter  yäterlicher  Gewalt  stehen,  wenn  die  väterliche  Gewalt  nach 
den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  ruht  oder  wenn  ihr  Vater 
selbst  bevormundet  wird.  Erlischt  die  väterliche  Gewalt  durch  Ver- 
heirathung,  durch  getrennte  Haushaltung  oder  durch  Entlassung  des 
Kindes,  ohne  dass  dasselbe  die  Rechte  eines  Grossjährigen  erlangt, 
so  vrird  der  bisherige  Gewalthaber  gesetzlicher  Vormund,  lieber  ein 
uneheliches  Kind  wird  der  Vater  der  unehelichen  Mutter  gesetzlicher 
Vormund,  solang  das  Vormundschaftsgerioht  nicht  einen  anderen  Vor- 
mund bestellt. 

Ist   ein    gesetzlicher   Vormund   nicht  vorhanden,    so    hat    das 


'')  Näheres  s.  Menzen,  die  preuss.  Erbschaftssteuer  in  international- 
rechtlicher  Hinsicht  in  Zeitschrift  etc.  II  S.  343  ff. 

Auf  Grund  §  11  des  neuen  Gesetzes  ist  folgendes  Reskript  des  Finanz- 
ministers vom  29.  Juni  1891,  III  9001  ergangen: 

«Auf  Grund  des  §  11  des  Gesetzes  etc.  bestimme  ich,  dass  im 
VerhäJtmss  zu  Oesterreich,   Anhalt,  Hessen-Darmstadt  und  Braun- 
schweig die  Erhebung  der  preussischen  Erbschaftssteuer  für  das 
nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Ver- 
mögen auch  ferner,   entsprechend  den  bisherigen  Grundsätzen  (vgl. 
den  Erlass  des  kais.  Osterr.  Justizministeriums  vom  17.  September 
1875,  abgedruckt  im  Zentralblatt  der  Aligabenverwaltung  in   den 
preussischen  Staaten  für  1875,  S.  195,  sowie  die  von  hier  aus  er- 
lassenen Verfügungen  vom  7.  April  1833,   HI  4225,  30.  Juni  1833, 
III  8643  und  17.  April  1884,  HI  4499),  unabhängig  von  dem  Wohn- 
sitze  des  Erblassers,  nur  dann  zu  geschehen  hat,  wenn  der  Erb- 
lasser preussischer  Staatsangehöriger  war." 
Vgl.  hiezu   die  bei  Menzen  a.  a.  0.   abgedruckten  Verfügungen  des 
Finanzministers  vom  7.  April  1833,  30.  Juni  1833  und  17.  April  1884,  femer 
bezüglich   des  Verhältnisses    zu   Italien    das   Reskript   vom    11.   Juni    1883, 
lU  5703. 

^)  Ueber  das  Vormundschaftswesen  in  Preussen  s.  Wachler,  die 
preussische  Vormundschafts-Ordnung  vom  5.  Juli  1875,  nebst  den  dieselbe 
ergänzenden  Gesetzen  und  Instruktionen,  2.  Aufl.  1879;  Hesse,  die  preuss. 
Vormundschaftsordnung,  2.Aufl.  1881;  Dernburg,  das  Vormundschaftsrecht 
der  preuss.  Monarchie,  bearb.  von  Max  Schultzenstein  1886;  Löwenstein, 
Vormundschaftsordnung;  Neu  mann,  desgleichen;  Steinitz,  die  preuss. 
Vormundschaftsordnung  nebst  den  dieselbe  ergänzenden  Gesetzen  und  In- 
struktionen; König,  die  preuss.  Vormundschaftsordnung,  4.  Aufl.  1884; 
Posseidt,  die  preuss.  Vormundschaftsordnung  für  den  praktischen  Gebrauch, 
1880;  Menzen,  -die  Vormundschaftsordnung  etc.,  erläutert  durch  Entscheidungen 
des  Beichsgeriohts^  1888. 
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YormaiHiirlialhigeridit    Ton    Ajnttwegen    die    Yomnmdidimft    einstt- 
leiten.'^) 

Orotsjährige  erbalten  einen  Yormimd,  wem  sie  geisteaknnk 
oder  ab  Yenehwender  erklärt  sind,  wenn  sie  tanb,  stnmni  oder 
blind  and  kiednreh  an  Besorgung  ihrer  Bechtsangelegenlieüen  ge- 
hindert sind  und  unter  bestimmten  Yoraussetsungen  audi  wegen  Ab- 
wesenheit.'^ 

Die  Leitung  des  Yormundschaftswesens  kommt  in 
simmtliehen  Gebietstheilen  nunmehr  den  Amtsgerichten  xu. 

Ffir  die  Yormnndschalt  über  einen  Minderjährigen  ist  das  Ge- 
rieht zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Yater  zu  der  Zeit,  in  weleher 
die  BoTormundung  nöthig  geworden  ist,  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat. 
Für  eine  innerhalb  der  gesetzlichen  Yormundschaft  des  Yaters  er- 
forderliche Thatigkeit  des  Yormundschaftsgerichtes  wird  die  Znstindig- 
keit  durch  den  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  durah 
den  Aufenthalt  des  Yaters  bestimmt  (§  2  der  Yomu-Ordug.  Tom 
5.  JuU  1875). 

Ffir  die  Yormundschaft  fiber  ein  minderjähriges  uneheliches 
Kind  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  Mutter  zur  Zeit 
der  Geburt  ihres  Kindes  ihren  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen  ihren  Aufenthalt  gehabt  hat  (§  3  1.  c). 

Ffir  die  Yormundschaft  fiber  einen  Grossjährigen  ist  das  Ge- 
richt zuständig,  in  dessen  Bezirk  derselbe  seinen  Wohnsitz  oder  in 
Ermangelung  eines  solchen  seinen  Aufenthalt  hat  (§  4  1.  c). 


»*)  §§  11,  12  n.  14  der  Vorm.-O. 

Ueber  den  von  der  YonnundBchaft  abweichenden  Begriff  der  Pfleg- 
schaft (FOrsorge  f&r  die  in  väterlicher  Gewalt  oder  unter  YormandBchiiä 
stehenden  Personen  in  Angelegenheiten,  bei  welchen  die  Aosfibong  der  väter- 
lichen oder  vormondschaftlichen  Rechte  erforderlich  ist,  aber  aus  thatsäch- 
lichen  oder  rechtlichen  Grfinden  nicht  stattfinden  kann,  s.  §  86  d«  Yorm.-0. 
und  Hesse  a.  a.  0.  S.  266. 

Inwieweit  und  unter  welchen  Yoraussetzungen  Minderjährige  ge- 
schäftsfähig sind,  bestimmt  das  Gesetz  vom  12.  Juli  1875  (Ges.-Sanmil. 
8.  518),  welches  auch  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wegen 
Minderjährigkeit  aufgehoben  hat. 

Ueber  die  Bestellung  eines  Gegenvormundes  s.  Yorm.-0.  §  26,  fiber  das 
neugeschaffene  Institut  der  Waisenräthe  (aus  dem  Schoosse  der  Gemeinde) 
§  52  ff.  und  über  den  Familienrath  §  71  ff. 

Rflcksichtlich  der  Vormundschafbs-  und  Pflegschaflsangelegenheiten  der 
Mitglieder  der  Königlichen  Familie  und  des  Hohenzollem'schen  Ffirstenhauses 
behält  es  bei  der  Hausverfassung  sein  Bewenden;  desgleichen  sind  die  nach 
dem  Privat-Familienrechte  der  Häupter  und  Mitglieder  der  früher 
reichsständischen  Familien  begründeten  Rechte  durch  das  Vormund- 
schafrsgesetz  nicht  berührt;  §§  100,  101  Vorm.-O. 

»«)  g§  81  u.  82  d.  Vorm.-O. 
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Fehlt  es  an  einem  der  vorstehend  bezeichneten  Gerichtsstände, 
so  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Yater  oder  die  uneheliche 
Matter  oder  der  zu  beyormundende  Grossjährige  den  letzten  Wohn- 
sitz gehabt  hat,  und  in  Ermangelung  eines  solchen  dasjenige  Gericht 
zuständig,  welches  der  Justizminister  bestimmt  (§  5  1.  c). 

lieber  die  Bevormundung  eines  Nichtpreussenistzu  erwähnen: 

Grundsätzlich  sind  von  preussischen  Gerichten  an  sich  nur 
preussische  Staatsangehörige  zu  bevormunden,  jedoch  gemessen  An- 
gehörige eines  anderen  Staates,  wenn  sie  in  Preussen  sich  aufhalten 
und  sohutzbedürftig  sind,  des  erforderliehen  Schutzes  auch  seitens 
der  preussischen  Gerichte.'^  Für  die  Vormundschaft  über  einen 
Nichtpreussen  wird  alsdann  die  Zuständigkeit  durch  den  Wohn- 
sitz nach  Massgabe  der  obigen  in  den  §§  2  bis  4  der  Yormundschafts- 
ordnung  aufgestellten  Grundsätze  bestimmt.  In  Ermangelung  eines 
Wohnsitzes  in  Preussen  kann  das  Gericht  des  Aufenthaltes  vorläufige 
Massregeln  ergreifen.  Dasselbe  hat  eine  Vormundschaft  einzuleiten, 
wenn  der  Heimathsstaat  die  Sorge  für  den  zu  Bevormundenden  nicht 
übernimmt.  Die  Vormundschaft  über  einen  Nichtpreussen  ist  auf 
Verlangen  der  Behörden  des  Heimathsstaates  an  diese  abzugeben 
(§  6  1.  c);  durch  letztere  Bestimmung  ist  die  allgemeine  Zuständig- 
keit des  ausländischen  Gerichtes  anerkannt,  es  wird  diesem  von  dem 
preussischen  Gerichte  Nachricht  gegeben  und  bis  zur  Uebernahme 
seitens  des  Gerichtes  des  Heimathsstaates  die  Vormundschaft  von  dem 
preussischen  Gerichte  fortgeführt.'^) 

Ffii  die  Bevormundung  der  im  Auslande  wohnenden  Preussen 
enthält  die  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  ausdrückliche 
Bestimmungen  nicht.  Die  Mehrzahl  der  Kommentatoren  der  Vor- 
mundschaftsordnung spricht  sich  dahin  aus,  dass  die  §§  2  bis  5  d. 
V.-O.  alle  preussischen  Staatsangehörigen  der  Bevormundung  unter- 
werfen, solang  diese  Angehörigkeit  dauert,  auch  wenn  der  letzte 
Wohnsitz,  bzw.  Aufenthalt  des  preussischen  Vaters  u.  s.  w.  ausser 
Preussen  war,  so  zwar,  dass  das  preussische  Gericht  die  Abgabe  ver- 
langen könne,  wenn  in  diesem  Falle  eine  Vormundschaft  im  Auslande 
eingeleitet  worden.'^)   Jedenfalls  ist  die  Abgabe  einer  Vormundschaft 


")  Wachler  a.  a.  0.,  Note  1  zu  §  6  d.  Vorm.-0.,  S.  55. 

^)  Ueber  Zuständigkeit  preuss.  Gerichte  zur  Bevormundung  in  Preussen 
wohnhafter  sächsischer  Staatsangehöriger  auf  Grund  des  Vertrags  mit  Sachsen 
von  1839  8.  Zeitschrift  etc.,  III  S.  66  und  unten  , Sachsen*. 

*^  So  Wachler,  Hesse,  Löwenstein,  Neumann.  Anders  dagegen 
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über  preassiBche  StaatBangehörige  an  ein  auBländischeB  Gericht  zu- 
läBBig.s«) 

Ein  AuBlinder  ist  nicht  unbedingt  unfähig  zur  YormundBchaft 
über  einen  Preussen.'^) 

YII.  DaB  Notariatswesen  in  PreuBBen  hat  durch  die  Ein- 
führung der  neuen  ReiohsjustizgeBetze  keine  wesentlichen  Aenderungen 
erlitten. 

In  den  Provinzen  Preussen,  Brandenburg,  Pommern, 
Posen,  Schlesien,  Sachsen,  Westfalen  Bind  die  Notare  zur 
Aufnahme  von  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  bestimmt; 
insbesondere  haben  sie  Eontrakte,  Vollmachten,  Erklärungen  und 
andere  Dokumente,  welche  den  Glauben  und  die  Kraft  öffentlicher 
Urkunden  haben,  aufzunehmen  und  auszufertigen.^^) 

Das  Gleiche  ist  der  Fall  in  der  Provinz  Sohleswig-Hol- 
Btein,**) 

In  der  Rheinprovinz  sind  die  Notare  dazu  bestimmt,  sohrift- 
liche  Yerhandlungen  jeder  Art  auf  Verlangen  der  Betheiligten  auf- 
zunehmen, solchen  Verhandlungen  die  Eigenschaft  öffentlicher  Ur- 
kunden zu  geben,  das  Datum  derselben  zu  sichern,  solche  bei  sich 
aufzubewahren  und  Ausfertigungen  davon  zu  ertheilen.  In  Erb- 
schaften  nehmen   die   Notare   die  Inventare    auf.     Sie   sind   auch 


Dernburg,  welcher  die  Bevormundung  eines  im  Auslande  wohnenden  Preussen 
durch  das  auswärtige  Gericht  so  lange  für  gültig  hält,  als  nicht  die  Abgabe 
an  ein  preuss.  Gericht  erfolgt,  so  dass  erst,  wenn  letzteres  geschehen,  die 
Bestimmung  des  ^  5  d.  Vorm.-O.  Platz  greife. 

^  Maercker  (im  Abschnitt  über  , Vormundschaft;*)  bemerkt  hiezu, 
dass  in  der  Praxis  die  Zulässigkeit  der  Abgabe  von  Vormundschaften  an 
deutsche  Gerichte  keinem  Zweifel  begegne,  dass  dagegen  viele  Gerichte  an 
dem  Grundsatze  festhielten,  dass  an  nicht  deutsche  Gerichte  preuss.  Vor- 
mundschaften nicht  abgegeben  werden  könnten  und  es  immerhin  fraglich  sei, 
ob  zu  einem  solchen  Verzicht  auf  ein  Jurisdiktionsrecht  nicht  wenigstens  die 
Genehmigung  des  Justizministeriums  erforderiich  sei. 

")  Maercker  a.  a.  0. 

")  Notariatsordnung  vom  11.  Juli  1845  (Preuss.  Ges.-Sammlung  1845, 
S.  487  ff.)  und  Gesetz  vom  11.  Juli  1845  über  das  Verfahren  bei  Aufnahme 
von  Notariatsinstrumenten  (a.  a.  0.  S.  495),  ergänzt  durch  Gesetz  vom  8.  März 
1880  (G.-S.  S.  177).  Ueber  das  Notariat  s.  Koch,  Formularbuoh  und  Kom- 
mentar zum  Notariatsgesetz  etc.,  1870;  Koch,  Formularbuch  und  Notariats- 
recht für  den  Geltungsbereich  des  A.  L.-R.,  neu  bearbeitet  von  Jastrow, 
1891;  Sim^on,  die  Notariatsordnung  und  die  Gebühren  der  Notare  für  die 
preuss.  Monarchie  mit  [Ausschluss  der  Oberlandesgerichtsbezirke  Gelle  und 
Köln,  1880;  Weissler,  das  preussische  Notariat  im  Geltungsgebiet^  der 
A.  G.-O.,  1888. 

*')  Verordnung  vom  23.  September  1867  (Preuss.  Ges.-Sammlung  1867 
S.  1608). 
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bemfen,     öffentliche    YerBteigerangen     und    Yerpachtungen     yorzu- 
nehmen.'^) 

In  der  Proyins  Hannoyer  amfasst  der  Geschäftskreis  der 
Notare  die  Handlungen  der  niohtstreitigen  Rechtspflege;  sie  üben 
dieselbe  im  gleichen  Umfange  und  mit  gleicher  Wirkung  wie  die 
Amtsgerichte,  sind  jedoch  nicht  zuständig  rücksichtlich  des  Yormund- 
schafts-  und  Depositenwesens,  sowie  derjenigen  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  welche  an  die  Mitwirkung  des  persönlich  oder  dinglich 
zuständigen  Richters  gewiesen  sind.'^) 

In  Frankfurt  am  Main  nehmen  die  Notare  unter  Zuziehung 
von  Zeugen  Urkunden  und  Legalisationen  auf  und  errichten  unter 
den  gesetzlichen  Formen  letztwillige  Yerfügungen. 

Das  Gesetz  yom  8.  März  1880,  enthaltend  Bestimmungen  über 
das  Notariat, ^^)  verordnet: 

In  dem  Gebiete  des  vormaligen  Herzogthums  Nassau, 
in  den  vormals  Grossherzogl.  hessischen  Gebietstheilen, 
welche  jetzt  zu  den  Bezirken  der  Oberlandesgerichte  zu 
Cassel  und  Frankfurt  a.  M.  gehören  und  in  den  Hohen- 
zollerschen  Landen  wird  das  Notariat  eingeführt.  Die 
Ernennung  der  Notare  erfolgt  durch  den  Justizminister.  In 
den  bezeichneten  Gebieten  sind  die  Notare  zuständig,  Ur- 
kunden über  Rechtsgeschäfte  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit aufzunehmen  und  zu  beglaubigen. 

In  den  Landestheilen  des  gemeinen  Rechts  mit  Aus- 
nahme des  Bezirks  des  Oberlandesgerichts  zu  Celle  wird  das 
Gesetz  über  Yerfahren  bei  Aufnahme  von  Notariatsinstrumenten 
vom  11.  Juli  1845  mit  Ausschluss  der  §§  34,  43,  45  und  46 
eingeführt. 

In  dem  zum  Bezirke  des  Oberlandesgerichts  zu  Celle 
gehörigen  Kreise  Rinteln  werden   die   noch  geltenden  Yor- 


**)  Nähere  Bestimmungen  über  Rechte  und  Pflichten  der  Notare  in  der 
Rheinprovinz  und  die  Geschäftsordnung  derselben  s.  Notariatsordnong  vom 
25.  AprU  1822  (Preuss.  Ges.-Sammlung  1822,  S.  109),  Verordnung  vom  21.  Juli 
1826  (Preubs.  Ges.-Sammlung  1826,  S.  71)  und  Gesetz  vom  21.  Juli  1852, 
§§  66  und  67  (Preuss.  Ges.-Sammlung  1852,  S.  480).  Durch  §  74  Abs.  2  des 
preuss.  Ausführungsgesetzes  vom  24.  April  1878  zum  D,  G.-V.-G.  sind  für  die 
Rheinprovinz  die  Vorschriften  über  die  ausschliessliche  Zuständigkeit  der 
Notare  zur  Aufiiahme  authentischer  Tnventare  ausdrücklich  aufrecht  erhalten. 
Hiezu:  Rudorff^  die  Gesetze  über  das  Notariat  in  der  Rheinprovinz. 

'')  Noch  gültige  Bestimmung  der  Hannover'schen  Notariatsordnung  vom 
18.  September  1853. 

»«)  Preuss.  Ge8.-Sammlung  1880,  S.  177. 
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Schriften  der  Hannoyer'sohen  Noiariatsordnung  yom  18.  Sep* 
tember  1853    mit  AuBschlass   der  Abschnitte  YUI,  IX  ein- 
geführt.   Die  Vorschriften  über  Aufnahme  letztwilliger  Yer- 
fügangen   bleiben  unberührt.     Die  Abs.  2   und  3  des  §  32 
der  Hannoverischen  Notariatsordnung  yom  18.  September  1853 
werden  aufgehoben. 
Die  Notare  stehen  unter  Aufsicht  des  Justizministers,  des  Ober- 
landesgeriohts  und  Landgerichts.    Zur  Anstellung  wird  die  Befähigung 
zum  Richteramt  erfordert.   Das  Amt  der  Notare  ist  zumeist  mit  der 
Rechtsanwaltschaft  verbunden.     Für  die  Rheinprovinz  ist  desfalls 
das  neue  Gesetz  vom  13.  April  1888  (G.-S.  S.  72)  nebst  AUg.  Ver- 
fügung des  Justizministers  vom  2.  Mai  1888  (J.-M.-Bl.  S.  119)  mass- 
gebend.    Das  Gesetz  vom  15.  Juli  1890  (G.-S.  S.  229)  enthält  ins- 
besondere Bestimmungen   über   die   gerichtliche    oder   notarielle  Be- 
glaubigung von  Unterschriften  oder  Handzeichen. 

VIII.  Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unter- 
schriften zum  Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen 
Wege  erfolgt  nach  §  43  des  alleg.  Ausführungsgesetzes  vom  24.  April 
1878  durch  den  Präsidenten  des  Landgerichts. 

Nach  allgem.  Verf.  des  Justizmin.  vom  17.  Oktober  1891 
(J.-M.-Bl.  8.  264)  hat  auch  die  Bescheinigung  einer  im  Inlande  er- 
richteten und  zur  Vorlage  bei  Behörden  des  Auslandes  bestimmten 
Urkunde,  dass  dieselbe  den  am  Orte  ihrer  Errichtung  geltenden  Ge- 
setzen entspreche  und  wodurch  die  Zuständigkeit  des  Beamten  zur 
Aufnahme  der  Urkunde,  sowie  die  Statthaftigkeit  des  Inhalts  der 
letzteren  bezeugt  wird,  gleichfalls  durch  den  Präsidenten  des  Land- 
gerichts zu  erfolgen. 

Ueber  Zustellungen  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches 
s.  unten  im  Anhang. 

IX.  Die  laut  Bekanntmachung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums 
d.  k.  H.  u.  d.  Aeuss.  vom  27.  Mai  1834  zwischen  Preussen  und 
Bayern  abgeschlossene  Ueber einkunft,^^  desgleichen  die  unterm 
4./30.  Oktober  1819  für  die  Rheinprovinzen  beider  Staaten  ge- 
troffene Vereinbarung^^)  haben  hauptsächlich  die  Korrespondenz  der 


»0  Bayer.  Reg.-Bl.  1834  S.  811. 

^)  Intelligenzblatt  f&r  die  Pfalz  1819,  S.  625.  Die  üebereiDkonft  vom 
4./30.  Oktober  1819  enthält  lediglich  die  Anordnimg  der  unmittelbaren  Eor> 
respondenz  bezüglich  der  Insinuationen,  wurde  aber  in  Art.  9  der  Ueber- 
einkunft  vom  27.  Mai  1834  auf  die  übrigen  Bestimmungen  der  letzteren 
erweitert. 
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beideraeitigen  GerichtBbehörden  zank  Gegenstände.  Durch  diese  Yer- 
einbaningen  wurde  der  diplomatische  Schriftverkehr  beseitigt  und  die 
unmittelbare  Eorrespondenx  eingefOhrt.^^)  Ausserdem  ist  hierin  noch 
angeordnet, 

1*  dass  bei  allen  Requisitionen,  welche  blos  die  Insinuation 
Yon  Ladungen  und  Verfügungen  betreffen,  gegenseitig  keine 
haaren  Auslagen  und  sonstige  Kosten  berechnet,  Requisitionen 
dieser  Art  yielmehr  unbedingt  kostenfrei  befördert  und  er- 
ledigt werden, 

2.  dass  bei  anderen  Requisitionen  gegenseitig  Einziehung  sämmt- 
licher  erwachsenen  Kosten  stattfindet,  soweit  der  Extrahent 
der  Requisition  zur  Zahlung  von  Kosten  yermöglich  und  ge- 
setzlich verpflichtet  ist, 

3.  dass,  wenn  die  Kosten  von  den  Parteien  wegen  Unyermog- 
lichkeit^^)  oder  mangels  gesetzlicher  Verpflichtung  nicht  ein- 
gezogen werden  können,  die  unvermeidlich  gewesenen  haaren 
Auslagen,  jedoch  keine  anderen  Kosten,  gegenseitig  zu  er- 
statten sind. 

Diese  Bestimmungen  über  den  Kostenpunkt  sind  auf  die  nicht- 
streitige Rechtspflege,  also  insbesondere  auch  auf  Requisitionen  in 
Verlassenschafts-  und  Vormundschaftssachen  noch  anwendbar;  bezüg- 
lich der  streitigen  Gerichtsbarkeit  sind  solche  durch  die  desfallsigen 
Vorschriften  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  über  Rechts- 
hülfe, bezw.  des  Rechtshülfegesetzes  vom  21.  Juni  1869^^)  —  soweit 


"^  Aehnliche  Vereinbarungen  über  unmittelbare  Kommunikation  bezüg- 
lich der  Insinuationen  wurden  von  Bayern  mit  Hannover  (B.  Reg.-Bl. 
1818  S.  757)  und  mit  Frankfurt  a.  M.  (B.  Reg.-Bl.  1818  S.  773)  getroffen; 
in  Folge  der  Vereinigung  dieser  Staaten  mit  Preussen  haben  jedoch  nunmehr 
s&nmitliche  Bestimmungen  der  üebereinkunft  vom  27.  Mai  1834  in  nicht- 
streitigen Rechtssachen  für  den  Verkehr  der  bayerischen  Gerichte  mit  den 
Gerichtsbehörden  dieser  neuen  Gebietstheile  Preussens  Geltung ;  auch  im  Ver- 
kehre mit  den  übrigen  von  Preussen  erworbenen  Ländern  werden  diese  Be- 
stinmiungen  anzuwenden  sein. 

^°)  Für  unvermöglich  zur  Bezahlung  von  Kosten  ist  hiebei  Derjenige 
zu  erachten,  welcher  durch  ein  Zeugniss  seiner  beireffenden  DomizilsbehOrde 
darznthun  vermag,  dass  er  durch  Enü'ichtung  von  Kosten  ausser  Stand  gesetzt 
werden  würde,  sich  und  die  Seinigen  nothdürftig  zu  ernähren.  Es  ist  femer 
kein  hinlängliches  Vennögen  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn  der  Wohnsitz 
der  fraglichen  Person  in  einem  dritten  Staate  belegen  und  die  Einziehung 
von  Kosten  von  dorther  mit  Schwierigkeiten  verbunden  ist  (Art.  4  der  üeber- 
einkunft vom  27.  Mai  1834). 

*»)  Nordd.  Bundes-Ges.-Bl.  1869  S.  305  ff.;  Beil.  zum  Bayer.  Ges.-BL 
1870/71  S.  73. 
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letzteres  noch  gültig  —  and  §  106  der  deatschen  ZiTilproiessordnang 
(Armenrecht)  ersetzt. 

lieber  die  Behandlung  der  Yerlassenschaften  beiderseitiger  Staats- 
angehöriger bestehen  Vereinbarungen  zwischen  Preussen  und  Bayern 
nicht.  Es  ist  jedoeh  gegenseitig  der  Grundsatz  in  Uebung,  dass  bei 
Yorübergehendem  Aufenthalte  des  Verstorbenen  in  einem  der  beiden 
Staaten  die  Gerichte  lediglich  auf  die  zur  Sicherung  des  Nachlasses 
nothwendigen  Massnahmen  sich  beschränken  und  die  Regulirang  des 
Nachlasses  selbst,  soweit  solche  nach  den  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften stattfindet,  den  Gerichten  des  DomizUstaates  überlassen, 
dagegen,  wenn  der  Verstorbene  in  dem  Staate  seines  Ablebens 
dauernden  Wohnsitz  gehabt  hat,  die  dortigen  Gerichte  die  Zuständig- 
keit hinsichtlich  des  beweglichen  Nachlasses  für  sich  in  Anspruch 
nehmen. 

Bezüglich  der  Jurisdiktionsverhältnisse  mit  weiteren  deutschen 
Bundesstaaten  ist  noch  anzuführen: 

Die  Staatsyerträge  Württemberg's  mit  den  beiden  Hohen- 
zollern'schen  Fürstenthümem,  nämlich  mit  Hohe  nzo  Hern -Sig- 
maringen Yom  31.  März  bzw.  10.  April  1827  und  mit  Hohen- 
zollern-Hechingen  yom  2.  April  bzw«  r2.  April  1827  sind, 
soweit  solche  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  betreffen«  für  das  Ge- 
biet der  yormaligen  beiden  Fürstenthümer  laut  ausdrücklichen  Ein- 
yerständnisses  zwischen  Preussen  und  Württemberg  yon  den  Jahren 
1857  bzw.  1858  in  Geltung  geblieben. 

Ebenso  yerhält  es  sich  mit  dem  Staatsyerträge  Badens  mit  dem 
yormaligen Fürstenthum  Hohenzollern-Sigmaringen  laut  Vertrags 
Preussens  mit  Baden  yom  Jahre  1870. 

Die  fraglichen  Verträge  handeln  insbesondere  yon  der  Beyor- 
mundung  der  in  den  beiderseitigen  Staaten  zugleich  begüterten  Minder- 
jährigen und  sind  in  der  Hauptsache  dem  Vertrage  zwischen  Bayern 
und  Württemberg  yom  Jahre  1825  (s.  unten  bei  „Bayern*')  nach- 
gebildet. 

Der  Vertrag  mit  Sachsen  zur  Beförderung  der  Rechtspflege 
vom  14.  Oktober  bzw.  30.  Noyember  1839  (G.-S.  39  S.  353)  ent- 
hält Bestimmungen  bezüglich  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Nach 
Art.  15  gehört  die  Bestellung  der  Personalyormundschaft  yor  die 
Gerichte  des  Staats,  in  welchem  die  zu  beyormundende  Person  ihren 
Wohnsitz  hat. 
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Ton    sonstigen    Rechtshülfe -Vertragen    Preussens,    welche    fGLr 
das   Gebiet   der   niohtstreitigen  Rechtspflege   noch   in  Geltung,    sind 
anzaf&hren  die  Verträge  mit:    Hessen,   kostenfreie  Erledigung  von 
Requisitionen,   allg.  Verf.  vom   3.  August  1872   (J.-M.-B].  S.  168); 
Mecklenburg-Schwerin,  desgleichen,  Uebereinkunft  Tom  10.  Febr. 
1830  (Jahrb.  Bd.  35  S.  131);  Saohsen-Weimar,  Beförderung  der 
Rechtspflege,   Vertr.   Tom   23/29.  März   1852    (G.-S.    8.  125),   Tom 
3.   Februar    1855    (G.-S.    8.    69),    yom    10.    Februar    1857    bezw. 
12.  NoTember  1856  (G.-S.  S.  116)    und  Tom   25.  Juli  1868  (G.-S. 
S.  719);   Me cklenburg-Streli tz,  kostenfreie  Erledigung  von  Re- 
quisitionen   in   Armensachen,    Tom    18.   Mai    1830    (Jahrb.   Bd.    36 
S.    277);    Oldenburg,    kostenfreier   Insinuationsyerkehr,   V.    yom 
29.  April  1820,  Allgem.  Verf.  yom    21.  September  1874  (J.-M.-Bl. 
S.    261);     Braunsohweig,     Beförderung    der    Rechtspflege,    yom 
4/9.  Dezember    1841    (G.-S.    1842    S.    1),    yom    10/15.  Juni   1858 
(G.-S.  S.  323),  Regelung  der  gegenseitigen  Jurisdiktionsyerhältnisse, 
Erklärung  yom  6/13.  Juni  1868  (G.-S.  S.  633);  Sachsen-Meiningen, 
Regelung  der  gegenseitigen  Jurisdiktionsyerhältnisse,  V.  yom  2.  Mai 
1859  (G.-S.  S.  221),   Uebereinkunft    vom   6/18.  April   1868    (G.-S. 
S.  363),    Saohsen-Altenburg,    Zusammenstellung   der   in   Bezug 
auf   die   Rechtspflege   abgeschlossenen    Vereinbarungen,    allg.    Verf. 
yom    27.   Oktober    1873    (J.-M.-Bl.    S.   301)    und    Erweiterung    der 
wegen    der    gegenseitigen    Gerichtsbarkeitsyerhältnisse    bestehenden 
Vereinbarungen,    Min.-Erkl.  yom    25.  August  1889    (G.-S.   S.  169); 
Sachsen-Koburg-Gotha,  gegenseitige  Gerichtsbarkeitsyerhältnisse, 
V.  yom  11.  Juni  1858  (G.-S.  S.  341),  Min.-Erkl.  yom  28   September 
1867     (G.-S.    S.    1795);     Anhalt,    gegenseitige    Gerichtsbarkeits- 
yerhältnisse, Uebereinkunft  yom  9/27.  September  1840  (G.-S.  S.  250), 
Min.-Erkl.  yom  11.  März  bzw.  7.  April  1857  (G.-S.  S.  285),  V.  yom 
12.  Mai  1853  (G.-S.  S.  465);  Schwarzburg-Rudolstadt,  gegen- 
seitige Gerichtsbarkeitsyerhältnisse,    Uebereinkunft   yom    12.  August 
bzw.  23.  September    1810    (G.-S.   S.  239),    yom  10.  Februar  1857 
bzw.    1.    November    1856    (G.-S.    1857    S.    115),    Min.-Erkl.    vom 
21.  Februar  bzw.  9.  März  1860  (G.-S.  S.  110),  vom  18/22.  Februar 
1861  (G.-S.  S.  143),    Bekanntmachung  vom    17.  April  1866  (G.-S. 
S.  204);    Schwarzburg-Sondershausen,    gegenseitige  Gerichts- 
barkeitsyerhältnisse, Uebereinkunft  vom  18.  November  bzw.  5.  Dezember 
1843    (G.-S.    1844    S.    1),    Min.-Erkl.    vom    11/18.    Februar    1860 
(G.-S.  S.  108);  Wal  deck,  gegenseitige  Gerichtsbarkeitsverhältnisse, 


94  Besonderer  Theil 

y.  Tom  11.  Oktober  1861  (G.-S.  S.  833),  Erklärung  yom  8.  Februar 
1868  (G.-S.  S:  198),  femer  G.-S.  1878  S.  18,  1889  S.  619,  1887 
S.  177;  ReuBS  ä.  L«,  Beförderung  der  Rechtspflege,  Uebereinkunft 
Yom  25.  NoTember  bzw.  10.  Dezember  1845  (G.-S.  S.  819),  Yer- 
einbarung  yom  5.  Februar  bzw.  7.  April  1857  (G.-S.  S.  287), 
Reu  BS  j.  L.,  Beförderung  der  Rechtspflege,  Uebereinkunft  Tom 
5/21.  Juli  1884  (G.-S.  S.  124),  Vereinbarung  yom  1.  Noyember 
1856  bzw.  10.  Februar  1857  (G.-S.  1857  S.  114);  Lippe,  gegen- 
Beitige  GerichtsbarkeitsyerhältniBse,  Y.  yom  18.  März  1857  (G.-S. 
S.  289),  Erklärung  yom  28.  Oktober  bzw.  4.  Noyember  1868  (G.-S. 
S.  1018).*«) 

§  13. 
Bayern. 

I.  lieber  die  in  Bayern  hinsichtlich  der  YerlasBenschafts- 
behandlung  im  Allgemeinen  geltenden  Bestimmungen  ist  Folgendes 
zu  bemerken: 

A.  In  den  Landestheilen  rechts  des  Rheins  gehören 
YerlassenschaftBBachen  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte.^)  Die 
Behandlung  einer  Yerlassenschaft  liegt  demjenigen  Amtsgerichte  ob, 
in  dessen  Bezirk  der  Yerstorbene  sein  Domizil  hatte.*) 


^')  Ygl.  hiezu  Müller,  die  Preuss.  Justizyerwaltang,   lY.  Aufl.   1892, 
Bd.  2  S.  1126  ff.;  Jastrow,  Handbuch  fOr  amtsrichterliche  Geschäfte  1893, 

5.  503  ff. 

^)  Art  15  des  b.  ^usführungsges.  z.  Reichs-Qerichtsyer&ssungsgesetze, 
vom  23.  Februar  1879  (Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1879,  S.  273  ff.).  Der  befreite 
Gerichtsstand  in  Yerlassenschaftesachen  gilt  als  bereits  durch  das  b.  Gerichts- 
verfassungsgesetz  vom  10.  November  1861  aufgehoben.  Nach  Massgabe  des 
Art.  76  Abs.  3  dieses  Gesetzes  (welche  Gesetzesstelle  durch  die  Schlussbestim- 
mung des  obenangefQhrten  Ausführungsgesetzes  aufrecht  erhalten  ist)  verblieb 
jedoch  den  Standesherren  die  Befugniss,  Yerlassenschaftsverhandlungen, 
welche  Mitglieder  der  Familie  betreffen,  solang  kein  Rechtsstreit  darüber 
entsteht,  durch  ihre  Domftnenkanzlei  vornehmen  und  erledigen  zu  lassen. 
Ebenso  besteht  noch  der  privilegirte  Gerichtsstand  der  Glieder  des  König- 
lichen Hauses  gemäss  Familienstatut  vom  5.  August  1819,  Tit.  X  §  1 
(Reg.-Bl.  1822  S.  7)  und  zufolge  besonderer  Deklaration  vom  27.  März  1812 
(Reg.-Bl.  1812  S.  841)  der  Gerichtsstand  der  Hausdienerschaft  des  Fürsten 
von  Thum  und  Taxis. 

Die  Landgerichte  sind  für  die  Yerhandlung  und  Entscheidung  über 
die  Rechtsmittel  in  den  den  Amtsgerichten  zugewiesenen  Angelegenheiten 
zuständig  (Art.  27  des  Ausf.-G.  z.  R..G.-V..G.). 

Inwieweit  den  Notaren  eine  Mitwirkung  bei  der  Behandlung  der  Yer- 
lassenschaften  zukommt,  s.  §  14. 

•)  Cod,  civ,  hav.  Thl.  III,   Kap.  1   §  17  Nr.  2  u.  4;   Verordnung  vom 

6.  August   1764   (Meyer,    Gen.-Samml.   Bd.  IV  S.  928);   Seuffert's    Korn- 


§  13.    Bayern.  95 

Inwiefern  eine  gerichtliche  Thätigkeit  yon  Amtswegen  oder 
nur  auf  Antrag  veranlaBst  ist,  richtet  eich  nach  den  yerschiedenen 
geltenden  Partikulargesetzen,  bzw.  nach  dem  yereinbarten  ehelichen 
Güterstande« 

Im  Gebiete  des  Bayerischen  Landrechtes  ist  bei  jedem 
Todesfall  unabhängig  yon  irgend  welchem  Parteiantrage  die  Yerlassen- 
schaftsyerhandlung  yon  Amtswegen  einzuleiten  und  durchzufahren; 
eine  Ausnahme  hieyon  besteht  nur  in  dem  Falle,  wenn  in  sicherer, 
amtlicher  Weise  gewiss  ist,  dass  ein  Rücklass  nicht  ezistirt,  oder 
f&r  das  Nichtyorhandensein  eines  solchen  die  gesetzliche  Yermuthung 
spricht.')  Denselben  Grundsatz,  wonach  die  Yerlassenschaftsbehand- 
lung  regelmässig  eine  gerichtliche  sein  soll,  haben  auch  das  Bam. 
berger  Landrecht,^}  das  Yorderosterreichische  Recht,  das 
Fürstlich  Eemptische  Recht  und  die  Stadtrechte  yon  Lindau 
und  Regensbürg.^) 

Gemeinrechtlich  gUt  der  Grundsatz,  dass  die  Behandlung 
der  Yerlassenschaft  in  der  Regel  aussergerichtlich  zu  geschehen  hat 
und  den  Erben  überlassen  bleibt,  die  behufs  Erwerbung  der  Erb- 
schaft nöthigen  Handlungen  selbst  yorzunehmen,  bzw.  zu  yeranlassen. 
Gerichtliche  Behandlung  tritt  jedoch  ein,  wenn  alle  Erben  unbekannt, 
abwesend  und  wenn  einzelne  Erben  kuratelmässig  sind,  wenn  die 
Erbschaft  in  Streit  begriffen  ist  und  wegen  wahrscheinlicher  Ueber- 
sehuldung,  in  welchen  Fällen  auch  yon  Amtswegen  zu  obsigniren  ist. 


mentar  z.  b.  G.-O.  von  1753  IL  Aufl.  Bd.  I  S.  248;  Bl.  f.  R.-A.  Bd.  5  S.  257; 
8  S.  161;  16  S.  267;  18  S.  274;  22  S.  93. 

Die  Behandlung  der  Yerlassenschaft  einer  für  todt  erklärten  Person 
kommt  demjenigen  Amtsgerichte  za,  bei  welchem  das  Aufgebotyerfshren  statt- 
gefonden  hat;  Art.  120  des  Ausf.-G.  z.  Reichs-Zivilprozeas-  und  Konkurs- 
Ordnang. 

Kompetenzkonflikte  über  die  örtliche  Zuständigkeit  zwischen  bayerischen 
Gerichten  m  Yerlassenscbaftssachen^  wie  in  nichtstreitigen  Rechtssachen 
überhaupt,  entscheidet  das  nächste  gemeinsame  Obergericht,  beim  Mangel 
eines  solchen  das  oberste  Landesgericht,  Art.  10  des  Aiisf.-6es.  z.  R.-G.-Y.-G. 

")  Cod,  civ.  bav,  Thl.  HI,  Kap.  I,  §  17  Nr.  1  u.  11  mid  Anmerkmigen 
hiezn  Nr.  1  a.  E.;  Nr.  2  lit  a,  d  u.  e;  Nr.  5  lit.  b.  h  u.  i,  Thl.  I  Kap.  YII 
§  39  Nr.  1;  Generalmandat  vom  30.  Oktober  1767  (Moritz,  NoyeUen-SammL 
z.  B.  L..R.  S.  331). 

*)  Im  Falle  allgemeiner  Gütergemeinschaft  nach  Bamberger  Landrecht 
greift  jedoch  die  £iiileitmig  einer  Yerlassenschaft  auf  Ableben  des  einen  Ehe- 
Üieils  nicht  Platz;  s.  Urtheil  des  Obersten  Landesgerichts  vom  29.  Okt.  1878 
(Samml.  Bd.  7  S.  634). 

^)  Die  Theilung  selbst  erfolgt  nach  Bayer.  Landrechte,  Yorderösterr. 
Rechte  und  Bamberger  Landrechte  bei  selbständigen  Erben  in  der  Regel  im 
Wege  der  aussergerichtlichen  Auseinandersetzung. 
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In  den  Gebietstheilen,  in  welchen  das  Allgem.Preussische 
Land  recht  gilt,  ist  gleichfalls  aussergerichtliche  Behandlang  die 
Regel,  nur  erfolgt  die  Testamentspublikation  bei  notariellen,  wie  bei 
PriTattestamenten  immer  durch  die  Verlassenschaftsbehorde.  Die 
Erklärung  über  Annahme  oder  Ablehnung  der  Erbschaft  ist  yor  dem 
Yerlassenschaftsrichter  abzugeben.  Amtliche  Verhandlung  tritt  indess 
auch  nach  preussischem  Rechte  beim  Vorhandensein  minderjähriger 
oder  sonst  kuratelmässiger  Personen  ein,  desgleichen  bei  Abwesenheit 
der  bekannten  oder  yermuthlichen  Erben  und  wenn  die  Erben  un- 
bekannt sind.^) 

lieber  die  gerichtliche  Thätigkeit  in  Ansehung  der  Sicherung 
des  Nachlasses  s.  oben  §  7  und  unten  Nr.  YJIl, 

Die  Errichtung  des  Inventars  fällt  in  den  Geschäftskreis 
der  k.  Notare;  bei  beweglichen  Vermögensmassen  von  geringem 
Werthe  wird  jedoch  häufig  auch  die  Aufzeichnung  und  Abschätzung 
zu  Gerichtsprotokoll  genügend  erachtet. 

In  Bezug  auf  Veräusserung  des  in  amtlicher  Behandlung 
befindlichen  Nachlasses  ist  zu  bemerken: 

Gemäss  Art.  52  Abs.  1  des  Notariatsgesetzes  vom  10.  November 
1861  sind  Versteigerungen,  welche  vor  Erscheinen  dieses  Gesetzes 
den  Gerichten  oblagen,  den  Notaren  zu  übertragen.  Nach  §  120 
Abs.  1  lit.  b  der  Vollzugs-Instruktion  vom  1.  Juni  1862  (Reg.-Bl. 
S.  1045)  gehört  die  Vornahme  von  Versteigerungen,  insoweit  diese 
vor  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  Notariatsgesetzes  den  Ver- 
lassenschaftsbehörden oblag,  zum  ausschliesslichen  Wirkungskreise 
der  Notare.  Diess  gilt  unbedingt  von  der  Versteigerung  der  Im- 
mobilien. Da  jedoch  positive  Vorschriften,  wonach  die  gerichtliche 
und  bzw.  nunmehrige  notarielle  Versteigerung  des  beweglichen 
Nachlasses  obligatorisch  wäre,  nicht  existiren,  dürfte  nichts  im  Wege 
stehen,  bei  minder  bedeutenden  beweglichen  Vermögensmassen  die 
Versteigerung  anderweitig  unter  Beobachtung  der  öffentlichen  Eon- 
trole,  z.  B.  durch  die  Ortsgemeindebehörden  in  kleineren  Orten,  wo- 
selbst sich  der  Nachlass  befindet,  oder  durch  verpflichtete  Taxatoren 
vornehmen   zu   lassen.     Auch   durch    die   k.  Gerichtsvollzieher  kann 


*}  Näheres  über  die  Verlassenschaftsbehandlang  nach  den  verschiadenen 
Provinzmlrechten  in  Bayern  wie  über  die  Erbschaffcsregulirung  überhaupt 
s.  v.  Roth,  Bayer.  Zivilrecht  Bd.  III  §§  383  ff.;  Puchta,  Handbuch  des 
gerichtlichen  Verfahrens  in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  1832, 
Theil  II. 
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solches  geschehen;  nach  §  6  Abs.  2  der  Gerichtsvollzieherordnung 
Tom  6.  September  1879  (Jast.-Min.-Bl.  S«  612)  haben  in  den  Landes« 
theilen  rechts  des  Bheins  die  GeriohtsYoIlzieher  auf  Anordnung  der 
Gerichte  Versteigerungen  beweglicher  Sachen  in  Yerlassenschafts- 
und  Yormnndschaftssachen  vorzunehmen. 

B.  In  der  Pfalz  bestehen  nach  der  dortigen  Gesetzgebung 
Yerlassenschaftsgerichte,  wie  solche  in  den  Landestheilen  rechts  des 
Bheins  bestellt  sind,  nicht.  In  Yerlassenschaftssachen  fallt  den 
Amtsgeriohten  in  der  Pfalz  nur  die  Anlegung  und  Abnahme  der 
Siegel  SU  (PfElzisohe  Ziyilprozessordnung  Art.  907 — 940;  Ges.  vom 
11.  September  1825  über  Förmlichkeiten  bei  Anlage  und  Abnahme 
gerichtlicher  Siegel,  Amtsblatt  der  Pfalz  S.  101);  Erklärungen  über 
Erbschaftsantritt  mit  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  oder  Ent- 
sagung einer  Erbschaft  sind  vor  den  Landgerichten  und  zwar  bei 
dem  Gerichtsschreiber  abzugeben  (Pfalzisches  Zivilgesetzbuch  Art.  784, 
793);  die  auf  luventarisirung,  Yeräusserung  und  Auseinandersetzung 
der  Masse  gerichteten  Handlungen  werden  den  Notaren  übertragen. 
Es  findet  hienach  in  der  Pfalz  im  Yerlassenschaftswesen  eine  voll- 
ständige Behandlung  und  Erledigung  der  Yerlassenschaft  durch  den 
Einzelnrichter,  wie  im  rechtsrheinischen  Bayern,  nicht  statt  ;^  im 
Wesentlichen  gelten  hierüber  die  Grundsätze  des  französischen 
Rechtes,^) 

IL   Gesetzliche  Erbfolgeordnungen: 

A.  In  den  Landestheilen  rechts  des  Rheins  gelten  für 
die  Sukzessionsordnung  der  Yerwandtenerbfolge  je  nach  den  Rechts* 
gebieten^  drei  Systeme,  das  des  gemeinen  Rechts,  des  Preussischen 
Landrechts  und  des  Yorderosterreichischen  Rechts. 


^  Sofern  jedoch  nach  Obigem  eine  Thfttigkeit  der  Gerichte  in  Yerlassen- 
schaftssachen veranlasst  ist,  ist  in  der  Regel  auch  das  Gericht  des  letzten 
Wohnsitzes  des  Yerstorbenen  zuständig. 

^  Ihiroh  Art.  178  des  b.  Ausf.-Ges.  z.  Reichs-Zivilproz.-  u.  Konk.-Ordn. 
sind  die  über  das  Yerfahren  in  Yerlassenschaftssachen  im  II.  Buche  des 
II.  Theiles  der  pfälzischen  Zivilprozessordnung  in  Yerbindong  mit  dem  Ges. 
vom  11.  September  1825  enthaltenen  Bestimmungen  im  Allgemeinen  aufrecht- 
erhalten. 

Ueber  gerichtliche  Erbtheilungen  und  Yeränsserungen  in  der  Pfalz  s. 
Bolza,  die  Gesetzgebung  Über  das  Notariat  in  der  bayerischen  Pfalz,  S.  129  ff. ; 
femer  Art.  180,  181,  182  und  184  des  alleg.  b.  Au8f.-Gesetzes. 

*)  Üeber  Rechtsquellen  fQr  die  einzelnen  Rechtsgebiete  s.  Näheres 
bei:  v.  Roth,  Baver.  Zivilrecht,  Thl.  I,  §§  2  ff.;  v.  Roth,  Deutoch.  Privat- 
recht,  Tbl.  I,  §§  18  ff.,  V.  Holtzendorff,  Enzyklopädie  der  Rechtswissen- 
schaft, System.  Thl.;  über  die  Geltungsgebiete  der  emzelnen Rechte :  Peiss], 
Zivilgesetzstatistik  von  Bayern;  v.  Yölderndorff,   Zivilgesetzstatistik    des 

Böhm,  Intern.  Nachlassbehandlung.  7 
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a)  Erbfolgeordnung  des  gemeinen  Rechts.  Demselben 
schliessen  sich  insbesondere  an:  das  Bayer.  Landrecht  Ton  1756 
(Tbl.  I  Kap.  12),  die  Nürnberger  Reformation  Ton  1564 
(Tit.  XXXIY  ff«),  die  Fränkische  Landgerichtsordnung  yon 
1618  (Tbl.  III  Tit.  LXXIY  ff.),  das  Hohenloher  Landrecht 
von  1737  und  das  Mainzer  Landrecht  yon  1755.^^) 


Königreichs  Bayeiii.  Darstellungen  der  wichtigsten  Provinzialrechte:  Dan z er, 
das  bayerische  Landrecht  vom  Jahre  I75iS  in  seiner  heutigen  Geltung, 
Text  mit  Anmerkungen  und  Sachregister,  1894;  Weber,  Provinzial-  und 
Statutan'echte  5.  Bde.;  Auer,  Münchener  Stadtrecht;  Huber,  Abriss  des 
Augsburgor  Statutarrechts ;  Bayerlein,  Erbfolge  zwischen  Eltern  und 
Kindern  nach  Bayreuther  Recht ;  Arnold,  Beiträge  zum  Deutschen  Privat- 
recht  (die  Partikularrechte  von  Mittelfranken);  Bayerlein,  das  Yerlassen- 
schaftsverfahren  nach  Preuss.  Landrecht  mit  Berflck»ichtigung  der  in  Bayern 
geltenden  besonderen  Gesetze.  1884;  Weber,  Grundsätze  des  Bamberger 
Provinzialrechts ;  Spiess^  Handbuch  des  Bamberger  Provinzialrechts; 
Lutz,  Intestaterbfolge  nach  Ansbacher  Recht;  Lahn  er,  Einleitung  in  die 
bürgerl  Rechte,  besonders  die  Nümbergischen ;  Siebenkees,  von  der  Intestat- 
erbfolge nach  Nürnberger  Recht;  derselbe,  vom  letzten  Willen;  Kurz,  das 
kurfürstlich  Mainzer  Landrecht  von  1755;  Schelhass,  Daratellung  des 
Würzburger  Landrechts. 

Nach  Gesetz  vom  26.  April  1882,  die  Hausgesetze  des  Fürstlichen  Ge- 
sammtbauses  Nassau  betr.,  haben  in  Ansehung  des  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Nachlasses  des  jeweiligen  Hauptes  des  Herzoglich  Nassau'schen  Hauses, 
soweit  die  in  Bayern  geltenden  Gesetze  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  an 
die  Stelle  der  in  diesen  Gesetzen  Enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Erb- 
folgerechie  und  die  sonstigen  Ansprüche  von  Todeswegen  diejenigen  Bestim- 
mungen zu  treten,  welche  hierüber  in  den  dem  oben  bezeichneten  Gesetze  als 
Anlagen  beigefügten  Hausgesetzen  des  Fürstlichen  Gesammthauses  Nassau: 
dem  Erb  vertrage  vom  18^  23.,  26.  und  30.  Juni  1783  und  dem  Statut  vom 
18.  April  1868  enthalten  sind.  In  Ansehung  aller  Übrigen  Rechtsverhältnisse, 
sowie  hinsichtlich  der  Rechte  dritter,  dem  fürstlichen  Gesammthause  Nassau 
nicht  angehöriger  Personen,  dann  in  Ansehung  der  Gebühren  und  Erbschafts- 
steuern bleiben  die  im  Königreiche  geltenden  allgemeinen  Gesetze  massgebend ; 
Bayer.  Ges.-  u.  V.-Bl.  1882  S.  163. 

^^)  Das  bayerische  Landrecht  (Codex  Maximilianeus  bavaricus  civilis) 
nebst  Anmerkungen,  welch'  letztere  jedoch  nicht  Gesetzeskraft  haben,  ist  das 
im  Allgemeinen  geltende  Recht  in  Oberbayern,    Niederbayern,    Ober- 

&falz  und  Regensburg  (auch  in  einzelnen  Orten  in  Oberfranken  und 
ittelfranken).  Von  Lokalstatuten  sind  hervorzuheben:  das  Münchener  Stadt- 
recht; femer  das  Recht  der  Stadt  Regensburg,  wo  jedoch  subsidiär  gemeines 
Recht  gilt.  Von  in  Schwaben  geltenden  Partikularrechten  sind  anzuführen : 
das  Recht  des  Hochstifts  Kempten,  das  Oettingensche  Recht,  die  Stadtrechte 
von  Augsburg,  Kaufbeuren,  Kempten,  Lindau,  Memmingen,  NOrdlingen  und 
Ulm.  Subsidiäres  Recht  ist  hier  überall  das  gemeine  Recht,  desgleichen  in 
Ober  franken  im  Gebiet  des  Rechts  des  Bisthums  Bamberg  (Bamberger 
Landrecht  von  1769)  mit  Ausnahme  einiger  dem  preuss.  Rechte  zugehöriger 
Bezirke,  ferner  in  Mittel  franken  in  einem  Theile  des  Gebietes  des  Eich- 
stätter  und  im  Gebiete  des  Rothenburger  Statutarrechts.  Von  unterfrän- 
kischen Statuten  mit  subsidiärem  gemeinem  Rechte  sind  noch  anzuführen: 
das  Recht  des  Bisthums  Fulda,  das  Recht  der  Grafschaft  Castell  und  das 
Recht  der  Stadt  Schweinfurt  Die  fränkische  Landgericht8<«dnung  gilt  in  dem 
Gebiete  des  ehem.  Bisthums  Würzburg,  das  Mainzer  Landrecht  in  dem  ehem. 
Fflrstenthum  Aschaffenburg. 
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!•  KL:  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  haben  gegenüber 
dem  Yater  nur  beschränktes  Erbrecht,  gemeinrecht- 
lich auf  den  6.  Theil  des  Nachlasses,  wenn  der 
Yater  sie  anerkannt  und  weder  eine  Ehefrau,  noch 
Deszendenten  hinterlassen  hat,^^)  naoh  bayer.  Land- 
rechte nor  auf  den  Unterhalt,  letzteres  auch  der 
Mutter  und  der  mtttterliohen  Ahnfrau  gegenüber,  wenn 
sonst  noch  eine  eheliche  Deszendenz  Ton  ihnen  yor- 
handen  ist.^') 

2.  Kl. :   Aszendenten  nach  Qradesnähe  mit  des  Erblassers  voU- 

bürtigen  Geschwistern  und  den  Kindern  Torrcrstorbener 
Tollbürtiger  Geschwister,  zusammen  nach  Köpfen;  voll- 
hurtige  Geschwister  allein  in  Konkurrenz  mit  Kindern 
Yorrerstorbener  Yollbürtiger  Geschwister  theilen  nach 
Stämmen.^') 

3.  Kl. :   Halbbürtige  Geschwister  und  die  Kinder  vorTerstorbener 

halbbürtiger  Geschwister. 

Nach  bayer.  Landrechte  (1.  c.  §  4  Nr.  5)  wird 
ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  des  Vermögens  nach 
Köpfen  getheilt;  nach  anderen  Rechten  (Nürnberger 
Reformation  XXX  5,  Frank.  L.-G.-O.  LXXXYI  5, 
Mainzer  L.-R.  XIY  7)  erhalten  die  Erben  yon  der 
Yaterseite  das  Täterliche,  die  Erben  von  der  Mutter- 
seite das  mCItterliche  Yermögen  des  Erblassers  zum 
Yoraus  und  theilen  das  Uebrige  nach  Köpfen.^^) 

4.  Kl.:    Die    übrigen    Seitenyerwandten    des    Erblassers    nach 

Gradesnähe  ohne  Yorzug  der  yollen  yor  der  halben 
Geburt  und  ohne  Repräsentationsrecht.^'^) 


^*)  Die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  yemeint  jedoch  fOr  das  Ge* 
biet  des  gemeinen  Rechts  £»  Intestaterbrecht  der  unehelichen  Kinder  yon 
dem  Nachlasse  ihres  Erzeugers;  U.  d.  R.-G.  yom  16.  Januar  1885  (Entsch; 
Bd.  12  S.  226). 

")  Näheres  hierüber  s.  y.  Roth,  Bayer.  Ziyikecht,  TheU  III,  §§3521, 
360;  Bayer.  L.-R.  Tbl.  HI,  Kap.  12,  §  2. 

^^  Roth,  a.  a.  0.  §  352,  II.  Nach  der  Fränkischen  Landgerichtsord- 
nnng  und  den  Statuten  yon  Nördlingen  und  Lindau  schliessen  Assendenten 
die  yoUbürtigen  Geschwister  und  Kinder  yerstorbener  yollbürtiger  Ge- 
schwister aus. 

^*)  Ntiieres  s.  Roth,  a.  a.  0.  §  352  III.  Abweichend  yon  dem  gemeinen 
Recht  bemfl  das  Oberpftizische  Landrecht  mit  den  Halbgeschwistem  und 
deren  Kindern  auch  die  Enkel  yonrerstorbener  Yollgeschwister. 

^*)  Jloth,  a.  a.  0.  f  852,  lY.  Das  Erbrecht  des  überlebenden 
Ehegatten    ist  in   den  emzelnen  dem  System  des  gemeinen  Rechts  asge- 
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b)  System  des  Preassisohen  Rechts,^^) 

1.  Kl.:   Deszendenten;  im  ersten  Grade  nach  Köpfen;  fernere 

Grade  theilen  immer  nach  Stämmen, 

Abweichungen  enthalten  einzelne  sonst  dem  prenss. 
Rechte  folgende  Statuten;  so  erben  nach  dem  Recht 
des  vormaligen  FtLrstenthnms  Ansbach  und  dem 
Dinkelsbühler  Stadtrecht  entferntere  Desiendenten 
Ton  gleichem  Grad  nach  Köpfen;  nach  den  Rechten 
Ton  Ansbach  und  des  vormaligen  Fürstenthnms 
Bayreuth  werden  abgetheilte  Kinder  in  der  Be- 
erbung der  abtheilenden  Eltern  von  dem  überlebenden 
Ehegatten  und  den  nicht  abgetheilten  Kindern,  femer 
uneheliche  Kinder  in  der  Beerbung  des  ausserehelichen 
Vaters   von   der  überlebenden  Wittwe  ausgeschlossen. 

2.  Kl«:   Die  Eltern  des  Erblassers. 

Nach  den  Rechten  von  Ansbach,  Bayreuth 
und  Dinkelsbühl  findet  in  der  2«  Klasse  die  ge- 
meinrechtliche Sukzessionsordnung  statt.^^) 

3.  Kl«:   Die  vollbürtigen  Geschwister  und  deren  Deszendenten, 

erstere  nach  Köpfen,  letztere  nach  Linien  und  Stammen.^ ^) 

4.  KL:    Die    entfernteren   Aszendenten    und    die   halbbürtigen 

Geschwister  und  deren  Deszendenten.   Bei  Konkurrenz 


hörigen  Statatarrechten  sehr  verschieden  geregelt  Bei  der  grossen  Anzahl 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Partikiilarrechte  ist  im  Allgemeinen  hier 
auf  Roth,  Bayer.  Zivilrecht  Thl.  III  §  365  und  Thl.  I  §  67  ff.  za  verweisen« 
Im  Gebiete  des  baverischen  Landrechts  kommt  dem  überlebenden  Ehe- 
gatten ein  eigentliches  Erbrecht  nicht  zu;  dessen  Rechte  aitf  den  Todesfall 
des  anderen  Ehetheils  sind  in  den  §§  36—38  zu  Thl.  I  Kap.  6  des  Land- 
rechts n&her  bestimmt.  Hiezu  ist  jedoch  noch  die  Bestimmung  des  Land- 
tagsabschieds vom  29.  Bez.  1831  §  73  (Bayer.  G.-Bl.  1831,  S.  115)  anzuführen, 
wonach  die  frühere  gesetzliche  Vorschrift,  gemäss  welcher  dem  Fiskus  das 
Vermögen  eines  ohne  Hinterlassung  von  Verwandten  verstorbenen  Ehegatten 
mit  Ausschluss  der  Ehegattin  zufiel,  als  aufgehoben  erklftrt  und  bestimmt 
wurde,  dass  in  diesen  Fällen  der  überlebenden  Ehegattin  die  Erbschaft  be- 
lassen werde. 

Nach  Münchener  Stadtrecfat  {Prioä.  Albertinum  v.  1600)  hat  der 
überlebende  Ehegatte  bei  unbeerbter  Ehe  und  sofern  eine  letztwiUige  Ver- 
fügung nicht  vorliegt»  ausschliessliches  Erbrecht,  vorausgesetzt,  dass  £e  Ehe* 
gatten  Bürger  von  München  und  ehelich  und  häuslich  bei  einander  wohnten. 

^^  Ueber  die  Gruppe  der  Partikularrechte,  für  welche  das  Preussische 
Landrecht  als  subsidiäres  Recht  gilt,  s.  Näheres  bei  Roth,  a.  a,  0.  §  11 
Nr.  3  und  §  853. 

^  Ueber  sonstige  Abweichungen  der  Provinzialrechte  s.  Roth  a.a.O. 

363  n. 

^^  Ueber  Ausnahmen  s.  oben  die  Bemerkung  zur  8.  Klasse,  femer  Roth 
§863m.  6  IM       , 
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Yon  Asiendenten  und  Halbgeschwistern  fSllt   die  eine 
Hälfte  an  die  ersteren,    die   andere   an   die   letzteren 
bzv.  deren  Desiendenz,^^) 
5.  Kl.:   Die  entfernteren  Seitenverwandten,   nach  Gradesnahe, 
ohne  Beschrfinknng  auf  einen  gewissen  Grad  und  ohne 
Berficksichtignng  der  yoUen  und  halben  Gebart,  sowie 
ohne  Anwendung  des  Reprfisentationsrechtes.'^) 
c)  System  des  Torderösterreichischen  Rechts:'^) 
Nach  dem  Erbfolgepatent  yom  11,  Mai  1786,    dessen  Bestim- 
mungen   in    das    neue    österreichische    Recht    übergegangen    sind; 
8.  unten  bei  ^Oesterreich^. 
B.   In  der  Pfalz: 

Nach  eode  dvü;  s.  bei  «Frankreich^. 

III.  Die  Testamente  sind  entweder  öffentliche  oder  Priyat- 
testamente*  Inwieweit  letztere  zugelassen  sind,  bemisst  sich  nach 
den  bestehenden  Partikulargesetzen.'')  Für  ordentliche  öffentliche 
Testamente  ist  die  notarielle  Errichtung  in  Bayern  die  ausschliess- 
liche Form,  worüber  das  Notariatsgesetz  vom  10.  Noyember  1861 
die  besonderen  Bestimmungen  enthält.  Solches  kann  mündlich  er- 
klärt oder  yerschlossen  übergeben  werden. 

lY.  Erbschaftssteuer.  Die  Abgabenpflicht  für  den  Yer- 
mogensübergang  durch  Erbschaft,  Legate,  Schenkung  auf  den  Todes- 
fall u.  dgl.  ist  in  Bayern  —  einschliesslich  der  Pfalz  —  nunmehr 
durch  das  Gesetz  yom  18.  August  1879  über  die  Erbschafts- 
steuer'^ geregelt. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben,  ohne  Unterschied,  ob  der 
Erbschaftsanfall  einem  Bayern  oder  Nichtbayern  zukommt  (Art.  1 
des  Ges.).'^) 


»•)  Näl 
•^  Roi 


Näheres  imd  über  Abweichungen  der  Provinzialrechte  s.  R  o  th  §  353  IV. 
th  §  363  V. 

Die  RechteyerhftltniBse  des  ehelichen  Erbrechts  sind  zumeist  durch 
statutarische  Bestimmunsen  geregelt.  Insbesondere  theilen  die  Deszendenten  und 
Aszendenten  mit  dem  überlebenden  Ehegatten  nach  den  Rechten  yon  Bayreuth 
bei  allgemeiner  und  von  Ansbach  bei  partikulftrer  Gütergemeinschaft.  In  der 
3.,  4.  und  5.  Klasse  werden  die  Seitenverwandten  von  dem  überlebenden 
Ehegatten  ausgeschlossen  nach  dem  Ansbacher  Recht  bei  partikulftrer  und 
nach  den  R  echten  von  Bayreuth  und  anderen  bei  allgemeiner  Gütergemeinschaft. 

'^)  Das  vorderösterreichische  Recht  gilt  in  der  früheren  Markgrafschaft 
Borgau. 

'*)  S.  Nftheres  hierüber  Roth  a.  a.  0.  HL  S.  246  ff. 

•»)  G..  u.  V.-Bl.  1879  S.  883  ff. 

'*)  üeber  den  Betrag  der  Steuer  s.  Art  2  des  Gesetzes. 
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Befreit  sind  von  der  Erbsohaftssieaer: 

1.  Anfalle,  welche  gelangen  an: 

a)  Eltern  bis  zu  dem  Betrage  yon  1000  Mark  einschliess- 
lich nnd  sofern  der  Anfall  mehr  betrfigt,  mit  zwanzig 
Prozent  des  Mehrbetrages,  und  zwar  ohne  Unter- 
schied, ob  der  Anfall  von  einem  oder  beiden  Eltern- 
theilen  erworben  wird; 

b)  Ehegatten  und  Verwandte  in  absteigender  Linie; 

c)  Personen,  welche  des  Erblassers  Hausstand  angehört 
nnd  in  demselben  in  einem  Dienstbotenyerhältnisse 
gestanden  haben,  bis  zum  Betrage  yon  600  Mark 
einschliesslich ; 

2.  Anfalle,  deren  Werth  den  Betrag  yon  50  Mark  nicht 
übersteigt; 

3.  milde,  fromme  und  Unterrichts*Stiftungen ; 

4.  alle  Zuwendungen,  welche  ausschliesslich  einem  milden, 
frommen,  gemeinnützigen  oder  Unterrichts-Zwecke  ge- 
widmet sind,  sofern  die  Verwendung  derselben  zu  dem 
bestimmten  Zwecke  gesichert  ist 

Nichtbayerische  Gemeinden,  Stiftungen,  Vereine  und  An- 
stalten können  die  Befreiung  yon  der  Erbschaftssteuer  auf  Grund 
der  Bestimmung  in  yorstehenden  Ziffern  3  und  4  nur  insoweit  be- 
anspruchen,  als  die  Gegenseitigkeit  yerbürgt  ist  (Art.  3  1.  c).'^) 

Auf  Immobilien  und  denselben  gleichgeachtete  Rechte,'')  welche 
sich  ausserhalb  Bayerns  befinden,  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht 
nicht.  Anderes  ausserhalb  Bayern  befindliches  Vermögen  eines  Erb- 
lassers, welcher  bei  seinem  Ableben  Bayer  war  oder  in  Bayern  seinen 
Wohnsitz  hatte,  unterliegt  der  Versteuerung,  wenn  dasselbe  einer  in 
Bayern  wohnhaften  Person  zufällt,  und  wenn  dayon  in  dem  be- 
treffenden Staate  keine  oder  eine  geringere  Erbschaftsabgabe,  als 
nach  Vorschrift  des  bayerischen  Erbschaftssteuergesetzes  zu  entrichten 
ist.  In  letzterem  Falle  wird  die  erweislich  gezahlte  Erbschaftsabgabe 
auf  die  inländische  Steuer  angerechnet  (Art.  7  1.  c).'^) 

*^  Ueber  Befreiung  der  grossh.  Meoklenbarg-Schwerin'schen  Gemeinden, 
Stiftungen  und  Anstalten  bezüglich  der  zu  Armenzwecken  gemachten  Zuwend- 
ungen yon  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  s.  unten  bei  «Mecklenburg- 
Schwerin.* 

*^  Unter  die  den  Realitäten  gleichgeachteten  Rechte  sind  Hypothek- 
Kapitalien  nicht  zu  subsumiren;  Motive  zu  Art.  7  des  Erbsteuergesetzes  (Ver- 
handlungen d.  K.  d.  Abgeordneten  1879,  Bd.  VU). 

'^)  FQr  die  Frage,  wo  das  bewegliche  Vermögen  liegt,  ist  bei  Schuld- 
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Innerhalb  Bayerns  befindliche  Immobilien  und  denselben 
gleichgeachtete  Rechte  unterliegen  der  Erbschaftssteuer  ohne  IJnter- 
schied,  ob  der  Erblasser  Bayer  oder  Nichtbayer  war^  und  ob  der- 
selbe seinen  Wohnsitz  in  Bayern  hatte  oder  nicht.  Auf  anderes  in 
Bayern  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher  bei  seinem 
Ableben  weder  Bayer  war,  noch  in  Bayern  seinen  Wohnsitz  hatte, '^) 
erstreckt  sich  die  Steuerpflicht  nicht,  sofern  auch  Diejenigen,  welchen 
der  Anfall  zukommt,  nicht  in  Bayern  wohnen  und  die  Gegenseitigkeit 
verbfirgt  ist  (Art.  8  1.  c). 

Bei  Anwendung  Yorstehender  Bestimmungen  (Art.  7  und  8  des 
Oes.)  gelten  die  in  Bayern  angestellten  Beamten  eines  anderen 
Staates  nicht  als  in  Bayern  wohnhaft.  Die  Staatsregierung  ist 
befugt,  auch  ausserdem  bei  Anwendung  der  erwähnten  Bestimmungen 
Angehörige  anderer  Staaten,  welche  des  Dienstes  halber  ihren  Wohn- 
sitz in  Bayern  haben,  als  nicht  in  Bayern  wohnhaft  zu  behandeln 
(Art.  9  1.  c.).w) 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  den  an- 
geführten Bestimmungen  der  Art.  7  und  8  des  Gesetzes  steuerfreien 


fordenmgen,  sowie  auch  bei  Staatsobligationen  oder  anderen  Werthpapieren  der 
Wohnort  des  Besitzers  des  Schnldtitels  (des  Gläubigers)  entscheidend.  In- 
haberpapiere, welche  zum  Nachlasse  emes  in  Bayern  wohnhaften  Erb- 
lassers gehören  und  zur  Zeit  seines  Ablebens  ausserhalb  Bayerns  deponirt 
sind,  müssen  als  in  Bayern  befindliches  Vermögen  des  Erblassers  im  Sinne 
des  Erbsteuergesetzes  angesehen  werden;  bayer.  Fin.-Min.-Bl.  1884  S.  298. 

'^  Also  bei  nur  vorftbergehendem  Aufenthalte  z.  B.  auf  der  Durchreise. 
In  einem  Spezial&lle,  bei  welchem  die  bayer.  Finanzbehörde  von  dem  in 
Bayern  beifaidlich  gewesenen  Mobiliamachlasse  eines  in  Hessen  beheimatheten, 
in  Bayern  z.  Zt.  des  Todes  wohnhaften  Erblassers  die  Erbscbaftesteuer  ohne 
R&ckfflcht  darauf,  dass  auch  schon  die  hessische  Behörde  diesen  Mobiliamach- 
lass  zur  Versteuerung  gezogen  hatte,  erhob,  hat  der  bayer.  oberste  Verwal- 
tongsgerichtshof  solches  Verfahren  für  richtig  erkannt,  da  dem  Art.  7  Abs.  2 
des  ^bschafiasienergesetzes  eine  andere  Bedeutung  nicht  zukomme,  als  die, 
dass,  wenn  das  Mobilianrermögen  seinem  ganzen  Umfang  nach  als  in  Bayern 
befindlich  anzusehen  und  dasselbe  einer  in  Bayern  wohnhaften  Person  zufällt 
—  welche  Voraussetzungen  im  Falle  vorhanden  waren  -^  die  Anrechnung  der 
in  einem  anderen  Staate  bezahlten  Erbschaftssteuer  ausgeschlossen  ist.  Hie- 
bei  hat  der  erkennende  Gerichtshof  zwar  die  in  einer  derartigen  Doppel- 
besteuenmg  liegende  Härte  anerkannt,  zugleich  aber  ausgesprochen,  dsss 
gegen  solche  das  Reichsgesetz  vom  Jahre  1871,  die  Doppelbesteuerung  betr. 
einen  Schutz  nicht  zu  bieten  vermöge,  da  solches  nur  auf  direkte  Staatssteuem 
sich  beziehe  und  dass  Abhülfe  gegen  solche  Härte  nur  bei  dem  k.  Finanz- 
ministerium^ damit  dieses  sich  zur  Ausgleichung  mit  dem  einschlägigen 
Ministerium  des  anderen  Staates  ins  Einvernehmen  setze,  nachgesucht  werden 
könne. 

**)  Durch  diese  Bestimmung  ist  den  bezeichneten  Beamten  eines  aus- 
wärtigen Staates  in  Bezug  auf  die  Erbschaftssteuer  die  gleiche  Rücksicht  zu- 
gewendety  auf  welche  die  Gesandten  fremder  Staaten  schon  vermöge  des  Rechtes 
der  Exterritorialität  Anspruch  haben. 
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oder  steuerpflichtigen  Theile  der  Hasse  haften,  kommen  nur  bei 
diesem  Theile,  Schulden  und  Lasten,  welche  rorsugsweise  auf  einem 
steuerfreien  oder  vorzugsweise  auf  einem  steuerpflichtigen  Theile 
der  Masse  haften,'^)  zunächst  bei  diesem  Theile  und  erst,  soweit 
sie  hiedurch  nicht  gedeckt  werden,  bei  der  übrigen  Masse  in  Abzug. 
Sonstige  Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf  dem  steuerfreien, 
als  auch  auf  dem  steuerpflichtigen  Theile  der  Masse  haften,  kommen 
von  letzterem  nur  nach  dem  Verhältnisse  dieses  Theiles  zur  ge- 
sammten  Masse  in  Abzug  (Art.  10  1.  c). 

Die  Erbschaftssteuer  trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen 
Anfalls.  Ffir  die  Entrichtung  der  Steuer  haftet  die  ganze  steuer- 
pflichtige Masse,  aus  welcher  auch  auf  Erfordern  für  die  Yersteuerung 
bedingter  oder  streitiger  Anfälle  Sicherheit  bestellt  werden  muss. 

Yerlassensohaftskommissäre,'^)  und  TestamentsYoll- 
Strecker,  gesetzliche  Vertreter  und  BcTollmächtigte  der  Erbinter- 
essenten,. NachlassYcrwalter,  sowie  die  Verwalter  Ton  Familien- 
stiftungen haften  persönlich  für  die  Steuer,  wenn  sie  Tor  deren 
Entrichtung  oder  Sicherstellung  die  Erbschaft,  einzelne  Erbtheile, 
Vermächtnisse,  Schenkungen  für  den  Todesfall  oder  Bezüge  aus 
Familienstiftungen  ausantworten  (Art.  26  u.  26  1.  c.) 

§  14. 
Bayern  (Fortsetzung). 

V.  Das  Vormundschafts-  und  Kuratelwesen  ist  in  den 
Landes theilen  rechts  des  Rheins  als  ein  Theil  der  nicht- 
streitigen Rechtspflege  den  Amtsgerichten^)  übertragen;  über  Be- 
schwerden entscheiden  die  Landgerichte. 


'^  Unter  den  vorzugsweise  auf  einem  steaerfreien  oder  steuerpflichtigen 
Theile  haftenden  Schulden  und  Lasten  sind  insbesondere  solche  Hypothek- 
schulden  und  rückständige  Realabgaben  zu  verstehen,  für  welche  der^sitzer 
zugleich  persönlich  haftet;  Motive  zu  Art.  10  a.  a.  0. 

'*)  Unter  Verlassenschaffcskommissftren  sind  ebensowohl  Richterbeamte, 
wie  Notare  und  Privatverlassenschafiskonmiifisfire  begriffen. 

*)  Art.  15  des  Au8f.-Ges.  z.  R.-G.-V.-0.  Die  Zuständigkeit  der  Amts- 
gerichte in  den  Landestheilen  rechts  des  Rheins  umfasst  überhaupt  alle 
nicht  zur  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  gehörenden  Angelegenheiten, 
welche  früher  zur  Zuständigkeit  der  Stadt-  und  Landgerichte  gehört  haben 
oder  den  Amtsgerichten  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  zu- 
gewiesen sind.  Ausser  Verlassenschaffcss  und  Vormundschaftssachen  gehören 
zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  insbesondere  auch  das  Hypotheken-  und 
Grundbuchwesen  nebst  den  Ewiggeldsachen  und  alle  sonstigen  Geschäfte  der 
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In  der  Pf  als  steht  in  Yormundsohaftssachen  nicht  das  Amts- 
gericht als  prüfende  und  bestätigende  Obenrormondschaftsbehörde 
dem  ihm  untergeordneten  Vormunde  gegenüber,  sondern  der  Amts- 
richter ist  lediglich  stimmberechtigtes  Mitglied  des  Familienrathes, 
in  welchem  er  den  Yorsitz  führt  (Pfalsisches  ZiTilgesetzbnch,  Buch  I 
Tit.  2  Kap.  2  Abschn.  4).  Dagegen  sind  alle  Beschlüsse  des  Familien- 
rathes,  welche  einer  Bestätigung  bedürfen,  dem  Landgerichte  vor- 
zulegen, an  welches  sich  auch  der  Yormund,  der  Gegenvormund  und 
auch  die  in  der  Minderheit  gebliebenen  Mitglieder  des  Familien- 
rathes  behufs  Abänderung  mittels  Beschwerde  wenden  kdnnen.^) 
Es  sind  also  in  der  Pfalz  die  Landgerichte  bei  Yormundschaften  in 
weit  grosserem  Umfange  betheiligt,  als  in  den  Landestheilen  rechts 
des  Bheins, 

Die  Zuständigkeit^}  zur  Einleitung  und  Führung  der  Yormund- 
schaft  richtet  sich  in  der  Regel  nach  dem  Wohnsitze,  den  die 
zu  bevormundende  Person,  bzw.  deren  Eltern  zur  Zeit  des  Anfalls 
der  Pflegschaft  innehaben,  bei  Yormundschaften  über  aussereheliche 
Kinder   nach  dem  Wohnsitze   der  Mutter.^)     In  Ermangelung   eines 


nichtstreitigen  Rechtspflege,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  eine 
gerichtliche  Prüfung,  Bestätigung  oder  überhaupt  eine  Beschlussfassung  er- 
fordern und  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Landgerichte  oder  Oberlandesgerichte 
gehören. 

')  Durch  Art.  175  des  b.  Ausf.-Ges.  z.  Reichs-Zivilproz.  u.  Konk.-Ordn. 
sind  die  Vorschriften  der  pfälzischen  Zivilprozessordnung  über  Familienraths- 
beschlüsse  (Tbl.  II,  Buch  I,  Tit.  10)  in  Verbindung  mit  dem  Gesetze  vom 
11.  September  1825  (Amtsblatt  für  die  Pfftlz  S.  101  ff.)  ausdrücklich  aufrecht 
erhalten.  Der  Antrag  auf  Aufhebung  des  Familienrathsbeschiusses  ist  jedoch 
nunmehr  im  Wege  der  Beschwerde  geltend  zu  machen,  ebenso  tritt  an  die 
Stelle  des  Einspruchs  gegen  die  Bestätigung  von  Familienrathsbeschlüssen 
nunmehr  Beschwerde.  Ueber  VormundschaftsfÜhrung  in  der  Pfalz  s.  auch 
die  näheren  Vorschriften  in  dem  Gesetze  vom  26.  April  1888,  die  Abänderung 
von  Bestimmungen  des  in  der  Pfalz  geltenden  Hypotheken-  und  Vormund- 
schafturechts  betr.,  Art  18—34  (G.-  u.  V.-Bl.  8.  432  ff.) 

')  Die  Kompetenz  der  obenbezeichneten  Vormundschaftsgerichte  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  Mitglieder  des  Königlichen  Hauses;  über  diese  führt  der 
König  die  Obervormundschaft,  Familienstatut  vom  5.  August  1819  (Reg.-Bl. 
1822  S.  7  ff.),  Tit.  IX  g§  6—9.  Die  Vormundschaften  über  Mitglieder  der 
standesherrlicben  Familien  können  von  dem  Haupte  des  Hauses  bestellt  werden. 
Ist  dasselbe  dabei  betheiligt  und  ein  Vormund  oder  Kurator  von  Amtswegen 
aufzustellen,  so  geschieht  solches  durch  das  Oberlandesgericht;  die  Oberauf- 
sicht über  standesherrliche  Vormundschaftssachen  ist  dem  k.  Staatsministerium 
der  Justiz  vorbehalten.  Vgl.  Beilage  IV  zur  Verf.-Urkunde,  §  10  und  den 
noch  in  Kraft  bestehenden  Art.  76  Abs.  3  des  bayer.  Gerichtsverfassungsgesetzes 
vom  10.  November  1861. 

*)  Roth  a.  a.  0.  Thl.  I  S.  480  ff.;  Bl.  f.  R.-A.  Bd.  16  S.  369,  18  S.  33, 
19  Ergänznngsbl.  S.  81  u.  100.  Haben  die  Eitern  ein  mehrfaches  Domizil, 
so  ist   nach    der   Zweckmässigkeit    zu    entscheiden,    Bl.  f.   R.-A.  Bd.  20  £r- 
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Wohnsitzes  entscheidet  der  Aufenthalt.^)  In  besonderen  Fällen 
können  auch  Zweckmässigkeitsgründe  für  die  Bestimmung  des  zu- 
ständigen Gheriohts  massgebend  sein.^  Bei  dringenden  Fällen  kann 
die  Yormundsehaftsbesteiliing  proTisorisoh  auch  durch  ein  anderes 
als  das  regelmässig  zuständige  Gerieht  erfolgen.  Durch  Wohnorts- 
veränderung  des  Pfleglings  wird  die  einmal  begründete  Kompetenz 
nicht  aufgehoben,  doch  kann  aus  Zweckmässigkeitsgründen  eine 
Uebertragung   an   das   Gericht   des   neuen  Wohnsitzes   stattfinden.^) 

Die  Voraussetzung  der  Einleitung  der  Vormundschaft  bemisst 
sich  nach  den  einzelnen  partikulargesetzlichen  Bestimmungen.^) 

VI.  Das  Notariat  vrurde  für  die  Land  estheile  rechts 
des  Rheins  durch  das  Gesetz  vom  10.  November  1861  (Notariats- 
ordnung)') eingeführt.  Die  Notare  werden  vom  König  ernannt  und 
sind  öffentliche  Beamte.  Deren  Wirkungskreis  umfasst  die  Geschäfte 
der  nichtstreitigen  Rechtspflege,  soweit  solche  nicht  den  Gerichten 
vorbehalten  sind;  innerhalb  dieses  Wirkungskreises  haben  sie  ins- 
besondere alle  auf  Reohtsverhältnisse  sich  beziehenden  Erklärungen, 
Verhandlungen,  Verträge  und  Thatsachen  zu  beurkunden,  über 
welche  entweder  nach  gesetzlicher  Vorschrift  oder  nach  dem  Willen 
der   Betheiligten   eine    öffentliche  Urkunde   zu    errichten   ist.     Auch 


gänzungsbl.  S.  24.  Die  Znlässigkeit  der  Karatelbestellung  über  einen  bayerischen 
Staatsangehörigen  an  dem  Wohnsitzorte  im  Anal  and  wurde  anerkannt 
in  dem  Beschliisse  des  obersten  Landesgerichts  fttr  Bayern  vom  15.  Jan.  1883 
(Samml.  Bd.  10  S.  2  ff.) 

Für  die  Pflegschaft  über  Abwesende  ist  das  Vonriundschaftsgericht  zu- 
ständig, in  dessen  Bezirk  der  Abwesende  den  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat, 
in  Ermangelung  eines  solchen  das  Vormundschaftsgericht^  in  dessen  Bezirk 
die  Wahrnehmung  der  VermOgensangelegenheiten  des  Abwesenden  veranlasst 
ist.  Ausf.-Ges.  z.  Reichs-Zivilproz.-  u.  Konk.-Ordn.  Art.  96. 

^)  Samml.  oberstr.  Entsch.  Bd.  4  S.  150. 

<")  Bl.  f.  R.-A.  Bd.  19  Ergänzungsbi.  S.  85,  Bd.  23  S.  81,  Samml.  oberstr. 
Entsch.  Bd.  4  S.  152,  3  S.  517,  5  S.  269,  271. 

^  lieber  Eompetenzkonflikte  in  Vormondschaftssachen  zwischen  bayer. 
Gerichten  gilt  das  zu  §  13  Note  2  Gesagte  und  Bl.  f.  R..A.  Bd.  18  S.  33,  277, 
25  S.  451,  Samml.  oberster  Entsch.  Bd.  2  S.  107,  380,  Bd.  3  S.  618,  Bd.  4 
S.  150,  Bd.  5  S.  151,  Bd.  6  S.  258,  Bd.  9  S.  671. 

^)  Näheres  hierüber  s.  Roth  a.  a.  0.  S.  482  ff. 

^)  Ges.-Bl.  1861/62  S.  129  ff. ;  Instruktion  zum  Vollzuge  des  Notariats- 
gesetzes vom  1.  Juni  1862  (Reg.-Bl.  1862  S.  961  ff.).  Zur  Auslegung  des 
Art.  14  8.  Landtagsabschied  vom  29.  April  1869  §  60  (Ges.-Bl.  S.  839). 

Für  das  Notariatswesen  wichtige,  die  Organisation  des  Notariatsinstituts 
jedoch  nicht  berührende  Bestimmungen  sind  enthalten  in  dem  Gesetz  vom 
23.  Februar  1879,  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen 
wegen  Geldforderangen  (Subhastationsordnung),  Ges.-  und  V.-Bl.  203,  mit 
Novelle  hiezu  vom  29.  März  1886  (Ges.-  und  V.-Bl.-  S.  239)  und  in  dem 
Ausfuhrungsgesetze  vom  23.  Februar  1879  zur  Reichs- Zivilprozess-Or du.  und 
Konkarsordnung  (Ges.-  und  V.-Bl.  S.  63). 
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steht  es  bei  den  den  Gerichten  Torbehaltenen  RechtBgeBchäften  den 
Betheiligten  frei,  ihre  desfallsigen  Erklärangen  durch  einen  Notar 
anfnehmen  la  lasflen«  Zn  den  dem  aasschliesslichen  Wirkungskreise 
der  Notare  sugewiesenen  Geschäften  gehört  die  Beurkundung  Ton 
YertrSges«  bei  welchen  Minderjährige  oder  unter  gerichtliche  Kuratel 
f^teilte  Personen  betheiligt  sind,  desgleichen  die  Beurkundung  von 
Verträgen  und  Schuldbekenntnissen,  auf  deren  Grund  Einträge  im 
Hypothekenbuche  stattzufinden  haben.  An  die  notarielle  Beurkundung 
sind  femer  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  gebunden  alle  Verträge,  welche 
die  Besitsveränderung  oder  das  Eigenthum  unbeweglicher  Sachen 
oder  diesen  gleichgeachteter  Rechte,  sowie  alle  Verträge,  welche 
dingliche  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  betreffen •^^)  Unter  den 
im  Gesetze  näher  bestimmten  Formen  kommi  den  Notaren  ins- 
besondere auch  die  Errichtung  oder  Entgegennahme  letztwilliger 
Verfügungen  zu. 

Die  Notare  können  rem  Testator  zur  Auseinandersetzung 
der  Verlassenschaft  ermächtigt,  auch  kann  ihnen  solche  Ton 
den  Erben  übertragen  werden,  in  welch'  beiden  Fällen  der  Notar 
alsdann  als  Verlassenschaftskommissär  fungirt.  Beschwerden  gegen 
den  Notar  als  Verlassenschaftskommissär  werden  unabbrüchig  seiner 
zirilrechtlichen   Haftung   von   dem  Verlassenschaftsgerichte   erledigt. 

Die  Notariatsurkunden  haben  die  Eigenschaft  öffentlicher  Ur- 
kunden« 

Die  Disziplinargewalt  über  die  Notare  wird  Ton  den  Land- 
gerichten, in  deren  Sprengel  sie  ihren  Sitz  haben,  ausgeübt. 

Die  Grundlage  der  Bestimmungen  über  das  Notariat  in  der 
Pfalz  bildet  das  Gesetz  vom  25.  Ventöse  XI.  (16.  März  1803).^i) 
Von  den  hieran  mit  Einführung  der  Reichs-Ziyilprozess-  und  Konkurs- 
ordnung eingetretenen  Aenderungen  ist  besonders  zu  erwähnen,  dass 
nunmehr  auch  in  der  Pfalz  über  alle  Verträge,  welche  das  Eigen- 
thum unbeweglicher  Sachen  oder  dingliche  Rechte  an  solchen  betreffen, 
bei   Strafe    der  Nichtigkeit  Notariatsurkunden   zu    errichten   sind.^'). 

Das  den  Art.  9  des  pfälzischen  Notariatsgesetzes  Yom 
25.  Ventöse  XI.   abändernde  Gesetz  vom    28.  Februar  1880^«)    be- 


'^  Notanatsgesetz  Art.  12,  14.    Zar  Auslegung  des  Art.  14:  Landtags- 
abschied  vom  29.  April  1869  §  60  (6es.-Bl.  S.  839). 

^^  Hiezu  Bolza:  die  Gesetzgebung  Ober  das  Notariat  in  der  Pfalz. 
")  Art.  219  des  Ausf.-Ges.  z.  Reicfas-Zivilpr.-  u.  Konk.-Ordn. 
»«O  B.  G.-  u.  V.-Bl.  1880  S.  98. 
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stimmt,  dass  in  der  Pfals  Notariatsarkanden  ohne  Zosiehung  von 
Zeugen  oder  eines  zweiten  Notars  aufgenommen  werden  können, 
dass  die  Zusiehung  von  zwei  Zeugen  oder  eines  zweiten  Notars 
jedoch  geboten  ist,  wenn  ein  Betheiligter  blind,  taub,  stumm 
oder  der  deutschen  Sprache  nicht  mäohtig  ist,  desgleichen  wenn 
ein  Betheiligter  solches  verlangt.  Die  sonstigen  gesetzliehen  Be- 
stimmungen in  Ansehung  1»  der  Testamente,  2«  der  Schenkungen, 
selbst  unter  Ehegatten,  3.  des  Widerrufs  Ton  Testamenten  und 
Schenkungen  und  4.  der  Vollmachten  zur  Yomahme  der  unter 
Nr.  2  und  3  bezeichneten  Rechtshandlungen  lasst  obiges  Oesetz 
unberührt. 

YII.  Die  gegenseitigen  Jurisdiktionsverhältnisse 
zwischen  Bayern  und  Württemberg  sind  durch  die  unterm 
31.  Januar  1873  zwischen  den  beiderseitigen  Regierungen  aus- 
gewechselte Ministerialerklärung  Tom  8.  Januar  1873^^)  neu  ge- 
regelt und  festgestellt  worden.  Speziell  über  die  Behandlung  Yon 
Yerlassensehaften  der  gegenseitigen  Staatsangehörigen  enth&lt  diese 
Vereinbarung  Nichts«  In  Ansehung  der  niehtstreitigen  Rechts- 
pflege sind  folgende  Bestimmungen^^)  herrorzuheben: 

Von  den  Justizbehörden  des  einen  Staates  soll  denen  des 
anderen  die  Rechtshülfe  in  der  nichtstreitigen  Reehtspflege  in  allen 
Richtungen  gewährt  werden,  in  welchen  nicht  in  den  einschlagigen 
Gesetzen  desjenigen  Staates,  dem  die  ersuchte  Behörde  angehört, 
ein  Hinderniss  begründet  ist. 

Der  Geschäftsyerkehr  der  beiderseitigen  Justizbehörden  in 
Sachen  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  hat  im  Wege  unmittelbarer 
Korrespondenz  der  zustandigen  Behörden  zu  erfolgen. 

Dabei  ist  gegebenen  Falls  das  in  §  44  des  Reichsgesetzes  über 
die  Gewährung  der  Rechtshülfe  Yom  21.  Juni  1869  Torgeschriebene 
Verfahren  von  den  beiderseitigen  Behörden  zu  beobachten,  wonach 
ein  an  eine  nicht  zuständige  Behörde  gerichtetes  Gesuch  um  Rechts- 
hülfe von  dieser  Behörde  an  die  zuständige  abzugeben  ist. 


^*)  Bekanntmachmig  des  k.  ba^er.  Staatsministeriuma  der  Justiz  yom 
8.  März  1873,  die  gegenseitigen  Jansdiktionsverhältnisse  zwischen  Bayern 
und  Württemberg  betr.  (JuBt.-Min.-ßL  1873  S.  61  ff.)  In  Folge  dieser  Ver- 
einbarung ist  der  Jurisdiktionsyertrag  yom  7.  Mai  1821  (Bayer.  Reg.-Bl. 
S.  867  ff.)  in  Wegfall  gekommen. 

^>)  §  7  der  Ministerial-Erklärung  yom  8.  Januar  1873.  Die  hier  yer- 
einbarten  Bestimmungen  sind  durch  die  gesetzlichen  Vorschriften  der  deutschen 
Gerichtsyerfassung  über  Rechtshülfe  nicht  alterirt. 
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Für  die  Frage  des  Ersatzes  der  Kosten,  welche  durch  Ge- 
währung der  Rechtshülfe  in  Gegenständen  der  nichtstreitigen  Rechts- 
pflege erwachsen,  sind  die  im  §  43  des  gedachten  Reichsgesetzes 
festgestellten  Grundsätze  in  Anwendung  zu  bringen.  Hienach  sind 
die  Kosten  der  Rechtshülfe  von  der  ersuchenden  Behörde  zu  be* 
zahlen.  Wenn  jedoch  eine  zahlungspflichtige  Partei  nicht  yorhanden 
oder  wenn  die  zahlungspflichtige  Partei  nnyermögend  ist,  so  wird 
die  Rechtshülfe  kosten-  und  gebührenfrei  geleistet. 

Ausserdem  ist  in  der  Vereinbarung  der  unyeränderte  Fort- 
bestand der  Uebereinkommen  Tom  8.  März  1825  und  7.  Juni  1851, 
die  BoTormundung  der  in  Bayern  und  Württemberg  zu- 
gleich begüterten  Minderjährigen  betr.,  anerkannt. 

Die  Uebereinkunft  Tom  8.  März  1825^^)  bestimmt: 

Art.  1.  Wenn  Jemand,  der  im  Königreiche  Bayern  und  im  Königreiche 
Württemberg  zugleich  Vermögen  besitzt  (es  sei  ein  Mann  oder  eine  Fran» 
welche  als  Wittwe  vermöge  der  Gütergemeinschaft  in  dem  Vermögen  sitzen 
geblieben  war),  mit  Hinterlassnng  eines  oder  mehrerer  minderjähriger  Kinder 
stirbt,  so  ist  die  Vormundschaft  über  diese  in  demjenigen  Staate  zu  bestellen, 
in  welchem  der  oder  die  Verstorbene  den  Wohnsitz  gehabt  hat. 

Art.  2.  Der  andere  der  beiden  Staaten  macht  sich  verbindlich,  alles 
bewegliche  Vermögen,  welches  der  oder  die  Verstorbene  in  demselben  be- 
sessen hat,  an  diese  Vormundschaft  auszuantworten  oder  zur  Verwaltung  zu 
überlassen,  und  es  sollen  der  Vormund  oder  die  Vormundschaft  auch  in  An- 
sehung dieses  Vermögens  nur  aUein  der  sie  bestellenden  Obrigkeit  des  Wohn- 
ortes Rechnung  zu  tragen  schuldig  sein. 

Art.  8.  Hatte  der  oder  die  Verstorbene  in  demjenigen  der  beiden 
Staaten,  in  welchem  sie  nicht  wohnten,  unbewegliches  Vermögen,  so  wird 
in  Ansehung  desselben  für  die  Minorennen  in  diesem  Staate  auch  noch  eine 
Güter-Kuratel  {cura  recUis)  obrigkeitlich  bestellt. 

Werden  in  der  Folge  diese  Immobilien  in  gesetzmfissiger  Art  ganz 
oder  zum  Theile  verftussert,  verkauft,  gegen  auswärts  gelegene  Güter  ver- 
tauscht u.  dergl.,  so  löst  sich  auch  die  Güter-Kuratel  in  so  weit  auf,  und 
insbesondere  sind  die  beweglichen  Surrogate  der  veräusserten  Güter  nach 
Art.  2  zu  behandeln. 

Art.  4.  Derjenige  der  beiden  Staaten,  in  welchem  eine  solche  Güter- 
Kuratel  zu  besteUen  ist,  macht  sich  im  Voraus  verbindlich,  den  oder  die  im 
Staate  des  Wohnorts  aufgestellten,  ihm  namhaft  zu  machenden  Vormund 
oder  Vormünder  auch  als  Göter-Kurator  oder  Kuratoren  anzuerkennen  unter 
der  Verbindlichkeit,  der  Oberkuratel  über  die  Verwaltung  der  dort  gelegenen 
Güter  Rechnung  zu  legen  und  deren  Genehmigung  oder  Konsens  bei  Ver- 
äUBserung,  Verstümmlung  oder  Belastung  dieser  Güter  einzuholen. 
Der  in  dem  einen  Staate  aufgestellte  Vormund  ist  auf  Verlangen  gehalten. 


>«)  Bayer.  Reg.-Bl.  1825  S.  1153;  Württemb.  Reg.-Bl.  1826  S.  26. 
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sich  wegen  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeiten  gegen  die  aufsehende  Euraiel- 
behörde  des  anderen  Staates  an  Eidesstait  zu  reversiren.*^ 

Art.  6.  Wenn  der  Vater  oder  die  Mutter  der  Minderjährigen  einen 
Wohnsitz  in  einem  jeden  der  beiden  Staaten  hatten,  so  wird  die  Vormund- 
schaft in  demjenigen  Staate  bestellt,  in  welchem  Er  oder  Sie  gestorben  ist, 
oder  sich,  wenn  der  Tod  in  keinem  der  beiden  Staaten  erfolgte,  yor  dem  Ab- 
leben zuletzt  aufgehalten  hat,  vorbehaltlich  einer  besonderen  üebereinkunft  in 
denjenigen  eingetretenen  Fällen,  in  welchen  nach  Bewandtniss  der  umstände 
die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  unbequem  und  für  den  Minderjährigen 
nachtheilig  sein  könnte. 

Wegen  Bestellung  der  Güter-Kuratel  in  dem  anderen  Staate  hat  es 
jedenfalls  bei  Demjenigen,  was  in  Art.  2,  3,  4  festgesetzt  ist,  sein  Bewenden. 

Art.  6.  Hat  endlich  der  oder  die  Verstorbene  im  Königreiche  Bayern 
und  im  Königreiche  Württemberg  zwar  Vermögen,  aber  in  keinem  von  beiden 
einen  Wohnsitz,  so  wird  in  jedem  der  beiden  Staaten,  ohne  Rücksicht  auf 
den  andern  eine  Güter-Kuratel  bestellt,  vorbehaltlich  dessen,  was  in  Staats- 
verträgen mit  demjenigen  dritten  Staate,  in  welchem  der  oder  die  Verstorbene 
gewohnt  hat,  solcher  Vormundschaften  halber  verabredet  ist. 

In  dem  Nachtrage  vom  7.  Juni  1851^^  sind  die  beiderseitigen 
Regierungen  weiter  dahin  übereingekommen,  dass  bei  Veräasserung 
Verpfändung  oder  Belastung  von  im  Fideikommiss- Verbände  befind- 
lichen Gütern  der  erforderliche  Konsens  für  minderjährige  Agnaten 
nicht  bei  der  Güter-Kuratelbehörde,  sondern  bei  der  Vormuhdschafts- 
behörde  des  Wohnortes  dieser  Agnaten  einzuholen  sei. 

Die  zwischen  Bayern  und  Baden  über  die  Regelung  der 
gegenseitigen  Jurisdiktionsverhältnisse  ausgetauschte  Ministerial- 
Erklärung  vom  9.  August  1873^^)  enthält  in  Bezug  auf  die  nicht* 
streitige  Rechtspflege  über  die  gegenseitig  zu  gewährende  Rechts- 
hülfe,   über    unmittelbaren    Geschäftsverkehr    und    die    Frage    des 


'^)  Aus  den  Bestimmungen  des  Art.  4  im  Zusammenhalt  mit  Art.  1 
ergiebt  sich,  dass  die  vorraundschaftliche  Geschäftsführung  ungetheilt  bei 
dem  Staate  des  Wohnsitzes  belassen  werden  wollte,  die  Vormundschafts* 
fährung  sich  also  auf  die  Verwaltung  der  in  dem  anderen  Staate  gelegenen 
Güter  des  Mündels  zu  erstrecken  hat. 

")  Württemb.  Reg.-Bl.  1851  S.  182;  Bayer.  Reg.-Bl.  1851  S.  758. 

^^)  Bekanntmachung  des  k.  bayor.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom 
16.  März  1874  (Bayer.  Just.-Min..Bl,  1874  S.  65  ff.)  —  Durch  diese  Verein- 
barung sind  u.  A.  iiisbesondere  die  üebereinkommen,  welche  nach  den  Be- 
kanntmachungen des  k.  bayer.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom  11.  März 
1818  und  12.  Juli  1818  (Bayer.  Reg.«l.  S.  757),  die  Erleichterung  der  geiicht- 
liehen  Insinuationen  mit  Baden  betr.,  und  nach  den  Verordnungen  des  gross- 
herzogl.  badischen  Justizministeriums  vom  16.  Januar  1818  (Bad.  Reg.-Bl.- 
Nr.  IV)  und  vom  24.  August  1888  (Bad.  Reg.-Bl.  Nr.  XXXI),  den  Geschäfts- 
gang bei  gegenseitigen  Requisitionen  betr.,  geschlossen  wurden,  in  Wegfall 
gekommen. 
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Kostenersatses  ganz  konforme  Bestimmungen,  wie  die  Bayerisch- 
Württembergische  Erklärung  vom  8.  Januar  1873,  weshalb  der  Kürze 
wegen  auf  letztere  (s.  oben  S.  108)  Bezug  genommen  werden  kann. 

Bei  den  desfallsigen  Verhandlungen  wurde  besonders  konstatirt, 
dass  durch  das  Rechtshülfegesetz  Tom  21.  Juni  1869  alle  diejenigen 
Vereinbarungen  mit  der  grossherzoglich  badischen  Staatsregierung 
unberührt  blieben,  welche  sich  ausschliesslich  auf  Gegenstände 
der  nichtstreitigen  Rechtspflege  beziehen,'^)  namentlich  auch  das 
Uebereinkommen  vom  Jahre  1864  über  die  Taxen  von  Erbschaften 
und  Legaten  an  fromme  Stiftungen. ^^)  Letzteres  Uebereinkommen 
geht  dahin,  dass  bei  Erwerbung  von  Vermögen,  welche  Yon  den  An- 
stalten und  Stiftungen  für  Wohlthätigkeit  und  Unterricht,  von  so- 
genannten frommen  Stiftungen  und  Kirchenfabriken  des  einen  Landes 
in  dem  anderen  durch  Erbsohaftsanfall,  Legate,  Schenkung,  Kauf 
oder  sonst  irgend  stattfindet,  die  Erwerber  keiner  anderen  Abgabe 
unterliegen  sollen,  als  die  gleichartigen  Anstalten  des  eigenen  Landes 
in  gleichem  Falle  zu  entrichten  verpflichtet  sind. 

Die  Minis terialentschliessung  yom  14.  Januar  1856  Nr.  3721, 
durch  welche  bezüglich  der  Verlassenschaften  der  in  Bayern  yer- 
storbenen  badischen  Staatsangehörigen  besondere  von  den  allgemeinen 
Zuständigkeitsnormen  abweichende  Yorschrifton  gegeben  waren,  ist 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  durch  Bekanntmachung  des  k.  Staats- 
ministeriums der  Justiz  yom  18.  Juli  1888  (J.-M.-Bl.  S.   171). 

VIII.  Ueber  die  Behandlung  der  Verlassenschaften 
der  in  Bayern  yerstorbenen  Ausländer  und  der  im  Aus- 
lande yerstorbenen  Bayern  ist  yom  k.  Staatsministerium  der 
Justiz  zur  Instruktion  für  die  Präsidenten  der  Landgerichte  anläss- 
lich der  Beaufsichtigung  der  Amtsgerichte  nachstehende  Entschliessung 
yom  7.  Oktober  1891  ergangen: 

1.  In  erster  Reihe  sind  bei  der  sog.  internationalen  Nachlassbehandlung 
die  Vorschriften  der  Staatsyerträge  zu  beachten.  Abgesehen  yon  den  mit 


'*^  Dagegen  bestand  zwischen  den  beiderseitigen  Staatsregierongen 
Einyerstftndniss  darüber,  dass  die  am  1.  August  1810  yon  dem  yormaligen 
Grossherzogthum  Würzburg  und  am  28.  Februar  1811  yon  dem  yormaligen 
GroBsherzogthum  Frankfurir  mit  dem  Grossherzogthum  Baden  abgeschlossenen 
Jurisdiktionsyerträge,  die  Anerkennung^  eines  allgemeinen  Erb-  und  Qt&ni- 
gerichtsstandes  betr.,  nicht  mehr  zu  Recht  bestehen,  wenn  auch  die  Gebiets- 
tiieile,  fOr  welche  diese  Verträge  abgeschlossen  worden,  später  dem  König- 
reiche Bayern  theils  ganz,  theils  in  Parzellen  einyerleibt  wurden. 

V^.  auch  Note  12  zu  §  94. 

")  Bekanntmachung  yom  10.  März  1864  (Bayer.  Just.-Min.-Bl.  S.  62). 
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überseeischen  Ländern  abgeschlossenen^  wegen  ihrer  seltenen  Anwendbarkeit 

—  bezüglich  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  siehe  unter  lit.  c.  —  hier 
nicht  erwähnten  Verträgen  kommen  in  Betracht: 

a)  Art.  11  und  12  des  Konsularvertrages  mit  ItaHen  yom^^^^^!^ 

(bayer.  Ges.-  u.  Verord.-Bl.  1876  S.  857), 

b)  Art.  11  und  12  desEonsularvertrages  mit  Spanien  vom     '  . ^ 

(bayer.  Ges  -  u.  Verordn.-Bl.  1877  S.  339), 

c)  Art.  10  der  Konsularkonvention    mit    den  Vereinigten  Staaten    von 
Amerika  vom  11.  Dezember  1871  (R.-G.-B1.  1872  S.  95.), 

d)  die  Konvention  mit  Russland  über  die  Regulirung  von  Hinterlassen- 
schaften vom^f;  ^^^"^^'^  1874  (R..G.-ßl.  1875  S.  136), 

31.  Oktober 

e)  Art.  XV — XXVI  des  Konsul arvertrages  mit  Griechenland  vom  26.  No- 
vember 1881  (R.-G.-B1.  von  1882  S.  101), 

f)  Art.  XI — XXIII  des  Konsularvertrages  mit  Serbien  vom  6.  Januar  1883 
(R.-G.-B1.  1883  S.  62). 

2.  Als  Nachlassgericht  ist  nach  dem  Mandate  vom  6.  August  1764 
(Meyr*s  Generaliensammlung  Bd.  IV  S.  928)  —  vgl.  auch  das  Mandat 
vom  8.  Dezember  1764  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  1336),  dann  Th.  III  Kap.  1  §  17 
Nr.  4  des  bayer.  Landrechts  und  Th.  II  Tit.  5  §  14  der  preuss.  Allgemeinen 
Gerichtsordnung  —  abgesehen  von  dem  in  Art.  120  des  AusfÜhrungsgesetzes 
zur  Zivilprozessordnung  und  Konkursordnung  geregelten  Falle  —  dasjenige 
Amtsgericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  sein 
„domicüium"*  gehabt  hat.  Es  ist  bestritten,  ob  es  im  Sinne  dieser  älteren 
Bestimmungen  liegt,  unter  diesem  Domizilsgericht  dasjenige  Gericht  zu  ver- 
stehen, unter  welchem  der  Erblasser  nach  der  jeweils  geltenden  Prozessordnung 

—  vgl.  nunmehr  §  14  und  §  18  der  Zivilprozessordnung  —  seinen  allgemeinen 
Gerichtsstand  gehabt  hat.  Die  Praxis  spricht  sich  für  die  Bejahung  dieser 
Frage  aus,  und  es  besteht  kein  Anlass,  dieser  Praxis  von  Aufisichtswegen  ent- 
gegenzutreten. 

Hienach  und  im  Hinblick  auf  den  Karakter  der  Erbfolge  als  einer  Ge- 
sammtnach folge  sind  einerseits  die  bayerischen  Gerichte  zur  Auseinandersetzung 
des  in  und  ausser  Bayern  gelegenen  beweglichen  und  unbeweglichen  Nach- 
lasses eines  zur  Zeit  seines  Todes  in  Bayern  wohnhaften  Ausländers  berufen, 
während  sie  andererseits  die  Bereinigung  der  gesammten,  auch  der  in  Bayern 
gelegenen  Verlassenschaft  eines  zur  Zeit  seines  Todes  im  Auslande  wohnhaften 
bayerischen  Staatsangehörigen  den  auswärtigen  Behörden  zu  Überlassen  und 
sich  auf  die  etwa  gebotene  Sicherstellung  des  in  Bayern  gelegenen  Nachlasses 
zu  beschränken  haben. 

Die  Regel,  dass  für  die  Zuständigkeit  der  Nachlassgerichte  die  Staats- 
angehörigkeit des  Erblassers  ohne  Einfluss  ist,  erleidet  aber  mehrfache  Aus- 
nahmen. Insbesondere  ergeben  sich  solche  Ausnahmen  aus  den  Bestimmungen 
der  oben  aufgeführten  Verträge  mit  Italien^  Spanien,  Russland,  Griechenland 
und  Serbien.  Nach  den  Verträgen  mit  Griechenland  und  Serbien  wird  nicht 
nur  das  für  die  Erbfolge  in   das  gesammte,  bewegliche  wie  unbewegliche 
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Yenndgen  des  Erblassers  massgebende  Recht,  sondern  auch  die  Zuständigkeit 
zur  Nachlassregulirung  (Ermittlung  der  Erben  und  Nachlasstheilung)  aus- 
schliesslich durch  die  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers  bestimmt.  Die 
bayerischen  Gerichte  sind  daher  zur  Auseinandersetzung  des  in  Bayern  ge- 
legenen Nachlasses  eines  griechischen  oder  serbischen  Staatsangehörigen  selbst 
dann  nicht  berufen^  wenn  dieser  in  Bayern  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt 
hat.  Anderseits  müssen  die  bayerischen  Behörden  die  gesammte  Yerlassen- 
schaft  eines  bayerischen  Staatsangehörigen  selbst  dann  bereinigen^  wenn  der 
Verstorbene  seinen  letzten  Wohnsitz  in  Griechenland  oder  Serbien  gehabt  hat. 
Zu  diesem  Zwecke  wird  dem  bayerischen  Nachlassgerichte  der  Erlös  des  in 
der  Regel  von  den  deutschen  Konsuln  liquidirten  Nachlasses  zur  YerfQgung 
gestellt.  Die  Konsuln  selbst  sind  nach  §  18  der  allgemeinen  Dienst- 
instruktion für  die  Konsuln  dds  Dautschen  Reichs  vom  6.  Juli  1871  (Justiz- 
Min.-Bl.  S.  184)  zur  eigentlichen  Nachlassregulirung  und  Nachlasstheilung 
nicht  befugt. 

Zuständig  zu  der  Nachlassbehandlung  ist,  wenn  der  Yerstorbene  in 
Bayern  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  gehabt  hat^  das  Gericht  seiner 
Heimath.  Dies  entspricht  nicht  nur  der  allgemeinen,  von  dem  kgl.  Staats- 
ministerium der  Justiz  wiederholt  gebilligten  Praxis,  sondern  liegt  auch  im 
Sinne  der  älteren,  auf  Grund  der  Gerichtsordnung  erlassenen  massgebenden 
Bestimmungen,  nach  welchen  subsidiär  das  forum  originis  begründet  er- 
scheint. 

Auch  in  den  Yerträgen  mit  Italien,  Spanien  und  Russland  ist  der 
Staatsangehörigkeit  des  Erblassers  ein  weitgehender  Einfluss  auf  die  Zu- 
ständigkeit zur  Nachlassregulirung  eingeräumt,  jedoch  nur  unter  gewissen 
Beschränkungen  und  Yoraussetzungen,  bezüglich  derer  die  einzelnen  Yerträge 
(s.  oben)  zu  vergleichen  sind.  Hervorgehoben  soll  nur  werden,  dass  inländische 
Erbberechtigte  ein  Einschreiten  der  bayerischen  Yerlassenschaftsbehörden, 
soweit  ein  solches  nach  dem  massgebenden  Zivilrechte  geboten  ist,  verlangen 
können,  auch  wenn  die  Nachlassregulirung  im  übrigen  den  italienischen, 
spanischen  und  russischen  Behörden  zusteht,  und  dass  die  Nachlassbehandlung 
bezüglich  der  unbewegb'chen  Güter  eines  in  Bayern  verstorbenen  Angehörigen 
dieser  Staaten  nach  den  angeführten  Yerträgen  den  bayerischen  Gerichten 
nicht  entzogen  ist. 

Auch  abgesehen  von  den  Bestimmungen  der  Staatsverträge  erscheint 
es  unt^r  Umständen  geboten,  dass  die  bayerischen  Gerichte  die  Yerlassen- 
schaft  eines  bayerischen  Staatsangehörigen  behandeln,  obwohl  dieser  zur  Zeit 
seines  Todes  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Bayern,  sondern  im  Ausland  gehabt  hat* 

Dies  trifft  jedenfalls  dann  zu,  wenn  die  auswärtigen  Behörden  des 
letzten  Wohnortes  ihre  Thätigkeit,  insbesondere  die  Ausstellung  eines  Erb- 
schaftszengnisses  deshalb  ablehnen,  weil  sie  nach  den  für  sie  massgebenden 
Yorschriften  zur  Yerlassenschaftsbehandlung  nicht  zuständig  sind,  und  wenn 
in  diesem  Falle  znm  Nachlass  inländische  Grundstücke  oder  in  Yerwahrung 
einer  inländischen  öffentlichen  Behörde  befindliche  Gegenstände  gehören.  Hier 
ist  die  Ausstellung  eines  Erbschaftszeugnisses  in  Ansehung  dieser  Grundstücke 
und  Gegenstände  schon  durch  die  Rücksicht  auf  die  Bareinigung  d^r 
Böbm,  Intern.  Nachlassbehandlung.  B 
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iJIndischeii  OffentlicheB  B&cber  and  die   Beendigung  der  Verwalirangs^eht 
der  inl&ndischen  öffentlichen  Behörden  geboten. 

Eine  Th&tigkeit  der  bayerischen  NacUassgerichte  erscheint  ab^  anch 
in  dem  z.  B.  gegenflber  Frankreich  wiederholt  Torgekommenen  Falle  ver- 
anlasst, dass  die  answftrtigen  Behörden  des  letzten  Wohnortes  des  Terstorbenen 
bayerischen  Staatsangehörigen  unter  Ablehnung  ihrer  Thätig^eit  die  Verlassen- 
Schaft  zor  Verf&gang  der  bayerischen  Behörden  stellen  oder  die  Einweisong 
der  inländischen  Erbberechtigten  in  das  im  Auslände  befindliche  Vermögen 
von  der  AnssteUmig  eines  Erbschaftszengnisses  seitens  eines  bayerischen  Gre- 
richts  abhängig  machen.  Bei  der  Unmöglichkeit,  in  einem  solchen  Falle  die 
aoslAndischen  Behörden  auf  diplomatischem  Wege  zur  Anerkennung  ihrer  Zu- 
ständigkeit zu  veranlassen,  würden  durch  die  Ablehnung  der  Zuständigkeit 
der  bayerischen  Gerichte  berechtigte,  auf  den  Schutz  der  inländischen  Be- 
hörden angewiesene  Interessen  von  Inländern  verletzt,  und  es  haben  daher 
die  Gerichte  der  bayerischen  Heimath  insbesondere  durch  Ausstellung  von 
Erbschaftszeugnissen  einzugreifen,  wozu  sie  nach  den  massgebenden  älteren 
Bestimmungen  mangels  eines  inländischen  oder  eines  nach  dem  massgebenden 
ausländischen  Rechte  zuständigen  ausländischen  „forum  damicüW  als  y/orum 
originis''  selbst  dann  berechtigt  wären,  wenn  man  nicht  mit  der  bayerischen 
Rechtsprechung  hier  wie  in  anderen  Fällen  Gründe  der  Zweckmässigkeit  allein 
für  die  Zuständigkeit  als  ausschlaggebend  anerkennen  wollte  (vgL  Bl.  f.  R.-A. 
Bd.  29  S.  329;  Samml.  der  Entsch.  in  Gegenständen  des  Zivilrechtes  und 
Zivilprozesses  Bd.  6  S.  254  und  10  S.  495). 

3.  Hat  ein  Ausländer,  dessen  Verlassenschaft  nach  den  maasgebenden 
Vorschriften  nicht  von  einem  bayerischen  Gerichte  zu  behandeln  ist,  in  Bayern 
eine  notarielle  letztwillige  Verfügung  errichtet,  so  hat  das  Gericht,  an  dessen 
Sitz  sich  der  Notar  befindet,  die  letztwillige  Verftkgung  —  wenn  sie  von  dem 
Notar  aufgenommen  worden  ist,  in  Ausfertigung,  wenn  sie  bei  dem  Notar 
verschlossen  hinterlegt  worden  ist,  in  Urschrift  und  uneröffnet  —  zu  erholen 
und  zu  verkünden. 

Diese  Verkündung  durch  ein  bayerisches  Gericht  erscheint,  abgesehen 
von  der  Unersetzlichkeit  des  bei  Uebersendung  ins  Ausland  möglicher  Weise 
drohenden  Verlustes  verschlossen  hinterlegter  letztwilliger  Verfügungen,  des« 
halb  geboten,  weil  deren  Inhalt  für  die  weitere  Behandlung  der  Verlassen- 
schaffc,  nicht  selten  auch  für  die  Bemessung  der  Zuständigkeit  der  auswärtigen 
Konsuln  entscheidend  ist,  und  findet  für  das  bayerische  Landrecht  im  Thl.  III 
Kap.  II  §  14  Nr.  2  und  für  das  preussische  Landrecht  in  Thl.  I  Tit.  12  §  237, 
welche  Bestimmungen,  soweit  es  sich  um  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeit 
der  bayerischen  und  ausländischen  Gerichte  handelt,  durch  den  nur  das  Ver- 
hältniss  der  bayerischen  Notare  zu  den  bayerischen  Gerichten  regelnden 
Art.  28  des  Not.-Ges.  nicht  aufgehoben  worden  sind,  ihre  ausdrückliche  Recht- 
fertigung. 

Von  dem  Verkündungstermin  sind  die  gesetzlichen  'Exbea  und  die 
sonstigen  Betheiligten,  soweit  diese  Personen  dem  Gerichte  bekannt  sind  und 
deren  Zuziehung  nicht  wegen  der  Entfernung  ihres  Aufenthaltsortes  oder  ans 
sonstigen  Gründen  unthunlich  ist,  zu  verständigen.    Das  Protokoll  über  die 
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VerkQnduDg  der  letztwilligen  Yerf&gong  ist  mit  dieser  dem  k.  Stsatsministerium 
der  Justiz  in  Vorlage  zu  bringen.  Von  yerschlossen  hinterlegten  letztwilligen 
Verfügungen  ist  Abschrift  zu  den  Akten  zu  fertigen. 

Handelt  es  sich  um  die  Verkündung  einer  letztwilligen  Verfügung  eines 
Angehörigen  der  unter  Ziff.  1  lit.  a — f  aufgeführten  Staaten,  so  ist  der  Ver- 
kündungstermin dem  k.  Staatsministerium  der  Justiz  unmittelbar  behufs  Ver- 
ständigung des  auswärtigen  Konsuls  bekannt  zu  geben. 

4.  Ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  Zuständigkeit  der  bayerischen  Qe- 
richte  zur  Nachlassregulirung  gegeben  ist,  haben  diese  von  Amts  wegen 
für  die  Sicherung  des  Nachlasses  von  Ausländem  zu  sorgen  und  zu  diesem 
Zwecke  geeigneten  Falls  die  Anlegung  von  Siegeln,  die  gerichtliche  Hinter- 
legung von  Geldern,  Kostbarkeiten  und  Werthpapieren,  sowie  die  Anfertigung 
eines  Nachlassverseichnisses  anzuordnen.  Für  diese  Sicherung  des  Nachlasses 
ist  jedes  bayerische  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  das  Bedürfiiiss  der 
Fürsorge  sich  ergibt. 

Vielfach  sind  jedoch  in  den  Staatsverträgen  die  auswärtigen  Konsuln 
zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  oder  zur  Mitwirkung  bei  dieser  Sicher- 
stellung berufen. 

In  diesen  Fällen  muss  (vgl.  die  Verträge  mit  Italien,  Spanien,  Bussland, 
Griechenland  und  Serbien)  dem  Konsul,  wenn  er  am  Orte  des  Sterbefalls  oder 
in  dessen  Nähe  seinen  Amtssitz  hat,  unverzüglich  Nachricht  gegeben  werden. 
Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Gerichte,  falls  ihnen  nicht  zugleich  mit  der 
Todesanzeige  eine  Sterbeurkunde  mitgetheilt  wird,  von  dem  Standesbeamten 
einen  nicht  weiter  zu  beglaubigenden,  kostenfreien  Auszug  aus  dem  Sterbe- 
register zu  erholen  und  diese  Urkunde  unter  Beifügung  eines  mit  dem  Amts- 
siegel zu  versehenden  Beglaubigungszeugnisses,  d.  i.  einer  Bestätigung,  dass  die 
Urkunde  von  dem  hiezu  berechtigten  Beamten  ausgestellt  wurde,  schleunigst 
und  unmittelbar  an  das  k.  Staatsministerium  der  Justiz  einzusenden  (vgl.  die 
Bekanntmachung  vom  12.  Januar  1878,  J.-M.-B1.  S.  14).'^ 

Verstirbt  ein  Angehöriger  der  vorerwähnten  5  Staaten  an  einem  Orte, 
wo  eine  Konsularbehörde  seines  Heimathstaates  nicht  vorhanden  ist,  so  hat 
das  Gericht  die  nöthigen  Sicherungsmassregeln  sofort  vorzunehmen  und  be- 
glaubigte Abschriften  der  aufgenommenen  Verhandlungen  nebst  der  beglaubigten 
Todesurkunde  und  dem  Passe  oder  den  sonstigen  die  Staatsangehörigkeit  des 
Verstorbenen  darthuenden  Schriftstücken  binnen  kürzester  Frist  dem  k.  Staats- 
ministerium der  Justiz  in  Vorlage  zu  bringen. 

Die  Konsuln  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika  sind  zwar  zu  der 
Mitwirkung  bei  der  Sicherstellung  des  Nachlasses  eines  Angehörigen  dieser 
Staaten  nicht  berufen;  im  Hinblick  auf  Art.  10  der  Konsular-Konvention  vom 
11.  Dezember  1871  haben  aber  die  Gerichte  auch  im  Falle  eines  Sterbefalls 
eines  amerikanischen  Staatsangehörigen  an  das  k.  Staatsmimsterinm  der  Justiz 
eine  beglaubigte  Sterbeurkunde  und  die  die  Staatsangehörigkeit  des  Ver- 
storbenen feststeUenden  Urkunden  einzusenden.")  » 


")  Vgl.  hiezu  auch  Bekanntmachung  des  k.  Justizministeriums  vom 
10.  Juni  1877  (Just..Min.-Bl.  S.  129). 

**)  Im  Uebrigen  gehört  die  Mittheilnng  der  Anzeigen  über  das  Ableben 
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IX.  lieber  den  ScbriftenTerkehr  mit  den  Behörden  anderer 
Staaten,  mit  den  Gesandtscliaften  und  Konsulaten  n.  s.  w.  ist  Folgendes 
anzuführen: 

Mit  den  Behörden  der  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen  Staaten, 
einschliesslich  des  Reichslandes  Elsass-Lothringen,  findet  unmittel- 
barer Schriftenverkehr  statt,  insofern  nicht  in  einseinen  F&llen  be- 
sondere  Verhältnisse  die  diplomatische  Yermittelung  noth wendig 
machen« 

Bezüglich  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  (und  auch  der  Straf- 
rechtspflege) ergiebt  sich  solches  nunmehr  aus  den  über  die  Rechts- 
hülfe im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  geltenden  Bestimmungen.'^) 

Auf  die  nichtstreitige  Rechtspflege  finden  die  Bestimmungen 
des  Gerich tsrerfassungsgesetzes  für  das  Deutsche  Reich  über  Rechts- 
hülfe keine  Anwendung.  In  den  Motiven  zu  Art.  77  des  bayerischen 
Ausführungsgesetzes  vom  23.  Februar  1879  zu  erstgenanntem  Ge- 
setze'^) ist  deshalb  ausdrücklich  betont,  dass  in  den  nicht  zur 
streitigen  Gerichtsbarkeit  gehörenden  Angelegenheiten  der  Verkehr 
mit  den  Gerichten  anderer  Bundesstaaten  sich  lediglich  nach  den 
bestehenden  Verträgen  bemesse.  Solche  Vereinbarungen  bestehen 
Über  unmittelbaren  Verkehr  mit  Preussen  nach  Bekanntmachung 
Tom  27.  Mai  1834  (Reg.-Bl.  1834  S.  811)  und  bezüglich  der  beider- 
seitigen Rheinproyinzen  nach  XJebereinkunft  Tom  4./30.  Oktober  1819 
(Intelligenzblatt    der  Pfalz    S.  625),    mit  Baden    nach  Ministcrial- 


eines  Ansl&Qders  an  die  auswärtigen  Heimathsbehörden  zunächst  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  Verwaltungsbehörden.  Eine  offizielle  Thätigkeit  der  Behörden 
tritt  jedoch  nur  da  ein,  wo  Verträge  hierüber  bestehen  oder  eine  auf  Gegen- 
seitigkeit gegrOndete  Uebung  sich  gebildet  hat. 

Für  die  Gerichte  wird  ausser  in  den  Fällen,  in  welchen  solches  nach 
Obigem  in  Folge  bestehender  Konventionen  geboten  ist,  eine  Veranlassung 
zur  Abgabe  der  an  sie  gelangten  Anzeigen  über  das  Ableben  auswärtiger 
Staatsangehöriger  gegeben  sein,  so  oft  die  Zuständigkeit  der  Behörde  des 
auswärtigen  Staates  in  Frage  und  ein  Rücklass  im  Inlande  vorhanden  ist. 
Ist  Letzteres  nicht  der  Fall,  so  erscheint  eine  Abgabe  der  Todesanzeige  durch 
das  Gericht  an  die  auswärtige  zuständige  Behörde  in  der  Regel  nicht  an- 
gezeigt, wenn  nicht  etwa  die  erfolgte  Amneldung  von  Nachlasspassiven,  das 
Auffinden  einer  letztwilligen  Verfügung  u.  dgU  die  Mittheilung  nothwendig 
machen. 

**)  Titel  13  des  Gerichts  Verfassungsgesetzes  für  das  Deutsche  Reich 
8§  157—169,  bezüglich  der  RechtshOlfe  in  den  zur  ordentlichen  streitigen 
oerichtsbarkeit  gehörigen  Rechtssachen;  Gesetz  vom  21.  Juni  1869,  die  Gre- 
Währung  der  RechtshOlfe  betr.  (Nordd.  Bundesges.-Bl.  1869  S.  305;  Beil.  z. 
bayer.  Ges.-Bl.  1870/71  S.  73;  £ndemann,  die  Rechtshülfe  im  Norddeutschen 
Bunde,  Berlin  1869),  hinsichtlich  der  vor  besondere  (nicht  ordentliche)  Ge- 
richte gehörenden  Rechtsstreitigkeiten. 

»»)  Verh.  d.  K.  d.  A.  1878/79,  Beü.  Bd.  V  S.  159. 
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erklarung  Tom  9.  August  1878  §  6  (Ju8t.-M.-BL  1878  S.  69),  mit  dem 
Grosahenogthum  Hessen  nach  Bekanntmachung  vom  12.  Juli  1818 
(Reg.-Bl.  1818  a  757)  und  Just.-Min.-EntBchl.  vom  31.  August  1857 
(Just.-Min.-BL  1870  S.  183),  mit  dem  Oldenburgischen  Fürsten- 
thume  Birkenfeld  beaüglich  der  Korrespondensen  aus  der  Pfalz 
nach  Uebereinkunft  Tom  3./30.  Mai  1837  (Amtsblatt  der  Pfalz  S.  368), 
femer  mit  Württemberg  nach  Ministerialerklärung  yom  8.  Januar 
1873  §  7  (Just.-Min.-BL  1873  8.  68). 

Mit  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  ist  bezüglich  des 
gegenseitigen  Schriftenwechsels  eine  ausdrückliche  Yereinbarung  nicht 
getroffen.  Es  ist  jedoch  bereits  in  einer  an  das  Tormalige  Appellations- 
gericht der  Oberpfalz  und  yon  Regensburg  unterm  19«  Oktober  1860 
ergangenen  Entschliessung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz. aus- 
gesprochen worden,  dass  das  Verbot  bezüglich  der  direkten  Kor- 
respondenz mit  den  Behörden  auswärtiger  Staaten  sich  lediglich  auf 
den  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  Behörden  ausserdeutscheic  Staaten 
beziehe;  auch  in  der  oben  Note  4  erwähnten  Min.-Entschliessung 
yom  28.  Juni  1853  war  die  Untersagung  der  unmittelbaren  Kor- 
respondenz nur  auf  den  Verkehr  mit  den  Behörden  ausserdeutsoher 
Staaten  beschränkt«  In  der  That  ist  nunmehr  der  unmittelbare 
gegenseitige  Verkehr  in  ni<Atsteeitigen  Reohtsangelegenheiten  mit 
den  Behörden  aller  deutschen  Bundesstaaten  einsc)|liesslich  Eisass- 
Lothringen  in  Uebung« 

Für  den  Erlass  und  die  geschäftliche  Behandlung  yon  Ersuch- 
schreiben und  Anträgen,  welche  im  (nichtdeutschen)  Auslande  zu 
erledigen  sind,  sind  die  bezüglichen  Vorschriften^®)  in  der  gemein- 
schaftlichen Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  des  k.  Hauses 
und  des  Aeussem,  der  Justiz  und  der  Finanzen  yom  28.  Noyember 
1887  (Ju8t.-Min.-Bl.  S.  279  ff.)  mit  desgl.  Bekanntmachung  vom 
17.  Oktober  1890  (Just.-Min.-Bl.  S.  291)  zusammengestellt.  Solche 
betreffen  I.  die  Rechtshülfe  (gleichviel  ob  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  wie  der  streitigen  Gerichtsbarkeit,  und  zwar  A.  allgemeine 
Bemerkungen,  B^  Ersuchen  an  die  Gerichtsbehörden  in  den  deutschen 
Schutzgebieten,  C.  Ersuchen  an  diplomatische  Vertreter  des  Reiches 
und  Bayerns,  D.  Ersuchen  an  deutsche  Konsuln,  E.  Ersuchen  an 
ausländische  Behörden,  F.  besondere  Bemerkungen  über  den  Rechts- 


")  Soweit  solche  Anträge  nicht  die  Festnahme  oder  Auslieferung  ver- 
folgter Personen  betreffen,  worüber  besondere  Vorschriften  gegeben  sind. 
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Ulfererkahr  wdt  eioMliiea   bmmdem  Uadcn),   IL  Oenche 
ludb  dm  Gebiete«  der  BeeUskftlfe. 

X«  Hioeiehtli^  des  Kotienpanktet  in  niektttreitigen 
Reeliitliftlfeft«eheii  sind  enf  Qmnd  des  beyer«  Gesetoes  iber  des 
OebfthrenweseD  rom  18«  Aogosi  1879  in  der  neuen  Feeenng  Tom 
6,  Jnli  1892*^  folgende  Bestinininngen  uixafUiren: 

Soweit  mit  enderen  Staaten  Yereinbamngen  fiber  den  Ketten- 
pnnkt  getroffen  sind,  finden  diese  Anwendung.  Das  Kikere  kierfiber 
ist  bei  den  betreffenden  Staaten  bemerkt. 

Abgeseken  Ton  dem  Falle  einer  bestekeaden  Yereinbaning  mit 
anderen  Staaten  kommen  Ar  die  Erledignng  des  Srsnekens  einer 
niektbayeriseken  Bekdrde,  wenn  eine  Amtskandfang  Torgenommen 
wird,  IBr  weleke  besondere  GebOkren  gesetsliek  bestimmt  sind,  diese 
Gebfikren  snr  Erkebnng.  Die  Staatsregiemng  ist  jedoek  ermiektigt, 
IBr  soleke  Fälle  ansnakmsweise  anek  andere  Gebttkrensatae  ra  be- 
stimmen, Ist  nm  die  Vomakme  sonstiger  Amtskandlnngen  ersaekt, 
so  werden  Gebfikren  nidit  erbeben,  wenn  die  Gegenseitigkeit  rer- 
bftrgt  ist.  Ist  diess  niekt  der  Fall,  so  können  besondere  Gebfikren 
erkoben  werden,  deren  Sätze  die  Staatsregiemng  bestimmt.  In 
allen  Fällen  sind  die  mit  der  Erledignng  des  Ersnekens  yerbundenen 
baaren  Auslagen  sn  erstatten.  Die  Yomakme  der  Amtskandlung 
kann  Ton  der  rorgängigen  Erläge  eines  rar  Deekung  der  Kosten 
kinreichenden  Yorscbasses  abbängig  gemackt  werden.'^) 

Gegenfiber  Personen,  weleke  in  Bayern  niekt  ibren  ständigen 
Woknsits  kaben,  kann  bei  Anträgen  auf  Einleitung  eines  amtlieben 
Yerfabrens  oder  Yomakme  einselner  Amtsbandlnngen,  dringende 
Fälle  ausgenommen,  jede  amtlicke  Tkätigkeit  in  der  Saeke  selbst 
Ton  der  Torgängigen  Erläge  eines  sur  Deckung  der  kiemit  yer- 
bundenea   Gebfikren    und   Auslagen   hinreicbenden   Yorscbusses    ab- 


**)  Bayer.  Ges.-  n.  Yerordn.-Bl.  1892  S.  489  ff.  Das  Gesetz  regelt  u.  A. 
auch  das  OebQhrenwesen  für  die  niohtstreitige  Rechtspflege  flberhaopt.  Das 
Oerichtskostengesetz  für  das  Deutsche  Reich  vom  18.  Juni  1878  (k.-G.-Bl. 
8.  141  ff.)  beschränkt  sich  auf  die  Regelang  des  Kostenwesens  in  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten,  im  Eonknrsprosesse  und  im  Strafverfahren,  findet 
also  nicht  Anwendung  auf  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Rechtsnflege, 
soweit  nicht  durch  ausdrückliche  Bezugnahme  auf  dasselbe  in  dem  bajer. 
Gebohrengesetze  einzelne  Bestimmungen  desselben  einen  integrirenden  Be- 
standtheil  des  bayer.  Gebührengesetzes  selbst  bilden. 

*■)  Art.  255  des  Gesetzes  vom  — '        .,  —  über    das   Gebühren- 

A.      J  Uli      lOvA 

wesen. 
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h&ngig  gemacht  werden,  aaoh  wenn  dieselben  von  einem  bayerischen 
Rechtsanwälte  Tertreten  sind.  Notare,  welche  Ton  dieser  Befugiiiss 
keinen  Gebrauch  machen,  haften  dem  Staate  personlioh  f&r  die  er- 
wachsenen (Hbflhren,  Torbehaltlich  ihres  Regresses  an  die  cahlungs- 
pflichtige  Partei.  Auch  ist  die  Staatsregierang  ermächtigt,  in  solchen 
Angelegenheiten  gegenüber  Aasländern  besondere^  Ton  dem  Qebühren- 
gesetse  abweichende  Gebührensätze  lu  bestimmen  and  für  Akte, 
welche  an  sich  gebührenfrei  wären,  die  Erhebang  Ton  Gebühren  za 
Tcrordnen.*') 

Ueber  die  Art  and  Weise  der  gegenseitigen  Einziehung 
Yon  Gerichtskosten  anter  den  deutschen  Bundesstaaten  s.  die  Be- 
stimmungen des  Bundesraths  Tom  23.  April  1880  (R.-G.-B1.  S.  141). 

Ueber  die  Behandlung  der  Gerichts-Auslagen  bei  Er- 
suchen bayerischer  Gerichte  untereinander  in  Sachen  der 
nichtstreitigen  Rechtspflege  (und  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten) 
B.  die  gemeinschaftl.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der 
Justiz  und  der  Finanzen  Tom  9.  Juni  1888  (Just.-Min.-Bl.  S.  144). 


§  16. 
Sachsen. 

L  Nach  sächsischem  Rechte  entscheiden  über  Anfall  und 
Erwerbung  einer  JBrbschaft  die  Gesetze  des  Ortes,  an  welchem 
der  Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat.  Hatte  der  Erb- 
lasser zur  Zeit  des  Ablebens  mehrere  Wohnsitze,  so  gelten  die  Ge- 
setze des  Wohnsitzes,  an  welchem  er  sich  zuletzt  aufgehalten  hat.^) 

Bewegliche  Sachen,  welche  Eigenthum  des  Erblassers  waren, 
gehen  auf  Diejenigen,  welchen  sie  durch  Erbfolge  oder  Yermächtniss 
anfallen,  ohne  Weiteres  eigenthümlich  über.    Der  Eigenthumserwerb 


»)  Art.  266  1.  c. 
^  §  17  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  fdr  das  Königreich  Sachsen. 


i 


«or  Literatur  fOr  sftchsisches  Privatrecht  etc.:  Siebenhaar,  Lehr- 
buch des  sftchs.  PriTatrechts ;  Grützmann,  Lehrb.  d.  kgl.  sftchs.  Privatrechts, 
1887;  Müller,  säohs.  Priyatrecht,  1892;  Siebenhaar,  Komment,  z.  bürg.  G.-B.; 
Schmidt,  Vorlesungen  fiber  das  im  Königreich  Sachsen  geltende  Privatrecht 
(Erbschaftsrecht  §§  176  ff.) ;  Ri  s  s  m a n  n ,  sächs.  Y ormundschaftsrecht ;  K  a  1 1- 
Schmidt,  die  Vormundschaft  und  das  Verfahren  in  Vormundschaftssachen 
nach  s&chs.  Recht;  Wachler,  die  k.  s&chs.  Gerichtsordnung,  Verordnung 
des  Verfahrens  in  nichtstreitigen  Rechtssachen  vom  9.  Januar  1865,  Leipzig 
1885.    S.  auch  v.  Roth,  System  des  deutschen  Privatrechts,  1.  Theil  §  19. 


120  Besonderer  Theil. 

an  Qrundstücken  erfolgt,  auch  wenn  Erbschaft  oder  Yennachtniss 
den  Rechtsgnind  zum  Eigenthumsübergange  bildet,  durch  Eintragung 
des  Erwerbers  in  das  Grundbuch,*) 

Die  Erb th eilung  kann  auBsergerichtlich  Torgenommen  werden 
gerichtlich  muss  sie  erfolgen,  wenn  ein  Erbe  solches  beantragt  oder 
wenn  BoTormundete  als  Erben  betheiligt  sind.  Zu  den  die  Begulirung 
des  Nachlasses  betreffenden  gerichtlichen  Angelegenheiten  gehören 
insbesondere  die  Aufnahme  des  NachlassTcrzeiehnisses,  Feststellung 
der  Erbmasse,  Ermittelung  der  Nachlassehulden,  Verhandlungen  mit 
Erben  und  Nachlassgläubigern,  Berechnung  der  zu  yertheilenden 
Nachlassmasse,  Yermittelung  eines  Erbyergleiches,  urkundliche  Aus- 
fertigung desselben  und  dergleichen.*) 

Erbregulirungssachen  gehören  als  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Tor  die  an  Stelle  der  frttheren  Gerichts- 
amter  getretenen  Amtsgerichte.  Zustandig  ist  dasjenige  Amts- 
gericht, in  welchem  der  Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  ge- 
habt hat>) 

U.  Gesetzliche  Erbfolgeordnung  nach  dem  sächsischen 
bürgerlichen  Gesetzbuch: 

1.  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  haben  nur  an  dem  Ver- 
mögen ihrer  Mutter,  deren  Voreltern  und  Seitenyerwandten 
Erbrecht,  wie  eheliche;  per  resaipium  pfHnc.  legitimirte 
und  die  sog.  Brautkinder  beerben  auch  den  Vater. 

2.  Eltern  und  Voreltern  nach  Gradesnähe. 

3.  Geschwister  und  deren  Deszendenten,  jedoch  unter  Berück- 
sichtigung des  Vorzugs  der  Tollen  vor   der  halben  Geburt. 


*)  §§  259  u.  276  1.  c.  Vgl.  hiezu  die  Abhandlung  von  Siegemann 
in  den  Annalen  des  sftchs.  Oberappell.-Gerichts,  N.  F.  Bd.  8  S.  193. 

'i  §  2349  1.  c;  Bisam  ann,  Sachs.  VormundBchaflsrecht,  S.  149  u.  61. 

*)  Sächsisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1885,  §  36;  Verordnung  vom 
28.  M&ns  1835;  femer  Gesetz  vom  11.  August  1855,  die  Einrichtung  der  Be- 
hörden erster  Instanz;  Verordnung  vom  8.  Januar  1865,  das  Veifahren  in 
nichtstreitigen  Rechtssachen  betr.  (Sftchs.  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1885  S.  3  ff.) ; 
Verordnung  vom  3.  August  1868,  die  fernere  Gültigkeit  der  Verordnung  vom 
9.  Januar  1865  in  nichtstreitigen  Rechtssachen  betr.  (Sachs.  Ges.-  u.  Verordn.-B]. 
1868  Abth.  I  S.  504);  §  13  des  Gesetzes  vom  1.  März  1879,  Bestimmungen 
zur  AusfOhrung  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  und  Über  die  Zu- 
ständigkeit in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  enthaltend  (SSchs. 
Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1879  S.  59). 

Für  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  insbes.  Nachlass- 
und Vormundschaftssachen,  besteht  in  Sachsen  ein  privilegirterGerichts- 
stand  (Oberlandesgericht  Dresden)  nur  noch  für  die  Mitglieder  des  E&nigl. 
Hauses  und  des  Fürstlichen  und  Gräflichen  Gesammthauses  Schönburg.  Ges. 
vom  28.  Januar  1835  §  6,  Ausf.-G.  z.  D.  G.-V.-G.  §  9,  Nachtrag  zum  Ednigl. 
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4.  Die  Übrigen  Seitenyerwandten  des  Erblassers,  mit  dem  Vor- 
lage der  niheren  Yerwandtschäfl  mit  dem  gemeinschaft- 
lichen Stammvater  oder  der  gemeinschaftlichen  Stammutter; 
bei  gleicher  Nähe  der'  StammTerwandtschaft  mit  Aussohlnss 
des  entfernteren  Grades. 

5.  Der  überlebende  Ehegatte  erbt  bei  Konkurrenz  mit 
Deszendenten  ein  Yiertheil,  bei  Konkurrenz  mit  Adoptiv- 
kindern des  Verstorbenen  ein  Drittheil  des  Nachlasses. 
Beim  Zusammentreffen  mit  Eltern,  Voreltern,  Geschwistern 
oder  deren  Deszendenten  erhalt  er  die  Hälfte  der  Erbsehaft. 


Haoflgesetz  vom  20.  August  1879  (G.-BL  S.  328).  Besondere  Bestimmungen 
betr.  der  Vonnundschaften  über  Mitglieder  des  KOnigl.  Hauses  enthält  das 
Hausgesetz  vom  30.  Dezember  1887  (G.-Bl.  S.  60). 

Amtsgerichte  sind  (Verordn.  vom  28.  JoU  1879,  Ges.-  u.  Verordn.-Bl. 
1879  S.  235  ff.): 

1.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Bautzen: 

Bautzen,  Bemstadt,  Bischofswerda,  Ebersbach,  GrossschOnau, 
Hermhut,  Kamenz,  KGnigsbruck,  Löbau,  Neusalza,  Neustadt, 
Ostritz,  Pulsnitz,  Schirgiswalde,  Schnitz,  Stolpen,  Zittau; 

2.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Chemnitz: 

Annaberg,   Augustusburg,   Bnrgstftdt,    Chemnitz,    Ehrenfrieders- 
dorf,  Frankenberg,  Limbach,  Mittweida,  Oberwiesenthal,  Penig, 
Rochlitz,     Scheibenberg,     Stollberg,     Waldheim,    Wolkenstein, 
Zschopau ; 
8.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Dresden: 

Altenberg,  Dohlen,  Dresden,  Grossenhain,  Eönigstein,  Lauen- 
stein, Lommatsch,  Meissen,  Pirna,  Radeberg,  Radeburg,  Riesa, 
Schandau,  Wilsdroff; 

4.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Freiberg: 

Brand,  Ddbeln,  Dippoldiswalde,  Frauenstein,  Freiberg,  Hainichen, 
Lengefeld,  Marienoerg,  Nossen,  Oederan,  Rosswein,  Sayda, 
Tharandt,  Zöblitz; 

5.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Leipzig: 

Borna,  Colditz,  Frohburg,  Geithain,  Grimma,  Leipzig,  Leisnig, 
Makranstädt,  Mügeln,  Osdiatz,  Pega,  Taucha,  Würzen,  Zwenkau; 

6.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Plauen: 

Adorf,  Auerbach,  Elsterberg,  Falkenstein,  Klingenthal,  Lengen- 
feld, Markneukirchen,  Oelsnitz,  Pausa,  Plauen,  Reichenbach, 
Treuen; 

7.  im  Sprengel  des  Landgerichtes  Zwickau: 

Crimmitschau,    Eibenstock,   Glauchau,   Hartenstein,   Hohenstein- 
Emstthal,  Johanngeorgenstadt,  Lichtenstein,  Lössnitz,  Eirchberg, 
Meerane,    Schneeberg,    Schwarzenberg,    Waidenburg,    Werdau, 
Wildenfels,  Zwickau. 
Sämmtliche    vorstehend    aufgefOhrte    Landgerichte   und   Amtsgerichte 
gehören   zum   Bezirk   des   einzigen   in   Sachsen   bestehenden   Oberlandes- 
gerichtes  zu    Dresden.    Das  Oberlandesgericht  entscheidet  in  Angelegen- 
heiten der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  über  Beschwerden  gegen  die  Be- 
schlüsse der  Amtsgerichte  in  zweiter  Instanz.    Die  Entscheidung  in  dritter 
und  letzter  Instanz   steht  dem  Justizministerium  zu.    Vgl.  hiezu  §§  35,  36 
und  38    des  Ges.  vom  23.  Januar  1835,   femer  §  9  des  Ges.  vom  1.  Mftrz 
1879,  Bestimmungen  zur  Ausführung  des  Reichs-Gerichtsverfassungsges.  etc. 
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Hinterläsat   der  yerstorbene   Ehegatte   nur   Verwandte    der 
Tierten   Klasse   oder   gar  keine  Verwandte,    so   erhält   der 
überlebende  die  ganse  Erbschaft.^) 
6.  Erblose  Verlassenschaften  fallen  an  den  Staat/) 

III.  Testamente. 

Jeder,  der  das  14.  Lebensjahr  Tollendet  hat,  ist  fähig,  einen 
lotsten  Willen^)  sn  errichten  und  swar,  selbst  wenn  er  in  Täter- 
licher Gewalt  oder  unter  Vormundschaft  steht,  ohne  den  Vater  oder 
den  Vormund.  Ehefrauen  bedürfen  der  eheherrlichen  Zustimmung 
nicht,®) 

Hinsichtlich  der  Form  der  Testamente  werden  unterschieden: 
gerichtlich  errichtete  (bei  Gericht  lu  Protokoll  erklärt  oder  in 
einer  Schrift  übergeben)  und  aussergerichtliche  (vor  f&nf  Zeugen 
oder  Tor  Notaren  errichtet).^)  Erbyerträge  erfordern  cur  Gültig- 
keit die  Formen  des  gerichtlichen  lotsten  Willens.^^) 

Wegen  Eröffnung  und  Bekanntmachung  letzter  Willen  i^t  neben 
den  Bestimmungen  des  bürgerl.  Gesetzbuchs  noch  das  Mandat  Tom 
30.  Oktober  1826  in  Geltung. 

Wegen  der  Militärtestamente  vgl.  B.  G.-B.  §§  2109-2113 
und  Verordn.  Yom  4.  Dezember  1867,  den  Gerichtsstand  der  Militär- 
personen betr.  (Ges.-Bl.  S.  560). 

IV.  Hinsichtlich  der  Besteuerung  von  Erbmassen  sind 
in  Sachsen  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  zum  Auslande  folgende 
Bestimmungen  in  Geltung.  ^^) 

Grundstücke  und  Gerechtigkeiten,  welche  sich  ausserhalb  Sachsens 
befinden,  gehören  nicht  zu  der  steuerpflichtigen  Masse.  Anderes 
ausserhalb  Sachsens  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher 
bei  seinem  Ableben  Sachse  war,    unterliegt  der  Steuer,  wenn  davon 


'^)  §  2026  ff.  des  bürgerl.  Gesetzbuchs;  Siebenhaar,  Lehrbuch  des 
sftchs.  Privatrechts,  §§  469  ff. 

«)  §  2618  mit  2620  des  bürg.  Ges.-B.;  Siebenhaar  a.  a.  0.  §  567. 
^  Das  Sachs,  b.  Gesetzbuch  macht  keinen  Unterschied  zwischen  Testa- 
ment und  Kodizill;   es  kommt  fOr  die  Beobachtung  der  Form  nichts  darauf 
an,  ob  ein  Erbe  ernannt  wird  oder  nicht,   ob  neben   der  Erbeinsetzung  oder' 
ohne  solche  Verm&chtnisse  angeordnet  werden;  Siebenhaar  a.  a.  0.  S.  760. 
2067  u.  2068  des  B.  G.-B's. 
|§  2092,  2093,  2100. 
debenhaar  S.  849. 
'^)  Erbschafteeteuergesetz  vom   13.  November  1876  (Sachs.   Ges.-  und 
Verordn.-Bl.  S.  449);   hiezu  Gesetze   vom  3.  Juni   1879    und  vom  9.  März 
1880,   einige  Aenderungen  des  Erbschaffcssteuergesetzes  betr.  (Sftchs.  Ges.-  u. 
Verordn..Bl.  1879  S.  218  und  1880  S.  16). 
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in  dem  Lande,  in  welchem  es  sich  befindet,  keine  oder  eine  ge- 
ringere Erbsohaftsabgabe  als  nach  Vorschrift  des  sächsischen  Gesetzes 
zn  entrichten  ist.  In  letzterem  Falle  findet  die  Anrechnung  der 
auswärts  nachweislich  gezahlten  firbschaftsabgabe  auf  die  sächsische 
Erbschaftssteuer  statt.  Von  dem  Anfalle  sächsischer  Grundstücke 
und  Gerechtigkeiten  wird  die  Erbschaftssteuer  erhoben,  ohne  Unter- 
schied, ob  der  Erblasser  Sachse  war  oder  nicht.  Anderes  in  Sachsen 
befindliches  Yermögen  eines  Erblassers,  welcher  bei  seinem  Abieben 
nicht  Sachse  war,  unterliegt  der  Steuer  nicht,  soweit  dasselbe  an 
Nichtsachsen  fallt  und  in  dem  Heimathsstaate  die  gleiche  Rücksicht 
sächsischen  Staatsangehörigen  gegenüber  befolgt  wird.^') 

y.  Die  Amtsgerichte  sind  auch  die  für  Vormundschaft s- 
sachen  zuständigen  Behörden  und  zwar  ist  für  Bevormundung  Ton 
Minderjährigen  dasjenige  Amtsgericht  zuständig,  Tor  welchem  der 
eheliehe  Vater  derselben  seinen  persönlichen  Gerichtsstand  zur  Zeit 
seines  Ablebens  hatte,  oder  zur  Zeit,  zu  welcher  bei  seinem  Leben 
der  Grund  zur  Bevormundang  eintritt,  hat;  bei  minderjährigen 
ausserehelichen  Kindern  richtet  sich  die  Zusjtäudigkeit  nach  dem 
persönlichen  Gerichtsstände  der  Mutter.^') 

Ueber  die  Entmündigung  und  BoTormundung  Geistes- 
kranker, Gebrechlicher  und  Verschwender  vgl«  Gesetz  vom  20.  Februar 
1882  dieses  Betreffs  mit  §§593  der  deutschen  Zivilprozessordnung, 
über  Bevormundung  Abwesender  B.  G.-B.  §  1990  mit  §  28  der 
Verordnung  vom  9.  Januar  1865,  das  Verfahren  in  nichtstreitigen 
Rechtssachen  und  bezüglich  der  Vormundschaft  über  eine  un- 
gebome  Leibesfrucht  §  1995  B.  G.-B.  mit  §  29  der  Verordnung 
vom  9.  Januar  1865. 


^')  Die  in  Sachsen  befindliche,  nicht  in  Grundstücken  oder  Gerechtig- 
keiten bestehende  Verlassenschaft  eines  Erblassers,  der  bei  seinem  Ableben 
Preusse  war,  ist,  soweit  der  Nachlass  preossischen  Staatsangehörigen  zuflült, 
von  der  sächsischen  Erbschaftssteuer  freizulassen.  Die  zu  einer  Erbschaft 
geh5rigen  Forderungen  (Hypothek-  sowohl  als  Bachforderung)  sind  als  an 
demjenigen  Orte  befindlich  zu  erachten,  wo  der  Schuldner  wohnt,  während 
für  Inhaberpapiere  lediglich  der  Ort  entscheidet»  wo  sie  sich  zur  Zeit  des 
Ablebens  des  Erblassers  thatsächlich  befanden  haben.  Sachs.  IiHn.-Min.-Bek. 
vom  17.  März  1892  (Sachs.  Ja8t.-Min.-Bl.  S.  16V  Vgl.  auch  Generalverordnung 
des  Fin.-Min.  vom  6.  Oktober  1892,  die  Beaandlang  der  der  preossischen 
Erbschaftssteuer  unterliegenden  Mobiliarverlassenschaften  (Jast.-Min.-BI.  S.  51). 

^')  §§  22  ff.  der  Verordnung  vom  9.  Januar  1865.  Ueber  Vormund- 
Schaftssachen  vgl.  Rissmaon  a.  a.  0.,  woselbst  auch  die  in  Kraft  gebliebenen 
VcNTSchriften  der  allgem.  Vonnondschaftsordnung  vom  10.  Oktober  1782,  die 
einschlagenden  Bestimmungen  des  bürgerl.  Gesetzbuches  und  die  Verordnungen 
vom  9.  Januar  1865  und  3.  August  1868,  welche  letztere  beide  Gesetzeskraft 
haben,  aufgenommen  sind. 
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Die  YormundBchaft  wird  naoh  den  Gesetzen  des  Staates  beor- 
theilt,  dessen  Unterthan  der  su  BeTormundende  ist.  Das  sächsisehe 
Recht  fasst  die  Yormundschaft  als  ein  Yerhältniss  adf,  welches  sich 
nach  der  Staatsangehörigkeit  richtet.  Die  sächsischen  Gerichts- 
behörden unterziehen  sich  mithin  in  der  Regel  der  oberrormund- 
schaftlichen  Fürsorge  nur  für  solche  zu  boTormandende  Personen, 
welche  sächsische  Staatsangehörige  sind  und  überlassen  bezüglich  der 
in  Sachsen  sich  aufhaltenden,  einem  fremden  Staate  angehörigen 
Individuen  die  Yonnundschaftsführung  der  zuständigen  ausländischen 
Behörde.!*) 

Die  Yormundschaft  erstreckt  sich  auch  auf  das  im  Auslande 
befindliche  Yermögen,  wenn  hiezu  nicht  ein  besonderer  Yormund 
bestellt  ist.  Hat  ein  im  Auslande  wohnender  BoTormundeter  in 
Sachsen  unbewegliches  Yermögen,  so  ist  dazu  ein  besonderer  Yor- 
mund zu  bestellen,  wozu  auch  der  ausländische  allgemeine  Yormund 
bestimmt  werden  kann.  Zuständig  zur  Bmennung  eines  solchen 
Yormundes  ist  alsdann  dasjenige  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sich  das 
Yermögen  befindet.!^) 

YI.  Das  Notariatswesen  ist  neageregelt  durch  die  Notariats-* 
Ordnung  vom  5.  September  1892  und  die  Ausführungsrerordnung 
hiezu  Tom  gleichen  Tage.^^) 

Die  Notare  sind  öffentliche  Beamte  und  werden  vom  Justiz- 
ministerium ernannt. 

Zu  ihrem  Wirkungskreise  gehören  folgende  Geschäfte:  Beur- 
kundung Ton  Erklärungen,  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  und  toi* 
ihnen  geschehener  Thatsachen,  sowie  von  £rbyerträgen ;  Aufnahme 
oder  Entgegennahme,  sowie  Yerwahrung,  Eröffnung  und  Bekannt- 
machung Ton  letzten  Willen,  Aufnahme  von  Protesten,  Beglaubi- 
gangen,!^)   Aufzeichnung  yon    Sachen   oder  Yermögensmassen,   Yer- 


^^^  §  16  des  bürgerl.  Gesetzbuches;  Rissmann  a.  a.  0.  S.  4  und  5. 
Bedarf  jedoch  ein  im  Auslände  Bevonnundeter  oder  ein  in  der  vftterlichiHi 
Gewalt  eines  Ausländers  stehender  Minderjähriger  zu  einem  Rechtsgeschäfte 
oder  Rechtsstreite  in  Sachsen  eines  Yormundes,  so  kann  dazu  ein  solcher  von 
dem  sachsischen  Gerichte  bestellt  werden.  NSheres  zur  Frage  der  Bevor* 
mundung  fremder  Staatsangehöriger  s.  Zeitschrift  etc. .  I  S.  185  ff., 
II  S.  384  ff. 

^')  §§  1877  und  1878  des  bfirgerl.  Gesetzbuches;  Rissmann  a.  a.  0. 
S.  30  und  31. 

^^  Sachs.  Ges.-  u.  V.-Bl.  1892  S.  352  ff.  u.  383  ff.  S.  hiezu  Otto,  die 
k.  Sachs.  Notariats  Ordnung  etc.,  Leipzig  1893. 

*^)  Ueber  die  Beglaubigung  von  Privaturkunden  ist  das  Gesetz 
vom  4.  November  1890  (G.-  u.  Y.-BI.  S.  164  ff.)  nebst  Ministerialverordnungen 
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siegelangen  and  fintsiegelangen^  Versteigerungen,  YerlooBungen,  Er- 
öffnung von  Erklärungen .  an  Andere;  Ausstellung  von  Zeugnissen 
über  das  Leben  Ton  Personen  und  sonstige  Thatsachen,  welche 
Gegenstand  ihrer  Wahrnehmung  sind,  Ertheilung  einfacher  oder  voll- 
streckbarer Ausfertigungen  und  Abschriften  yon  den  durch  sie  er- 
richteten Urkunden,  nichteidliche  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sach- 
verständigen. Weiter  sind  die  Notare,  denen  insoweit  die  Eigen- 
schaft einer  Behörde  beigelegt  ist,  berufen,  Eide  abzunehmen, 
Versicherungen  an  Eidesstatt  entgegenzunehmen,  sowie  Zeugen  und 
Sachverständige  zu  vereiden,  sofern  diese  Geschäfte  nach  aus- 
ländischem Becht  oder  nach  Vorschrift  einer  nichtsächsischen  Behörde 


vom  5.  November  1890  (G.-  u.  V.-Bl.  S.  186)  und  vom  3.  April  1891  (Jnst.- 
I^-Bl.  S.  43)  ergangen. 

Die  ßeglaabigang  der  Echtheit  einer  Privaturkunde  erfolgt  durch  amt- 
liche Beurkondnng  der  Erklärung  des  Ausstellers,  iass  er  die  Unterschrift 
der  Urkunde  anerkenne. 

Die  amtliche  Beglaubigung  ist  eine  gerichtliche  oder  notarielle. 

Die  Beglaubigung  einer  in  fremder  Sprache  abgefassten  Urkunde 
ist»  sofern  der  beurkundende  Beamte  oder  Notar  dieser  Sprache  nicht  mächtig 
ist,  davon  abhängig  zu  machen,  dass  ihm  vom  Inhalte  der  Urkunde  durch 
sdbriftliche  oder  mOndliche  Uebersetzung  seitens  einer  dem  Beurkundenden 
als  der  Sprache  kundigen  und  glaubhaften  Person  (beim  Vorhandensein  dieser 
Voraussetzungen  auch  seitens  der  Anerkennenden  selbst)  Kenntniss  verschafft 
wird  (§  2  der  Verordnung  vom  2.  November  1890). 

Gegenüber  nicht  persönlich  bekannten  Ausländern  ist  die  Beglaubi- 
gung nur  zulässig,  wenn  der  Anerkennende  sich  durch  einen  ausländischen 
Pass  oder  durch  eine  von  der  Behörde  eines  deutschen  Staates  oder  von  einer 
österreichisch-ungarischen  Behörde  ausgestellte  Passkarte  sich  legitimirt  hat 
(§  5  des  Ges.  vom  4.  November  1890,  §  7  der  Verordn.  vom  5.  November 
1890).  Ist  der  Pass  oder  die  Passkarte  in  einer  dem  beurkundenden  Beamten 
oder  Notar  fremden  Sprache  abge&sst,  so  muss  eine  von  einem  ver> 
pflichteten  Uebersetzer  gefertigte  Uebersetzung  beigebracht  werden. 

Privatnrkunden,  deren  Beglaubigung  sich  auf  die  Unterschrift  be- 
schränkt, sind  als  ausreichende  Unterlagen  für  Einträge  im  Grund-  und 
Hypothekenbuche  anzusehen,  sofern 

1.  die  Beglaubigung  entweder  a)  durch  ein  Gericht  oder  einen  Notar, 
die  in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaate  ihren  Sitz  haben, 
oder  b)  durch  ein  österreichisches  Gericht  oder  einen  österreichischen 
Notar,  oder  c)  durch  einen  Konsul  des  Deutschen  Reichs  geschehen ; 

2.  dem  Beglaubigungsvermerke  ein  Abdruck  des  Dienstsiegels  oder 
Dienststempels  des  beglaubigenden  Gerichtes,  Notars  oder  Konsuls 
beigefügt  ist; 

3.  die  durch  einen  österreichischen  Notar  bewirkte  Beglaubigung  mit 
der  im  Art.  2  Abs.  1  u.  2  des  Vertrags  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  wegen  Be- 
glaubigung der  von  öffentlichen  Behörden  ausgestellten  oder  be- 
glaubigten Urkunden  vom  26.  Februar  1880  gedachten  gerichtlichen 
Beglaubigung  versehen  ist,  die  durch  einen  Reichskonsul  bewirkte 
Beglaubigung  aber  den  Formvorschriften  in  §  16,  17  des  Reichs- 
konsulargesetzes  vom  8.  November  1867  entspricht; 

4.  ein  besonderes  Bedenken  im  einzelnen  Falle  nicht  obwaltet. 
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Yorzanohmen  sind  und  nach  dem  einschlägigen  ausländischen  Recht 
Ton  Notaren  Yorgenommen  worden  dürfen. 

Dienst-  und  Aufsichtsbehörde  des  Notars  ist  der  Präsident  des 
Landgerichts,  in  höherer  Ordnung  der  Präsident  des  Oberlandes- 
gerichts und  das  Justizministerium.  Bei  den  Landgerichten  bestehen 
Disziplinarkammern,  denen  der  beim  Oberlandesgerichte  bestehende 
Disziplinarhof  übergeordnet  ist. 

Kostenordnung  für  Notare  Yom  6.  September  1892  (Ges.-  u. 
V.-Bl.  S.  372). 

YII.  Als  Yon  Sachsen  abgeschlossene  Verträge,  welche  in 
Beziehung  auf  die  nichtstreitige  Rechtspflege  noch  Geltung 
haben^  sind  anzuführen  die  Verträge  mit:  Preussen  Yom  30.  NoYember 
1839  (G.-Bl.  S.  322)  mit  Nachträgen  (G.-Bl.  1853  S.  37,  1854  S.  160, 
1859  S.  249,  1863  S.  741,  1864  S.  177,  1867  S.  56,  1868  S.  1363); 
Baden  Yom  6.  August  1855  (G.-Bl.  S.  165)«  Yon  welchem  nach 
Vertrag  Yom  12.  Juli  1870  die  Artikel  29—34  in  Kraft  geblieben 
sind;^®)  Sachsen- Weimar  Yom  31.  Januar  1847  (G.-Bl.  S.  25)  mit 


'^  Art.  29.  Alle  Rechtsgeschäfte  nnier  Lebenden  und  aaf  den  Todes- 
fall werden,  was  die  Gültigkeit  derselben  rflcksichtlich  ihrer  Foim  betriffli» 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beuriheilt,  wo  sie  eingegangen  sind. 

Wenn  nach  der  Verfassung  des  einen  oder  anderen  Staates  die  Gültig- 
keit einer  Handlung  allein  von  der  Aufiiahme  vor  einer  bestimmten  Behörde 
in  demselben  abhängt,  oder  wenn  hierdurch  dem  Inländer  gestattet  ist»  sich 
bei  gewissen  Rechtsgeschäften  auch  im  Auslande  der  einheimischen  Rechts- 
formen  zu  bedienen,  so  hat  es  dabei  sein  Verbleiben. 

Art.  80.  Verträge,  welche  die  Begründung  eines  dinglichen  Rechts 
auf  unbewegliche  Sachen  zum  Zwecke  haben,  richten  sich  lediglich  nach  den 
Gesetzen  des  Ortes,  wo  die  Sachen  liegen. 

Art.  31.  Die  Bestellung  der  Vormundschaft  (Personalvormundschaft) 
für  Minderjährige  oder  ihnen  gleich  zu  achtende  Personen,  welche  in  beiden 
Staaten  zugleich  Vermögen  besitzen,  gehört  vor  die  Behörde  desjenigen 
Staates,  in  welchem  der  Minderjährige  heimathsberechtigt  ist»  oder  des  W<^- 
sitzes,  wenn  ein  Heimath  srecht  nicht  ausgemittelt  ist,  oder  —  bei  mangelndem 
Wohnsitze  —  des  Aufenthalts. 

Art.  32.  Der  andere  Staat  macht  sich  verbindlich,  alles  bewegliche 
Vermögen,  welches  der  Verstorbene  in  demselben  besessen  hat»  an  diese 
Vormundschaft  auszufolgen,  oder  ihr  zur  Verwaltung  zu  flberlassen;  auch 
sollen  Vormund  oder  die  Vormünder  in  Ansehung  dieses  Vermögens  nur 
ihrer  Obrigkeit  verantwortlich  sein. 

Art.  83.  Besitzt  der  Pflegebefdblene  in  dem  anderen  Staate  unbeweg- 
liches Vermögen,  so  steht  es  der  Behörde  des  letzteren  frei,  entweder  für 
dieses  Vermögen  eine  besondere  Güter-Kuratel  (einen  besonderen  Vormund) 
zu  bestellen,  oder  den  auswärtigen  Personalvormund  ebenfalls  zu  bestätigen, 
welcher  letztere  jedoch  alsdann  bei  den  auf  das  unbewegliche  Vermögen  sich 
beziehenden  Geschäften  die  Gesetze  des  Ortes,  wo  sich  solches  befindet»  zu 
befolgen  hat.  Bestellt  aber  die  Behörde  eine  Güter-Kuratel  (einen  besonderen 
Vormund),  so  sind  ihr  von  der  Behörde  der  HanptvonnundiBchaft  aus  den 
Akten  die  nöthigen  Nachrichten  auf  Erfordern  mitzutheilen.    Auch  haben  die 
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Nachtragen  (G.-Bi.  1854  8.  163,  1866  8.  76);  8ach Ben- Altenburg 
Tom  23.  Mai  1840  (G.-BI.  8.  135)  mit  Kaohträgen  (G.-Bl.  1854  8.  96, 
1864  8.351,  l£66S  236);  Sachsen-Koburg-Gotha  Tom  10.  Juni 
1848  (G.-Bl.  8.  148)  mit  Nachträgen  (G.*B1.  1854  8. 190,  1866  8.  94); 
8chwarsburg-8onderBhaaBen  Tom  20.  Juli  1867  (G.-Bl.  8.  239); 
ReuBB  ä.  L.  Yom  22.  Oktober  1845  (G.-BI.  8.  246)  mit  Nachtrag 
(G.-Bl.  1854  8.  91);  ReuBB  j.  L.  Tom  12.  Juli  1845  (G.-Bl.  3.  104) 
mit  Nachtragen  (G.-Bl.  1854  8.  149,  1866  8.  133). 

Die  YorBchriften  über  die  im  AuBlande  zu  erledigenden 
ErBuchungBBchreiben  der  JuBtizbehorde  enthält  die  Min.- 
Yerordnung  vom  6.  Februar  1891  (Ju8t.-M.-Bl.  8.  9  ff.). 


§  16. 
Württemberg. 

I.  Für  die  Behandlung  dcB  YerlaBBenBchafts-  und  deB  Yor- 
mundsohaftsweBenB,  wie  überhaupt  in  Bezug  auf  die  GeBchäfte 
der  nichtBtreitigen  (willkürlichen)  GerichtBbarkeit  bilden  in  Württem- 
berg im  Wesentlichen  die  Grundlage  die  k.  Yerordnung  Yom  19.  Juni 
1808,  betr.  die  Behandlung  der  GcBchäfte  der  willkürlichen  Gerichts- 
barkeit (W.  Reg.-Bl.  8.  321),  die  Notariatsordnung  vom  25.  Oktober 
1808  (R.-B1.  8.  561),  und  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1843  über  das 
NotariatBwesen  (R.-BI.  8.  375).*) 

Hienach  sind  im  Allgemeinen  die  Gemeinderäthe  als  unterste 
Instanz    zur  Ausübung   der   willkürlichen  Gerichtsbarkeit  berechtigt. 


beiderseitigen  Behörden  wegen  Yerwendung  der  Einkünfte  aus  den  Gütern, 
soweit  solche  zum  Unterhalt  und  der  Erziehmig  oder  dem  sonstigen  Fort- 
kommen der  Pflegebefohlenen  erforderlich  sind,  sich  mit  einander  zu  be- 
nehmen und  in  dessen  Yerfolg  das  Nöthige  zu  verabreichen. 

Art.  34.  Erwirbt  der  Pflegebefohlene  später  in  dem  anderen  Staate 
einen  Wohnsitz  in  dem  landesgesetzlichen  Sinne,  so  kann  die  (Personal-  oder 
Haupt-)Yormundschaft  an  die  Behörde  seines  neuen  Wohnsitzes  zwar  über- 
gehen, jedoch  nnr  auf  Antrag  des  Yormnndes  und  mit  Zustimmung  der  beider- 
seitigen obervormondschaftlichen  Behörden. 

Die  Beendigung  der  Personal-Yormundschaft  richtet  sich  nach  den  Ge- 
setzen des  Landes,  in  welchem  sie  besteht. 

Mit  der  Yormundschaft  über  die  Person  erreicht  auch  die  in  dem 
anderen  Staate  bestehende  Güter-Kuratel  n)esondere  Yormnndsohafb)  ihr  Ende, 
selbst  dann,  wenn  der  Pflegbefohlene  nacn  den  Gesetzen  dieses  Staates  noch 
nicht  zu  dem  Alter  der  Yolljfthrigkeit  gelangt  sein  sollte. 

^)  In  Württemberg  werden  das  Inventar-,  Theilungsh  und  Yormnnd- 
schaftswesen,  sowie  die  Ausstellnng  gerichtlicher  Zeugnisse  und  Beglaubigangen 
mit  dem  Ausdrucke   «Notariatswesen*  bezeichnet,   da  solche  Geschäfte  ge- 
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Diese  Berechtigang  amfasst  das  ganze  Gebiet  der  Beohtsfürsorge, 
soweit  solche  nicht  durch  ausdrückliehe  Vorschrift  der  Gesetze  einer 
höheren  Gerichtsstelle  Yorbehalton  ist.  Insofern  jedoch  die  Gesetze 
zur  Gültigkeit  einzelner  Rechtsgeschäfte  die  Zuständigkeit  des  Richters 
erfordern,  ist  die  Gerichtsbarkeit  des  Gemeinderathos  auf  die  in  den 
Gemeinden  wohnenden  nicht  exeinten  Personen  und  die  in  dem 
Gemeindeyerbande  befindlichen  Sachen  beschränkt.') 

Für  diejenigen  Geschäfte  der  willkürlichen  Gerichtsbarkeit, 
welche  Theilungs-  und  Yormundschaftssachen  betreffen  und  ihrer 
Weitläufigkeit  oder  anderer  Umstände  wegen  nicht  füglich  vor  dem 
versammelten  Gemeinderathe  yerhandelt  worden  können,  namentlich 
zur  Vornahme  yon  Inyenturen  und  Theilungon,  zur  Aufsicht  über 
die  Pflegschaften,  zur  Mitwirkung  bei  der  Abhör  der  Vormund  seh  afts- 
rechnungen  ist  das  Waisengericht  bestimmt^  welches  ein  Ausschuss 
des  Gemeinderathos  ist  und  im  Namen  und  Auftrag  desselben  handelt.') 

Zur  Berathung  und  Unterstützung  der  Waisengerichte  und 
Gemeinderathe    in   Behandlung    derjenigen    Rechtsgeschäfte,    welche 


wohnlich  mit  dem  Notariatsamte  verknüpft  sind.  Das  Gesetz  vom  li.  Jmii 
1843  behandelt  aber  auch  noch  andere  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
z.  B.  Adoptions-  und  Einkindschaftssachen  u.  dergl. 

Literatur:  Weishaar,  Handbuch  des  wQittembergischen Privatrechts; 
Wächter,  Württemb.  Privatrecht;  Bierer,  Handbuch  des  in  Württemberg 
geltenden  Privatrechts;  Keuscher,  das  gemeine  und  württemb.  Privatrecht; 
V.  Jeitter,  Handb.  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  im  Köm'greiche  Württem- 
berg, 1844;  Kappler,  Württemb.  Ges.  über  das  Notariatswesen  vom  14.  Juni 
1843  etc.,  II.  Aufl.  1855;  Stein  und  Kübel,  Handbuch  des  Württemb.  Erb- 
rechtes, 6.  Aufl.,  bearbeitet  von  Hohl  1892;  Lang,  Handbuch  des  im  König- 
reich Württemberg  geltenden  Personen-,  Familien-  und  Vormundschaffcsrechts, 
2.  Aufl.  1881;  Nachtrag  hiezu  189D  (Vormundschaftsrecht  S.  34  ff.);  Siegle, 
die  Geschäfte  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  in  Württemberg  etc.,  2.  Aufl. 
1886;  Mayer,  das  württemb.  Gesetz  über  das  Notariatswesen  eic  (Stutt- 
gart 1887):  Mayer,  das  württemb.  Familien-,  Erb-  und  Vormundschaftsrecht 
(Stuttgart  18S6).  Ueber  Aufgabe  und  Verfahren  der  Tfaeilungsbehörden  bei 
Todesftllen,  insbesondere  betr.  Minderjährige  s.  Zeitschrift  für  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  etc.  in  Württemberg  (Boscher),  Jahrg.  1891  Nr.  6  u.  7.  Eine 
Uebersicht  über  Entwickelungsgang  und  Inhalt  des  württembergischen  Privat- 
rechts —  das  Hauptgesetz  über  Privatrecht  bildet  das  auf  gemeinrechtlicher 
Gnmdlage  ruhende  württembergische  Landrecht  —  nebst  Quellen  und  Literatur- 
angaben ist  enthalten  in  v.  Holtzendorff's  Enzyklopädie  der  Rechtswissen- 
schaft in  systematischer  Bearbeitung,  V.  Aufl.  1890.  Ueber  Rechtsquellen 
des  Königreichs  Württemberg  s.  auch  v.  Roth,  System  des  D.  Privalrechts, 
1.  Theil  §  20. 

^  Art.  1  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1843.  Die  nichtstreitige  Gerichts- 
barkeit wird  in  Württemberg  von  den  ältesten  Zeiten  her  durch  die  aus  Orts- 
bürgem  zusammengesetzten  8tadt-  und  Dorfgerichte  über  die  zum  Gemeinde- 
verbande gehörigen  Einwohner  ausgeübt.  Ueber  die  der  Rechtsfürsorge  der 
Ortsbehürden  entzogenen  Handlungen  s.  nachfolgend. 

•)  Art  2  1.  c. 
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beflondere  Gesetzes-  oder  Oeschäftskenntniss  erfordeni,  sind  die 
QerichtB-  und  Amts-Notare^)  bestimmt.  Insbesondere  können 
n*ehbenannte  Qeiehftfte  Ton  den  Waisengerichten  nur  mit  Zuxiehnng 
des  Notars  Torgenommen  und  erledigt  werden:  die  Errichtung  der 
Beibringens-InTentare  und  der  diese  vertretenden  Bheyerträge,  die 
Fertigung  von  Brbtheilungen,  die  Fertigung  ron  elterlichen  Ver- 
mögensflbe^^ben,  welche  die  Wirkung  einer  Brbtheilung  haben,  die 
vorläufige  Bestellung  von  YormQndern  und  Yermögensyerwaltern,  die 
Eröffnung  letzter  Willensyerordnungen.^) 

Die  Aufsicht  Ober  die  Verwaltung  der  den  Gemeindebehörden 
zustehenden  Gerichtsbarkeit  kommt  nunmehr  den  an  die  Stelle  der 
Mheren  Oberamtsgeriehte  getretenen  Amtsgerichten  zu.  Letztere 
besorgen  ausserdem  noch  einzelne  der  Beurtheilung  der  Gemeinde- 
räthe  entzogene  Handlungen  der  Rechtsfürsorge;  insbesondere  ist 
ihnen  die  Erkennung  über  EinkindschaftstertrSge,  Adoption  und 
Arrogation,  Emanzipation,  ferner  das  ganze  Rechnungswesen  der 
Yormundschaften,  das  Yerschollenheitsyerfahren,  die  Dispensation 
▼on  der  öffentlichen  Yomahme  der  Theilungsgeschäfte  in  bestimmten 
Fällen  vorbehalten.«) 


*)  S.  unten  S.  133. 

*)  In  der  Regel  erfolgt  die  Eröffnung  der  letzten  Willensverordnungcn 
durch  das  Amtsgericht;  nur  auf  Ansuchen  sämmtlicher  Betheiligten  hat  das 
Waisengericht  die  Eröffnung  zu  besorgen.  Erb-  und  Eheverträge  werden  ohn& 
Zuziehung  des  Notars  von  den  Gemeinderäthen  pnblizirt  (Art  S4  des  Gesetze» 
über  das  Notariatswesen). 

*)  Auf  die  Amtsgerichte  sind  überhaupt  alle  diejenigen  Obliegenheiten 
übergegangen,  welche  ausserhalb  des  Gebiete  der  ordentlichen  streitigen 
Gerichtebarkeit  früher  zur  Zuständigkeit  der  Oberamtegericbte  gehörten  ^ 
Art.  2  des  AusfOhrungsgesetzes  zum  Reichs-Gerichtsverfassungsgesetze  yom 
24.  Januar  1879  (Warttemb.  Reg..Bl.  1879  8.  3  ff.);  Art  13  des  Gesetzes  vom 
14.  Juni  1843  über  das  Notariats wesen;  Eappler  a.  a.  0.  8.  53  und  182. 

Die  Yerordnung  vom  15.  Mai  1879,   betr.  die  Gerichtseintheilung 
des  Königreichs  Württemberg  (Württemb.  Reg.-Bl.  Nr.  13  8.  107)  bestimmt: 
Die  Amtsgerichte  haben  ihren  Sitz  an  den  Sitzen  der  Oberamts- 
gerichte, an  deren  Stelle  sie  treten. 
Landgerichte: 

in  Stuttgart   für   die  Amtsgerichtsbezirke  Böblingen,  Cannstatt,. 
Esslingen,    Leonberg,    Ludvrigsburg,    Stuttgart   (Stadtdirektions- 
bezirk), Stuttgart  (Oberamtsbezirk),  Waiblingen; 
in   Heilbronn  für  die  Amtsgericbtobezirke  Backnang,  Besigheim^ 
Brackenheim,     Heilbronn,    Marbach,    Maulbronn,    Neckarsulm^ 
Vaihingen,  Weinsberg; 
in   Tübingen    für    die    Amtsgerichtsbezirke    Calw,    Herrenberg,. 
Nagold,  Neuenbürg,  Nürtingen,  Reutlingen,  Bottenburg,  Tübingen» 
Urach; 
in   Rottweil  für  die  Amtsgerichtebezirke  Balingen,  Freudenstadt,. 
Horb,  Obemdorf,  Rottweil,  Spaichingen,  Sulz,  Tuttlingen; 

BObm,  lotoni.  Nachl&ssbehandluiig.  9 
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Beschwerden  gegen  die  Verfügungen  der  Amtsgerichte  in  Sachen 
der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  erledigen  die  Landgerichte. 
Denselben  kommt  auch  nach  den  im  Art.  15  des  Gesetzes  vom  14.  Juni 
1843  fiber  das  Notariatswesen  und  im  Gesetze  Tom  17.  August  1849, 
betr.  die  Aufhebung  der  befreiten  Gerichtsstande  (W.  Beg.-Bl.  1849 
8.  463),  bestimmten  Grundsätzen  die  Besorgung  des  Inyentur-, 
Theilnngs-  und  Yormundschaftswesens  bei  den  im  Kreise  wohnenden 
Exemten  su.^ 

IL   Naohlassbehandiung. 

Die  Erwerbung  der  Erbschaft  geschieht  nach  württem- 
bergischem Gesetze  in  der  Regel  durch  Erbschaftsantritt,  welcher 
unbedingt  oder  mit  der  Rechts wohlthat  des  Inrentars  erfolgen  kann. 
Nur  das  in  der  Yäterlichen  Gewalt  befindliche  Kind  erwirbt  die  Erb- 
schaft mit  dem  Anfall  ohne  besondere  Antretung. 

Die  Theilungsbehörde  (d.  h.  der  Gerichts-  oder  Amtsnotar 
und  regelmässig  3  Mitglieder  des  Waisengerichts)  hat  nach  erlangter 
Kenntniss  von  dem  Tode  einer  Person  ihre  Thätigkeit  zunächst  auf 
Sicherstellung  des  Nachlasses  und  Ermittelung  der  Erben  (Erforschung 
der  Intestaterben  und  Eröffnung  der  etwa  yorhandenen  letztwilligen 
Verfügung)  zu  richten,  ferner  für  die  Herstellung  des  Verlassen- 
schaftsinyentars  zu  sorgen  und  sich  mit  der  Vertheilung  des  Nach- 
lasses unter  die  Erben  zu  befassen,  auch  entweder  die  Befriedigung 
oder  gesetzliche  Sicherstellung  der  Erbschaftsgläubiger  zu  bewirken. 
Ist  eine  Erbschaft  unter  der  Rechtswohlthat  des  Inyentars  angetreten 
worden,  so  findet  während  der  Dauer  des  Auseinandersetzungs- 
yerfahrens  die  Zwangsvollstreckung  und  der  Arrest  in  den  Nachlass 
weder  für  Erbschaftsgläubiger  oder  Vermächtnissnehmer,  noch  für 
Gläubiger  der  Erben  statt  (Art.  23  des  württemb.  Ausf.-Ges.  zur 
R.-Z.-P.-0.  yom  18.  August  1879). 


in   Ellwangen    für    die   Amtsgerichtsbezirke    Aalen,   Ellwaiigen, 

Gmflnd,  Heidenheim,  Neresheim,  Schorndorf,  Welzheim; 
in  Hall  für  die  Amtsgerichtsbezirke   Crailsheim,   Gaildorf,   Hall, 

Künzelsau,  Langenburg,  Mergentheim,  Oehringen; 
in    Ulm   ftlr   die  Amtsgerichtsbezirke  Blaubeuren,  Ehingen,  Geis- 
lingen, Göppingen,  Kirchbeim,  Laupheim,  Mdnsingen,  Ulm; 
in  Ravensburg  für  die  Amtsgerichtsbezirke  Biberach,  LeuÜctrch, 
Kavensbrn-g,  Riedlingen,  Saulgau^  Tettnang,  Waldsee,  Wangen. 
Das  Oberlandesgericht  hat  seinen  Sitz  in  Stattgart. 
^)  Die  Besorgung  des  Inventur-,  Theilnngs-  und  Vormundschaffcswesens 
der  Mitglieder  des  Königlichen  Hauses  kommt  nach  Massgabe  des  k.  Haus* 
gesetzes  vom  8.  August  li>28  dem  Oberlandesgerichte  zu. 
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Die  Obsignation  des  Nachlasses  kann  unterbleiben,  so  oft 
ans  deren  Unterlassung  nach  dem  pfltchtmässigen  Erachten  der 
Theilungsbehörde  irgend  ein  Nachtheil  fQr  die  Betheiligten  nicht 
an  besorgen  ist,  und  weder  von  einem  derselben,  noch  Ton  ihren 
bereits  bestellten  Pflegern  auf  Vornahme  der  Obsignation  gedrungen 
wird.®) 

in.    Letztwillige  VerfQgungen. 

Solche  können  durch  Testamente  oder  Erbyertrag  ^folgen.  Zur 
aktiven  Testamentsfahigkeit  gehört  das  Yollendete  16.  Lebensjahr. 
Oeffentliche  Testamente  werden  yor  Gericht  (mündlich  oder  schrift- 
lich), Privattestamente  yor  Notar  und  5  Zeugen  errichtet.  Daneben 
eteht  es  in  der  Wahl  des  Testirers,  sich  der  ordentlichen  Formen 
des  schriftlichen  oder  mündlichen  Priyattestaments  des  gemeinen 
Kechts  zu  bedienen.  Die  Formen  der  priyilegirten  Testamente  richten 
sich  nach  spez.  württembergisohem  Recht. ^) 

lY.  Gesetzliche  Erbfolgeordnung  nach  Württemberger 
Recht"») 

1.  Deszendenten.  Nicht  legitimirte  uneheliche  Kinder  haben 
dem  Vater  gegenüber  ein  auf  den  sechsten  Theil  beschränktes 
]!irbrecht  (wenn  weder  Frau  noch  Kinder  yorhanden);  die 
Mutter  beerben  sie  wie  eheliche. 

2.  Aszendenten,  die  yollbüriigen  Geschwister  und  die  Kinder 
yerstorbener  yollbürtiger  Geschwister. 

3.  Ilalbgeschwister  und  die  Kinder  verstorbener  Halbgeschwister, 
unter  Umständen   auch   die  Enkel  yollbürtiger  Geschwister. 

4.  Die  übrigen  Seitenyerwandten  bis  zum  10.  Grad  einschliess- 
lich, nach  der  Nähe  des  Grades,  ohne  Repräsentations- 
recht, nnd  ohne  Unterschied  der  voll-  oder  halbbürtigen 
Verwandtschaft. 

5.  Der  überlebende  Ehegatte  erhält  eine  statutarische 
Portion,  wenn  nur  ein  Kind  vorhanden  ist,  zu  ein  Dritt- 
theil,    bei    Konkurrenz    mit    mehreren    Kindern    zu    einem 


«)  Stein  und  Kübel   a.  a.  0.  §§  3,  103,  286  ff.;    Kappler  a.  a.  O. 
i^.  55  ff.  und  194  ff.     Ueber  die  verschiedenen  Arten  der  Theüungsgeschftfie 

iF^vent-naltheilang,  Realtheiluug,   Eventaal-  und   Realtheilung)  s.  Stein  und 
Lübel  §  318  ff.,  Kappler  S.  67  ff.,  231  ff.  und  242  ff. 

^  Stein  und   Kübel  §  42  ff.    (über  die  priyilegirten   Testamente  s. 
ebendaselbst  §  57  ff.  und  über  Eröffnung  und  YolLstreckung  der  Testamente 
§  <j3  ff.);  Kappler  S.  523  ff.    S.  auch  oben  Note  5. 
")  Stein  und  Kübel  §  13  ff. 

9* 
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Kindstbeil.     Beim   Znsammentreffen   mit  Assendenten   oder 

erbfähigen   Seitenverwandten   erbt   er   die  Hftifte   der  Vor- 

lassenschaft    and    wenn    der    yerstorbene    Ehetbeil    weder 

Verwandte  in  ab-  oder  aufsteigender  Linie,  noch  erbfähig» 

Seitenyerwandte  hinterlassen  hat,  den  ganzen  Naehlass« 

6.  Wenn  weder  Verwandte  bis  zum  zehnten  Orade,   noch   eii» 

Ehegatte  vorhanden,  so  zieht  der  Fiskns  das  Vermögen  ein.^^} 

V.    Beziglich    der    Entrichtung    der    Erbschaftssteuer    gilt 

nunmehr  das  Gesetz  yom  24.  M&rz  1881,  betr.  die  Erbschafts-  und 

Schenkungssteuer  (Reg.-Bl.  S.  113). 

Hienach  wird  von  dem  Anfalle  der'  im  Lande  gelegene» 
Grundstücke  und  der  denselben  gleichznachtenden  Rechte- 
die  Erbschaftssteuer  erhoben,  ohne  Unterschied,  ob  der  Erblasser 
ein  Wfirttemberger  war  oder  nicht,  ob  er  in  Württemberg  Wohnsitz 
hatte  oder  nicht. 

Das  iminlande  belegene  Mobiliarvermögen  wird  nicht 
besteuert,  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohn* 
sitz  nicht  in  Württemberg  hatte,  mochte  er  Württemberger  gewesen 
sein  oder  nicht,  ausgenommen  wenn  der  Erwerber  ein  in  Württem- 
berg wohnender  Württemberger  ist,  in  welchem  Falle  Torbehaltlicb 
des  Abzuges  einer  anderwärts  auferlegten  Steuer  die  württembergisch» 
Abgabe  zur  Erhebung  gelangt. 

Im  Auslande  gelegenes  Immobil iarrermogen  bleibt  der 
inländischen  Steuer  entzogen. 

Im  Auslande  befindliches  Mobiliarvermögen  ist  der  Erb- 
schaftssteuer unterworfen,  wenn  der  Erblasser  in  Württemberg  seinen 
Wohnsitz  hatte  und  das  Nachlassgericht  in  Ansehung  des  fraglichem 
Vermögens  eine  Verfügung  und  Besitzeinweisung  eintreten  lässt. 

Wenn  bei  Vermogenserwerbungen  auf  den  Todesfall  in  einem 
ausserdeutschen  Staate  württembergische  Staatsangehörige  gegen- 
über den  Angehörigen  des  betreffenden  Staates  abweichend  behandelt 
und  insbesondere  mit  höherer  Steuer  als  diese  belegt  werden,  so* 
tritt  Retorsion  ein. 

Deszendenten  sind  steuerfrei;  im  Uebrigen  beträgt  die  Abgabe 
bei  Eltern  2  Proz.,  Voreltern  3  Proz.,  Stiefeltern  4  Proz.,  Geschwister 


")  In  dem  Gesetze  vom  28.  Februar  1878  über  die  Aufhebung  der  Vor- 
rechte dos  Fiskus  etc.  ist  das  Erbrecht  des  Fiskus  auf  den  Nachlass  ausdrOcldich 
aufrecht  erhalten.  N&heres  über  die  Frage,  ob  der  Fiskus  als  &b«  oder  jtire 
occupationis  den  Nachlass  erwirbt,  s.  Stein  und  Kübel  §  41  und  oben  S.  69. 
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2  Pros.,  Neffen  und  Nichten  3  Proz.,  Oheim  nnd  Tante  4  Proz., 
weiter  entfernte  Verwandte  6  und  8  Proz.,   NichtTerwandte  8  Proz. 

YI.    Yormundschaft. 

Die  Yormandsohaft  über  Minderjährige  tritt  ein,  wenn  der 
eheliche  Yater  gestorben^  entmündigt  oder  abwesend  ist,  wenn  ihm 
wegen  schlechten  Lebenswandels  das  Reeht  anf  die  Erziehung  d^r 
Kinder  entzogen  worden,  wenn  derselbe  wegen  Yerbrechens  gegen 
«eine  Kinder  der  elterlichen  Rechte  überhaupt  verlustig  geworden^ 
wenn  das  Kind  emanzipirt  ist  nnd  bei  unehelichen  Kindern.  In 
Bezug  auf  einzelne  Rechtsverhältnisse  wird  ein  Vormund  bestellti 
wenn  bei  einem  dem  Kinde  zugewendeten  Vermögen  dem  Vater  die 
Verwaltung  desselben  entzogen  ist  oder  wenn  die  Interessen  von 
Vater  und  Kind  (namentlich  bei  Theiinngen)   in  Widerstreit  stehen. 

Zur  Bestellung  des  Vormundes  ist  die  Vormundschaftsbehorde 
<d.  h.  der  Gemeinderath)  desjenigen  Ortes  zuständig,  an  welchem 
der  Minderjährige,  bozw,  dessen  Vater  seinen  Wohnsitz  hat;  für 
uneheliche  Kinder  ist  der  Gerichtsstand  der  Mutter  zur  Zeit  der 
Oeburt  des  Kindes  begründet. ^^) 

Die  Vormundschaft  hört  auf,  wenn  der  Pflegling  das  Alter  der 
Volljährigkeit  erreicht  oder  Dispensation  von  der  Minderjährigkeit 
erlangt,  wenn  der  weibliche  Pflegling  sich  verheirathet  hat,  bei  An- 
nahme des  Pfleglings  von  einem  Dritten  an  Kindesstatt,  sofern  hie- 
4urch  sein  Vermögen  in  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Adoptiv- 
vaters kommt,  femer  wenn  der  Pflegling  ausgewandert  ist  und  bereits 
«inen  neuen  Wohnsitz  genommen  hat.^') 

VII«  Die  Notare  sind  Staatsbeamte  (Beamtengesetz  vom 
28.  Juli  1876  Beil.  I  Lit.  A).  Neben  ihrer  obenerwähnten  Thätig- 
keit  als  Hülfsbeamte  der  Gemeinderäthe  und  Waisengerichte  sind 
sie  selbständig  zur  Stellung,  bzw.  Revision  der  Vormundschafts- 
rechnungen, sowie  zur  Unterstützung  des  Amtsgerichts  bei  der  diesem 
obliegenden  Aufsicht  über  das  Unterpfandswesen  und  über  die  Führung 
der  Grundbücher  berufen.  Auch  gehört  zu  ihrem  Wirkungskreis  die 
Aufnahme  von  letztwilligen  Verfügungen,  von  Verträgen,  von  Wechsel- 
protesten und  die  Beglaubigung  von  Urkunden  (NotarlatsgesotZ'  von 
1843  Art.  9  und  Notariatsordnung  vom  26*  Oktober  1808). 


^')  Lang  a.  a.  0.  §§  94  und  98  Nr.  II.  Ueber  die  Falle  der  auaser- 
«rdenÜichen  Vormundschaft  über  Geisteskranke,  Verschwender,  Abwesende 
und  bresthafte  Personen  s.  Lang  §  109  ff. 

*')  Lang  §  107. 
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Gerichtsnotare  sind  diejenigen  Notare,  zu  deren  Bezirk  der 
Sitz  des  AmtBgerichts  gehört.  AuBserdem  besteht  noch  eine  grössere 
Aniahl  Amtsnotarei  femer  gibt  es  ausser  den  Gerichtsnotaren  und 
Amtsnotaren,  bezQglich  deren  Geschäftsthätigkeit  kein  Unterschied 
mehr  besteht,  einige  wenige  immatriknlirte  Notare,  die  nicht  Be- 
amte sind  und  deren  Befugnisse  sich  im  Wesentlichen  mit  denen 
der  Notare  des  gemeinen  Rechtes  decken. 

YIII.  Ueber  die  Jurisdiktionsyerhftltnisse  gegenüber 
einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  ist  noch  zu  bemerken: 

1.  Gegenüber  Bayern  kommen  die  unterm  31.  Januar  1873 
zwischen  den  beiderseitigen  Regierungen  ausgewechselte 
Ministerialerklärung  Tom  8.  Januar  1873  über  den  gegen- 
seitigen Geschäftsyerkehr,  dann  die  Uebereinkommen  Tom 
8.  März  1825  und  7.  Juni  1861,  die  Berormundung  der 
in  Bayern  und  Württemberg  zugleich  begüterten  Minder- 
jährigen betr.,  in  Betraoht.     Näheres  s.  oben  §  14  S.  109, 

2.  Ebenso  wie  gegenüber  Bayern  wurden  die  Jurisdiktions- 
yerhältnisse  mit  Baden  neu  geregelt  durch  das  Ueberein- 
kommen yom  Jahre  1872,  welches  in  Württemberg  durch 
Min.-Y.  yom  9.  November  1872  (Reg.-Bl.  S.  394)  verkündet 
wurde  und  das  Abkommen  von  1880  (Min.-Y.  vom  18.  Mai 
1880,  Reg.-Bl.  S.  135)^  wonach  insbesondere  die  Dispositionen 
des  Jurisdiktionsyertrags  von  1825  Art.  22 — 29  in  Kraft 
erhalten  wurden. 

Nach  Art.  22  des  Vertrags  von  1825  werden  alle  Rechts- 
geschäfte unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall,  was  die 
Gültigkeit  derselben  rücksichtlich  ihrer  Form  betrifft,  nach 
den  Gesetzen  des  Orts  beurthoilt,  wo  sie  eingegangen  sind, 
sofern  nicht  die  Handlung  selbst  einem  verbietenden  Gesetze 
des  einen  Staats  entgegen  ist.  Rechtsgeschäfte  über  Real- 
rechte, als  die  Uebertragung  des  Eigenthums,  Bestellung 
von  Hypotheken  und  dergleichen  richten  sich  lediglich  nach 
den  Gesetzen  des  Orts,  wo  die  Güter  liegen,  welche  sie 
zum  Gegenstände  haben. ^^) 

Die  Bestimmungen  in  Art.  23 — 28  des  Vertrags  von 
1825  entsprechen    im  Wesentlichen  den  Bestimmungen  des 


^*)  V.  Marti tz,  die  Verträge  des  Königreichs  Württemberg  über  inter* 
Bfitionale  RechtshOlfe,  S.  14;  Reutti,  die  fireiwillige  Gerichtsbarkeit  etc.  in 
Qaden  1891  S.  602. 
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bayerisch-württembergischen  üebereinkommens  vom  8.  Mfirz 
1825  Art.  1 — 6.     Nach  Art.  29  werden  Wahnsinnige,  Ver- 
schwender und  Abwesende,  die  in  beiden  Staaten  Vermögen 
besitzen,    nach   den  Qesetzen    und   yor   den  Behörden  des- 
jenigen Staats  unter  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  gestellt, 
in   deren   Gebiet   sie   ihren  Wohnsitz    haben   oder,    in  Be- 
ziehung   auf   die    Abwesenden,    zuletzt    hatten,    wobei    die 
Art.  25 — 26  analoge  Anwendung  finden. 
3.  Weiter  kommen  in  Betracht  die  Staatsyerträge  Württembergs 
mit     den    beiden    Ho  henzol  lern 'sehen    Fürstenthümem, 
nämlich  mit  Hohenzollern-Sigmaringen  yom  31.  März 
bzw.  10.  April  1827  (W.  Reg.-Bl.  S.  151)  und  mit  Höh en- 
zollern-Hechingen   yom  2.  April   bzw.    12.  April  1827 
(W.  Reg.-Bl.  S.  245),  deren  Fortbestand  durch  Einyerständ- 
niss  mit  der  Krone  Preussen  ausdrücklich  festgestellt  wurde 
(W.  Reg.-Bl.  1857   S.  87   und    1858   S.  72).     Beide  Ver- 
träge rekapitullren  in  der  Hauptsache,  soweit  es  hier  inter- 
essirt,  auch  die  Bestimmungen  der  bayerisch-württembergischen 
Uebereinkunft  yon  1825.^^) 
IX.    Im  Uebrigen   ist  bezüglich  der  Anwendung  der  württem- 
bergischen Priyatrechtsgesetze   auf  Fremde   und   auf  Verhältnisse, 
welehe    mit    dem    Auslande    in    Beziehung    stehen,    zunächst    auf 
Wächter,   Handbuch   des   in  Württemberg   geltenden  Priyatrechts, 
Bd.  2  S.  79  flf.  zu  yer weisen.    Bezüglich  der  Erbfolge  insbesondere 
ist  S.  100  fp.  ausgeführt,  die  Erbfolge  in  das  Vermögen  einer  Person 
richte    sich    nach    dem    am   Wohnorte    des   Erblassers    geltenden 
Rechte,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  das  Vermögen  liegt;  diess 
gelte   für   das  Erbfolgerecht,   wie   für   die  Erbfolgeordnung  und  die 
Vertheilung  der  Erbschaft,  gleichyiel,  ob  der  Erblasser  im  Auslande 
oder  im  Inlande  gestorben   und   ob  es   sich  um  seine  im  Auslande 
gelegenen  Güter  handle;^®)   das  Gleiche   sei  der  Fall  in  Bezug  auf 
letztwillige   Verfügungen,    nur  hinsichtlich   der   äusseren   Form  der 
letzteren*  werde   auch   der  allgemein  gültige  Grundsatz,   wonach  die 
Gesetze  des  Ortes  der  Errichtung  zu  beobachten  sind,  anerkannt.^  ^) 

^^)  Näheres  s.  y.  Martitz,  die  Verträge  des  Königreichs  Württemberg 
tkber  internationale  Rechtshttife,  S.  10  ff. 

^^  Die  Sukzession  in  Lehen  und  Fideikommissgüter  ist  jedoch  nach 
dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  diese  Güter  liegen,  zu  beurtheilen. 

^^)  VgL  auch  Bier  er,  Handbuch  des  in  Württemberg  geltenden  Privat- 
rechts,  S.  67  and  oben  §  5  Note  7. 
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Für  die  Zaständigkeit  zur  Behandlung  des  NachlasBee 
eines  in  Württemberg  domizilirten  Ausländers  ist,  abgesehen  tob 
entgegenstehenden  Bestimmungen  der  StaatsTertrage,^^)  der  Wohn- 
sitz und  nicht  die  Staatsangehörigkeit  massgebend,  was  anderseits 
ebenso  bezüglich  der  auswärts  domizilirenden  WürUemberger  an- 
erkannt wird.^^) 

Dieser  Grundsatz  ist  im  Allgemeinen  auch  anerkannt  in  §  219 
Nr.  3  der  yom  Justizministerium  unterm  20.  Februar  1894  erlassenen 
Anweisung  für  die  Amtsgerichte  und  die  denselben  untergeordneten 
Ijshorden  in  Betreff  der  Beförderung  Ton  amtliehen  Aus- 
fertigungen in  Erbschaftssachen  und  sonstigen  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  an  im  Auslande 
befindliche  Betheiligte,  nebst  einem  Anhang,  betr.  inter- 
nationale Nachlass-  und  Yormundschaftsbehandlung  (Amts- 
blatt d.  k.  W.  J.-Min.  1894  S.  11  ff.).»») 


*")  S.  hiezu  insbesondere  unten  die  betr.  Bestimmungen  bei  den  einzelnen 
ausländischen  (nichtdeutschen)  Staaten. 

^^  Vgl.  Stein  nnd  Kübel  §  313,  femer  Erlass  des  Pupillensenats  des 

Obertribnnals  vom  19.  März  1859  (Boscher's  Zeitschnft  I  S.  48,  VI  S.  95  und 

Erlass  des  Justizministeriums  vom  19.  Mai  1868  (Boscher's  Zeitschr.  XI  S.  1  ff.). 

^)  In  §  21  der  obenangeführten  Anweisung  ist  unter  Nr.  4  noch  weiter 

bemerkt: 

,  Auch  abgesehen  von  den  Staatsvertr&gen  erscheint  es  unter 
Umständen  geboten,  dass  die  württembergischen  Nachlassbehörden 
die  Verlassenschaft  eines  wflrttembergischen  Staatsange- 
hörigen behandeln,  obgleich  dieser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen 
Wohnsitz  nicht  in  Württemberg,  sondern  im  Ausland  gehabt  hat. 
Dies  trifft  jedenfalls  dann  zu,  wenn  die  auswärtigen  Behörden  unter 
Ablehnung  eigener  Thätigkeit  die  Verlassenschaft  zur  Verfügung 
der  wttrttembergischen  Behörden  stellen,  wie  dies  z.  B.  bei  Todes- 
fällen von  Württembergem  in  der  Schweiz  mehrfach  seitens  der 
schweizerischen  Behörden  geschehen  ist.  In  solchen  Fällen  würden 
durch  Ablehnung  der  Zuständigkeit  seitens  der  wörttembergischen 
Theil  ungsbehörden  berechtigte,  auf  den  Schutz  der  inländischen 
Behörden  angewiesene  Interessen  verletzt.  Als  zuständig  wird  in 
einem  solchen  Fall  die  Behörde  des  letzten  Wohnortes  in  Württem- 
berg und  in  Ermangelung  eines  solchen  diejenige  des  Heimathsortd 
des  Verstorbenen  zu  betrachten  sein.  Das  Jastizministerium  behält 
sich  Übrigens  vor,  aus  Gründen  besonderer  Zweckmässigkeit  im 
einzelnen  Falle  auch  eine  andere  Behörde  der  freiwilligen  Qerichts- 
barkeit,  z.  B.  diejenige  des  Orts  des  im  Inland  eingetretenen  Todes- 
fiiUs  oder  des  Aufenthaltsorts  der  meisten  hierländischen  Erbpräten- 
denten zu  der  Behandlung  einer  derartigen  Nachlassache  zu  er- 
mächtigen." 
Nach  Nr.  5  1.  c.  haben  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  Zuständigkeit 
der  württembergischen  Behörden  zur  Nachlassregulirung  gegeben  ist,  diese 
vou  Amtswegen  für  die  Sicherung  des  Nachlasses  von  Ausländern  zu 
sorgen,  vorbehaltlich  der  in  den  Staat svcrtrS gen  festgesetzten  Mitwirkung  der 
Ausländischen  Konsuln. 
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Nach  dem  württembergischeii  Oesetz  vom  1.  Mars  1865  sind 
Ausländer  in  Allem,  was  die  Fähigkeit  som  Erwerb  und  Bcsiis 
Hegender  Orfinde  im  Inland  betrifft,  den  Inländern  gleichgestellt 
und  haben  nur  die  gleichen  Lasten  wie  inländische  Besitzer  zu 
tragen;  dieselben  sind  besüglich  aller  solche  Güter  betreffenden, 
Lasten  und  Verbindlichkeiten,  insbesondere  aber  hinsichtlich  des 
Oerichtsstandes  den  Landesgesetien  unterworfen.  Nach  Art.  15  des- 
selben Gesetzes  sollen,  wenn  Gegenstände  einer  Verlassensehaft  oder 
Schenkung  sich  theils  im  Inland,  theils  im  Auslande  befinden  und 
▼on  dem  Erwerbe  der  letzteren  die  Württembeiger  wegen  ihrer 
Eigenschaft  als  Fremde  ausgeschlossen  wären,  hiefür  aus  dem  An- 
theil  der  sie  ausschliessenden  Ausländer  an  dem  im  Inlande  befind- 
lichen Vermdgensbestandtheile  Vergütung  erhalten.'^) 

Hinsichtlich  der  Vormundschaftsbestellung  gilt  Folgendes: 

Der  Grundsatz,  dass  die  Zuständigkeit  des  Vormundschafts- 
gerichts sich  nach  dem  Wohnsitz  der  zu  bevormundenden  Person 
richtet,  gilt  auch  dann,  wenn  ein  Ausländer  in  Württemberg  oder 
ein  Württemberger  im  Ausland  seinen  Wohnsitz  hat. 

Eine  subsidiäre  Pflicht  der  württembergischen  Behörden, 
den  im  Ausland  wohnenden  Württembergem  bei  verweigerter 
Fürsorge  des  Auslandes  in  Württemberg  zu  bevormunden,  ist 
begründet,  da  der  württembergische  Staat  dem  im  Ausland  wohnenden 
Staatsangehörigen  vermöge  dieser  Staatsangehörigkeit  im  Nothfalle 
seinen  Rechtsschutz  zu  gewähren  hat. 

Die  Zuständigkeit  zur  Bestellung  und  Beaufsichtigung  der  Vor- 
mundschaft für  einen  im  Auslande  angesessenen  Württemberger 
richtet  sich  in  einem  solchen  Fall  nach  dem  letzten  allgemeinen 
Gerichtsstand,  welchen  der  zu  Bevormundende  im  Inlande  hatte, 
also  nach  seinem  letzten  Wohnsitz  im  Inlande,  oder  wenn 
derselbe  selbst  einen  Wohnsitz  noch  nicht  begründet  hatte,  nach 
dem  Wohnsitz  bzw.  letzten  Wohnsitz  seines  Vaters  im  Inland.'^) 

Durch  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1876  (Reg.-Bl.  S.  263)  ist 
Art.  1  der  Verordnung  vom  7.  März  1809,  wonach  Vormundschaften 


")  Württ  Reg..Bl.  1865  S.  14;  Lang  a.  a.  0.  §  26  Note  14  und  2. 

*'')  §  22  der  oben  8.  136  angeführten  Anweisung  etc.;  Gutachten  der 
vereinigten  Zivilsenate  des  k.  Oberlandesgerichts  vom  2.  Juli  1890  (Jahrb.  der 
WOitt  Rechtspflege  BoL  IV  S.  378).    Vgl.  auch  Zeitschrift  etc.  1(1  S.  377. 

Ueber  Ausfolge  einer  in  Russland  angefallenen  Erbschaft  an  eine  m 
Wfirttem)>erg  sich  aufhaltende,  in  Russland  domizilirte  minderjährige  Eri^iji 
9,  Zeitschrift  etc.  11  S,  326. 
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Iber  Württemberger  nur  Ton  Inländern,  welche  im  Lande  wohnen, 
geffihrt  werden  durften,  ausser  Kraft  gesetzt.  Jedoch  darf  solchen 
Personen,  welche  nicht  Angc  hörige  des  Deutschen  Reiches  sind  oder 
ausserhalb  des  Gebiets  des  Deutschen  Reiches  wohnen,  eine  Vor- 
mundschaft nur  übertragen  werden,  nachdem  die  Yormundschafts- 
behörde,  und  zwar  der  Gemeinderath  durch  Yermittelung  des  Gerichts, 
hiezu  die  Genehmigung  des  Justizministeriums  eingeholt  hat« 

Die  oben  angeführte  Anweisung  etc.  nebst  Anhang  Tom  20.  Februar 
1894  enthält  in  §  23  noch  besondere  Vorschriften,  betreffend  den 
Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten  Yon  Amerika*')  und  in 
§  24  eine  Notiz  über  Hebung  Ton  Nachlässen  der  in  nieder* 
ländischen  Kolonialdiensten  yerstorbenen  deutschen  Reichs- 
angehörigen. ^^) 

§  17. 
Baden. 

I.  Das  badische  Landrecht  ist  dem  Code  Napolion  nach- 
gebildet,^)  Es  findet  also  in  Nachlassachen  eine  offizielle  Thätigkeit 


^')  Dort  ist  XL.  A.  Folgendes  bemerkt: 

1.  Ueber  die  zur  Hebmig  von  nichtmilitärischen  Verlassenschaften  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erforderlichen  Urkunden  gibt 
Aa&chlusB  die  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  23.  Dez. 
1882  (Wttrtt.  Gerichteblatt  Bd.  XXI  S.  2  fL,  auch  abgedruckt  bei 
Mayer,  das  Wttrttembergische  Gesetz  über  das  Notariatswesen, 
S.  255  i  vgl.  hiezu  auch  Bekanntmachung  des  Justizministeriun» 
vom  10.  Juli  1891  (Amtsbl.  S.  45). 

2.  Zu  Art.  10  der  Konsularkonvention  vom  11.  Dezember  1871  ist  zu 
vergleichen  Erlass  des  Justizministeriums  an  die  Amtsgerichte  vom 
15.  Mai  1881  (Württ.  Gerichtsbl.  Bd.  XIX  S.  145),  wonach  die  vor- 
geschriebene  Anzeige  von  dem  in  Württemberg  erfolgten  Ableben 
eines  Angehörigen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  thus- 
liebster  Beschleunigung  unter  Anschlnss  des  Todesscheines  zu  er- 
statten ist 

3.  Einzelne  für  ErbschaftsfUle  in  Betracht  kommende  Bestimmungen 
enthalt  auch  der  zwischen  Württemberg  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  unterm  10.  April  1844  abgeschlossene  Abzugsvertrag 
(Reg.-Bl.  S.  471). 

4.  Bezüglich  der  Pensionsansprüche  von  Soldaten,  welche  im  nord- 
amerikanischen Sezessionskrieg  gedient  haben,  sowie  von  Angehörigen 
dieser  Personen,  ist  zu  vergleichen  die  Bekanntmachung  des  Justiz- 
ministers  vom  15.  Mai  1893  (Amtsbl.  S.  30).  Vgl.  auch  unten  bei 
, Vereinigte  Staaten  von  Amerika*. 

^)  8.  unten  bei  .Niederlande*. 

')  S.  Kah,  das  badische  Landrecht  nach  Einführung  der  Reichsjnstiz- 
gesetze,  2.  Aufl.,  Baden-Baden  1887;  Ruef,  Code  Napoleon,  badisches  Land- 
recht, 1872;  Bingner,  Zivilrecht,  bad.  Zivilgesetzbuch  (Landrecht)  nebst  Er- 
gftnzungen,  Mannheim  1879;   Hachenburg,   das  badische  Landrecht  unter 
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der  badischen  Behörden  nnr  in  den  Fällen  statt,  wo  hauptsächlich 
wegen  beschränkter  Dispositionsfähigkeit  der  Betheiligten  (Minder- 
jähriger oder  Entmfindigter)  oder  wegen  Abwesenheit  der  Erben 
konsenratorische  Akte  nothwendig  sind,  wobei  alsdann  Anlegung  der 
Siegel  und  Aufnahme  des  Erbyerzeichnisses  (Inyentar)  geboten  ist. 
In  anderen  Fällen  werden  Erbyerzeichnisse  nur  auf  Antrag  der  Be- 
theiligten aus  priyatreehtlichen  Gründen  errichtet;  wenn  alle  Erben 
persönlich  anwesend  oder  gehörig  yertreten,  grossjährig  und  rechts- 
fähig sind,  werden  weitere  Verhandlungen  nach  der  Aufnahme  des 
Erbyerzeichnisses  nur  anf  den  Antrag  der  Betheiligten  und  nach 
Massgabe  ihrer  Anträge  gepflogen. 

Im  Uebrigen  gelten  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des 
französischen  Rechtes;  insbesondere  treten  die  gesetzlichen  Erben 
kraft  des  Gesetzes  in  den  Besitz  der  Erbschaft;  die  Erklärung  fiber 
Entsagung,  wie  darüber,  dass  der  Erbe  die  Erbschaft  nur  unter  der 
Torsicht  des  Erbyerzeichnisses  annehmen  wolle,  muss  zu  dem  bei 
Gericht  hierüber  geführten  Offenkundigkeitsbuch  geschehen. 

In  Bezug  auf  die  Zulassung  yon  Ausländern  zur  Erbschaft 
in  die  in  Baden  gelegenen  Güter  bestimmt  das  Gesetz  yom  4.  Juni 
1864,  den  Besitz  yon  Liegenschaften  durch  Ausländer  betr.,^  dass 
die  Ausländer  das  Recht  haben,  liegendes  und  fahrendes  Vermögen 
im  Inlande  auf  gleiche  Weise  wie  Inländer  zu  erwerben  und  zu  be- 
sitzen, dasselbe  zu  yererben  und  darüber  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todesfall  zu  yerfügen.  Wenn  die  Gegenstände  einer  Verlassen- 
schaft (oder  Schenkung)  theils  im  Inlande  und  theils  im  Auslande 
sich  befinden  und  yon  den  letzteren  Inländer  wegen  ihrer  Eigen- 
schaft als  Fremde  ausgeschlossen  sind,  so  sollen  sie  hiefür  aus  dem 
Antheile  der  sie  ausschliessenden  Ausländer  yon  den  im  Inlande  be- 
findlichen Bestandtheilen   desselben  Vermögens  Vergütung   erhalten. 

Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  und  der  Notare  zur  Ver- 
waltung der  Nachlass-  und  bzw.  Vormundschaftssachen,  wie 


Berücksichtigang  des  rheinischen  Rechts,  annotirt»  Mannheim  1887;  6  a  ra- 
set ti,  EinfÜhrong  in  das  fronzös.  Ziyilrecht  und  das  badische  Landrecht 
(poiwie  in  das  rheinische  Recht  überhaupt),  Lahr  1889;  Barazetti,  die  Vor- 
mundschaft» Pflegschaft  und  Beistandschaft  nach  Cod.  Nap,  und  dem  badischen 
Landiechte,  1894;  Behaghel^  badisches  bürgerliches  Recht  und  der  Code 
Napoleon  mit  besonderer  Rücksicht  anf  die  BedOrfhisse  der  Praxis  dargestellt, 
3,  Aofl,  1892;  Schiffner,  Lehrbach  des  allgem.  französ.  Rechts  mit  Berflck- 
sichtigang  des  badischen  Rechts.  Ueber  Rechtsquellen  des  Grossherzogthoms 
Baden  s.  auch  y.  Roth,  Deutsches  Priyatrecht  §  21. 
»)  Bad.  Reg.-Bl.  1864  Nr.  24. 
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überhaupt  zur  AuBübang  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ist 
in  Baden  nanmehr  geregelt  durch  das  Oesetx  Tom  6.  Februar  1879, 
die  Verwaltung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  das  Notariat 
betreffend  (Rechtspolizeigesetz,  O.-  u.  V.-BK  S.  131),  und  das  Gesetz 
Yom  20.  Juli  1888,  betr.  die  Abänderung  des  Rechtspolizeigesetzes 
(Ot,-  u.  y.-Bl.  B.  367),  ferner  die  Geschäftsordnungen  für  die  Amts- 
gerichte als  Rechtspolizeibehorden  (Rechtspolizeiordnung  vom  2.  Not. 
1889,  G.-  tt.  Y.-Bl.  S.  259),  fflr  die  Notare  als  Reohtspolizeibeamte 
{Notariatsordnung  yom  gleichen  Tage,  G.-  u.  Y.-BI.  S.  309),  durch 
die  Waisenrichterordnung  vom  30.  Oktober  1889  und  die  Dienst- 
weisung für  die  Waisenrichter  yom  2.  November  1889  (G.-  u.  Y.-Bl. 
S.  427),  die  Dienstweisung  für  die  Bürgermeister  und  die  Gemeinde- 
räthe  als  Rechtspolizeibehörden  yom  12.  Noyember  1889  (G,-  u.  Y.-Bl. 
S.  473)  und  yerschiedene  andere  Yerordnungen.') 

Hienach  besorgen  die  Amtsgerichte^)  die  durch  das  Land- 
recht den  Gerichten  übertragenen  Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit;   ferner  kommen  den  Amtsgerichten  unter  Anderem  zu:  die 


")  S.  hierüber  Reuitii  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das  Notariat 
im  Grossherzogthum  Baden,  2.  Aufl.  1891. 

*)  Die  Sitze  und  Bezirke  der  Gerichte  in  Baden  sind  durch  Yerordnung 
vom  23.  April  1879  (Bad.  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1879  Nr.  XXII  S.  279  ff.)  fest- 
gestellt. 

Amtsgerichte  sind  errichtet: 

a)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Eonstanz: 

Konstanz,     Donaueschingen,     Engen,     Measkirch,     PfuUendorf^ 
Radolfzell,  Stockach,  Ueberlingen  und  Yillingen; 

b)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Waldshut: 

Bonndorf,  Säckingen,  St.  Blasien  und  Waldshut; 

c)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Freiburg: 

Breisacli,  Emmendingen,  Ettenheim,  Freiburg,  Kenzingen,  L(^rrach, 
Müllheim,  Neustadt.  Schönau,  Schopfheim,  Staufen  und  Waldkirch; 

d)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Offenburg: 

Achem,  Bühl,  Kehl,  Lahr,   Oberkirch,   Offenburg,  Triberg  und 
Wolfach; 
c)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Karlsruhe: 

Baden,  Bretten,  Bruchsal,  Durlach,  Eppingen,  Ettlingen^  Gems- 
bach, Karlsruhe,  Pforzheim,  Philippsburg  und  Rastatt; 

f)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Mannheim: 

Heidelberg,  Mannlieim,   Schwetzingen,  Sinsheim,  Weinheim  und 
Wiesbach ; 

g)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  zu  Mosbach: 

Adelsheim,  Boxberg,  Buchen,  Eberbach,  Mosbach,  Ncckarbischofe- 
heim,  Tauberbischofsheim,  WalldOm  und  Wertheim. 
Das  badische  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  19.  Mai  1864,  die  Voll- 
Zugsverordnung  vom  12.  Juli  1864  und  die  Verordnung  vom  12.  Juli  1864 
(Bad.  Reg.-B).  Nr.  XXIX),  soweit  letztere  sich  auf  die  Emtheilung  des  Grosß- 
herzogtfaums  für  die  Rechtspflege  und  die  Verwaltung  der  frei^i-illigcn  Gerichts- 
barkeit bozifht,  sind  aiLsscr  Wirksamkeit  getreten. 
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Prüfung  der  von  den  Notaren  gefertigten  Tbeilungen  und  Vermögens- 
übergaben,  wobei  Abwesende,  Minderjährige  oder  Mundlose  betheiligt 
sind,  die  Beschlüsse  in  denjenigen  Angelegenheiten,  welche  das 
Landrecht  dem  Familienrathe  2awei8t,  nach  Anhörung  der  nächsten 
Verwandten  des  Mündels,  Führung  der  Pflegschaftstabellen  und  die 
Abhör  der  Vormundschaftsrechnungen,  Beglaubigung  von  Auszügen 
aus  den  Standesregistern.  Die  öffentlichen  Bücher  für  den  Eintrag 
der  Entsagung  Ton  Erbsehaften,  der  Annahme  der  Erbschaft  unter 
der  Wohlthat  des  Erbverzeichnisses,  der  Entsagung  Ton  der  Theil* 
nähme  an  der  ehelichen  Gütergemeinschaft,  der  im  Auslande  errichteten 
letzten  Willen  u.  A.  werden  Yon  den  Qerichtsschreibern  bei  den 
Amtsgerichten  geführt. 

Die  Aufnahme  der  Inventur  und  die  Vaohlassregulirung  in  den 
gesetzlich  gebotenen  Fällen  gehört  zum  Geschäftskreise  der  Notare. 
Auch  die  Siegelung  des  Nachlasses  erfolgt  durch  die  Notare,  in 
Orten,  wo  kein  Notar,  durch  den  Bürgermeister  oder  auch  durch 
den  Stabhaltcr.  Theilungen,  bei  welchen  Minderjährige,  Mundlose 
oder  Abwesende  betheiligt  sind,  müssen  gerichtlich,  d.  i.  durch  den 
Notar  vorgenommen  werden. 

Zuständig    für  Nachlas8acli.ejgL_i8t  Jlasjenipe  Amtsgericht^ 
in   dessen    Bezirk    die    Erbschaft   angefallen   ist.     Der  Ort,"*""^ 
Erbe   zufällt,    wird   durch    den  Wohnsitz  bestimmt  (L.-R.  S.  110). 

Das  Recht  der  Erbfolge  bestimmt  sich  zufolge  des  badischen 
Gesetzes  (§  2  lit.  1  des  VI.  Konst.  Edikts  vom  4.  Juni  1808)  nach 
dem  Rechte  der  Heimath  des  Erblassers  in  der  Weise,  dass  das 
Recht  anzuwenden  ist,  welches  der  Richter  der  Heimath  anwenden 
würde;  verweist  dieses  auf  das  Domizil,  so  ist  dessen  Recht  mass- 
gebend.^ 

Auf  in  Baden  gelegene  Liegenschaften  des  Nachlasses 
eines  Nichtbadeners  sind  jedoch  bezüglich  erb  rechtlicher  Ver- 
hältnisse die  badischen  Gesetze,  soweit  sie  absolut  ge-  oder  ver- 
bietende Bestimmungen  enthalten,  auch  dann  anzuwenden,  wenn  die 
Erbfolge  sich  nach  ausserbadischem  Rechte  richtet.®) 


»)  Urth.  d.  O.-L.G.  Karlsruhe  vom  27.  Januar  1880;  Zeitschrift  für 
französ.  Zivihrecht  Bd.  12  S.  38,  bad.  Annalen  Bd.  47  S.  145;  Urth.  d.  Reichs- 
gerichts vom  16.  Oktober  1885,  jor.  Wochenschrift  1885  S.  338,  bad.  Annalen 
Bd.  51  S.  373.  S.  Näheres  Hachenburg  a.  a.  0.  S.  4  Nr.  8;  Zeitschrift  etc. 
I  S.  436. 

^  Urth.  des  Reichsgerichts  vom  22.  September  1891  (Annalen  d.  bad., 
Ger.  Bd.  58  S.  19;  Zeitschrift  etc.  U  S.  288). 
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Nach  Gesetz  Tom  24,  März  1888,  die  Ausstellang  gericht^ 
1  icher  Erbbescheinigungen  betreffend,^  ist  jeder  gesetzliche 
Erbe  befttgt,  bei  demjenigen  Amtsgerichte,  bei  welchem  der  Erblasser 
zur  Zeit  seines  Todes  den  allgemeinen  Oerichtsstand  gehabt  hat, 
auf  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung  anzutragen  (§  1  des  Ges.). 
Wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  einen  allgemeinen  Gerichts- 
stand in  Baden  nicht  hatte,  und  zu  seinem  Nachlasse  in  Baden  be- 
legene Grundstöcke,  in  dortigen  öffentlichen  Büchern  eingetragene 
Hechte  oder  in  Verwahrung  einer  badischen  Behörde  befindliche 
Gegenstände  gehören,  so  ist  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  das 
Grundstück  gelegen  ist,  das  öffentliche  Buch  oder  der  Gegenstand 
verwahrt  wird,  zur  Ausstellung  einer  Bescheinigung  zuständig,  welche 
den  Erben  zur  Verfügung  über  das  Grundstück  oder  das  eingetragene 
Recht  oder  zur  Empfangnahme  des  verwahrten  Gegenstandes  be- 
rechtigt (§  9  1.  c). 

II.  Die  Form  der  Testamente  richtet  sich  nach  den  in 
Landreohtssätzen  96^7  ff.  und  in  den  Gesetzen  vom  29.  August  1817 
(Keg.-Bl.  Nr.  XXI)  und  vom  7.  Mai  1818  (Reg.-Bl.  Nr.  XI),  ferner 
in  §  46  des  Gesetzes  vom  2.  Februar  1879  (lleohtspolizeigesetz) 
aufgestellten  Regeln  (öffentliche,  geheime,,  eigenhändige  Testamente). 
Nach^Is.-R,  -g/'^ää  kann  ein  Badenser  in  fremdem  Lande  seinen 
letzten  AVillen  entweder  in  einer  eigenhändigen  Urkunde  oder  nach 
den  Formen  des  Orts  der  Fertigung  in  einer  öffentlichen  erklären. 
Letztwillige  Willensyerordnungen,  die  in  fremdem  Land  errichtet 
werden,  können,  soviel  das  im  Inland  befindliche  Vermögen  betrifft, 
nicht  in  Vollzug  gesetzt  werden,  als  nachdem  sie  vorher  in  der 
Oerichtsschreiberei  des  Wohnorts  des  Erblassers,  wenn  er  einen 
SVohnsitz  im  Inlande  beibehalten  hat,  andernfalls  aber  bei  der 
Gerichtsschreiberei  des  Orts,  der  als  sein  letzter  Wohnsitz  im  Lande 
bekannt  ist,  eingetragen  worden.  Im  Falle  der  letzte  Wille  Ver^ 
fugungen  über  inländische  Liegenschaften  enthält,  soll  er  überdies 
in  der  Gerichtsschreiberei,  unter  welcher  die  Güter  liegen,  ein- 
getragen werden  (L.-R.  S.  1000  und  §  3  des  Rechtspolizeigesetzes). 

Die  Eröffnung  des  Testamentes  (Beschaffenheits-Beurkundung, 
L.-R.  S.  1007)  geschieht  durch  das  Amtsgericht  des  Erbanfalls,  bei 
Erbanfall  ausserhalb  des  Grossherzogthnms  durch  das  verwahrende 
Amtsgericht  (R.-P.-O.  §  96),     Die  Verkündung  geschieht,  wenn  eine 


')  Bad.  G.-  u.  V.-Bl.  1888  S.  211. 
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Erbrerzeichnung  oder  VcrlassenflchaftsYerhandlung  im  Lande  statt- 
gefanden  oder  stattzufiDden  hat,  durch  den  betreffenden  Notar, 
welchem  das  Testament  su  diesem  Zwecke  mitzutheilen  ist,  ausser* 
dem  durch  das  Amtsgericht  selbst. 

III.    Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

Die  Kinder  oder  deren  Abkömmlinge  erben  ihre  leiblichen 
Eltern,  Qrosseltem  oder  Voreltern  ohne  Unterschied  des  Geschlechts 
oder  der  Erstgeburt,  auch  dann,  wenn  sie  aus  yersohiedenen  Ehen 
abstammen  und  zwar  zu  gleichen  Theilen  und  nach  Köpfen,  wenn 
sie  sich  alle  im  ersten  Grad  befinden  und  kraft  ihres  eigenen,  yon 
Niemand  abgeleiteten  Hechts  ins  Erbe  treten,  nach  Stämmen,  wenn 
sie  insgesammt  oder  zum  Theil  kraft  Erbvertretungsrechts  (Repräsen- 
tation) zur  Erbschaft  gelangen  (L.-R.  S.  745). 

Wenn  der  Verstorbene  keine  Nachkommen,  auch  keine  Ge- 
schwister, noch  Abkömmlinge  Ton  solchen  zurQckgelassen  hat,  so 
wird  die  Erbschaft  in  zwei  gleiche  Theile  für  die  Ahnen  des  yäter- 
lichen  und  des  mütterlichen  Stammes  getheilt.  Der  Ahne,  der  im 
nächsten  Grad  ist,  erhält  die  seinem  Stamm  zugewiesene  Hälfte  mit 
Ausschluss  aller  Andern.  Mehrere  Ahnen  des  nämlichen  Stammes,  die 
sich  in  gleiohem  Grad  befinden,  erben  nach  den  Köpfen  (L.-R.  S.  746). 

Ueberlebten  Vater  und  Mutter  ein  ohne  Nachkommenschaft 
Terstorbenes  Kind,  das  noch  Geschwister  oder  Abkömmlinge  von 
diesen  hat,  so  wird  die  Erbschaft  in  zwei  gleiche  Theile  getheilt; 
eine  Hälfte  daron  fallt  auf  Vater  und  Mutter  zu  gleichen  Theilen, 
die  andere  Hälfte  gebührt  den  Geschwistern  oder  ihren  Abkömmlingen 
(L.-R.  S.  748). 

Wenn  der  Erblasser  zwar  keine  eheliche  Nachkommenschaft, 
aber  doch  Geschwister  oder  Abkömmlinge  ron  solchen  hinterlässt, 
auch  eines  seiner  Eltern,  Vater  oder  Mutter,  schon  todt  ist,  so 
wächst  das  Erbtheil,  das  dem  yerstorbenen  Elterntheil  zu  Folge  des 
yorigen  Satzes  zugefallen  wäre,  demjenigen  Antheil  zu,  welcher  den 
Geschwistern  oder  ihren  Erbyertretem  anfällt  (L.-R.  S.  749). 

Wenn  keines  yon  beiden  Eltern  den  Tod  eines  kinderlosen 
Erblassers  erlebt,  so  sind  dessen  Geschwister  oder  ihre  Abkömmlinge 
mit  Ausschliessung  weiterer  Ahnen  sowohl  als  der  übrigen  Seiten*» 
yerwandten  ^ur  Erbschaft  berufen ;  sie  erben  entweder  kraft  eigenen 
Rechts  oder  kraft  Erbyertretung  (L.-R.  S.  750). 

Wo  beide  Eltern  eines  kinderlosen  Erblassers  ihn  überlebt 
haben,   da   sind   seine   Geschwister   oder  ihre  Erbyertreter   nur   zur 
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Hälfte  seines  Nachlasses  berufen;  sie  erhalten  drei  Viertel,  wenn 
nur  eines  der  beiden  Eltern  den  Erblasser  überlebte  (L.-R.  S.  761)« 
Die  Theilung  jener  Hälfte  oder  drei  Viertel  für  die  Geschwister  ge- 
schieht unter  ihnen,  wenn  sie  alle  Ton  einer  Ehe  sind,  gleichtheilig; 
sind  sie  aus  Terschiedenen  Ehen,  so  fällt  auf  jede  Ton  beiden  Seiten, 
auf  die  Täterliche  und  die  mütterliche,  der  halbe  Theil;  die  yoII- 
bürtigen  Geschwister  gehen  nachmals  in  beiden  Stämmen  zu  Theil, 
die  halbbürtigen  Geschwister  von  der  Mutter,  oder  Ton  dem  Vater, 
erben  dagegen  nur  an  dem  Stammtheil,  zu  welchem  sie  gehören; 
sind  auch  nur  Halbgeschwister  oder  Nachkommen  derselben  allein 
Torhanden,  so  schliessen  sie  dennoch  Ton  der  Erbschaft  alle  übrigen 
Verwandten  des  anderen  Stammes  aus  (L.-R.  S.  752). 

Wären  keine  Geschwister  noch  Abkömmlinge  Ton  diesen  und 
nur  auf  einer  Seite  Ahnen  des  Erblassers  am  Leben,  so  fällt  die 
Erbschaft  zur  Hälfte  auf  die  überlebenden  Ahnen  und  zur  anderen 
Hälfte  auf  die  nächsten  Verwandten  des  andern  Stamms.  Treffen 
in  diesem  mehrere  SeiteuTcrwandte  in  gleichem  Grad  zusammen,  so 
theilen  sie  ihr  Erbe  nach  den  Köpfen  (L.-R.  S.  753). 

Verwandte,  die  über  den  zwölften  Grad  Ton  einander  entfernt 
sind,  sind  nicht  mehr  erbfähig.  Wo  nur  in  einem  Ton  beiden 
Stämmen  Verwandte  eines  erbfähigen  Grades  mangeln,  da  erben  die 
Verwandten  des  andern  Stamms  das  Ganze  (L.-R.  S.  755). 

Die  natürlichen  Kinder  sind  nicht  Erben.  Das  Gesetz  gibt 
ihnen  nur  Rechte  auf  den  Nachlass  ihrer  Terstorbenen  Eltern,  Ton 
denen  sie  gesetzlich  anerkannt  sind.  Niemals  gibt  es  ihnen  ein 
Recht  auf  den  Nachlass  der  Verwandten  ihres  Vaters  oder  ihrer 
Mutter  (L.-R.  S.  756).  Natürliche  Kinder,  deren  Anerkenntniss  Vater 
oder  Mutter  erst  nach-  der  Erzeugung  ehelicher  Kinder  bewirkten,, 
können  obige  Rechte  nicht  geltend  machen,  so  lange  diese  Kinder 
oder  deren  Abkömmlinge  am  Leben  sind  (L.-R.  S.  756a).  Das  Recht 
eines  anerkannten  natürlichen  Kindes  auf  den  Nachlass  seiner  Ter- 
storbenen Eltern  ist  folgendes :  Lässt  Vater  oder  Mutter  rechtmässige 
Abkömmlinge  zurück,  so  empfängt  es  ein  Drittel  jenes  Erbtheils, 
welchen  unter  gleichen  Umständen  das  natürliehe  Kind  erhalten 
hätte^  wenn  es  rechtmässig  gewesen  wäre;  es  bekommt  die  Hälfte,^ 
wenn  Vater  oder  Mutter  zwar  keine  Abkömmlinge,  wohl  aber  Ahnen 
oder  Geschwister  hinterlassen;  es  bezieht  drei  Viertel,  wenn  Vater 
oder  Mutter  weder  Abkömmlinge  noch  Ahnen  oder  Geschwister 
hinterlassen  (L.-R.  S.  757).    Das  naturliche  Kind  hat  ein  Recht  auf 
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die  ganze  VerlassenBchaft  seines  Vaters  oder  seiner  Matter,  die,  ohne 
erbfähige  Verwandte  za  hinterlassen,  starben  (L.-R.  S,  758). 

Wenn  der  Verstorbene  keine  erbfähigen  Verwandten  und  keine 
natürlichen  Kinder  zurücklässt,  so  gehört  seine  Verlassenschaft  ganz 
dem  überlebenden,  yon  ihm  nicht  geschiedenen  Ehegatten  (L.-R.  S.  767). 

Wenn  kein  Ehegatte  des  Verstorbenen  im  Leben  ist,  so  fällt 
die  Verlassenschaft  dem  Staat  anheim  (L.-R.  S.  768). 

IV.  lieber  Erbschaftssteuer  s.  die  Zusammenstellung  der 
jetzt  noch  gültigen  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Liegen- 
schafts-, Erbschafts-  und  Schenkungsakzise  im  Grossherzogthum  Baden 
unter  Zugrundelegung  der  amtlichen  Ausgabe  von  1855,  yon  Reutti 
1875  und  dessen  Handbuch  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  etc.  1891 
S.  269,  271  ff.  Erbschaftsakzispflichtig  sind  nicht  die  Abkömmlinge 
und  die  Eltern  des  Erblassers.  Die  Akzise  beträgt  für  den  Ehe- 
gatten 1  Ys  Proz.j  für  Geschwister  und  Abkömmlinge  yon  Geschwistern 
des  Erblassers  Sy,  Proz.,  für  irgend  andere  Erben  10  Proz.  Frei 
sind  auch  Vermächtnisse  an  badische  Arme  zur  gleichbaldigen  Ver- 
theilung,  badische  öffentliche  Anstalten  für  Wohlthätigkeit  und  Unter- 
richt und  der  badische  Staat. 

Vom  Mobiliarnachlasse  eines  wenn  auch  in  Baden  yerstorbenen 
Nichtbadeners  wird  keine  Erbschaftssteuer  erhoben;  dagegen 
unterliegt  solcher  auch  der  Mobiliarnachlass  eines  ausser  Landes 
yerstorbenen  Badeners  und  der  im  Inlande  liegende  Immobiliar- 
nachlass  auch  des  Nichtbadeners.  Die  Erbschaftsakzisen  werden  yon 
den  Amtsgerichten  festgesetzt  und  angewiesen;  Einsprachen  gehen 
an  die  Steuerdirektion,  Beschwerden  an  das  Finanzministerium,  bzw. 
den  Verwaltungsgeriohtshof. 

V.  Die  den  Amtsgerichten  zukommenden  yormund schaft- 
lichen Rechte  werden  von  demjenigen  Amtsgerichte  ausgeübt,  in 
dessen  Bezirk  der  Mündel  zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  den  bürgerlichen  Wohnsitz  oder  in  Ermange- 
lung eines  solchen  den  Aufenthalt  hat.  Ist  ein  solcher  im  Inlande 
nicht  begründet,  so  wird  das  zuständige  Amtsgericht  durch  das 
Justizministerium  bestimmt.^)  Die  Zuständigkeit  des  Amtsgerichts 
zur  Ausübung  der  yormundschaftlichen  Rechte  erstreckt  sich  auch 
auf  Nichtbadener,   welche  zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Vormund- 


®)  Zu  jeder  Vormundschaft  werden  zwei  oder  vier  der  nächsten  Ver- 
wandton oder  Verschwägerten  des  Mündels,  oder  in  Ermangelung  solcher  zwei 
andere  biezu   geeignete  Ortseinwohner  berufen,   um   den  Amtsgerichten  bei 

BObm,  Intern.  Kachlassbehandliing.  10 
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Schaft  oder  Pflegschaft  in  dessen  Bezirk  ihren  Wohnsitz,  oder  in 
Ermangelung  eines  solchen  ihren  Aufenthalt  haben.  Die  Vormund- 
schaft über  einen  Nichtbadener  ist  auf  Verlangen  der  Behörde  des 
Heimathsstaates  an  diese  abzugeben.  Auch  die  Abgabe  der  yor- 
mundschaftlichen    Rechte    an   Gerichte    anderer    deutscher    Bundes- 

■ 

Staaten  wird  dadurch,  dass  die  Mündel  Badener  sind,  nicht  aus- 
geschlossen.^) 

Die  Frage,  ob  über  einen  Nichtbadener  die  Vormundschaft  zu 
eröffnen  ist,  richtet  sich  nicht  nach  badischem,  sondern  nach  dem 
Statutarrecht  des  Heimaihslandes,  welches  auch  sonst  in  materiellen 
Vormundschaftsfragen  entscheidet.^^) 

Die  Beschwerden  gegen  Verfügungen  des  Amtsgerichts  gehören 
Tor  das  Landgericht. 

VI.  Die  Notare  besorgen  in  Distrikten,  für  welche  sie  an- 
gestellt sind: 

1.  die  Fertigung  von  öffentlichen  Urkunden,  insofern  sie  nicht 
anderen  Beamten  übertragen  ist, 

2.  die  Anlegung  und  Abnahme  von  Siegeln, ^^) 

3.  die  Aufnahme  von  Vermögensverzeichnissen, 

4.  die  Theilungen  und  die  Vermögensübergaben, 

5.  die  Fertigung  von  Abschriften  und  Auszügen  aus  den  unter 
1 — 4  genannten  Geschäften,  soweit  nicht  die  Amtsgerichte  ron 
den  bei  ihnen  aufbewahrten  Urkunden  solche  selbst  fertigen. 

Sie  können  auch  ausserhalb  ihres  Distriktes,  jedoch  innerhalb 
des  Amtsgerichtsbezirks,  diese  Geschäfte  mit  Ausnahme  der  Siegel- 
anlegung  und   der   Aufnahme   von  VermögensTerzeichnissen   in   den 


Erledigung  der  Vormundschaftsangelegenheiten  als  ständige  Beiräthe  zur 
Seite  zu  stehen;  dieselben  sind  in  Angelegenheiten,  welche  das  Gesetz  dem 
Familienrathe  zuweist^  stets  zu  hören. 

Femer  sind  fürjede  Gemeinde  des  Gi:ossherzogthums  aus  der  Zahl  der 
Gemeindebürger  zur  Unterstützung  der  Obervormundscliaftsbehörde  ein  oder 
mehrere  Waisenrichter  bestellt,  welche  im  Allgemeinen  die  Aufgabe  haben, 
die  Bestellung  der  Vormünder,  Pfleger  und  Beistände  in  den  geeigneten  Fällen 
zu  veranlassen,  Vormünder  und  Pfleger  durch  Rath  und  Berathung  zu  unter- 
stützen, zur  Beaufsichtigung  der  Thätigkeit  der  Vormttnder  insbesondere  in 
Bezug  auf  Erziehung  des  Mündels  und  Vermögensverwaltimg  mitzuwirken 
(Dienstweisung  für  Waisenrichter  vom  2.  November  1889  §  10). 

Näheres  s.  auch  Barazetti,  Vormundschaft  etc. 

^  Just..Min.-Erlass  vom  27.  April  1892  (Zeitschrift  etc.  II  S.  626).     • 

>^)  L.-R.  S.  3  Abs.  3;.  Reutti  a.  a.  O.  S.  6;  Hachenburg  a.  a.  0. 
S.  4  Nr.  7. 

^*)  In  denjenigen  Gemeinden,  in  welchen  ein  Notar  nicht  gegenwärtig 
ist,  hat  der  Bürgermeister  oder  dessen  Stellvertreter  unter  Beiziehung  des 
Waisenrichters  und  Rathschreibers  die  Siegelanlegung  vorzunehmen. 
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geBetzlich  gebotenen  Fällen  Yornebmen,  wenn  die  Betbeiligten  solcbes 
verlangen. 

Die  Ton  Notaren  aufgenommenen  Urkunden  werden  von  den 
Amtsgerichten  aufbewahrt,  sofern  nicht  für  gewisse  einseitige  Ur- 
kunden und  Doppelurschriften  die  Ausfolgung  an  die  Parteien  ge- 
stattet ist.  Die  Notare  werden  vom  Justizministerium  angestellt  und 
müssen  aum  Richteramte  befähigt  sein;  Die  Beschwerde  gegen  die 
Notare  findet  an  das  Landgericht  in  den  im  Gesetze  statuirten 
Fällen  statt. 

Die  Notare  sind,  neben  den  Amtsgerichten  und  soweit  nicht 
die  gerichtliche  Beglaubigung  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  auch 
zuständig  für  die  Beglaubigung  der  zum  Gebrauch  im  Auslande 
bestimmten  Urkunden,  welche  nicht  von  einer  Staatsbehörde  oder 
einem  Notar,  sondern  von  einer  Gemeindebehörde,  einem  Standes- 
beamten, einem  Pfarramte  etc.  ausgestellt  sind. 

YII.  Bezüglich  der  Privatrechtssachen  der  Militärpersonen  ist 
zu  bemerken: 

Wenn  Truppentheile  dauernd  im  Auslande  sich  aufhalten,  oder 
in  Folge  der  Mobilmachung  ihre  Garnisonen  verlassen  haben,  sind 
auch  die  Audi  teure  berechtigt,  für  die  zu.  solchen  Truppentheilen 
gehörenden  Militärpersonen  öffentliche  Urkunden  zu  fertigen.  Stirbt 
eine  Militärperson  unter  einem  der  vorstehend  bezeichneten  Ver- 
hältnisse, so  hat  der  Auditeur  die  fahrende  Habe  des  Verstorbenen 
zu  verzeichnen,  nach  Umständen  zu  versteigern  und  sodann  zu  ver- 
anlassen, dass  die  Yerlassenschaft  oder  der  Erlös  daraus  zur  weiteren 
Amtshandlung  an  die  zuständige  bürgerliche  Behörde  des  Inlandes 
abgesendet  werde. 

Nach  Art.  15  der  Militärkonvention  zwischen  Preussen  und 
Baden  vom  25.  November  1870  werden  die  persönlichen  Verhält- 
nisse der  dem  Grossherzogthum  nicht  angehörenden  Personen,  welche 
bei  den  im  Grossherzogthum  garnisonirenden  Truppen  dienen,  sammt 
deren  Familien,  durch  Verlegung  ihres  Domizils  in  das  Grossherzog- 
thum nicht  verändert,  vielmehr  bleiben  jene  Personen  in  ihrem  bis- 
herigen Unterthanenverhältniss.  Ihr  eheliches  Güterrecht,  die  Erb- 
folge in  ihre  Verlassenschaft,  die  Bevormundung  ihrer  Hinterbliebenen 
richtet  sich  nach  den  Rechtsnormen  ihrer  Heimath.  Das  Gleiche 
gilt  für  die  dem  Grossherzogthume  Baden  angehörigen  Personen, 
welche   bei  einem  ausserhalb  des  Grossherzogthums  garnisonirenden 

Truppentheile  dienen. 

10* 
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YIIL  In  Bezug  auf  die  JuriBdiktionsyerhältnisse  mit 
einzelnen  Staaten  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken: 

1.  Jnrisdiktionsyerhältniss  mit  Preussen  (Hohen zollem^scben 
Lande),  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  s.  oben  Preussen, 
Bayern,  Sachsen,  Württemberg. 

2.  In  Bezug  auf  Hessen  bestimmt  die  Bekanntmachung  vom 
9.  Januar  1872,i2)  dass  die  Ziffern  1,  2,  3  u.  4  (Abschn.  I  u.  II) 
der  Tereinbarung  vom  Jahre  1813,  welche  von  Erbtheilungen 
und  Vormundschaften  handeln,  ferner  die  Vereinbarung  von 
1832  über  Einweisung  in  das  Vermögen  Verschollener  bis 
auf  Weiteres  auch  femer  in  Kraft  bleiben. 

Die  -Vereinbarung  von  1813  bestimmt  nach  landesherrlicher 
Verordnung  vom  13.  Mai  1813:*'^) 

,T.  üebcr  Erbtheilungen. 

1.  Wenn  ein  zugleich  im  Hessischen  angesessener  Standes-  oder  Grund- 
herr stirbt,  so  ist  die  Versiegelung  über  das  hierländische  Vermögen 
gesctzmässig  zu  besorgen,  ohne  sich  darum  zu  bekümmern,  was 
desfalls  über  das  im  Hessischen  gelegene  Vermögen  dort  geschieht. 

2.  Ist  der  Erbtheilungsfall  von  der  Ai*t,  dass  er  nach  hiesigen  Gesetzen 
keine  öffentliche  Inventur  erfordert,  so  ist,  sobald  die  Erben  oder 
deren  Bevollmächtigte  darum  bitten,  die  Siegelabnahmc  zu  verfügen 
und  ihnen  die  Vornahme  der  Piivatinventar  zu  überlassen,  es  mag 
das  Gleiche  in  Hessen  geschehen,  oder  nicht. 

3.  Wenn  eine  öffentliche  Inventur  nothwendig  wird,  ist  solche  niemals 
auf  das  im  Hessischen  gelegene  Vomiögen  auszudehnen,  das  in 
andern  Staaten  gelegene^  soweit  es  nach  den  Verhältnissen  mit 
diesen  Staaten  nicht  einer  dortigen  Inventurbchandlung  unterliegt-, 
ist  zu  dem  hiesigen  Inventar  alsdann  zu  ziehen,  wenn  der  Ver- 
storbene seinen  ständigen  Aufenthalt  nicht  im  Hessischen  hatte;  in 
diesem  letzten  Falle  gehört  es  zur  hessischen  Erb  Verzeichnung. 

II.  lieber  Vormundschaften. 

4.  üeber  das  hiesige  Vermögen  muss  jederzeit,  wo  der  Fall  dazu  ein- 
tritt, in  diesseitigem  Land  ein  Vormund  bestellt  werden,  der  auch 
gegen  hiesige  Stelle  seine  Rechnungs- Verantwortlichkeit  zu  tragen 
hat;  solcher  kann  sich  des  hessischen  Vermögens  nicht  annehmen, 
soweit  er  nicht  von  dortseits  auch  den  vormundschaftlichen  Auftrag 
dazu  erhält,  wegen  dessen  er  auch  dorthin  Terantwortlich  ist.  Des 
in  dritten  Staaten  gelegenen  Veimögens  hat  derselbe  alsdann,  wenn 
der  Verstorbene  seinen  ständigen  Aufenthalt  nicht  in  Hessen  hatte, 
soweit  sich  anzunehmen,  als  nicht  die  Verhältnisse  mit  diesen  eine 
dortige  besondere  Vormundschaft  erfordern.* 


»»)  G..  u.  V.-ßl.  1872  S.  13. 

»»)  Reg.-Bl.  1813  Nr.  17  S.  95  ff. 
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Nach  der  Uebereinkunft  mit  Hessen  wegen  Ablieferung 
▼erschollener  Personen  (Bekanntmachung  vom  9.  April  1832)^^) 
soll  in  allen  Fällen,  wo  den  bestehenden  Gesetzen  zufolge  das  in 
einem  der  beiden  Staaten  beruhende  Vermögen  eines  Abwesenden 
an  Angehörige  dos  anderen  Staates  auszuhändigen  ist,  die  Aus- 
händigung gegen  solche  hypothekarische  Sicherheit  stattfinden, 
welche  auf  Liegenschaften  in  diesem  anderen  Staate  radizirt  ist, 
wenn  sie  nur  im  Uebrigen  alle  gesetzlichen  Erfordernisse  in  sich 
yereinigt.  Dies  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Prorinz  Rhein- 
hessem^^) 

3.  Mit  Oesterreich  besteht  die  Uebereinkunft  bezüglich  der 
Behandlung  der  beweglichen  Yorlassenschaften  öster- 
reichischer Unterthanon  in  Baden  und  badischer  Unter- 
thanen  in  Oesterreich,  nach  Bekanntmachung  vom  20. Mai  1862.^^) 

Die  Erbschaftsbehandlung  hinsichtlich  der  in  den  beiderseitigen 
Staatsgebieten  vorhandenen  beweglichen  Yorlassenschaften  der  Unter- 
thanon des  andern  der  beiden  Staaten,  es  mögen  sich  diese  Unter- 
thanon in  jenem  Staatsgebiete  nur  vorübergehend  oder  bleibend  auf- 
gehalten haben,  sowie  die  Ansetznng  und  Erhebung  der  Erbschafts- 
abgaben sind  den  Behörden  jenes  Staates  zu  überlassen,  welchem 
der  Verstorbene  angehörte. 

Hienach  haben  sich  die  Behörden  jenes  der  beiden  Staaten, 
in  dessen  Gebiete  sich  der  bewegliche  Nachlass  befindet, 

a)  auf  die  zur  Bewahrung  und  Verwaltung  des  Nachlasses 
durch  die  Gesetze  ihres  Staates  angeordneten  Massregeln, 
sowie  Benachrichtigung  der  bekannten  Erben  und  Legatare 
an  die  Heimathsbehörde  des  Verstorbenen  zu  beschränken, 
jedoch  bei  der  Errichtung  des  Inventars  dort,  wo  ein  Kon- 
sulat des  Staates,  dem  der  Verstorbene  als  Unterthan  an- 
gehörte, durch  die  Nähe  des  Aufenthaltes  in  der  Lage  ist, 
an  diesen  Akten  theilzunehmen,  einen  Abgeordneten  des- 
selben als  Zeugen  des  Aktes  beizuziehen; 

b)  die  Ansprüche  derjenigen  Erben  und  Legataro,  welche  eigene 
Unterthanen  des  Staates  oder  in  dessen  Gebiet  sich  auf- 
haltende Fremde  sind,  nach  Massgabe  der  Landesgesetze 
sicherzustellen,  bis  über  diese  Ansprüche  von  den  zuständigen 


")  Reg.-Bl.  1832  Nr.  24  S.  249. 

")  Vgl.  auch  Reutti  a.  a.  0.  S.  604  ff. 

")  Bad.  Reg.-Bl.  1862  S.  224;  österr.  R.-G.-Bl.  1862  Nr.  27. 


X50  Besonderer  Thei]. 

Behörden  endgültig  entschieden  sein  wird.   Sie  haben  sich  in 
ein  Erkenntniss  über  die  Rechtsbeständigkeit  dieser  Ansprüche 
in  keiner  Weise  einzulassen,  sondern  die  Aasscheidung  der 
Erbtheile  und  Einweisung  in  deren  Besitz  (Einantwortung), 
dann  die  Austragung  und  Entscheidung  streitiger  Erbrechts- 
ansprüche an  die  zuständigen  auswärtigen  Behörden  zu  rer- 
weisen. 
c)  Nach  erfolgter  Sicherstellung  der  Ansprüche  der  im  Staats- 
gebiete  sich   aufhaltenden  Erben,   Legatare   und  Gläubiger 
ist  der  bewegliche  Naohlass   bzw.  der  nach  Abzug  des  zur 
Deckung  dieser  Ansprüche  erforderlichen  Theiles  erübrigende 
Rest  des   Nachlasses  entweder   unmittelbar   oder   im  diplo- 
matischen Wege  zur  Theilung  und  Ansetzung  der  Erbschafts- 
abgaben   an   die  zuständige  Behörde  des  Staates   zu   über- 
senden, dem  der  Verstorbene  angehörte. 
4.   Der  Staatsvertrag  zwischen  Baden   und   der  Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft   bezüglich    der  gegenseitigen  Be- 
dingungen der  Freizügigkeit  und  weiterer  nachbarlicher 
Verhältnisse  vom  6.  Dezember  1856^^   enthält  in    den  Artikeln 
1,  3,  4,  5  und  6  folgende  Bestimmungen: 

Art.  1.  Bei  keinem  Vermögensübergang  aus  der  Schweiz  in  das  Gross- 
herzogthum  Baden  oder  aus  diesem  in  jene,  es  mag  sich  dieser  Uebergang 
bei  Auswanderungen  oder  bei  Erbschaften,  Legaten,  Schenkungen,  Kauf, 
Tausch,  Mitgift  oder  auf  jede  andere  Art  ergeben,  soll  irgend  ein  Abschoss 
(gabella  hereditaria)  oder  Abfahrtsgeld  {census  emigrationis)  noch  auch  irgend 
eine  andere  Gebühr  ausser  deijenigon,  welche  nach  den  Gesetzen  die  Ein- 
geborenen selbst  zu  bezahlen  haben,  erhoben  werden,  vielmehr  wird  durch 
gegenwärtigen  Vertrag  eine  wechselseitige,  vollständige  Freizügigkeit  fest- 
gesetzt. 

Art.  3.  Die  Angehörigen  der  beiden  kontrahirenden  Theile  sollen  über 
ihr  Eigenthum  auf  des  anderen  Staatsgebiet  durch  Testament^  Vergebung 
oder  auf  jede  andere  Weise  verfügen  dürfen  und  ihre  Erben,  welche  An- 
gehörige des  anderen  Theiles  sind,  treten  in  den  Besitz  dos  genannten  £igen- 
thums,  es  sei  in  Folge  eines  Testamentes  oder  ab  intestato, 

Art.  4.  Sie  können  dasselbe  persönlich  oder  mittels  Bevollmächtigter 
antreten  und  darüber  verfügen  nach  ihrem  eigenen  Ermessen,  ohne  andere 
Gebühren  entrichten  zu  müssen,  als  diejenigen,  denen  die  Angehörigen  des 
Landes  selbst,  wo  die  fraglichen  Güter  sich  befinden,  in  ähnlichen  Fällen 
unterworfen  sind,  und  wohin  diejenigen  Abgaben  gehören,   welche  in  solchen 


^'}  Bad.  Reg.-Bl.  1857  S.  431  ff.  Vgl.  jedoch  hiezu  den  Niederlassnngs- 
vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft vom  31.  Mai  1890  (B.-G.-Bl.  S.  131  und  unten  .Schweiz*"). 


§  18.    Hessen.  151 

Fftllen  ohne  Unterschied,  ob  das  Vermögen  im  Lande  bleibe  oder  hinaus- 
gezogen werde,  ob  der  neue  Besitzer  ein  Inländer  oder  ein  Fremder  sei,  ent- 
richtet  werden  müssen,  namentlich  Erbschafts-,  Akzise-,  Stempel-  und  2^11- 
Abgaben,  Handänderungsgebühren  u.  dergl. 

Art.  5.  In  Abwesenheit  des  oder  der  Erben  soll  die  Behörde  für  die 
besagten  Güter  dieselbe  Obsorge  tragen,  welche  sie  in  einem  gleichen  Falle 
für  diejenigen  eines  Landesangehörigen  haben  würde  und  dies  so  lange,  bis 
der  gesetzliche  Eigenthümer  zu  der  eigenen  Besitznahme  die  geeigneten 
Schritte  gethan  haben  wird.^") 

Art.  6.  Sollte  unter  denjenigen,  welche  auf  die  gleiche  Verlassenschaft 
Anspruch  machen,  über  die  Erbberecbtigung  Streit  entstehen,  so  wird  nach 
den  Gesetzen  und  durch  die  Gerichte  desjenigen  Landes  entschieden  werden, 
in  welchem  das  Eigenthum  sich  befindet. 

Liegt  der  Nachlass  in  beiden  Staaten,  so  sind  die  Behörden  desjenigen 
Staates  kompetent,  dem  der  Erblasser  bürgerrechtlich  angehört,  oder  in 
welchem  er  zur  Zeit  des  Todes  wohnte,  wenn  er  nicht  Bürger  eines  der  kon- 
trahirenden  Staaten  war. 

§  18. 

Hessen. 

Im  Grossherzogthum  Hessen  gilt  bezüglich  des  Nachlasses 
im  Allgemeinen  der  Gerichtsstand  des  letzten  Wohnsitzes  des  Ver- 
storbenen, soweit  nicht  bei  Immobilien  der  Gerichtsstand  der  be- 
legenen Sache  Platz  greift.^) 

II.  In  Bezug  auf  die  Zuständigkeit  der  Geriohte  zur  Behand- 
lung  von   Nachlass-  und  Yormundschaftssachen   ist  zunächst 


'^  Vgl.  hiezu  Justizministerial-Erlass  vom  13.  Februar  1888,  Fürsorge 
für  den  Nachlass  in  der  Schweiz  verstorbener  Badener  (Zeitschr.  etc.  I  S.  33^. 

')  In  Bezug  auf  Immobilien  steht  bis  zu  einer,  gewissen  Grenze  die 
Nachlassbehandlung  unter  den  Grundsätzen  des  Gerichtsstands  des  letzten 
Domizils  des  Erblassers.  Dies  gilt  auch  für  das  rheinisch-französische  Rechts- 
gebiet; in  einem  Urtheil  des  Oberlandesgerichts  Darmstadt  vom  19.  November 
1883  ist  (entgegen  den  Entscheidungen  der  französischen  Gerichte)  ausge- 
sprochen, dass  der  Nachlass  eines  Ausländers,  der  auch  im  Auslande  seinen 
Wohnsitz  hatte,  insoweit  die  Immobilien  in  Rheinhessen  liegen,  nach  dem 
Rechte  des  Wohnsitzes  des  Erblassers  und  nicht  nach  rheinischem  Rechte 
zu  beurtheilen  sei  und  dass  bezüglich  der  in  Rheinhessen  liegenden  Immo- 
bilien, insoweit  die  Theilung  unter  die  Erben  in  Frage  kommt^  den  hessischen 
Gerichten  die  Kompetenz  fehle;  s.  Puchclt,  Zeitschrift  für  franz.  Zivilrecht, 
Bd.  XV  S.  491.  Vgl.  auch  Urth.  des  Reichsgerichts  vom  27.  Januar  1888 
(Entsch.  in  Zivils.  Bd.  20  S.  351). 

Nach  Art.  9  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1879,  das  Verfahren  in  Sachen 
der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  (Hess.  Reg.-Bl.  1879  S.  309  ff.),  finden  die 
Vorschriften  der  deutschen  Zivilprozessordnung  über  den  allgemeinen  Gerichts- 
stand, über  den  Gerichtsstand  der  belegenen  Sache  und  über  den  Gerichtsstand 
der  EiTbscbaft  in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  entsprechende  An- 
wandung. 
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za  bemerken,  dass  naoh  dem  AuBführungsgesetze  vom  3.  September 
1878  zum  deutschen  Gerich tsverfassungsgese tze  ^)  die  Gerichtsbarkeit 
in  nichtstreitigen  Rechtssachen  von  den  vormaligen  Stadt-  und  Land- 
gerichten und  den  Friedensgeriohten  auf  die  Amtsgerichte,  von 
den  Hofgerichten  und  Bezirksgerichten  auf  die  Landgerichte  über- 
gegangen ist.') 

Die  Zuständigkeit  und  beziehungsweise  der  Wirkungskreis  der 
Gerichte  ist  verschieden  in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Ober- 
hessen, wo  die  ältere  hessische,  nach  deutschem  Systeme  gebildete, 
und  in  Rheinhessen,  wo  französische  Einrichtung  besteht. 

In  den  Provinzen  Starken  bürg  und  Oberhessen  liegen 
nach  der  nunmehrigen  Gerichtsverfassung  den  Amtsgerichten  die 
Geschäfte  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  hinsichtlich  der  ihrer 
Kompetenz  unterworfenen/)  in  ihrem  Bezirke  wohnenden  Personen 
ob;  insbesondere  die  Erbvertheilungen,  Kuratelbestellungen,  lieber- 
wachung   des  Kuratelwesens,   Bestätigung  von  Verträgen.^)     Zu  den 


")  Hessisches  Reg.-Bl.  1878  S.  101  jf. 
')  Amtsgerichte  sind  errichtet: 

a)  in  der  Provinz  Starkenburg  zu: 

Darmstadt  (zwei),  Beerfelden,  Fürth;  Gcnisheim,  Gross-Gerau, 
Gross-Umstadt,  Hirschhorn,  Höchst,  Laugen,  Lorsch,  Michol- 
stadt,  Offenbach,  Reinhelm,  Seligenstadt,  Wald-Michelbach, 
Wimpfen,  Zwingenberg; 

b)  in  der  Provinz  Oberhessen  zu: 

Giessen,  Alsfeld,  Altenstadt,  Büdingen,  Butzbach,  Friedberg, 
Grlinberg,  Herbstein,  Hoinberg,  Hungen,  Laubach,  Lauter- 
bach, Lieh,  Bad-Nauheim,  Nidda,  Ortenberg,  Schlitz,  Schotten, 
Ulrichstein,  Vilbel; 

c)  in  der  Provinz  Rheinhessen  zu: 

Mainz,  ^]zey,  Bingen,  Nieder-Olm,  Ober- Ingelheim,  Oppen- 
heim, Osthofen,  Pfeddersheim,  Wölistein,  Wörrstadt,  Worms. 

Für  jede  der  drei  Provinzen  ist  ein  Landgericht  errichtet  mit  den 
Sitzen  in  Dannstadt,  Giessen  und  Mainz. 

Das  Oberlandesgericht  hat  seinen  Sitz  in  Darmstadt. 

Verordnung  vom  14.  Mai  1879  (Hessisches  Reg.-Bl.  1879  S.  197  ff.); 
die  Anlage  hiezu  führt  die  den  einzelnen  Amtsgerichten  zugehörigen  Ort- 
schaften auf. 

*)  Die  Mitglieder  des  Grossherzoglichen  Hauses  haben  ihren 
persönlichen  Gerichtsstand  bei  dem  Oberlandesgerichte  in  Darmstadt  (Gesetz 
vom  7.  Juni  1879,  den  Gerichtsstand  und  das  gerichtliche  Verfahren  in  An- 
sehung des  Landesherm  und  der  Mitglieder  des  Grossherzoglichen  Hauses 
betr.  (Reg.-Bl.  S.  357).  Auch  die  Standesherren  stehen  in  Sachen  der 
nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  unter  dem  Oberlandesgcricht,  soweit  nicht  Im- 
mobiliarveräusserung^  Hypothekenbestellung  und  Grundbuch  Verhältnisse  in 
Frage  stehen  (Gesetz  vom  18.  Juli  1868,  die  Rechtsverhältnisse  der  Standes- 
herren betr.,  Reg.-Bl.  S.  329)  und  Art.  9  Abs.  2  des  Ausf.-Ges.  vom  3.  Sept. 
1878  zum  deutschen  G.-V.-G. 

*)  Instruktion  für  die  vormaligen  Landgericht«  vom  3.  Dezember  1821 
(Hessisches  Reg.-Bl.  S.  58). 
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Gründen  des  gerichtlichen  EinBchreitens  in  Nachlassachen  ist  auch 
zu  rechnen,  wenn,  ohne  dass  sonst  eine  gesetzliche  Nothwendigkeit 
hiesu  (wie  bei  Betheiligung  Ton  elternlosen,  minderjährigen  oder 
sonst  kuratelmässigen  Personen  und  von  abwesenden  Erben)  vorliegt, 
alle  Erbberechtigten  Antrag  auf  gerichtliche  Mitwirkung  —  zum  Erb- 
yerzeichnisse,  beziehungsweise  zur  Theilung  —  stellen.^) 

Als  Hülfsbehörden  der  Gerichte  bleiben  auch  nach  der  nun- 
mehrigen Gesetzgebung  die  Ortsgcrichto  in  den  Provinzen  Starken- 
burg und  Oberhessen  bestehen,  deren  je  eines  in  jeder  Gemeinde, 
in  der  Regel  mit  dem  Bürgermeister  als  Vorstand,  mit  Unterordnung 
unter  die  betreffenden  Amtsgerichte  errichtet  ist,  und  welchen  in 
Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  insbesondere  die  Anzeige  der 
Sterbefälle  bei  den  Amtsgerichten,  Vornahme  der  Obsignationen, 
auf  Verlangen  des  Amtsgerichts  Mitwirkung  bei  Inventarisation  und 
Erbvertheilungen,  Anzeige  von  Fällen,  in  welchen  ein  Vormund 
oder  Kurator  zu  bestellen  ist,  ausserdem  auch  die  ProtokoUirung 
der  auf  unbewegliche  Sachen  gerichteten  Kauf-  und  Tauschverträge, 
Schenkungs-  und  Uebergabsverträge,  Gütervertheilungen  und  Ehe- 
verträge zukommt.^ 

Die  Geschäfte  des  Notariats  gehören,  wie  sich  aus  Vor- 
stehendem ergibt,  in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Oberhessen 
zum  Wirkungskreise  der  Amtsgerichte,  bzw.  der  Ortsgerichte. 

In  der  Provinz  Rheinhessen,  wo  französisches  Recht  gilt,^) 
bemisst  sich  die  Zuständigkeit  und  der  Wirkungskreis  der  Gerichte 
in  Bezug  auf  Nachlass-  und  Vormund schaftssachen  hauptsächlich  nach 
den  über   das   Nachlass-  und  Vormundschaftswesen  im  Gebiete   der 


•)  Art.  26  des  angeführten  Gesetzes  vom  5.  Juni  1879  über  das  Ver- 
fahren in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit.  Das  Gesetz  vom  18.  Juni 
1887  (Reg.-BJ.  S.  95)  betrifft  die  Anlegung  vormundschaftlicher  und  pfleg- 
schafthcher  Gelder^  sowie  die  Aufbewahrung  der  Werthpapiere  und  die  Ver- 
fügung von  Ordnungsstrafen  bei  Vormundschaften  und  Pflegschaften. 

^  §  15  der  angeführten  Verordnung  vom  14.  Mai  1879;  Edikt  über  die 
Oiisgenchte  vom  16.  Oktober  1852  und  Instruktion  für  die  Ortsgerichte  vom 
26.  Oktober  1852  (Hessisches  Reg.-Rl.  1852  S.  449  ff.  und  465  ff.).  Durch 
Gesetz  vom  4.  August  1871  (Reg.-Bl.  S.  293)  ist  die  Gültigkeit  der  Immo- 
büiarveräusserungsverträge  an  die  ProtokoUirung  vor  dem  zustandigen  Orts- 
gerichte oder  Amtsgerichte  geknüpft. 

S.  auch  Heinzerling  und  Cellariusi  das  Verfahren  in  Sachen  der 
nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  in  den  rechtsrheinischen  Provinzen  des  Gross- 
herzogthums  Hessen  etc.  (Sonderabdruck  aus  Archiv  für  prakt.  Rechtswissen- 
schaft, 3.  Folge  Bd.  1  S.  81  ff.). 

^  Der  Code  Napoltkm  wurde  eingeführt  durch  Gesetz  vom  21.  März 
18Q4,  8.  Küchle  r,  Gesetzgebung  des  Grossherzogthums  Hessen  S.  92  u.  228. 
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franzÖBischen  Gesetzgebung  geltenden  Orundsätzen.  Die  Register  zur 
Aufnahme  der  über  Yerzichtleistungen  auf  Erbschaften  oder  An- 
nahme unter  der  Reohtswohlthat  des  Erbverzeichnisses  abgegebenen 
Erklärungen  werden  bei  den  Amtsgerichten  geführt.  Den  Amts- 
gerichten kommen  auch  in  gewissen  engen  Grenzen  die  Anordnungen, 
Verfügungen  und  Entscheidungen  bei  Siegelungen,  Entsiegelungen,  Auf- 
nahme von  Erbyerzeichnissen  und  Veräusserungen  beweglicher  Sachen 
zu.  Den  Amtsrichtern  ist  auch  die  Beglaubigung  von  Unterschriften 
und  Handzeichen  in  nichtstreitigen  Angelegenheiten  zugewiesen.^) 

Die  Amtsgerichte  in  Rheinhessen  besorgen  auch  das  Vor- 
mundschaftswesen  unter  Mitwirkung  des  Familienraths;  in  be- 
stimmten Fällen  kommt  die  Genehmigung  von  Familienrathsbeschlfisseu 
den  Landgerichten  zu. 

Im  Allgemeinen  gilt  noch  das  Gesetz  vom  6.  Juni  1849,  betr. 
die  Vereinfachung  des  Verfahrens  und  die  Verminderung  der  Kosten 
bei  Eröffnung  der  Erbschaften,  bei  Theilungen,  Versteigerungen, 
Rangordnungs-  und  Distributionssachen  in  der  Provinz  Rheinhessen 
(Reg.-Bl.  S.  361). 

Das  Institut  der  Notare  in  Rheinhessen  ist  durch  das 
Gesetz  vom  25.  Vontöso  des  Jahres  XI  (16«  März  1803)  eingeführt; 
den  Notaren  kommt  insbesondere  die  Aufnahme  von  schriftlichen 
Verhandlungen  jeder  Art  auf  Verlangen  der  Betheiligten,  die  Auf- 
bewahrung solcher  Urkunden  und  Ertheilung  von  Ausfertigungen  zu. 
In  Erbschaftssachen  nehmen  die  Notare  ausschliesslich  die  Inventaro 
auf.i<>) 

In  sämmtlichon  drei  Provinzen  findet  gegen  Ent- 
scheidungen der  Amtsgerichte  in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit,  sofern  nicht  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmung  jedes 


^)  Angeführtes  Gesetz  vom  5.  Juni  1879  über  das  Verfahren  in  Sachen 
der  niciitätreitigen  Gerichtsbarkeit;  Art.  31  und  32,  dann  Art.  13  des  Aus- 
führnngs-Gesetzes  vom  3.  September  1878  zum  deutschen  G.-V.-G. 

*^  Neuerliche  Vorschnften  über  die  Amtsführung  der  Notare,  deren 
Rechtsverhältnisse  und  die  formale  Behandlung  der  Notariatsurkunden 
enthalten  die  Gesetze  vom  9.  September  1874,  das  Notariat  in  der  Provinz 
Rheinhessen  betr.  (Hessisches  Reg.-Bl.  1874  S.  515  ff.),  vom  11.  Juni  1879 
gleichen  Betreffs  (Reg.-Bl.  S.  345)  und  vom  6.  Jimi  1879,  betr.  die  Ueber- 
tragung  von  Grundeigenthum  und  die  Fortführung  der  Grundbücher  (Reg.-Bl. 
S.  321).  Das  Gesetz  vom  9.  September  1874  ist  mit  den  aus  dem  Gesetze 
vom  11.  Juni  1879  sich  ergebenden  Aenderungen,  sowie  mit  der  Aendorung, 
dass  die  in  jenem  Gesetze  den  Bezirksgerichten  und  den  Staatswokuratoren 
übertragenen  Amtsverrichtungen  auf  das  Landgericht  der  Provinz  Rheinhessen 
und  den  Staatsanwalt  bei  diesem  Gerichte  übergegangen  sind,  in  Kraft  ge- 
blieben (Art.  7  des  Ges.  vom  11.  Juni  1879). 
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Reohtsmittel  ausgeschlossen  ist,  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  an 
das  Landgericht  statt. 

In  Rheinhessen  ist  in  denjenigen  Angelegenheiten  der 
nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,  für  welche  in  erster  Instanz  das  Land- 
gericht zuständig  ist,  das  Oberlandesgericht  die  Rechtsmittel- 
instanz; ein  Kassationsrekurs  gegen  dessen  Entscheidungen  findet 
nicht  mehr  statt. ^^) 

IIL  Gesetzliche  Erbfolgeordnung  ist  in  den  Provinzen 
Starkenburg  und  Oberhessen  die  des  gemeinen  römischen  Rechts. 
Die  Erbfolgereohte  dos  überlebenden  Ehegatten  regeln  sich 
nach  den  jeweilig  dort  geltenden,  sehr  mannigfaltigen  Landrechten; 
ergänzend  kommt  auch  hier  gemeines  Recht  zur  Anwendung. 

In  Bezug  auf  Erwerb  der  Erbschaft  sind  die  Prinzipien  der 
Suität  nach  einzelnen  Landrechten  etwas  weiter  ausgedehnt,  als  im 
romischen  Recht. 

In  Rheinhessen  gelten  über  Erbfolge  und  Erwerbung  der  Erb- 
schaften die  Grundsätze  des  französischen  Rechts.^') 

lY.  Der  Erbschaftssteuer  unterliegen:  1.  Erbschaften, 
Yermäohtnisse,  Schenkungen  von  Todeswegen  und  alle  anderen  Zu- 
wendungen Ton  Todeswegen,  oder  Erwerbungen,  welche  in  Folge 
des  Todes  einer  Person  eintreten;  2.  Vermögen  Verschollener  bei 
provisorischer  Ausfolgung  an  die  muthmasslichen  Erben;  3.  Bezüge 
aus  Familienstiftungen,  welche  in  Folge  eines  Todesfalls  eines  seither 
Berechtigten  auf  einen  durch  stiftungsmässige  oder  gesetzmässige 
Snkzessionsordnung  Berufenen  übergehen;  4.  Familienfideikommiss- 
anf&lle  und  Anfälle  von  landwirthschaftlichen  Erbgütern,  auch  wenn 
sie  ohne  Todesfall  stattfinden.  Den  Schenkungen  von  Todeswegen 
werden  in  Bezug  auf  die  Erbschaftssteuer  solche  Schenkungen  gleich 


^^)  Art.  6  und  35  des  angeführten  Gesetzes  vom  5.  Jmii  1879. 

^'}  In  den  beiden  älteren  Provinzen  Starkenburg  und  Oberhesscn  gilt 
das  gemeine  Rechte  das  römisch-kanonische  mit  seiner  Fortbildung  durch 
die  ältere  deutsche  Reichsgesetzgebung  und  den  Gerichtsbrauch,  aber  auch 
dieses  nur  subsidiär  in  Ermangelung  von  Provinzialstatutcn  imd  erweislichen 
Gewohnheiten.  In  Rheinhessen  gilt  das  französische  Recht  mit  wenigen  durch 
die  Landesgesetzgebung  eingeführten  Abänderungen.  Näheres  hierüber  und 
insbesondere  über  die  in  den  einzelnen  Landcsthcilcn  geltenden  Partikular- 
rechte enthält  unter  Anf&hruug  der  beti'cffenden  Literatur  die  Abhandlung 
von  Buffinv.  lloltzendorff's  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  IIL  AuC 
1877  S.  1094  ff.;  Bopp  in  Weis  ke's  Rechtslexikon,  Bd.  5  S.  281  ff.;  v.  Roth, 
System  des  deutschen  Privatrechts,  Thl.  I  §  22;  femer  Becker,  zur  Kennt- 
niss  des  ehelichen  Güter-  und  Erbfolgerechts  in  den  rechtsrheinischen  Pro- 
vinzen, insbes.  Oberhessen,  im  Archiv  für  prakt.  Rechtswissenschaft,  N.  F. 
Bd.  15  S.  1  ff. 
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geachtet,  deren  Vollzug  bis  zum  Ableben  des  Schenkers  aufgeschoben 
ist  (Qes.,  die  Erbschafts-  und  Schenksteuer  betr.  vom  30.  August 
188413)  A.rt.  1), 

Unbewegliches  Vermögen  (Liegenschaften  und  denselben  gleich- 
geachtete Bechte),  welches  sich  ausserhalb  des  Qrossherzogthums 
befindet,  wird  mit  der  Erbschaftssteuer  nicht  belegt  (Art.  2). 

Innerhalb  des  Grossherzogthums  befindliches  unbewegliches 
Vermögen  unterliegt  der  Erbschaftssteuer,  ohne  Unterschied,  ob  der  Erb- 
lasser oderVorgänger  hessischer  Staatsangehöriger  war,  oder  nicht  (Art.  3). 

Anderes  im  In  lande  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers 
oder  Vorgängers,  welcher  bei  seinem  Ableben  oder  Hinwegfall  kein 
hessischer  Staatsaugehöriger  war,  unterliegt  der  Versteuerung  nicht, 
soweit  dasselbe  an  Nichthessen  fallt  und  wenn  in  demjenigen  Staate, 

m 

wohin  dasselbe  verabfolgt  worden  soll,  oder  welchem  der  Anfalls- 
berechtigte angehört,  die  gleiche  Rücksicht  hinsichtlich  des  Nach- 
lasses hessischer  Staatsangehöriger  beobachtet  wird.  Wenn  solches 
Vermögen  an  einen  Hessen  fallt  und  davon  in  einem  anderen  Staate 
die  Erbschaftssteuer  zu  entrichten  ist,  so  kann  die  im  auswärtigen 
Staate  von  dem  anfallsberechtigten  Hessen  zu  zahlende  Erbschafts- 
steuer auf  die  hessische  Steuer  angerechnet  werden  (Art.  i)M) 
Anderes  als  das  im  Art.  2  bezeichnete,  ausserhalb  Hessens  befind- 
liches Vermögen  eines  Erblassers  oder  Vorgängers,  welcher  bei 
seinem  Ableben  oder  Hinwegfall  Staatsangehöriger  des  Grossherzog- 
thums war,  unterliegt  der  Besteuerung,  falls  oder  soweit  davon  im 
betreffenden  auswärtigen  Staate  keine  oder  eine  geringere  Erb- 
schaftssteuer als  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zu  entrichten 
ist.  Im  letzteren  Falle  (geringerer  Steuer)  wird  die  im  auswärtigen 
Staate  zu  zahlende  Erbschaftssteuer  auf  die  hessische  Steuer  an- 
gerechnet (Art.  5). 

V.  Die  grossherzogl.  hessische  Verordnung  vom  2.  September 
1879^^)   enthält   besondere  Bestimmungen   bezüglich   der  Ertheilung 


^»)  Hess.  Reg.Bl.  1884  S.  271  ff.  Durch  das  seit  1.  April  1885  in  Kiaft 
getretene  Gesetz  sind  alle  früheren  Vorschriften  bezüglich  der  KoUateralsteuer 
aufgehoben. 

Ueber  Behoiung  von  der  Steuer  s.  Ges.  Art.  6,  über  Betrag  derselben 
Art.  7  und  9,  steueroflichtige  Masse  Art.  10  ff,  Verfahren  Art.  40  ff. 

^*)  Inwiefern  Forderungen  nichthessischer  und  ausserhalb  Hessen  ver- 
storbener Erblasser  als  zur  Zeit  des  Todes  der  letzteren  in  Hessen  «befind- 
lich'' der  hessischen  Erbschaftsbesteuerung  unterliegen,  s.  Heinzerling  im 
Archiv  für  prakt.  Rechtswissenschaft,  N.  F.  Bd.  16  S.  20  ff. 

»)  Hess.  Reg.-Bl.  1879  S.  679. 
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des  Armenrechts  in  nicbtstreitigen  RecbtsBachen.  Hienach  kann 
das  Armenrecht  auch  in  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit unter  entsprechender  Anwendung  der  Bestimmungen  der 
deutschen  Ziyilprozessordnung  bewilligt  und  der  Armenpartei  zur 
Erledigung  der  durch  einen  Notar  zu  bethätigenden  Geschäfte  ein 
Notar  beigegeben  werden.  Die  Bewilligung  des  Armenrechts  ist  je- 
doch ausgeschlossen  bei  gerichtlichen  oder  notariellen  Akten,  welche 
die  Yerausserung  oder  Verpfandung  von  unbeweglichem  Vermögen 
oder  die  Errichtung  eines  letzten  Willens  zum  Gegenstande  haben. 
Ausländer,  welche  um  Bewilligung  des  Armenrechts  nachsuchen, 
haben  ein  der  Vorschrift  des  §  109  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung  entsprechendes  Zeugniss^^)  und  eine  Bescheinigung  der 
zuständigen  Behörde  des  Auslandes,  dass  der  Staat,  welchem  sie 
angehören,  den  Angehörigen  des  Grosshcrzogthums  die  Vergünstigung 
des  Armenrechts  gewähre,^^  beizubringen. 

VI.  Ueber  die  Behandlung  des  Nachlasses  der  gegenseitigen 
Staatsangehörigen  besteht  eine  Vereinbarung  zwischen  Hessen  und 
Bayern  nicht. 

Die  laut  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  1818  und  Ent- 
schliessung  des  königlich  bayerischen  Staatsministeriums  der  Justiz 
vom  31.  August  1857  zwischen  Bayern  und  Hessen  getroffenen 
Uebereinkommen  enthalten  lediglich  Bestimmungen  über  den  gegen- 
seitigen (gerichtlichen)  Schriftenverkehr.  Nachdem  in  der  Ueberein. 
kunft  vom  Jahre  1818  für  Insinuationen  gerichtlicher  Akte,  als 
Ladungen,  Dekrete  oder  sonstige  Mittheilungen  des  einen  Staates 
an  die  Unterthanen  des  anderen  zwar  der  diplomatische  Verkehr  be- 
seitigt, immerhin  aber  noch  Vermittelung  von  Requisitionen  durch 
beiderseitige  Gerichtshöfe  angeordnet  war,  wurde  solches  bei  dem 
Uebereinkommen  vom  Jahre  1857  dahin  erweitert,  dass  den 
beiderseitigen  Justizbehörden  gleichen  oder  verschiedenen  Ranges 
der  unmittelbare  Schriftenwechsel  untereinander,  insofern  nicht 
besondere  Verhältnisse    eine  Vermittelung  auf  diplomatischem  Wege 


")  Nach  §  109  der  deutschen  Ziv.-Pr.Ordn.  ist  in  dem  von  der  obrig- 
keitlichen Behörde  ausgestellten  Zeugnisse  unter  Angabe  des  Standes  oder 
Gewerbes,  der  Vermögens-  und  Familienverhältnisse  der  Partei,  sowie  des 
Betrags  der  von  dieser  zu  entrichtenden  direkten  Staatssteuem  das  Unver- 
mögen zur  Bestreitung  der  Kosten  ansdrttcklich  za  bezeugen. 

*')  Die  Reziprozitätsbescheinigung  fällt  weg,  wenn  nach  Uebereinkunft 
die  Bewilligung  des  Armenrechts  gegenüber  dem  betreffenden  Staate  bereits 
zugestanden  ist. 
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nothwendig  machen,  mit  Beseitigung  dieses  Weges  gestattet 
wurde,^*) 

lieber  das  JüriBdiktionsyerhältniss  mit  Prenssen  s.  oben  S*  93, 
mit  Baden  S*  148. 

Laut  Militärkonvention  des  Deuscfaen  Reichs  mit  Hessen 
vom  13.  Juni  1871  unterstehen  die  im  Grossherzogthum  Hessen 
garnisonirenden  Militärpersonen  und  die  ausserhalb  Hessen  gami- 
sonirenden  hessischen  Staatsangehörigen  bezüglich  des  ehelichen 
Güterrechtes,  der  Erbfolge  in  ihre  Yerlassenschaft  und  der  Bevor- 
mundung ihrer  Hinterbliebenen  den  Rechtsnormen  ihrer  Heimath. 

§  19. 
Mecklenburg-Schwerin. 

I.  Im  Grossherzogthum  Mecklenburg- Schwerin  wird  der  be- 
wegliche Nachlass  eines  Ausländers,  welcher  daselbst  nur  Yor- 
übergehenden  Aufenthalt  hatte,  von  der  dortigen  Behörde  Torläufig 
sicher  gestellt,  die  Regulirung  der  Erbschaft  aber  der  zuständigen 
auswärtigen  Behörde  überlassen;  dagegen  wird,  wenn  der  Ausländer 
im  Grossherzogthume  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  auch  die 
Erbschaftsregulirung  daselbst  vorgenommen. 

Nach  früherer  Gesetzgebung  Waren  Nachlass-  und  Y or mund- 
schaft ssaohen  den  Orts-  und  Niedergerichten  (insbesondere  den 
Amtsgerichten,  Patrimonialgerichten)  übertragen,  ausser  in  den  Städten, 
wo  diese  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen'  Gerichtsbarkeit  den 
l^agistraten  zustanden.  Durch  Verordnung  vom  17.  Mai  1879  zur 
Ausführung  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  ^)  ist  nunmehr 
über  die  desfallsigen  Zuständigkeiten  Folgendes  bestimmt: 

Die  Versiegelung  und  Entsiegelung  des  Nachlasses,^) 
die  Regulirung  von  Erbschaften  und  die  Ausstellung  von 
Erbzeugnissen,')    ferner    die    Verwaltung    der    Obervormund- 


")  Bayer.  Reg.-Bl.  1818  S.  192  und  Bayer.  .Tust.-Min.-Bl.  1870  S.  1P3. 

')  Beg.-Blatt  für  das  Qrossherzogthiun  Mecklenburg-Schwerin  1879 
S.  131  ff. 

^  Das  Gesetz  vom  4.  Juni  1879  (Reg.-Blatt  für  d<as  Grossherzogthum 
Mecklenburg  Schwerin  1879  S.  452)  ordnet  die  Sicherstellung  des  Nachlasses 
an,  wenn  alle  Erben  abwesend  oder  unbekannt  sind,  wenn  Minderjährige  oder 
Entmündigte  unter  den  Erben  sind  und  weder  die  von  dem  Verstorbenen  als 
Wittwe  hinterlassene  volljährige  Mntter,  noch  die  Vormünder  zur  Stelle  sind, 
femer  wenn  sonst  Geföhrde  für  die  abwesenden  Erben  zu  besorgen  ist. 

')  Erblegitimationsordnung  vom  22.  Dezember  1829  (Raabe,  Gesetz- 


§  19.     Mecklenburg-Schwerin.  159 

Bchaft  sind  den  Amtsgerichten^)  übertragen,  jedoch  mit  nach- 
stehenden Ausnahmen.  Die  genannten  Funktionen  yerblieben  — 
soweit  nicht  ein  Nachlass  Eximirter  oder  die  Obervormundschaft 
über  Eximirte  (d.  h.  nach  früherem  Recht  der  Jurisdiktion  der  Orts- 
behörde nicht  unterworfener  Personen  —  Y.-O.  zur  Beschränkung 
der  Kanzleisessigkeit  yom  19.  Februar  1862,  R.-Bl.  Nr.  12)  in  Frage 
steht  —  den  Stadtmagistraten,  sowie  den  aus  den  Stadtmagi- 
straten Terordneten  Waisengerichten  und  sonstigen  Deputationen  für 
den  Bereich  der  Städte  und  deren  Gebiet  mit  Einschluss  der 
Kämmereigüter,  in  Wismar  der  Hebungsgüter  und  Dörfer,  sowie  in 
Rostock  der  Hospitalgüter  und  des  Hafenortes  Wamemüode,  ferner 
verbleiben  die  bezeichneten  Funktionen  den  Gutsherren  (welche 
hierauf  allgemein  für  die  Dauer  ihrer  Besitzzeit  oder  für  einzelne 
Nachlassfalle,  Erbschaften  und  Vormundschaften  verzichten  können) 
unter  der  Einschränkung  auf  die  Regulirung  von  Erbschaften  und 
Vermögenskuratelen,  deren  Werth  die  Summe  von  1500  Mark  nicht 
übersteigt.^)  Auf  die  Landgerichte  sind  die  mehrgenannten 
Funktionen  übergegangen  in  Betreff  der  Eigenthümer  und  Eigen- 
thümerinnen  ritterschaftlicher  Landgüter,  deren  Ehefrauen  und  bzw. 
Ehemänner  und  in  Betreff  der  minderjährigen  Kinder  der  Eigen- 
thümer oder  Eigen  thümerinnen  solcher  Landgüter.^)  In  Ansehung 
der  Rostocker  Bürger  und  Einwohner,  welche  ritterschaftliohe  Güter 
besitzen,  verbleibt  die  Zuständigkeit  dem  Magistrate  daselbst. 

Sammlung  Bd.  II  S.  150)  und  Gesetz  vom  30.  Mai  1857,  die  Legitimation  in 
firbftllen  betr.  (Raabe,  Bd.  V  S.  18). 

*)  Amtsgerichte  sind  errichtet: 

a)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  Schwerin: 

Brizenbnrg,  Crivitz,  Dömitz,  Gadebusch,  Grabow,  Greves- 
müblen,  Hagenow,  LObtheen,  Ludwigslust,  Neustadt,  Parchim, 
Kehna,  Schwerin,  Wismar,  Wittenburg; 

b)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  GUstrow: 

Brühl,  Bützow,  Dargnn,  Goldberg,  Güstrow,  Krakow,  Laage, 
Lübz,  Malchin,  Malchow,  Neukaien,  Penzlin,  Flau,  Röbel, 
Stavenliagen,  Stemberg,  Teterow,  Waren,  Warin; 

c)  im  Bezirke  des  Landgerichtes  Rostock: 

Doboran,  Gnoyen,  Kröpelin,  Neubuckow,  Ribnitz,  Rostock, 
Schwaan,  Sülze-Marlow,  Tessin. 

')  Die  fraglichen  Funktionen  verbleiben  auch  den  drei  Landesklöstem, 
welche  sie  in  den  Klosteramtsgerichten  durch  zum  Richteramte  befähigte 
Personen  ausüben  lassen  müssen,  desgleichen  den  Hofstaatsgerichten. 

^  Verordnung  vom  16.  Dezember  1885^  betr.  die  Abänderung  der  ersten 
drei  Abschnitte  der  Verordnung  vom  17.  Mai  1879  zur  Ausführung  des  deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes  (Reg.-Bl.  1886  Nr.  35)  und  die  zu  §  50  der  Ver- 
ordnung vom  15.  Dezember  1885  erlassene  Verordnung  vom  17.  Mftrz  1893. 
Zuständig  ist  dasjenige  Landgericht,  in  dessen  Bezirk  das  Landgut  liegt,  und 
wenn  demselben  Eigenthümer  mehrere,  in  verschiedenen  Landgerichtsbezirken 
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IL  Gesetzliche  Erbfolgeordnung.  Im  Allgemeinen  gelten 
für  die  Verwandtenerbfolge  die  Grandsatze  des  romischen 
Rechts,  für  die  Erbfolge  in  Lehnguter  diejenigen  des  Lehnrechts 
(Rost.-Mecklenb.  Lehnrecht). 

Die  Erbfolge  der  Ehegatten  bürgerlichen  Standes  in  den 
Städten  ist  zumeist  durch  Statutarrechte  geregelt  und  wesentlich 
verschieden,  je  nachdem  eheliche  Gütergemeinschaft  stattfindet  oder 
nicht.  Im  ersteren  Falle  erhält  der  überlebende  Ehegatte  den  nach 
der  Natur  der  Gütergemeinschaft  ihm  gebührenden  Theil,  grössten- 
theils  nach  seiner  Wahl  entweder  die  Hälfte  des  gemeinschaftlichen 
Yermogens,  oder  neben  Zurücknahme  seines  eigenen  Vermögens  eine 
statutarische  Portion.^)  Soweit  keine  Gütergemeinschaft  besteht  — 
was  bei  auf  dem  Lande  wohnenden  Eheleuten  allgemein  der  Fall  — 
entscheidet  das  römische  Recht. 

Besonders  geregelt  ist  die  Erbfolge  in  Bauergüter  durch  Gesetz 
vom  24.  Juni  1869  (Reg.-Bl.  S.  51). 

III.  Als  ordentliche  Testamentsform  besteht  in  Mecklen- 
burg-Schwerin das  Notariats-Testament.  Die  Errichtung  in 
anderer  Form  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen.^)  Für  die  Annahme 
und  Aufnahme  gerichtlicher  Testamente  oder  sonstiger  letzt- 
williger Verfügungen  sind  die  Amtsgerichte  und  die  Stadtmagistrate, 
bzw.  die  aus  den  Stadtmagistraten  verordneten  Waisengerichte  und 
sonstigen  Deputationen  zuständig;  auch  diese  Funktionen  sind  den 
Hofstaatsgerichten,  den  Klosteramtsgerichten  der  drei  Landeskloster 
in  dem  ihnen  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zugestandenen  Umfange  verblieben.  Aus  nicht  gerichtlichen 
Testamenten  kann  ein  Erbenzeugniss  nur  bei  Anerkennung  durch 
die  Intestaterben  ertheilt  werden. 


belegene  ritterschaftliche  Landgüter  gehören,  dasjenige  Landgericht,  in  dessen 
Bezirke  das  Landgut  liegt,  auf  welchem  der  Eigenthümer  wohnt,  falls  derselbe 
aber  auf  keinem  seiner  Güter  seinen  Wohnsitz  hat,  dasjenige  Landgericht,  in  dessen 
Bezirke  das  nach  dem  ritterschaftlichen  Hafenkataster  grösste  Landgut  liegt. 

^  Näheres  hierüber  s.  beiKamptz,  Handbuch  des  Mecklenburgischen 
Zivilrechts,  II.  Theil  1824  §  208  ff.  lieber  die  mecklenburgischen  Partikular- 
rechte  s.  Bö h lau.  Mecklenburgisches  Landrecht,  Tbl.  I  §  39  ff. ;  Buchka, 
das  statutarische  Güter-  und  Erbrecht  in  Mecklenburg,  Mecklenb.  Zeitschrift 
für  Rechtspflege  und  Rechtswissenschaft  Bd.  X  S.  128  ff.  und  XI  S.  272  ff.; 
ferner  Neubauer,  das  in  Deutschland  geltende  eheliche  Güterrecht,  Berlin 
II.  Aufl.  1889  S.  228  und  Neubauer,  das  in  Deutschland  geltende  Erbrecht  etc. 
1890  S.  20  f. ;  über  Rechtsquellen  und  Literatur  auch  v.  Roth,  Deutsches  Privat- 
recht, Thl.  I  §  23  und  v.  Holtzendorff,  Enzyklopädie  etc.  in  systematischer 
Bearbeitung,  III.  Aufl.  S.  1041  ff, 

^  Näheres  bei  Kamptz  §  215  Nr.  U. 
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lY,  Zur  Erwirkung  eines  Erbenzeugnisses  ist  Antretnng  der 
Erbschaft  erforderlich;  jedoch  soll  jede  einem  Abwesenden,  fflr 
welchen  eine  cura  absentis  angeordnet  ist,  zugefallene  yortheilhafte 
Erbschaft  für  ipso  jure  Yon  ihm  angetreten  gelten.^) 

y.  Der  Kollateral-Erbsteuer  sind  alle  im  Grossherzog- 
thum  eröffneten  Erbschaften,  soweit  nicht  eine  gesetzliche  Befreiung 
gegeben,  ohne  Unterschied,  ob  der  Anfall  Inländern  oder  Ausländem 
zukommt,  unterworfen.^®) 

VI.  Nach  der  Verordnung  vom  23.  Juni  1879,  betr«  einige 
Bestimmungen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  (Mecklenb.-Schwer. 
Reg.-Bl.  1879  S.  389)  sind  bei  AltersYormundschaft  zuständig 
das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Vater  der  minderjährigen  Person 
zur  Zeit  seines  Todes  den  Wohnsitz  gehabt  hat,  bei  Lebzeiten  des 
Vaters  das  seines  Wohnsitzes  und  bei  unehelichen  Kindern  das 
Gericht  des  Wohnsitzes  der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes. 
Zur  Bevormundung  von  Verschwendern,  Blödsinnigen,  Wahnsinnigen 
und  dergleichen  kuratelmässigen  Personen  ist  das  Gericht  ihres 
Wohnsitzes,  bzw.  des  zuletzt  gehabten  Wohnsitzes  zuständig.  ^^) 

Die  Zuständigkeit  der  einzelnen  Vormundschaftsbehörden  zur 
Errichtung  einer  Vormundschaft  über  die  ihnen  unterstellten  Personen 
erstreckt  sich  prinzipiell  auf  das  gesammte  Vermögen  des  Kuranden 
in  allen  seinen  Theilen,  auch  wenn  dieselben  ausserhalb  Mecklen- 
burgs sich  befinden«^') 


^  Kamptz  §  208  Nr.  XU. 

^^  Rey.  KoUsteral-Erbstenerordnimg  vom  11.  September  1858  ^Reg.-Bl. 
Nr.  80)  §  1.  Die  Abftndenmgs Verordnung  vom  24.  Jörn  1879  betrifft  lediglich 
die  Einziehung  der  Steuer. 

Inhaltlich  einer  Bekanntmachung  des  grossh.  mecklenb.  Ministeriums 
vom  1.  Februar  1887  (Mecklenb.  Reg.-Bl.  S.  16^  gemessen  bayerische  Ge- 
meinden, Stiftungen,  Vereine  und  Anstalten,  welche  zu  Armenzwecken  aus 
dem  Grossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin  Zuwendungen  empfangen,  Be- 
freiung von  Entrichtung  der  mecklenb.  Erbschaftssteuer  in  demselben  Umfang, 
wie  mecklenb.  Gemeinden  und  Anstalten.  Nach  b.  Ministerial-Bekanntmachung 
vom  31.  März  1887  (baver.  G.-  u.  V.-Bl.  S.  271)  sind  daher  mecklenburgische 
Gemeinden,  Stiftungen,  v  ereine  und  Anstalten  bezüglich  der  zu  Armenzwecken 
gemachten  letztwilligen  Zuwendungen  auch  in  Bayern  von  Entrichtung  der 
Erbschaftssteuer  befreit. 

")  Näheres  hierüber  s.  v.  Buchka,  über  die  Ortliche  Zuständigkeit  der 
Vormundschaftsgerichte  in  Mecklenburg,  in  Mecklenb.  Zeitschrift  für  Rechts- 
pflege und  Rechtswissenschaft  Bd.  Xll  S.  166  ff. 

^*)  Eine  Ausnahme  von  diesem  Prinzipe  wird  jedoch  insoweit  anerkannt, 
als  auswärtige  Rechte  die  Anordnung  von  SpeziaJ  Vormundschaften  über  die 
in  ihrem  Herrschaftsbereich  belegenen  Immobilien,  welche  mecklenb.  Euranden 
gehören,  eHordem  und  auch  die  weitere  Frage,  ob  in  solchen  Fällen  die  aus- 
wärtige SpezialVormundschaft  nur  die  Bedeutung  einer  vollen,  nur  gegenständ- 

BOhm,  Intern.  Kachlaubehandlong.  11 
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Für  den  Fortbestand  einer  In  Mecklenburg  yon  der  kompetenten 
TormnndtchaftBbohörde  des  Wohnsitzes  angeordneten  Vominndschaft 
ist  bedeutungslos,  wenn  der  Knrand  die  Staatsangehörigkeit  eines 
anderen  Staates  erwirbt,  ohne  seinen  Wohnsitz  ausserhalb  Mecklen- 
burgs zu  verlegen.  Wenn  dagegen  umgekehrt  ein  unter  einer  aus- 
wärtigen Vormundschaft  stehender  Kurand  seinen  Wohnsitz  an  einen 
Ort  innerhalb  Mecklenburgs  verlegt,  so  wird  dadurch  nicht  ohne 
Weiteres  eine  Pflicht  der  für  diesen  neuen  Wohnsitz  kompetenten 
Behörde  begründet,  die  Verwaltung  der  Oberyormundschaft  der  aus- 
wärtigen Behörde  abzunehmen.  Eine  solche  Pflicht  wird  vielmehr 
nur  dann  anerkannt,  wenn  besondere  Gründe  vorliegen^  welche  diese 
Uebemahme  als  im  Interesse  des  Kuranden  liegend  erkennen  lassen.^') 

VII.  Die  Aufnahme  gerichtlicher  Urkunden,  die  ge- 
richtliche Beglaubigung  von  Urkunden,  sowie  die  Vornahme 
gerichtlicher  Verkäufe  steht  den  Amtsgerichten  zu.  Solche 
Befugnisse  sind  aber  den  Hofstaatsgerichten,  den  drei  Landesklöstem, 
den  Stadtmagistraten,  sowie  den  aus  den  Stadtmagistraten  verordneten 
Waisengerichten  und  sonstigen  Deputationen  in  dem  Umfange  ver- 
blieben, in  welchem  sie  ihnen  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gerichts- 
Verfassungsgesetzes  zustanden. 

Ueber  Beschwerden  im  Gebiete  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit gegen  Entscheidungen  der  Landgerichte,  sowie  der  Magistrate 
in  Rostock  und  Wismar  entscheidet  das  Oberlandesgericht,^^)  gegen 
Entscheidungen  der  Amtsgerichte,  der  Gutsherren,  der  Stadtraagistrate, 
sowie  der  Waisengerichte  und  sonstigen  Deputationen  der  Magistrate 
entscheiden  die  Landgerichte  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Beschwerden 
gegen  die  Entscheidungen  der  aus  den  Magistraten  in  Rostock  und 
\yismar  verordneten  Waisengeriohte  und  sonstigen  Deputationen  an 
eben  diese  Magistrate  gehen. 

VIII.  Der  Wirkungskreis  der  Notare  ist  der  gemeinrechtliche 
(Reichsnotariatsordnung  von  1512),  Die  Verordnung  vom  26.  Januar 
1880  (Reg.-Bl.  Nr.  4)  mit  Abänderung  vom  16.  März  1883   (Reg.-lil. 


lieh  beschrankten  Vomiundschart  hat,  ist  nach  dem  auswärtigen  Rechte  zu 
))eurtheilen.  Fernere  Ausnahmen  können  vorkommen,  wenn  das  ausw&rtige 
Recht  aus  besonderen  anderen  GrQnden,  z.  B.  aus  Veranlassung  letztwilliger 
Verfügungen  die  Errichtung  von  Spezialkuratelen  über  das  auswärts  befind- 
liche Vermögen  des  Mttndels  verlangt;  v.  Buchka  a.  a.  0.  S.  184  f. 

>*)  Näheres  s.  v.  Buchka  a.  a.  0.  S.  189  ff. 

^*)  Zu  Rostock,  gemeinschaftlich  mit  dem  Grossherzogthum  Meckien- 
burg-St,relitz. 
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Nr.  14)  betrifft  hauptsächlich  die  ZulasBnng  zum  Amt  eines  Notars, 
die  Beeidigang,  die  Dissiplinaryerhältnisse,  jene  Tom  27.  Dezember 
1880  (Reg.-Bl.  Nr.  81)  die  Gebühren  der  Notare. 

IX.  Nach  Art.  8  der  MilitärkonTontion  zwischen  Preussen 
nnd  Mecklenburg-Schwerin  Tom  19.  Dezember  1872  richtet  sich 
das  eheliche  Güterrecht  der  im  Ghrossherzogthnm  gamisonirenden 
Beamten  der  Militanrerwaltung,  die  Erbfolge  in  deren  Verlassen- 
Schaft  und  die  Beyormnndnng  ihrer  Hinterbliebenen  nach  den  Rechts- 
normen ihrer  Heimath. 

§  20. 

Sachsen-Weimar-Eisenach. 

I.  Im  Grossherzogthum  Sachsen-Weimar-Eisenach  gehört  die 
Nachlassregulirnng  in  Ansehung  sowohl  des  beweglichen  als 
des  unbeweglichen  Vermögens  in  der  Regel  yor  das  persönliche 
Forum  des  Verstorbenen,  insofern  er  im  Grossherzogthum  domizilirt 
war.^)  Doch  kommt  dem  Richter  des  Ortes^  wo  der  Todesfall  sich 
ereignet,  auch  wenn  der  Erblasser  dort  seinen  Wohnort  nicht  hatte, 
das  erste  Einschreiten  zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  zu.  Die 
Eröffnung  und  Bekanntmachung  der  gerichtlich  erklftrten  oder  nieder- 
gelegten Testamente  oder  sonstigen  letztwilligen  Verfügungen  liegt 
demjenigen  Richter  ob,  bei  welchem  der  letzte  Wille  errichtet  oder 
niedergelegt  ist.') 

Hinsichtlich  der  Erbfolge  in  das  ausser  Landes  befindliche 
Nachlassvermögen  und  das  im  Inlande  hinterlassene  Vermögen 
Fremder  gelten  folgende  Grundsätze: 

Das  ausser  Landes  befindliche,  frei  yererbliche,  bewegliche 
und  unbewegliche  Vermögen  eines  Erblassers,  der  zur  Zeit  seines 
Ablebens  seinen  ordentlichen  Gerichtsstand  (forum  domicilii)  in 
Sachsen- Weimar  hatte,  unterliegt  den  Weimarischen  Gesetzen,  soweit 
nicht  StaatsTerträge  oder  die  besonderen  fremden  Landesgesetze 
entgegenstehen. 

Ebenso  ist,  yorausgesetzt,  dass  die  einschlagenden  Staats- 
yertrftge  oder  fremden  Landesgesetze  nicht  ein  Anderes  bestimmen, 

*)  Bekanntmachungen  vom  23.  Febmar  1816  nnd  24.  M8rz  1843  (Göckel, 
Sammlong  der  Gesetze  und  Verordnmigen  in  Sachsen- Weimar,  Bd.  II  S.  236 
nnd  IX  S.  10).  Vgl.  auch,  und  insbesondere  Aber  das  Verhältniss  zu  Oester- 
reich,  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  256. 

^  Gesetz  vom  18.  April  1829  (1.  c.  IV  S.  154). 

II* 
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in  welchem  Falle  Reziprozität  eintritt,  das  im  Grossherzogthome 
befindliche  Vermögen  eines  Erblassers,  der  im  Auslände  domizilirte, 
hinsichtlich  der  Erbfolge  der  Verwandten  und  Ehegatten  lediglich 
nach  den  Gesetzen  jenes  Gerichtsstandes  zu  beurtheilen. 

Hatte  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  zugleich  im  Gross- 
herzogthume  und  im  Auslande  einen  ordentlichen  Gerichtsstand,  so 
treten  vorbehaltlich  anderer  durch  Staatsverträge  festgestellter  Be- 
stimmungen hinsichtlich  der  Erbfolge  die  Gesetze  desjenigen  Domizils 
ein,  wo  er  sich  zuletzt  wirklich  aufgehalten  hat.^ 

Nachlassregulirungen  gehören  zur  einzelrichterlichen  Zu- 
ständigkeit. Diese  ist  nach  dem  Gesetze  vom  8.  März  1879  von 
den  vormaligen  Justizämtern  und  Stadtgerichten  auf  die  Amts- 
gerichte übergegangen.^) 

IL    Gesetzliche  Erbfolgeordnung.^) 

1.  Deszendenten.  Die  unehelichen  Kinder  beerben  ihre  Mutter, 
deren  Aszendenten  und  Seitenverwandten  gleich  den  ehe- 
lichen; auf  den  Nachlass  des  Vaters  haben  sie  nur  beim 
Nichtvorhandensein  von  Pflichttheilsberechtigten  zum  6.  Theil 
des  Nachlasses  Anspruch. 

2.  Eltern. 

3.  VoUbürtige  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren  Deszen- 
denten; beim  Zusammentreffen  voll-  und  halbbürtiger  Ge- 
schwister ist  jedes  der  ersteren  für  zwei  Personen  zu  rechnen. 

4.  Grosseltern  und  die  weiteren  Aszendenten. 


2  Gesetz  vom  6.  April  1833,  die  Intestaterbfolge  betr.  (1.  c.  X 158),  §  152. 
u  der  Konvention  über  die  Regulinuig  von  Hinterlassenschaften  zwischen 

dem  Deutschen  Reiche  und  Russland  vom  -s^ — ^, ,  . 1874  eibt  eine 

31.  Oktober  ° 

Ministerialbekanntmachung  vom   12.  Februar  1887  (Weim.  Reg.-Bl.   S.   151) 

erläuternde  und  AusfUlirungs-Bestimmungen.    Vgl.  onten  ,  Russland *. 

*)  Reg.-6i.  für  das  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar-Eisenach  1879  S.  65. 
Zur  Kompetenz  der  Amtsgerichte  gehören  auch  die  sonstigen  Handlungen  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Amtsgerichte  sind  errichtet: 

a)  im  Weimarischen  Kreis  zu: 

Allstedt,    Apolda,    Blankenhayn,    Buttstädt,    Grossrudestedt, 
Jena,  Ilmenau,  Vieselbaeh,  Weimar; 

b)  im  Eisenacher  Kreis  zu: 

Eisenach,  Geisa,  Gerstungen,  Ka]tennordheim,  Lengsfeld,  Ost- 
heim,  Yacha; 

c)  im  Neustädter  Kreis  zu: 

Auma,  Neustadt  a.  0.,  Weida. 
^)  Gesetz  vom  6.  April  1833,  die  Intestaterbfolge  betr.  (Gockel,  Samm- 
lung der  Gesetze  und  Verordnungen  in  Sachsen -Weimar,  Bd.  V  §§31 — 47  und 
56  ff.).     Ueber  die  Erbfolge  der  Wahlverwandten  s.  1.  c.  §§  48  ff.    lieber  die 
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5.  Die  SeitenTerwandten  der  aufsteigenden  Linien  mit  dem  Vor- 
züge desjenigen,  welcher  mit  dem  Erblasser  einen  näheren  ge- 
meinschaftlichen Vorfahr  (Stammvater  oder  Stammmatter)  hat. 
Der  überlebende  Ehegatte   erhält  einen  Kindstheil;    wenn 
er  mit  Qeschwistem,  Abkömmlingen  von  Geschwistern  oder  Aszendenten 
konkurrirt,  die  Hälfte,  nnd  beim  Zusammentreffen  mit  weiteren  Seiten- 
Terwandten das  Ganze  der  Erbschaft. 

III.  Die  Erbschaftsabgabe  ist  Yon  allen  Erbschaften  und 
Vermächtnissen  (in  der  Regel  mit  4  Proz.)  zu  entrichten,  wenn  der 
Erblasser  in  dem  Grossherzogthume  seinen  Wohnsitz  gehabt  oder 
Immobilien  in  demselben  hinterlassen  hat.  Befreit  hieyon  bleiben  nur 

1.  der  fiberlebende  Ehegatte  des  Erblassers, 

2.  dessen  Deszendenten  und  Aszendenten, 

3.  inländische  Kirchen  und  milde  Stiftungen. 

Im  Auslande  gelegene  Immobilien  kommen  bei  Entrichtung 
der  Abgabe  nicht  in  Anschlag.  Dagegen  unterliegt  derselben  der 
ganze  fibrige  Nachlass,  ohne  Unterschied,  wo  sich  solcher  befindet, 
mit  Ausschluss  jedoch  des  Inventars  ausländischer  Grundbesitzungen.^) 

IV.  Die  Aufsicht  in  Vormundschaftssachen  steht  den 
Amtsgerichten    zu.     Die    obervormundscbaftlichen    Geschäfte   können 


geltenden  Lokalrechte  und  Statuten  s.  Sachse,  Handbuch  des  grossherzogl. 
sächsischen  Privatrechts,  §§  46—49;  über  die  gesammte  Rechtsmasse  der 
sächsischen  Länder:  Burkhard  in  v.  Holtzendorff's  Enzyklopädie  etc. 
a.  a.  0.  S.  1084  ff.,  femer  v.  Roth,  Deutsches  Privatrecht,  Tbl.  I  §  27.  Vgl. 
auch  Neubauer  a.  a.  0.  S.  230. 

^  Gesetz  vom  3.  September  1844  über  die  Abgabe  von  Erbschaften  und 
Vermächtnissen,  Gockel  Bd.  IX  S.  230  ff. 

Hat  der  Erblasser  im  Auslande  (ausserhalb  des  Grossherzogthums)  ge- 
wohnt, im  Grossherzogthum  aber  Immobilien  hinterlassen,  so  sind  diese  sammt 
dem  dazu  gehörigen  Inventar  zu  versteuern.  Hat  aber  ein  Erblasser  neben 
seinem  Wohnsitze  im  Auslande  auch  im  Grossherzogthum  Wohnsitz  gehabt, 
so  unterliegen  auch  die  übrigen  Gegenstände  des  Nachlasses  mit  Ausnahme 
ausländischer  Immobilien  der  Besteuerung,  jedoch  unter  nachfolgenden  Ein- 
schränkungen. Wenn  nämlich  am  Wohnsitze  des  Erblassers  im  Auslande 
gleichfalls  eine  Abgabe  von  dem  Nachlasse  erhoben  wird,  so  sollen  diejenigen 
beweglichen  Vermögensgegenstände,  welche  sich  zur  Zeit  des  Ablebens  in 
dem  fremden  Staate  befinden,  desgleichen  die  in  letzterem  ausstehenden 
Forder ongen  von  der  inländischen  Abgabe  insoweit  befreit  bleiben,  als  die- 
selben dort  verrechtet  werden,  dergestalt^  dass  nur  dann^  wenn  die  auswärtige 
Abgabe  weniger  als  4  Proz.  beträgt,  der  Unterschied  noch  erhoben  wird. 

Von  solchen  Mobilien  und  Forderungen,  die  zur  Zeit  des  Ablebens  in 
einem  dritten  Staate,  wo  der  Erblasser  keinen  Wohnsitz  gehabt  hat,  sich  be- 
finden oder  ausstehen,  soll  die  Abgabe  in  dem  Falle,  dass  der  Erblasser  neben 
seinem  Wohnsitze  im  Auslande  auch  im  Grossherzogthum  einen  solchen  gehabt 
hat,  in  gleichem  Maasse,  jedoch  mit  mindestens  2  Proz.  erhoben  werden. 

Wenn  Unterthanen  des  Grossherzogthums,  welche  in  einem  fremden 
Staate  erben,  dort  höheren  Abgaben  unterliegen,  als  die  eigenen  Unterthanen, 
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Ton   dem  Gerichte  dem  betreffenden  Gemeindeyorstande   überlassen 
werden.') 

Das  Yormandschaftsgerioht  hat,  sobald  es  Ton  einem  Falle 
Kenntniss  erhalt,  welcher  eine  ihm  obliegende  Yormundschafts- 
bestellang  nöthig  macht,  soweit  erforderlich,  die  Versiegelung  und 
Verzeichnung  des  Vermögens  des  zu  BoTormundenden,  wenn  es  sich 
in  seinem  Bezirke  befindet,  yorzunehmen  oder  durch  den  Gemeinde- 
Tofstand  des  betreffenden  Ortes  Tomehmen  zu  lassen,  ausserdem 
aber  das  zustandige  Gericht  deshalb  anzugehen.  Die  Versiegelung 
einer  dem  zu  Beyormundenden  angefallenen  Erbschaft  unterbleibt, 
wenn  der  Verstorbene  dies  gültig  angeordnet,  wenn  er  einen  Ehe- 
gatten, oder  Eltern,  oder  Geschwister,  oder  Kinder  hinterlassen  hat 
und  eine  dieser  Personen,  welcher  die  Verwahrung  und  Verwaltung 
des  Nachlasses  mit  Sicherheit  überlassen  werden  kann,  sich  zu 
Herausgabe  eines  auf  Erfordern  eidlich  zu  bestärkenden  Nachlass- 
Terzeichnisses  erbietet.®) 


80  sollen  im  Falle,  wenn  ünterthanen  eines  solchen  Staates  im  Groashorzog- 
thume  erben»  dieselben  in  gleichem  Maasse  höher  besteuert  werden,  als  Ünter- 
thanen des  Qrossherzogthums. 

Nach  Staatsvertrag  mit  Preussen  vom      '  j  » —  1828  (Weim.  Reg.-Bl. 

S.  82)  sind  alle  Vermachtnisse  zu  milden  Zwecken,  die  aus  dem  Grossherzog- 
thnm  in  die  k.  prenssischen  Lande,  sowie  umgekehrt  ans  letzteren  in  ersteres 
gehen,  von  den  sonst  gesetzlichen  Erbschaftoabgaben  frei.  Gleiches  Verhält- 
niss  besteht  gegenüber  Reuss  j.  L.  nach  Staatsvertrag  vom  16.  Juli  1832 
(Weim.  Reg.-Bl.  S.  71). 

^)  Im  Ausftthrungs-Gesetze  vom  20.  MUrz  1879  zum  deutschen  G.-V.'G, 
(Weim.  Reg.-Bl.  S.  113  ff.)  ist  den  Amtsgerichten  die  Befngniss  der  üeber- 
tragung  einzelner  Amtshandlungen  in  Angelegenheiten  der  nichistreitigen 
Gerichtebarkeit  an  die  Gemeindevorstände  des  Amtsgeiichtsbezirkes  —  mit 
Ausnahme  jedoch  desjenigen  Ortes,  an  welchem  das  Amtsgericht  seinen  Sitz 
hat  —  ausdrücklich  vorbehalten;  den  unter  Beobachtung  der  gesetelichen 
Förmlichkeiten  aufgenommenen  Protokollen  kommt  die  gleiche  Beweiskraft, 
wie  gerichtlichen,  zu. 

Die  erwähnte  Befagniss  zur  Uebertragung  von  Amtshandlungen  an  die 
Gemeindevorstäude  erstreckt  sich  nach  §  15  des  alleg.  Ausf&hrungsgesetzeß 
lediglich  auf  die  protokollarische  Aufnahme  solcher  Erklärungen  in  Angelegen- 
heiten der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,  f&r  welche  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  eine  Gerichtsperson  zur  Besetzung  der  Gerichtsbank  genfigt. 

Dem  Gemeindevorstand  eines  Ortes,  welcher  nicht  Sitz  des  Vormund- 
schafiBgerichts  ist,  Hegt  ob,  bei  jedem  im  Orte  vorkommenden  Todesfalle, 
in  weldiem  zu  Bevormundende  an  der  Erbschaft  betheiligt  sind,  für  vorläufige 
Sieherstellung  des  Nachlasses  zu  sorgen,  sofern  nicht  nach  Obigem  die  Ver- 
siegelung zu  unterbleiben  hat.  Ein  Eingreifen  in  die  Nachlassregolirung  selbst 
kommt  den  Gemeindebehörden  nicht  zu  und  findet  auch  eine  Uebertragung 
von  solchen  Handlungen  seitens  der  Gerichte  nicht  statt. 

^)  Gesetz  vom  27.  März  1872  über  die  elterliche  Gewalt  und  das  Vor- 
mundschaftswesen (Weim.  Reg.-Bl.  S.  101  ff.),  §§  106  und  107. 
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Als  Yormandschaftsgericht  ist  dasjenige  Gericht  zuständig,  Tor 
welchem  das  in  der  elterlichen  Gewalt  stehende  Kind  oder,  die  su 
beTormundende  Person  den  persönlichen  Gerichtsstand  hat.  Hat  ein 
ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  BeTormundeter  in  Sachsen» Weimar 
unbewegliches  Vermögen,  so  kann  dasu  Ton  dem  Gerichte  der  be- 
legenen Sache  ein  besonderer  Vormund  bestellt  und  als  solcher  auch 
der  ausländische  allgemeine  Vormund  genommen  werden.  Ebenso 
kann,  wenn  ein  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  Bevormundeter 
oder  ein  in  der  elterlichen  Gewalt  eines  dem  Reiche  nicht  An- 
gehörigen stehender  Minderjähriger  zu  einem  Rechtsgeschäfte  oder 
Rechtsstreite  in  Sachsen- Weimar  eines  Vormundes  bedarf,  hiezu  ein 
solcher  vom  inländischen  Gericht  bestellt  werden.^) 

Nach  Staatsvertrag  mit  Sachsen  vom  31.  Januar  1847  und 
mit  Reuss  ä.  L.  Yom  3.  Februar  1847  (Weim.  Reg.-Bl.  S.  69  ff.) 
Art.  15  gehört  die  Bestellung  der  Personalvormundschaft  vor  die 
Gerichte,  wo  der  Pflegbefohlene  sich  wesentlich  aufhält.  In  Bezug 
auf  die  zum  Vermögen  der  Pflegebefohlenen  gehörigen  Immobilien, 
die  unter  der  anderen  Landeshoheit  liegen,  steht  der  jenseitigen 
Gerichtsbehörde  frei,  wegen  dieser  besondere  Vormünder  zu  be- 
stellen, oder  den  auswärtigen  Personalvormund  ebenfalls  zu  be- 
stätigen. Im  ersteren  Falle  sind  die  Gerichte  der  Hauptvormund- 
schaft gehalten,  der  Behörde,  die  wegen  der  Grundstücke  besondere 
Vormünder  bestellt  hat,  aus  den  Akten  die  nöthigen  Nachrichten 
auf  Erfordern  zu  geben,  auch  haben  die  beiderseitigen  Gerichte 
wegen  Verwendung  der  Einkünfte  aus  den  Gütern,  soweit  solche 
zum  Unterhalte  und  zur  Erziehung  oder  zum  sonstigen  Fortkommen 
der  Pflegebefohlenen  erforderlich  sind,  sich  miteinander  zu  benehmen 
und  in  dessen  Verfolg  das  Nöthige  zu  verabreichen. 

Aehnliches  Verhältniss  besteht  gegenüber  Preussen  nach 
Staatsvertrag  vom  23./29.  März  1852  (Weim.  Reg.-Bl.  S.  79),  der 
laut  Vertrags  vom  18./25.  Juli  1868  (Weim.  Reg.-Bl.  S.  333)  in 
der  hier  fraglichen  Beziehung  auf  die  von  Preussen  neu  erworbenen 
Landestheile,  mit  Ausnahme  der  Provinz  Hannover,  ausgedehnt  worden 
ist,  und  gegenüber  Sachsen-Meiningen  nach  Staats  vertrag  vom 
6.  Mai  1861  (Weim.  Reg.-Bl.  S.  99),  jedoch  mit  der  Massgabe 
(Art.  33   der  Verträge),    dass   die  Bestellung    der  Personalvormund- 


°)  Gesetz  vom  27.  März  1872  über  die  elterliche  Gewalt  und  Vormund- 
Schaft  mit  Ausführungsverordnung  vom  7.  Juni  1872  (Weim.  Reg.-Bl.  1872 
S.  101  und  133). 
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Schaft  für  Minderjährige  oder  ihnen  gleich  zu  achtende  Personen  vor 
die  Gerichte  gehört,  wo  der  Pflegbefohlene  seinen  Wohnsitz  hat, 
oder,  bei  ermangelndem  Wohnsitze,  wo  er  sich  aufhält,  und  bei 
doppeltem  Wohnsitze  yor  das  prävenirende  Gericht.  In  Art.  33  der 
Verträge  mit  Preussen  und  Sachsen-Meiningen  ist  noch  weiter  be- 
stimmt: Erwirbt  der  Pflegbefohlene  später  in  dem  anderen  Staate 
einen  Wohnsitz  in  landesgesetzlichem  Sinne,  so  kann  die  (Personal- 
oder Haupt-)  Vormundschaft  an  das  Gericht  seines  neuen  Wohn- 
sitzes zwar  übergehen,  jedoch  nur  auf  Antrag  des  Vormundes  und 
mit  Zustimmung  der  beiderseitigen  oberyormnndschaftlichen  Behörden. 
Die  Beendigung  der  (Personal-)  Vormundschaft  richtet  sich  nach  den 
Gesetzen  des  Landes,  unter  dessen  Gerichten  sie  steht.  Mit  der 
Vormundschaft  über  die  Person  erreicht  auch  die  rücksichtlich  des 
im  Gebiete  des  anderen  Staates  belegenen  Immobiliar-Vermögens 
eingeleitete  Vormundschaft  ihre  Endschaft. 

V.  Die  zweite  Instanz  in  den  Angelegenheiten  der  nicht- 
streitigen Rechtspflege  bilden  an  Stelle  der  vormaligen  Kreisgerichte 
die  Landgerichte.^^) 

Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften 
zum  Zwecke  der  Legalisation  auf  diplomatischem  Wego  erfolgt  durch 
den  Präsidenten  des  Landgerichts. 

VI.  Das  Institut  des  Notariats,  dessen  die  §§  36  und  37 
des  Organisationsgesetzes  vom  5.  März  1850  (Gockel  Bd.  X  S.  264) 
erwähnen,  ist  im  Grossherzogthum  nicht  eingeführt  worden.  Es  gibt 
in  Sachsen- Weimar-Eisenach  keine  Notare;  alle  diesen  zugewiesenen 
Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gehören  zur  Zuständigkeit 
der  Amtsgerichte. 

VII.  Bezüglich  der  Form  der  Rechtsgeschäfte  enthalten 
die  Staatsyerträge  yon  Sachsen-Weimar  mit  Königreich  Sachsen 

vom    2./31.  Januar    1847,    Reuss    ä.    L.   vom    — ^-— 1847, 

'  3.   Februar  ' 

Preussen    vom     8/25.    Juni     1824,     Sachsen-Altenburg    vom 

5./18.  August  1831,  Schwarzburg-Rudolstadt  vom  9./1 8.  November 


*®)  Ein  Landgericht  ist  in  Weimar  für  den  Weimarischen  Kreis  mit 
Ausschluss  des  Bezirks  des  vormaligen  Justizamtes  Ilmenau^  das  andere  in 
Eisenach  für  den  Eisonacher  Kreis  und  den  Bezirk  des  vormaligen  Justiz- 
amtes Ilmenau.  Der  Neustädter  Kreis  ist  dem  mit  dem  FUrstenthum  Reuss  j.  L. 
gemeinschaftlichen  Landgerichte  in  Gera  angeschlossen. 

Oberlandesgericht    ist    in   Jena    gemeinschaftlich    mit    mehreren 
Nachbarstaaten. 
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1831,  Schwarzbarg-Sondershausen  Tom  6./16.  September  1831, 

Sachsen-Koburg-Gotha  vom  20.  März  1832^   Reuss  j.  L.  yom 

28.  Febmar 

^^    ^,^ 1832,    Sachsen-Meiningen   vom    8./22.   März    1833 

20.  März  '  ®  ' 

übereinstimmend  die  Bestimmung,  dass  alle  Rechtsgeschäfte  unter 
Lebenden  und  auf  den  Todesfall,  was  deren  Gflltigkeit  rflcksichtlich 
ihrer  Form  betrifft,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  sie  ein- 
gegangen sind«  zu  beurtbeilen  sind,  dass  aber,  wenn  nach  der  Ver- 
fassung des  einen  oder  anderen  Staates  die  GQltigkeit  einer  Hand- 
lung allein  von  der  Aufnahme  Tor  einer  bestimmten  Behörde  in  dem- 
selben abhängt,  es  hierbei  sein  Yerbleiben  hat. 


§  21. 

Mecklenburg-Strelitz. 

I.  Im  Grossherzogthum  Mecklenburg-Strelitz  entscheidet  fttr  die 
Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung  der  Wohnsitz  des  Ver- 
storbenen, ohne  ROcksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit. 

Zuständig  fQr  Nachlassachen,  insbesondere  zur  Versiegelung 
und  Entsiegelung  des  Nachlasses,  zur  Regulirung  yon  Erbschaften 
und  Ausstellung  von  Erbenzeug^issen  sind  die  Amtsgerichte  mit 
den  gleichen  Ausnahmen  für  die  Stadtmagistrate,  Gutsherron  und 
Landgerichte,  wie  solche  im  Grossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin 
gelten  und  im  Allgemeinen  oben  S.  159  aufgeführt  sind.^) 

Ueber  Ausstellung  von  Erbenzeugnissen  gelten  folgende 
Bestimmungen : ') 

Wenn  yerschiedene  yermeintliche  Erbberechtigte  bei  der  zu- 
ständigen   Behörde    sich    melden    oder   der    Behörde    bekannt   wird, 


*)  Verordnung  vom  17.  Mai  1879  zur  Ausführung  des  deutschen  Gerichts- 
yerfassnngsgesetzes  (Offizieller  Anzeiger  des  Grossherzogthoms  Mecklenburg- 
Strelitz  S.  167  ff.)  mit  Verordnung  vom  15.  Dezember  1885,  die  Abänderung 
der  ersten  drei  Abschnitte  der  Verordnung  vom  17.  Mai  1879  betr.  (Offiz. 
Anzeiger  etc.  1886  S.  1  ff.),  und  Verordnung  vom  17.  März  1893  (Offiz.  An- 
zeiger etc.  S.  53). 

Amtsgerichte  sind  in: 

Nenstrelitz,  Neubrandenburg,  Friedland,  Woldegk,  Strelitz,  Fürsten- 
berg, Stargard,  Feldberg  und  Mirow. 

Dh8  gesammte  Fürstenthum  Ratzeburg  bildet  den  Bezirk  des  Amts- 
gerichtes zu  Schönberg. 

')  Verordnung  vom  25.  Mai  1857,  Legitimation  in  Erbfällen  betr.  (Gesetz- 
Sammlung  für  die  MecklcnbnrgStrelitzWien  Lande  Bd.  li  S.  643). 
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dass  von  Mehreren  Ansprüche  geltend  gemacht  werden,  muss  eine 
genügende  Darlegung  der  erfolgten  gütlichen  Beseitigung  des  An- 
spruchs oder  rechtskräftige  Entscheidung  voraufgehen.  Waltet  kein 
Streit  ob  oder  ist  derselbe  beseitigt  worden,  so  ist  die  Behörde  ver- 
pflichtet, das  Erbrecht  der  bei  ihr  sich  Meldenden,  welche  jedesmal 
anzeigen  müssen,  ob  sie  dasselbe  rein  oder  mit  der  Keohtswohlthat 
des  Inventars  angetreten  haben,  von  Amtswegen  zu  prüfen  und  dem- 
nächst nach  Befinden  das  Erbenzeugniss  auszustellen.  Von  den  zur 
Erbschaft  berufenen  Miterben,  deren  Erklärung  über  die  Antretung 
noch  mangelt,  ist  auf  den  Antrag  der  Uebrigen  oder  —  wenn  die 
Erbregulirung  der  Behörde  zusteht  —  von  Amtswegen  eine  solche 
Erklärung  einzufordern.  Steht  die  Intestaterbfolge  in  Frage, 
so  ist  die  Behörde  berechtigt  und  verpflichtet,  das  Zeugniss  aus- 
zustellen, wenn  ihr  unzweifelhaft  und  notorisch  vorliegt,  dass  Die- 
jenigen, für  welche  es  nachgesucht  wird,  gesetzlich  die  ausschliess- 
lich Berechtigten  sind,  auch  sich  keine  Gründe  für  das  Vorhanden- 
sein letztwilliger  Verordnung  ergeben.  In  Ermangelung  Notorietät 
hat  der  Erbe  darzulegen^  dass  ihm  an  und  für  sich  ein  gesetzliches 
Anrecht  an  die  Verlassenschaft  zusteht  und  dass  keine  näher  oder 
gleich  nahe  Berechtigten  vorhanden  sind.  Wenn  die  Erben  un- 
genügenden Beweis  nicht  vervollständigen  können,  ist  Erbschafts- 
proklamation nothwendig.  Bei  testamentarischer  Erbfolge  wird 
auf  eine  öffentlich  errichtete  letzte  Willensordnung,  welche  äusser- 
lich  oder  innen  keine  Nichtigkeit  ergibt,  das  Erbenzeugniss  ertheilt, 
wenn  nicht  Streitigkeiten  entstehen  oder  Vermuthungen  der  Behörde 
für  die  Existenz  einer  jüngeren  Disposition  sich  ergeben.  Bei  nicht 
öffentlich  errichteten  Willensordnungen  muss  ausserdem  noch  das  An- 
erkenntniss  der  Intestaterben  hinzukommen.  Bei  vertragsmässigem 
Erbrechte  ist  gleichfalls  die  Anerkennung  der  Intestaterben  nothwendig. 
Der  Nachlass  ist  von  Amtswegen  durch  Versiegelung  oder 
in  anderer  geeigneter  Weise  sicher  zu  stellen,  1.  wenn  alle  Erben 
unbekannt  oder  abwesend  sind;  2.  wenn  Minderjährige  oder  Ent- 
mündigte unter  den  Erben  sind  und  weder  die  von  dem  Verstorbenen 
als  Wittwe  hinterlassene  volljährige  Mutter  noch  die  Vormünder  der 
minderjährigen  oder  entmündigten  Erben  sich  zur  Stelle  befinden; 
3.  wenn  nach  richterlichem  Eh'messen  eine  Gefährdung  abwesender 
Erben  zu  besorgen  ist.^) 


')  Die  Sicherstellung  unterbleibt,  wenn  der  testirfähige  Erblasser  oder  die 
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Bezüglich  des  Uebergangs  der  Erbschaft  auf  den  Erben  gilt 
das  Antretungsprinzip  des  gemeinen  Rechts.  Eine  partikulare 
Ausnahme^)  besteht  nach  der  Verordnung  vom  27.  März  1779,  betr. 
cura  absentium,  wonach  der  Abwesende  eine  yortheilhafte  Erbschaft 
ipso  jure  erwirbt.  Auch  kommen  nach  der  Verordnung  Yom  3.  Februar 
1858,  betr.  die  Erbschafts- Antretung  und  -Ausschlagung  durch  den 
Kurator  eines  Geisteskranken  (Offiz.  Anzeiger  etc.  S.  11),  solchem 
Kurator  hinsichtlich  der  Antretung  und  Ausschlagung  einer  seinem 
Kuranden  angefallenen  Erbschaft  nunmehr  dieselben  Befugnisse  zu, 
welche  nach  heutigem  Recht  in  beiden  Beziehungen  den  Alters- 
Yormündern  zustehen. 

IL  Die  gesetzliche  Erbfolgeordnung  ist  die  gleiche,  wie 
in  Mecklenburg- Schwerin,  d.  h.  diejenige  des  gemeinen  Rechts,  mit 
den  Modifikationen  der  Polizei-  und  Landordnung,  nach  welcher, 
abweichend  vom  gemeinen  Recht,  ein  Repräsentationsreoht  der  Ge- 
schwisterkinder nur  beim  Zusammentreffen  mit  Geschwistern,  nicht 
beim  Zusammentreffen  mit  Aszendenten  allein,  anerkannt  wird^  ferner 
ein  Repräsentationsrecht  der  Geschwisterenkel  niemals  anerkannt 
wirdy  endlich  bei  Konkurrenz  von  nur  halbbürtigen  Geschwistern 
der  QrvLndMitz:  patefna  patemis,  materna  maiernis  Anwendung  findet. 

III.  Eine  Erbschaftssteuer  gibt  es  in  Mecklenburg-Strelitz 
nicht. 

IV.  Für  die  Annahme  und  Aufnahme  gerichtlicher  Testamente 
oder  sonstiger  letztwilliger  Verfügungen  sind  die  Amtsgerichte  und 
die  Magistrate  der  Landstädte  des  Herzogthums  biew.  die  aus  den 
gedachten  Magistraten  verordneten  Waisengerichte  und  sonstigen 
Deputationen  zuständig.^)  Neben  den  gerichtlichen  Testamenten  be- 
steht als  ordentliche  Testamentsform  auch  das  Notariatstestament,  auf 
Grund  des  gemeinen  Rechts  und  der  Reichsnotariatsordnung  vom 
8.  Oktober  1512.6) 

V.  Bezüglich  des  Vormundschaftswesens  gelten  die  gleichen 
Zuständigkeitsbestimmungen  wie  in  Mecklenburg-Schwerin.  Grund- 
legendes Vormundschaftsrecht  ist  das  gemeine  Recht.  Partikuläre 
Bestimmungen  finden  sich  in  der  Verordnung  vom  22.  Februar  1834 


gesammten  unzweifelhaften  Erben   solches  verbeten  haben.     Verordnung  vom 
4.  Juni  1879  §§  1  und  2  (Offiz.  Anzeiger  etc.  S.  417). 

*)  üeber  mecklenburgischel^  Partikularrecht  vgl.  oben  S.  160  Noto  7. 

•)  .Verordnung  vom  15.  Dezember  1885,  §  33  und  54. 

^  Kamptz  a.  a.  0.  §.  215  Nr.  2. 
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über  Yerleihang  und  Erhebung  yon  Kuratelgeldern,  und  der  Ver- 
ordnung vom  31.  Januar  1871  (Offiz.  Anzeiger  S.  121),  betr.  die 
BeTormundung  minderjähriger  Ehefrauen,  nach  welch^  letzterer  minder- 
jährige Ehefrauen  unbeschadet  der  dem  Ehemanne  an  dem  Vermögen 
zustehenden  Rechte  unter  väterlicher  Vormundschaft  oder  der  bereits 
vor  ihrer  Verheirathung  angeordneten  Altersvormundschaft  verbleiben 
und  beim  Wegfall  der  väterlichen  Vormundschaft  einer  Altersvor- 
mundschaft unterstellt  werden. 

VI.  Die  Aufnahme  gerichtlicher  Urkunden,  die  gericht- 
liche Beglaubigung  von  Urkunden,  sowie  Vornahme  gericht- 
licher Verkäufe  steht  den  Amtsgerichten  mit  denselben  Aus- 
nahmen (für  die  Stadtmagistrate,  die  von  den  Stadtmagistraten  ver- 
ordneten Waisengericbte,  sonstigen  Deputationen  und  die  Gutsherren) 
wie  in  Mecklenburg-Schwerin  eu. 

Gegen  Entscheidungen  im  Gebiete  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit besteht  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  und  zwar  gegen 
Entscheidungen  der  Amtsgerichte,  der  Gutsherren,  der  Stadtmagistrate, 
sowie  der  aus  diesen  verordneten  Waisengerichte  und  sonstigen  De- 
putationen an  das  Landgericht  und  gegen  Entscheidungen  des 
Landgerichtes  an  das  Oberlandesgericht.^ 

VIL  Zu  dem  Amte  eines  Notars  kann  nur  zugelassen  werden, 
wer  die  Fähigkeit  zum  Richteramte  erlangt  oder  früher  die  Prüfung 
zwecks  Zulassung  zur  Advokatenpraxis  bestanden  hat^) 

Der  Wirkungskreis  der  Notare  bestimmt  sich  nach  dem  ge- 
meinen Reoht  und  der  Reichsnotariatsordnung  vom  8.  Oktober  1512.') 
Disziplinargericht  ist  das  Oberlandesgericht  zu  Rostock.  g 

VIII.  Nach  Art.  8  der  Militärkonvention  Preussens  mit 
Mecklenburg-Strelitz  vom  23.  Dezember  1872  richtet  sich  das 
eheliche  Güterrecht  der  im  Grossherzogthum  garnisonirenden  Beamten 
der  Militärverwaltung,  sowie  die  Erbfolge  in  deren  Verlassenschaft 
und  die  Bevormundung  ihrer  Hinterbliebenen  nach  den  Rechtsnormen 
ihrer  Heimath. 


')  Verordnung  vom  17.  Mai  1879,  in  der  Fassung  der  oben  zitirten 
Verordnungen  vom  15.  Dezember  1885  und  17.  März  1898,  §§  49,  50,  51,  53, 
54  und  58;  der  Bezirk  des  Landgerichtes  zu  Nenstrelitz  umfa^st  das  Gebiet 
des  gesammten  Grossherzogthums ;  das  Oberlandesgericht  zu  Rostock  ist 
gemeinschaftlich  mit  Mecklenburg-Schwerin. 

•)  Verordnung  vom  26.  Januar  1880,  betr.  das  Notariat,  nebst  Ab- 
ändernngsverordnung  vom  16.  März  1883  (Offiz.  Anzeiger  etc.  1880  S.  57  und 

1883  S.  61). 

^)  Deutsche  Notariatszeitung,  Jahrgang  1872  S.  8. 
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§  22. 

Oldenburg. 

I.  Im  Gebiete  des  Grossheraogthums  Oldenburg^)  beschränkt 
lieh  in  NachlasBachen  die  von  Amtswegen  eintretende  Thätigkeit 
der  Gerichte,  abgesehen  yOn  den  Fällen,  wo  dieselben  als  Vormund- 
Schaftsbehörden  thätig  werden,  darauf,  etwa  vorhandene  letstwillige 
Verfügungen  zu  publiziren  und  Ton  deren  Inhalt  die  bedachten 
Personen  (soweit  dies  erforderlich  und  thunlich  ist)  und,  wenn  eine 
Erbschaftssteuerpflicht  in  Frage  kommt,  auch  die  Verwaltungsbehörde 
in  Eenntniss  lu  setzen.  Die  Regulirung  und  Theilung  des  Nach- 
lasses bleibt  den  Betheiligten  überlassen. 

Die  Behandlung  des  beweglichen  Nachlasses  steht  bei 
allen  Todesfallen  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Verstorbenen  dem  Gerichte  des  Ortes  zu,  wo  der  Erblasser  sein 
Domizil  hatte. 

Jeder  gesetzliche  Erbe  ist  berechtigt,  bei  dem  Amtsgericht, 
in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  all- 
gemeinen Gerichtsstand  hatte,  die  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung') 
zu  beantragen.  Das  Gericht  hat,  wenn  es  das  Erbrecht  nachgewiesen 
erachtet,  wozu  erforderlichenfalls  Prorokation  der  Erben  stattfinden 
kann,  die  urkundliche  Bescheinigung  auszustellen. 

Wenn  zu  dem  Nachlasse  einer  Person,  welche  zur  Zeit  des 
Todes  im  Herzogthum  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hatte, 
Grundstücke,  die  im  Oldenburger  Staatsgebiete  liegen,  desgleiehen 
im  öffentlichen  Register  eingetragene  Rechte  oder  Gegenstände,  die 
sich  in  Verwahrung  einer  Oldenburger  Behörde  befinden,  gehören, 
so  ist  das  Gericht,  -in  dessen  Bezirk  das  Grundstück  gelegen  ist, 
das  öffentliche  Register  geführt  oder  der  Gegenstand  verwahrt  wird, 


')  Das  Grossherzogthum  Oldenburg  besteht  aus  dem  Herzogthuin  Olden- 
burg und  den  Fürstenthümem  Lübeck  und  Birkenfeld,  welche  früher  nach 
Recht  und  Gesetzgebung  getrennt,  durch  Staatsgrundgesetz  vom  18.  Februar 
1849  und  das  revidirte  Staatsgrundgesetz  vom  22.  Februar  1852  zu  einem 
staatlichen  Ganzen  mit  einheitlicher  Verfassung  und  gemeinschaftlicher  Gesetz- 
gebung vereinigt  wurden;  v.  Roth,  System  des  deutschen  Privatrechts,  I.  Tbl. 
S.  611,  woselbst  auch  Ausführliches  über  die  Rechtsquellen  in  den  einzelnen 
Gebietstheilen  und  über  die  gemeinsame  Gesetzgebung. 

^  Gesetz  vom  3.  April  1876,  Ausstellung  gerichtlicher  Erbbescheini- 
gungen betr.  (Ges.-Samml.  fDr  das  Herzogthum  Oldenburg  XXIV  S.  211  ff.). 
Auf  Grund  einer  vorgelegten  Erbbescheinigung  kann  die  Eintragung  der  darin 
benannten  Erben  an  die  Stelle  des  Erblassers  in  den  öffentlichen  Büchern 
bevrirkt  werden. 
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znr  AuBstellung  einer  BeBcheinigung  zuständig,  welche  den  Erben 
zur  VerfSgung  iiber  das  Grundstück,  das  eingetragene  Recht  oder 
zur  Empfangnahme  des  verwahrten  Gegenstandes  ermächtigt.') 

IL  Im  Herzogthnm  Oldenburg  richtet  sich  das  gesammte 
Erbrecht  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts.  Ausnahms- 
bestimmungen  sind  gegeben  durch  das  Gesetz  yom  24.  April  1873, 
betr.  das  Erbrecht  (Ges.-Bl.  für  das  Herzogthum  Oldenburg  Bd.  XXII 
S.  679  ff.),  für  das  Grunderbrecht,  und  durch  das  Gesetz  Tom  gleichen 
Tage,  betr.  das  eheliche  Güterrecht  (1.  c.  S.  659  ff.).^)  Nach  letzterem 
(Art.  40  ff.)  erbt  der  überlebende  Ehegatte  Ton  dem  Nachlasse 
des  Verstorbenen  in  Ermangelung  letztwilliger  Verfügung  beim  Zu- 
sammentreffen mit  Deszendenten  einen  Kindstheil,  mit  Eltern,  Vor- 
eltern, Voll-  oder  Halbgeschwistem,  oder  Kindern  Ton  Volt-  oder 
Halbgeschwistem  die  Hälfte,  in  anderen  Fällen  das  Ganze.  Ausser- 
dem hat  er  den  Niessbrauch  am  Vermögen  der  minderjährigen  gemein- 
schaftlichen Kinder. 

Die  Rechtsverhältnisse  Abwesender  und  Verschollener 
sind  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1844  geordnet. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  im  Für stenthum  Lübeck: 
Nach  gemeinem  Rechte. 

Der  überlebende  Ehegatte  erbt  Yon  dem  Nachlasse  des  yer- 
storbenen  Ehegatten  in  Ermangelung  letztwilliger  Verfügung:  a)  beim 
Zusammentreffen  mit  Abkömmlingen  einen  Kindstheil,  b)  neben  As- 
zendenten, Geschwistern  (voll-  und  halbbürtigen)  und  Kindern  von 
Geschwistern  die  Hälfte,  c)  in  allen  Übrigen  Fällen  das  Ganze. 
Ausserdem  steht  demselben  das  gesetzliche  Niessbrauchrecht  am 
Vermögen  der  minderjährigen  Kinder  zu.^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  im  Fürstenthum  Birken- 
feld: Nach  französischem  Rechte. 


*)  Durch  die  obige  Bestimmung  ist  übrigens,  wie  die  Motive  (za  Art.  2 
des  Gesetzes)  ausdrücklich  hervorheben,  die  Wirksamkeit  einer  genchtlicfaen 
Erbbescheinigong  seitens  des  auswärtigen  Gerichtes,  vor  welchem  der  Erb- 
lasser seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hatte^  nicht  ausgeschlossen. 

*)  Vgl.  hiezu  die  Gesetze  vom  24.  April  1878,  betr.  die  Theilbarkeit  der 
Gmndbesitzungen  und  betr.  die  Einführung  dieser  und  der  obenangeführten 
beiden  Gesetze  (Ges.-Bl.  Bd.  XXII  S.  686  und  689),  femer  Gesetz  vom  6.  Januar 
1882,  die  Abänderung  der  Art.  19,  20  Abs.  1,  44  des  Gesetzes  vom  24.  April 
1873,  betr.  das  eheliche  Güterrecht  (1.  c.  Bd.  XXVI  S.  184).  S.  auch  die  Ab- 
handlung von  V.  Beaulieu-Marconnay  in  v.  Holtzendorff 's  Enzyklopädie 
a.  a.  O.  S.  1068  ff. ;  Roth  a.  a.  0.  §  24  und  Neubauer  a.  a.  0.  S.  233  ff. 

')  Gesetz  vom  10.  Januar  1879,  das  Erbrecht  betr.  (Ges.-Bl.  für  das 
FUrsteuthum  Lübeck  S.  69),  Art.  1,  87  und  42  und  Gesetz  vom  10.  Januar  1879, 
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IIL  Die  Erhebung  einer  Abgabe  Ton  Erbschaften,  Yef- 
machtnissen  und  Schenkungen  richtet  sich  im  Herzogthum 
Oldenburg  nach  Gesetz  Tom   16.  Juli  1868.^) 

Die  Abgabenpflicht  tritt  nur  ein,  wenn  a)  entweder  der  Erb- 
lasser zur  Zeit  seines  Todes,  bzw.  bei  Verfügung  unter  Lebenden 
der  Qesohenkgeber  zur  Zeit  solcher  VerfQgung,  sein  rechtliches 
Domizil  im  Herzogthum  Oldenburg  hatte,  ohne  Unterschied,  ob  er 
dem  Oldenburgischen  Staatsverbande  angehörte  oder  nicht;  b)  oder, 
falls  diese  Voraussetzung  (unter  a)  nicht  zutrifft,  der  zugefallene 
Gegenstand  in  innerhalb  des  Herzogthums  Oldenburg  belegenen  Im- 
mobilien oder  Grundgerechtigkeiten  besteht.  Staatsangehörigkeit, 
Wohnsitz  oder  Aufenthalt  des  Empfangers  sind  ohne  Einfluss  auf 
die  Abgabenpflicht  (Art.  2  d.  Ges.). 

Die  Abgabe  ist  nicht  zu  entrichten,  wenn  die  Erbschaften, 
Vermächtnisse  etc.  1 .  ffir  milde  oder  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt 
sind;  2.  der  Werth  derselben  weniger  als  150  Mk.  beträgt;  3.  die- 
selben in  ausserhalb  des  Herzogthums  Oldenburg  belegenen  Im- 
mobilien oder  Grundgerechtigkeiten  bestehen;  4.  Staatsverträge  der 
Belegung  derselben  mit  der  Abgabe  entgegenstehen  (Art.  3  §  2 
des  Gesetzes). 

IV«  Durch  Gesetz  für  das  Herzogthum  Oldenburg  vom 
10.  April  1879,  betr.  die  Einführung  des  deutschen  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes, ^)  wurde  die  frühere  Verbindung  zwischen  den  Verwaltungs- 
ämtern und  Amtsgerichten  beseitigt,  ebenso  wurden  die  früheren 
Amtsgerichte,  Obergerichte  und  das  Oberappellationsgericht  auf- 
gehoben. Die  Geschäfte  der  yormaligen  Amtsgerichte  sind  auf  die 
nunmehrigen  Amtsgerichte,^)  die  Geschäfte  der  Obergerichte  auf  das 
Landgericht    (zu  Oldenburg)    und    die    des  Oberappellationsgerichtes 


betr.  das  eheliche  Güterrecht,   welch'  letzteres  als  Regel  getrenntes  Güter- 
verbältniss  aufstellt  (Qe8.-Bl.  S.  bl). 

Eigenthum  an  Grundstücken  wird  bei  fi'eiwilligen  Veräusserungen 
nur  durch  die  auf  Grund  einer  Auflassung  erfolgte  Eintragung  dos  Eigen- 
thumsübergangs  im  Grundbuche  erworben;  Gesetz  vom  28.  Januar  1879 
(Ges.-Bl.  S.  88).  Vgl.  auch  Gesetz  vom  28.  Januar  1879,  betr.  die  Grundbuch- 
ordnung (Ge8.-Bl.  S.  107)  und  Gesetz  vom  10.  Januar  1879,  betr.  die  Theil- 
barkeit  der  Grundbesitzungen  (Ges.-B].  S.  74). 

<^)  Ge8.-Bl.  für  das  Herzogthum  Oldenburg,  Bd.  XX  S.  667  ff. 

')  Ges.-Bl.  für  das  Herzogthum  Oldenburg  1879  Nr.  39  S.  330  fl^. 

^  Amtsgerichts  bezirke  im  Herzogthum  Oldenburg  sind  nach  der 
Verordnung  vom  10.  April  1879  (Ges.-Bl.  1879  Nr.  40  S.  348  ff.): 

Oldenburg,  Elsfleth,  Westerstede,  Varel,  Brake,  Butjadingen  mit 
Gerichtssiiz  in  EllwOrden,  Delmenhorst,  Wildeshausen,  Vechta, 
Damme,  Cloppenburg,  Löningen,  Frieso}i;he,  Jever. 
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auf  das  mit  dem  Fürstenthum  Schaumburg-Lippe  gemeinschaftliche 
Oberlandesgericht  (mit  dem  Sitze  in  Oldenburg)  übergegangen. 

Die  nichtstreitige  (freiwillige)  Gerichtsbarkeit,  insbesondere 
auch  die  Ausstellung  Ton  Erbbescheinigungen  und  das 
Grundbuchwesen^  gehört  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte. 
Mit  der  Vornahme  Ton  Siegelungen,  Entsiegelungen  und  Inventuren 
können  Tom  Richter  auch  die  Gerichtssohreiber  der  Amtsgerichte 
und  die  GerichtsYoUzieher  betraut  werden. 

Y.  Auch  die  Yormundschafts-  und  Kuratelsachen^^) 
gehören  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte.  Auf  gehörig  be- 
gründeten Antrag  kann  das  Landgericht  einzelne  Yormundschafts- 
oder  Kuratelsachen  einem  anderen  Amtsgerichte  übertragen,  sowie 
genehmigen^  dass  solche  den  Behörden  eines  anderen  deutschen 
Bundesstaates  übertragen  oder  von  einer  Behörde  eines  anderen 
Bundesstaates  übernommen  werden. 

YI.  Für  Beschwerden  in  Sachen  der  freiwilligen  Geriehts- 
barkeit  sind  die  botreffenden  Yorschriften  der  deutschen  Zivilprozess- 
Ordnung  (§§  582 — 539)  massgebend;  doch  können  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  der  Amtsgerichte  betreffende  Beschwerden  nicht  bis 
an  das  Oberlandesgericht  gebracht  werden. 

Gerichtliche  Beglaubigungen  unter  Offizialsiegel,  ins- 
besondere von  Yollmachten,  können  ausser  den  Amtsrichtern  auch 
die  bei  Gericht  angestellten  Auditoren  und  Gerichtsschreiber  ertheilen. 
Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum  Zwecke 
der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  erfolgt  durch  den  Präsi- 
denten des  Landgerichts. 

YII.  Für  das  Fürstenthum  Lübeck  gelten  im  Allgemeinen 
dieselben  Zuständigkeitsbestimmungen,  wie  im  Herzogthum  Oldenburg; 


^  Für  die  wenigen  Gemeindebezirke,  für  welche  die  Anlegung  der 
Omndbücher  noch  nicht  vollendet  ist,  untersteht  das  Hypothekenwesen  zur 
Zeit  noch  den  früheren  Hypothekenämiem.  Das  Eigenthmn  an  Grundstöcken 
im  Falle  freiwilliger  Veräusserung  kann  nur  durch  die  auf  Grund  einer  Auf- 
lassung erfolgte  Eintragung  des  Eigenthumsübergangs  im  Grundbuche  erworben 
werden;  Gesetz  vom  3.  April  1876  (Ge8.-Saminl.  Sir  das  Herzogthum  Olden- 
burg XXIY  S.  123)r  ferner  Gesetz  vom  6.  Januar  1882,  die  Abänderung  der 
Artikel  19,  20  Abs.  1,  44  des  vorerw&hnten  Gesetzes  betr.  (Ge8.-Samml.  XXVI 
S.  184),  welche  Abänderungen  jedoch  nur  hier  nicht  interessirende  lieber- 
gangsbestimmungen  betreffen. 

'°)  Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  15.  November  1859^  betr.  die  Anweisung 
für  die  Vormünder  im  Herzogthum  Oldenburg  wurde  durch  Ministerial-Bekannt- 
machung  eine  Vormünder- Anweisung  (neuester  Abdruck  von  1892)  erlassen. 
Ein  Gesetz  vom  3.  April  1876  betrifft  die  Sicherheitsbestellong  der  Vormünder 
und  Kuratoren. 
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insbesondere  gebort  auch  die  Ausstellung  yon  Erbbescheinigungen, 
das  Yormundschafts-  und  Kuratelwesen  zur  Kompetenz  der  Amts- 
gerichte.*^) 

Aach  im  Fürstenthum  Birkenfeld  gehören  die  Geschäfte 
der  nicbtstrcitigen  (freiwilligen)  Gerichtsbarkeit,  insbesondere  die 
Ausstellung  yon  Erbbescheinigungen,  Yormundschafts-  und  Kuratel- 
sachen  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte.*') 

Im  Fürstenthum  Birkcnfeld  gilt  franzosisches  Recht;  das  Yor- 
mundschaftswesen  ist  jedoch  durch  die  Yormundschaftsordnung  vom 
30.  Dezember  1822  unter  Beibehaltung  des  Familienrathes  um- 
gestaltet. 

YIII.  Das  Institut  des  Notariats  ist  im  Grossherzogthum 
Oldenburg  unbekannt.  Das  Staatsgrundgesetz  bestimmt  in  Art.  215, 
die  Einführung  des  Notariats  etc.  bleibe  der  Gesetzgebung  Yor- 
behalten,  wobei  es  jedoch  bis  jetzt  sein  Bewenden  behalten  hat. 

Die  Testaments  formen  sind  die  gemeinrechtlichen,^')  in 
Birkenfeld  die  des  französischen  Rechts. 

IX.  Nach  Art.  18  der  Militärkonyention  mit  Preussen 
▼om  15.  Juli  1867  (Ges.-Samml.  Bd.  XX  S.  371  ff.)  werden  die 
persönlichen  Yerhältnisse  der  dem  Grossherzogthum  nicht  angehörigen 
Personen,  welche  bei  den  im  Grossherzogthum  gamisonirenden 
Truppen  dienen,  sammt  deren  Familien  durch  die  Yerlegung  ihres 
Domizils  in  das  Grossherzogthum  nicht  yerändert,  yielmehr  bleiben 
jene  Personen  in  ihrem  bisherigen  Unterthanen-Yerhältniss.  Ihr 
eheliches  Güterrecht,    die  Erbfolge  in  ihre  Yerlassenschaft,    die  Be- 


■1)  Gesetz  vom  2.  April  1879,   die  EinfQhnmg  des  deutschen  Gerichts- 
verfassungsgesetzes  für  das  FUrstenthum  Lübeck  (Ge8.-Bl.  S.  289). 

Amtsgerichte  sind  im  Fürstenthum  Lübeck  zu: 
Eutin,  Schwartau  und  Ahrensböck. 

Das  Landgericht  zu  Lübeck  ist  nach  Staatsvertrag  vom  29./30.  Sept. 
1878  gemeinschaftlich  für  die  Hansestadt  Lübeck  und  das  Fürstenthum  Lübeck 
und  führt  die  Bezeichnung  ,  Landgericht  der  freien  und  Hansestadt  Lübeck 
und  des  Fürstenthums  Lübeck*;  Oberlandesgericht  für  das  Fürstenthum 
Lübeck  ist  das  Oberlandesgericht  in  Hamburg. 

^')  Gesetz  vom  10.  Mai  1879,  die  Einführung  des  deutschen  Gerichts- 
verfassimgsgesetzes  für  das  Fürstenthum  Birkenfeld  ((ies.-Bl.  S.  207). 

Amtsgerichte  sind  im  Fürstenthmn  Birkenfeld  zu: 
Birkenfeld,  Oberstein  und  Nofelden. 

Nach  Staatsvertrag  vom  20.  August  1878  ist  das  preussische  Land- 
gericht zu  Saarbrücken  zum  Landgerichte  und  das  preussische  Oberlandes- 
gericht in  Eüln  zum  Oberlandesgerichte  für  das  FOrstenthum  Birkenfeld 
bestellt. 

^'^  Erbverträge  können  nur  in  öffentlicher  Urkunde  abgeschlossen 
werden;  Gesetz  über  das  Erbrecht  etc.  Art.  13. 
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Tormundung  ihrer  Hinterbliebenen  richtet  sich  nach  der  Rechtsnorm 
ihrer  Heimath. 

§  23. 
Braunschweig. 

I.  Die  Ausstellung  Ton  Erbbescheinigungen  gehört  zur 
Kompetenz  der  Amtsgerichte,  welche  überhaupt  für  sämmtliche 
Geschäfte  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,  insoweit  deren 
Ausführung  durch  die  Gerichte  zu  erfolgen  hat,  insbesondere  auch 
zur  Annahme,  Aufnahme  und  Errichtung  von  Testamenten  und 
sonstigen  letztwilligen  Verfügungen  zuständig  sind.^) 

Zur  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung  ist  dasjenige  Amts- 
gericht zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  zur  Zeit  seines 
Todes  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hatte. ^}  Jeder  gesetzliche 
Erbe  ist  befugt,  auf  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung  bei  dem 
zuständigen  Gerichte  anzutragen.  In  Bezug  auf  die  Nachweisung 
des  Erbrechtes  kommen  im  Allgemeinen  dieselben  Grundsätze  wie 
in  Preussen  (s.  oben  S.  76)  zur  Anwendung. 

Wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  in  Deutschland  keinen 
allgemeinen  Gerichtsstand  hatt^  oder  wenn  dasjenige  dem  deutschen 
Reiohsgebiete,  nicht  aber  dem  Herzogthum  Braunschweig  angehörige 
Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  allgemeine  Gerichtsstand  des  Erb- 
lassers zur  Zeit  seines  Todes  begründet  war,  die  Ertheilung  der 
Erbbescheinigung  verweigert,  so  ist,  falls  zum  Nachlasse  des  Erb- 
lassers Grundstücke,  in  öffentlichen  .Büchern  eingetragene  Rechte 
oder  solche  Gegenstände  gehören,  welche  sich  in  Verwahrung  einer 


^)  Braunschweigisches  Ansfnhrungsgesetz  Nr.  11  vom  1.  April  1879  znm 
deutschen  Gerichtsverfassungsgesetze,  §  20  (Braunschw.  Ges.-  u.  Verordn.-Samml. 
1879  S.  131).  Durch  dieses  Gesetz  ist  das  Gesetz  vom  21.  August  1849,  die 
Gerichtsverfassung  betr.,  nebst  den  zur  Erläuterung,  Ergänzung  und  Abänderung 
erlassenen  gesetzlichen  Bestimmungen  ausser  Wirksamkeit  getreten. 
Amtsgerichte  sind  zu: 

Blankenburg,  Braunschweig,  Galförde,  Eschershausen,  Gandersheim, 
Greene,   Harzburg  (in  Sohlewecke),   Hasselfelde,   Helmstedt^   Holz- 
minden, Königsbutter,  Lutter  (am  Barenberge),  Ottenstein,  Riddags- 
hausen  (in  der  Stadt  Braunschweig),  Salder,  Schöningen,  Schoppen- 
stedt,  Seesen,  Stadtoldendorf,   Thedingbausen,  Vechelde,  Vorsfelde, 
"V/^alkenried    ^V^olfenbQttel 
')  Vgl.  §§  10  k   des  Gesetzes  Nr.  32  vom  18.  Juni  1892,   die  Städte- 
ordnung fttr  das  Herzogthum  Braunschweig  betr.,  und  §§  12  ff.  des  Gesetzes 
Nr.  35  vom   18.  Juni  1892,   die   Landgemeindeordnung  für  das   Herzogthum 
Braunschweig  betreffend. 
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braunscbweigischen  Behörde  befinden,  das  Amtsgericht,  in  dessen 
Bezirk  das  Grundstück  gelegen  ist,  das  öffentliche  Bnoh  geführt 
oder  der  Gegenstand  verwahrt  wird,  zur  Ansstellnng  einer  Be- 
scheinigung zustandig,  welche  den  Erben  zur  YerfQgung  über  das 
Grundstück  oder  das  eingetragene  Recht  oder  zur  Empfangnahme 
des  yerwahrten  Gegenstandes  ermächtigt.') 

Für  den  Nachweis  der  Beerbung  zum  Zweck  der  Ein- 
tragungen oder  Löschungen  im  Grundbuch  gelten  folgende 
Bestimmungen : 

1.  Gesetzliche  Erben  haben  sich  als  solche  durch  eine  den 
Bestimmungen  des  braunschweigischen  Gesetzes,  betr.  die 
Ausstellung  gerichtlicher  Erbbescheinigungen,  entsprechende 
Erbbescheinigung  des  zustandigen  Gerichts  auszuweisen. 

2.  Beruht  das  Erbrecht  auf  einem  gerichtlichen  oder  notariellen 
Testament  oder  Erbvertrag,  so  ist  eine  Ausfertigung  oder 
beglaubigte  Abschrift  desselben  mit  der  betreffenden  Nieder- 
legungs-  und  Yerkündigungsverhandlung  und  der  Bescheini- 
gung des  zuständigen  Richters,  dass  der  Erblasser,  soviel 
ihm  bekannt,  eine  anderweitige  letztwillige  Verfügung  nicht 
nachgelassen  habe,  dem  Grundbuohamt  zu  überreichen.  Der 
Ueberreichung  jener  Urkunden  bedarf  es  nicht,  sofern  die- 
selben dem  Grundbuchamt  in  Urschrift  vorliegen. 

3.  Aus  Privattestamenten  oder  aus  Erbverträgen^  welche  ohne 
öffentliche  Urkunde  in  Form  der  schriftlichen  Testamente 
erfolgen,  können  Eintragungen  oder  Löschungen  nur  er- 
folgen, wenn  die  Bescheinigung  des  zuständigen  Richters, 
dass  gegen  die  Echtheit  der  Privaturkunde  kein  Bedenken 
obwalte,  und  dass  der  Erblasser,  soviel  ihm  bekannt,  eine 
anderweite  letztwillige  Verfügung  nicht  nachgelassen  habe, 
vorgelegt  ist. 

In  den  Fällen  unter  2  und  3  haben  Testamentsvollstrecker 
überdies  eine  Bescheinigung  des  zuständigen  Richters,  dass  die  Erb- 
schaft angetreten  sei,  beizubringen.  Das  im  gesetzlichen  Aufgebots- 
verfahren ergangene,  in  beglaubigter  Form  überreichte  Erkenntniss, 
durch  welches  nachgewiesen  wird,  dass  sich  nach  erfolgter  öffent- 
licher Ladung  Niemand  gemeldet  habe,  der  ein  besseres  Recht  in 
Anspruch  nehme,  ersetzt  den  Nachweis  der  Beerbung. 

")  Gesetz  vom  8.  März  1878,  betr.  die  Ausstellung  gerichtlicher  Erb- 
beflcheinigongen  (Braunschw.  Ges.-  u.  yerordn.-Samml.  1878  S.  71  ff.). 

12* 
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Yergl.  Gesetz  Nr.  11  Tom  8.  März  1878,  die  Grundbuch- 
ordnang  betreffend. 

Zustandig  im  Sinn  der  yorstebenden  Bestimmungen  ist  derjenige 
Ricbter  resp.  dasjenige  Gericht,  bei  welchem  der  Erblasser  seinen 
allgemeinen  Gerichtsstand  hatte. 

Urkunden  und  Anträge  öffentlicher  deutscher  Behörden  be- 
dürfen, wenn  sie  ordnungsmässig  unterschrieben  und  untersiegelt 
sind,  keiner  weiteren  Bestätigung.  Hinsichtlich  der  von  nicht 
deutschen  Behörden  ausgestellten  oder  beglaubigten  Urkunden  bleibt 
es  bei  dem  bestehenden  Recht.  YgU  §  9  des  zit.  Gesetzes.  — 
Soweit  daher  die  Befugniss  ausländischer  Behörden  zur  Ausstellung 
öffentlicher  Urkunden  nicht  durch  Staatsverträge  yerbürgt  ist  oder  auf 
Notorietät  beruht,  ist  Legalisation  durch  die  Gesandten  oder  Konsuln 
des  Reichs  erforderlich.  —  Vgl.  Motiye  zu  §  9  zitirt  bei  Mansfeld, 
die  Grundbuchgesetze  des  Herzogthums  Braunschweig,  2.  Aufl.  S.  168. 

IL  Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^) 

1.  Deszendenten  und  der  überlebende  Ehegatte. 

2.  Der  Ehegatte  zur  Hälfte  und  die  Aszendenten  zur  anderen 
Hälfte;  in  Ermangelung  yon  Aszendenten  der  Ehegatte 
allein;  in  Ermangelung  des  Ehegatten  die  Aszendenten  und 
yollbürtigen  Geschwister  und  deren  Kinder. 

B.  Halbbürtige  Geschwister  und  deren  Kinder. 

4.  Alle  übrigen  Seitenyerwandten  nach  der  Nähe  des  Grades. 

Das  Gesetz,  den  bäuerlichen  Grundbesitz  betr.,  Nr.  11 
yom  28.  März  18745)  (§§  5—17)  schreibt  yor: 

Das  Anerbenrecht,  welches  in  Ermangelung  anderer  rechts- 
beständiger Verfügungen  des  Erblassers  bei  Bauerngütern  ohne 
Weiteres,  indess  nur  da  Platz  greift,  wo  es  bisher  in  Anwendung 
war  —  Gesetz  §§  2  und  5  — ,  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Erblasser 

1.  bei  seinem  Tode  nur  Miteigenthümer  des  Hofes  war, 

2.  bei  seinem  Tode  seinen  Wohnsitz  nicht  im  Herzogthnm 
Braunschweig  hatte. 


*)  Im  Herzogthum  Braunschweig  gilt  das  gemeine  römische  Recht,  so- 
weit dasselbe  nicht  durch  Spezialgesetze  abgeändert  ist;  durch  das  Gesetz 
vom  30.  Dezember  1754  ist  insofern  eine  Aendemng  in  der  Sukzessionsordnung 
eingeführt,  als  dem  Überlebenden  Ehegatten  ein  Erbrecht  neben  den  eigenen 
Kindern  und  den  Kindern  einer  früheren  Ehe  eingeräumt  ist. 

Ueber  Rechtsqaellen  des  Herzogthums  Braunschweig  und  Literatur  des 
gelten'len  partikulären  Privatrechtes  s.  Holtzendorff  a.  a.  O.  S.  1044;  Roth 
a.  a.  0.  §  25.    Vgl.  auch  Neubauer  a.  a.  O.  S.  239. 

^)  Braunschw.  Ges.-  u.  yerordn.-Samml.  1874  S.  43  ff. 
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3.  wenn  der  Bauernhof  wirthschaftliches  Zubehör  eines  Ritter-, 
Freisassen-  oder  sonstigen  grosseren,  nicht  bäuerlichen  Land- 
gutes bildet. 
Das  Anerbenrecht  besteht  nur  für  Nachkommen  des  Erblassers. 
Unter  Nachkommen  gleichen  Qrades  gibt  das  männliche  Geschlecht 
und  bei  gleichem  Geschlechte  das  höhere  Alter  den  Vorzug.    Unter 
Nachkommen  verschiedenen  Grades   geht   ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts   und   des   Alters    der   nähere  Grad    dem    entfernteren  Yor. 
Der  zugleich  mit  Nachkommen    zu  der  Erbschaft  berufene  Ehegatte 
erhält  als  Abfindung  nach  seiner  Wahl  eine  Leibzucht  oder  lebens- 
längliche Rente. 

Soweit  das  Anerbenrechi  nioht  Platz  greift,  wird  bäuerlicher 
Grundbesitz  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts  yererbt, 
Gesetz  §  19. 

IIL  Durch  das  Gesetz  Tom  18.  April  1876,  die  Erbschafts- 
steuer betr.,  bzw.  Gesetz  Tom  10.  Juni  1892,  die  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Gesetzes  Ton  1876  betr.  (Ges.-  u.  Verordn.-Sanmil. 
1892  S.  241),  ist  bestimmt: 

Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche  ausser- 
halb des  Landes  liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen 
Masse.  Von  dem  Anfalle  inländischer  Grundstücke  oder 
Grundgerechtigkeiten  oder  deren  Nutzungen  ist  die  Erb- 
schaftssteuer zu  erheben,  ohne  Unterschied,  ob  der  Erb- 
lasser Inländer  oder  Ausländer  war  und  ob  derselbe  seinen 
Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht.  (§  6  des  Gesetzes 
Jn  der  neuen  Fassung  Ton  1892.) 

Anderes  als  das  in  §  6  bezeichnete  Vermögen  ist 
der  Erbschaftssteuer  unterworfen,  wenn  der  Erblasser  bei 
seinem  Ableben  seinen  Wohnsitz  im  Herzogthum  Braun- 
schweig hatte,  das  ausserhalb  des  Herzogthums  befindliche 
Vermögen  aber  nur  dann,  wenn  davon  in  dem  auswärtigen 
Staate  keine  oder  eine  geringere  Abgabe,  als  auch  nach 
Vorschrift  dieses  Gesetzes,  zu  entrichten  ist.  Im  letzteren 
Falle  wird  die  in  dem  auswärtigen  Staate  erweislich  ge- 
zahlte Abgabe  auf  die  diesseitige  Steuer  angerechnet.  (§  7 
der  neuen  Fassung  des  Gesetzes  von  1892.) 

In  Bezug  auf  den  Nachlass  von  Personen,  welche  in 
solchen  Staaten  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben  oder  An- 
gehörige solcher  Staaten  gewesen  sind,  in  welchen  die  Erb- 
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Bohaftssteuer  nach  anderen,  als  den  in  §  7  angegebenen 
Grundsätzen  erhoben  wird,  ist  das  herzogliche  Staatsmini- 
sterium  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  und 
thunlichster  Vermeidung  yon  Doppelbesteuerungen  Ab- 
weichungen von  der  Vorschrift  des  §  7  in  der  Art  anzu- 
ordnen, dass 

1.  die  Erhebung  der  braunschweigischen  Erbschaftssteuer 
für  das  nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtig- 
keiten bestehende  Vermögen  unabhängig  yon  dem 
Wohnsitze  des  Erblassers  zu  erfolgen  hat,  sofern 
derselbe  braunschweigischer  Staatsangehöriger  war, 

2.  die  Erhebung  der  braunschweigischen  Erbschaftssteuer 
für  das  nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtig- 
keiten bestehende  Vermögen  unabhängig  yon  dem 
Wohnsitze  und  der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers 
zu  erfolgen  hat,  falls  das  Vermögen  im  Herzogthum 
Braunschweig  sich  befindet 

IV.  Die  Amtsgerichte  führen  auch  die  Vormundschaft s- 
und  Kuratelsach en,^)  einschliesslich  der  nach  den  Gesetzen  der 
Obrigkeit  obliegenden  Sorge  für  einen  yakanten  Nachlass,  sowie 
dessen  Ver-  und  Entsiegelung. 

Zur  Vornahme  yon  Siegelungen,  Entsiegelungen  und  Inyenturen 
sind,  jedoch  nur  auf  Anordnung  des  Gerichtes,  auch  die  Gerichts- 
schreiber bei  den  Amtsgerichten  und  die  Gerichtsyollzieher  zuständig. 

Soll  eine  Vormundschaft  auf  eine  nicht  braunschweigische  Be- 
hörde übertragen  werden,  so  ist  die  Ermächtigung  hiezu  durch  das 
Oberlandesgericht  mit  Genehmigung  der  Landesjustizyerwaltung  zu 
ertheilen.  Dasselbe  gilt,  wenti  eine  bei  einer  nicht  braunschweigischen 
Behörde  anhängige  Vormundschaft  oder  Kuratel  auf  ein  braun- 
schweigisches  Amtsgericht  übertragen  werden  soll.'') 

V.  Gegen  die  Entscheidungen,  Beschlüsse  und  Verfügungen 
der  Amtsgerichte  in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  steht 


^  Die  älteren  VormundschaftBordnungen  weichen  wenig  yom  genweinen 
Rechte  ab.  Allgemein  vorgeschrieben  ist  Inventur  und  jährliche  Rechnungs- 
stellung. Bei  allen  ivichtigen  Akten  wird  Zuziehung  von  Familienfreunden 
und  Genehmigung  seitens  des  dem  obervormundschaftlichen  Gerichte  vor- 
gesetzten Landgerichts  erfordert.    Näheres  s.  Uoltzendorff  a.  a.  0.  S.  1048. 

^)  Insofern  Staats  vertrage  abweichende  Bestimmungen  enthalten,  behält 
CS  bei  denselben  sein  Bewenden.  Mit  Bayern  besteht  ein  desfallsiger  Ver- 
trag nicht. 
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den  Betheiligten  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  an  das  —  einzige 
—  Landgericht  Braanschweig  zu. 

Gegen  die  Entscheidangen  des  Landgerichts  findet  das  Rechts- 
mittel der  weiteren  Beschwerde  an  das  Oberlandesgericht 
(Braanschweig)  statt. 

VI.  Die  gerichtliche  Beglaabigang  amtlicher  Unterschriften  zum 
Zwecke  der  Legalisation  auf  diplomatischem  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts. 

Ueber  die  Regelung  des  yerfahren<i  bezüglich  der  Ausstellung 
amtlicher  Bescheinigungen  über  das  im  braunschweigischen 
Lande  erfolgte  Abloben  von  Ausländern  s.  Verordnung  vom  14.  Juli 

1892  (Ges.-  u.  Yerordn. -Samml.  S.  419),  über  Vornahme  Ton  Zu- 
stellungen in  den  Wohnungen  von  Personen,  welche  yon 
der  inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind,  Allg.  Verf. 
des  h.  Staatsministeriums,  Dep.  d.  Justiz,  yom  17.  Januar  1893 
(Zeitschr.  für  Rechtspflege  im  Herzogthum  Braunschweig,  40.  Jahrg. 

1893  S.  17). 

VII.  Durch  das  Ausführungsgesetz  zum  deutschen  Gerichts- 
Ycrfassungsgesetze  ist  die  Notariats  Ordnung  für  da«  Herzogthum 
Braunschweig  vom  19.  März  1850  nicht  berührt.  Die  Notare  sind 
die  neben  den  Gerichten  mit  der  Beurkundung  Ton  Rechtsgeschäften 
beauftragten  öffentlichen  Beamten.  Sie  stehen  unter  der  Aufsicht 
des  Landgerichtspräsidenten  (Ausf.-Ges.  z.  deutschen  G.-V.-G.  §  79). 
Die  Annahme  von  Testamenten  kommt  ihnen  jedoch  nicht  zu, 
wohl  aber  die  Aufnahme  derselben.  Der  Geschäftskreis  der 
Notare  in  Braunschweig  beschränkt  sich  auf  die  Ausübung  der 
dokumentirenden  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ^'t^mdic^io  volutUaria 
mera).  Ihre  in  gesetzlicher  Weise  aufgenommenen  Urkunden  und 
deren  Ausfertigungen  gelten  als  öffentliche  Urkunden;  ein  von  einem 
Notar  aufgenommenes  Testament  gilt  jedoch  nur  dann  als  ein  öffent- 
liches, wenn  dasselbe  unter  Beobachtung  der  sonstigen  für  Notariats- 
urkunden  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  von  dem  requirirten  Notar 
unter  Zuziehung  von  vier  Zeugen  oder  eines  zweiten  Notars  und 
zweier  Zeugen  aufgenommen  ist  (§§  1  u.  18  der  Not.-Ordn.). 

VIII.  Nach  Art.  33  des  von  Braunschweig  mit  Preussen 
abgeschlossenen  Staatsvertrags  vom  4./9.  Dezember  1841  werden 
alle  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  und  auf  den  Todes- 
fall, was  die  Gültigkeit  derselben  rücksichtlich  ihrer  Form  betrifft, 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurtheilt,    wo    sie  eingegangen    sind. 
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Wenn  aber  nach  der  Yerfassang  des  einen  oder  andern  Staates  die 
Oaitigkeit  einer  Handlung  allein  von  der  Aufnahme  Tor  einer  be- 
stimmten Behörde  in  demselben  abhängt,  hat  £8  auch  hierbei  sein 
Bewenden. 

§  24. 
Sachsen-Meiningen. 

I.  In  Sachsen-Meiningen  kommen  in  Bezug  auf  Erb- 
schaftserwerb, Ausschlagung  der  Erbschaft  und  das  beneficium 
inventarii  die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  zur  Anwendung, 
soweit  sich  nicht  in  den  einzelnen  Landestheilen  durch  Fortbildung 
des  gemeinen  sächsischen  Rechts  und  der  Henneberg'schen  Landes- 
ordnung, sowie  auch  durch  Gerichtsgebrauch  Abweichungen  ergeben. 

Die  Thätigkeit  des  Gerichtes  in  Yerlassenschaftssachen  tritt 
Ton  Ain^Bwegen  in  der  Regel  nur  ein,  wenn  ein  Theil  der  Erben 
abwesend,  minderjährig  bzw.  unter  Vormundschaft  (Alters-  oder  Zu- 
standsYormundschaft)  ist.  Bei  Abwesenheit  der  Erben  findet  die 
.Obsignation  auch  nur  dann  statt,  wenn  nicht  schon  ein  Erbe  den 
Nachlass  in  Besitz  genommen  hat.  Nach  der  in  einem  Theile  des 
Saalfelder  Kreises  geltenden  Altenburg'schen  Yormundschaftsordnung 
▼om  81.  August  1785  kann  gegen  Zusicherung  eidlicher  Spezifikation 
der  Nachlass  seitens  der  Wittwe  die  gerichtliche  Versiegelung  unter- 
bleiben. 

Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  zur  Behandlung  dos  Nach- 
lasses wird  im  Herzogthum  Sachsen-Meiningen  ohne  Rücksicht  auf 
die  Staatsangehörigkeit  durch  den  letzten  Wohnsitz  des  Verstorbenen 
bestimmt.     Gleiches  ist  der  Fall  bezüglich  der  Vormundschaften. 

Die  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gehören  nach 
Ausführungsgesetz  Tom  16.  Dezember  1878  zum  deutschen  Gerichts- 
▼erfassungsgesetze ^)  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte.^)  Diese 
behandeln  mithin  die  Verlasscnschaftssachen;  insbesondere  liegt 
ihnen  auch  die  Versiegelung  und  Inventarisation  des  Nachlasses 
ob.   Auch  die  Aufnahme  letztwilliger  Verfügungen  kommt  den  Amts- 


? 


')  Sachsen-Meiningcn'sche  Verordn.-Samml.  Bd.  XXI  S.  43  ff. 
Amtsgerichtssitze  sind  in: 

Meiningen,  Wasungen,  Salznngen,  Römhild,  Themar,  Hildburgbausen, 
Heldburg,  Eisfeld,  Schalkau,  Sonneberg,  Steinach,  Gr&fenthal,  Saal- 
feld, Pössneck,  Eranichfeld  und  Camburg;  Verordnung  vom  28.  April 
1879  (Verordn.-Samml.  Bd.  XX!  S.  95). 
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gerichten  su«  Sie  Yerwalten  ferner  das  gesammte  Vormundsohafts- 
wesen.^ 

Für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  die  Beschwerden 
gegen  Aussprfiche  der  Amtsrichter  sind  die  Landgerichte^)  in 
letzter  Instanz  zuständig. 

Die  gerichtliohe  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum 
Zwecke  der  Legalisation  auf  diplomatischem  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts. 

IL  lieber  Intestaterbrecht,  eheliches  Güterrecht  und 
Vormundschaft  gelten  im  Herzogthum  Meiningon  partiiculäre  Be- 
stimmungen, die  je  nach  den  einzelnen  Kreisen  und  hier  wieder 
häufig  für  einzelne  Gerichtsbezirke  yerschiedene  sind.^) 

Das  Intestaterbrecht  der  unehelichen  Kinder  ist  durch 
Gesetz  vom  9.  September  1844  (Sammlung  der  landesherrlichen  Ver- 
ordnungen Bd.  VII  Nr.  38)  einheitlich  geregelt.  Dieselben  haben  auf 
den  NachlasB  der  Mutter  und  deren  Verwandten  gleichen  Anspruch 
mit  den  übrigen  ehelichen  Kindern  und  worden  auf  gleiche  Weise 
▼on  der  Mutter  und  deren  Verwandten  beerbt.  Auf  den  Nachlass 
des  Vaters  haben  sie  beim  Vorhandensein  ehelicher  Deszendenz  kein 


')  Den  Amtsgerichten  liegt  auch  die  Behandlung  der  Grund-  und  Hypo- 
theken-Angelegenheiten nach  den  Gesetzen  vom  15.  Juli  1862  und  7.  November 
1870  über  die  Anlegung  von  Grund-  und  Hypothekenbüchem  ob,  mit  £in- 
schluss  der  Verlautbarung  der  Vertrftge.  £ine  bestfttigung  der  über  Immobilien 
abgeschlossenen  Verftusserungs vertrage  ist  nach  Gesetz  vom  15.  Juli  1862 
nicht  mehr  erforderlich;  als  Eigenthümer  einer  unbeweglichen  Sache  gilt  der- 
jenige, welcher  als  solcher  im  Grundbuche  eingetragen  ist 

Auch  Arrogationsgesuche  und  Gesuche  um  Legitimation  durch  landes- 
herrliches Reskript  und  um  Gestattung  der  Veränderung  der  Familiennamen 
sind  bei  den  Amtsgerichten  anzubringen  und  von  denselben  zu  erörtern  und 
zu  begutachten  (Art  1  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1885,  betr.  Abftnderungs- 
und  Nachtragsbestimmnngen  zu  den  zur  Ausführung  der  Reichsjustizgesetze 
erlassenen  Landesgesetzen,  Verordn.-Samml.  Bd.  XXII  Nr.  17V 

*)  Das  Landgericht  inMeiningen  ist  gemeinschafblicn  fUr  die  herzog- 
lich meiningenschen  Kreise  Meiningen,  Hildburghausen  und  Sonneberg,  die 
k.  preussischen  Kreise  Schleusingen  und  Schmalkalden,  sowie  für  das  Herzog- 
thiiin  Kobnrg;  für  den  meiningenschen  Kreis  Saalfeld  ist  das  Landgericht  in 
Hudolstadt  gemeinschaftlich  mit  Rudolstadt  und  dem  k.  preussischen  Kreise 
Ziegenrfick ;  Oberlandesgericht  für  Sachsen-Meiningen  ist  gemeinschaftlich 
mit  Sachsen- Weimar,  Sachsen-Altenburg^  Sachsen-Koburg-Gotha,  Schwarzburg- 
Kudolstadt,  beiden  Reuss  in  Jona;  Staatsverträge  vom  19.  Februar  1877  und 
17.  Oktober  1878. 

*)  Näheres  hierüber  s.  v.  Roth,  Deutsches  Privatrecht  II  §§  104,  114, 
144;  Heimbach,  Lehrbuch  des  partikulären  Privatrechts,  Thl.  II,  1853; 
Unger,  Handbuch  des  in  Sachsen-Meiningen  geltenden  partikulären  Privat^ 
rechts,  1890;  femer  die  Abhandlungen  von  Cronacher  m  den  Blättern  für 
Rechtspflege  für  Thüringen  und  Anhalt,  Bd.  27  S.  18—34  und  S.  238  ff.,  Bd.  29 
S.  193—225  und  von  Unger  Bd.  29  S.  358—374  und  Bd.  30  S.  15—62. 
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gesetzliches  Erbrecht;  in  Ermangelung  Ton  ehelichen  Nachkommen 
und  eines  Testamentes  stehen  ihnen,  je  nachdem  anderweitige  erb- 
fähige Verwandte,  bzw.  eine  Ehefrau  vorhanden  sind,  oder  nicht, 
beschränktes  oder  Tolles  Erbrecht  zu. 

III.  Betreffs  der  Erbschaftssteuer  gilt  nunmehr  das  Gesetz 
vom  20.  Mai  1885  (Verordn.-Samml.  S.  35).  Auf  Immobilien  und 
denselben  gleichgeachiete  Rechte,  welche  sich  ausserhalb  des  Herzog- 
thums  befinden,  erstreckt  sich  die  Steuerpflioht  nicht.  Anderes 
ausserhalb  des  Herzogthums  gelegenes  Vermögen  eines  Erblassers, 
welcher  bei  seinem  Ableben  Angehöriger  des  Herzogthums  war  oder 
daselbst  seinen  Wohnsitz  hatte,  unterliegt  der  Besteuerung,  wenn 
dasselbe  einer  im  Herzogthum  wohnhaften  Person  zufällt  und  wenn 
davon  in  dem  betreffenden  Staate  keine  oder  eine  geringere  Erb- 
schaftsabgabe als  nach  Vorschrift  des  Meiningen'schen  Gesetzes  zu 
entrichten  ist.  In  letzterem  Falle  wird  die«  erweislich  gezahlte  Erb- 
schaftsabgabe auf  die  inländische  Steuer  angerechnet  (Art.  7). 

Innerhalb  des  Herzogthums  befindliche  Immobilien  und  den- 
selben gleichgeachtete  Rechte  unterliegen  der  Erbschaftssteuer  ohne 
Unterschied,  ob  der  Erblasser  Angehöriger  desselben  war  oder  nicht 
und  ob  derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Herzogthum  hatte  oder  nicht« 
Auf  anderes  im  Herzogthum  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers, 
welcher  bei  seinem  Ableben  weder  Angehöriger  desselben  war,  noch 
daselbst  seinen  Wohnsitz  hatte,  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht  nicht, 
sofern  auch  diejenigen,  welchen  der  Anfall  zukommt,  nicht  im 
Herzogthum    wohnen   und   die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist  (Art.  8). 

IV.  Notare  (Beglaubigungsnotare)  werden  aus  der  Reihe  der 
Rechtsanwälte  bestellt.  Dieselben  haben  die  Befngniss,  Abschriften 
und  Unterzeichnungen  von  Urkunden  mit  voller  Beweiskraft  zu  be- 
glaubigen, auch  kommt  ihnen  die  Ausstellung  von  Leben  sattesten  zu. 
Einen  weiteren  Wirkungskreis  (ausser  der  ihnen  noch  zustehenden 
Aufnahme  von  Wechselprotesten)  haben  die  Notare  nicht.^) 

V.  Der  zwischen  Sachsen-Meiningen  und  Preussen  über 
die  gegenseitigen  Gerichtsbarke its Verhältnisse  abgeschlossene  Staats- 
vertrag   vom    2.  Mai   1859^,    der    in    Bezug   auf   nichtstreitige  An- 


^  Kircher  in  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts, 
lU.  Bd.  2.  Halbband  2.  Abth.  S.  50. 

^  Samml.  der  landesherrlichen  Verordnungen  Bd.  XIV  S.  41  ff.  Gleiche 
Verträge  sind  abgeschlossen  von  Sachsen-Meiningen  mit  Sachsen- Weimar 
(s.  oben  S.  167),  Sachsen-Koburg-Gotha,  Schwarzburg-Rudolstadt  und  Reuss  ä.  L. 
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gelegonheiten    noch   in  Kraft   steht,   bestimmt  hinsichtlich  der  Yor- 
mundsohaft  in  Art.  33  Folgendes: 

Die  Bestelluig  der  Personalvormmidflchaft  für  Minderjfthrige  oder  ihnen 
gleich  zu  achtende  Personen  gehOrt  vor  die  Gerichte,  wo  der  Pflegebefohlene 
seinen  Wohnsitz  hat,  oder,  bei  mangelndem  Wohnsitze,  wo  er  sich  aufhält, 
und  bei  doppeltem  Wohnsitze  ist  das  prftvenirende  Gericht  kompetent.  In 
Absicht  der  zn  dem  Vermögen  der  Pflegebefohlenen  gehörigen  Immobilien^ 
welche  unter  der  anderen  Landeshoheit  liegen,  steht  der  jenseitigen  Gerichts- 
behörde frei,  wegen  dieser  besondere  Vormünder  zu  bestellen  oder  den  aus- 
wärtigen Personalvormund  ebenfalls  zu  bestätigen,  welcher  Letztere  jedoch 
bei  den  auf  das  Grundstück  sich  beziehenden  Geschäften  die  am  Orte  des 
gelegenen  Grundstückes  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  zu  befolgen  hat. 
Im  ersteren  Falle  sind  die  Gerichte  der  Hauptrormundschaft  gehalten,  der 
Behörde,  welche  wegen  der  Grundstücke  besondere  Vormünder  bestellt  hat, 
aus  den  Akten  die  nöthigen  Nachrichten  auf  Erfordern  mitzutheilen;  auch 
haben  die  beiderseitigen  Gerichte  wegen  Verwendung  der  Einkünfte  aus  den 
Gütern,  soweit  solche  zum  Unterhalte  und  der  Erziehung  oder  dem  sonstigen 
Fortkommen  der  Pflegebefohlenen  erforderlich  sind,  sich  mit  einander  zu  ver- 
nehmen, und  in  dessen  Verfolg  das  Nöthige  zu  verabreichen.  Erwirbt  der 
Pflegebefohlene  später  in  dem  anderen  Staate  einen  Wohnsitz  im  landesgesetz- 
lichen Sinne,  so  kann  die  (Personal-  oder  Haupt-)  Vormundschaft  an  das  Gericht 
seines  neuen  Wohnsitzes  zwar  übergehen,  jedoch  nur  auf  Antrag  des  Vor- 
mundes und  mit  Zustimmung  der  beiderseitigen  obervormundschaftlichen  Be- 
hörden. 

Die  Beendigung  der  (Personal-)  Vormundschaft  richtet  sich  nach  den 
Gesetzen  des  Landes,  unter  dessen  Gerichten  sie  steht. 

Mit  der  Vormundschaft  über  die  Person  erreicht  auch  die  rficksichtlich 
des  im  Gebiete  des  anderen  Staates  belegenen  Immobiliarvermögens  eingeleitete 
Vormundschaft  ihre  Endschaft,  selbst  dann,  wenn  der  Pflegebefohlene  nach 
den  Gesetzen  dieses  Staates  noch  nicht  zu  dem  Alter  der  Volljährigkeit  gelangt 
sein  sollte.^ 

")  Art.  32  desselben  Vertrags  bestimmt: 

Alle  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall 
werden,  was  die  Gültigkeit  derselben  rücksichtlich  ihrer  Form  be- 
trifft, nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurtheilt,  wo  sie  eingegangen  sind. 

Wenn  nach  der  Verfassung  des  einen  oder  des  anderen  Staates 
die  Gültigkeit  einer  Handlung  aUein  von  der  Aufnahme  vor  einer 
bestimmten  Behörde  in  demselben  abhängt,  so  hat  es  auch  hierbei 
sein  Verbleiben. 

Verträge,  welche  die  Begründung  eines  dinglichen  Rechtes 
auf  unbewegliche  Sachen  zum  Zwecke  haben,  richten  sich  lediglich 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  die  Sachen  liegen,  und  der  Gerichts- 
stand der  belegenen  Sache  ist  zur  Ingrossation  und  Konfirmation 
solcher  Rechtsgeschäfte  der  ausschliesslich  kompetente. 

Jedoch  haben  die  vor  einem  Gerichte  oder  Notare  des  einen 
Staates  nach  dessen  Gesetzgebung  gültig  abgeschlossenen  und 
rekognoszirten  Verträge  in  dem  anderen  Staate  dieselbe  Wirksam- 
keit, als  ob  sie  vor  einem  Gerichte  oder  Notare  des  Letzteren  ab- 
geschlossen oder  rckognoszirt  worden  wären. 
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Weiter  findet  sich  in  den  yon  Sachsen-Meiningen  ab- 
geschloBsenen  Verträgen  mit  Sachsen-Weimar  vom  8./22.  März 
1833,  Sachseu-Altenburg  yom  31.  Juli  1833,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  vom  22.  Dezember  1838  und  Renss  ä.  L.  Tom 
24.  Januar  1837  die  überall  gleiche  Bestimmung,  dass  alle  Rechts- 
geschäfte unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall,  was  die  Gültigkeit 
rücksichtlich  ihrer  Form  betrifft,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  be- 
urtheilt  werden,  wo  sie  eingegangen  sind,  dass  aber,  wenn  in  dem 
einen  oder  anderen  Staate  die  Gültigkeit  einer  Handlung  allein  Ton 
der  Aufnahme  vor  einer  bestimmten  Behörde  in  demselben  abhängt, 
es  auch  hiebei  sein  Bewenden  hat. 


§  25. 
Sachsen-Altenburg. 

I.  Im  Herzogthum  Sachsen-Altenburg  ist  für  die  Regu- 
lirung  des  Nachlasses  eines  verstorbenen  Staatsangehörigen  das 
Gericht  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers  zuständig.^)  Das 
Domizilsprinzip  gilt  auch  in  Bezug  auf  die  örtliche  Anwendung  der 
Gesetze.  Das  ausser  Landes  befindliche  bewegliche  und  unbeweg- 
liche Vermögen  eines  Erblassers,  der  in  Sachsen-Altenburg  Wohnsitz 
hatte,  unterliegt  den  Gesetzen  des  Wohnortes,  soweit  nicht  Staats- 
yerträge  oder  besondere  fremde  Landesgesetze  entgegenstehen.  Ebenso 
ist  das  im  Lande  befindliche  Vermögen  eines  Erblassers,  der  seinen 
letzten  Wohnsitz  im  Auslande  gehabt,  hinsichtlich  der  Erbfolge  ledig- 
lich nach  den  Gesetzen  dieses  Wohnsitzes  zu  beurtheilen,  voraus- 
gesetzt wieder,  dass  nicht  Staatsverträge  oder  fremde  Landesgesetzo 
ein  Anderes   bestimmen.     Wenn    der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ab- 


')  Verordnung  vom  23.  Oktober  1873,  die  Kompetenz  bei  Nachläse- 
regulirungen  imd  Bevormundungen  betr.  (Sachsen- Altenburg.  Ges.-Samml.  1873 
S.  61),  §  2.  Diese  Bestimmung  regelt  an  sich  nur  die  Kompetenz  zur  Regu- 
lirung  des  Nachlasses  eines  verstorbenen  Staatsangehörigen.  In  einem 
Spezialfälle  ist  von  Seite  des  herzoglichen  Ministeriums,  Abtheilung  fQr  Justiz- 
augelegenheiten,  ausgesprochen  worden,  dass  es  sich  empfehlen  dürfte,  auch 
gegenüber  NichtStaatsangehörigen  bei  der  Entscheidung  der  Frage  über  die 
Kompetenz  zu  Nacblassregulirungen  (und  Bevormundungen)  dieselben  Gesichts- 
punkte wie  für  Staatsangehörige  zunächst  und  bis  dahin  gelten  zu  lassen,  wo 
sonstige  Gründe  und  etwaige  Vertragsbestimmungen  etwas  Anderes  bedingen. 
Dementsprechend  hat  sich  auch  die  Praxis  der  Gerichte,  ohne  dass  sich  An- 
stände oder  Schwierigkeiten  ergeben  haben,  gestaltet.  S.  Zeitschrift  etc. 
Bd.  I  S.  259. 
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lobeiiB  zugleich  im  Herzogthume  und  auswärts  ordentlichen  Gerichts- 
stand hatte,  so  entscheidet  das  Gesetz  desjenigen  Domizils,  wo  der 
Erblasser  zuletzt  wirklich  Aufenthalt  gehabt  hat.') 

II.  Eine  gerichtliche  Regulirnng  und  Versiegelung 
des  Nachlasses  soll  in  der  Regel  nur  stattfinden,  wenn  Unmündige, 
deren  Vater  nicht  mehr  am  Leben  ist^  und  Abwesende,  welche  nicht 
Bevollmächtigte  bestellt  haben,  als  Erben  konkurriren. 

Konkurrirt  ein  Vater  mit  unmündigen  Kindern,  so  hat  er  binnen 
6  Wochen,  vom  Tode  der  Mutter  an,  eine  Designation  (Aufzeichnung) 
und  gerichtliche  Taxe  des  Nachlasses  bei  Gericht  einzureichen  und 
deren  Richtigkeit  durch  Ehepakten,  Testaroente  und  dergleichen  zu 
erweisen  oder  eidlich  zu  bestärken.  Bei  Wiederverehelichung  hat 
er  vorher  mit  den  Kindern,  welchen  ad  hunc  actum  ein  Vormund 
bestellt  wird,  wegen  ihres  mütterlichen  Vermögens  sich  ordentlich 
abzutheilen. 

Konkurrirt  eine  Mutter  nur  mit  leiblichen  unmündigen  Kindern 
oder  wenn  die  aus  der  früheren  Ehe  des  verstorbenen  Ehegatten 
vorhandenen  volljährigen  Kinder  einwilligen,  so  kann  eine  Versiegelung 
unterbleiben,  wenn  die  Wittwe  sich  verpflichtet,  binnen  6  Wochen 
ein  mit  Taxe  versehenes  und  von  ihr  zu  beeidigendes  Nachlass- 
verzeichniss  bei  Gericht  zu  überreichen.') 

in.  Ein  gesetzliches  Erbrecht  steht  zu:  den  Bluts-  und 
Wahl-  (Adoptiv-)  Verwandten  und  Ehegatten,  desgleichen  den  Ver- 
Borgungsanstalten.^) 

Gesetzliche  Erbfolge  der  Blutsverwandten: 

1.  Die  Abkömmlinge  (Deszendenten)  des  Erblassers;    in   deren 
Ermangelung 

2.  die  Eltern;  nach  diesen 


*)  Gesetz  vom  6.  April  1841,  die  Intestaterbfolge  betr.,  §  158  (Qes.- 
Samml.  1841  S.  63);  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  259. 

•)  Vormundschaftsordnung  vom  31.  Augast  1795  (Altenburger  Landes- 
ordnnng  3.  Samml.  S.  136—140.  Nach  einem  vieljährigen  konstanten  Gerichts- 
gebrauche wird  auch  in  einzelnen  Fällen  von  Versiegelung  abgesehen,  wenn 
Abwesende  als  Erben  berufen  sind,  eine  anwesende  zuverlässige  Person  den 
Nachlass  in  Obhut  hat  und  sich  zur  Ueberreichung  eines  eidlich  zu  erhärtenden 
Nachlass- Verzeichnisses  erbietet.  Ebenso  wird  beim  Tode  einer  Ehefrau,  welche 
Ehemann  und  minderjährige  Kinder  hinterlässt,  in  der  Regel  alsbald  —  auch 
ehe  der  Wittwer  zur  zweiten  Ehe  schreitet  —  der  Nachlass  nicht  nur  fest- 
gestellt, sondern  auch  vertheilt  und  möglichst  sichergestellt. 

*)  Gesetz  über  die  Intestaterbfolge  vom  6.  Anril  1841  (Ges.-Samml.  S.  63) 
§  13.  Dieses  Gesetz  hat  niur  bezüglich  der  BrautKinder  einige  Abänderungen 
erfahren  (s.  GeB.-Samml.  1869  S.  25  und  95),  besteht  aber  im  Uebrigen  noch 
vollständig  zu  Recht. 
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3.  des  Erblassers  yoUbfirtige  und  halbbürtige  Geschwister  und 
deren  Abkömmlinge  und  mit  diesen  zugleich  die  Gross- 
eltern, Urgrosseltern  oder  noch  entfernteren  Yoreltem  des 
Erblassers  und  zuletzt 

4.  die  Seitenverwandten  der  aufsteigenden  Linien  nach  Gradesnähe. 
Uneheliche  Kinder  haben  ein  Erbrecht  am  Vermögen  ihrer 

Mutter  und  der  mütterlichen  Voreltern,  ingleichen  sämmtlicher  Seiten- 
verwandten  von  mütterlicher  Seite,  am  Nachlasse  ihres  ausserehelichen 
Vaters  auf  den  sechsten  Theil,  jedoch  nur  dann,  wenn  dieser  nicht 
letztwillig  yerfügt  hat  und  Pflichttheilsberechtigte  nicht  vorhanden 
sind,  auch  die  Vaterschaft  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  entweder 
durch  dessen  Anerkenntnisse  oder  durch  eine  rechtskräftige  Entscheidung 
ausser  Zweifel  gesetzt  worden  ist.^) 

Ehegatten  erhalten  bei  dem  Zusammentreffen: 

1.  mit  Abkömmlingen  des  Erblassers  einen  vollen  Kindstheil, 
wenn  drei  oder  weniger  Erbstämme  von  Abkömmlingen,  den 
vierten  Theil,  wenn  vier  oder  mehr  Erbstämme  von  Abkömm- 
lingen vorhanden  sind; 

2.  mit  den  Eltern  die  Hälfte  des  Nachlasses; 

3.  mit  Voreltern,  Geschwistern  oder  deren  Abkömmlingen  zwei 
Drittheile ; 

4.  das  Ganze,  wenn  nur  Seitenverwandte  der  aufsteigenden 
Linien  vorhanden  sind. 

Pflichttheilsberechtigt  sind  lediglich  Abkömmlinge,  Wahl- 
kinder, Eltern  und  Ehegatten. 

Erblose  Verlassenschaften  erhält  der  Fiskus«^ 

IV.  Erworben  wird  die  Erbschaft  durch  die  ausdrückliche 
Erklärung  des  Berufenen,  Erbe  sein  zu  wollen  (heredüatis  adüio) 
oder  durch  Handlungen,  welche  nach  den  Umständen  einen  sicheren 
Schluss  auf  diese  Absicht  zulassen  (pro  herede  gestio),'') 

Y.  Testamente  können  mündlich  und  schriftlich  vor  den 
Amtsgerichten  und  den  Notaren  des  Landes  errichtet  werden.  Der 
Notar  hat  in  jedem  Falle  sieben  Testamentszeugen,  von  denen  zwei 
als  Instrumentszeugen  fungiren,  beizuziehen.  Die  Eröffnung  erfolgt 
da,  wo  das  Testament  niedergelegt  wurde.^ 


l 


§§  29,  20,  21  des  Gesetzes  vom  6.  April  1841. 
§§  62,  80,  140  1.  c. 
§  123  1.  c. 
')  Gesetz  vom  14.  Januar  1837  (Ges.-Samml.  S.  2  ff.)  und  Verordnung 
vom  30.  Mai  1857  (aes.-Samml.  S.  165). 
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VI.  Die  Erbsohaftssteuer^  iBt  Yon  denjenigen  Yerlassen- 
Schäften  zu  entrichten,  deren  Erblasser  im  Lande  ihren  stenerlichen 
Wohnsitz  10)  hatten. 

Von  der  Steuer  befreit  sind  Deszendenten,  Eltern  und  Ehe- 
gatten des  Erblassers,  ferner  Kirchen,  Schulen  und  fromme  Stiftungen 
des  Inlandes,  sowie  der  Staaten  des  Deutschen  Reichs  unter  Voraus- 
setzung der  Gegenseitigkeit. 

Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche  ausserhalb  Landes 
liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  Erbschaftsmasse.  Anderes 
im  Auslande  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher  bei 
seinem  Ableben  Inländer  war,  unterliegt  der  gleichen  Versteuerung 
wie  das  im  Inlande  befindliche,  falls  dayon  im  Auslande  keine  oder 
eine  geringere  Erbschaftssteuer,  als  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes, 
zu  entrichten  ist.  Im  letzteren  Falle  findet  die  Anrechnung  der  im 
Auslände  erweislich  gezahlten  Erbschaftssteuer  auf  die  diesseitige 
Steuer  statt. 

Von  dem  Anfalle  inländischer  Grundstücke,  Grundgerechtig- 
keiten oder  deren  Nutzungen  ist  die  Erbschaftssteuer  zu  erheben, 
ohne  Unterschied,  ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  und  ob 
derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht. 

Anderes  im  Inlande  befindliches  Vermögen  eines  Ausländers, 
welcher  bei  seinem  Ableben  Ausländer  war,  unterliegt  der  Ver- 
steuerung nicht,  wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  verabfolgt 
werden  soll,  die  gleiche  Rücksicht  hinsichtlich  des  Nachlasses  dies- 
seitiger Angehöriger  beobachtet  wird. 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  Obigem 
steuerfreien  oder  steuerpflichtigen  Theile  der  Masse  haften,  kommen 
bei  Berechnung  der  Steuer  nur  bei  demjenigen  Theile  in  Abzug, 
auf  welchem  sie  haften. 

Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf  dem  steuerfreien,  als 
auch  dem  steuerpflichtigen  Theile  der  Masse  haften,  kommen  von 
letzterem  nur  nach  dem  Verhältnisse  dieses  Theils  zur  gesammten 
Masse  in  Abzug. 

Hypothekarische  Schulden,  für  welche  der  Eigenthümer  zugleich 
persönlich  haftet,  gelten  als  zunächst  das  Grundstück  belastend  und 

^  Gesetz  vom  29.  Mai  1879,  die  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  betr. 
(Ges.-Samml.  1879  S.  161)  und  Novelle  hiezu  vom  18.  Dezember  1885  (Ges.- 

Sanrnil.  1885  S.  76). 

»")  Reichsges.  vom  13.  Mai  1870  über  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung 
(Ges.-BI.  des  Nordd.  Bundes  1870  S.  119 ;  Beil.  zum  Bayer.  Ges.-BI.  1870/71 S.  41). 
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kommen  nur  rücksichtlicli  dos  durch  das  Grandstüok  nicht  gedeckten 
Betrages  hei  der  übrigen  Masse  in  Anrechnung. 

VIT.  Die  Fährung  der  Obervormundschaft  über  Ton  dem 
Verstorbenen  hinterlassene  Unmündige  kommt  demjenigen  Gerichte  zu, 
in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat«^^) 

VIII.  Die  Geschäfte  der  Nachlas sregulirung  und  des  Vor- 
mundschaftswcsens,  wie  überhaupt  die  Erledigung  von  Ge- 
schäften der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  obliegen  den  Amts- 
gerichten,^*) 

Für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  die  Rechtsmittel 
in  obigen  Angelegenheiten  ist  das  Landgericht  (zu  Altenburg)  als 
letzte  Instanz  zuständig. 

Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum 
Zwecke  der  Legalisation  auf  diplomatischem  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts. 

IX.  Das  Notariatswosen  ist  neu  geregelt  durch  d ie  Notariats- 
ordnung vom  1.  März  1889  mit  NoYelle  hiezu  vom  24.  Dezember 
1892.^^)  Die  Notare  werden  vom  Landesherrn  nach  Bedürfniss  er- 
nannt. Fähigkeit  zum  Richteramte  wird  vorausgesetzt  (§§  1  u«  2 
des  Gesetzes  von  1889). 

Die  Notare  sind  berufen,  Thatsachen,  zu  deren  Wahrnehmung 
sie  aufgefordert  werden,  zu  öffentlichem  Glauben  urkundlich  festzu- 
stellen, insbesondere  über  Rechtsgeschäfte  jeder  Art,  welche  vor 
ihnen  vorgenommen  oder  ihnen  von  den  Bethoiligten  vorgetragen 
werden,  auf  Verlangen  der  Betheiligten  öffentliche  Urkunden  aufzu- 
nehmen und  anzufertigen.  Insbesondere  sind  sie  auch  befugt,  auf 
Antrag  der  Betheiligten 

1.  Ausbietungen  von  Grundstücken,  Rechten  oder  beweglichen 
Sachen,  von  Lieferungen  oder  Arbeiten  zu  bewirken, 

2.  Siegelungen    und    Entsiegelungen    in    gesetzlich    zulässigen 
Fällen  vorzunehmen. 


'*)  Verordnung  vom  23.  Oktober  1873;  s.  auch  oben  Note  1. 
^')  Ausführungsgesetz   zum   deutschen  Gerichtsverfassungsgesetze   vom 
22.  März  1879  (Ges..Samml.  1879  S.  9  ff.). 
Amtsgerichte  sind  errichtet  in: 

Altenburg  —  welches  das  vormalige  Stadtgericht  und  die  vormaligen 
Gerichtsämter  I  und  II  zu  Altenburg  umfasst  — ,  Schmolle,  Ronne- 
burg,  Eisenberg,  Roda  und  Kahla;  Verordnung  vom  16.  April  1879 
(Ges.-Samml.  S.  107). 
'•)  Ges.-Samml.  1889  S.  34  und  1892  S.  220.  Eine  Just-Min.-Bekannt- 
machung  vom  6.  Mai  1889  betrifft  die  Urkundenregister  der  Notare. 
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3.  Yennogeiig-  und  NaAhlassTerseichiiisBe  aufzunehmen, 

4.  Erbthellungen  und  andere  Auseinandersetzungen  zu  leiten 
und  zur  AusfOhrung  zu  bringen, 

5.  Zustellung  von  Kündigungen,  Verwahrungen  und  sonstigen 
MittheilungeUy  durch  welche  eine  Rechtswirkung  bezweckt 
wird,  auszufahren. 

Diese  Befugniss  erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Geschäfte, 
welche  in  einem  Prozess-  oder  ZwangSTollstreckungsyerfahren  yor- 
zunehmen  sind,  und  kann,  soweit  diese  Geschäfte  aus  Anlass  einer 
gerichtlichen  Nachlassregulirung  oder  YormundschaftsTerwaltung  an 
Stelle  der  sonst  erforderlich  werdenden  gerichtlichen  Thätigkeit  yor- 
genommen  werden,  nur  auf  Anordnung  bzw.  mit  Genehmigung  des 
Gerichtes  ausgeübt  werden  (§§  13  u.  14  1.  c). 

Yerbürgungen  der  Ehefrau  für  den  Ehemann  in  Gemässheit 
des  Gesetzes,  die  Yerbürgungen  und  sonstigen  Schuldyerpflichtungen 
yon  Frauenspersonen  betreffend,  yom  15.  August  1849  (Ges.-Samml. 
S.  196)  in  Yerbindung  mit  der  Yerordnung  des  Landes  Justizkollegiums, 
das  Yerfahren  bei  Aufnahme  yon  Yerbürgungen  der  Frauenspersonen 
betreffend,  yom  5.  Juli  1851  (Ges.-Samml.  S.  69),  sind  femer  auch 
dann  rechtsgültig,  wenn  sie  statt  yor  dem  kompetenten  Richter  yor 
einem  Notare  geschehen. 

Eide  und  Yersicherungen  an  Eides  Statt  abzunehmen,  sind  die 
Notare  befugt,  wenn  solehe  zur  Wirksamkeit  einer  für  das  Ausland 
bestimmten  Urkunde  nach  den  dort  geltenden  Gesetzen  erforder- 
lich sind. 

Im  Uebrigen  wird  an  den  gesetzlichen  Yorschriften,  nach 
welchen  gewisse  Rechtsgeschäfte  ausschliesslich  yor  den  ordentlichen 
Gerichten  yorzunehmen  sind  oder  der  gerichtlichen  Genehmigung 
oder  Bestätigung  bedürfen,  nichts  geändert. 

Ebenso  bewendet  es  hinsichtlich  der  gesetzlichen  Yorschriften 
über  die  Errichtung  und  Form  letztwilliger  Verfügungen  bei  dem 
bestehenden  Rechte  und  sind  bei  Errichtung  solcher  yor  einem 
Notare  der  Notar  und  die  yon  demselben  zugezogenen  weiteren 
Urkundspersonen    in   die   Zahl    der   Testamentszeugen    einzurechnen 

(§  15  I.e.). 

Die  Aufnahme  eines  Notariatsaktes  hat  unter  Zuziehung  zweier 
Zeugen  oder  statt  ihrer  eines  zweiten  Notars  zu  geschehen  bei  Ver- 
handlungen mit  tauben,  stununen  oder  blinden  Personen,  sowie  mit 
Personen,    welche    nicht   schreiben   oder   Geschriebenes  nicht  lesen 

BOhm,  Intern.  Nachlasabebandlung.  13 
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können«  Ausser  diesen  Fällen  bedarf  es  bei  der  Aufnahme  von 
Notariatsakten,  abgesehen  Ton  Testamenten,^^)  der  Zuxiehung  zweier 
Zeugen  oder  eines  zweiten  Notars  nicht  mehr.  Der  Notar  kann 
jedoch,  auch  wenn  die  Zuziehung  nicht  vorgeschrieben  ist,  einen 
oder  zwei  Zeugen  oder  einen  zweiten  Notar  zuziehen,  wenn  und 
soweit  er  dies  aus  besonderen  Gründen  für  angemessen  erachtet, 
und  hat  die  Zuziehung  zu  geschehen,  wenn  und  soweit  sie  yon 
einem  der  Auftraggeber  oder  der  Betheiligten  verlangt  wird  (§§  24 
und  25  in  der  Fassung  nach  der  Novelle  von  1885). 

Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Notare  steht  zu  1.  dem 
Herzoglichen  Ministerium,  Abth.  für  Justizangelegenheiten,  2.  dem 
Landgerichtsprasidenten  (§62  des  Gesetzes  von  1889). 

X.  In  den  Verträgen  Sachsen-Altenburg's  mit  Preussen 
vom  18.  Februar  1832,  mit  Sachsen  vom  23.  Mai  1840,  Renss  ä.  L. 

vom       ' ,  ,.     1847,   Sachsen-Weimar  vom  5./18.  August  1831, 
1.  Juh  ' 

Schwarzburg-Rudolstadt  vom  14./28.  März  1832,  Reuss  j.  L. 

vom    16.  August  1832,    Sachsen-Koburg-Gotha  vom    15.  März 

1833,  Saohsen-Meiningen  vom  31.  Juli  1833  ist  bestimmt: 

Alle   Rechtsgeschäfte    unter  Lebenden    und    auf   den 

Todesfall  werden,  was  die  Gültigkeit  derselben  rücksichtlich 

ihrer  Form  betrifft,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurtheilt, 

wo  sie  eingegangen  sind.     Wenn  nach  der  Verfassung  des 

einen    oder  anderen  Staates   die  Gültigkeit  einer  Handlung 

allein  von  der  Aufnahme  vor  einer  bestimmten  Behörde  in 

demselben  abhängt,  hat  es  hierbei  sein  Bewenden. 

§  26. 

Sachsen-Koburg-Gotha. 

I.  Im  Herzogthum  Sachsen*Koburg-Gotha^)  entscheidet 
bei  Erbfällen  das  am  Orte  des  Wohnsitzes  des  Erblassers  geltende 
Recht  über   die  Erbfolge.     Diess   wird   auch   hinsichtlich  des  Nach- 


")  S.  oben  S.  190. 

M  üeber  Rechtsqnellen  für  Sachsen-Koburg-Gotha  s.  v.  Roth  a.  a.  0. 
§  30;  Neubauer  a.  a.  0.  S.  248,  bzw.  S.  29. 

Das  Gothaische  Gesetz  über  Intestaterbfolge  vom  2.  Januar  1844 
(Ges.-Samml.  für  das  Herzogthum  Gotha  Bd.  Y  S.  101  ff.)  bestimmt  in  §  134: 

«Auch  das  ausserhalb  des  Landes  befindliche,  frei  vererbliche 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  eines  Erblassers,   der  zur 
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lasges  Ton  AaBländern,  welche  im  Inlande  Yermögen  hinterlasBen, 
beobachtet,  gleichTiel,  ob  sie  sich  zur  Zeit  des  Todes  daselbst  auf- 
gehalten haben  oder  nicht,  falls  der  Staat,  dessen  Angehöriger  der 
Ausländer  war,  die  Resiprosität  gewi&hrt. 

Nach  früherer  Gesetsgebung  waren  die  Geschäfte  der  nicht- 
streitigen  Gerich tsbarkeity  insbesondere  das  Erbberechtigung s- 
wesen  und  die  Yormundschaftssachen  in  den  Händen  der 
Jnstizämter,  baw.  des  Stadtgerichts  Gotha.  Durch  das  Ausführungs- 
gesetz Tom  7.  April  1879  zum  deutschen  GerichtsTerfassnngsgesetze') 
ist  die  Gerichtsbarkeit  in  den  bezeichneten  Angelegenheiten  den 
Amtsgerichten*)  übertragen.  Die  Amtsgerichte  sind  auch  zur 
Aufnahme  tou  letztwilligen  Verfügungen  zuständig. 

In  zweiter  Instanz  entscheiden  in  Sachen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  die  an  die  Stelle  der  früheren  Kreisgeriehte  getretenen 
Landgerichte^)  endgültig. 

Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum 
Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts. 


Zeit  seines  Ablebens  einen  ordentlichen  Gerichtsstand  {fcrum  domi- 
cüit)  im  Herzogthum  hatte,  unterliegt  dem  gegenwärtigen  Gesetze, 
soweit  nicht  Staatsvertrftge  oder  die  beeonderen  fremden  Landes- 
gesetze  entgegenstehen.*  . . .  , Ebenso  ist  auch  yoraosgesetst,  daas 
die  einschlagigen  Staatsvertrftge  oder  fremden  Landesgesetze  nicht 
ein  anderes  bestimmen,  in  welchem  Falle  dasselbe  auch  im  Herzog- 
thume  beobachtet  werden  soll.  Das  im  Herzogthum  befindliche 
Vermögen  eines  im  Aaslande  domizilirten  Erblassers  ist  hinsichtlich 
der  Erbfolge  der  Verwandten  und  Ehegatten  lediglich  nach  den 
Gesetzen  jenes  Gerichtsstandes  zu  beurtheilen.  Hatte  der  Erblasser 
zur  Zeit  seines  Ablebens  zugleich  im  Herzogthum  und  im  Auslande 
einen  ordentlichen  Gerichtsstand,  so  treten  hinsichtlich  der  Erbfolge 
die  Gesetze  desjenigen  Domizils  ein,  wo  er  sich  zuletzt  wirklich 
aufgehalten,  es  sei  denn,  dass  StaatsvertrAge  ein  anderes  bestimmen.* 
")  Ges.-Samml.  fOr  das  Herzogthum  Eoburg  1879  S.  85  ff.  und  f&r  das 
Herzogthum  Gotha  1879  S.  68  ff. 

")  Die  Herzogthümer  Eoburg  und  Gotha  zerfallen  in  die  Amtsgerichts- 
bezirke: 

Eoburg,  Gotha,  Neustadt,  Sonnefeld,  Rodach,  E6nigsberg,  Ohrdruf, 
Tenneberg,  Tonna  mit  dem  Sitze  im  Orte  Grftfentonna,  Wangenheim 
mit  dem  ^tze  in  Friedrichswerth,  Liebenstein,  Thal  und  ZeUa; 
Gesetz  yom  7.  April  1879,  die  Orgamsation  der  Justizbehörden  erster  Instanz 
betr.  (Ges.-Samml.  fOr  das  Herzogthum  Eoburg  1879  S.  241  und  fllr  das  Herzog- 
thum Gotha  1879  S.  153). 

*)  Das  Herzogthum  Eoburg  bildet  mit  Gebietstheilen  des  Herzogthums 
Sachsen-Meiningen  und  mit  Gebietetheilen  des  E6nigreichs  Preussen  einen 
Landgerichtsbezirk  nach  Massgabe  des  Staatsvertrags  vom  17.  Oktober  1878 
mit  dem  Sitze  in  der  Stedt  Mein  in  gen.    S.  §  24  Note  4.^ 

Das  Herzogthum  Gotha  bildet  einen  Landgericfatobezirk  mit  dem  Sitze 
in  der  Stadt  Gotha. 
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IL  Im  Herzogthum  Eobnrg  gelten  über  Erwerb  der  Erb- 
schaften, Antretung  und  Angsohlagnng  derselben  die  Bestimmangen 
des  gemeinen  römischen  Rechts,  welches  auch  fQr  die  testamen- 
tarische, wie  Intest at-Erb folge  massgebend  ist. 

Eine  Einmischung  des  Gerichts  in  Nachlassachen  findet  nur 
statt,  wenn  unmündige  oder  sonst  bevormundete  Erben  yorhanden 
sind,  oder  wenn  nach  Ehepakten  beim  Tode  des  Erblassers  Grund- 
und  Todtheilung  zu  halten  ist,  oder  (zur  Sicherung  der  Nachlass- 
steuer) wenn  nur  Kollateralerben  vorhanden  sind;  in  letzterem  Falle 
kann  eine  gerichtliche  Versiegelung  und  Inventarisation  unterbleiben, 
wenn  die  Erben  sich  durch  Handschlag  an  Eidesstatt  verpflichten, 
innerhalb  vier  Wochen  vom  Tode  des  Erblassers  an  ein  vollständiges 
Inventarium  gewissenhaft  herzustellen  (Artikel  10  des  Gesetzes  vom 
15.  Juni  1868). 

Dem  überlebenden  Ehegatten  steht  nach  Koburger  Statutar- 
recht  ein  ziemlich  unbeschranktes  Nutzniessungs-  und  Yerwaltungs- 
recht  an  dem  gesammten  Vermögen  des  verstorbenen  Ehetheils  zu; 
gerichtliche  Einmischung  ist  auch  hier  ausgeschlossen,  solang  der 
überlebende  nicht  zur  anderweiten  Ehe  schreitet.  Bei  Verkauf  von 
Immobilien  ist  jedoch  für  die  unmündigen  Kinder  Zustimmung  der 
Obervormundschaft  nothwendig.  Bei  Eingehung  einer  zweiten  Ehe 
sind  Ehepakten  zu  errichten  und  die  Vermögensverhältnisse  zu 
ordnen. 

Gesetz  liehe  Erb  folge  Ordnung  imHerzogthumGotha:^) 

1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht.  Uneheliche  (nicht 
legitimirte)  Kinder  beerben  die  Mutter  und  deren  Bluts- 
verwandte wie  eheliche;  auf  den  Nachlass  des  Vaters  oder 
dessen  Verwandten  steht  ihnen  kein  Erbrecht  zu. 

2.  Eltern. 

3.  Voll-  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren  Deszendenz, 
Bei  Konkurrenz  von  voll-  und  halbbürtigen  Geschwistern 
erhalten  erstere  das  Doppelte  vom  Antheil  eines  halbbürtigen. 

4.  Grosseltern  und  die  entfernteren  Aszendenten  nach  Grades- 
nähe und  je  nach  der  väterlichen  und  mütterlichen  Linie 
zu  gleichen  Theilen. 

5.  Die  entfernteren  Seitenverwandten  nach  der  Abstanmiung 
vom  gemeinschaftlichen  Vorfahr. 


^)  Gesetz  über  die  Intestaterbfolge  vom  2.  Januar  1844,  §§  18  ff. 
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Der  überlebende  Ehegatte  ist  erbberechtigt,  beim  Zusammen- 
treffen mit  Deszendenten  auf  ein  Yiertel,  mit  Eltern  auf  ein  Drittel, 
mit  Geschwistern  oder  deren  Deszendenz  oder  Voreltern  auf  die 
Hälfte  und  mit  Seitenyerwandten  der  aufsteigenden  Linien  auf  das 
Ganze  des  Nachlasses. 

Erblose  Yerlassensehaften  fallen  dem  Fiskus  zu. 

Erworben  wird  im  Herzogthum  Gotha  die  Erbschaft  erst 
durch  die  ausdrückliche  Erklärung  oder  durch  konkludente  Hand- 
lungen des  Berufenen.  Der  Antritt  kann  sofort  oder  später,  solang 
noch  keine  Verjährung  entgegensteht,  erfolgen.  Auf  Antrag  der 
Yermächtnissnehmer,  Gläubiger  oder^  der  gesetzlichen  Intestaterben 
kann  yom  Erbschaftsgeriohte  eine  sechsmonatliche  Frist  zur  Erklärung 
über  Erbschaftsantritt  Torgesteckt  werden.^) 

in.  Die  Erhebung  einer  Nachlassteuer  im  Herzogthum 
Koburg  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  Tom 
15.  Juni  1858  über  Entrichtung  der  Nachlassteuer  und  des  Ge- 
setzes Yom  12.  Mai  1880,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes 
Tom  15.  Juni  1858.^)  Die  Nachlassteuer  wird  erhoben  von  dem 
Vermögen,  welches  durch  gesetzliche,  statutarische  oder  fidei- 
kommissarische  Erbfolge,  letztwillige  Verfügung  oder  Vertrag  als 
Erbschaft,  Vermächtniss  oder  Schenkung  auf  den  Todesfall,  femer 
mittels  Güterübergabe,  Erb-  und  AlimentationsTertrag  yon  einer 
Person,  die  zur  Zeit  ihres  Ablebens  steuerlichen  Wohnsitz^  im 
Herzogthume  hatte,  auf  eine  andere  übergeht.  Der  Nachlassteuer 
ist  auch  das  auswärts  wohnhaften  Personen  gehörige  Vermögen 
unterworfen,  soweit  solches  in  Grundstücken  und  Gewerbsanlagen 
besteht,  welche  im  Herzogthum  Koburg  liegen.  Das  Vermögen 
solcher  dem  Deutschen  Reiche  angehöriger  Personen,  welche  ihren 
steuerlichen  Wohnsitz  zur  Zeit  ihres  Ablebens  ausser  im  Herzog- 
thum Koburg  noch  in  einem  anderen  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen 
Staate  gehabt  haben,  ist,  wenn  diese  Personen  nicht  zugleich  Staats- 
angehörige des  Herzogihums  Koburg  gewesen  sind,  Ton  der  Steuer- 
pflicht ausgenommen.  Unter  dem  nachlassteuerpflichtigen  Mobiliar- 
Yormögen  ist  nicht  nur  das  im  Herzogthum  Koburg,  sondern  auch 
das  in  einem  anderen  Lande  befindliche  Mobiliaryermögen  jeder  Art 


•)  §§  94  ff.  1.  c. 

')  ae8.-Samml.  für  das  Herzogthum  Koburg  1858  S.  479  und  1880  S.  31. 

^)  Reiehsgesetz  vom  13.  Mai  1870  Über  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung 

(aes.-Bl.  des  Nordd.  Bundes  1870  S.  119 ;  BeU.  zum  Bayer,  Ges.-Bl.  1870/71  S.  41). 
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mit  EiDBchlasB  aller  Kapital-  and  Bonstigen  Forderungen  begriffen; 
nur  dann  ist  das  in  einem  anderen  Lande  befindliche  Mobiliar- 
yermögen  der  NaoblaBBteuer  nicht  unterworfen,  wenn  nach  den 
dortigen  GoBotzen  eine  gleiche  Abgabe  yon  ihm  zu  entrichten  ist. 
Von  Immobiliarvermögen  ist  die  Nachlassteuer  nur  insoweit  su 
entrichten,  als  dasselbe  sich  im  Herzogthum  Eobnrg  befindet. 

Ffir  das  Herzogthum  Gotha  sind  die  Bestimmungen  über  Erb- 
schaftssteuer in  dem  Gesetze  Tom  27.  Juni  1889,  die  Stempelsteuer 
betreffend,')  enthalten.  Nach  Art.  10  dieses  Gesetzes  unterliegen 
Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten^  welche  ausser  Landes  gelegen 
sind,  der  Erbsteuerpflicht  nicht.  Auch  anderes  im  Auslande  befind- 
liches, zur  Erbmasse  gehöriges  Vermögen  ist  steuerfrei,  wenn  nach- 
gewiesen wird,  dass  im  Auslände  die  dort  übliche  Erbschaftsabgabe 
daTOB  habe  entrichtet  werden  müssen. 

Schulden  und  Lasten,  welche  ihrer  Beschaffenheit  nach  un- 
zweifelhaft auf  dem  ausserhalb*  des  Herzogthums  befindlichen  steuer- 
freien Theile  der  Erbschaft  lasten  oder  haften,  können  aber  auch 
Ton  dem  steuerpflichtigen  Theile  derselben  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

lY.  Das  Notariatswesen  im  Herzogthum  Sachsen-Koburg- 
Gotha  beruht  im  Allgemeinen  noch  auf  der  Reichs-Notariatsordnung 
Yon  1512.  Die  Notare  werden  yom  Staate  ernannt.  Der  Wirkungskreis 
der  Notare  besteht  hauptsächlich  in  der  Aufnahme  von  Beurkundungen 
aller  Art  (Verträgen,  letztwilligen  Verfügungen  u.  s.  w.)  und  Akten 
der  öffentlichen  Beglaubigung.  Notariell  rekognoszirte  Urkunden  sind 
zur  Bestellung  yon  Immobiliarpfandrechten  für  das  Grund-  und  Hypo- 
thekenbuch eintragsfähig.^^) 

V.  Die  Ton  Sachsen-Koburg-Gotha  abgeschlossenen  Ver- 
träge mit  Preussen  vom  23.  Dezember  1833,  dem  Königreich 
Sachsen  vom  10.  Juni/19.  Juli  1848,  Sachsen-Weimar  vom 
20.  März  1832,  Altenburg  vom  15.  März  1833  und  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  yom  26.  Januar  1843  enthalten  sämmtlich  die 
oben  bei  Sachsen- Weimar  S.  169  angeführte  Bestimmung  hinsichtlich 
der  Form  der  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall. 


^  GAS.Samml.  für  das  Herzogthum  Gotha  1889  S. 38. 

^^  Im  Falle  freiwilliger  Verftusserung  wird  das  £igenthum  von  Grund- 
Rtücken  nur  durch  die  auf  Gnmd  eiser  Auflassung  erfolgte  Eintragung  des 
Eigenthumsüberganges  im  Grondbuche  erworben;  Gesetz  vom  1.  lAärz  1877 
(Ge8.-Samml.  1877  S.  9). 
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§  27. 
Anhalt. 

I.  Im  Herzogtham  Anhalt  richtet  sich  die  Zuständigkeit  zur 
NachlaBBbehandlung  nach  dem  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers. 
Bei  Todesfallen  yon  Personen,  welche  nur  yorübergehenden  Auf- 
enthalt hatten,  beschränkt  sich  daher  die  Thätigkeit  der  dortigen 
Behörden  in  der  Regel  auf  die  Sicherstellung  des  Nachlasses;  die 
Regnlirung  der  Erbschaft  selbst  wird  den  Heimathsbehörden  überlassen; 
ein  Unterschied  zwischen  In-  und  Ausländem   wird    nicht  gemacht. 

Die  zur  Nachlassregnlirung  zuständigen  Gerichtsbehörden  sind 
die  Amtsgerichte,  welchen  überhaupt  die  Vornahme  yon  Hand- 
lungen der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  mit  Einschluss  der  Aufnahme, 
Annahme  und  Verwahrung  letztwilliger  Verfügungen,  sowie 
des  gesammten  Hinterlegungswesens,  der  Führung  der  Handels-  etc. 
Register  und  der  Prüfung,  Bestätigung  und  Ausfertigung  der  die 
Aufhebung  und  Abänderung  yen  Familien-Fideikommissen  und  Familien- 
stiftungen aussprechenden  Familienschlüsse  zukommt.^) 

Im  Auftrage  des  Gerichtes  können  die  Gerichtsschreiber  an 
den  Amtsgerichten  und  die  GeriohtsyoUzieher  Siegelungen,  Ent- 
siegelungen und  Inyenturen  yomehmen. 

II.  Das  testamentarische  Erbrecht  wird  yom  gemeinen 
Rechte  beherrscht. 

Die  gesetzliche  Erbfolge  richtet  sich  nach  dem  gemeinen 
sächsischen  Rechte  und  nach  der  Anhaltischen  Landesordnung  yon 
1666.')     Sie  wird  durch  folgende  Bestimmungen  geregelt: 

1.  Stirbt  die  Ehefrau  yor  dem  Ehemann,  so  erbt  dieser  immer 
nur  deren  Mobilianrermögen.  Bei  Konkurrenz  mit  Kindern  muss 
er  denselben  den  Pflichttheil  herausgeben  oder  erfüllen,  wenn  das 
Immobiliaryermögen    den   Pflichttheil,    der   für   die  Kinder   stets  die 


*)  Ausführungsgesetz  vom  l(h  Mai  1879  zum  deutschen  Gerichts- 
verfassongsgesetze  (Anhaltische  6e8.-Samm].  1879  S.  427  ff.) ;  vgl.  hiezu  Gesetz 
vom  23.  Februar  1877,  Bearbeitung  der  Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit (Ges.-Samml.  1877  S.  255). 

Amtsgerichte  sind  erricntet  in: 

Dessau,   Oranienbaum,  Jessnitz,   Köthen,   S^rbst,   Coswig,   Rosslau, 
Bemburg.  Sondersleben,  Ballenstedt,  Harzgerode; 
Verordnung  vom   24.  März  1879,    die   Organisation   der   Amtsgerichte   betr. 
(Ge8..Samml.  1879  S.  421). 

*)  üeber  Rechtsqnellen  s.  Roth  a.  a.  0.  §  31;  Neubauer  a.  a.  0.  S.249, 
bzw.  8.  31. 


200  BeBonderer  Theil. 

Hüfte  des  NachlaBBes  betragt,  nicht  deckt.  Eltern  der  Bhefrau 
gegenüber  gewährt  er  nichts  Tom  Mobiliaryermdgen  zur  Bildung 
oder  Ergänzung  eines  Pfliohttheils. 

2.  Beim  Yorabsterben  des  Ehemanns  erhält  die  Ehefrau  eine 
sogenannte  statutarische  Portion,  bei  drei  oder  weniger  Kindern  den 
vierten  Theil  des  Nachlasses,  bei  mehr  Kindern  einen  Kindstheil. 
Sind  keine  Kinder  Torhanden  und  die  Ehefrau  hat  keine  das  gehabt, 
so  erhält  sie  den  dritten  Theil  dos  Nachlasses,  hatte  sie  eine  dos, 
den  vierten  Theil,  ohne  konferiren  zu  müssen.  Sind  Kinder  vor- 
handen und  hat  die  Ehefrau  eine  dos  eingebracht,  so  muss  sie 
diese  konferiren,  wenn  sie  ihre  statutarische  Portion  erben  will;  auf 
letztere  kann  sie  aber  verzichten  und  einfach  ihre  dos  dann  zurück- 
nehmen.^ 

3.  Falls  nur  Seitenverwandte  zur  Erbschaft  berufen,  so  greift 
der  J.-R,*A.  von  1529  Platz;  im  Uebrigen  gilt  gemeines  Recht  mit 
Bepräsentationsregel. 

Ferner  ist  in  der  Landesordnung  bestimmt:  a)  Halbbrüder  und 
Halbschwestern  schliessen  den  Oheim  und  die  Tante  des  Verstorbenen, 
auch  die  Kinder  der  ersteren  aus:  b)  Bruder  und  Schwester  von 
halber  Geburt  und  voUbürtige  Geschwisterkinder  werden  zugleich  zur 
Sukzession  zugelassen  und  zwar  nach  Köpfen. 

Die  Grundsätze  über  Erbschaftserwerb  sind  die  gemein- 
rechtlichen. 

lU.  Die  Bestimmungen  über  Erbschaftssteuer  sind  durch 
Gesetz  vom  13.  Februar  1874  neu  geregelt. 

Inländer  entrichten  von  Grundstücken,  welche  ausserhalb 
Landes  liegen,  keine  Steuer;  anderes  Vermögen  ist  erbsteuerpflichtig, 
wenn  im  Auslande  keine  oder  eine  geringere  Steuer  erhoben  wird; 
im  letzteren  Falle  findet  Anrechnung  statt. 

Ausländer  zahlen  von  Grundstücken,  welche  im  Inlande 
liegen,  immer  die  Steuer,  vom  anderen  Vermögen  im  Inlande  nicht, 
wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  verabfolgt  werden  soll,  Rezi- 
prozität beobachtet  wird. 

IV.  Vormundschafts-  und  Kuratelsaohen  gehören  zur 
Zuständigkeit   der    Amtsgerichte.      Eine  Vormundschaftsordnung   ist 

')  Diese  zum  Theil  fOr  den  Ueberlebenden  angfinstigen  Bestimmmigen 
können  durch  Erbvertr&ge  vermieden  werden.  Auch  hier  betrfigt  der 
Pflichtihei]  der  Kinder  die  Hälfte;  im  Uebrigen  gilt  gemeines  Recht.  Der 
Form  nach  gültig  sind  Erbverträge,  welche  vor  Gericht  oder  Notar  verlaut- 
hart  oder  sonst  vor  fOnf  Zeugen  errichtet  sind. 
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nieht  erlassen.  Tit.  33  der  Landesordnung  enthält  einzelne  Vor- 
schriften, welche  gemeinrechtlicher  Natur  sind.  Im  Uebrigen  gilt 
gemeines  Recht.     Wegen  Regelung  der  Vormundschaft   besteht   der 

12.  Mai 

StaatsTcrtrag  mit  Preussen  vom  — ;  1853  (Verordnung  Nr,  405 

der  Anhalt-Dessau-Kothen^schen  Gesetzsammlung). 

V.  Das  ffir  Anhalt  bestehende  einzige  Landgericht  in 
Dessau  ist  für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  das  Rechts- 
mittel der  Beschwerde  in  den  nach  Obigem  zur  Kompetenz  der 
Amtsgerichte  gehörigen  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Rechts- 
pflege zuständig. 

Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum 
Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts. 

Oberlandesgericht  für  das  Herzogthum  Anhalt  ist  nach 
StaatsYcrtrag  mit  Preussen  yom  9.  Oktober  1878,  bzw.  Gesetz  yom 
24.  März  1879  (Ges.-Samml.  S.  409)  das  k.  preussische  Oberlandes- 
gericht Naumburg  a.  S. 

VI.  Die  Notare  sind  berufen,  Thatsachen,  zu  deren  Wahr- 
nehmung sie  aufgefordert  werden,  zu  öffentlichem  Glauben  urkundlich 
festzustellen,  insbesondere  über  Rechtsgeschäfte  jeder  Art,  welche 
Yon  ihnen  Yorgenommen  oder  ihnen  Yon  den  Betheiligten  Yorgetragen 
werden,  auf  Verlangen  der  Betheiligten  öffentliche  Urkunden  auf- 
zunehmen oder  auszufertigen.  Insbesondere  sind  die  Notare  zur 
Aufnahme  Yon  Testamenten  befugt;  auch  werden  Testamente  durch 
Ueberreichung  an  den  Notar  mit  derselben  Gültigkeit  errichtet,  wie 
durch  Ueberreichung  an  den  Richter.  Die  Notare  sind  ferner  be- 
fugt, auf  Antrag  Ausbietungen  Yon  Grundstücken  und  beweglichen 
Sachen  zu  bewirken,  Siegelungen  und  Entsiegelungen  Yorzunehmen, 
Vermögens-  und  Nacblassyerzeichnisse  aufzunehmen.^) 


*)  Notariatsordnung  vom  11.  April  1877  (Anhaltische  Ges.-Saminl.  1877 
S.  323).  Vgl.  hiezu  Gesetz  vom  8.  April  1881,  betr.  die  Abänderung  des 
§  45  f.  der  Notariatsordnung  und  die  Ergänzung  der  Grundbuchordnung  vom 
16.  März  1877.  Hienach  können  nunmehr  auch  auf  Grund  solcher  Urkunden, 
von  welchen  nur  die  Unterschriften  notariell  beglaubigt  sind,  grundrichterliche 
Einträge  etc.  verfügt  werden. 

Das  Gesetz,  betr.  die  Einführung  von  Grundbüchern  Nr.  450  vom 
16.  März  1877  ist  nun  vollständig  in  allen  Kreisen  des  Herzogthums  aus- 
geführt.   Kardinalsatz  in  §  2: 

•  «Für  den  Erwerb  des  Grundeigenthums,  für  die  Begründung 
der  dinglichen  Rechte  und  Hypotheken  an  Grundstücken,   für  die 
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Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Notare  steht  zu:  1.  dem 
Staatsministeriam,  2.  dem  Präsidenten  des  Landgerichts.  Es  be- 
stehen  besondere  Bestimmungen  über  das  Disziplinarrerfahren.^) 

YII.  In  dem  zwischen  Anhalt  und  Preussen  abgeschlossenen 
Vertrage  rom  9./27.  September  1840  findet  sich  unter  Art.  33'  in 
Bezug  auf  Form  der  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todesfall  gleichlautend  dieselbe  Bestimmung,  wie  in  den  Ver- 
trägen Weimar's  mit  mehreren  anderen  Staaten,  s.  oben  S.  169. 


§  28. 
Schwarzburg-Rudolstadt. 

I.  Nach  den  Gesetzen  des  Fürstenthums  Schwarzburg-Rudol- 
stadt ist  zur  Behandlung  des  im  Fürstenthume  befindlichen  beweg- 
liohen  Nachlasses  eines  auswärtigen  Staatsangehörigen  das  inländische 
Gericht  dann  zuständig,  wenn  der  Verlebte  zur  Zeit  seines  Ablebens 
seinen  Wohnsitz  im  Lande  hatte.  Das  Gericht  des  Wohnsitzes  hat 
in  solchem  Falle  alle  zur  Regulirung  des  Nachlasses  erforderlichen 
Verfügungen  zu  treffen  und  den  Nachlass  den  naoh  dortigen  Gesetzen 
zur  Erbfolge  berechtigten  Personen  auszuantworten.  Andernfalls  trifft 
die  fürstliche  Gerichtsbehörde  die  zur  Sicherung  des  Nachlasses  etwa 
nöthigen  Massregeln  und  überlässt  die  eigentliche  Nachlassregulirung 
dem  auswärtigen  Gerichte  unter  Ausantwortung  des  Nachlasses. 

IL  Die  Nachlassregulirung,  früher  zur  Kompetenz  der 
Justizämter  und  Justizamtskommissionen  gehörig,  steht  nunmehr  nach 
§  2  des  Ausfährungsgesetzes  Tom  1.  Mai  1879  zum  deutschen  Ge- 
ricbtsyerfassungsgesetze  den  Amtsgerichten^)  zu. 


Zulegung,  Einsetzung  und  Abtrennung  von  Grundstücken  treten  an 
Stelle   des  Eintrags   in   die  Grundakten    und  der  richterlichen  Be- 
stätigung und  Konsensertheilung  (das  war  gemeines  Sacfasenrecht!) 
mit    ihren   Erfordernissen    und   Wirkungen   der   Eintrag    in   das 
Grundbuch,   die  Zuschreibung  und  Abschreibung  in  dem- 
selben.* 
')  Gesetz  vom  10./24.  Juli  1879,  Abänderung  der  Notariatsordnung  Nr.  541. 
')  Ueber  Rechtsquellen   s,  Roth   a.  a.  0.   §  32i    Neubauer  a.  a.  0. 
S.  251  ff.,  bzw.  8.  32. 

»)  Ges.-SammL  für  Schwaizburg-Rudolstadt,  Jahrg.  1879  S.  27  f.  Den 
Amtsgerichten  steht  insbesondere  auch  die  nach  Massgabe  der  Vormnndschafts- 
Ordnung  vorzunehmende  Versiegelung  des  Nachlasses  zu;  sie  können  jedoch 
die  Siegelung  und  Inventarisirung  dem  Gerichtsvollzieher  (vgl.  Geschäfts- 
anweisung für  die  Gerichtsvollzieher  vom  19.  August  1879,  §  118)  oder  einem 
Gemeindevorstande  übertragen.    In  dringenden  Fällen,  wenn  die  Befürchtung 
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III.  Die  Aufbewahrung  und  Eröffnung  letztwilliger  Ver- 
fügungen regelt  eine  Ministerialyerordnung  yom  Jahre  ISö?.*) 

Danach  erfolgt  die  Aufbewahrung  der  Testamente  im  gericht- 
lichen Depositum.^)  Ueber  die  Niederlegung  wird  dem  Testator  ein 
Rekognitionsschein  ausgestellt.  Wenn  binnen  sechs  Wochen  nach 
dem  notorischen  Ableben  des  Erblassers  Niemand  die  Eröffnung  des 
letzten  Willens  beantragt,  hat  der  Richter  you  Amtswegen  dazu  zu 
schreiten.  Sind  seit  der  Niederlegung  56  Jahre  verflossen,  ohne 
dass  die  Eröffnung  beantragt  oder  über  den  Tod  des  Testators  etwas 
Zuverlässiges  bekannt  geworden  ist,  so  ist  das  Vorhandensein  des 
Testaments  in  den  öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  machen  und  sind 
die  Intestaterben  zur  Stellung  des  Eröffnungsantrags  aufzufordern. 
Bleibt  diese  Aufforderung  erfolglos,  so  ist  das  Testament  von  Amts- 
wegen zu  eröffnen. 

IV.  Der  Antritt  der  Erbschaft  kann  zwar  sofort  nach 
dem  Tode  des  Erblassers  geschehen,  jedoch  findet  erst  nach  dem 
30.  Tage  die  obrigkeitliche  Regulirung  der  Erbschaft  statt.  Der 
Antritt  der  Erbschaft  begründet  allein  noch  nicht  den  Besitz  der 
zum  Nachlasse  gehörigen  Gegenstände,  sondern  dieser  muss  erst 
ergriffen  werden;^)  nach  den  Frankenhäuser  Statuten  weist  der 
Richter  den  Erben  in  den  Besitz  ein  (B.  III  Art.  7). 

An  den  Immobilien  geht  das  bürgerliche  Eigenthum  erst  durch 
Zuschreibung  auf  die  Erben  über,^)  und  zwar  bedarf  es  neben  der 
Zusehreibung  zum  Eigenthumserwerbe  nicht  noch  der'Uebergabe  des 
Besitzes. 

Die  Versiegelung  des  Nachlasses  findet  ausser  den  Fällen,  wo 
solche  wegen  der  Gläubiger  der  Errichtung  eines  förmlichen  Inventars 
vorhergeht,  dann  statt,  wenn  unter  den  Erben  Unmündige  oder  ihnen 


besteht,  dass  Nachlassgegenstände  verschleppt  werden  könnten,  haben  die 
Gemeindevorst&nde  ohne  Weiteres  die  Yerpflichtang,  fttr  Versiegelung  des 
Nachlasses  zu  sorgen  (vgl.  Geschäftsanweisung  für  die  Gemeindebehörden  vom 
15.  November  1888,  §  22). 

Amtsgerichte  siad  in: 

Rudolstadt,  Stadtilm,  Königsee,  Oberweissbach,  Leutenberg,  Franken- 
hausen und  Schloiheim; 
Verordnung  vom  14.  März  1879  (Ges.-Samml.  S.  79). 

')  Wird  in  der  Praxis  zur  2jeit  nicht  mehr  streng  beobachtet. 

^  Annahme  der  Testamente  kommt  den  Amtsgerichten  zu. 

*j  Sachsenspiegel  Bd.  I  Art.  22  und  Bd.  III  Art.  15,  sowie  erneuerte 
Sukzessionsordnung  Sxr  das  Fürsienthum  Schwarzburg-Rudolstadt  Art.  24. 

^  Gesetz,  betr.   die  gerichtliche  Uebereignung  unbeweglicher  Sachen 
vom  6.  Juni  1866,  §  1. 
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gleiohzaachtende  Personen,  die  keinen  Beyollmächtigten  bestellt  haben, 
sich  befinden  odeir  die  Erbschaft  an  Seitenverwandte,  bei  denen  wegen 
des  Erbrechts  noch  Zweifel  obwalten,  fallen  würde. ^) 
y.    Gesetzliche  Erbfolgeordnung:®) 

1.  Deszendenten, 

2.  Aszendenten, 

3.  Seitenyerwandte  bis  zum  7.  Grad. 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält,  wenn  keine  Kinder  vor- 
handen, im  Allgemeinen  den  ganzen  Nachlass,^)  jedoch  findet  nach 
der  Landessukzessionsordnung  von  1769  ein  Rückfallsrecht  der  Ver- 
wandten statt. 

Beim  Yorhandensein  von  Kindern  steht  dem  überlebenden  Ehe- 
gatten lediglich  die  Nutzniessung^^)  zu. 

Durch  die  Wiederverheirathung  des  überlebenden  Ehegatten 
wird  dieses  Niessbrauchsrecht  am  Vermögen  des  vorTerstorbenen 
Ehegatten  besohränkt. ^  ^) 

Des  Niessbrauchs-  und  Erbfolgerechts  wird  der  überlebende 
Ehegatte^  selbst  wenn  es  nicht  zur  Ehescheidung  gekommen  ist, 
wegen  Ehebruchs,  böslicher  Verlassung  und  dann  verlustig,  wenn  er 
dem  Verstorbenen  nach  dem  Leben  getrachtet  hat.^') 

VI.  In  Ansehung  der  Erbschaftsabgabe  ist  noch  immer 
das  Gesetz  vom  12.  Februar  1840  massgebend,  jedoch  in  Verbindung 
mit  Nachträgen  vom  8.  August  1879  und  2.  Dezember  1886,  der 
Ausführungsverordnung    vom    2.    Januar    1887,    sowie    Ministerial- 


^  Vormimdschaftsordnung  vom  13.  April  1818  §§  1 — 10;  Bamberg, 
Schwarzb.-Rudolst.  Privatr.»  S.  112  ff. 

'  Die  Versiegelimg  unterbleibt  selbst  in  den  genannten  Fällen,  wenn 
1.  der  Verstorbene  einen  Ehegatten  und  mit  demselben  erzeugte,  noch  in 
dessen  Brod  befindliche  Kinder  hinterlSsst  und  der  überlebende  Ehegatte  ein 
Verzeichniss  des  Nachlasses  einzureichen  verspricht,  2.  wenn  der  Überlebende 
Ehegatte  gesetzlicher  Erbe  des  Mobiliarvermögens  und  anwesend  ist,  3.  wenn 
der  Verstorbene  die  Versiegelung  unter  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Person, 
welcher  die  Obsorge  und  Aufisicht  über  den  Nachlass  anvertraut  worden, 
verboten  hat.  Ganz  abgesehen  bievon  findet  auch  zur  Sicherung  der  Erb- 
schaftsabgabe die  Versiegelung  statt  (Gesetz  vom  12.  November  1840). 

*)  Gesetz  vom  1,  November  1769  für  die  Oberherrschafb^  die  Franken- 
häuser Statuten  für  die  Unterherrschaft,  bezflglich  der  Erbfolge  der  fihegatten 
die  Statuten  von  Rudolstadt,  Blankenburg,  Teichel,  Stadtilm  und  Leutenberg. 

°)  Dieses  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten  kann  nach  Rudolstftdter 
und  Biankenburger  Statuten  durch  Testament  abgeändert  werden. 

'^)  Abweichend  hieven  die  Frankenhäuser  Statuten  bezüglich  der  Er- 
rungenschaffc,  welche  auch  in  diesem  Falle  Eigenthum  des  flberlebenden  Ehe- 
gatten wird;  vgl.  Bamberg,  Privatrecht,  §  146. 

»*)  Bamberg,  Privatrecht  §  146. 

•«)  Bamberg  §  147. 
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Yorordnungen  Tom  23.  Dezember  1887  und  22.  Oktober  1889,  durch 
welche  letzteren  jedoch  im  Wesentlichen  nur  die  Zuständigkeit  der 
Behörden   bei  Ermittelung   der  Erbschaftsabgabe  neu  geregelt  wird. 

Die  Feststellung  der  Nachlassabgabe  erfolgt  jetzt  durch  den 
nach  der  Geschäftsvertheilung  mit  der  Bearbeitung  Ton  Nachlass- 
sachen betrauten  Amtsrichter,  die  Einhebung  derselben  liegt  den 
Steuerämtem  ob. 

Der  Erbschaftsabgabe  ist  auch  unterworfen  das  im  Auslände  be- 
findliche Mobilianrermögen,  wohin  auch  Eapitalfordemngen  und  sonstige 
Attssenstände  zu  rechnen  sind.  Das  im  Auslande  gelegene  unbeweg- 
liche Vermögen  unterliegt  der  Erbschaftsabgabe  nicht.  Dagegen  ist 
dieselbe  yon  dem  im  Inlande  gelegenen  unbeweglichen  Gut  nebst 
dazu  gehörigem  Inyentar  auch  dann  zu  entrichten,  wenn'  dasselbe 
einen  Bestandtheil  des  Nachlasses  eines  verstorbenen  Ausländers 
bildet.^')  Milde  Stiftungen  und  Yermächtnisse  zu  Studien  und 
frommen  Zwecken  ausserhalb  Schwarzburg-Rudolstadt  sind  nicht  wie 
die  einheimischen  yon  der  Erbschaftsabgabe  befreit.  ^^) 

YII.  Das  Yormundschaftswesen  ist  geregelt  durch  die 
noch  gültige  Yormundschaftsordnung  yom  13.  April  1818  mit  Er- 
gänzung yom  15.  Noyember  1849  (Ges.-Samml.  1849  S.  241).  Yor- 
mundschaftsbehorden  sind  die  Amtsgerichte. 

Die  Amtsgerichte  können  auch  in  Fällen,  wo  keine  Yermogens- 
yerwaltung  nothwendig,  die  oberyormundschaftlichen  Geschäfte  den 
Gemeindeyorständen  übertragen. 

Einen  Unterschied  in  der  Behandlung  minderjähriger  oder 
ihnen  gleichzuachtender  Ausländer  yon  den  Inländern  kennt  das 
Gesetz  nicht. 

In  dem  Staat sy ertrage  mit  Sachsen-Meiningen  yom  13.  Juli  1860 
ist  in  Art.  33  allerdings  noch  besonders  heryoi^ehoben,  dass  die 
Bestellung  der  Personalyormundschaft  fGr  Minderjährige  oder  ihnen 
gleichzuachtende  Staatsangehörige  beider  Staaten  yor  die  Gerichte 
gehört,  wo  der  Pflegebefohlene  seinen  Wohnsitz  hat,  oder,  bei 
mangelndem  Wohnsitze,  wo  er  sich  aufhält  (Ges.-Samml.  1860  S.  39). 

YIII.  Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften 
zum  Zwecke  der  Legalisation  auf  diplomatischem  Wege  erfolgt  durch 
den  Präsidenten  des  Landgerichts  zu  Rudolstadt.^^) 


*")  Erbschaftsabgabengesetz  yom  12.  Februar  1840,  §  5. 

>«)  Daselbst  §  3  Ziff.  2. 

^')  Qemeinschaffcliches  Landgericht  fQr  das  FürstenÜiom  Schwarzburg- 
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IX.  Ein   Notariat   existirt   in    Schwarzburg-Rudolstadt  nicht 
(eine  Notariatsordnung  bisher  nicht  erlassen). 

X.  Die  Ton  Schwarzburg-Rudolstadt  abgeschlossenen  Yer- 

12.  Auffust 
träffe  mit  Preussen  vom  - — - — - —  1840,  Sachsen  Tom  20.  Juli 
^  8.  Oktober  ' 

1867,  Reuss  ä.  L.  yom  17.  Mai  1847,  Reuss  j.  L.  Tom  20.  Oktober 

1846,   Sachsen-Weimar   vom  9./18.  November  1881,    Sachsen- 

Altenburg   vom  14./28.  März  1832,-  Sachsen-Meiningen    vom 

20.  Dezember  1838  und  Saehsen-Kobnrg-Gotha  yom  26.  Janaar 

1843    enthalten    in  Bezug   auf  die   Form  der  Rechtsgeschäfte 

unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall  ganz  konform  in  Art.  33  die 

oben  bei  Sachsen- Weimar  S.  169  angegebenen  Bestimmungen. 


§  29. 
Schwarzburg-Sondershausen. 

I.  Im  Ffirstenthum  Sohwarzburg-Sondershausen  findet 
die  Erbregulirung  nicht  in  allen  Fällen  Ton  Amtswegen  statt. 
Der  Richter  wird  unaufgefordert  thätig^  sofern  einer  Erbschafts- 
besitzergreifung, welche  ohne  gerechtfertigten  Grund  oder  unred- 
licher Weise  erfolgen  würde,  yorzubeugen  ist,  insbesondere  wenn 
Minderjährige  oder  sonst  von  Amts  wegen  zu  Bevormundende  betheiligt, 
wenn  die  Erben  ungewiss,  unbekannt  oder,  ohne  Bevollmächtigte 
aufgestellt  zu  haben,  abwesend  sind.  In  solchen  Fällen  ist  die 
Versiegelung  durch  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser 
Vermögen  hinterlassen  hat,  gesetzlich  vorgeschrieben;  unter  obigen 
Voraussetzungen  findet  auch  die  Inventarisation  des  Nachlasses  statt. 
Ausgeschlossen  ist  jedoch  die  Versiegelung,  wenn  im  Sterbehause 
der  fiberlebende  Ehegatte  des  Erblassers  sich  befindet  oder  wenn 
letzterer  die  Versiegelung  ausdrftcklich  untersagt  hat.^) 


Rttdolstadt,  den  Herzogl.  Sachsen-Meiningen'schen  Kreis  Saalfeld  und  den 
Königl.  Preussischen  Kreis  Ziegenrück  (Vertrag  vom  17.  Oktober  1878,  Ges.- 
Samml.  1879  S.  65). 

*)  G^etz  vom  22.  Oktober  1835,  die  gerichtliche  Versiegelung  und 
Inventur  betr.  Wenn  am  Orte  des  Nachlasses  ein  Gericht  sich  nicht  befindet, 
geschieht  die  Versiegelnng  durch  den  Gemeindevorstand  und  eine  ürkunds- 
person;  Verordnung  vom  ^.  Januar  1867  (Ges.-Samml.  1857  S.  10);  auch  kann 
das  Gericht  die  Versiegelung  dem  Notare  oder  dem  Gemeindevorstande  über- 
tragen; Gesetz  vom  5.  April  1850  (Ges.-Samml.  1850  S.  287);  vgl.  auch  Ver- 
ordnung vom  29.  Mai  1876,  das  Vormundschaftowesen  betreffend. 
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Im  üebrigen  ist  jeder  gesetzliche  Erbe  befagt,  bei  demjenigen 
Amtsgerichte,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes 
den  allgemeinen  Gerichtsstand  gehabt  hat,  auf  Ausstellung  einer 
Erbbescheinigung  anzutragen  (Gesetz  vom  23.  Januar  1888, 
betr.  die  Ausstellung  gerichtlicher  Erbbescheinigungen,  ^)  §  1).  Auf 
Grund  einer  vorgelegten  Erbbescheinigung  kann  die  Ueberschreibung 
von  Rechten  des  Erblassers  in  öffentlichen  Büchern  (Grund-,  Hypo- 
thekenbüchem,  Handelsregistern  u.  s.  w.)  be¥rirkt  werden  (§  5 
Abs.  3  1.  c.).^)  Gehören  zu  dem  Nachlass  einer  Person,  welche  zur 
Zeit  ihres  Todes  im  FGrstenthum  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand 
hatte,  Grundstücke,  in  öffentliche  Bücher  eingetragene  Rechte  oder 
in  Verwahrung  einer  Fürstlichen  Behörde  befindliche  Gegenstände, 
so  ist  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  das  betreffende  Grundstück 
gelegen  ist,  das  öffentliche  Buch  geführt  oder  der  Gegenstand  ver- 
wahrt wird,  zur  Ausstellung  einer  Bescheinigung  zuständig,  welche 
den  Antragsteller  zur  Verfügung  über  das  Grundstück  oder  das  ein- 
getragene Recht  oder  zur  Empfangnahme  des  verwahrten  Gegen- 
standes ermächtigt  (§  7  1.  e.). 

Wenn  in  einer  letztwilligen  Verfügung  die  Erben  oder  sonstigen 
Berechtigten  nicht  mit  derjenigen  Bestimmtheit,  welche  zur  Be- 
schaffung der  Legitimation  erforderlich  ist,  bezeichnet  worden  sind, 
so  können  dieselben  bei  dem  zuständigen  Gericht  (s.  oben  §  1)  auf 
Ausstellung  einer  ergänzenden  Bescheinigung  antragen  (§8  1.  c.) 
Die    durch   eine   letztwillige  Verfügung   oder    einen   Erbvertrag   be- 


«)  Ges..Samml.  1888  S.  167. 

')  Vgl.  hiezn  Gesetz  über  den  Eigenthnmserwerb  und  die  dingliche 
Belastung  der  Grundstücke  vom  2.. August  1882^  die  Grundbuchordnung  vom 
gleichen  Tage  (Ges.-Samml.  S.  25  ff.)  und  Gesetz  vom  23.  Januar  1888,  betr. 
die  Abänderung  der  Gmndbuchordnung  (Ges.-Samml.  1888  S.  154).  Nach  §  50 
der  abgeänderten  Grundbuchordnung  eifolgt  die  Eintragung  des  Eigenthums 
gesetzlicher  Erben  an  den  zur  Erbschaft  gehörigen  Grundstücken  auf  Grund 
einer  Erbbescheinigung  des  zuat&ndigen  Gerichts.  Beruht  das  Erbrecht  auf 
einem  Erbvertrag  oder  einem  Testament,  so  muss  die  letztwillige  Verordnung 
oder  ein  bescheinigter  Auszug  aus  derselben  mit  der  Niederlegungs-  und  Ver- 
kündigungs-Verhandlung oder  den  sonst  zum  Nachweise  des  Erbrechts  erforder- 
lichen Urkunden  in  Ausfertigung  beigebracht  werden,  sofern  diese  Urkunden 
dem  Gmndbuchrichter  nicht  in  Urschrift  vorliegen. 

Das  Gesetz  vom  10.  März  1852,  betr.  Uebertragung  des  Eigenthums 
an  unbeweglichen  Sachen  (Ges.-Samml.  1852  S.  17),  wonach  das  Eigenthum 
an  unbeweglichen  Sachen  unter  Voraussetzung  eines  rechtmässigen  Erwerbs- 
titels mittels  Zuschreibung  durch  das  zuständige  Gericht  übertragen  wird,  gilt 
nur  in  solchen  Bezirken,  für  welche  Grundbücher  noch  nicht  angelegt  sind 
nnd  ist  im  Üebrigen  durch  vorbezeichnete  Gesetze  vom  8.  August  1882  und 
23.  Januar  1888  ersetzt. 
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dacbten  Personen  können  eine  Bescheinigung  über  das  Vorhanden- 
sein bzw.  den  Eintritt  aller  derjenigen  Thatsachen,  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  beantragen,  von  welchen  nach  dem  Gesetz  oder 
nach  dem  Inhalt  der  letztwilligen  VerfQgung  bzw.  des  Erbyertrags 
ihre  aus  diesen  abgeleiteten  Anspräche  abhängig  sind  (§  9  1.  o.). 
II.    Gesetzliche  Erbfolgeordnung.^) 

1.  Deszendenten. 

2.  Aszendenten,  ohne  Unterschied  der  Linie  nach  der  Nähe 
des  Grades. 

3.  Voll-  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren  Abkömmlinge ; 
die  Yollbürtigen  erhalten  doppelte  Kopf-  bzw.  Stammtheile, 
die  halbbürtigen  nur  einfache. 

4.  Alle  übrigen  Seiten^erwandten  nach  der  Nähe  des  Grades; 
die  Halbgeburt  tritt  jedoch  in  allen  Stufen  dieser  Klasse 
um  einen  Grad  zurück.  Gleich  nahe  Verwandte  theilen  nach 
Köpfen. 

5.  Wenn  keine  Verwandten  vorhanden,  oder  die  Yorhandenen 
über  den  siebenten  Grad  hinaus  mit  dem  Erblasser  ver- 
wandt sind,  erbt  der  Ehegatte  den  ganzen  Nachlass.  Beim 
Vorhandensein  von  Deszendenten  erhält  der  Ehegatte  ein 
Viertel  des  Nachlasses;  bei  mehr  als  drei  zunächst  ab- 
steigenden Hauptlinien  empfangt  er  nur  einen  Kopf-  resp. 
Stammtheil;  er  wird  Erbe  eines  Drittheils,  wenn  der  Ver- 
storbene Aszendenten,  voll-  oder  halbbürtige  Geschwister 
oder  deren  Abkömmlinge  hinterlässt;  bei  Konkurrenz  mit 
anderen  Seitenverwandten  erbt  er  die  Hälfte.  Im  Uebrigen 
hat  der  Ehegatte  den  Niessbrauch  am  Vermögen  der 
Kinder. 

6.  Die  uneheliche  Verwandtschaft  bewirkt  nur  auf  Seiten 
der  Mutter  und  ihrer  Verwandten  ein  wechselseitiges  Erb- 
recht gleich  der  ehelichen.  Durch  nachfolgende  Ehe  legiti- 
mirte  Kinder  stehen  den  ehelichen  gleich;  durch  Reskript 
legitimirte  gelangen  zur  Erbschaft  ihres  Vaters  und  um- 
gekehrt. 

7.  In  Ermangelung  sukzessionsfähiger  Verwandten  fällt  der 
Nachlass  dem  Fiskus  als  wahres  Erbe  zu. 


*)  Sukzessionaordnwig  für  das  Fürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen 
vom  8.  Dezember  1829. 
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III.  Die  formellen  Erfordernisse  für  gerichtliche  Testamente 
bestimmt  das  Gesetz  vom  22.  Mai  1833  (Ges.-Samml.  1833  S.  80) 
nebst  Nachtragsgesetzen  vom  30.  Dezember  1867  (Ges.-Samml.  S.  3) 
und  Tom  19.  Januar  1874  (Ges.-Samml.  S.  26).^) 

Die  Eröffnung  und  Bekanntmachung  eines  gerichtlichen  Testa- 
mentes steht  demjenigen  Gerichte  zu,  bei  welchem  das  Testament 
errichtet  worden  ist,  sowie  demjenigen,  in  dessen  Bezirke  der  Erb- 
lasser zur  Zeit  seines  Todes  den  allgemeinen  Gerichtsstand  gehabt 
hat.  Priyattestamente  sind  auf  Antrag  bei  dem  letzteren  zu  eröffnen 
und  bekannt  zu  machen  (Gesetz  yom  23.  Januar  1888,  betr.  die 
Eröffnung  und  Bekanntmachung  der  Testamente  (Ges.-Samml.  S.  160). 

lY.  Zuständig  zur  Behandlung  der  Nachlassachen  sind  die 
Amtsgerichte,  welchen  überhaupt  .die  Kompetenz  für  alle  An- 
gelegenheiten der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  zukommt.^ 

Y.  Die  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  ist  nunmehr  ge- 
regelt durch  das  Gesetz  yom  9.  Februar  1892,  betr.  die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuer.^)  Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten, 
welche  ausserhalb  des  Fürstenthums  liegen,  gehören  nicht  zur  steuer- 
pflichtigen Masse.  Yon  dem  Anfalle  inländischer  Grundstücke  oder 
Grundgerechtigkeiten  oder  deren  Nutzungen  ist  die  Steuer  zu  er- 
heben, ohne  Unterschied,  ob  der  Erblasser  bzw.  Schenkgeber  Inländer 
oder  Ausländer  war,  und  ob  derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Fürsten- 
thume  hatte  oder  nicht  (§  6  des  Gesetzes).  Anderes  als  das  yor- 
bezeichnete  Yermögen  ist  der  Steuer  unterworfen,  wenn  derjenige, 
yon  welchem  der  Erwerb  herrührt,  seinen  Wohnsitz  im  Fürstenthum 
hatte,  das  ausserhalb  des  Fürstenthums  belegene  Yermögen  indessen 
nur  dann,  wenn  dayon  in  dem  auswärtigen  Staate  keine  oder  eine 
geringere  Abgabe,  als  nach  den  Yorschriften  dieses  Gesetzes,  zu 
entrichten  ist.  Im  letzteren  Falle  wird  die  in  dem  auswärtigen 
Staate  erweislich  gezahlte  Abgabe  auf  die  inländische  Steuer  ab- 
gerechnet (§  7  1.  0.).  In  Bezug  auf  den  Nachlass  yon  Personen, 
welohe   in  solchen  Staaten  ihren  Wohnsitz   gehabt  haben   oder  An- 


')  S.  auch  unten  Nr.  IX. 

^  Aosf.-Ges.  zum  deutschen  G.-Y.-G.  yom  16.  Mai  1879  (Ges.-Samml. 
1879  S.  89  ff.). 

Amtsgerichte  sind  in: 

Sondershausen,  Ebeleben,  Grenssen,  Arnstadt  und  Gehren. 

7  Ge8.-Samml.  1892  S.  21  ff.  Hiezu  Ausf. -Verordnung  yom  10.  Februar 
1892  (Ge8.*Samml.  S.  85  ff.).  Durch  obiges  Gesetz  ist  das  Gesetz  yom 
20.  Dezember  1861,  betr.  die  EoUateralgelder-Abgabe  und  §  17  des  Ausf.-Ges. 
z.  R.-G.-Y.-G.  yom  16.  Mai  1879  aufgehoben. 

Böhm,  Intern.  Nachiaasbehandlung.  14 
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gehörige  solcher  Staaten  gewesen  sind,  in  welchen  die  Erbschafts- 
steuer nach  andern  als  den  in  §  7  angegebenen  Grundsätzen  erhoben 
wird,  kann  das  Fürstliche  Ministerium  zum  Zweck  der  Ausgleichung 
und  thunlichsten  Vermeidung  yon  Doppelbesteuerungen  Abweichungen 
Yon  der  Vorschrift  des  §  7  in  der  Art  anordnen:  1.  dass  die  Er- 
hebung der  inländischen  Erbschaftssteuer  für  das  nicht  in  Qrund- 
stücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Vermögen  unabhängig 
Yon  dem  Wohnsitz  des  Erblassers  zu  erfolgen  hat^  sofern  derselbe 
Sohwarzburg-Sondershausen^scher  Staatsangehöriger  war;  2.  dass  die 
Erhebung  der  inländischen  Erbschaftssteuer  für  das  nicht  in  Grund- 
stücken oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Vermögen,  unabhängig 
von  dem  Wohnsitz  und  .der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers,  zu 
erfolgen  hat,  falls  das  Vermögen  im  Fürstenthum  sich  befindet 
(§  8  1.  c).  Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  §§  6 
bis  8  steuerfreien  oder  steuerpflichtigen  Theile  der  Masse  haften, 
kommen  nur  bei  diesem  Theile,  Schulden  und  Lasten,  welche  vor- 
zugsweise auf  einem  steuerfreien  oder  yorzugsweise  auf  einem  steuer- 
pflichtigen Theile  der  Masse  haften,  kommen  yon  letzterem  nur  nach 
dem  Verhältniss  dieses  Theils  zur  gesammten  Masse  in  Abzug  (§  9  1.  c). 

VI.  Als  für  die  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit  zuständig  sind 
die  Amtsgerichte  auch  die  ob eryormund schaftlichen  Behörden; 
sie  haben  jedoch  das  Recht,  die  Führung  der  oberyormundsohaft- 
lichen  Aufsicht  in  solchen  Vormundschaftssachen,  die  mit  keiner 
Vermögensyerwaltung  yerbunden  sind,  den  Gemeindeyorständen  zu 
übertragen.^) 

Vir.  Gegen  Verfügungen  der  Amtsgerichte  in  allen  Angelegen- 
heiten der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  ist  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde    an    das  Landgericht   als   letzte  Instanz  gegeben.') 

VIII.  Das  Amt  der  Notare  wird  nach  der  Notariatsordnung 
yom  9.  Januar  1872  bzw.  Gesetz  yom  24.  Januar  1888,  die  Ab- 
änderung der  Notaria^sordnung  betr.^^)  den  Rechtsanwälten  duroh 
landesherrliches  Reskript  yerliehen.    Die  yon  den  Notaren  innei^halb 


«)  Gesetz  vom  5.  April  1850  (Ges.-Samml.  1850  8.  287);  Vormund- 
schaftsordnung  vom  7.  April  1800  (Ges.-Samml.  1839  S.  11);  Verordnung  vom 
24.  Januar  1857,  Abhülfe  einiger  Mängel  im  Vormundschafbswesen  (Ges.-Sanunl. 
1857  S.  11)  und  Verordnung  vom  29.  Mai  1876,  das  Vormundschaftswesen 
betr.  (Ges.-Samml.  1876  S.  121). 

*)  Das   Landgericht    ist    in    Erfurt    und    fElhrt    die    Bezeichnung 
«königl.  preussisches  Landgericht  für  das  Fürstenthum  Schwarzburg-Sonders- 
hausen**;  Oberlandesgericht  in  Naumburg. 
")  Ges..Samml.  1872  S.  15  und  1888  S.  67. 
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ihreg  BefugntsskreifleB  gesetzmässig  aufgenommenen  Protokolle,  auB- 
gestelUen  Ausfertigungen  und  Zeugnisse  haben  die  Kraft  öffentlicher 
Urkunden. 

Zu  protokollarischen  Verhandlungen  hat  der  Notar  zwei  Zeugen 
(Notariatszeugen)  oder  statt  deren  einen  zweiten  inländischen  Notar 
beizuziehen.  Der  Zuziehung  der  Zeugen  oder  eines  zweiten  Notars 
bedarf  es  nicht  bei  Beurkundung  von  Verhandlungen  der  General- 
yersammlungen  der  Handelsgesellschaften,  Genossenschaften  und 
anderer  Personenvereine,  sowie  bei  der  Aufnahme  von  Wechsel- 
protesten und  Protesten  in  Handelssachen.  Bei  der  Beglaubigung 
und  Anerkennung  Yon  Unterschriften  bedarf  es  weder  der  Zuziehung 
Yon  Zeugen  oder  eines  Notars,  noch  der  Aufnahme  eines  formlichen 
Protokolls. 

Testaments-Aufnahme  und  Niederlegung  gehören  nicht  zum 
Qeschäftskreis  der  Notare. 

IX.    Gleich    dem    von    Schwarzburg-Sondershausen    mit 

Sachsen-Weimar  abgeschlossenen  Vertrage  vom  6./16.  September 

1831  (s.  oben  S.  169)    finden   sich   in  Bezug  auf   die  Form   yon 

Rechtsgeschäften  unter  Lebenden    und   auf  den  Todesfall 

ganz   konforme    Bestimmungen   in   dem.  Vertrage   des   Ffirstenthums 

18.  Noyember 

mit  Preussen  vom  — - — ;;^ ; —  1843,  Art.  33, 

16.  Dezember 


§  30. 

Waldeck. 

In  den  Fürstenthümern  Waldeck  und  Pyrmont^)  sind  zur 
Nachlassbehandlung,  wie  überhaupt  für  Geschäfte  der  nicht- 
streitigen  Gerichtsbarkeit  mit  Einschluss  des  Vormundschafts- 
wesens die  Amtsgerichte  zuständig.') 

^)  Die  Verwaltung  der  Fürstenthümer  ist  seit  1867  auf  Preussen  über- 
gegangen; s.  Staatsveitrag  vom  18.  Juli  1867  (Waldecker  Reg.-Bl.  1867 
S.  133  und  Staatsvertrag  vom  2.  März  1887  (Waldecker  Reg.-Bl.  1887  S.  21). 
*)  Gesetz  vom  1.  September  1879,  durch  welches  das  preussiscbe  Aus- 
fllhnmgsgesetz  vom  24.  April  1878  zum  deutschen  Qerichtsverfassungsgesetze 
für  die  Fürstenthümer  Waldeck  und  Pyrmont  eingeführt  ist  (Waldecker 
Beg..Bl.  1879  S.  79). 

Amtsgerichte  sind  in: 

Pyrmont  (Landgericht  Hannover  mid  Oberlandesgericht  Gelle),  Cor- 
bach  und  Arolsen  (zum  Landgerichte  und  Oberlimdesgericht  Cassel 
gehörig)  und  Niederwildungen. 
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Die  Ffirstenthfimer  Waldeck  und  Pyrmont  gehören  zam 
Gebiet  des  gemeinen  Rechts,  welches  für  Angelegenheiten  des  Erb- 
rechtes in  allen  materiellen  Beziehungen  Platz  greift.')  Nur  die 
Erbfolge  in  Bauerngüter  ist  durch  die  Ehepakten-Yerordnung  yom 
9.  Januar  1736  und  Gesetze  vom  17.  Dezember  1830  und  24.  September 
1851  speziell  nach  dem  System  des  Anerbenrechts  geordnet  worden. 
Insoweit  ist  Einkindschaft  unter  den  Kindern  mehrerer  Ehen,  eyent. 
mit  zu  bestimmendem  Vormund  der  Kinder  erster  Ehe,  gesetzlich 
bestimmt,  Gesetz  vom  24.  August  1839  (Reg.-Bl.  S.'50).  Im  üebrigen 
findet  kein  Unterschied  statt  zwischen  beweglichem  und  unbeweg- 
lichem Nachlass,  die  Erbk lassen  des  romischen  Rechtes  gelten. 

Die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  über  Testirfähigkeit 
finden  Anwendung.  Das  Testament  wird  verschlossen  dem  Gericht 
überreicht  oder  Yor  demselben  zu  Protokoll  erklärt;  ausserhalb  des 
Gerichts  hat  der  Richter  für  die  Aufnahme  der  letztwilligen  Yer- 
f&gungen  zwei  Urkundspersonen  zum  Akt  beizuziehen.  Ueberreichung 
durch  einen  Bevollmächtigten  ist  unstatthaft  (Verordnung  vom  20.  Mai 
1831,  Nachtrag  vom  6.  Mai  1833  und  Deklaration  vom  2.  Juli  1834). 

Durch  Waldecker  Gesetz  vom  26.  Januar  1881  (Wald.  Reg.-Bl. 
S.  68  ff.)  ist  das  Preussische  Gesetz  vom  12.  März  1869,  betr.  die 
Ausstellung  gerichtlicher  Erbbescheinigungen,  eingeführt, 
worüber  das  Nähere  oben  S.  76. 

Erbschaftssteuer  wird  nicht  erhoben. 

Für  das  Vormundsehaftswesen  gilt  noch  die  Vormund- 
Bchaftsordnung  vom  6.  März  1802  mit  Zusätzen  von  1807,  1816, 
1829,  1833  und  1844. 

Notariat  ist  nicht  vorhanden. 

§  31. 
Reuss  älterer  Linie. 

I.  Im  FOrstenthum  Reuss  älterer  Linie^)  gilt  in  Bezug 
auf  die    Behandlung   des  Nachlasses   im   Allgemeinen   als  Regel, 


*)  Auch  das  eheliclie  Gfiterrecht  regelt  sich,  soweit  nicht  bäuerliches 
Recht  in  Frage  kommt,  mangels  besonderer  Festsetzung  vollständig  nach  dem 
rOmisch-rechÜichen  Dotalsystom.  Das  Grundbuchwesen  ist  durch  Gesetz 
vom  25.  Januar  1881  (Waidecker  Reg.-Bl.  S.  7)  geregelt.  Zum  Näheren  s. 
Weigel,  Waldecker  Landesrecht  1846. 

^)  Ueber  Reohtequellen  für  die  Reussischen  Füratenthflmer  s.  v.  Roth 
a.  a.  0.  §  33;  Neubauer  a.  a.  0.  S.  256,  bzw.  S.  36. 
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dasa  die  Begalimng  der  ErbBcbaft  da  za  pflegen  ist,  wo  der  Erb- 
lasser aar  Zeit  seines  Ablebens  seinen  personlichen  Gerichtsstand 
hatte,  also  bei  dem  Gerichte  des  letzten  Wohnsitzes;  solches  gilt 
auch  in  Ansehung  des  Nachlasses  der  Fremden,  ohne  Rücksicht 
auf  das  HeimathsTerhältniss.  Desgleichen  unterliegt  das  ausser- 
halb des  Landes  befindliche  bewegliche  und  unbewegliche  Ver- 
mögen eines  Erblassers,  der  zur  Zeit  seines  Ablebens  Wohnsitz  im 
Fürstenthume  hatte,  den  dortigen  Gesetzen;  das  im  Fürstenthume 
befindliche  Yermogen  eines  Erblassers,  der  im  Auslande  Domizil 
gehabt  hat,  ist  hinsichtlich  der  Erbfolge  lediglich  nach  den  Gesetzen 
des  Wohnsitzstaates  zu  behandeln.  Hatte  der  Erblasser  zur  Zeit 
seines  Ablebens  zugleich  im  Fürstenthume  und  im  Auslande  einen 
ordentlichen  Gerichtsstand,  so  treten  hinsichtlich  der  Erbfolge  die 
Gesetze  desjenigen  Domizilsortes  ein,  an  welchem  der  Verstorbene 
zuletzt  wirklich  sich  aufgehalten  hat.') 

Partikuläre  ßestimmungen  bestehen  hinsichtlich  der  Fragen, 
ob  und  in  welchen  Fällen  offizielle  Einmischung  der  Gerichte  in 
Naehlassaohen  und  die  Siegelung  von  Amtswegen  stattfindet,  des- 
gleichen bezüglich  der  aktiren  Testirfahigkeit  nicht;  es  gilt  hiefür 
das  gemeine  Recht  als  gesetzliche  Grundlage. 

II.  Nachlassbehorden  sind  die  Amtsgerichte,  welchen 
auch  die  Geschäfte  der  Oberyormundschaft  und  sonstige  Rechts- 
handlungen der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  zukommen.  Die  zweite 
und  letzte  Instanz  in  diesen  Angelegenheiten  bildet  das  das  ganze  Gebiet 
des  Fürstenthums  Reuss  ä.  L.  umfassende  Landgericht  in  Greiz.^) 

n.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

1.  Deszendenten. 

2.  Eltern. 

3.  Vollbürtige  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren  Des- 
zendenten. 

4.  Grosseltem,  Urgrosseltem  und  noch  entferntere  Voreltern. 

5.  Die  Seitenverwandten  der  aufsteigenden  Linien. 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält,  ohne  Unterschied,  ob 
er  eigenes  Vermögen  besitzt   oder   nicht,   bei  dem  Zusammentreffen 


^  Gesetz  vom  22.  Januar  1841,  die  gesetzliche  Erbfolge  betr.,  §  149. 
Die  obigen  BestimmuDgen  gelten  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 
Gesetzes  nur,  sofern  nicht  Staatsverträge  oder  besondere  fremde  Laodes- 
gesetze  entgegenstehen  oder  ein  Anderes  bestimmen,  in  welchem  Falle  diese 
beobachtet  werden  sollen.    S.  unten  Nr.  VI. 

*)  Gesetz  vom  21.  November  1878  über  Veränderungen  in  der  Gerichts- 
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a)  mit  Dessendenten  des  ErblaBBors  einen  vollen  Kindstheil,  b)  mit 
Qesohwigtem  oder  deren  Deszendenten,  Eltern  oder  Voreltern  die 
Hälfte  des  NacHlasseB  und  e)  das  Ganze,  wenn  nur  Seitenyerwandte 
der  aufsteigenden  Linien  vorhanden  sind/) 

IIL   Erbschaftssteuer. 

Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche  ausserhalb 
des  Landes  liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  Masse« 
Anderes  im  Auslande  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher 
bei  seinem  Ableben  Inländer  war,  unterliegt  der  Versteuerung,  falls 
davon  im  Auslande  keine  oder  eine  geringere  Erbschaftssteuer  als 
im  Inlande  zu  entrichten  ist.  In  letzterem  Falle  findet  die  An- 
reohnung  der  im  Auslände  erweislich  gezahlten  Erbschaftssteuer  auf 
die  inländische  Steuer  statt. 

Von  dem  Anfall  inländischer  Grundstücke,  Grundgerechtig- 
keiten oder  deren  Nutzungen  wird  die  Erbschaftssteuer  erhoben, 
ohne  Unterschied,  ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  war, 
und  ob  derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht. 
Anderes  im  Inlande  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher 
bei  seinem  Ableben  Ausländer  war,  unterliegt  der  Versteuerung  nicht, 
wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  verabfolgt  werden  soll,  die 
gleiche  Bücksicht  hinsichtlich  des  Nachlasses  von  Angehörigen  des 
Ffirstenthums  beobachtet  wird.^) 

Bezüglich  des  Verhältnisses  zum  Fürstenthum  Beuss  j.  L.  s. 
unten  S.  218. 

IV.  Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unter- 
schriften zum  Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  er- 
folgt durch  den  Präsidenten  des  Landgerichts. 

V.  Das  Notariat  ist  in  der  Begel  mit  der  Anwaltschaft  ver- 
bunden. Die  Aufsicht  über  die  Notare  übt  das  Landgerichtspräsidium 
aus.^  Der  Wirkungskreis  der  Notare  ist  der  gemeinrechtliche  und 
beruht  auf  der  Beichsnotariatsordnung  vom  8.  Oktober  1512. 


ofganisation  und  Gesetz  vom  16.  April  1879,   die  AusfOhrung   des  deutschen 
G.-V.-G.  betr.  (Ges.-Samml.  des  FürstenthumB  Reuss  ä.  L.  1879  S.  71). 

Amtsgerichte  sind  in: 

Greiz,  Zeulenroda  und  Burgk. 

Oberlandesgericht  gemeinschaftlich  mit  den  übrigen  thüringischen 
Staaten  in  Jena. 

*)  Gesetz  vom  22.  Januar  1841,   die  gesetzliche  Erbfolge  betr.,  §§  28 
und  56. 

^)  Gesetz  vom  3.  Mftrz  1875,  die  Erbschaftssteuer  betr.,  §§  8  u.  9. 

•)  Gesetz  vom  16.  AprU  1879,  §  51. 
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VI.   In  doQ  Ton  Benss  ä.  L.   abgeschlossenen  Verträgen  mit 

„  26.  November  ,  ^  ,  ^     ^ 

Preassen   vom    ^^    _ —  1845,    Sachsen   vom   22.  Oktober 

10.  Dezember 

1845f  Sachsen-Weimar  vom  2./31.  Janaar  1847,  Sachsen-Alten- 

_  19.  Jnni  ^^^„       ,  .,      ,  ,,    .    . 

bürg  vom  — - — ----  1847  und  Sachsen-Meinincren  vom  81.  Juli 

1.  Juli  ^ 

1833  ist  überall  gleichlautend  bestimmt,  dass  in  Bezug  auf  die 
Form  von  Rechtsgeschfiften  unter  Lebenden  und  auf  den 
Todesfall  die  Gesetze  des  Ortes,  wo  die  Rechtsgesehäfte  ein* 
gegangen  sind,  massgebend  sind,  dass  aber,  wenn  nach  der  Ver- 
fassung des  einen  oder  anderen  Staates  die  Qültigkeit  einer  Hand- 
lung allein  von  der  Aufnahme  vor  einer  bestimmten  Behörde  in 
demselben  abhangt,  es  hiebei  auch  sein  Bewenden  hat. 


§  32. 
Reuss  jüngerer  Linie. 

I.  Im  Fürstenthum  Reuss  jüngerer  Linie  gilt  in  Ansehung 
der  Behandlung  des  Nachlasses  eines  fremden  Staatsangehörigen 
derselbe  Grundsatz,  wie  im  Fürstenthum  Reuss  ä.  L.  Die  Regulirung 
einer  Erbschaft  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Verstorbenen  von  demjenigen  Gerichte  vorgenommen,  in  dessen  Bezirk 
der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  sein  Domizil  hatte. 

Das  ausserhalb  des  Landes  befindliche  bewegliche  wie  un- 
bewegliche Vermögen  eines  Erblassers,  der  zur  Zeit  seines  Ablebens 
Domizil  im  Fürstenthume  hatte,  wird  nach  den  dortigen  Gesetzen 
behandelt,  soweit  nicht  Staatsverträge  oder  die  besonderen  fremden 
Landesgesetze  ein  Anderes  bestimmen.  Ebenso  unterliegt  das  im 
Lande  befindliche  Vermögen  eines  im  Auslande  domizilirten  Erb- 
lassers vorbehaltlich  etwaiger  Staatsverträge  oder  der  Reziprozität 
bei  abweichenden  Bestimmungen  fremder  Landesgesetze  le^diglich  den 
Gesetzen  des  Domizilstaates.  Bei  doppeltem  Domizil,  im  Fürsten- 
thum und  im  Auslände,  treten  die  Gesetze  desjenigen  Domizils,  wo 
der  Erblasser  zuletzt  sieh  aufgehalten  hat,  ein.^) 


')  Gesetz  vom  10.  Dezember  1853,  die  Intestaterbfolge  betr.,  §  162 
fGes.-Samml.  für  das  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  Bd.  X  S.  170);  Fischer,  Sanmi- 
lung  von  Landesgesetzen  für  Reuss  j.  L.  I.  Tbl.  1891  S.  73. 
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n.   Oesetzliohe  Erbfolgeordnung: 

1.  Deszendenten. 

2.  Die  Eltern. 

3.  Des  Erblassers  voUbürtige  und  halbbürtige  Qeschwister  und 
deren  Abkömmlinge;  jedoch  sind  beim  Zusammentreffen 
YoUbürtiger  und  halbbürtiger  jedes  der  ersteren  für  zwei 
Personen  zu  rechnen. 

4.  Die  Grosselteniy  ürgrosseltem  oder  noch  entfernteren  Vor- 
eltern, wobei  die  dem  Grade  nach  näheren  die  entfernteren 
auBschliessen. 

5.  Die  Seitenverwandten  der  aufsteigenden  Linien,  wobei  dem- 
jenigen der  Vorzug  gebührt,  welcher  mit  dem  Erblasser 
einen  näheren  gemeinschaftlichen  Vorfahr  (Stammvater  oder 
Stammutter)  hat,  als  die  übrigen;  unter  mehreren  in  dieser 
Hinsicht  gleich  nahen  schliesst  derjenige  die  andern  aus, 
welcher  dem  Erblasser  dem  Grade  nach  am  nächsten  steht. 
Bei  Konkurrenz  von  voll-  und  halbbürtigen  erhalten  von 
ersteren  jeder  zwei  Kopftheile.^) 

Uneheliche  Kinder  haben  Erbrecht  an  dem  Vermögen  ihrer 
Mutter  und  der  mütterlichen  Voreltern,  desgleichen  sämmtlicher  Seiten- 
verwandten von  mütterlicher  Seite,  gleichviel  ob  sie  allein  vorhanden 
sind  oder  mit  ehelichen  zusammentreffen.  An  dem  Nachlasse  des 
Vaters,  soweit  dieser  nicht  darüber  verfügt  hat,  gebührt  ihnen  (und 
wenn  es  mehrere  sind,  auch  nur  allen  zusammen)  ein  gesetzliches  Erb- 
recht auf  den  sechsten  Theil,  wenn  keine  Pflichttheilsberechtigten  vor- 
handen sind  und  wenn  die  Vaterschaft  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
durch  dessen  Anerkenntniss  oder  durch  rechtskräftige  Entscheidung 
ausser  Zweifel  gesetzt  worden  ist;  dagegen  sind  sie  von  der  Erb- 
folge in  das  Vermögen  der  väterlichen  Verwandten  ausgeschlossen.^) 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält  ohne  Unterschied,  ob  er 
eigenes  Vermögen  besitzt  oder  nicht,  bei  dem  Zusammentreffen: 

1.  mit  Abkömmlingen  des  Erblassers  einen  vollen  Kindstheil, 
wenti  drei  oder  weniger  Erbstämme  von  Abkömmlingen 
konkurriren,  den  vierten  Theil,  wenn  vier  oder  mehr  Erb- 
stämme von  Abkömmlingen  vorhanden  sind; 

2.  mit  den  Eltern  die  Hälfte  des  Nachlasses; 


^  Gesetz  vom  10.  Dezember  1853,  die  Intestaterbfolge  betr.  (s.  Note  1), 


§§29 

»)  §§  20  ff.  1.  c 
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3.  zwei  Brittheile    im    Zusammentreffeii    mit   Yorelteni,    Oe- 
sohwistem  oder  deren  Abkömmlingen; 

4.  das   (jhinze,   wenn   nur   SeitenTerwandte   der   aufsteigenden 
Linie  vorhanden  sind«^) 

Erbloser  Nachlass  fallt  dem  Fiskus  anheim,  welcher  alle 
Rechte  und  Yerbindlichkeiten  eines  gesetzlichen  Erben  hat.^) 

m.  Erworben  wird  die  Erbschaft  durch  ausdrückliche  Er- 
klärung oder  konkludente  Handlungen  des  Berufenen.  Nichterklilrung 
innerhalb  der  gesetzten  Frist  gilt  fir  Ausschlagung.^) 

rV.  Ueber  Testamentsformen  und  Testirfähigkeit  gelten 
die  Normen  des  gemeinen  sächsischen  Rechts  und  subsidiär  des  in 
Deutschland  geltenden  gemeinen  Rechts.^) 

Y.  Bezüglich  der  Kollateralerbsteuer,  soweit  hiebei  das 
Yerhältniss  zum  Auslande  in  Betracht  kommt,  bestimmt  das  Gesetz 
Tom  13.  Oktober  1849,  die  Abgabe  you  Kollateralerbschaftsfällen 
betr.  (aes.-Samml.  YIU  S.  21  ff.;  Fischer  a.  a.  O.  S.  126),  in 
6 — 11  Folgendes: 

Im  Auslande  gelegene  Immobilien  kommen  bei  Entrichtung  der 


*)  g§  57  ff.  1.  c. 
5  II  153  ff.  1.  c. 

^  §§  125—129,  132,  151  1.  c,  woselbst  auch  Näheres  über  die  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars. 

Offizielle  Einmischung  des  Nachlassgerichts  (bzw.  der  Grandbuchs- 
behörde) findet  statt,  wenn  mindeij&hrige  oder  aus  einem  anderen  Gmnde  zn 
bevormundende  Personen  als  Erben  konkurriren,  wenn  Grundstücke  zum  Nach- 
läse gehören  (behufs  der  Berichtigong  der  Grund-  und  Hypothekenbücher), 
wenn  kein  Erbe  da  ist,  der  Aufsicht  über  den  Nachlass  führt,  wenn  Kollateral- 
erbsteuer  vom  ganzen  oder  von  einem  quotativen  Theile  des  Nachlasses  zu 
entrichten  ist,  wenn  von  Erbinteressenten  auf  gerichtliche  Regulimng  des 
Nachlasses  angetragen  wird  oder  eine  solche  testamentarisch  angeordnet  ist. 
Siegelung  und  Inventarisirung  tritt  ein,  wenn  kein  Erbe  gegen- 
wärtig ist,  der  über  den  Nachlass  Aufsicht  führt  oder  wenn  solche  von  den 
Erben  aus  gerechtfertigten  Gründen  beantragt  wird. 

^  Das  Gesetz  vom  12.  September  1879,  die  Besetzung  der  Gerichts- 
bank in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betr.  (Ges.-Samml. 
Bd.  XIX  118),  bestimmt  in  §  2: 

n Verhandlungen,   welche   die   Errichtung,   Niederlegung   oder 

Zurücknahme    letztwilliger  YerfQgungeii,    einschliesslich    der    Erb- 

vertrftge,  Schenkung  auf  den  Todesfall  und  solcher  Ehestiftungen, 

worin   die   künftige  Erbfolge   bestimmt   wird,    betreffen,  sind   von 

einem  richterlichen  Beamten  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten 

Protokollführers  oder  anstatt  des  letzteren  zweier  Urkundspersonen 

vorzunehmen. '^ 

Die  Verordnung  vom   5.  Dezember   1825  (Ges.-Samml.  Bd.  I  S.  120; 

Fischer  a.  a.  O.  S.  73)  bestätigt  die  Gültigkeit  aller  privatim  (ohne  alle 

weitere  Förmlichkeit,  insonderheit  ohne  Zuziehmig  von  Zeugen)  errichteten 

Kodizille,  wenn  sie  in  einem  zu  Recht  beständigen  Tesiamcnto  bestätigt  sind. 

S.  auch  unter  Nr.  VlII. 
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Abgabe  nie  in  Anschlag.  Dagegen  unterliogi  der  Abgabe  der  ganze 
übrige  Naohlass,  ohne  Unterschied,  wo  sich  derselbe  befindet,  mit 
AasBchluss  jedoch  des  Inventars  ausländischer  Orundbesitsungen. 

Hat  der  Erblasser  im  Auslande  gewohnt,  in  dem  Fürstenthum 
Reuss  j.  L.  aber  Immobilien  hinterlassen,  so  sind  diese  mit  dem 
dazu  gehörigen  Inventar  der  Abgabe  unterworfen.  Hat  aber  ein 
Erblasser  neben  seinem  Wohnsitze  im  Auslande  auch  im  Fürsten- 
thum einen  solchen  gehabt,  so  unterliegen  auch  die  übrigen  Gegen- 
stände des  Nachlasses  mit  Ausnahme  der  ausländischen  Immobilien 
unter  gewissen  Einschränkungen  der  Abgabe. 

Wenn  irgendwo  Angehörige  des  Fürstenthums,  welche  in  einem 
fremden  Staate  erben,  dort  höheren  Abgaben  unterliegen,  als  die 
eigenen  Staatsangehörigen,  so  sollen  die  Angehörigen  eines  solchen 
Staates,  wenn  sie  im  Fürstenthum  erben,  in  gleichem  Maasse  höher 
besteuert  werden,  als  die  eigenen  Angehörigen. 

Nach  §  6  des  genannten  Gesetzes  bleiben  ausländische  Kirchen 
und  milde  Stiftungen  in  Ansehung  der  ihnen  aus  dem  Fürstenthum 
anfallenden  Erbschaften  und  Vermächtnisse  mit  Einschluss  der  zu 
frommen  und  gemeinnützigen  Zwecken  oder  behufs  der  Studien  aus- 
gesetzten Vermächtnisse  und  Pensionen  von  der  Kollateralerbsteuer 
befreit,  sofern  mit  den  betreflEenden  ausländischen  Staaten  Ueberein- 
künfte  über  gegenseitige  Abgabenfreiheit  bestehen.  Nach  Z.  4  der 
ErlättterungsYorordnung  zum  KoUateralsteuergesetz  vom  14.  Juni  1852 
(Ges.-Samml.  Bd.  IX  S.  13;  Fischer  a.  a.  O.  S.  138)  haben  die- 
jenigen (inländischen)  Erbnehmer,  welchen  ohne  Interzession  dies- 
seitiger Behörden  Erbschaften  und  Vermächtnisse,  insoweit  solche 
der  gesetzlichen  Abgabe  unterliegen,  aus  dem  Auslande  anfallen, 
dies  längstens  binnen  drei  Monaten  nach  erlangter  Kenntniss  bei 
der  zuständigen  Gerichtsbehörde  anzuzeigen,  widrigenfalls  sie  mit 
dem  doppelten  Betrage  der  zu  entrichtenden  Erbschaftsabgaben  be- 
legt werden. 

Durch  Gesetz  vom  20.  Dezember  1880  (Ges.-Samml.  Bd.  XIX 
S.  237;  Fischer  a.  a.  0.  S.  139)  ist  die  KoUateralsteuerpflicht  auf 
Schenkungen  unter  Lebenden,  einschliesslich  der  zur  Vergeltung 
▼on  Dienstleistungen  bestimmten  und  der  mit  Auflagen  belasteten 
Schenkungen,  sofern  eine  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung 
des  betreffenden  Vertrags  stattfindet,  ausgedehnt  worden. 

Nach  der  Uebereinkunft  zwischen  Reuss  j.  L.  und  ä.  L.  (Mini- 
sterial-Bekanntmachung  vom  27.  Oktober  1865,  Ges.-Samml.  Bd.  XV 
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S.  1;  Fischer  a.  a.  O.  S.  138)  kommt  die  Erhebung  der  Kollaieral- 
Steuer,  wenn  die  Person,  um  deren  Naehlass  es  sich  handelt,  ent- 
weder beiden  Staaten  als  ünterthan  angehörte  oder  in  einem  der- 
selben die  Staatsangehörigkeit  besass,  in  dem  andern  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  genommen  hatte,  der  Behörde  des  letzten  Wohnortes 
zu;  das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Angehörige  des  einen  Staats,  der 
sieh  als  Lehrling,  Gesell,  Handliingsdiener,  Kunstgehülfe,  Hand-  and 
Fabrikarbeiter  im  andern  Staate  aufhielt,  dort  eine  eigene  Wirth- 
schaft  angelegt  hatte. 

Man  vergleiche  unten  auch  die  Zusatabestimmung  zur  üeberein- 

22.  Juni 
kunft  mit  dem  Herzogthum  Sachsen-Altenburg  vom  - — 1832 

(8,  220), 

VI.  Zuständig  zur  Behandlung  von  Nachlassaehen  sind  an 
Stelle  der  früheren  Justizämter  die  Amtsgerichte.^)  Dieselben 
haben  den  Naehlass  in  den  geeigneten  Fällen  zu  versiegeln  und  zu 
reguliren,  wobei  ihnen  jedoch  die  Auftragsertheilung  an  einen  "Notar 
oder  an  ein  Ortsorgan  unbenommen  ist.^) 

Zur  Vornahme  von  Siegelungen,  Entsiegelungen  und  Inventuren 
sind,  jedoch  nur  auf  Anordnung  des  Richters,  auch  die  Gerichts- 
schreiber zuständig.^^) 

Die  Amtsgerichte  sind  auch  die  obervormund schaftlichen 
Behörden  und  haben  das  vormundschaftliche  Depositalwesen  zu  ver- 
walten.^^) Ein  eigenes  Yormundschaftsgesetz  existirt  nicht;  es  gilt 
das  gemeine  sächsische,  in  stibs,  das  römische  Recht. 

Die  II.  und  letzte  Instanz  in  Angelegenheiten  der  niohtstreitigen 
Gerichtsbarkeit  bildet  die  Zivilkammer  des  mit  Sachsen -Weimar- 
Eisenach  gemeinschaftlichen  Landgerichts  in  Gera.^*) 

Die   gerichtliche    Beglaubigung    amtlicher   Unterschriften    zum 


^)  Gesetz  vom  28.  April  1863  über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  etc., 
§  3  (Ges.-Samml.  Bd.  XIII  S.  497)  und  Ausfllhrangsgesetz  vom  22.  Februar 
1879  zum  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetze,  §  6  (Ges.-Sanunl.  Bd.  XIX  S.  4). 

Amtsgerichte  sind  in: 

Gera,  Hohenleuben,  Schleiz,  Lobenstein  und  Hirschberg. 

»)  Gesetz  vom  28.  Aprü  1863,  §  6  (Ges.^amml.  Bd.  XIII  8.  498). 

^^  Ausf. -Gesetz  vom  22.  Februar  1879,  §  36  (Ges.-Samml.  Bd.  XIX  S.  11). 

*0  Gesetz  vom  28.  April  1863,  §  5  (aes.-Samml.  Bd.  XUI  S.  497)  und 
AnsfÜbrungsgesetz  vom  22.  Februar  1879  §  14  f.  (Ge8.-Samni].  Bd.  XIX  S.  6). 

")  Gesetz  vom  28.  April  1863/  §  11  (Ges.-Samml.  Bd.  XIU  8.  499)  und 
AusfÜhrnngsgesetz  vom  22.  Februar  1879,  §§  6,  22  (Ges.-Saminl.  Bd.  XIX 
S.  4,  8). 


220  Besonderer  Theil. 

Zwecke  der  Legalisation  auf  diplomatischem  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts.^') 

YIL  Das  Institut  der  öffentlichen  Notare  wnrde  bereits  durch 
Verordnung  vom  31.  Januar  1812  eingeführt.  Deren  Wirkungskreis 
ist  der  gemeinrechtliche. 

Die  Ernennung  der  Notare  geschieht  durch  das  Ministerium; 
es  sollen  nur  Anwälte  zu  Notaren  ernannt  werden  (Gesetz  Yom 
28.  April  1863  über  die  Organisation  der  Justiz  Z.  17,  Ge8.-Samml. 
Bd.  XIII  S.  366).  Die  in  letzterem  Gesetze  Yorbehaltene  partikulare 
Notariatsordnung  ist  bis  jetzt  nicht  erlassen.  Die  Gebührentaxe  für 
Notare  vom  15.  Dezember  1855  ist  Ges.-Samml.  Bd.  X  S.  505  ab- 
gedruckt. 

YIII.  In  der  Uebereinkunft  zwischen  dem  Fürstenthum  Reuss  j,  L. 
und  Bayern  vom  23./24.  März  1869  (Bayer.  Beg.-Bl.  8.  569; 
Reuss.  Ges.-Samml.  Bd.  XYI  S.  15)  yerzichteten  beide  Regierungen 
auf  den  Rückersatz  aller  in  ZiTilrechtssaohen  jeder  Art  durch 
Requisitionen  der  Behörden  des  einen  an  die  Behörden  des  anderen 
Staates  erwachsenden  haaren  Auslagen,  Kosten  und  Gebühren,  so- 
weit  solche  der  Staatskasse  zur  Last  fallen;  diese  Vereinbarung  wird 
auf  Requisitionen  in  nichtstreitigen  Rechtssachen  noch  Anwendung 
zu  finden  haben. 

In  der  Uebereinkunft  mit  Preussen  vom  5.  Juni  1834, 
Sachsen    yom    12.   Juli    1845,    dem    Grossherzogthum   Sachsen- 

wr   .  j    T^.  1  28.  Februar    ^^^^...         ,    . 

Weimar    und   Eisenach    vom     ^^    ,^^. 1882")    und    in    der 

20.  März  ^ 

Uebereinkunft    mit    dem    Herzogthum    Sachsen-Altenburg    vom 

22    Juni 
- — *-r 7  1832^5)  ist   (Art.  34)   gleichmässig  bestimmt,    dass  alle 

Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall,  was  die 
(Gültigkeit  derselben  rücksichtlich  ihrer  Form  betrifft,  nach  den  Ge- 
setzen des  Orts  beurtheilt  werden  sollen,  wo  sie  eingegangen  sind, 
und  dass  es,  wenn  nach  der  Verfassung  des  einen  oder  des  andern 
Staates  die  Gültigkeit  einer  Handlung  allein  von  der  Aufnahme  Tor 
einer  bestimmten  Behörde  in  demselben  abhängt,  hierbei  sein  Ver- 
bleiben haben  soll. 

In  der  Zusatzbestimmung  zur  Uebereinkunft  mit  dem  Herzog- 


:? 


Ausf.-Gesetz  vom  22.  Februar  1879,  §  23  (Ges.-Samml.  Bd.  XIX  S.  9). 
Ge8.-Samm].  Bd.  I  S.  167 ;  yerlängert  Bd.  XU  S.  303. 
"»)  Ge8.-Samml.  Bd.  I  S.  179;  verlängert  Bd.  XH  S.  86. 
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tham  Sachsen-Altenbarg  Yom  - — '- 1832  (Mm.-Bekanntm. 

7.  Ang^Bt 

Tom  23.  Noyember  1864,  Qes.-Samml.  Bd.  XIV  8.  290)  ist  bestimmt: 
In  den  F&llen,  wenn  ein  Unterthan  des  einen  Staats  in  dem  Terri- 
toriam  des  andern  Staats  rerstirbt,  ist  unbeschadet,  der  rem  Gerichte 
des  Nachlassortes  Torzunehmenden  ersten  Sicherungsmassregeln  stets 
die  Gerichtsbehörde  des  Heimathsorts  des  Yerstorbenen  zur  Regu- 
lirung  des  Nachlasses  und  eintretenden  Falls  zur  Erhebung  der  Erb- 
schaftssteuer berechtigt,  resp.  rerpflichtet.  In  gemischten  Kirchen- 
und  Schulgemeinden  ist  die  Heimathsangehörigkeit  der  Wittwe  oder 
der  Kinder  des  Geistlichen  oder  Schullehrers  so  lange,  bis  sie  ander- 
wärts ein  neues  Heimathsrecht  im  landesgesetzlichen  Wege  aus- 
drücklich erworben  haben,  in  demjenigen  Staate  anzunehmen,  in 
dessen  Territorium  die  Amtswohnung  gelegen  ist. 


§  33. 
Schau  mburg-LIppe. 

Im  Fürstenthum  Schaumburg-Lippe  gehört  das  Yerlassen- 
schaftswesen  zur  Kompetenz  der  Amtsgerichte;  dieselben  sind 
überhaupt  zust&ndig  für  die  gesammte  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit, 
insbesondere  auch  für  Yormundschafts-  und  Kuratelsachen, 
zur  Aufnahme  und  Entgegennahme  Ton  Testamenten  und  anderen 
letztwilligen  Yerfügungen, 

Gegen  Entscheidungen,  Beschlüsse  und  Yerfügnngen  der  Amts- 
gerichte in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  besteht  das 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  an  das  Plenum  des  Landgerichts. 

Gerichtliche  Beglaubigung  amtlieher  Unterschriften  zum  Ge- 
brauche auf  diplomatischem  Wege  erfolgt  durch  den  Präsidenten  des 
Landgerichts.^) 


')  AusfÜhrongsgesetz  zum  deutschen  Gerichtsverfasanngsgesetze  vom 
30.  Juli  1879  (Schaomborg-Lippesche  Landesverordnungen  1879  S.  221).  Durch 
dieses  Gesetz  ist  auch  fftr  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  einachlieeB- 
lieh  des  Yormundschafls-  und  Hypothekenwesens  der  befreite  Gerichtsstand 
in  Wegfiftll  gekommen. 

Yormundschaftsovdnung  ist  enthalten  in  der  Land-  und  Polizeiverordnung 
Yom  Jahre  1615  (Bd.  I  der  Schanmburg-Lippeschen  Yeiordn.-Samml.  S.  266  ff.). 

Amtsgerichte  sind  in: 
Bückeburg  und  Stadtbagen« 

Das  Landgericht  hat  den  Sitz  in  Bückeburg;  Oberlandesgericht 
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Die  gesetsliche  Erbfolgeordnung  ist  die  des  gemeinen 
Rechts,  mit  Modifikationen  nach  Kap.  XIV,  §§  5  und  6  der  Schaum- 
barger Land-  und  Polizeiordnung  von  1615.^)  Uneheliche  Kinder 
haben  nach  Terordnung  Tom  2.  Mai  1828  an  dem  Nachlasse  des 
Vaters  nicht  Antheil;  sog.  Brautkinder  werden  den  ehelichen  gleich- 
geachtet. 

Nach  dem  Gesetze  yom  11.  April  1870,  die  RechtsTerhältnisse 
der  Bauernhöfe  betr.,  besteht  eine  besondere  Erbfolgeordnung  in 
den  Nachlass  eines  Hofeigenthümers,  und  zwar  ein  gesetzliches  An- 
erbenrecht, das  jedoch  unter  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Untheil- 
barkeit  der  Bauernhöfe  durch  letztwillige  Disposition  des  Hofeigen- 
thümers  aufgehoben  werden  kann. 

Auch  in  Bezug  auf  Erbschaftserwerb,  Erbschaftsantritt 
und  Ausschlagung,  beneficium  invetUarii,  offizielle  Einmischung  der 
Gerichte  mit  Siegelung  gelten  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des 
gemeinen  romischen  Rechtes. 

Partikuläre  Bestimmungen  über  Testirfähigkeit  und  Testa- 
mentsformen enthält  die  Land-  und  Polizeiordnung  yon  1615 
Kap.  XIII  §§1,5  und  6.  Dieselben  geben  aber  im  Wesentlichen  nur 
die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  wieder. 

Die  Erbschaftssteuer  ist  yon  dem  Anfall  inländischer 
Grundstücke,  Grundgereohtigkeiten  oder  deren  Nutzungen  zu  erheben, 
ohne  Unterschied,  ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  war, 
und  ob  derselbe  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht. 
Anderes  im  Inlande  befindliches  Vermögen  des  Erblassers,  welcher 
bei  seinem  Ableben  Ausländer  war,  unterliegt  der  Versteuerung 
nicht,  wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  yerabfolgt  werden  soll, 
Reziprozität  geübt  wird« 

Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche  ausserhalb 
Landes  liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  Masse.  Anderes 
im  Auslande  befindliches  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher  bei 
seinem   Ableben   Inländer   war,    unterliegt    der   Versteuerung,    falls 


geroeinschafklich  mit  dem  Grossherzogthum  Oldenburg  in  der  Stadt  Oldenburg 
(Landesyerordnungen  1877  S.481,  1878  S.  211). 

*!  Ueber  die  partikularrechtlichen  Nonnen,  welche  im  Fflrstenthum 
SchanmDurg-Lippe  neben  dem  gemeinen  Rechte  Geltung  haben  (insbesondere 
aus  dem  Familien-  und  Erbrechte),  und  über  die  desfallsige  Literatur  s. 
Holtzendorff,  En^klonftdie  etc.  a.  a.  0.  S.  1081;  femer  Roth  a.  a.  0.  §  34; 
Neubauer  a.  a.  0.  S.  258,  bzw.  S.  37;  Heuser ' s  Annalen  Bd.  II  8.  264,  822, 
388  ff.;  Roth  und  v.  Meibom,  KurhessiaGhes  Privatrecht,  Bd.  I  S.  373  ff. 
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daYon  im  Auslande  keine  oder  eine  geringere  ErbschaftsBtenery  als 
nach  inländischen  Gesetzen  zu.  entrichten  ist.  In  letzterem  Falle 
findet  die  Anrechnung  der  im  Auslande  erweislich  gezahlten  Erb- 
schaftssteuer auf  die  inländische  Steuer  statt.') 

Das  Notariat  liegt  in  den  Händen  der  Amtsgerichte,  welchen 
insbesondere  auch  die  Aufnahme  und  Anerkennung  yon  das  Eigen« 
thum  an  Grundstücken  betreffenden  Verträgen/)  die  Beurkundung 
der  Verträge  über  eheliche  Güteryerschreibungen  wie  sonstiger  Ver- 
träge und  einseitiger  Erklärungen  zukommt. 


§  34. 

Lippe. 

Im  Fürstenthum  Lippe  geboren  Nachlassachen,  die  Auf- 
nahme und  Entgegennahme  yon  Testamenten  und  anderen  letzt- 
willigen Verfügungen,  Beurkundung  yon  Verträgen  und  einseitigen 
Erklärungen,  insbesondere  die  Aufnahme  und  Bestätigung  yon  Kauf- 
und anderen  das  Eigenthum  an  Grundgütern  ^)  übertragenden  Kon- 
trakten zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte.') 

Das  Amtsgericht  ergreift  gewöhnlioh,  namentlich  wenn  Jemand 
ohne  Deszendenz  stirbt  oder  elternlose  Minderjährige  yorhanden  sind, 
die  Initiatiye  durch  Inyentarisation. 

Im  Fürstenthum  Lippe  gilt  das  gemeine  römische  und  deutsche 
Priyatrecht  mit  yerhältnissmässig  wenigen  Modifikationen.  Näheres 
hierüber  s.  Holtzendorff  a.  a.  0.  S.  1077  ff.;  Roth  a.  a.  O.  §  35; 
Neubauer  a.  a.  0.  S.  261  ff.  In  Beziehung  auf  das  Erbrecht  kommen 
jedoch  auch  die  Gütergemeinschaftsordnung  yon  1 786  und  das  Kolonat- 


')  Gesetz  yom  26.  April  1880,  die  Erbschafissteuer  betr.  (Schamnborg- 
Lippe*sche  Landesv^erordDangen,  Bd.  XIII  8.  427  ff.),  §§  7  n.  6. 

*)  Verträge,  wodurch  das  Eigenthum  von  Grundstücken  übertragen 
werden  soll,  müssen  bei  Strafe  der  Unverbindlichkeit  vor  einem  Gerichte 
des  Landes  errichtet  oder  anerkannt  sein  laut  Gesetzes  vom  4.  März  1870 
(Verordn..Samml.  Bd.  IV  S.  619). 

')  In  Folge  der  Gesetze :  Grundbuchordnnng  vom  27.  Juli  1882  und  die 
Einführung  des  Gesetzes  über  den  Eigenthnmserwerb  an  Grundstücken  und 
deren  dingliche  Belastung  sind  im  ganzen  Lande  neue  Grundbücher  von  den 
Amtsgerichten  eingeführt  und  bis  auf  einzelne  wenige  Ortschaften  in  Kraft 
getreten. 

*)  Ausführungsgesetz  vom  24.  M&rz  1879  zum  deutschen  Geriohts- 
verfassungsgesetze  (Ges.-Samml.  für  das  Fürstenthum  Lippe  1879  S.  574  ff.). 

Das  Gesetz  vom  12.  April  1859,  die  Verwaltung  der  freiwiUigen  Ge- 
richtsbarkeit betr.  (Ges.-Samnü.  1859  S.  286)  enth&lt  hauptsachlich  formeUe 
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recht  in  Betracht.  Eheliche  Gütergemeinschaft  ist  ausser  bei  Adeligen 
die  gesetzliche  Regel;  bei  den  Kolonaten  jedoch  erstreckt  sich  die 
Gütergemeinschaft  nur  auf  das  AUodialyermogen  der  Eheleute,  das 
Koionat  erbt  der  älteste  Sohn  als  Anerbe,  in  Ermangelung  von 
Söhnen  die  älteste  Tochter.  Die  in  Gütergemeinschaft  lebenden 
Eheleute  beerben  sich  gegenseitig.  Sind  Kinder  vorhanden,  so 
setzen  solche  mit  dem  überlebenden  parens  die  Gütergemeinschaft 
fort ;  für  minderjährige  ist  der  überlebende  parens  gesetzlicher  Yor^ 
mund.  Vormundschaft  wird  erst  eingeleitet,  wenn  beide  Eltern  ge- 
storben sind  oder  wenn  der  überlebende  parens  sich  wieder  yer- 
heirathet.     S.  Bd.  III,  IV  u.  Y  der  Lippe'schen  Landesverordnungen. 

Insoweit  die  Erbfolge  nicht  durch  die  Grundsätze  der  Güter- 
gemeinschaft oder  des  Kolonatrechts  bestimmt  wird,  findet  die 
römisch-rechtliche  Sukzessionsordnung  in  ihrem  vollen  Umfange  An- 
wendung. 

Die  Erhebung  einer  Abgabe  von  Erbschaften,  Yermächt- 
nissen  und  Schenkungen  auf  den  Todesfall  tritt  nur  ein, 
wenn  entweder  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  sein  rechtliches 
Domizil  im  Fürstenthum  hatte,  ohne  Unterschied,  ob  er  dem  Lippe^- 
schen  Staatsverband  angehörte  oder  nicht,  oder  wenn  der  Nachlass 
in  Immobilien  oder  Grundgerechtigkeiten  besteht,  welche  innerhalb 
des  Fürstenthums  belegen  sind.  Staatsangehörigkeit,  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  des  Empfängers  sind  ohne  Einfluss  auf  die  Abgaben- 
pflioht.  Immobilien  oder  Grundgerechtigkeiten  ausserhalb  des  Fürsten- 
thums sind  abgabefrei.  ^) 

Auch  die  Führung  des  Yormundschaftswesens  obliegt 
den   Amtsgerichten,    und   zwar   ist  dasjenige   Gericht   zuständig,   in 


Bestimmongen  über  den  Geschftftegangi  Einrichtung  gerichtlicher  Protokolle, 
Behinderung  der  Richter  u.  dgl. 

Amtsgerichte  sind  errichtet  in: 

Detmold,  Hom,  Lage,  Oerlinghausen,  Salzuflen,  Lemgo,  Hohenfaausen, 
Alverdissen,  Blomberg; 
Gesetz  vom  24.  März  1879  (Ges.-Samml.  1879  S.  587). 

Die  Gebietstheile  des  vormaligen  Amts  Lipperode  und  des  Stiftes  Gappel 
sind  dem  k.  prenssisehen  Amtsgeridite  zu  Lippstadt  angeschlossen  und  unter 
die  durch  diesen  Anschlnss  bedingte  Zttstftndigtceit  der  k.  preussischen  Gerichte 
und  Justizbehörden  getreten  (Bekanntmachung  vom  24.  M&rz  1879,  Ges.-Samml. 
1879  S.  567  ff.). 

")  Gesetz  vom  29.  Dezember  1869,  die  Erhebung  einer  Abgabe  von 
Erbschaften,  Yermächtnissen  und  Schenkungen  auf  den  Todesfall  betr.,  und 
Gesetz  vom  12.  September  1877,  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des 
vorbezeichneten  Gesetzes  betr.  (Lippe'sche  Ges.>Samm].  Bd.  VII  S.  321  und 
Jahrg.  1877  S.  120). 
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dessen  Bezirk  der  betreffende  Kurand  seinen  allgemeinen  persön- 
liehen  Gerichtsstand  hat.^) 

Das  Landgericht  mit  dem  Sitze  in  Detmold  ist  zustfindig 
für  die  Verhandlung  nnd  Entscheidung  über  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  in  den  den  Amtsgerichten  zugewiesenen  Angelegen- 
heiten. 

Die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum 
Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  des  Landgerichts.^) 

Das  Institut  der  Notare  existirt  nicht  mehr;  wie  oben  an- 
gegeben, werden  die  hauptsächlichsten  Notariats-Funktionen  Ton  den 
Amtsgerichten  ausgeübt. 

§  36. 
Lübeck. 

I.  Im  Qebiete  der  freien  und  Hansestadt  Lübeck  erfolgt  die 
Erblegitimation  entweder  durch  eine  gerichtlich  bestätigte  letzt- 
willige Verfügung  oder  durch  eine  gerichtlich  bestätigte  wechsel- 
seitige Schenkung  oder  durch  eine  Erbbesoheinigung.^)  Zuständig 
zur  Aufnahme  einer  Erbbescheinigung  —  sei  es  nach  yorgäng^gem 
ApfgebotOf  sei  es  ohne  solches  —  ist  das  in  der  Stadt  Lübeck  für 
den  ganzen  Lübeckisehen  Freistaat  fungirende  Amtsgericht.  Be- 
schwerden über  Verfügungen  des  Amtsgerichts  sind  zu  richten  an 


*)  Die  Lippe'sche  Vormundschaftsordnmig  vom  1.  Juli  1877  (Ges.-Samml. 
Bd.  I  S.  617)  scnlieast  sich  im  Wesentlichen  dem  gemeinen  Vormnndschafts- 
rechte  an.  Uneheliche  Kinder  erhalten  keinen  Vonnnnd,  solange  nicht  etwa 
die  Mutter  sich  mit  einem  Anderen^  als  dem  Vater  des  Kindes  yerheirathet. 

In  den  Gtebietstheilen  des  Yormaligen  Amts  Lipperode  und  des  Stiflies 
Cap|pel  gilt  seit  1.  Oktober  1879  die  preussische  Vormundschaftsordnmig  yom 
5.  Juli  1875  (Preuss.  Ges.-Samml.  1875  S.  431)  nebst  den  auf  das  Vonnund- 
schaftswesen  bezüglichen  pteussischen  Bestimmungen  der  Gebührengesetz- 
gebung. Von  dieser  Yormundschaftsordnnng  werden  aber  die  Befugnisse, 
welche  der  überlebenden  Wittwe  nach  dem  Tode  des  Ehegatten,  mit  dem  sie 
in  gesetzlicher  Gütergemeinschaft  gelebt,  an  dem  mit  ihren  Kindern  gemein- 
schaftlichen Vermögen  zustehen  (§17  der  Verordnung  yon  1786),  nicht  be- 
rührt; Gesetz  yom  4.  September  1879  (Ges.-Samml.  S.  768). 

^  AusflUirungsgesetz  yom  24.  Mftrz  1879  a.  a.  0. 

*)  Gesetz  yom  25.  März  1882,  betr.  die  Ausstellung  gerichtlicher  Erb- 
bescheinigungen. 

Auf  Grund  solcher  Erblegitimation  kann  im  Lübeckisehen  Staate  die 
Eintragung,  Tilgung  oder  Umschreibung  yon  Rechten  und  Verpflichtungen 
des  Erblassers  in  den  öffentlichen  Büchern,  insbesondere  im  Hypotnekenbuche, 
be¥mrkt  werden. 

Böhm,  Intern.  Nachlassbeliandlung.  16 
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das  Landgericht  zu  Lübeck,  welches  für  den  ganzen  Lübeckisohen 
Staat  und  für  das  Grossherzoglich  Oldenburgisohe  Fürstenthum  Lübeck 
errichtet  ist. 

Eine  staatliche  Einmischung  in  die  Nachlassbehandlung 
tritt  in  Lübeck,  abgesehen  ron  der  in  bestimmten  Fällen  gesetzlich 
gebotenen  obervormundschaftlichen  Fürsorge,  in  der  Regel  nicht  ein, 
da  1.  eine  Antrittserklärung  weder  bei  der  gesetzlichen  noch  bei 
der  testamentarischen  Erbfolge  nothig  ist,  vielmehr  der  Erbe  sofort 
beim  Tode  des  Erblassers  die  Erbschaft  erwirbt;  2.  oft  Testaments- 
vollstrecker oder  zu  Lebzeiten  des  Erblassers  auf  dessen  Antrag  vom 
Stadt-  und  Landamte  emanste  Nachlasskuratoren,  welchen  gleichwie 
den  TostamentsYollstreckem  in  Lübeck  weitgehende  Befugnisse  zu- 
stehen, vorhanden  sind;  3.  überhaupt  die  Selbstverwaltung  üblich 
ist   und   in  Ermangelung   eines  Testamentsvollstreckers    sowie   eines 

■ 

vom  Erblasser  erbetenen  Nachlasskurators  die  Regelung  durch  die 
Testamentserben  oder  die  gesetzlichen  Erben  oder  einen  oder  mehrere 
derselben  zu  erfolgen  pflegt. 

Amtliche  Massregeln  zur  Sicherung  des  Nachlasses  greifen 
Platz,  wenn  vom  Erblasser  ein  Kurator  oder  Exekutor  nicht  bestellt 
ist  und  alle  oder  einzelne  Erben  abwesend,  auch  nicht  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten  sind,  und  daher  eine  obrigkeitliche  Fürsorge 
für  den  Nachlass  angemessen  erscheint.^)  ^ 

IL    Qesetzliche  Erbfolgeordnung  in  Lübeck: 

1.  Nachkommen  gemäss  dem  Eintrittsrechte. 

2.  Vater  und  Mutter. 

3.  Yollgeschwister  und  Kinder  schon  verstorbener  Voll- 
geschwister. 

4^.  Halbgeschwister  und  Kinder  schon  verstorbener  Halb- 
gesohwister. 

5.  Grossvater  und  Grossmutter,  eventuell  die  entfernteren  As- 
zendenten. 

B.  Die  bisher  nicht  genannten  Seiten  verwandten,  unter  welchen 
der  nach  römischer  Gradzählung  dem  Grade  nach  nähere 
den  entfernteren  ausschliesst. 

Die  Theilung  erfolgt  unter  Nachkommen,  sowie  in  dem  Falle, 


*)  Senatsdekret  vom  19.  September  1789;  Plitt,  das  Lübeckische  Erb- 
recht nach  dem  Gesetze  vom  10.  Februar  1862,  das  Erbrecht  der  Eheleute 
und  der  Blutsfreunde,  die  letztwilligen  Verfügungen  sowie  die  Erbgüter  betr., 
2.  Aufl.  Wismar  1872  S.  51. 
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wenn  dem  Orade  nach  entferntere  mit  näheren  Verwandten  berufen 
werden«  nach  Stämmen.'  Unter  gleichnahen  Erben  erfolgt  sie  nach 
Köpfen. 

Unehelich  Geborenen  steht  ein  Erbrecht  sn  gegen  ihre 
Mutter«  •  wenn  keine  eheliche  Nachkommen  der  letzteren  vorhanden 
Bind,  und  gegen  die  Blutsverwandten  der  Mutter,  wenn  dieselben 
keine  ehelichen  Blutsverwandten  haben.  Ebenso  werden  unehelich 
Geborene,  vorausgesetat,  dass  sie  selbst  keine  erbfähigen  Nach- 
kommen hinterlassen,  von  ihrer  Mutter  und  ihren  mütterlichen  Bluts- 
verwandten  beerbt.^) 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält  bei  beerbter  Ehe  einen 
Kindestheil  vom  Nachlasse  des  verstorbenen,  bei  unbeerbter  iSie  die 
Hälfte  und  wenn  keine  Blutsfreunde  da  sind,  den  gansen  Nachlasse) 

UI.  Testamente.  Testirfähig  wird  man  mit  dem  vollendeten 
21.  Lebensjahre.  Ehefrauen  bedürfen  des  Konsenses  des  Ehemannes. 
Beides  wird  in  Art.  21  des  Erbgesetses  vom  10.  Februar  1862  bestimmt. 

Nach  dem  Gesetze  vom  9.  Dezember  1865,  die  Errichtung, 
Eröffnung  und  Bestätigung  letztwilliger  Yerfügungen  betr.,  kann 
entweder  vor  zwei  Notaren  oder  vor  einem  Notar  und  zwei  Zeugen 
oder  vor  dem  Amtsgerichte  (hier  nur  durch  Ueberreichen  des  letzten 
Willens),  von  einem  in  den  Landbezirken  Wohnhaften  notariell  oder 
vor  dem  Stadt-  und  Landamte  testirt  werden.  Die  übliche  Form 
ist  die  notarielle  (schriftlich  oder  mündlich).  Zulässige  Formen 
sind  auch  die  schriftliche  Errichtung  vor  fünf  Zeugen  und  schrift- 
licher Aufsatz  von  Eltern  oder  Voreltern,  worin  sie  unter  Nach- 
kommen und  Ehegatten  den  Nachlass  vertheilen.^) 

IV.  Erbschaftssteuer.  Die  Lübeckische  Verordnung  vom 
15.  September  1862,  die  Erbschaftssteuer  betr.,  besteuert  (§  1)  das 
Vermögen  eines  nicht  dem  Lübeckischen  Staate  Angehörigen  nur 
dann,  wenn  er  im  Lübeckischen  Staate  domizilirt  gewesen  ist  oder 
dessen  Nachlass  daselbst  geordnet  wird,  abstrahirt  mithin  völlig  von 
dem  Reziprozitätsverhältnisse  zu  den  Heimathsstaaten  des  Erblassers 
und  des  Anfallsberechtigten.  ^) 


>)  Näheres  s.  Plitt  a.a.O.  S.  80—94;  Pütt,  das  eheliche  Qüterrecht 
und  das  Erbrecht  Lübecks,  Wismar  1884  S.  57—65. 

*)  Plitt,  Erbrecht,  1872  S.  36. 

')  Näheres  über  die  testamentarische  Erbfolge  s.  Plitt,  Erbrecht,  1872 
S.  104  ff.;  Plitt,  eheliches  Güterrecht,  1884  S.  65  ff. 

')  Bacher,  die  deutschen  Erbschafts-  und  Schenkungsstenem,  Leipzig 
1886  S.  92  vgl.  S.  90  oben. 

15* 
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y.  Das  VormandsohaftsweBen  beruht  auf  der  Vormund- 
Schaftsordnung  vom  11.  Oktober  1820.  Jedooh  haben  einerseits 
die  nicht  ausdrücklich  aufgehobenen  Bestimmungen  des  Lübeckischen 
Statuts  von  1586  und  das  gemeine  Recht  subsidiäre  Geltung. 
Andrerseits  sind  zu  jener  Ordnung  einige  Nachträge  erlfuiBen,  be- 
sonders die  Nachtrage  yom  28.  Mai  1877  und  yom  19.  März  1888, 
beide  betreffend  die  Anlegung  Ton  Geldern. 

Die  Leitung  der  Vormundschaften  gebührt  im  Lübeokischen 
Staate  dem  Stadt-  und  Landamte.  ^  Ihm  weist  die  Ausführungs- 
rerordnung  vom  3.  Februar  1879  zum  deutschen  GerichtsTorfassungs- 
gesetze  in  §  49  Ziff.  III  neben  anderen  Handlungen  der  nicht- 
streitigen Gerichtsbarkeit  auch  die  Ernennung  bzw.  Bestätigung 
neuer  Testamentsvollstrecker  an  Stelle  solcher,  welche  nach  des 
Testators  Tode  verstorben  sind  oder  ihr  Amt  niedergelegt  haben. 

Gegen  die  Verfügungen  der  Vormundschaftsbehorde  ist  die 
Beschwerde  an  den  Senat  zu  richten.®) 

VI.  In  Lübeck  gilt  in  Bezug  auf  die  räumliche  Herrschaft 
der  Gesetze  das  Domizilsprinzip.  Abweichungen  hievon  statuirt 
ausser  den  in  den  Verträgen  des  Deutschen  Reichs  enthaltenen  Be- 
stimmungen die  zwischen  Preussen  und  Lübeck  geschlossene  Militär- 
konvention (Lüb.  Verordnungen.  1867  S.  254  ff.),  indem  hienach 
die  dem  Lübeckischen  Staate  angehörenden  Offiziere  trotz  ihres 
Uebertrittes  in  den  preussischen  Unterthanenverband  die  ihnen  und 
bzw.  ihrer  Familie  aus  der  Verheirathuug  in  Lübeck  erwachsenen 
Rechte  und  Pflichten,  insbesondere  bezüglich  des  ehelichen  Güter- 
rechts, behalten. 

VII.  Notariat.  Darüber  bestimmt  jetzt  die  Ordnung  vom 
30.  November  1885.»)     Hervorzuheben  ist  §  4: 

Die  Geschäfte  der  Notare  bestehen  in  Handlungen 
und  sinnlichen  Wahrnehmungen,  welche  zum  Zwecke  der 
Beurkundung  erfolgen  sollen,  und  in  der  Beurkundung 
solcher  Handlungen  und  Wahrnehmungen. 

Die  Notare  sind  nicht  zuständig  zu  Handlungen  und 
Beurkundungen,  welche  ausschliesslich  zum  Wirku9gskreiBe 
der  Gerichte  oder  anderer  Behörden  oder  sonstiger  mit 
öffentlichem  Glauben  versehener  Personen  gehören. 


^  Verordnung  vom  15.  September  1879. 

*)  &  50  und  §  10  jener  AnsfClhningsverordnung  vom  8.  Febrnar  1879. 

*)  Sammlung  Lttbeckischer  Verordnungen  1885  Nr.  26. 
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Die  Abnahme  von  Biden  ond  von  Yenicherangen  an 
Bidesstatt  steht  den  Notaren  nicht  sn. 

Die  Notare  dfirfen  nur  auf  Antrag  thätig  werden. 
Die  Notare  haben  über  jede  Amtshandlung   eine  Ur- 
kunde sn  errichten. 
Nach   §  51    steht  die   Aufsicht   über   die   Notare   dem   Land- 
gerichte BU,  die  Oberaufsieht  dem  Senate. 


§  36. 

Bremen. 

I.  Im  Gebiete  der  freien  Hansestadt  Bremen  sind  für  Naoh- 
lassachen  die  Amtsgerichte^)  inständig.  Denselben  ist  ins- 
besondere auch  sugewiesen  die  Bröffnung  und  Verlesung  yon  Testa- 
menten,*) die  Annahme  der  bei  Gericht  su  hinterlegenden  Testamente 
und  die  Brtheilung  Ton  Brbbescheinigungen. 

Ueber  den  Brbsehaftserwerb  existiren  riele  partikulare 
Bestimmungen.^  Gerichtliches  Binschreiten  sur  Sicherung  des 
Nachlasses  findet  statt,  wenn  der  Brbe  unbekannt,  der  bekannte 
Brbe  abwesend  und  unrertreten  ist  oder  wenn  es  sich  um  den  im 
Bremischen  Gebiete  befindlichen  Nachlass  eines  Ausländers  (s.  auch 
nachstehend)  handelt. 

Als  Nachlassgericht  und  insbesondere  aueh  zur  BrÜieilung  der 
Brbbeseheinigungen  ist  dasjenige  Amtsgericht  zuständig,  bei  welchem 
der  Brblasser  zur  Zeit  seines  Todes  den  allgemeinen  Gerichtsstand 
(des  Wohnsitzes)  hatte.  Auch  bei  Ausländern,  welche  zur  Zeit 
ihres  Todes  im  Bremischen  Staatsgebiete  Wohnsitz  hatten,  nehmen 
die  Bremischen  Gerichte  zur  Leitung  des  NachlassTcrfahrens,  wie  zur 
Entscheidung  streitiger  Erbansprüehe  die  Zuständigkeit  in  Anspruch. 

Befinden  sich  im  Bremischen  Staatsgebiete  Bestandtheile  des 
Nachlasses  eines  Erblassers,  welcher  zur  Zeit  seines  Todes  im 
Bremischen    Staate    einen    allgemeinen    Gerichtsstand    nicht 


^)  In  Bremen  und  Bremerbayen  je  eines.  Der  Bezirk  des  Amtsgerichtes 
za  Bremen  erstreckt  sich  auf  die  Stadt  Bremen  und  Vegesack,  sowie  das 
Landgebiet,  der  Bezirk  des  Amtsgerichtes  zu  Bremerhaven  anf  den  Bezirk 
des  vormaligen  Amtes  daselbst 

*)  Die  gewöhnliche  Testamentsform  ist  die  vor  zwei  Rathsherren. 

^  S.  Post  in  y.  HoltzendoriTs  Enzyklopftdie  etc.  a.  a.  0.  S.  1067  nad 
insbesondere  Post,  Priyatrecht  112  §  212,  IV  S.  116,  117. 
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gehabt  hat,  so  können  vom  Naohlassgerichte  die  zur  Sicherung 
des  Nachlasses  nothwendigen  Massregeln,  und  zwar  sowohl  auf  An- 
trag der  Betheiligten,  als  auch  unter  dringenden  umständen  Yon 
Amtswegen  angeordnet  werden.  Als  Nachlassgericht  ist  alsdann 
dasjenige  Amtsgericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  Nachlass- 
bestandtheile  sich  befinden.  Wenn  sich  solche  in  den  Bezirken 
mehrerer  Amtsgerichte  befinden,  so  ist  das  zuerst  mit  der  Sache 
befasste  zuständig.  Ist  von  einem  deutschen  Gerichte,  bei  welchem 
der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  den  allgemeinen  Gerichtsstisind 
hatte,  ein  Naohlassverwalter  bestellt,  so  werden  diesem  auf  seinen 
Antrag  die  im  Bremischen  Staatsgebiete  befindlichen  Nachlass- 
bestandtheile  gegen  Erstattung  der  in  Bremen  entstandenen  Kosten 
der  Verwaltung  und  des  Verfahrens  yerabfolgt. 

Gehören  zu  dem  Nachlasse  einer  Person,  welche  zur  Zeit  ihres 
Todes  im  Bremischen  Staate  ihren  Wohnsitz  nicht  hatte,  im  Bremi- 
schen Staatsgebiete  gelegene  Grundstücke  oder  in  Verwahrung 
einer  Bremischen  Behörde  befindliche  Gegenstände,  so 
ist  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  das  betrefifende  Grundstück 
gelegen  ist  oder  der  Gegenstand  verwahrt  wird,  zur  Ausstellung 
einer  Bescheinigung  zuständig,  welche  den  Erben  zur  Verfügung 
über  das  Grundstück  oder  zur  Empfangnahme  über  den  yerwahrten 
Gegenstand  autorisirt. 

Gegen  Bescheide  und  Verfügungen  der  Amtsgerichte  in  Nach- 
lassachen findet  ausschliesslich  das  Bechtsmittel  der  Beschwerde 
an  das  Landgericht  (zu  Bremen)  statt.  Entscheidungen  des  Land- 
gerichtes können,  wenn  in  denselben  ein  selbstständiger  Beschwerde- 
grund enthalten  ist,  mittels  weiterer  Beschwerde  an  das  mit  Lübeck 
und  Hamburg  gemeinschaftliche  Oberlandesgericht  in  Hamburg 
angefochten  werden.^) 

n.  Die  Erbfolgeordnung  des  Bremischen  Intestaterbrechts 
enthält  folgende  fünf  Klassen: 

1..  Deszendenten; 

2.  Aszendenten,  nach  der  Nähe  des  Grades; 

^)  Bremisches  AusfÜhrongsgesetz  vom  17.  Mai  1879  zum  deutschen 
Gerichtsver&BSUBgsgesetze  (G6S.-B1.  der  freien  Hansestadt  Bremen  1879 
S.  107  ff.);  Gesetz  vom  25.  Juni  1879,  die  Ausführung- der  deutschen  Prozess- 
gesetze etc.  betr.  (6e8.-Bl.  1879  S.  195  ff.);  Gesetz  vom  11.  Juli  1877,  die 
Ausstellung  von  Erbbescheinigungen  betr.  (GeB.-Bl.  1877  S.  65);  Erklärung  der 
Senatskommission  für  Reichs-  und  auswärtige  Angelegenheiten  in  Bremen  vom 
20.  April  1874.  üeber  das  geltende  Nachlassverfahren  s.  auch  Post,  Privat- 
recht 112  §  213,  IV  8.118. 
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3.  Yollbfirtige  Geschwister  und  Sohne  und  Töchter  verstorbener 
YoUbürtiger  Geschwister; 

4.  halbbürtige  Geschwister  und  Söhne  und  Töchter  Terstorbener 
halbbürtiger  Geschwister; 

5.  alle  übrigen  Seitenyerwandten  nach  Gradesnähe  und  ohne 
Repräsentationsrechtv  jedoch  so,  dass  unter  dem  Grade 
nach  gleichen  der  Tollbürtige  den  halbbürtigen  ausschliesst. 

Uneheliche  Kinder  haben  nur  der  Mutter  und  den  mütterlichen 
Verwandten  gegenüber  Intestaterbrecht. 

Anlangend  die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten,  so 
fallt  nach  Bremischem  ehelichem  Güterrechte,  sofern  Ehepakten  nicht 
errichtet  sind,  bei  unbeerbter  Ehe  das  ganze  Sammtgut  an  den 
überlebenden  Ehegatten.  Bei  beerbter  Ehe  fällt,  wenn  der  Mann 
der  überlebende  Theil  ist,  das  ganse  Sammtgut  an  diesen.  Ueber- 
lebt  die  Frau,  so  tritt  dieselbe  mit  ihren  Kindern  in  das  Yerhältniss 
des  Beisitzes,  d.  h.  das  Sammtgut  fällt  dem  Eigenthume  nach  zu 
gleichen  Theilen  an  die  Wittwe  und  die  Kinder;  es  findet  jedoch 
eine  Realtheilung  nicht  statt,  sondern  die  Wittwe  yerwaltet  das 
ganze  Sammtgut  einschliesslich  der  Eigenthumsantheile  der  Kinder 
frei  und  sitzt  mit  den  Kindern  auf  „Gedeih  und  Verderb'';  sie  yer- 
tritt  das  ganze  Sammtgut  auch  nach  Aussen,  ohne  dass  den  Kindern 
Vormünder  bestellt  werden.'^ 

III.  Für  die  Erbschaftssteuer  ist  das  jährliche  Steuer- 
gesetz massgebend. 

Nach  §  16  des  Steuergesetzes  vom  30.  März  1893  für  das 
Rechnungsjahr  1898/94  unterliegen  Erbschaften,  Vermächtnisse  und 
Schenkungen  von  Todes  wegen  einer  Abgabe: 

1.  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz 
im  Bremischen  Staate  hatte, 

2.  wenn  der  Erblasser  als  Bremischer  Staatsangehöriger  yer- 
storben  ist,  ohne  zur  Zeit  seines  Todes  einen  nachweislichen 
Wohnsitz  ausserhalb  des  Bremischen  Staates  gehabt  zu 
haben, 

3.  wenn  der  Erblasser  yon  einem  Bremischen  Gerichte  für 
todt  erklärt  ist, 


')  Näheres  hierüber  s.  Post,  das  Sammtgut;  femer  Neubauer  a.  a.  O. 
S.  268,  bzw.  39.  Ueber  Rechtsquelleii  s.  Post,  Privatrecht  I  §  14  ff.; 
Roth  a.  a.  0.  §  38. 
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4.  insoweit  es  sich   um  innerhalb  des  Bremischen  Staates  be- 
findliches anbewegliohes  Yermogen  handelt,  ohne  Bücksicht 
auf  Wohnsitz  oder  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers. 
Die  Abgabe  beträgt  fOr  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  und 
deren  leibliche  Kinder  4  Proz.,  in  allen  übrigen  Fallen  8  Pros. 

Ton  der  Abgabe  befreit  sind  diejenigen  Erbschaften,  Vermächt- 
nisse und  Schenkungen  von  Todeswegen,  welche 

1.  gemeinnützigen  Zwecken  dienen  sollen  oder  welche  zufallen 

2.  den  Ehegatten, 

3.  den  Blutsyerwandten  in  auf-  und  absteigender  Linie, 

4.  d^n  in  Einkindschaft  aufgenonunenen  Deszendenten, 

5.  Kirchen,  Schulen  oder  frommen  Stiftungen,  oder  den  Armen, 

6.  Stiftungen  oder  Yereinen,  welche  die  Förderung  von  Kunst 
und  Wissenschaft  bezwecken  (§17  des  Gesetzes  von  1893). 

Nach  §  18  1.  c.  trifft  die  Abgabe  nicht  das  ausserhalb  des 
Bremischen  Staates  befindliche  unbewegliche  Vermögen,  sofern  es 
an  dem  Orte,  wo  es  belegen  ist,  einer  Nachlassteuer  unterliegt. 

IV.  Zur  Führung  der  Vormundschaften  bestehen  für  die 
Amtsgerichtsbezirke  Bremen  und  Bremerhayen  eigene  Vormundschafts- 
behörden. Die  Vormundschaftsbehörde  des  Amtsgerichtsbezirks  Bremen 
wird  durch  auf  drei  Jahre  zu  wählende  Mitglieder  des  Landgerichts 
oder  Amtsgerichts  Bremen  gebildet,  wozu  auf  Antrag  des  Richter- 
kollegiums  yom  Senate  auch  andere  dem  Richterkollegium  nicht  an- 
gehörige  Personen  ernannt  werden  können.  Die  •  Vormundschafts- 
behörde für  Bremerhaven  ist  das  dortige  Amtsgericht,  dem  auf 
seinen  Antrag  yom  Senate  gleichfalls  nichtrichterliche  Mitglieder  zu- 
geordnet werden  können«  Auch  gegen  Verfügungen  und  Bescheide 
der  Vormundschaftsbehörden  findet  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde 
an  das  Landgericht  und  unter  obiger  Voraussetzung  die  weitere 
Beschwerde  an  das  Oberlandesgericht  statt.^) 

Nach  §  78  der  Vormundschaftsordnung  yom  14.  Mai 
1882,^  durch  welche  die  Vorm.-O.  yom  7.  August  1826  und  die 
letztere    abändeniden   Gesetze   yom    21.  September   1868,   29.  Juni 

")  Aiisfährungsgeseiz  zum  deutschen  Genchtsverfassungsgesetze  §§  106 
bis  117  und  Ausfiihrimgsgesetz  zur  deutschen  Zivilprozessordnung  §  21. 

^  Brem.  Ges.-Bl.  1882  Nr.  10.  Ein  Gesetz  vom  15.  März  1887,  betr. 
die  Abänderung  des  §  60  d.  V.-O.  (Brem.  Ge8.-Bl.  S.  3)  enthält  Bestimmungen 
über  Anlegung  von  Pupillengeldem.  Das  Gesetz  vom  21.  Juli  1892  (Ges.-Bl. 
S.  201)  betrifft  die  Gebühren  in  Vormundschaftssachen.  Weitere  Gresetze,  die 
Vormundschaft  betr.,  vom  14.  November  1882  und  18.  Oktober  1885  enthidten 
nichts  hieher  Relevantes. 
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1872  unter  Nr.  V,  4.  Dezember  1873  und  1.  April  1876  §§  40  u.  41 
aufgehoben  Bind,  haben,  wenn  dem  Pflegling  eine  Erbschaft  anfSUt, 
die  Yormfinder  bei  dem  mindesten  Bedenken,  ob  die  darauf  haftenden 
Sehulden  den  Aktiystand  übersteigen,  die  desfalls  zustehenden  Beohts- 
wohlthaten,  namentlich  die  des  Inyentars  alsbald  zu  benutzen* 

Zum  gänzlichen  Ablehnen  einer  Erbschaft  ist  die  Zustimmung 
der  Yormundschaftsbehorde  erforderlich. 

Die  Uebemahme  Ton  Yormundschaffcen  und  Kuratelen  ist  eine 
Pflicht  jedes  Deutschen,  welcher  im  Bremischen  Staate  seinen  Wohn- 
sitz hat  (§  3  der  Yorm.-0.  vom  14.  Mai  1882). 

Die  Yormundsehaft  Aber  Mindeijahrige  hört  auf:  a)  wenn  der 
Pflegling  das  21.  Jahr  zurückgelegt  hat;  b)  wenn  er  sich  yerheirathet; 
c)  wenn  er  für  Tolljährig  erklärt  wird  (§  33  I.  c). 

Y.  Die  Ernennung  der  Notare  erfolgt  nach  §  1  der  Notariats- 
Ordnung  Tom  16.  NoTomber  1880^  durch  den  Senat  und  erfordert 
in  der  Regel  die  Fähigkeit  zum  Richtoramte. 

Der  Wirkungskreis  der  Notare  umfasst  hauptsächlich  die  Auf- 
nahme der  InTentare,  die  Abfassung  und  Beglaubigung  Yon  Yerträgen 
aller  Art,  insbesondere  Erbverträgen,  AbfindungsTerträgen  zwischen 
Eltern  und  Kindern,  Aufnahme  der  Yersiegelungs-  und  Entsiegelungs- 
protokoUe,  der  öffentlichen  Yerkaufsprotokolle  von  Mobilien  und 
Waaren,  die  Beglaubigung  yon  YoUmachten  u.  A.  Die  Aufsicht  über 
die  Notare  steht,  jedoch  unbeschadet  des  Beamtengesetzes,  den  Amts- 
gerichten zu. 

Zusätze  zur  Notariatsordnung  von  1880  enthalten  die  Gesetze 
Tom  4.  August  1886  und  vom  30.  September  1888.  Nach  §  1  des 
enteren  Gesetzes  obliegt  den  Notaren  auch  die  Protokollführung  in 
Yersammlungen  Ton  Yereinen,  Gesellschaften  und  Genossenschaften 
und  in  den  Sitzungen  der  Yorstände,  Aufsichtsräthe,-  Yerwaltnngs- 
räthe  oder  sonstigen  Organe  derselben. 

YI.  Zu  erwähnen  ist  noch  die  Bestimmung  des  §  8  der  zwischen 
PreuBsen  und  Bremen  am  27.  Juni  1867  abgeschlossenen  Militär- 
konvention,  wonach  die  persönlichen  Yerhältnisse  der  dem  Bremischen 
Staate  nicht  angehörenden  Militärpersonen  durch  die  Yerlegung  ihres 
Domizils  nach  Bremen  nicht  verändert  werden.  Ihr  eheliches  Güter- 
recht, die  Erbfolge  in  ihre  Yerlassenschaft  und  die  Bevormundung 
ihrer  Hinterbliebenen  richtet  sich  nach  den  Rechtsnormen  ihrer  Heimath. 


«)  Brem.  6es.-Bl.  1880  S.  119. 
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§  37. 
Hamburg. 

I.  Ueber  die  Behandlung  von  YerlasBenschaften  im  Ge- 
biete der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  ist  zunächst  auf  Grund 
des  Gesetzes   vom   21.  Dezember  1868^)   Folgendes    zu   bemerken: 

Die  Geschäfte,  welche  in  Beziehung  auf  Verlasseusohaften  nach 
Massgabe  des  bezeichneten  Gesetzes  wahrzunehmen   sind,  bestehen: 

1.  in  der  Entgegennahme,  Aufbewahrung  und  Publikation  von 
Testamenten  und  sonstigen  letztwilUgen  YerfQgungen; 

2.  in  der  Sichetstellung  und  Verwaltung  der  Yerlassenschaften ; 

3.  in    der   Erhebung   der   Abgabe   von  Erbsohaften   und   Ver- 
mächtnissen, sowie  des  Testamentsstempels; 

4.  in  der  Sorge   für    die  Adjudikation   des  yakanten  Gutes  an 
den  Fiskus; 

5.  in  Ertheilung   von   Erbschaftszeugnissen    (,, Erbgezeugnisse'' 
genannt). 

Die  Erledigung  dieser  Geschäfte  liegt  dem  yon  zwei  Senatoren 
▼erwalteten  Erbschaf t samt e  ob.  Jedoch  hat  auf  dem  Land- 
gebiete die  Ortsbeh5rde  für  die  vorläufige  Sicherstellung  des  Nach- 
lasses und  die  Ueberweisung  desselben  an  das  Erbschaftsamt  zu  sorgen. 

Wenn  bei  einer  Erbschaft  unbekannte  oder  abwesende  oder 
auswärtige  Erben  betheiligt  sind,  so  hat  das  Erbschaftsamt  von 
Amtswegen  einzuschreiten.')  Falls  ein  Ehegatte  mit  Hinterlassung 
des  anderen  Gatten  stirbt,  so  findet  im  Interesse  der  vorhandenen 
Kinder  oder  der  Erben  des  verstorbenen  Ehegatten  ein  Einschreiten 
nicht  statt. 

Wenn  unmündige  Erben  bei  einer  Verlassenschaft  konknrriren, 
so    ist   die  kompetente  obervormundschaftliche  Behörde    von    diesem 


^)  Hamburger  Ge8.-Samml.  1869  S.  109.  Durch  Gesetz  vom  27.  September 
1871  (6es.-Samm].  S.  83)  sind  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember 
1868,  welche  ursprünglich  för  die  Stadt  Hamburg  und  das  damit  verbundene 
Gebiet  mit  Ausnahme  der  Aemter  Ritzebüttel  und  Bergedorf  erlassen  waren, 
auch  auf  das  Amt  Ritzebüttel  ausgedehnt  und  sind  die  dem  Erbschaftsamte 
zugewiesenen  Geschäfte  in  Ritzebüttel  dem  Amtsverwalter  übertragen.  Durch 
Gesetz  vom  30.  Dezember  1872  (Ges.-Samml.  1872  S.  129  ff.)  §  21  ist  das 
Gesetz  von  1868  auf  Bergedorf  ausgedehnt  worden.  Das  Lrbschaftsamt 
ist  zuständig,  doch  darf  auch  der  Bürgermeister  von  Bergedorf  Testamente  ent- 
gegennehmen, welche  er  dann  dem  Erbschaftsamt  unverzüglich  einzusenden  hat. 

')  Die  Einschreitung  von  Amtswegen  zessirt^  wenn  Bevollmächtigte  für 
sämmtliche  Erben  sich  legitimirt  haben.  Ueber  die  Stellung  des  Erbschafts- 
amtes 8.  auch  Hans.  Gerichtszeitung,  Beibl.  1894  S.  91. 
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ümBiande  in  Kenntniss  su  setzen,  damit  dieselbe  fftr  Anstellung  Ton 
YonnOndem  Borge  trage;  bei  Gefabr  auf  Yersug  kann  audi  das 
Erbsebaftsamt  die  erforderlicben  Sicberangsmassregeln  ergreifen. 

Anf  den  Wnnseb  Betbeiligter,  Naeblassglftabiger,  Erben^  deren 
Beyollmäebtigten  oder  TestamentsYollstrecker  bat  das  Erbsebaftsamt 
auob  die  Verwaltung  solcber  Verlassenscbaften  su  übernebmen,  in 
Betreff  deren  es  bu  einem  Einsobreiten  Ton  Amtswegen  niobt  be- 
rufen ist. 

Ist  das  Erbsebaftsamt  zum  Einsobreiten  berufen,  so  ist  Tor 
Allem  Versiegelung  und  in  allen  Fällen  die  durcb  zwei  Notare  oder 
dureb  Beamte  des  Erbscbaftsamtes  zu  beth&tigende  Inrentur  Torzu- 
nebmen. 

Vor  der  Auslieferung  des  Nacblasses  bat  das  Erbsebaftsamt 
dnrob  Erlassung  eines  Aufgebots  sieb  sowobl  über  die  Person  der 
Erben,  wie  über  die  auf  dem  Naeblasse  rubenden  Ansprücbe  zu  Ter- 
gewissem,  ausser  wenn  die  Unerbebliebkeit  des  Nacblasses  die  Auf- 
wendung der  Aufgebotskosten  nicbt  erlaubt. 

Das  Erbsebaftsamt  ertbeilt  auf  Antrag  Erbgezeugnisse  und  zwar 
anf  Grund  der  beeidigten  Aussage  zweier  Hamburgisebor  Staats-* 
angeboriger,  welcbe  gleicbseitig  die  Umstände,  wober  sie  Ton  den 
Verbaltnissen  Kunde  baben,  angeben  müssen,  oder  auf  G^nd  der 
dem  Erbsebaftsamte  yorgelegten  Dokumente,  Beweisstüoke  oder  beim 
Erbsebaftsamte  rorliegenden  Akten.  — 

Gemäss  Gesetzes  Tom  25.  Juli  1879,  betr.  die  nicbtstreitige 
Geriebtsbarkeit,  Nr.  6,')  ist  für  die  Annabrae  von  Erklärungen 
über  Benefizialantretung  und  Aussoblagung  Ton  Erb- 
sebaften  aussebliesslicb  das  Amtsgeriobt,^)  und  zwar  dasjenige, 
bei  welcbera  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  den  allgemeinen 
Geriobtsstand  batte,  zuständig. 

In  Bezug  auf  die  Bebandlung  des  Nacblasses  Ton  Fremden 
entscbeidet,    soweit   Staatsyerträge   nicbt   ein    Anderes   bestimmen,^) 


*)  Ge8.-SumDL  1879  S.  283. 

*)  Amtsgerichte  sind  in: 

Hamburg,  Ritzebüttel  und  Bergedorf. 

Sitz  des  Landgerichts  fElr  das  Staatsgebiet  ist  in  Hamburg;  das 
Oberlandesgericht  in  Hamburg  ist  gemeinschaftlich  mit  Lübeck  und 
Bremen  (AusfÜhnmgsgesetz  zum  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetze  vom 
23.  Aprü  1879  Nr.  64,  Ge8.-Samm1.  1879  S.  83). 

*)  Nach  §  10  der  zwischen  Preussen  und  Hamburg  abgeschlossenen 
Mibtärkonvention  yom  23.  Juli  1867  unterstehen  dieJMiigen  Müitftrpersonen, 
welche  nicht  in  dem  eigenen  Staate^   sondern  in  dem  Vertragsstaate  garni- 
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fBr  den  Gericbtsstand  der  Wohnsitz,  nieht  die  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers.  Das  Erbschaftsamt  schreitet  regelmässig  nur  dann 
ein,  wenn  der  Yerstorbene  im  Staate  Hamburg  seinen  Wohnsits 
resp.  Aufenthalt  hatte,  oder  es  sich  um  daselbst  liegende  Immobilien 
handelt. 

II.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht  fttr  die  Nachkommen 
Vonrerstorbener.  —  Uneheliche  Kinder  haben  der  Mutter 
und  deren  BlutsYerwandten  gegenüber  gleiches  Erbrecht  wie 
eheliche,  dem  Vater  gegenüber  keinerlei  Erbrecht. 

2.  Eltern. 

3.  Yollbürtige  Geschwister  mit  Repräsentationsrecht  f&r  die 
Kinder  ronrerstorbener. 

4.  Grosseltern;  halbbürtige  Geschwister  mit  Repräsentationsrecht 
fQr  Kinder  yorverstorbener. 

5«  Eltern  der  Grosseltern;  Geschwister  der  Eltern. 

6.  Verwandte  der  ferneren  Grade  nach  Gradesnähe. 

Wird  eine  beerbte  Ehe  durch  den  Tod  eines  Ehegatten  ge- 
trennt, so  ist  der  flb erlebende  Ehegatte  berechtigt,  in  ungetheiltem 
Gut  mit  den  Kindern  zu  bleiben  (conimunio  prorogata),  wobei  jedoch 
die  Wittwe  gewissen  Einschränkungen  in  der  Verwaltung  unterworfen 
ist.  Diese  Befngniss  fallt  weg  bei  schlechter  Wirthschaftung  und 
bei  Wiedenrerheirathung,  kann  aber  bei  dieser  durch  Einkindschaftung 
umgangen  werden;  in  diesen  Fällen  ist  der  überlebende  Ehegatte 
▼erpflichtet,  eine  Abtheilung  von  dem  Gesammtgut  vorzunehmen  und 
zwar  hat  beim  Vorhandensein  mehrerer  Kinder  oder  deren  Deszen- 
denten der  Wittwer  die  Hälfte,  die  Wittwe  zwei  Drittheile  absu- 
theilen,  während  einem  einzigen  Kinde  oder  bei  kinderloser  Ehe 
den  Intestaterben  des  verstorbenen  Gatten  vom  Wittwer  ein  Dritt- 
theil,  von  der  Wittwe,  welche  beide  jedoch  hier  das  Recht  des 
Trauerjahrs  haben,  d.  h.  ein  Jahr  noch  im  Besitz  des  Sammtguts 
bleiben  dürfen,  die  Hälfte  ,, auszukehren^  ist. 

Der  Naehlass  eines  ohne  erbfähige  Blutsverwandten  verstorbenen 
Ehegatten  gebührt  dem  überlebenden. 

Erbloses  Gut  fällt  dem  Fiskus  zu,  soweit  nicht  milde  Stiftungen 
Erbrecht  in  den  Naehlass  ihrer  Benefiziaten  haben. ^ 


soniren,  bezüglich  des  ehelichen  GfiterreofatB,  der  Erbfolge  in  ihre  Verlassen- 

nchaffc  und  der  Bevormundung  ihrer  Hinterbliebenen  dem  heimathlichen  Rechte. 

^  Näheres  enthält  die  Abhandlung  von  Martin  in  v.  Holtzendorff's 
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iU.  Testamente.  Die  alte  Fonn  der  Errichtung  yor  swei 
Mitgliedern  des  Raths  (Senats)  ist  ausser  üebung.  Daneben  ist  an- 
erkannt das  gemeinrechtliche  schriftliche  Testament  yor  7  Zeugen, 
wobei  jedoch  noch  swei  Notare  hiniugezogen  wurden.  Praktisch  ist 
diese  Form  nicht  mehr,  weil  nach  der  Notariatsordnung  yom  29.  Juni 
1883  (s.  unten)  §  28  schon  die  zwei  Notare  allein  genfigen.  Die 
■weite  (praktische)  Art  der  Errichtung  eines  Testaments  ist  die  Ein* 
reichung  eines  solchen  ohne  Formalien  yerfassten  bei  dem  Erbschafts- 
amt, welches  darüber  ein  Protokoll  aufnimmt  (s.  das  Nr.  I  zitirte 
Gesetz  yom  21.  Dezember  1868,  §  4).  Ein  in  Hamburg  errichtetes 
Testament  untersteht  hinsichtlich  der  Frage  nach  der  formellen 
Qfiltigkeit  der  Prfifung  nach  Massgabe  des  Hamburgischen  Rechtes; 
s.  Zeitschrift  für  intern.  Priyat-  etc.  Recht  Bd.  I  S.  364,  II  S.  473. 

IV.  Erbschaften  werden  in  Hamburg  sofort  durch  den  Anfall 
erworben;  einer  Antretnng  bedarf  es  nicht. ^)  Will  der  Erbe  sich 
gegen  die  persönliche  Haftung  ffir  Nachlasschulden  sichern,  so  muss 
er  entweder  bei  dem  Amtsgerichte,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser 
zur  Zeit  des  Todes  den  allgemeinen  Qerichtsstand  hatte,  anzeigen 
und  zwar  binnen  sechs  Wochen  nach  Kenntniss  yom  Erbfall,  dass  er 
die  Erbschaft  mit  der  Rechtswohlthät  des  Inyentars  an- 
trete, oder  die  Eröffnung  des  Konkursyerfahrens  über  den  Nach- 
lass  beantragen.^)  Dagegen  kann  er  sich  nicht  der  Erbschaft  durch 
Ausschlagung  entledigen.^)  Lehnt  das  Amtsgericht  die  Eröffnung 
des  Konkurses  ab,  so  fibergibt  es  dem  Erbschaftsamt  den  Nachlass. 
Dasselbe  kann  jederzeit  der  Erbe,  welcher  cum  beneficio  angetreten 
hatte,    thun.^^)     In    diesen    Fällen    ist    alsdann    das    Erbschaftsamt 


Eiizyklo]^ie  etc.  III.  Aufl.  S.  1062.  Grundlage  des  hamburgischen  Partikular- 
rechtes ist  das  Statut  yon  1608.  Vgl.  auch  Neubauer  a.  a.  0.  S.  271,  bzw. 
S.  40.  üeber  Literatur  fQr  hamburgisches  Recht  s.  Baumeister,  Priyatrecht 
der  freien  und  Hansestadt  Hamburg,  und  Trümmer,  Hamburger  Erbrecht. 
Ueber  Rechtsquellen  auch  Näheres  Roth,  Deutsches  Priyatrecht  I  §  39. 

^  Dies  ist  die  jetzt  herrschende,  namentlich  yom  Hans.  Oberlandes- 
gericht vertretene,  auf  §  8  zit.  Note  9  gestützte  Ansicht,  welche  neuerdings 
bek&mpft  worden  ist  yon  Qoldfeld,  Hamburgisches  eheliches  Güterrecht 
1888  und:  Streitfragen  aus  dem  deutschen  Ebrbrecht  1873. 

*)  Hamb.  Ausftthrongsgesetz  zur  Reichs-Konkursordnung  vom  25.  Juli 
1879  §  8. 

*)  S.  Note  7.  Wenn  das  Hamb.  Gesetz,  betr.  die  nichtstreitige  Gerichts- 
barkeit vom  25.  Juli  1879  §  6  die  Amtsgerichte  fOr  die  Ausschlagung  von 
Erbschaften  zuständig  erklärt,  so  muss  dies  bezogen  werden  auf  nicht  unter 
der  Herrschaft  des  Hamburgischen  Rechts  lebende  Erben  (s.  Hans.  O.-L.-G. 
in  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  55,  56). 

"0  Daselbst  §  8  Abs.  2,  §  14  Abs.  2. 
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nunmehr  alleiniger  Vertreter  der  Erbschaft  mit  AuBschlusB  der 
Grben.ii) 

y.  Die  ErbBohaftBsteuer  ist  geregelt  durch  Geseti  yom 
29.  Desember  1851,  —  u.  darüber  BanmeiBter  11  S.  402—407; 
Mittelstein,  EinkindBohaft,  1886  S.  92— 95;  —  mit  AbänderongB- 
yerordnang  yom  9.  Mai  1894.^')  Die  Steuer  haben  sn  entrichten 
alle  Hamburger  Bürger^  Angehörigen  und  Einwohner,  Bowie  die 
Fremden,  welche  in  denjenigen  Ländern  wohnen,  hinBichtlich  welcher 
die  Erhebung  der  AbzugBBteuer  aufgehoben  ist 

YL  YormundBchaft.  DaB  VormundBchaftsweBen  richtet  sich 
nunmehr  nach  der  auB  AnlaBB  dcB  GeBotsoB  yom  14.  Desember  1883, 
betr.  Abänderung  der  YormundBchaftBordnung,  und  des  GeeetzeB, 
betr.  die  nichtBtreitige  Gerichtsbarkeit,  yom  25.  Juli  1879  fest- 
gestellten Yormundschaftsordnung  yom  14.  Dezember  1883^'),  durch 
welche  jedoch  die  Grundsätze  der  früheren  Yormundschafteordnung 
yom  25.  Juli  1879  im  Wesentlichen  eine  Aenderung  nicht  erlitten 
haben.  Durch  Gesetz  yom  4.  April  1892  (Ges.-Samml.  S.  92 — 93) 
sind  noch  einige  Aenderungen  getroffen,  jedoch  ohne  wesentliche 
hier  in  l^etracht  kommende  Bedeutung.  Für  Mindeijährige  tritt  die 
ober¥ormundschaftliche  Fürsorge,  bei  ehelichen  Kindern  im  Falle 
des  Todes  ihres  Yaters  ein,  uneheliche  Kinder  brauchen  nur  dann 
beyormundet  zu  werden,  wenn  sich  eine  besondere  Yeranlassung 
dazu  darbietet,  besonders  für  Geltendmachung  der  Alimentations- 
pflicht des  ausserehelichen  Yaters,  wozu  die  Mutter  nicht  legitimirt 
ist.  Die  Mutter  hat  yor  allen  anderen  Yerwandten  das  nächste  An- 
recht zur  Yormundschaft  über  ihre  Kinder«  Yormünder  müssen  An- 
gehörige des  Deutschen  Reiches  sein  und  in  der  Regel  ihren  Wohn- 
sitz innerhalb  des  Hamburgischen  Staatsgebietes  haben.  Yon  letzterer 
Regel  sind  Ausnahmen  nur  statthaft,  wenn  sich  die  Yormünder  in 
allen  die  Yormundschaft  betreffenden  Dingen  dem  Hamburgischen 
Gerichtsstande  und  den  dortigen  Gesetzen  ausdrücklich  unterwerfen. 

Die  Zuständigkeit  für  die  Beyormundung  richtet  sich  nach  dem 
Domizile  des  Mündels;  die  Yormundschaft  wird  in  der  Person  des 
Mündels  auch  durch  Aufgabe  des  dortigen  Domizils  beendigt.  Yor- 
münder  können    das  Domizil  eines  Mündels  nicht  ohne  Einwilligung 


")  So  die  Praxis»  z.  B.  neaerdings  noch  Hans.  0.-L.*G.  27.  April  1893 
(Hans.  Ger.-Ztg.,  Beiblatt,  1893  Nr.  81  und  die  dort  Zitirten). 
")  Amtsbl.  1894  S.  B14  ff. 
")  Hamburger  Ges.Samml.  188B  Nr.  45. 
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der  YormundBchaftabehorde  mit  rechtlicher  Wirkung  aufgeben;  nur 
der  Vater  als  gesetzlicher  Yormund  seiner  Kinder  bedarf  dazu  der 
oberrormundBchaftliohen  Qenehmig^ung  nicht.  HineichtHoh  des  im 
Hamburgischen  Staatsgebiete  belegenen  unbeweglichen  Vermögens 
bleibt  auch  nach  Aufgabe  des  dortigen  Domizils  die  Hamburgische 
Vormundschaf tsbehorde  so  lange  zuständig,  als  sie  nicht  ihre  Kom- 
petenz auf  die  Yormundschaftliche  Behörde  des  neuen  Domizils  über- 
tragen hat.  Die  Vormundschaftsbehörde  tritt  sehr  liberal  zu  Gunsten 
Minderjähriger  ein,  ohne  sich  durch  formelle  Bedenken  zu  sehr  beengen 
zu  lassen  (weshalb  auch  wohl  keine  internationalen  Vereinbarungen). 

Zur  Ausübung  der  Obenrormundschaft  besteht  für  die  Stadt, 
die  Vorstadt  St.  Pauli  und  die  Landherrenschaften  der 
Geest-  und  der  Marschlande  die  Vormundschaftsbehörde, 
gebildet  aus  drei  Mitgliedern  des  Landgerichts  und  acht  aus  der 
Bürgerschaft  zu  wählenden  nicht  rechtsgelehrten  Mitgliedern.  Gegen 
Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Vormnndschaftsbehörde  haben  die 
Betheiligten  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  an  das  Oberlandes- 
gericht ;  auch  etwaige  sonstige  Beschwerden  über  die  Vormundschafts- 
behörde sind  bei  dem  Oberlandesgerichte  anzubringen. 

Für  die  Landherrenschaften  Ritzebüttel  und  Bergedorf 
fnngiren  an  Stelle  der  Vormundschaftsbehörde,  soweit  es  sich  nicht 
um  Bestätigung  von  Adoptionen  und  Volljährigkeitserklärungen  handelt: 
in  Ritzebüttel  der  Amtsyerwalter,  in  Bergedorf  der  Amtsrichter. 
Beschwerden  gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen  derselben  gehen 
an  das  Oberlandesgericht. 

Die  Zuständigkeit  der  Vormundschaftsbehörde  erstreckt  eich 
ausser  den  durch  die  Vormundschaftsordnung  ihr  zugewiesenen  Gegen- 
ständen unter  Anderem  auch  noch  auf  die  Ernennung  yon  Testaments- 
Exekutoren  und  die  Ermächtigung  yon  Testaments-Exekutoren  zu 
Konsensen,  Vergleichen  u.  s.  w.^^) 

Für  die  Ausschlagung  einer  Erbschaft,  sowie  für  den  Antrag 
auf  Eröffnung  des  Konkurses  über  einen  Nachlass  bedürfen  Vor- 
münder der  Ermächtigung  der  Vormundschaftsbehörde.  Im  Uebrigen 
kommen  hinsichtlich  der  Benefizialantretung  yon  Erbschaften  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes,  betr.  Ausführung  der  Konkursordnung,  §§  8—16 
zur  Anwendung  (Art.  51  der  Vorm.-O.  yon  1883). 


*^)  Gesetz,  betr.   die  nichtstreitige   Gerichtsbarkeit  yom   25.  Juli  1879 
Nr.  3,  geftndert  durch  Gesetz  yom  14.  Dezember  1883. 
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Besondere  Yorscbriften  über  Errichtang,  Vorlegung  des  Inreniani 
im  Allgemeinen,  .dann  über  statutarische  Abtheilung,  Einkindscbaft 
und  Verfahren  in  Ansehung  der  sweiten  Ehe  enthalten  die  Art.  24-*-35 
der  Vorm.-0.  von  1883. 

VII.  Notariat.  Es  gilt  jetst  die  Notariatsordnung  vom  29.  Juni 
188^8.'^)  Die  Geschäfte  des  Notars  bestehen  im  Allgemeinen  in  der 
Aufnahme,  Errichtung,  Vollziehung  und  Beglaubigung  solcher  Akte 
und  Urkunden,  denen  die  Betheiligten  öffentlichen  Glauben  beigelegt 
sehen  wollen,  soweit  solche  Beurkundung  nicht  sum  ausschliesslichen 
Wirkungskreise  der  Gerichte,  Verwaltungsbehörden  oder  sonst  mit 
öffentlichem  Glauben  yersehenen  Personen  gehört  (§  7  N.-O.). 

Das  Notariat  ist  von  der  Advokatur  getrennt,  nur  in  den  Amts- 
gerichtsbezirken Ritzebüttel  und  Bergedorf  kann  das  Notariat  mit 
der  Reehtsanwaltschaft  verbunden  werden.  Die  Notare  werden  Tom 
Senate  ernannt.  Die  Zulassung  zum  Notariate  ist  durch  die  FShig^ 
kcit  zum  Richteramte  bedingt;  von  diesem  Erfordemiss  kann  jedoch 
für  die  Amtsgerichtsbezirke  Ritzebüttel  und  Bergedorf  abgesehen 
werden;  daselbst  können  auch  Gerichtsyollzieher  zu  Notaren  bestellt 
werden.  Die  Notariatsurkunden  geniessen  Yolleh  öffentlichen  Glauben. 
Die  Notare  unterstehen  ihrer  Notariatskammer,  dem  Präsidenten 
und  Präsidium  des  Landgerichts.  Das  Disziplinarverfahren  bestimmt 
sich  nach  dem  Disziplinar-  etc.  Gesetz  für  die  nichtrichterliehen  Be- 
amten vom  7.  Januar  1884.^^ 

VIII.  Gesuche  wegen  Ertheilung  von  Attesten  über  das 
im  Hamburgischen  geltende  Recht  sind  an  das  Oberlandes- 
gericht zu  richten.^ ^ 

§  38. 
Elaass-Lothringen. 

I.  InEIsass-Lothringen,  welches  im  Friedens  vertrage  vom 
10.  Mai  1871   an  das  Deutsche  Reich  abgetreten  und  durch  Roiehs- 


Jie  N.-O. 


i<^)  Hamburger  Ges.'Samml.  1883  Nr.  23.  Durch  die  N.-O.  von  1883  sind 
vom  18.  Dezember  1815,  das  Gesetz  betr.  Abänderung  der  letzteren 
vom  25.  Juli  1879,  das  Gesetz  betr.  Wegfall  des  Erfordernisses  der  Solennitftts- 
zeugen  bei  gemeinrechtlichen  Testamenten  vom  11.  September  1871  und  die 
Bekanntmachung  betr.  die  im  Amte  Ritzebttitel  angestellten  Notare  vom 
18.  November  1865  aufgehoben. 

>")  Hamburger  Gee.-Samm].  1884  Nr.  2. 

'^)  Angef.  Gesetz,  betr.  die  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit,  Nr.  4. 
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gesetz  Yom  9«  Jani  1871  ^)  als  Reiohsland  mit  dem  Dentschen  Reiche 
vereinigt  wurde,  gelten  für  die  Behandlung  der  Verlassenschaften, 
wie  der  Vormundschaften  in  Bezug  auf  materielles  Recht  im 
Allgemeinen  die  französisch-rechtlichen  Grundsätze, 

Die  Erklärung  über  Erbannahme  oder  Entsagung  erfolgt  auf 
der  Gerichtsschreiberei  des  Amtsgerichtes  des  Ortes,  wo  der  Erb- 
lasser seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte. 

Besondere  Bestimmungen  über  Siegelung  und  Verzeichnung 
des  Nachlasses  enthält  das  Gesetz  yom  22.  Oktober  1873.^ 
Hienach  sind  insbesondere  alle  Sterbefalle,  welche  zur  Siegelanlage 
von  Amtswegen  Anlass  geben,  yon  dem  Ziyilstandsbeamten,  welcher 
den  Sterbeakt  aufgenommen  hat,  dem  zuständigen  Richter')  anzu- 
zeigen. Die  Siegelung  eines  Nachlasses,  bei  welchem  Minderjährige 
oder  Abwesende  betheiligt  sind,  ist  nicht  nothwendig,  wenn  der 
Nachlass  sich  im  Gewahrsam  ihrer  Eltern,  Voreltern  oder  gross- 
jährigen Geschwister  befindet,  oder  die  approximative  Summe  yon 
800  Mark  (1000  Franken)  nicht  übersteigt.  In  letzterem  Falle  kann 
die  Verzeichnung   des  Nachlasses^    an    welchem   Minderjährige    oder 


>)  R.-G.-B1.  1871  S.  212. 

^  aes.-Bl.  f&r  Elsass-Lothringen  1873  S.  278. 

'j  Nach  dem  Gesetz  für  Elsass-Lothringen  vom  4.  November  1878,  betr. 
die  Ausrahrang  des  deutschen  Gerichts  Verfassungsgesetzes  (Ges.-Bl.  für  £lsas8- 
Lothringen  S.  65),  sind  an  die  Stelle  der  Friedensgerichte  die  Amtsgerichte 
getreten;  die  ordentlichen  Landesgerichte  im  Sinne  des  Gerichtsyerfassnngs- 
gesetzes  sind  die  Amtsgerichte,  die  Landgerichte  and  das  Oberlandesgericht. 
£8  besteht  ein  Oberlandesgericht  in  Golmar.    Landgerichte  sind  in: 

1.  Colmar  mit  den  Amtsgerichten: 

Barr,  Golmar,  Ensisheim,  Gebweiler,  Kaysersberg,  Markirch, 
Markolsheim,  Münster  i.  E.,  Neubreisach,  Rapoltsweüer,  Rufach, 
Schlettstadt,  Schmierlach,  Sulz  (Kreis  Gebweuer),  Weiler; 

2.  Metz  mit  den  Amtsgerichten: 

Ars  an  der  Mosel,  Bolchen,  Busendorf,  Gh&teau-Salins,  Delme^ 
Diedenhofen,  Dieuze,  Metz,  Sierck,  Yic; 
8«  Mühlhausen  mit  den  Amtsgerichten: 

Altkirch,  Dammerkirch,  Hirsingen,  Hüningen,  Masmünster,  Mühl- 
hausen, Pfirt,  Sennheim,  Sierenz,  St.  Amarin,  Thann ; 

4.  Saargemünd  mit  den  Amtsgerichten: 

Albesdorf,  Bitsch,  Druüngen,  Falkenberg,  Forbach,  Grosstänchen, 
Rohrbach,  Saaralben,  Saargemünd,  Saar-Union,  St.  Avold; 

5.  Strassburg  mit  den  Amtsgerichten: 

Benfeld,  Bischweüer,  Brumath,  Hagenau,  Hochfelden,  Illkirch, 
Lauterburg,  Niederbronn,  Schilügheim,  Strassburg,  Sulz  u.  W., 
Truchtersheim,  Weissenburg,  Wörth; 

6.  Zabem  mit  den  Amtsgerichten: 

Buchsweiler,  Finstingen,  Lörchingen,  Lützelstein,  Molsheim, 
Oberehnheim,  Pfalzburg,  Saarburg,  Schinneck,  Wasselnheim, 
Zabem. 

Böhm,  Intern.  Naclilassbehandlung.  16 
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Entmündigte  betheiligt  sind,  ohne  Zuziehung  eines  Notars  darch  die 
Vormünder,  geschehen.^) 

n.  Naeh  Gesetz  yom  10.  Mai  1886  über  Ausstellung  ge- 
richtlicher Erbbesoheinigungen^)  ist  jeder  gesetzliche  Erbe 
befugt,  auf  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung  bei  dem  zustandigen 
Gerichte  anzutragen.  Auch  Testamentserben,  welche  nicht  mit  der 
zur  Legitiiiiation  erforderlichen  Bestimmtheit  bezeichnet  sind,  können 
auf  Ausstellung  einer  ergänzenden  Bescheinigung  antragen.  Zu- 
standig ist  dasjenige  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser 
zur  Zeit  seines  Todes  seinen  ordentlichen  Gerichtsstand  gehabt  hat.*) 

IIL  Bezüglich  aussergerichtlicher  Th eilung  und  Ver- 
käufen yon  Liegenschaften  sind  die  Vorschriften  des  Code  de 
proc.  (nv,  über  die  Förmlichkeiten  für  den  Verkauf  yon  Liegen- 
schaften und  das  Gesetz  yom  1.  Dezember  1873  durch  das  Gesetz 
yom  14.  Juni  1888^  ausdrücklich  aufgehoben,  bzw.  ersetzt. 

IV.  Die  Abgabenpflicht  yon  Erbschaften  etc.  ist  nunmehr  durch 
Gesetz  yom  12.  Juni  1889,  die  Erbschaftssteuer  betreffend,^) 
geregelt 

Hienach  unterliegen  innerhalb  Elsass-Lothringens  befindliche 
Liegenschaften  und  denselben  gleichgeaohtete  Rechte  der  Erbschafts- 
steuer ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  oder  die  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers.  Auf  Liegenschaften  und  denselben  gleichgeachtete 
Rechte  ausserhalb  Elsass-Lothringens  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht 
nicht  (§  5  des  Gesetzes). 

Das  unkörperliche  Vermögen  eines  Erblassers,  welcher  zur  Zeit 
des  Erbganges  in  Elsass-Lothringen  seinen  Wohnsitz  hatte,  unter- 
liegt der  Erbschaftssteuer.  Das  unkörperliche  bewegliche  Vermögen 
eines  Erblassers,  welcher  zur  Zeit  des  Erbganges  seinen  Wohnsitz 
nicht  in  Elsass-Lothringen  hatte,  ist  yon  der  Erbschaftssteuer  be- 
freit. Jedoch  sind  die  zum  Nachlasse  eines  solchen  Erblassers  ge- 
hörigen elsass-lothringischen  Staatsrenten,  Aktien  und  Schuldyer- 
Bchreibungen,  sowie  Forderungen,  für  welche  elsass-lothringische 
Grundstücke  hypothekarisch  belastet  sind,  steuerpflichtig,  soweit  in 
dem    Heimath  BS  taate    die    zu    einem    elsass-lothringischon  Nachlasse 


^)  Vgl.  Hock,  das  Verfahren  bei  Siegelungen  und  über  die  Ausstellung 
yon  Erbbescheinigungen  etc. 
»J  Ge8.-Bl.  1886  S.  61. 
^  Vgl.  hiezu  Hock  a.  a.  0. 
*)  Ges.-Bl.  1888  S.  51. 
•)  GeB.-Bl.  1889  S.  57. 
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gehörigen  gleichartigen  Werthe  dieses  Landes  besteuert  werden  und 
der  Erbe  nicht  eine  deutsche  Staatsangehörigkeit  besitzt  (§  6  1.  c). 

Das  körperliche  bewegliche  Vermögen  eines  Erblassers,  der 
zur  Zeit  des  Erbganges  in  Elsass-Lothringen  seinen  Wohnsits  hatte, 
unterliegt  der  Erbschaftssteuer.  Insoweit  sich  dasselbe  jedoch  zur 
Zeit  des  Erbganges  ausserhalb  EIsass-Lothringens  befand,  ist  auf 
Verlangen  die  nach  dem  Gesetze  des  auswärtigen  Staates  etwa  ent- 
richtete Erbschaftssteuer  in  Abzug  zu  bringen.  Das  körperliche  be- 
wegliche Vermögen  eines  Erblassers,  welcher  zur  Zeit  des  Erb- 
ganges seinen  Wohnsitz  nicht  in  Elsass-Lothringen  hatte,  ist  steuer- 
frei, das  in  Elsass-Lothringen  befindliche  Vermögen  jedoch  nur, 
soweit  in  dem  Heimathsstaate  des  Erblassers  gleiche  Grundsätze 
massgebend  sind.  Auch  in  letzterem  Falle  tritt,  wenn  derjenige, 
welchem  der  Anfall  zukommt,  seinen  Wohnsitz  in  Elsass-Lothringen 
hat,  die  Steuerpflicht  des  in  Elsass-Lothringen  befindlichen  Vermögens 
mit  der  Massgabe  ein,  dass  derselbe  berechtigt  ist,  eine  etwa  im 
Lande  des  Wohnorts  oder  der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers 
auferlegte  und  erweislich  gezahlte  Erbschaftsabgabe  in  Abzug  zu 
bringen  (§  7  1.  c). 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  vorstehenden 
Bestimmungen  steuerfreien  oder  steuerpflichtigen  Theile  der  Masse 
haften,  kommen  nur  bei  diesem  Theile,  Schulden  und  Lasten,  welche 
vorzugsweise  auf  einem  steuerfreien  oder  vorzugsweise  auf  einem 
steuerpflichtigen  Theile  der  Masse  haften,  zunächst  bei  diesem  Theil 
und  erst,  soweit  sie  hieduroh  nicht  gedeckt  werden,  bei  der  übrigen 
Masse  in  Abzug«  Sonstige  Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf 
dem  steuerfreien  als  auch  auf  dem  steuerpflichtigen  Theile  der  Masse 
haften,  kommen  von  letzterem  nur  nach  Verhältniss  dieses  Theils 
zur  gesammten  Masse  in  Abzug.  Hatte  jedoch  der  Erblasser  seinen 
Wohnsitz  nicht  in  Elsass-Lothringen,  so  findet  von  dem  gemäss 
"§  5 — 7  steuerpflichtigen  Vermögen  ein  Abzug  von  Schulden  und 
Lasten  überhaupt  nur  statt,  soweit  in  dem  Heimathstaate  des  Erb- 
lassers gleiche  Grundsätze  bezüglich  des  Abzugs  von  Schulden  und 
Lasten  massgebend  sind  (§  8  1.  c). 

Die  Erbschaftssteuer  beträgt  1  Proz.  bei  Anfall  an  Verwandte 
der  geraden  Linie,  3  Proz.  für  Ehegatten,  6Ys  Pi*oz.  Geschwister, 
Rinder  von  Geschwistern  oder  Geschwister  der  Eltern,  7  Proz.  Seiten- 
verwandte des  4.  Grades,  8  Proz.  Seitenverwandte  des  5. — 12.  Grades, 

9  Proz.    in   allen   übrigen  Fällen.     Die  Steuersätze    für    die    gerade 

16* 


244  Besonderer  Theil. 

Linie  und  die  Ehegatten  finden  auch  Anwendung  auf  natfirliche 
Kinder  and  auf  Ehegatten,  welche  in  Folge  des  Rechts  auf  ausser- 
ordentliche Erbfolge  zur  Erbschaft  berufen  wurden. 

y.  Die  Oberyormundschaft  ist  nach  den  Grundsätzen  des 
französischen  Rechts  dem  Familienrath  übertragen,  welcher  die 
Aufsicht  über  die  Thätigkeit  des  Yormundes  und  des  Gegenvormundes 
führt.  Im  Familienrathe  führt  der  Amtsrichter  den  Vorsitz.  Auch 
ist  jede  Rechtssache,  in  welcher  Familienrathsbeschlüsse  der  Be- 
stätigung durch  das  Landgericht  bedürfen,^  dem  Staatsanwälte 
zur  Stellung  der  geeigneten  Anträge  mitzutheilen. 

Die  YeräuBserung  yon  unbeweglichen  Mündelgütern 
muss  im  Wege  öffentlicher  Versteigerung  yor  einem  Notar  geschehen, 
ausser  wenn  nach  der  einstimmigen  Ansicht  des  Familienraths  bei 
dem  Verkauf  aus  freier  Hand  ein  erheblicher  Vortheil  für  die 
Mündel  zu  erwarten  ist.  In  letzterem  Falle  ist  aber  auch  notarielle 
Verbriefung  yorgeschrieben.^^ 

Nähere  Bestimmungen  über  die  Beaufsichtigung,  das  Verfahren 
und  die  Kosten  der  Vormundschaftsyerwaltung  enthält  das  Gesetz 
yom  22.  Oktober  1873,  über  die  Anlage  yon  Geldern  und  deren 
Verwaltung  jenes  yom  16.  Juni  1887.^^) 

VI.  Das  Institut  des  Notariats  in  Elsass-Lothringcn  beruht 
zunächst  auf  den  Gesetzen  yom  19.  Brumaire  IV  und  25.  Ventöse  XL 
Durch  ersteres  Gesetz  wurde  das  Notariat  dem  Justizministerium 
unterstellt. 

Der  geschäftliche  Wirkungskreis  der  Notare  umfasst  die  Auf- 
nahme authentischer  Urkunden,  soweit  besondere  Gesetze  nicht 
anders  bestimmen.  Notarielle  Beurkundung  ist  nach  Landesrecht 
u.  A.  insbesondere  yorgeschrieben  für  Aufnahme  des  öffentlichen 
Testamentes,  für  die  Aufsiohtsurkunde  und  Hinterlegung  des  mysti- 
schen Testaments,  für  Widerruf  yon  Testamenten,  für  elterliche 
Theilungen,  Eheyerträge,  Inyenturaufnahme  (mit  Ausnahme  der  Fälle 
der  §§  113,  114   der  deutschen  Konkursordnung),    gerichtliche   und 


^)  Gesetz  vom  14.  Jimi  1887  über  die  Vormundschaften,  welches  jedoch 
im  Allgemeinen  an  den  Grundsätzen  des  französischen  Rechts  nichts  geändert 
hat  (Ges.-Bl.  1887  S.  49). 

'^)  Qes.  vom  14.  Juni  1888  (s.  oben  Note  7)  im  Zusammenhalte  mit  §  11 
des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1889,  betr.  das  Grundeigenthum  (Ges.-Bl.  S.  69). 

^')  Vgl.  über  Vormundschaftewesen  in  Elsass-Lothringen:  Sohn,  Er- 
läuterungen zum  Vormundschaftegesetz  vom  22.  Oktober  1873  und  Schröder, 
das  Yonnundschaftarecht,  1892. 
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aussergeriolitliche  Theilungen,  Yenteigerang  yon  Liegenschaften,  Auf- 
tragserklärungen  bei  solchen,  freiwillige  Mobilianrersteigerungen  u.  s.  w. 
üeber  die  Form  der  Notariatsurkanden  befindet  das 
Gesetz  Tom  21.  Juni  1843,  jenes  Tom  4.  Janaar  1843  betrifft  die 
Bildung  der  Notariatskammern  und  die  Disziplin  des  Notariats. 
Neuere  Bestimmungen  enthalten  das  Gesetz  Tom  26.  Dezember  1873,^^) 
betr.  das  Notariat  nebst  Tarif  der  Notariatsgebühren,  femer  das 
Gesetz  Tom  24.  März  1882,  die  Fähigkeit  zum  Amte  eines  Notars 
betr.,^^  das  Begulatiy  über  Notariatsprüfungen  yom  5.  Mai  1882,^^) 
die   Verordnung   yom    17.  März    1886,   die    Disziplin    des   Notariats 

■ 

in  Ansehung  des  Geldyerkehrs  der  Notare  ^^)  und  §  30  des  Gesetzes 
yom  27.  Juli  1889  über  die  Notariatsgebühren. 

Die  Zahl  und  der  Wohnsitz  der  Notare  richten  sich  nach  den 
Amtsgerichtsbezirken.^  ^ 


*•)  Ge8.-BL  1873  8.  435. 

'»)  Ge8.-Bl.  1882  S.  62. 

^)  Ge8.-Bl.  1882  S.  70. 

^*)  Ges.-Bl.  1886  S.  57. 

'')  Näheres  s.  Franz,  das  Notariat  in  Elsass-Lothringen. 


Zweiter  Abschnitt 

Nichtdeutsche  Staaten. 

I.  Europäische  Staaten. 


§  39. 

Belgien. 

I.  In  Belgien  richtet  sich,  da  dort  das  französiBche  Recht 
rezipirt  ist,  die  Erwerbung  der  Erbschaften  nnd  das  Verfahren 
in  NachlasB fällen  in  der  Hauptsache  nach  den  unten  über  die 
Behandlung  dieser  Materien  in  Frankreich  dargestellten  Grundsätzen,  i) 

Bei  in  Belgien  yorkommenden  Todesfallen  werden  alle  in 
Öffentliche  Obhut  zu  nehmenden  Nachlassmassen  yon  dem  ^Receveur 
des  HypotlUques^  in  Gewahrsam  genommen  und  darin  gehalten,  bis 
von  der  kompetenten  Autorität  die  Ausantwortung  derselben  an- 
geordnet ist.  Eigene  Abtheilungen  fQr  Yerlassenschaften  kennt  die 
belgisohe  Gerichtsverfassung  nicht.') 

Wenn  ein  Fremder  in  Belgien  stirbt  und  keine  bekannten 
und  anwesenden  Erben  hinterlässt,  trifft  der  Konsul  seines  Heimath- 


^)  In  Belgien  ist  der  Code.  Napoläon  als  Zivilgesetzbuch  eingeführt; 
Zachariä  von  Lingenthal,  Handbuch  des  französ.  Zivilrechts,  7.  Aufl., 
herausgegeben  vonDreyer,  Bd.  I  §  13  (8.  Aufl.,  bearbeitet  von  Creme,  im 
Erscheiaen  begriffen).  Näheres  hierüber  s.  auch  Zeitschrift  für  Gesetzgebung 
und  Rechtswissenscnaffc  des  Auslandes  von  Mittermaier  und  Zacharift, 
Bd.  I  S.  138,  185;  Bd.  II  S.  414;  Bd.  III  S.  1  und  Bd.  V  S.  163;  femer  ins- 
besondere M.  A.  deSaintJoseph,  dyncordance  entre  les  codes  civiis  etrangers 
et  le  Code  Napoleon  deuxihne  edition,  Paris,  tom.  II  p.  54  ff.  und  p.  348. 

*)  Mittheilung  des  Deutschen  Konsulats  vom  8.  Mai  1874  zu  einem 
Spezialfolle.  —  Soweit  die  Erben  ohne  Einmischung  des  Gerichtes  in  die 
Rechte  des  Verstorbenen  eintreten,  haben  sie  sich  lediglich  an  das  £in- 
registrirungsamt  zu  wenden,  um  das  Erbsteuerquantum  zu  bestimmen  und  die 
Abgabe  zu  entrichten. 
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Staates  diejenigen  yorsorglichen  Massnahmen,  welche  durch  seine 
heimathlichen  Gesetie  Torgeschrieben  sind.  Die  Konsuln  werden 
stets  als  berechtigt  angesehen,  die  Siegelung  und  die  Aufnahme 
eines  Inventars  zu  beantragen.  Es  ist  dabei  nur  die  Anwesenheit 
des  Friedensrichters  erforderlich;  indessen  kann  auch  der  Konsul 
diesen  Handlungen  in  seiner  Stellung  als  Antragsteller  beiwohnen.^) 

II.  Auch  bezüglich  der  Testaments  formen  gelten  in  Belgien 
die  Grundsätze  des  französischen  Rechts. 

In  Betreff  der  Gültigkeit  und  Wirksamkeit  yon  im  Auslande 
errichteten  Rechtsakten  nach  den  Grundsätzen  der  belgischen  Gesetz- 
gebung s.  Journal  du  droit  international  etc.,  tom.  YIU  (1881) 
p.  461. 

üeber  das  eigenhändig  geschriebene  Testament  und  die  Rechts- 
regel locus  regit  actum  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  225  u.  226. 

ni.  Die  gesetzliche  Erbfolgeordnung  ist  die  gleiche 
wie  nach  französischem  Rechte;  s.  , Frankreich''. 

IV«  Betreffs  der  Erbschaftssteuer  gelten  die  Gesetze  yom 
27.  Dezember  1817,  17.  Dezember  1851  und  28.  Juli  1879. 

Die  eigentliche  Erbschaftssteuer  ruht  auf  dem  Werthe 
Yon  Allem,  was  aus  dem  Nachlass  eines  Einwohners  des  König- 
reichs durch  Erbschaft  eingezogen  wird.  Eine  Uebergangssteuer 
wird  erhoben  aus  dem  Werthe  der  Liegenschaften  und  Hypothek- 
forderungen, die  aus  der  Hinterlassenschaft  einer  Person,  welche 
nicht  als  Einwohner  des  Königreichs  gilt,  zufallen. 

Eine  andere  Uebergangssteuer  ruht  auf  dem  Werth  yon 
Liegenschaften  und  Hypothekforderungen,  welche  entweder  auf  Erben, 
Geschenknehmer  oder  Legataren,  die  in  aufsteigender  oder  absteigender 
Linie  einen  Einwohner  des  Königreichs  beerben,  oder  den  über- 
lebenden, Kinder  besitzenden  Gatten  übergehen« 

Der  überlebende  Ehegatte  mit  Kindern,  ebenso  wie  Erben  der 
geraden  Linie  sind  yon  der  eigentlichen  Erbschaftssteuer  befreit. 
Ausserdem  beträgt  die  Erbschaftssteuer  5,50  Proz.  bei  Ehegatten, 
6,80  Proz.  bei  Geschwistern,  8,20  Proz.  bei  Onkeln  und  Neffen, 
13,80  Proz.  bei  denselben  für  das,  was  sie  über  den  ihnen  ab  in- 
testaio  zufallenden  Theil  erhalten,  13,80  Proz.  bei  entfernteren  Ver- 
wandten und  nicht  yerwandten  Personen.    Die  Uebergangssteuer  be- 


*)  Näheres  hierüber  s.  auch  Beuling  und  Löwenfeld,  die  Rechts- 
yerfolgimg  im  intern.  Verkehr,  2.  Lieferang  1891  8.  213. 
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trägt  1,40  Proz.  in  gerader  Linie,  .6,80  Proz.  in  der  Seitenlinie 
oder  bei  nicht  verwandten  Personen/) 

y.  lieber  Yormundschaft  gelten  gleichfalls  im  Allgemeinen 
die  Grundsätze  des  Code  NapolSon. 

Besondere  Bestimmungen  enthält  das  Gesetz  yom  12.  Juni 
1816,  betreffend  die  Yeräusserung  yon  Grundstücken,  welche  Minder- 
jährigen gehören.^)  Gewisse  Vorschriften,  betr.  die  Vormundschafts- 
führung  sind,  auch  im  Hypothekengesetz  vom  16.  Dezember  1851 
enthalten. 

Der  Friedensrichter  fQhrt  den  Vorsitz  im  Familienrath ;  er 
fuhrt  ein  Verzeichniss  aller  im  Kanton  eröffneten  Vormundschaften; 
unter  seiner  Leitung  geschieht  der  Verkauf  von  Liegenschaften 
Minderjähriger  oder  Entmündigter.  Das  Gericht  erster  Instanz  ge- 
nehmigt die  Beschlüsse  des  Familienraths  über  Veräusserung  der 
den  Minderjährigen  gehörenden  Liegenschaften,  sowie  die  namens 
der  letzteren  ergangenen  Transaktionen.®) 

Für  die  über  Minderjährige  bestellte  Vormundschaft  ist  im 
Prinzip  das  persönliche  Gesetz  der  Betheiligten  massgebend.^) 

VI.  Das  Notariats  Institut  basirt  auf  den  Gesetzen  vom 
25.  Ventöse  des  Jahres  XI  und  dem  Erlass  vom  2.  Niydse  des 
Jahres  XII.  Notare  sind  Beamte  für  Aufnahme  aller  Akte  und 
Verträge,  welchen  die  Parteien  authentischen  Karakter,  vrie  er  Akten 
der  Staatsgewalt  beiwohnt,  geben  oder  geben  lassen  wollen,  sowie  für 
die  Sicherstellung  des  Datums,  Verwahrung  der  Depots,  Ausfertigung 
Yon  Abschriften  und  Urkunden.  Sie  werden  yom  König  eingesetzt 
und  erhalten  yon  ihm  eine  Bestallung^  welche  ihren  Amtssitz  be- 
stimmt. Das  Gesetz  bezeichnet  die  Bedingungen,  welchen  ihre  Er* 
nennung  unterliegt,  ebenso  die  Art  und  Weise,  wie  sie  ihre 
Funktionen  auszuüben  haben.  Bei  jedem  Ziyilgericht  besteht  eine 
Notariatskammer.  Die  Notare  unterstehen  in  Disziplinarsachen  den 
Ziyilgerichten,  deren  ürtheile  mit  Berufung  anfechtbar  sind.®) 

VII.  In  Bezug  auf  die  Bechtsyerhältnisse  der  Fremden  be- 
stimmt das  belgische  Gesetz  yom  27.  April  1865,  dass  die  Fremden 


^)  Vgl.  auch  Vauthier,  Staatsrecht  des  Königreichs  Belgien,  in 
y.  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  IV.  Bd.  1,  Halbbd. 
5.  Abth.  S.  95  f. 

^)  Vgl.  Zeitschrift  Bd.  I  S.  224. 

*)  S.  auch  Vanthier  a.  a.  0.  S.  57  u.  59. 

')  Vgl.  auch  Zeitschrift  etc.  Bd.  II  S.  603. 

»)  Vgl.  auch  Vauthier  a.  a.  0.  S.  63. 
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das  Recht  haben,  in  gleicher  Weise  wie  die  Belgier^)  im  ganzen 
Qebiete  des  Königreichs  zu  succediren,  zu  disponiren  und  Erbschaften 
in  Empfang  zn  nehmen  und  dass  im  Falle  der  Theilung  einer  Erb- 
schaft, bei  welcher  Fremde  und  Belgier  zugleich  Miterben  sind, 
letztere  von  dem  in  Belgien  gelegenen  Vermögen  einen  gleichen 
Antheil  im  Werthe  der  im  Auslande  gelegenen  Güter,  Ton  welchen 
sie,  gleichviel  unter  welchem  Titel,  kraft  Gesetzes  und  Herkommens 
ausgeschlossen  wären,  yorwegnehmen.^^) 


*)  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  in  Belgien: 

Belgier  ist  jedes  von  einem  belgischen  Vater  oder  von  einer  belgischen 
Matter,  falls  der  Vater  unbekannt  ist,  abstammende  Eond,  selbst  wenn  es 
im  Auslände  geboren  ist  {Code  civil  Art.  10). 

Das  auf  belgischem  Boden  yon  im  gesetzlichen  Sinne  unbekannten 
Eltern  geborene  Kind  gilt  als  Belgier  (Gesetz  vom  15.  April  1B81). 

Jedes  in  Belgien  geborene  Kind  eines  Ausländers  kann  die  Eigenschaft 
als  Belgier  in  Anspruch  nehmen,  sofern  es  erklärt,  seinen  Wohnsitz  in  Belgien 
nehmen  zu  wollen  und  ihn  auch  wirklich  innerhalb  eines  Jahres  daselbst  auf- 
schlägt; die  Erklärung  muss  spätestens  in  dem  auf  Eintritt  der  Volljährigkeit 
folgenden  Jahre  abgegeben  werden  (Cod.  civ,  Art.  9;  Gesetz  vom  16.  Juli  1889). 

Jedes  im  Auslande  geborene  Kind  eines  früheren  Belgiers,  welcher  diese 
Eigenschaft  verloren  hat,  kann  solche  durch  Erfüllung  der  vorgenannten 
gleichen  Förmlichkeiten  wieder  erlangen  (Cod,  civ.  Art.  10). 

Die  Ausländerin,  welche  einen  Belgier  heirathet,  folgt  der  Staats- 
angehörigkeit ihres  Mannes  {Cod.  civ.  Art.  12). 

Die  Eigenschaft  als  Belgier  kann  auch  durch  Naturalisation  (sog.  grosse 
und  die  gewöhnliche  Naturalisation)  erlangt  werden  (Verf.  Art.  51u->  Gesetz 
vom  6.  August  1881). 

Die  Naturalisation  des  Vaters  (oder  der  Mutter,  falls  der  Vater  todt 
ist)  sichert  den  minderjährigen  Kindern  die  Möglichkeit,  mittels  einer  im  Jahre 
der  Volljährigkeit  oder  selbst  vom  erreichten  18.  Lebensjahre  an  (mit  Zu- 
stimmung der  Aszendenten  oder  der  Familie)  abgegebenen  Erklärung  die 
gleichen  Vortheile  zu  gemessen  (Gesetz  vom  6.  August  1881). 

Die  Eigenschaft  als  Belgier  geht  verloren: 

1.  durch  die  im  Ausland  erlangte  Naturalisation, 

2.  durch  jede  ohne  Absicht  der  Rückkehr  vollzogene  Niederlassung  im 
Auslande, 

3.  für  eine  Belgierin  durch  Verheirathung  mit  einem  Ausländer;  als 
Wittwe  kann  sie  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  belgische 
Nationalität  wiedererlangen. 

Näheres  s.  Vauthier,  das  Staatsrecht  des  Königreiches  Belgien  in 
Marquardsen's  Handbuch  des  öffentl.  Rechts,  IV.  Bd.  1.  Halbbd.  5.  Abth. 
8.  26  ff. 

><0  Dieses  Gesetz  ist  an  die  Stelle  der  Art.  726  und  912  des  Code  civil 
getreten  und  ist  hiedurch  auch  das  belgische  Gesetz  vom  20.  Mai  1837^  betr. 
die  internationale  Reziprozität  in  Bezug  auf  Erbschaften,  derogirt. 

An  obigen  Bestimmungen  ist  durch  das  Gesetz  vom  6.  März  1890, 
betr.  die  Fremden,  nichts  geändert;  letzteres  enthält  nur  administrative  Vor- 
schriften Über  Aufenthalt  der  Fremden,  deren  Ausweisung  oder  Zuweisung  auf 
einen  bestimmten  Bezirk. 

Gemäss  des  zwischen  Bayern  und  Belgien  abgeschlossenen  Frei- 
zügigkeitsvertrages vom  31.  Oktober  1851  (Baver.  Reg.-Bl.  1852  S.  52  ff.) 
—  der  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Belgien  vom  6.  Dezember 
1891  enthält  über  die  hier  in  Frage  stehenden  Materien  nichts  —  steht  den 
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YIII.  Anlangend  den  Verkehr  mit  den  belgischen  Gerichten 
in  Ziyil-RequiBitionsfallen,  gestattet  die  belgische  Regierung  den 
direkten  Verkehr  zwischen  den  inländischen  und  fremden  Gerichten 
nicht,  sondern  yerlangt,  dass  die  belgischen  Behörden  auf  dem 
diplomatischen  Wege  um  Rechtshülfe  ersucht  werden. ^^)    • 

IX.  lieber  die  belgische  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Befugnisse 
der  Konsularbeamten  s.  zunächst  ßevue  de  droit  intern^  tom.  XI 
(1879)  p.  48.  Die  hauptsächlichsten  hieher  einschlagenden  Bestim- 
mungen enthalten  das  Gesetz  yom  31.  Dezember  1851  über  das  Konsulat 
und  die  Konsularjurisdiktion,  modifizirt  durch  Gesetze  yom  26.  Juni 
1875  und  25.  Juni  1883,  und  das  Gesetz  yom  29.  Mai  1858  über  die 
Notariatsbefugnisse  der  Konsuln  in  den  nichtchristlichen  Ländern. 

Weiter  sind  hier  anzuführen  das  Gesetz  yom  20.  Mai  1882, 
betreffend  die  Eheschliessung  yon  Belgiern  im  Auslande  und  die 
k.  Verordnung  yom  29.  April  1886,  betr.  die  Aufnahme  der  Ziyil- 
Standsakte  durch  die  diplomatischen  Agenten  und  die  Konsuln. 


beiderseitigen  Staatsangehörigen  das  Recht  zu,  die  ihnen  ab  intestato  oder 
vermöge  letztwilliger  Anordnungen  in  dem  anderen  Staate  angefallenen  Ver- 
lassenschaften  zu  erwerben  und  auf  Andere  zu  übertragen,  ohne  dass  dieselben 
wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  irgend  einen  Abzug  oder  eine  Abgabe 
zu  erdulden  hätten,  welchen  nicht  auch  die  Inländer  unterworfen  sind.  Diese 
Bestimmungen  sind  jedoch,  was  ausdrücklich  in  der  Konvention  hervorgehoben 
ist,  lediglich  zu  Gunsten  der  beiderseitigen  Unterthanen  getroffen  und 
kommen  daher  bezüglich  der  Wohlthätigkeitsanstalten,  Korporationen,  Stiftungen 
oder  anderer  ähnlicher  Institute  nicht  zur  Anwendung.  BezQglich  der  in 
letzteren  Fällen  zum  Bezüge  berechtigten  Subjekte  und  des  Betrages  der 
Nachsteuer  vergl.  Brater,  Bl.  f.  adm.  Praxis,  Bd.  6  S.  402,  404. 

^*)  Laut  Bekanntmachung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums  der  Justiz 
vom  28.  Februar  1882,  die  Ertheilung  amtlicher  {Bescheinigungen 
auf  dem  Gebiete  des  belgischen  Privatrechts  betr.  (Bayer.  Just.- 
Min.-Bl.  1882  S  35),  hat  die  k.  belgische  Regierung  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, dass  seitens  der  Behörden  anderer  Staaten  bei  der  Vorlage  von  Ur- 
kunden jprivatrechtlichen  Inhalts,  welche  in  Belgien  errichtet  worden  sind, 
den  Betneiligten  häufig  auferlegt  werde,  hinsichÜich  der  Gültigkeit,  der 
Beweiskraft  oder  der  Gesetzmässigkeit  solcher  Urkunden  Bescheinigungen  des 
k.  belgischen  Justizministeriums  beizubringen,  sowie  dass  derartige  Bescheini- 
gungen auch  über  sonstige  privatrechtliche  Verhältnisse,  wie  über  den  Um- 
fang der  Befugnisse  eines  gesetzlichen  Vertreters,  die  Geschäftsfähigkeit  eines 
Minderjährigen  und  dergl.  verlangt  werden.  Die  k.  belgische  Regierung  hat 
im  Anschlüsse  hieran  darauf  hingewiesen,  dass  durch  solche  Verlangen  den 
Betheiligten  ein  nutzloser  Aufwand  an  Zeit  und  Kosten  verursacht  werde,  da 
nach  der  in  Belgien  bestehenden  Gesetzgebung  der  Justizminister  zur  Ertheilung 
besagter  Bescheinigungen  nicht  ermächtiget  sei  und  auch  die  k.  belgischen 
Gerichte  zu  solcher  Ertheilung  nicht  befugt  seien.  Zugleich  hat  die  k.  belgische 
Regierung  beigefügt,  dass  seitens  des  k.  belgischen  Justizministers  auf  An- 
suchen eines  Betheüigten  gegebenen  Falls  nur  dahin  Bescheinigung  ertheilt 
werden  könne,  dass  formlich  in  einem  Gesetze  enthaltene,  in  dem  Gesuche  be- 
stimmt zu  bezeichnende  Vorschriften  Bestandtheile  des  in  Belgien  geltenden 
Rechtes  seien. 


§  40.     Dänemark.  251 

§  40. 

Dänemark. 

L  In  Dänemark  ist  in  der  Regel  das  Domizil  ffir  die  Zu- 
st&ndigkeit  zur  Nachlassbehandlung  massgebend;  es  gelten  dort,  da 
die  Verordnung  Tom  21.  Juni  1793  f&r  Dänemark  wie  für  Norwegen 
erlassen  wurde  und  Konig  Christian's  V.  Danske  Lov  I  2  §  4,  dann 
V  2  §  1  mit  desselben  Königs  Norske  Lov  yöUig  gleichlautend 
ist,^)  im  Allgemeinen  die  unten  für  Norwegen  dargestellten 
Grundsätze. 

In  Dänemark  gehört  jede  Yerlassenschaft  unter  das  dänische 
Verlassenschaftsgericht  (Ski/teret)^*)  wenn  der  Verstorbene  bei  seinem 
Tode  festen  Wohnsitz  (DomieU)  in  Dänemark  hatte,  ohne  Rücksicht 
auf  Nationalität,  es  sei  denn  durch  Traktat  eine  Ausnahme  gemacht.*) 
umgekehrt  befassen  sich  dänische  Verlassenschaftsgerichte  (JSkiftereUer) 
nicht  mit  dem  Nachlasse,  wenn  der  Verstorbene  im  Auslande  domi- 
zilirte,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  derselbe  dänischer  Staatsbürger^) 


')  Das  dänische  Recht  gründet  wesentlich  auf  König  Ghristian's  V. 
Danske  Lov  vom  15.  April  1683;  hiezu  ergingen  zahlreiche  Ordonnanzen,  von 
denen  für  das  Erbrecht  und  bezw.  Vormundschaftsrecht  zu  erwähnen  sind  die 
vom  8.  April  1768,  26.  August  1785,  2.  Juni  1819,  2.  Juli  1822,  femer  das 
Gesetz  vom  21.  Mai  1845  mit  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857,  das  Gesetz 
vom  26.  Mai  1868,  und  insbesondere  das  Gesetz  über  die  Auseinandersetzung 
von  Verlassenschaften  vom  30.  November  1874,  welch'  letzteres  eine  ausführ- 
liche Kodifikation  der  Regeln  über  die  Behau dlung  von  Verlassenschaften 
enthält. 

Für  dänisches  Familien-  und  Erbrecht  sind  noch  anzuführen :  A.  V.  Scheel , 
Familieretten  fremstillet  efter  den.  danske  Lovgivning,  Kopenhagen  1877; 
F.  T.  J.  Gram,  Forelaesninger  over  den  danske  Familieret,  Kopenhagen 
1868;  J.  H.  Deuntzer,  og  den  danske  Skifteret,  Kopenhagen  1885;  den 
danske  Arveret,  Kopenhagen  1892. 

*)  lieber  die  Organisation  der  Gerichte  in  Dänemark  —  3  Stufen: 
üntergerichte  (Underräter),  Appellhöfe  (Landsoverretter)  und  der  oberste 
Gerichtshof  (Höiesteret)  —  vergl.  Zeitschrift  Bd.  I  S.  126.  Ausserhalb  Kopen- 
hagen ist  der  Unterrichter  fast  überall  zugleich  Verlassenschaftsverwalter 
(SkißefervaUer),  so  dass  man  hiefür  keine  eigenen  Beamte  hat.  In  Kopen- 
hagen heisst  das  Verlassenschaftsgericht  „Skiftekommission*  und  ist  eine 
Abtheilung  des  Hof-  und  Stadtgerichts. 

*)  Durch  verschiedene  Traktate  sind  die  Verlassenschaften  fremder 
ünterthanen  der  Behandlung  durch  die  dänischen  Verlassenschaffcsgerichte 
entzogen,  wenn  auch  der  Verstorbene  sein  Domizil  in  Dänemark  hatte,  so 
durch  Traktat  mit  England  vom  11.  Juli  1670  §  15,  mit  Frankreich  vom 
23.  August  1742  §  40,  mit  Russland  vom  19.  Oktober  1782  §  34.  mit  Siam 
vom  3.  Februar  1860  §  15,  mit  Venezuela  vom  10.  August  1863  §  21. 

*)  Das  dänische  Staatsbürgerrecht  kommt  zu: 

1.  denen,    die    das   Indigenat  (Indföderet)   besitzen.     In  Folge   eines 
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war.  Das  dänische  Yerlassenschaftsgericht  beschränkt  sich  alsdann 
aaf  die  Konservining  der  Hinterlassenschaft  and  die  übrigen  yor- 
läufig  nothwendigen  Massregeln.  Doch  kann  der  Justizministert 
wenn  ein  Däne  im  Auslande  gestorben  ist  und  man  dort  seine  Ver- 
lassenschaft  nicht  auseinandersetzt,  dessen  Nachlass  einem  dänischen 
Yerlassenschaftsgerichte  zur  Behandlung  zuweisen,  obwohl  der  Ver- 
storbene einen  Wohnsitz  in  Dänemark  nicht  hatte. ^) 

£ine  andere  Frage  ist,  nach  welchem  Rechte  das  dänische 
Yerlassenschaftsgericht  den  Nachlass  zu  behandeln  hat.  Ganz  un- 
bestritten ist,  dass  die  dänischen  prozessualischen  Regeln,  welche 
sich  jetzt  hauptsächlich  im  Yerlassenschaftsgesetze  von  1874^)  finden, 
zu  befolgen  sind;  aber  es  ist  sehr  zweifelhaft,  ob  z.  B.  dänisches 
Recht  anzuwenden  ist  bei  der  Beurtheilufig  der  Gültigkeit  eines  im 
Auslande  errichteten  Testamentes^  oder  bei  der  Entscheidung  über 


Gesetzes  vom  15.  Januar  1776  gehören  zu  diesen:  a)  die  im  Lande  von  ein- 
geborenen Eltern  Geborenen;  b)  die  hier  im  Lande  geborenen  Kinder  nicht- 
eingeborener  £ltem,  wenn  sie  bis  zum  vollendeten  18.  Jahre  hier  im  Lande 
bleiben;  c)  die  Kinder  eingeborener  Eltern,  welche  im  Auslande  geboren 
wurden  während  einer  Reise  der  Eltern  oder  deren  durch  Staatsdienst  ver- 
anlassten Aufenthaftes  im  Auslande.  Ausserdem  kann  das  Indigenat  durch 
ein  besonderes  Gesetz  erworben  werden,  vergl.  Grundgesetz  §  51,  und  eine 
nicht  geringe  Zahl  von  Personen  wird  alljährlich  auf  diese  Weise  naturalisirt. 

—  Das  Indigenat  kann  nie  verloren  gehen.  Doch  können  eingeborene  Dänen, 
welche  in  einem  fremden  Lande  Staatsbürger  sind,  die  mit  dem  Indigenats- 
rechte verbundenen  Berechtigungen  nicht  ausüben,  und  tragen  auch  nicht  die 
aus  diesem  fiiessenden  Verpflichtungen;  wenn  sie  aber  ikren  festen  Aufent- 
halt in  Dänemark  nehmen,  und  sich  von  dem  fremden  Staatsbttrgerrecht 
losmachen  —  was  man  als  geschehen  annimmt,  wenn  sie  sich  mindestens 
zwei  Jahre  in  Dänemark  aufgehalten  haben  — ,  tritt  ihr  Indigenat  in  volle 
Kraft,  vgl.  Gesetz  vom  25.  März  1871. 

2.  Ausserdem  wird  das  dänische  Staatsbürgerrecht  auch  erworben  durch 
die  Begründung  eines  festen  Wohnsitzes  in  Dänemark,  ohne  dass  der  Verlauf 
einer  bestimmten  Zeit  nöthig  wäre.  Doch  ist  dieser  Satz  jetzt  von  geringer 
praktischer  Bedeutung,  da  die  meisten  Berechtigungen  von  staatebürgerlioher 
Ifatur  durch  das  Indigenat  bedingt  sind;  so  die  politischen  Rechte,  der  Zu- 
tritt zum  Erwerb  von  Aemtem  und  der  Anspruch  auf  Versorgung,  und  selbst 
soweit  das  Indigenat  nicht  gefordert  wird,  wird  doch  im  Allgemeinen  ein 
Aufenthalt  von  gewisser  Dauer  gefordert.  So  kann  nach  einem  Gesetz  vom 
15.  Mai  1875  derjenige,  der  das  Indigenat  nicht  besitzt,  vom  Justizminister 
ausgewiesen  werden,  wenn  er  nicht  während  zweier  Jahre  einen  ständigen 
Aufenthalt  gehabt  hat,  und  damit  ein  Ausländer  in  Dänemark  sein  Schiff  die 
dänische  Flagge  führen  lassen  kann,  muss  er  sich  hier  fünf  Jahre  lang  auf- 
gehalten haben;  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857  und  Seegesetz  1.  April  1892. 

—  Das  durch  Niederlassung  erworbene  Staatsbürgerrecht  erlischt,  wenn  der 
Betreffende  das  Land  verlässt. 

')  Vgl.  Verordnung  vom  21.  Juni  1793  und  Verlassenschaftsgesetz  von 
1874.    Die  Praxis  hat  obige  Sätze  fest  anerkannt. 
«)  S.  Note  1. 
^  Vgl.  hiezu  Zeitechriffc  für  intern.  Privatrecht  ete.  Bd.  I  S.  229. 
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• 

die  Oratifikationen  eines  im  Auslände  beheimatheten  Erben  u.  dgl. 
Diese  Fragen  sind  weder  darch  Qesetz  noch  durch  Praxis  entschieden ; 
aber  es  finden  sich  in  der  Literatur  mancherlei,  übrigens  höchst 
Terschiedene  Aeusserungen  theoretischer  Natur  hierüber,  z.  B.  bei 
Bornemann  und  Scheel.^ 

II.  Nachlassbehandlung  im  Allgemeinen.  Testamente. 

In  Dänemark  wird  jeder  Naohlass  vom  Yerlassenschaftsgerichte 
in  Behandlung  genommen  {offmÜigi  Skifle,  d.  h.  öffentliche  Aus- 
einandersetzung), wenn  nicht  sämmtliche  Erben  mündig  und  im 
Reiche  anwesend  sind,  und  überdies  alle  den  Nachlass  zu  eigener 
Behandlung  {privat  Skiße)  zu  übernehmen  begehren.  Wenn  auch 
nur  die  Zustimmung  eines  einzigen  Erben  fehlt,  oder  wenn  ein  Erbe 
unter  18  Jahre  alt  ist  oder  für  unmündig  erklärt  oder  ausserhalb 
des  Reiches  abwesend  ist,  muss  öffentliche  Auseinandersetzung  statt- 
finden. Wenn  die  Erben  den  Nachlass  zu  privater  Auseinander- 
setzung übernehmen,  werden  sie  dadurch  eo  ipso  für  sämmtliche 
Nachlasschulden  haftbar  und  gibt  es  kein  beneficium  inventarii.  Wenn 
dagegen  eine  öffentliche  Auseinandersetzung  stattfindet,  muss  das 
Yerlassenschaftsgericht  die  Erben  befragen,  ob  sie  die  Schulden 
übernehmen  wollen,  und  wenn  sich  dann  nicht  sämmtliche  Erben 
dazu  bereit  erklären,  tritt  das  beneficium  inventarii  ein,  so  dass  die 
Erben  nicht  yerpflichtet  sind,  den  Kreditoren  mehr  zu  bezahlen,  als 
was  am  Schlüsse  der  Auseinandersetzung  yom  Yerlassenschaftsgerichte 
ihnen  zugewiesen  wird.  Dabei  ist  daran  zu  erinnern,  dass  die 
Kreditoren,  wenn  die  Erben  nicht  die  Schulden  übernehmen,  mittels 
eines  präklusiven  Proklamas  einzuberufen  und  vor  der  Beendigung 
der  Yerlassenschaftsbehandlung  soweit  möglich  zu  bezahlen  sind. 
Wenn  alle  Erben  bei  der  öffentlichen  Auseinandersetzung  erklären, 
die  Schulden  zu  übernehmen,   haben   sie  kein  beneficium  inventarii. 


")  So  spricht  Borne  mann  in  seinen  Yorträgen  über  das  dänische  Erb- 
recht  {Foredra^  cver  den  Danske  Arveret,  1864  S.  16)  als  Hauptregel  die 
aus,  dass  die  dänische  erbrechtliche  Gesetzgebung  auf  alle  Erbrechtsfragen 
anwendbar  ist,  die  sich  auf  eine  in  Dänemark  heimische  Person  beziehen, 
wogegen  die  erbrechtlichen  Yerhältnisse  bezüglich  einer  in  Dänemark  nicht 
heimischen  Persen  ausserhalb  des  Bereiches  der  dänischen  Gesetzgebung 
liegen.  Hiebei  ist  als  gleichgültig  bezeichnet^  wo  das  vom  Yerstorbenen 
hinterlassene  Gut  sich  befindet.  Prinzipiell  will  diese  Regel  sogar  fOr  Liegen- 
schaften festgehalten  werden,  obwohl  Ausnahmen  in  dieser  letzteren  Beziehung 
vorbehalten  sind,  nämlich  für  Fideikommiss-,  Lehens-,  Stammgüter  u.  dergl., 
für  welche  das  Kecht  des  Ortes,  wo  sie  belegen  sind,  besondere  von  den  erb- 
rechtlichen Bestimmungen  abweichende  Grundsätze  aufstellt. 
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Testamente  müssen  schriftlich  tot  Notar  oder  zwei  Zeugen 
errichtet  und  vom  Testator  unterschrieben  werden.  Das  Erfordemiss 
der  Schriftlichkeit  fallt  weg  im  Falle  einer  plötzlichen  und  bedenk- 
lichen Krankheit,  wo  sodann  der  letzte  Wille  rechtsgültig  mündlich 
Tor  zwei  Zeugen  erklärt  werden  kann.  Das  mündliche  Testament 
verliert  übrigens  seine  Gültigkeit,  wenn  der  Testator  nach  über- 
standener  Krankheit  nicht  innerhalb  yier  Wochen  dasselbe  in  nor- 
malen Formen  wiederholt. 

III.    Gesetzliche  Erbfolgeordnung  in  Dänemark.^) 

1.  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  beerben  gleich  den  ehe- 
lichen die  Mutter  und  deren  Verwandte  und  werden  yon 
solchen  beerbt;  in  den  Nachlass  des  Vaters  sukzediren  sie, 
wenn  sie  durch  Legitimation  nach  Dansice-  Lov  V  2,  70 
anerkannt  sind,  mit  beschränktem  Erbrecht. ^^) 

2.  Vater  und  Mutter.  Wenn  nur  der  Vater  oder  nur  die 
Mutter  überlebend  ist,  erhalten  die  Geschwister  des  Erb- 
lassers die  eine  Hälfte,  der  überlebende  Eltemtheil  die 
andere. 

3.  Geschwister  und  deren  Deszendenten. 

4.  Die  Grosseltern  und  deren  Deszendenz. 

5.  Die  Urgrosseltern  und  deren  Deszendenz. 

6.  Deren  Voreltern  und  ihre  Deszendenten. 

Bei  der  Erbfolge  der  Deszendenten  sind  Söhne  und  Töchter 
nunmehr  durch  Gesetz  Yom  29.  Dezember  1857  gleichgestellt.  In 
den  übrigen  Fällen  wird  die  Erbschaft  in  die  Täterliche  und  mütter- 
liche Linie  gethoilt. 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält  a)  wenn  er  zusammen  mit 
Nachkommen  des  Verstorbenen  erbt,  einen  ebensolchen  doppelten 
Erbtheil,  wie  er  früher  einem  Sohne  zugekommen  wäre,  doch  nicht 
über  ein  Viertel  des  Nachlasses;  b)  erbt  der  Ehegatte  zusammen 
mit  Auserben,  so  erhält  er  ein  Drittel  des  Nachlasses ;  c)  sind  keine 
erbberechtigte  Verwandte  (und  kein  Testament)  Torhanden,  so  erbt 
der  Ehegatte  den  ganzen  Nachlass«     Die  gesammte  Erbschaft  erhält 


")  König  Ghristian's  V.  Danske  Lov  von  168B;  Verordnung  vom  21.  Mai 
1845;  8.  auch  Saint- Joseph,  Tom.  I,  Introduktion  p.  LIV  und  Tom.  n 
p.  147  f. 

'^)  In  der  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  8  9  findet  sich  jedoch  ein 
spezieUer  Fall,  in  welchem  uneheliche  Kinder  (die  nicht  anerkannt  zu  sein 
brauchen)  den  Vater  und  die  väterlichen  Verwandten  beerben  und  zwar  gleich 
ehelichen  Kindern. 
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der  Ehegatte,  möge  eine  Gütergemeinschaft  beBtehen  oder  nicht. 
Besteht  Gfitergemeinschaft,  so  nimmt  er  das  halbe  Gut  als  sein 
Eigenthum,  nicht  als  Erbe,  und  bezahlt  daraus  insoweit  dafür  auch 
keine  Erbsohaftsabgabe. 

In  Ermangelung  von  gesetzlichen  oder  testamentarischen  Erben 
fallt  die  Erbschaft  dem  Staate  anheim. 

IT.   Erbschaftssteuer. 

Eine  Erbschaftsabgabe  wurde  eingeführt  durch  Verordnung  yom 
12.  September  1792  und  genauer  bestimmt  durch  Verordnung  vom 
8.  Februar  1810  und  Gesetz  vom  19.  Februar  1861.  Die  Abgabe 
beträgt  1  Proz.  für  Deszendenten,  Aszendenten  und  Ehegatten, 
4  Proz.  für  Geschwister  und  deren  Nachkommen  und  7  Proz.  für 
alle  andern  Erben.  Die  Abgabe  wird  für  jede  Erbschaft  entrichtet, 
deren  Erblasser  in  Dänemark  heimathberechtigt  war.  Der  Abschoss 
ist  so  gut  wie  weggefallen  duroh  eine  Menge  yon  Traktaten  mit 
fremden  Mächten.  ^^) 

V.    Vormundschaft. 

Die  Vormünder  werden  ernannt:  ausserhalb  Kopenhagens 
▼on  dem  betr.  Theilungsgericht  {Skißeret)  laut  Gesetz  vom  26.  Mai 
1868  §  10,  in  Kopenhagen  yom  Magistrat  laut  Reskript  yom  1.  Oktober 
1772  §  12  und  Statut  yom  30.  Dezember  1857  §  3.  Uebrigens 
haben  die  männlichen  Verwandten  des  Unmündigen  Recht  und  Pflicht, 
Vormünder  zu  machen  und  bedürfen  hiezu  keiner  öffentlichen  Be- 
stellung. Weiterhin  kann  Jeder,  der  einem  Unmündigen  etwas  hinter- 
lässt,  in  seinem  Testamente  bestimmen,  wer  dieses  Unmündigen  Vor- 
mund sein  solle,  soweit  dieses  Gut  reicht.  Auch  testamentarische 
Vormünder  bedürfen  keiner  öffentlichen  Bestellung. 

Die  Verwaltung  des  Mündelgutes  führt,  sofern  yom  Erb- 
lasser keine  besonderen  Bestimmungen  getroffen  worden  sind,  zu- 
folge Gesetzes  yom  26.  Mai  1868  §  1  und  2  die  Oberyormund- 
schaft  (eine  einzige  Oberyormundscfaaftsbehörde  für  das  ganze  Land) 
und  diese  ressortirt  unter  das  Justizministerium;  die  Amtmänner 
fungiren  nach  §  10  desselben  Gesetzes  als  übergeordnete  Pupillen, 
autorität.  Das  Vermögen  der  Unmündigen  bleibt  bei  der  Ober- 
yormundsohaft  nur,  bis  sie  ihr  18.  Jahr  yollendet  haben,  und  wird  dann 
an  den  mit  einem  Kurator  yersehenen  Minderjährigen  ausbezahlt. ^^) 


")  VgL  bezüglich  Bayerns  s.  Note  18. 

^')  Ueber  die  besonderen  Eügenthümlichkeiten  des  danischen  Rechtes  in 
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Für  die  Frage  der  Zuständigkeit  zur  Vormandschaftsbestellung 
entscheidet  in  der  Regel  das  Domizil;  in  jedem  Falle  ernennt  das 
Theilungsgericht  den  Vormund,  wenn  die  zu  bevormundende  Person 
Domizil  in  Dänemark  hat,  ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit; 
anderseits  kann  es  unter  Umständen  geschehen,  dass  auch  für  einen 
im  Auslande  wohnhaften  dänischen  Unterthanen  bei  der  dänischen 
Behörde  Vormundschaft  bestellt  wird. 

VI.  Das  Notariat  ist  in  Dänemark  ausschliesslich  ein  Beweis- 
institut mit  der  Aufgabe,  unanfechtbare  Beweismittel  für  Yorgenommene 
Rechtshandlungen  zu  beschaffen,  laut  Anordnung  yom  31.  Januar  1738 
§§  2—4.  Dasselbe  hat  als  solches  mit  dem  Theilungswesen  nichts 
zu  thun.  Nur  in  Kopenhagen  existirt  ein  eigener  Notarius  ptiblicus; 
ausserhalb  Kopenhagen  ist  es  stets  der  betreffende  Gerieht s- 
schreiber;  jedoch  ist  jetzt  nahezu  überall  das  Gerichtsschreiberamt 
mit  dem  Unterrichteramte  vereinigt. 

VII.  In  Bezug  auf  die  Verpflegung  erkrankter  und  Be- 
erdigung Terstorhener  gegenseitiger  Staatsangehöriger 
wurde  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Dänemark  am 
11.  Dezember  1873  ein  Uebereinkommen  (R.-C.-B1.  1874  S.  31)  ab- 
geschlossen, wonach  insbesondere  die  zufolge  dieser  Konvention  zu 
gewährende  Armenunterstützung,  desgleichen  die  Kosten  der  Kranken- 
püege  und  Beerdigung  gegenseitig  nicht  ersetzt  werden.  Gleiches 
Verhältniss  bestand  schon  früher  zwischen  Bayern  und  Dänemark 
laut  Ministerialentschliessung  vom  6.  Dezember  1842  (Döllinger, 
Verordn.-S.  Bd.  XXVI  S«  670),  wo  bekannt  gegeben  war,  dass  die 
dänischen  Gemeinden  für  die  Verpflegung  ihrer  im  Auslande  er- 
krankten Angehörigen  keinen  Ersatz  leisten,  dafür  aber  auch  hülfs- 
bedürftigen  Ausländem  die  nöthige  Unterstützung  ohne  Ersatzanspruch 
gewähren.^') 


Bezug  auf  den  Unterschied  des  Alters  der  Mündigkeit,  Minderjährigkeit  und 
VolljiOirigkeit  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  104. 

'*)  Der  Freizügigkeits-Vertrag  zwischen  Bayern  und  Dänemark 
vom  10.  September  1832  (Bayer.  Reg.-Bl.  1833  S.  158  ff.)  hob  gegenseitig 
jegliches  Nachsteuer-  oder  Abschossrecht  an  dem  durch  Erbschaft,  Legat, 
IJrautschatz,  Schenkung,  Auswanderung  oder  auf  andere  Art  ausser  Landes 
gehenden  Vermögen,  gleichviel  ob  solche  Abgaben  den  Staatskassen  oder 
bestimmten  Individuen,  Kommunen  oder  Stiftungen  zugefallen  wären,  auf, 
worunter  jedoch  diejenigen  Abgaben  nicht  begriffen  sind,  welche  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  das  Objekt  derselben  im  Lande  bleibt  oder  nicht,  von  Ein- 
heimischen und  Fremden  gleichmässig  zu  erlegen  sind.  Die  Zusatzdeklaration 
vom  30.  September  1881  (R.-Z.-B1.  1881  S.  407)  enthält  lediglich  Bestimmungen 
über  die  gegenseitige  Uebemahme  hüUsbedürftiger  und  auszuweisender  Personen. 
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§  4K 

Frankreich. 

I.  üeber  die  Erwerbung  yon  Erbschaften  nach  französi- 
schem Rechte  und  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  franzosi- 
schen  Gerich tsTerfassung  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Die  Erbschaft  wird  an  dem  Orte  eröffnet,  wo  der  Erblasser 
seinen  Wohnsitz  hatte.^)  Gesetzliche  Erben  (hMiiers  legitimes) 
und  Testamentserben  erlangen  die  ihnen  angefallene  Erbschaft  ohne 
gerichtliches  Verfahren,  ohne  Einantwortungsdekret,  kraft  des  Ge- 
setzes und  bezw.  auf  Grund  des  letzten  Willens.')  Eine  förmliche 
Erbantretung  oder  gerichtliche  Erberklärung  findet  nicht  statt.  Es 
muss  daher  der  Erbe,  wenn  er  auf  die  Erbschaft  verzichten  will, 
sich  förmlich  yon  derselben  vor  Gericht  lossagen;  er  wird  alsdann 
betrachtet,  als  wäre  er  nie  Erbe  gewesen.')  Insofern  Art.  774  des 
Code  chil  Ton  einer  Erbannahme  spricht,  hat  solches  nur  die  Be- 
deutung, dass  der  Erbe  damit  erklärt,  auf  die  Erbschaft  nicht  ver- 
zichten, sondern  solche  behalten  zu  wollen.^) 

Die  Erbschaftsannahme  erfolgt  aussergerichtlich,  ausdrücklich 
oder  stillschweigend,  unbedingt  oder  unter  Vorbehalt  der  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars.  Wenn  dor  Erbe  von  der  Rechtswohlthat 
des  Inventars  Gebrauch  machen  will,  muss  er  solches  auf  der  Ge- 
riohtsschreiberei  des  Gerichts  erster  Instanz,  wo  der  Erbfall  erfolgt 
ist,  erklären.  Durch  diese  Erklärung  wird  der  Erbe  der  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars  jedoch   nur   unter   der  Bedingung  theilhaft. 


^]  Code  civil  Art.  110.  Vor  das  Gericht  des  Ortes,  wo  der  Erbfall 
erfolgt  ist»  gehören  auch  die  Erbtheüungsklsge  und  die  Streitigkeiten,  welche 
während  der  Erbtheilung  entstehen,  1.  c.  Art  822. 

*)  Code  civil  Art.  724.  Nur  natürliche  Kinder,  sowie  der  Überlebende 
Ehegatte  und  der  Staat  müssen  sich  unter  den  im  Gesetze  bestimmten  Formen 
in  den  Besitz  einweisen  lassen.  Bezüglich  des  Überlebenden  Ehegatten  vgl. 
auch  unten  S.  264. 

*)  Code  civil  Art.  784  u.  785. 

*)  Ueber  diese  Materie  s.  Zachariä  von  Lingenthal  a.  a.  0. 
§§  609  ff.  üeber  die  Annahme  der  Erbschaft  und  die  Yerzichtleistung  auf 
solche  ist  a.  a.  0.  §  609  gesagt:  «Der  Erbe  erwirbt  die  Erbschaft  nicht,  indem 
er  sie  annimmt,  sondern  die  Annahme  der  Erbschaft  ist  nur  die  Erklärung, 
welche  der  Erbe  thnt,  dass  er  das  ihm  an  dem  Nachlasse  kraft  Gesetzes  zu- 
stehende ijjgenihum  in  Ausübung  setzen  wolle.  Ebenso  entsagt  der  Erbe, 
welcher  auf  die  Erbschaft  verzichtet,  nicht  bloss  einer  Erwerbung,  die  er 
machen  konnte,  sondern  die  VerzichtleiBtung  auf  die  Erbschaft  ist  die  Er- 
klärung, welche  der  Erbe  thut,  dass  er  das  Eigenthum,  welches  er  kraft  Ge- 
setzes an  der  Erbschaft  hat,  aufgeben  und  sich  so  von  der  Verbindlichkeit, 
für  die  Schulden  und  Lasten  der  Erbschaft  zu  haften,  befreien  wolle.* 

Böhm,  lutom.  Nachlaattbehandlang.  17 
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dass  er  ein  getreues  und  genaues  Inventar  in  der  gesetzlichen 
Form  und  in  der  gesetzlichen  Frist  fertigen  lässt.  Die  Inyentari- 
sirong  selbst  geschieht  durch  den  Notar  unter  Beiziehung  der  Inter- 
essenten.^ 

Der  Erbe  hat  nach  Art.  795  Code  civil  zur  Errichtung  des 
Inventars  eine  Frist  von  drei  Monaten  von  dem  Tage  der  Eröffnung 
der  Erbschaft  an  gerechnet.  Femer  hat  er,  um  sich  die  Annahme 
oder  den  Verzicht  zu  überlegen,  eine  Frist  von  40  Tagen  von  dem 
Tage  des  Ablaufs  der  zur  Errichtung  des  Inventars  verstatteten  drei 
Monate  oder  von  dem  Tage  des  Abschlusses  des  Inventars  an,  wenn 
dieses  vor  Ablauf  der  drei  Monate  beendigt  worden  ist.^) 

Wenn  nach  dem  Ablauf  der  Fristen  fOr  die  Errichtung  des 
Itivjentars  und  die  Ueberlegung  sich  Niemand  zur  Erbschaft  meldet, 
kein  bekannter  Erbe  vorhanden  ist,  oder  die  bekannten  Erben  ver- 
zichtet haben,  so  wird  die  Erbschaft  als  ledig  (v€U>ante)  betrachtet. 
Das  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen  Bezirk  die  Erbschaft  eröffnet 
ist,  ernennt  auf  das  Gesuch  der  Betheiligten  oder  auf  Antrag  des 
Staatsprokurators  einen  Pfleger.^ 


*)  Code  civU  Art.  778,  774,  793.  794,  795  n.  801;  Cod.  deproc.  Art  942. 
Die  Inventarisation  ist  gesetzlich  vorgeschrieben,  wenn  Erbnehmer  die  £in- 
weisnng  in  den  Besitz  verlangen  und  im  Falle  der  erfolgten  Versiegelung 
des  einem  Minderjährigen  angefallenen  Vermögens,  Code  civil  Art.  769, 451, 461. 

^  Nach  Art.  174  Cod,  de  proc,  civ.  stehen  ausser  dem  Erben  diese 
Fristen  anch  der  Wittwe,  der  geschiedenen  oder  der  in  Ansehung  der  Güter 
getrennten  Frau,  welche  als  in  Gütergemeinschaft  lebend  vorgeladen  wird, 
zu.  Weisen  sie  nach,  doss  das  Inventar  nicht  in  den  3  Monaten  hat  errichtet 
werden  können,  so  muss  ihnen  eine  angemessene  Frist,  um  dasselbe  zu 
errichten,  und  eine  Bedenkzeit  von  40  Tagen  bewilligt  werden.  Der  Erbe 
behält  gleichwohl  nach  Ablauf  der  oben  bestimmten  Fristen  das  Recht,  ein 
Inventar  zu  errichten  und  sich  als  Benefizialerben  darzustellen,  wenn  er  sonst 
keine  Erbshandlung  vorgenommen  hat,  oder  wenn  nicht  ein  rechtskräftiges 
Urtheil  wider  ihn  vorhanden  ist,  welches  ihn  in  der  Eigenschaft  eines  Erben 
ohne  Vorbehalt  verurtheilt. 

^  Art.  811  und  812  Code  civil  mit  Art.  998  Cod.  de  proc.  civ.  Der 
Pfleger  einer  ledigen  Erbschaft  ist  vor  Allem  verpflichtet,  wenn  es  noch  nicht 
geschehen  ist,  den  Bestand  des  Nachlasses  durch  ein  Inventar  feststellen  zu 
lassen  und  die  beweglichen  Sachen  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Förm- 
lichkeiten verkaufen  zu  lassen.  Zu  dem  Verkaufe  der  Immobilien  und  Renten 
kann  nur  unter  Beobachtung  der  Formen  geschritten  werden,  die  bezüglich 
der  Rechtswohlthat  des  Inventars  festgesetzt  sind.  Der  Pfleger  übt  die  Rechte 
der  ledigen  Erbschaft  aus  und  macht  sie  vor  Gericht  geltend;  er  beantwortet 
die  gegen  sie  angesteUten  Klagen;  er  führt  die  Verwaltung  unter  der  Ver- 
pflichtung, die  in  dem  Nachlasse  beflndliche  Baarschaft,  sowie  die  von  dem 
Verkaufe  der  Fahmiss  oder  der  Liegenschaften  herrührenden  Gelder  in  die 
Kasse  des  Regie-Einnehmers  einzahlen  zu  lassen,  zur  Sicherung  der  Rechte 
der  Betheiligten  und  unter  der  Verpflichtung,  jedem,  den  es  angeht,  Rechnung 
zu  legen.  Die  für  den  Benefizialerben  vorgeschriebenen  Förmlicbkeiten  gelten 
auch   für   den  Pfleger  einer  ledigen  Erbschaft  bezüglich   der  Art  der  Ver- 
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abgesehen  hievon  findet  eine  Thätigkeit  der  Geriehte  in  Ter- 
lasBensehaftsfSilen  nnr  statty  insoweit  zum  Schatze  der  Erbschaft 
Yorkehrangen  zu  treffen  sind  und  solches  Ton  den  betheiligten 
Erben  entweder  beantragt  oder  im  Interesse  abwesender  oder  schatz- 
bedürftiger (minderjähriger  oder  sonst  anselbstandiger)  Erben  yon 
Amtswegen  oder  aaf  Antrag  verfügt  wird.  Die  Versiegelang  des 
Nachlasses  geschieht  darch  den  Friedensrichter  der  Gemeinde,  in 
welcher  der  Erblasser  yerstorben  ist.^) 

Bezüglich  der  letztwilligen  Verfügungen  kommen  dreierlei 
Formen  der  Erbeinsetznng  in  Betracht;  das  Erbvermäohtniss 
{lege  universet)^  das  Erbtheilyermachtniss  (lege  ä  titre  uni- 
ver8el)und  das  Erbstückyermächtniss  (legs  ä  tib-e  pafiieulier). 
Das  Erbvermachtniss,  aach  UniTcrsallegat  genannt  (Art.  1002 
bis  1009  Cod»  op.),  ist  eine  Erbeinsetznng  in  die  Gesammtheit  des 
Nachlasses.  Der  Universallegatar  tritt  von  Rechtswegen  in  den 
Besitz  und  Genass  des  Nachlasses  and  zwar  bei  einem  öffentlichen 
Testamente  ohne  gerichtliche  Mitwirkang. 

Von  einem  ErbtheiWermftchtniss  (Art.  1010 — 1013  Cod.ciü.) 
spricht  man^  wenn  der  Erblasser  Jemandem  einen  ideellen  Theil 
seines  Vermögens  zuwendet,  oder  der  Bedachte  den  Theil  erhält, 
worüber  der  Erblasser  den  Vorbehalts-  (Noth-)  Erben  gegenüber  yer- 
fügen  darf.  In  diesem  Falle  muss  der  Erbtheilnehmer  die  Aus- 
lieferung des  Vermächtnisses  ausdrücklich  yon  den  Vorbehaltserben 
yerlangen. 

Erbstückyermächtniss  (Art.  1014—1024  Cod.  civ.)  ist 
dasjenige,  nach  welchem  dem  Legatare  eine  speziell  bestimmte  Sache 
oder  ein  Recht  oder  eine  Quantität  yertretbarer  Sachen  zugewendet 
wird.  Zwar  wird  auch  dies  Vermächtniss  yon  Rechtswegen  durch 
den  Tod  des  Erblassers  erworben.  Es  muss  aber  die  Auslieferung 
desselben  yon  dem  Erben  mittels  Klage,  deren  Kosten  der  Erbschaft 
zur  Last  fallen,  begehrt  werden. 

Die  Interessenten  können  Ausfertigungen  der  yon  Notaren  auf- 
genommenen Akte  yerlangen,  welche  nur  noch  bei  den  Einregistrirungs- 
behörden  (s.  Note  18)  eingetragen  werden.   Dagegen  sind  die  eigen- 


waltung  und  Ablegong  der  Rechnung;  Art  818  und  814  Cod,  civ,  und 
Art  1000 — 1002  Cod,  de  proc.  eiv.  Ueber  Erbschaftserwerb  ygL  auch:  Stabel- 
Institationen  des  französischen  Ziyilrechts  §§  82  ff.,  femer  die  iny.  Holtzen. 
dorf  f 's  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  in  System.  Bearbeitong  IV.  Anfl, 
S.  666  enthaltene  Abhandlung  yon  Riyier. 

«)  Cod.  de  proc,  Art  907,  912.    Vergl.  auch  oben  §  7. 

17* 
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händigen  Testamente  ((.  oloffraphes)  und  die  sog.  geheimen 
{t  mystiques)^  die  in  der  Uebergabe  des  vom  Erblasser  selbst  oder 
einem  Dritten  niedergeschriebenen,  jedoch  Tom  ersteren  unter- 
schriebenen letzten  Willens  an  den  Notar  bestehen,  Tor  der  Besitz« 
einprftfung  des  Nachlasses  dem  Präsidenten  des  Gerichts  erster  In- 
stanz, in  dessen  Bezirk  der  Erbfall  erfolgt  ist,  vorzulegen,  welcher 
sodann  das  Testament  eröffnet,  den  äusseren  Zustand  desselben  be- 
urkundet und,  wenn  es  keine  offenbaren  Nichtigkeiten  enthält,  seine 
Hinterlegung  beim  Notar  anordnet.^) 

Eine  gerichtliche  Publizirung  der  letzten  Willenserklärungen 
im  Sinne  des  gemeinen  deutschen  Rechts  findet  nicht  statt.  —  Ab- 
gesehen Yon  obigen  gerichtlichen  Mitwirkungen  findet  weder  bei 
Testaments-  noch  bei  gesetzlichen  Erben  (im  engeren  Sinne)  eine 
Yerlassenschaftsbehandlung  statt,  wenn  der  Verstorbene  grossjährige, 
dispositionsföhige  Erben  hinterlässt,  diese  die  Erbschaft  ohne  die 
Rechtswohlthat  des  Inventars  annehmen  und  auch  Nachlassgläubiger 
die  gerichtliche  Behandlung  nicht  beantragen. 

Anlangend  die  Franzosen,  die  sich  im  Auslande  befinden,  so 
können  dieselben  ihre  letztwilligen  Yerfügungen  rechtsgültig  entweder 
in  einer  Urkunde  in  Privatunterschrift  (als  eigenhändiges  Testament) 
oder  in  einer  authentischen  Urkunde  in  den  am  Orte  ihres  Auf- 
enthaltes   gebräuchlichen  Formen    errichten    (Art.  999  Cod.  dv.),^^) 

Die  Theilung  des  Nachlasses  geschieht  entweder  in  der 
Güte  oder  im  Wege  Rechtens  (Art.  819—842  Cod.  civ.).  Sie 
muss  im  Wege  Rechtens  geschehen,  wenn  unter  den  Erben  Minder- 
jährige, Entmündigte  oder  Abwesende  sind,  wenn  sich  die  Erben 
nicht  über  die  Theilung  einigen  können  und  wenn  sich  dritte  Per- 
sonen kraft  eines  ihnen  zustehenden  rechtlichen  Interesses   der  güt- 


"^yCod.  dv.  Art.  1007  und  1008;  Zachariä  a.  a.  0.  Bd.  IV  §  713. 
Ueber  Vorlage  der  Originalurkunde  eines  streitigen  Testamentes  s. 
Zeitschrift  für  intern.  Privatrecht  etc.  Bd.  I  S.  702.  Das  öffentliche  Testa- 
ment ist  von  zwei  Notaren  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  oder  von  einem 
Notare  in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  zu  errichten  (Cod.  civ,  Art.  971).  Das 
eigenhändige  Testament  ist  ungültig^  wenn  es  nicht  ganz  von  der  Hand 
des  Testators  geschrieben,  datirt  und  unterschrieben  ist  (Cod.  civ.  Art.  970 
uod  1001).  Ein  geheimes  Testament  kann  der  Testator  entweder  selbst 
niederschreiben  oder  durch  einen  Anderen  niederschreiben  lassen;  Näheres 
über  die  Errichtung  eines  solchen  s.  Cod,  civ.  Art.  976.  S.  auch  Stabel 
§§  108  ft 

^®)  Ueber  die  Form  des  von  einem  Franzosen  im  Ausland  errichtete 
Testamentes  s.  Näheres  im  Journal  du  droit  intern,  tom.  YI  (1880)  p.  381 — 891, 
femer  tom.  TX  (1883)  p.  523. 
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liehen  Theilnng  widenetsen.  Die  Klage  auf  Erbtheilnng  ist  yor  dem 
Gerichte  erster  Instanz,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  anzustellen. 
Das  Verfahren  in  Theilnngssachen  ist  sammarisoh.  Das  gesammte 
Theilungsgeschäfl  steht  unter  der  Leitung  des  Gerichtes,  welches 
jedoch  hiefSr  aus  seiner  Mitte  einen  Kommiss&r  ernennen  kann. 
Streitfragen  unier  den  Parteien  entscheidet  das  Gericht.  Die  Bildung 
der  Masse  und  beiw.  die  Znsammensetzung  der  Loose  wird  einem 
Notare  übertragen. ^^)  Im  Wege  der  Güte  kann  die  Erbtheilung 
auf  eine  jede  beliebige  Weise  und  mit  den  Verabredungen,  welche 
die  Parteien  zu  treffen  für  gut  finden,  im  Ganzen  oder  stückweise, 
erfolgen;  die  Aufnahme  eines  formlichen  Theilungsaktes  ist  nicht 
Bothwendig.^') 

Soweit  nach  Obigem  eine  Einmischung  öffentlicher  Autorit&ten 
in  die  Verlassenschaftsbehandlung  stattfindet,  sind  die  Gerichte  erster 
Instanz,  zu  gewissen  Akten  aber  die  Friedensgerichte  und  die  Notare 
berufen.^*) 

Im  Allgemeinen  ruht  in  Frankreich  die  nichtstreitige 
oder  sog.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  (la  jurisdicthn  gradeuse)  in 

")  Cod.  civ.  Art  823,  888,  820,  882;  Cod.  de  proc.  Art  909,  926. 
Zachariä  a.  a.  0.  Bd.  IV  §§  623  mid  624;  Stabel  §§  86  ff. 

'*)  Zachariä  a.  a.  O.  Bd.  IV  §  628;  Stabel  §§  88. 

")  Zachariä  a.  a.  0.  Bd.  I  §  46.  Die  Gerichte  sind  entweder  ordentl  iche 
oder  ausserordentliche.  Stufenfolge  der  ersteren:  1.  Gerichte  der  ersten 
Instanz,  2.  die  Appellationsgerichtshöfe,  8.  der  Kassationshof. 
Ausserordentliche  Gerichte  sind  die  Handelsgerichte  mid  die  Friedens- 
gerichte. Einem  jeden  der  ordentlichen  Gerichte  ist  ein  Staatsanwalt 
zugeordnet^  bei  den  Gerichtshöfen  procureur  gänSrcU,  bei  den  Gerichten  der 
ersten  Instanz  procureur  de  la  r^publique,  Zn  den  offiders  ministeriels, 
Beamten,  bestellt  und  in  den  geeigneten  Fällen  verpflichtet,  den  Parteien  ia 
ihren  Rechtssachen  auf  eine  an  sie  ergangene  Aunorderong  zu  dienen,  ge- 
hören: 1.  die  Gerichtsschreiber  oder  Gerichtssekretäre  (les  greffiers), 
welche  die  Kanzleigeschäfte  zu  besorgen  haben,  auch  fiber  das  Archiv  (Regi- 
stratur) des  Gerichtes  gesetzt  sind;  2.  die  Anwälte  {les  avou^s),  von  welchen 
die  Parteien  vor  (Bericht  vertreten  werden;  von  diesen  sind  zu  unterscheiden 
die  Sachwalter  (les  avoccUs),  welche  die  Rechte  der  Parteien  vor  Gericht 
mündlich  vortragen  (plädiren,  was  übrigens  in  gewissen  Fällen  auch  den 
ÄvouäS  zusteht),  und  welche  nicht  zu  den  officiers  ministeriels  gerechnet 
werden;  8.  die  Gerichtsboten  (les  huissiers)  und  4.  die  Notare  als  Hülfs- 
beamte  der  Gerichte  bei  Theilungen. 

Das  Enregistrement  ist  in  zivilrechtlicher  Hinsicht  eine  An- 
stalt, welche  den  Zweck  hat,  Rechtsurkunden,  indem  sie  in  gewissen  öffent- 
lichen Büchern  angemerkt  sind,  ein.  gewisses  Datum  zuzusichern.  Wegen  des 
finanziellen  Zweckes,  dem  Staate  eine  Einnahme  zu  verschaffen,  den  zugleich 
das  Enregistrement  hat,  sind  auch  solche  Urkunden,  welche  nach  dem  Zivil- 
rechte schon  fOr  sich  ein  gewisses  Datum  haben  würden,  dennoch  zum  Theile 
dem  Enregistrement  geselzlich  unterworfen.  Von  Beachtung  der  Vorschrift 
nber  Enregistrement  hängt  es  ab,  ob  ein  Akt  vor  Gericht  produzirt  oder  in 
einer  öffentlichen  Urkunde  referirt  werden  darf;  Zachariä  a.  a.  0.  §  50. 


262  Besonderer  Theil.  —  Niohtdentsche  Staaten.  —  Europa. 

den  Händen  der  Notare ;  den  Friedensrichtern  sind  .  nur  bestimmte 
Handlangen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  theils  ansschliesslichf 
theils  in  Konkurrenz  mit  den  Notaren,  übertragen.  Zu  ersteren  ge- 
hören unter  anderen  die  bereits  erwähnte  Anlage  und  die  Abnahme 
der  Siegel  bei  Todesfällen^  die  Zusammenberufung  und  der  Yorsits 
im  Familienrathe  in  Yormundschaftssachen  (s.  nachfolgend), 
femer  die  Aufnahme  von  Testamenten  unter  den  im  Art.  986  des 
Code  civü  (an  Orten,  wo  die  Pest  oder  andere  ansteckende  Krank- 
heiten herrschen)  enthaltenen  Yoraussetzungen.  Die  Notare  {les 
notaires)  sind  öffentliche  Beamte,  tou  der  Regierung  bestellt,  alle 
Urkunden  über  Yerträge  und  andere  priyatrechtliohe  Willenserklärungen 
(wie  z.  B.  Testamente,  Schenkungen,  Yollmachten),  welche  die  Eigen- 
schaft öffentlicher  Urkunden  erlangen  sollen,  schriftlich  aufzunehmen, 
dieselben  in  der  Urschrift  (la  minute)  aufzubewahren  und  in  be- 
glaubigter Form  auszufertigen.  Ausserdem  sind  den  Notaren  ins- 
besondere noch  übertragen :  die  Yomahme  öffentlicher  Yersteigerungen, 
gerichtlicher  Theilungen  und,  wie  bereits  oben  bemerkt,  die  Aufoahme 
der  Inventare.  Die  Yon  den  Notaren  rechtsgültig  aufgenommenen 
Urkunden  haben  öffentlichen  Glauben. ^^) 

II.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung  nach  dem  Code  civil:^^) 

1.  Deszendenten« 

Die  vor  dem  Standesamte  oder  in  einer  authentischen, 
unter  Beobachtung  der  erforderlichen  Förmlichkeiten  Ton 
einem  öffentlichen  Beamten  aufgenommenen  Urkunde  (Art.  334 
und  1317  Cod.  civ.)  anerkannten  unehelichen  Kinder  kon- 
kurriren  unter  Umständen  selbst  mit  ehelichen  Kindern, 
ohne  jedoch  Erben  zu  sein. 

2.  a)  Die  leiblichen  Eltern;  b)  roll-  und  halbbürtige  Geschwister 
und  deren  Deszendenten.  Konkurriren  Yollbürtige  mit  Halb- 
geschwistern  oder  deren  Deszendenz^  oder  konkurriren  Halb- 
geschwister aus  yerschiedenen  Ehen,  so  tritt  erst  Theilung 
nach  Linien   und   innerhalb    der   Linie    die   Theilung   nach 


>«)  Frey  a.  a.  0.  S.  313;  Zacharitt  a.  a.  0.  Bd.  I  §  18  und  Bd.  lY 
§751.  OefFentliche  Urkunden  haben  in  der  Regel  nur  insofern  Beweiskraft, 
als  sie  einregistrirt  worden  sind;  sie  behalten  aber  ihre  Beweiskraft,  wenn 
die  Einregisinrung  später  als  in  der  gesetzlich  Torgeschriebenen  Zeit  erfolgte. 
Die  Notariatsurkunden  verlieren  diese  Nator  Überhaupt  nicht  in  Folge  des 
mangelnden  Enregistrement;  Zacharift  a.  a.  0.  §  751  Note  6. 

'«)  Cod.  civ,  Art.  746—773.  Stabel  (S.  174)  nimmt  blos  3  Klassen  an, 
indem  er  obige  Klassen  3  und  4  zusammenifasst. 
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Köpfen  biw.  Stämmen  ein,  wobei,  wenn  YoUbürtige  mit 
halbbürtigen  Geschwistern  konkurriren,  die  ersteren  in  beiden 
Linien  erben. 

3.  Die  weiteren  Aszendenten  nach  Gradesnähe.  Sind  Aszendenten 
Yon  beiden  Linien  Torhanden,  so  erben  diese  allein  und 
zwar  je  die  Hälfte  die  Täterliche  und  die  m&tterliche  Linie; 
sind  Aszendenten  nur  ron  einer  Linie  Yorhanden,  so  erben 
sie  mit  den  SeitenYerwandten  und  zwar  je  zar  Hälfte;  die 
SeitenYcrwandten  unter  sich  theilen  ihre  Hälfte  nach  den 
Grundsätzen  der  4.  Klasse. 

4.  Die  weiteren  SeitenYerwandten  bis  zum  12.  Grade.  Es 
tritt  Theilung  nach  Linien  ein;  in  jeder  Linie  sind  die 
dem  Grade  nach  nächsten  berufen  ohne  Bepräsentations- 
recht,  gleich  nahe  nach  Köpfen;  sind  nur  Verwandte  einer 
Linie  Yorhanden,  so  sind  diese  allein  für  die  ganze  Erb- 
schaft berufen. 

5.  Zufolge  des  Rüekf  allsrecht  es  (droit  de  retour  ou  de 
reoersion)  fallen  diejenigen  Güter  eines  ohne  Nachkommen 
Yerstorbenen  Erblassers,  welche  er  Yon  einem  Aszendenten 
unter  einem  unentgeltlichen  Titel  erhalten  hat,  an  den 
Schenkgeber  zurück. 

6.  Sind  weder  eheliche  BlutsYcrwandte  bis  zum  12.  Grad,  noch 
uneheliche  Deszendenz,  noch  ein  Ehegatte  Yorhanden,  so 
fällt  der  Nachlass  dem  Fiskus  zu. 

Das  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten,  welcher  nach 
Art.  767  Cod.  dv.  zur  Erbfolge  in  den  Nachlass  des  YorYorstorbenen 
Ehegatten  nur  berufen  war,  wenn  derselbe  weder  Verwandte  im  erb- 
fähigen Grade  noch  natürliche  Kinder  hinterlassen  hat,  ist  nunmehr 
nach  Gesetz  Yom  10.  März  1891,  betr.  die  Abänderung  der  Rechte 
des  einen  Ehegatten  an  den  Nachlass  des  Yerstorbenen  anderen 
Ehegatten  {Joum.  off.  10.  März  1891),  geregelt,  wie  folgt: 

1.  Hinterlässt  der  Yerlebte  Ehegatte  weder  Verwandte  im  erb- 
fähigen Grade  noch  natürliche  Kinder,  so  gehört  das  Ver- 
mögen seines  Nachlasses  dem  überlebenden  Ehegatten  zu 
YoUem  Eigenthum,  wenn  die  Ehe  weder  geschieden, 
noch  Yon  Tisch  und  Bett  getrennt  war. 

2.  Hinterlässt  der  Yerlebte  Ehegatte  Aszendenten  im  erbfähigen 
Grade  oder  natürliche  Kinder,  so  steht  dem  überlebenden 
Ehegatten,  wenn  die  Ehe  weder  geschieden,  noch  Yon  Tisch 
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und  Bett   getrennt  war,   nachstehende  Nutzniessung  am 
NachlasB  des  yoryerstorbenen  Ehegatten  zu: 

a)  zu  einem  Yiertheil,  wenn  der  Verlebte  ein  Kind 
oder  mehrere  Kinder  hinterlässt,  die  aus  der  Ehe 
hervorgegangen  sind, 

b)  zu  einem  Theile  des  ehelichen,  am  wenigsten 
erhaltenden  Kindes,  der  ein  Yiertheil  Über- 
steigen kann,  wenn  der  Verlebte  Kinder  hinter- 
lässt, die  aus  einer  früheren  Ehe  hervorgegangen  sind, 

c)  zur  Hälfte  in  allen  anderen  Fällen,  welches  auch 
die  Zahl  und  der  Grad  der  Erben  sein  mag. 

Diese  Bestimmung  lässt  den  überlebenden  Ehegatten  im  Range 
des  ausserordentlichen  Erben  und  verleiht  ihm  nicht  den  eines 
ordentlichen  Erbfolgers.  Daraus  ergibt  sich,  dass  nicht  die  saistne 
hiridUaire  (Erbfolge  von  Rechtswegen)  statthat,  der  überlebende 
Ehegatte  muss  vielmehr  bei  den  Blutserben  die  Auslieferung  be- 
antragen, und  da  nicht  angenommen  wird,  als  setze  er  die  Person 
des  verlebten  Ehegatten  fort,  so  ist  er  auch  nicht  verpflichtet,  für 
die  Schulden  ultra  vires  successionis  aufzukommen.^®) 

Iir.  Nach  dem  französischen  Gesetze  vom  23.  August  1871 
Art.  i  werden  aus  der  Erbschaft  eines  fremden  Erblassers  selbst 
dann  die  Droits  de  niHiation  für  den  französischen  Fiskus  gezogen, 
wenn  der  Fremde  eine  Autorisation  seines  Domizils  nicht  erhalten 
hatte.  In  diesem  Falle  erstreckt  sich  die  Pflicht  auch  auf  alle 
fremden  Werthe,  auch  im  Auslande  fällige  einfache  Forderungen, 
die  zur  Erbschaft  gehören,  dagegen  nicht  auf  körperliche  im  Aus- 
lande befindliche  Sachen.  In  Frankreich  belegene  bewegliche  Werthe 
sind  der  französischen  Erbschaftssteuer  unterworfen.  S.  v,  Bar  a.  a.  0. 
I  S.  327  ff. 

IV.  Nach  den  Grundsätzen  des  französischen  Rechtes  über  die 
Vormundschaft  der  Minderjährigen  verwaltet  der  Vormund  alle 
vormundschaftlichen  Angelegenheiten  ausschliesslich  und  allein.  Er 
ist  jedoch  unter  die  Aufsicht  des  Gegenvormundes  und  der 
Familie  gestellt  und  in  bestimmten  Fällen  an  die  Zustimmung  des 
Familie nrathes  gebunden.  Auch  ist  jede  Rechtssache,  die  einen 
Minderjährigen   betrifft,    dem  Staatsanwälte,    der   gleichsam   zum 


*")  Näheres  hierüber  s.  Fromageot  in  Zeitschrift  für  intern.  Privat- 
recht  etc.  Bd.  II  S.  311  ff. 
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Wächter  für  das  IntereBse  der  Minderjährigen  bestellt  ist,  zur 
Stellang  der  geeigneten  Anträge  mitzntheilen.  Der  Familienrath  ist 
sasammengesetzt  ans  dem  Friedensrichter,  der  zugleich  Vorstand 
desselben  ist,  und  sechs  ans  den  BlntsYerwandten  oder  Verschwägerten 
des  Mündels  durch  den  Friedensrichter  zu  ernennenden  anderen 
Personen.  Zuständig  ist  der  Friedensrichter  desjenigen  Kantons, 
in  welchem  der  Minderjährige  zu  der  Zeit,  da  er  zuerst  unter  Vor- 
mundschaft gestellt  wird,  seinen  Wohnsitz  hat.  Die  Volljährig- 
keit tritt  mit  zurückgelegtem  21.  Jahre  ein.^^ 

V.  In  Bezug  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden  in 
Frankreich  sind  folgende  Grundsätze  henrorzuheben : 

Der  Stand  und  die  Rechtsfähigkeit  eines  Fremden  ist 
nach  den  Gesetzen  des  Landes,  welchem  der  Fremde  angehört,  zu 
beurtheilen. 

lieber  Immobilien,  die  ein  Fremder  oder  ein  Franzose  im 
Auslande  besitzt,  ist  nach  dem  Gesetze  des  Landes,  wo  sie  liegen, 
zu  entscheiden. 

Bezüglich  der  Erbfolge  in  das  Vermögen  eines  Fremden  wird 
nach  französischem  Gerichtsgebrauche  lediglich  der  Mobiliarnach- 
lass  nach  dem  Gesetze  des  Domizils  des  Verstorbenen  beurtheilt, 
in  Ansehung  des  unbeweglichen  Nachlasses  entscheidet  das  Gesetz 
der  belegenen  Sache. ^^ 

Im  Uebrigen  gilt  der  Grundsatz,  dass  die  Gesetze  des  Aus- 
landes  Yon    den  französischen  Gerichten   insofern  in  Anwendung  zu 


>^  Cod.  civ,  Art  450,  407,  416  u.  406;  Zacharift  a.  a.  0.  Bd.  I  §§  90  ff. 
and  §  82.  Ein  die  Vormmidschafk  über  Minderjährige  betreffendes  Gesetz 
vom  27.  Febraar  1880  hat  keinen  der  wesentlichen  Grundsätze  der  Vormund- 
schaft modifizirt,  beschränkt  sich  auf  die  Kontrolle  des  Familienraths  bezüg- 
lich der  unkörperlichen  beweglichen  Mündelgüter  und  die  Vorschriften  für 
den  Vormund  bei  Anlage  der  Gelder. 

i<^  Zachariä  a.  a.  0.  Bd.  I  §  31;  Stabel  §  9;  Schaffner,  Entwick- 
lang des  intern.  Privatrechts,  §  67  S.  88  und  §  55  S.  67;  Aubry  et  Rau, 
Gours  de  droit  civil,  tom.  Ip.  101;  Foelix,  traite  du  droU  itUemational 
privS,  tom.  I  p.  111.  Ueber  Intestaterbfolge  der  Fremden  in  Frankreich  und 
der  Franzosen  im  Auslande  s.  auch  die  Abhandlung  von  Renault  im  JourMÜ 
du  droit  intern,  jnriv ,  tom.  II  p.  329  ff.  und  422  ff.,  tom.  III  p.  17  ff.;  ferner 
die  Darstellung  einzelner  Rechtsfälle,  ibidem  tom.  VIII  p.  61  ff.  (Fall  Forgo), 
p.  163  ff.  und  p.  431  ff. ;  Zeitschrift  für  intern.  Privatr.  etc.  Bd.  I  S.  702  (Nach- 
lass  eines  Italieners),  Bd.  II  S.  617. 

Für  die  Meinung,  dass  nach  französischem  Rechte  der  Mobilia r- 
nachlass  nach  dem  Gesetze  des  Wohnortes  des  Erblassers  zu  beurtheilen 
sei,  hat  sich  auch  das  oberste  Landesgericht  für  Bayern  in  einem  ürtheile 
Yom  23.  Dezember  1881  (Samml.  Bd.  IX  S.  440)  ausgesprochen.  Es  ist  dort 
insbesondere    darauf   hingewiesen,    dass    die    grössere    Anzahl    französischer 
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bringen  sind,  als  sie  zufolge  eines  zwischen  Frankreich  and  einem 
anderen  Staate  bestehenden  yolkerrechtlichen  Vertrages  für  einen 
bestimmten  Fall  massgebend  sind.^^) 

lieber  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  zur  An- 
ordnung der  Theilung  und  des  Verkaufs  der  Liegenschaften  eines 
in  Frankreich  verstorbenen  Ausländers  s.  Zeitschrift  für  intern. 
Privatrecht  etc.  Bd.  II  S.  617. 

Handelt  es  sich  um  den  Nachlass  einer  Person,  deren  Staats- 
angehörigkeit bestritten  und  die  ermächtigt  worden  ist,  ihren  Wohn- 
sitz in  Frankreich  zu  nehmen,  so  ist  das  Gericht  des  Orts  dieses 
Wohnsitzes  zuständig,  über  die  Schwierigkeiten  zu  erkennen,  welche 
den  Mobiliarnachlass  dieser  Person  und  die  Frage  der  Staatsange- 
hörigkeit betreflfen,  Urth.  d.  Trib.  Amiens  vom  26.  November  1891 
(Zeitschrift  etc.  11  S.  617). 

Tl.  Ein  Vertrag  über  die  Behandlung  des  Nachlasses 
der    gegenseitigen    Staatsangehörigen'^)    ist    zwischen    dem 

Autoren  an  dem  Grundsatze  festhalten,  dass  hier  nicht,  wie  von  einigen 
Schriftstellern  angenommen  wird,  cUe  Staatsangehörigkeit,  sondern  das  Domizil 
entscheide,  ebenso  ist  auf  den  französischen  Gerichtsgebrauch  hingewiesen. 

Bezüglich  der  Zulassung  der  Ausländer  zur  Erbfolge  in  das  in  Frank- 
reich befindliche  Vermögen  (eines  Ausländers  oder  Franzosen)  und  bezüglich 
der  Testirfähigkeit  der  Ausländer  galt  früher  nach  den  Bestimmungen  des 
Code  civil  Art.  726  und  912  der  Grundsatz  der  Reziprozität.  Durch  das 
Gesetz  vom  14.  Juli  1819  aber  ist  der  unterschied  zwischen  Franzosen  und 
Fremden  in  den  genannten  Beziehungen  aufgehoben.  Dieses  Gesetz  lautet: 
Art.  1,  Les  articles  726  et  912  du  cod.  civ.  sant  ahrogis;  en  conaequence, 
les  ürangers  auront  le  droit  de  svicceder,  de  disposer  et  de  recevoir  de  la 
meme  manidre  que  le  Frangais,  dans  toute  Vetendue  du  royaume.  Art,  2, 
Dans  le  cos  de  partage  d'une  meme  succession  entre  des  coheritiers  etrangers 
et  Frangais,  ceux-ci  prä^eront  sur  ks  hiens  situes  en  France  une  portion 
egale  ä  la  wUeur  des  biens  situes  en  pays  Ürangers  dont  ils  seraient  exdus, 
ä  quelque  türe  que  ce  soit,  en  vertu  de  lois  et  coutumes  loccUes. 

'»)  Zachariä  a.  a.  0.  Bd.  1  §  31. 

^)  Für  Erwerb  und  Verlust  der  französischen  Staatsange- 
hörigkeit gelten  nunmehr  die  Bestimmungen  des  Gresetzes  vom  26.  Juni 
1889,  durch  welches  die  Art.  7,  8,  9,  10,  12,  13,  17,  18,  19,  20  und  21  des 
Code  civil  eine  geänderte  Fassung  erhalten  haben  und  die  Dekrete  vom 
6.  April  1809  und  28.  August  1811,  die  Gesetze  vom  22.  März  1849,  7.  Februar 
1851,  29.  Juni  1867,  16.  Dezember  1874,  14.  Februar  1882,  28.  Februar  1883 
aufgehoben  sind. 

Inhaltlich  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  Yom  26.  Juni  1889  kann  die 
französische  Staatsangehörigkeit  erworben  werden:  1.  durch  Geburt,  2.  durch 
Anerkennung,  3.  durch  Yerehelichung,  4.  durch  Naturalisation,  5.  durch  Option. 

Den  Erwerb  durch  Geburt  anlangend,  so  sind  nach  Art.  8  des  Gesetzes 
Franzosen : 

a)  Alle  Kinder  eines  Franzosen^  die  in  Frankreich  oder  im  Auslände 
geboren  werden.  Ein  natürliches  Eind,  dessen  Kindschaft  während 
seiner  Minderjährigkeit  durch  Anerkennung  oder  Urtheil  festgestellt 
ist,  besitzt  die  Staatsangehörigkeit  desjenigen  Eltemtheils,  in  An- 
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DeutBchen    Reiche    und   Frankreich   nieht    abgeBcblossen.     Der 
Schiffahrtsyertrag    des   Tormaligen   ZoUrereins   mit   Frankreich   yom 


sehimg  dessen  der  Beweis  der  Eindschaffc  zuerst  erbracht  worden 
ist ;  enthält  denselben  in  Ansehung  des  Vaters  oder  der  Mutter  der- 
selbe Akt  oder  dasselbe  Urtheil,  so  erlangt  das  Kind  die  Staats« 
angehGrigkeit  des  Vaters. 

b)  Alle  in  Frankreich  geborenen  Kinder,  deren  Eltern  unbekannt  sind, 
oder  eine  ungewisse  Staatsangehörigkeit  besitzen. 

c)  Alle  in  Frankreich  geborenen  Kinder  eines  Ausländers,  welcher 
gleichfalls  in  Frankreich  geboren  ist.  Vgl.  hiezu  die  im  Gesetz  Tom 
22.  Juli  1898  enthaltenen  Modifikationen  für  den  Fall,  dass  die 
Mutter  in  Frankreich  geboren  ist  (Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  581). 

d)  Alle  in  Frankreich  geborenen  Kinder  eines  Ausländers,  welcher  zur 
Zeit  seiner  Grossjährigkeit  in  Frankreich  seinen  Wohnsitz  hat,  so- 
fern er  nicht  in  dem  auf  die  Grossjährigkeit  folgenden  Jahre  die 
französische  ünterthanenschaft  abgelehnt,  femer  durch  eine  in  ge- 
nfigender  Form  ausgestellte  Bescheinigung  seiner  Regierung  dar- 
gethan  hat,  dass  er  noch  im  Besitze  der  Staatsangehörigkeit  seiner 
Eltern  sich  befindet  und  nicht  ausserdem  eine  weitere  Bescheinigung 
vorlegt,  wonach  er  der  durch  die  Gesetze  seines  Landes  geregelten 
MilitSrpflicht  genügt  hat;  die  in  den  Staatsverträgen  enthaltenen 
Ausnahmen  hiervon  bleiben  aufrecht  erhalten,  die  erwähnte  Be- 
scheinigung muss  der  Erklärung  beigefügt  werden. 

Die  Naturalisation  können  erhalten: 

a)  Fremde,  welche  die  Erlaubniss  erlangt  haben,  ihren  Wohnsitz  in 
Frankreich  aufzuschlagen,  und  zwar  nach  dreijährigem  Aufenthalt 
in  Frankreich. 

b)  Fremde,  welche  einen  seit  zehn  Jahren  nicht  unterbrochenen  Auf- 
enthalt nachweisen  können. 

c)  Fremde,  welche  zum  Aufschlagen  ihres  Wohnsitzes  in  Frankreich 
zugelassen  sind,  nach  einem  Jahre,  wenn  sie  dem  französischen 
Staate  wichtige  Dienste  geleistet  haben,  wenn  sie  nach  Frankreich 
hervorragende  Talente  gebracht,  eine  Industrie  oder  nützliche  Er- 
findung eingeführt,  industrielle  oder  andere  Unternehmungen  oder 
landwirthschaftliche  Betriebseinrichtungen  geschaffen  oder  in  den 
französischen  Kolonien  und  Schutzherrschaften  militärische  Dienste 
irgend  welcher  Art  geleistet  haben. 

d)  Der  Fremde,  welcher  eine  Französin  geheirathet  hat,  nach  einem 
Jahre  seit  seiner  genehmigten  Niederlassung. 

üeber  das  Naturalisationsgesuch  wird  auf  Grund  einer  über  die  Moralität 
des  Fremden  angestellten  Untersuchung  durch  Dekret  entschieden. 

Durch  Verehelichung  erlangt  die  Ausländerin,  welche  einen  Franzosen 
heirathet,  die  Staatsangehörigkeit  ihres  Ehemannes  (Art.  12  Abs.  1  des  Ges.). 

Die  Verlustgründe  der  Staatsangehörigkeit  sind:  1.  Naturalisation 
im  Auslande,  2.  Option,  3.  Annahme  eines  Amtes  im  Auslande,  4.  Leistung 
von  Militärdiensten  im  Auslande,* 5.  Verehelichung  (einer  Französin  mit  einem 
Ausländer,  sofern  ihr  die  Heirath  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes 
überträgt). 

Näheres,  insbesondere  der  Text  des  ganzen  Gesetzes  in  deutscher 
Uebersetzung  und  Erläuterungen  hiezu  von  Dr.  Fuld  in  Zeitschrift  f.  intern. 
Privatrecht  etc.  Bd.  I  S.  186  ff.,  316  ff.;  Le  Sueur  et  Eugen  Dreifuss, 
La  fuUioncUU^,  Commentaire  de  la  loi  du  26,  Juin  1889,  suivi  de  modeles 
et  de  fonmUes  a(xompagne  de  tdbles-alphabetique  et  ancUytique,  Paris  1890; 
Andr4  Weiss  in  Tratte  thäoretique  et  pra^ique  de  droit  intern,  prive, 
tom.  l  de  la  nationdlite,  Paris  1892:  Audinet,  de  la  nationalUe  de  Vindi- 
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2.  Aagust  1862  (PreuBS.  Ges.-Slg.  1865  S.  833,  Bayer.  Reg.-Bl.  1865 
S.  307),  aufrecht  erhalten  durch  Art.  11  des  Friedensvertrages  Yom 
10.  Mai  1871  (R.-a.-Bl.  1871  S.  231)  enthält  üher  Nachlasshehand- 
lung  nichts. 

Auch  zwischen  Bayern  und  Frankreich  besteht  ein  Staats- 
yertrag  hierüber  nicht.  Im  Falle  Ablebens  eines  franzosischen  Staats- 
angehörigen in  Bayern  erscheint  es  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die 
oben  angeführten  Bestimmungen  des  franzosischen  Rechtes  über  die 
Erwerbung  der  Erbschaften  nicht  zweckdienlich,  sich  wegen  weiterer 
Behandlung  des  Nachlasses  an  die  franzosischen  Gerichte  zu  wenden. 
Vielmehr  ist  sich,  soweit  nicht  die  Zuständigkeit  zur  Behandlung 
des  beweglichen  Nachlasses  bei  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  selbst 
begründet  ist,  lediglich  auf  die  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ge- 
botene Sicherstellung  des  Nachlasses  zu  beschränken,  im  Uebrigen 
aber  die  Todesanzeige  nebst  den  sonstigen  Erhebungen  unter  berichi- 
lieber  Darstellung  des  Sachverhaltes  mit  geeignetem  Antrage  auf 
dem  vorgeschriebenen  Dienstwege  dem  k.  Staatsministerium  der 
Justiz  in  Vorlage  zu  bringen.  Die  weitere  Behandlung  hängt  als- 
dann von  den  im  diplomatischen  Wege  zu  erlangenden  Aufsohlüssen 
und  Anträgen  ab.'^) 

lieber  die  zwischen  Frankreich  und  Bayern  übereinkunftsgemäss 
bestehende  Abzugs-  und  Nachsteuerfreiheit  s.  oben  S.  67. 

Hinsichtlich  der  Zustellungskosten  besteht  mit  der  fran- 
zösisohen  Regierung  Gegenseitigkeit  dahin,  dass  solche  Kosten  nicht 
in  Aufrechnung  gebracht  werden  können.  Es  sind  deshalb  Zu- 
stellungen auf  Requisition  französischer  Behörden  nicht  durch  die 
Gerichtsvollzieher,  sondern  durch  die  Gerichtsboten  kostenfrei 
bewerkstelligen  zu  lassen  (Just.-Min.-Entschl.  vom  1.  März  1873 
Nr.  2481,  an  das  kgl.  Stadtgericht  München  1./I.  ergangen). 

Bezüglich  des  Staats  Vertrags  zwischen  Frankreich  und  0  ester- 
reich vom  11.  Dezember  1866  über  die  Behandlung  der  Verlassen- 
schaften    der  gegenseitigen  Staatsangehörigen   s.  unten  bei  «Oester- 


vidu  ne  en  France  d'un  etranger,  qui  n'y  est  pas  ni,  pendant  sa  minürite 
im  JournjcU  du  droit  intern,  p.  Clunet,  tom.  18  (1891). 

Ueber  neuere  Rechtsprechung  der  französischen  Gerichte  in  Fragen  der 
Staatsangehörigkeit  s.  Zeitschrift  är  intern.  Privatrecht  etc.  Bd.  1  S.  67 — 69, 
698,  699;  Bd.  II  S.  614,  615. 

**)  Bei  der  deutschen  Botschaft  in  Paris  ist  ein  Rechtsbeistand  auf- 
gestellt, welcher  als  solcher  für  Vertretung  von  Priyatrechtsangelegeiiheiten 
deutscher  Staatsangehöriger  besorgt  ist  und  an  welchen  sich  auch  in  Ver- 
lassenschaftssachen gewendet  werden  kann. 
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reich-Ungam*  und  bezüglich  des  Siaatsyertrags  zwischen  Frankreich 
und  der  Schweiz  yom  15.  Juni  1869,  betr.  den  Gerichtsstand  etc., 
8.  bei  , Schweizerische  Eidgenossenschaft^. 


§  42. 
Griechenland. 

I.  Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Griechenland 
wurde  unterm  26.  Noyember  1881  ein  Konsularyertrag  abgeschlossen,^) 
durch  welchen  die  Bechte  und  Pflichten  der  gegenseitigen  Konsuln, 
einschliesslich  der  Kompetenz  derselben  in  Nachlassachen,  eingehend 
geregelt  sind. 


*)  R..G.-B1.  1882  8.  101  ff.  Dem  Vertrage  liegen  zonftchst  die  Be- 
BtünmuDgen  der  deatsch-mssischen  Konvention  über  die  Regulirang  von  Hinter- 
lassenschaften vom  31.  Oktober  bzw.  12.  November  1874  und  des  deutsch- 
russischen  Konsularvertrags  vom  26.  November  bzw.  8.  Dezember  1874 
(s.  unter  .Russland')  zu  Grunde.  In  dem  deutsch-griechischen  Vertrage  ist 
abweichend  von  dem  deutsch-russischen  der  Schwerpunkt  der  Nachlassregulirung 
mehr  in  die  HAnde  der  Konsuiarbehörden  gelegt.  Den  Lokalbehörden  ist  nur 
ein  fakultatives  Mitwirkungsrecht  gegeben,  wie  solche  Abgrenzung  der  beider- 
seitigen Befugnisse  in  dem  deutsch-spanischen  und  dem  deutsch-italienischen 
Vertage  (s.  unter  «Spanien*  und  , Italien')  getroffen  worden  ist. 

Ausser  dem  deutsch-griechischen  konsulatsvertrage  enthalten  noch 
folgende  von  Griechenland  mit  auswärtigen  Staaten  geschlossene  internationale 
Verträge  fOr  das  Erbrecht  wichtige  Bestimmungen: 

1.  Die  Konsularvertrfige  mit  Frankreich  (vom  7.  Januar  1876; 
s.  Martens  Nouveau  Becueil  II,  Bd.  IV  S.  373)  und  mit  Italien 
(vom  15./27.  November  1880;  Martens  ibid.  II,  Bd.  VIII  S.  622). 
Diese  Verträge  regeln  die  Materie  ähnlich  und  in  derselben  Aus- 
führlichkeit wie  der  deutsch-griechische  Konsularvertrag. 

1 0      T        * 

2.  Der  Vertrag  mit  Oesterreich  vom  ^/  ,,.  .    1856  über  die  Mobiliar- 

31.  Mai 

nachlassbehandluDg,  wonach  die  Gerichte  in  der  Hauptsache  auf 
die  Bewahrung  und  Verwaltung  des  Nachlasses  sich  beschränken 
und  nach  erfolgter  Befriedigung,  bzw.  Sicherstellung  der  im  Staats- 
gebiete sich  aufhaltenden  Erben,  Legaten  und  Gläubiger  den  Rest 
des  Nachlasses  an  die  zuständige  Behörde  des  anderen  Staates 
abgeben. 

3.  Folgende  Handels-  und  Schiffahrtsverträge : 

^  TT    .  VL    r.       1       j  29.  Oktober     .ooe    nur      X 

a)  Vertrag    mit    England    vom   jt^— tf x^—  lo«^"    (Martens- 

Stoerck,  Nouv,  Rec,  Gen,  II,  Bd.  XIII  S.  518).  Art.  XIV: 
Für  den  Fall  des  Todes  eines  englischen  Unterthanen  in  Griechen- 
land oder  eines  Griechen  in  England,  verwalten  die  Konsuln  den 
Nachlass,  insofern  dies  mit  den  Gesetzen  beider  Staaten  sich 
verträgt. 

b)  Vertrag  mit  Persien  vom  15.  Januar  1862  (S.  Rhallis,  'BXXij- 
vtxol  Kfibdixsc  IV).  Art.  IX:  Der  Nachlass  der  in  Griechenland 
verstorbenen  persischen  resp.  in  Persien   verstorbenen  griechi- 
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Die  hieher  bezfigliclien  Begtimmangen  sind  in  den  nachfolgenden 
Artikeln  enthalten: 

Artikel  IX.^  Die  Oeneralkonsuln,  Konsuln  und  ihre  Kanzler, 
sowie  die  Yizekonsuln  und  Konsularagenten  beider  Länder  haben 
das  Recht,  in  ihrer  Kanzlei  sowohl  als  auch  in  der  Wohnung  der 
Betheiligten  und  am  Bord  der  Schiffe  ihrer  Nation  diejenigen  Er- 
klärungen aufzunehmen,  welche  die  Schiffsführer,  die  Schiffsmann- 
schaft;  die  Passagiere,  Handeltreibende  und  alle  sonstigen  Angehörigen 
ihres  Landes  abzugeben  haben.  Sie  sind  in  gleicher  Weise  befugt, 
als  Notare  die  letztwilligen  Verfügungen  ihrer  Landesangehorigen 
aufzunehmen. 

Die  erwähnten  Konsuln  und  Konsularbeamten  sollen  das  Recht 
haben,  jedes  notarielle  Rechtsgeschäft  aufzunehmen,  welches  bestimmt 
ist,  in  ihrem  Lande  ausgeführt  zu  werden  und  welches  abgeschlossen 
wird  entweder  lediglich  zwischen  ihren  Landesangehorigen  oder 
zwischen  einem  oder  mehreren  ihrer  Landesangehorigen  und  Be- 
wohnern des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben.  Sie 
sollen  auch  Rechtsgeschäfte  aufnehmen  können,  bei  denen  lediglich 
Angehörige  des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben,  die 
Botheiligten  sind,  sofern  diese  Rechtsgeschäfte  sich  ausschliesslich 
auf  Yermögensstücke  im  Gebiet  der  Nation,  welcher  der  instrumen- 


sehen  ünterthanen  wird  durch  die  resp.  Konsuln  gemäss  den 
Gesetzen  ihres  Landes  behandelt. 

c)  Vertrag  mit  Russland  .vom  12.  Januar  1850  (Rhallis  ibidem 
und  Journal  de  St.  Petershottrg  vom  21.  Februar  1851).  Art.  XII: 
Die  resp.  Konsular-  oder  diplomatischen  Behörden  haben  ge- 
meinsam mit  den  inländischen  Behörden  Inventarisirung  und 
Siegelanlegung  vorzunehmen  und  überhaupt  Sicherungsmassregeln 
zu  treffen  —  eventuell  (wenn  kein  Testament  hinterlassen)  fttr 
die  Intestaterben  auch  ex  officio  von  dem  Nachlass  Besitz  zu 
ergreifen  und  denselben  zu  verwalten.  Art  XIII:  Falls  durch 
Erbschaft  an  einen  Ausländer  Inunobilien  zufallen,  die  er  nach 
inländischem  Rechte  nicht  besitzen  kann,  soll  eine  billige  Ver- 
äuBserungsfrist  gewährt  werden. 

d)  Vertrag  mit  der  Türkei  vom  27.  Mai  1855  (Rhallis  ibidem). 
Art.  XXVI:  Die  Konsulatsbehörde  hat  das  Recht,  sich  in  Besitz 
des  Nachlasses  behufs  Aushändigung  desselben  an  die  Erben 
zu  setzen. 

4.  Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass,  auch  wo  keine  Verträge  die  Materie 
regeln,   den  Konsulatsbehörden   die   Mitwirkung   bei  Nachlassregn- 
lirnng  nicht  versagt  zu  werden  pflegt. 
*)  Art.  IX  enthält  die  sog.  Notariatsbefugnisse  der  Konsuln.   Diese  Be- 
fugnisse sind  hier  anderweit  und  genauer,  als  im  deutsch-russischen  Konsular- 
vertrage,  im  Anschluss  einerseits  an  die  deutschen  Verträge  mit  Italien  und 
Spanien,  anderseits  an  die  Verträge  Griechenlands  mit  Frankreich  und  Italien 
geregelt  worden. 
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iirende  Eonsal  oder  Agent  angehört,  belegen  sind,  oder  auf  Geschäfte, 
welche  dort  in  verhandeln  Bind,  beliehen. 

Notarielle  Rechtsgeschäfte,  welche  bestimmt  sind,  in  dem  Lande 
ihres  Amtssitzes  ansgefOhrt  zu  werden,  sind  die  erwähnten  Konsuln 
und  Agenten  dann  aufzunehmen  berechtigt,  wenn  ihre  Landesange- 
hörigen aHein  betheiligt  sind;  sie  dfirfen  ausserdem  auch  solche 
Rechtsgeschäfte  aufnehmen,  welche  zwischen  einem  oder  mehreren 
ihrer  Landesangehorigen  und  Bewohnern  des  Landes,  in  welchem 
sie  ihren  Amtssitz  haben,  abgeschlossen  werden,  sofern  es  sich  nicht 
um  Rechtsgeschäfte  handelt,  bei  denen  nach  der  Gesetzgebung  des 
Landes  die  Mitwirkung  eines  Richters  oder  bestimmter  öffentlicher 
Beamten  unerlässlich  ist. 

Wenn  die  in  dem  yorstehenden  Satze  erwähnten  Rechtsgeschäfte 
sich  auf  Grundeigenthum  beziehen,  so  sollen  sie  nicht  eher  rechtsgültig 
sein,  als  bis  ein  Notar  oder  anderer  öffentlicher  Beamter  des  Landes 
dabei  mitgewirkt  und  sie  mit  seiner  Unterschrift  Tersehen  haben  wird. 

Die  Konsuln  oder  Agenten  können  auch  jede  Art  Ton  Ver- 
handlungen und  Schriftstücken,  welche  yon  Behörden  oder  Beamten 
ihres  Landes  ausgegangen  sind,  übersetzen  und  beglaubigen. 

Alle  Torerwähnten  Urkunden  sollen,  wenn  sie  durch  die  ge- 
dachten Agenten  Torschriftsmässig  beglaubigt  und  mit  dem  Amts- 
siegel  des  Konsulats  oder  Yizekonsulats  yersehen  sind,  in  jedem  der 
beiden  Länder  dieselbe  Kraft  und  Geltung  haben,  als  wenn  sie  yor 
einem  Notar  oder  anderen  öffentlichen  oder  gerichtlichen,  in  dem 
einen  oder  dem  anderen  der  beiden  Staaten  zuständigen  Beamten 
aufgenommen  wären,  yorausgesetzt,  dass  sie  dem  Stempel,  der 
Reg^strirung  oder  jeder  anderen  in  dem  Lande,  in  welchem  sie  zur 
Ausführung  gelangen  sollen,  bestehenden  Taxe  oder  Auflage  unter- 
worfen worden  sind.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  in  gleicher 
Weise  auf  Abschriften,  Auszüge  oder  Uebersetzungen  solcher  Ur- 
kunden; wenn  gegen  die  Genauigkeit  oder  die  Aecbtheit  solcher 
Abschriften,  Auszüge  oder  Uebersetzungen  Einspruch  erhoben  wird, 
sollen  die  betreffenden  Gerichtshöfe  nach  Massgabe  der  Gesetzgebung 
ihres  Landes  yerfahren. 

Artikel  XV.  Verstirbt  ein  Deutscher  in  Griechenland  oder  ein 
Grieche')  in  Deutschland  an  einem  Orte,    an  welchem  ein  General- 


")  Die  griechiache  Staatsbürgerschaft  wird  erworben: 
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konBul,  Konsul  oder  Yizekonsul  der  Nation  des  Yentorbenen  seinen 
Amtssitz  hat,  oder  wenigstens  in  der  Nähe  dieses  Ortes,  so  sollen 
die  Lokalbehörden  der  Konsularbehörde  hierron  unverzüglich  Nach- 
richt geben. 

In  gleicher  Weise  soll  die  Konsularbehörde,  wenn  sie  zuerst 
Ton  dem  Todesfall  Kenntniss  erhält,  die  Lokalbehörden  mit  Naohricht 
yersehen. 

Die  Konsularbehörde  soll  das  Recht  haben,  yon  Amtswegen 
oder  auf  Antrag  der  betheiligten  Parteien  alle  Effekten,  Mobilien 
und  Papiere  des  Verstorbenen  unter  Siegel  zu  legen,  indem  sie 
zuYor  Yon  dieser  Amtshandlung  die  zuständige  Lokalbehörde  be- 
nachrichtigt, welche  derselben  beiwohnen  und  ebenfalls  ihre  Siegel 
anlegen  kann. 

Die  beiderseits  angelegten  Siegel  dürfen  ohne  Mitwirkung  der 
Lokalbehörde  nicht  abgenommen  werden. 

Sollte  jedoch  die  Lokalbehörde  auf  eine  yon  der  Konsularbehörde 
an  sie  ergangene  Einladung,  der  Abnahme  der  beiderseits  angelegten 
Siegel  beizuwohnen,  innerhalb  achtundyierzig  Stunden,  yom  Empfange 
der  Einladung  an  gerechnet,  sich  nicht  eingefunden  haben,  so  kann 
die  Konsularbehörde  allein  zu  der  gedachten  Amtshandlung  schreiten. 

Die  Konsularbehörde  soll  nach  Abnahme  der  Siegel  ein  Yer- 
zeichniss  aller  Habe  und  Effekten  des  Verstorbenen  aufnehmen  und 
zwar  in  Gegenwart  der  Lokalbehörde,  wenn  diese  in  Folge  der  yor- 
erwähnten  Einladung  jener  Amtshandlung  beigewohnt  hatte. 


a)  durch  Geburt  (eheliche  Abstammung  von  einem  griechischen  Vater, 
bei  auBserehelichen  von  einer  griechischen  Matter);  b)  durch  Verheirathung 
einer  Ausländerin  mit  einem  Griechen;  c)  durch  Naturalisation.  Die  vor  der 
erforderlichen  Erkiftrung  fOr  die  Naturalisation  geborenen  Kinder,  sowie  die 
Ehefrau  des  naturalisirten  Ausl&nders  bleiben  Fremde,  soweit  sie  nicht  selbst 
die  Naturalisation  erlangen.  Diejenigen  Kinder,  welche  während  der  fttr  die 
Naturalisation  erforderlichen  2  bzw.  3  Jahre  geboren  sind,  werden  durch  die 
Naturalisation  ihres  Vaters  Griechen. 

Die  Staatsbürgerschaft  geht  verloren: 

a)  durch  die  im  Auslande  erlangte  Naturalisation;  b)  durch  die  An- 
nahme von  öffentiichen  Aemtem  oder  Militärdiensten  einer  fremden  Regierung 
ohne  königliche  Genehmigung;  c)  durch  Verheirathang  einer  Griechin  mit 
einem  Ausländer.  Die  Frau  und  die  Kinder  Desjenigen,  welcher  die  Eigen- 
schaft als  Grieche  verloren  hat,  bleiben  griechische  Staatsangehörige.  Näheres 
liierüber  in  Art.  14  ff.  des  am  10./22.  Oktober  1856  promulgirten  Theiles  des 
bürgerlichen  Qesetzbuches,  die  Rechts-  und  persönliche  Handlungsfilhigkeit 
betr.  (Rally,  code  civil  de  la  Orece  ou  lea  titres  promulgu^  etc.,  Atiien  1857^. 

Kraft  eines  neueren  Gesetzes  vom  Jahre  1892  können  die  für  die 
Naturalisation  erforderlichen  2  bzw.  3  Jahre  f&r  den  jeweiligen  Fall  durch 
königliches  Dekret  gekürzt  werden. 
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Die  Lokalbehdrde  soll  den  in  ihrer  Gegenwart  aufgenommenen 
Protokollen  ihre  Unterschrift  beifOgen,  ohne  dasB  sie  fQr  ihre  amt- 
liche Mitwirkung  bei  diesen  Amtshandlungen  GebQhren  irgend  welcher 
Art  beanspruchen  kann.^) 

Artikel  XYI«  Die  inständigen  Behörden  sollen  die  in  dem 
Lande  gebräuchlichen  oder  durch  die  Gesetze  desselben  Torgeschriebenen 
Bekanntmachungen  bezüglich  der  Eröffnung  des  Nachlasses  und  des 
Aufrufs  der  Erben  oder  Gläubiger  erlassen  und  diese  Bekanntmachungen 
der  Eonsularbehörde  mittheilen,  unbeschadet  der  Bekanntmachungen, 
welche  in  gleicher  Weise  yon  dieser  etwa  erlassen  werden.^ 

Artikel  XYII.  Die  Eonsularbehörde  kann  alle  beweglichen 
Nachlassgegenstände,  welche  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  und 
alle  diejenigen,  deren  Aufbewahrung  in  natura  dem  Nachlass  erheb- 
liche Kosten  yerursachen  würde,  unter  Beobachtung  der  durch  die 
Gesetze  und  Gebräuche  des  Landes  ihres  Amtssitzes  Torgeschriebenen 
Formen  öffentlich  Tcrsteigem  lassen. 

Artikel  XVIII. ^)  Die  Eonsularbehörde  hat  die  ioTentarisirten 
Effekten  und  Werthgegenstände,  den  Betrag  der  eingezogenen  Forde- 
rungen und  erhaltenen  Einkünfte,  sowie  den  Erlös  aus  dem  etwa 
stattgehabten  Verkauf  der  Mobilien  als  ein  Depositum,  welches  den 
Landesgesetzen  unterworfen  bleibt,  bis  zum  Ablauf  einer  Frist  Ton 
sechs  Monaten,  tou  dem  Tage  der  letzten  Bekanntmachung,  welche 
die  Lokalbehörde  hinsichtlich  der  Eröffnung  des  Nachlasses  erlassen 
hat,  an  gerechnet,  oder,  falls  Ton  der  Lokalbehörde  keine  Bekannt- 
machung erlassen  worden  ist,  bis  zum  Ablauf  einer  Frist  tou  acht 
Monaten,  tou  dem  Todestage  an  gerechnet,  zu  Tcrwahren. 

Die  Eonsularbehörde  soll  jedoch  die  Befugniss  haben,  die 
Eosten  der  letzten  Erankheit  und  der  Beerdigung  des  Verstorbenen, 
den  Lohn  der  Dienstboten,  Miethzins,  Gerichts-  und  Eonsulatskosten 


^)  Vgl.  hiezu  Art  1  u.  2  des  deutsch-rassischen  Vertrags  yom  12.  November 
bezw.  31.  Oktober  1874,  woraus  sich  ergibt,  dass  nach  obigem  Art.  XV  ab- 
weichend von  der  Bestimmung  des  deutsch-russischen  Vertrags  zonächst  die 
Eonsnlarbehörden  zum  ersten  Einschreiten  berufen  sind  und  die  LokalbehOrden 
bei  der  Anlegung,  wie  bei  der  Abnahme  der  Siegel,  desgleichen  bei  der  In- 
ventarisirung  nur  fakultativ  mitzuwirken  berechtigt  sind. 

^)  Die  Mittheilung  der  von  den  LokalbehOrden  wegen  der  Nachlass- 
eröffiiung  und  des  Aufirufs  der  Erben  und  Gläubiger  zu  erlassenden  Bekannt- 
machungen an  die  Eonsularbehörde  ist  voirgeschrieben,  damit  letztere  in  der 
Lage  is^  Beginn  und  Ablauf  der  in  Art.  XVni  bezeichneten  Frist  berechnen 
zu  können. 

')  Dieser  Artikel  entspricht  durchweg  den  Bestimmungen  des  Art.  5 
des  deutsch-russischen  Vertrags  über  die  Regulirung  der  Hinterlassenschaften. 

Böhm,  Intern.  Nachlanbehandlang.  18 
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und  Kosten  ähnlicher  Art,^  sowie  etwaige  Ausgaben  für  den  Unter- 
halt der  Familie  des  Verstorbenen  ans  dem  Erlös  des  Nachlasses 
sofort  vorweg  zn  entnehmen. 

Artikel  XIX.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Torher- 
gehenden  Artikels  soll  der  Konsul  das  Recht  haben,  hinsichtlich  des 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Nachlasses  des  Verstorbenen  alle 
Sicherungsmassregeln  zu  treffen,  welche  er  im  Interesse  der  Erben 
für  zweckmässig  erachtet.  Er  kann  denselben  entweder  persdnlich 
oder  durch  Ton  ihm  erwählte  und  in  seinem  Namen  handelnde  Ver- 
treter yerwalten,  und  er  soll  das  Recht  haben,  sich  alle  dem  Ver- 
storbenen zugehörigen  Werthgegenstände,  die  sich  in  öffentliehen 
Kassen  oder  bei  Priratpersonen  in  Verwaltung  befinden  sollten,  aus- 
liefern zu  lassen.^)  * 

Artikel  XX.  Wenn  während  der  im  Artikel  XVIII  erwähnten 
Frist  über  etwaige  Ansprüche  yon  Landesangehörigen  oder  Unter- 
thanen  einer  dritten  Macht  gegen  den  bewegliehen  Theil  des  Nach- 
lasses Streit  entstehen  sollte,  so  steht  die  Entscheidung  über  diese 
Ansprüche,  sofern  sie  nicht  auf  einem  Erbanspruche  oder  Vermächt- 
niss  beruhen,  ausschliesslich  den  Landesgerichten  zu.^) 

Falls  der  Bestand  des  Nachlasses  zu  unverkürzter  Bezahlung 
der  Schulden  nicht  ausreichen  sollte,  sollen  die  Gläubiger,  sofern 
die  Gesetze  des  Landes  dieses  gestatten,  bei  der  zuständigen  Lokal- 
behörde die  Eröffnung  des  Konkurses  beantragen  können.  Nach 
erfolgter  Konkurseröffnung  sollen  alle  Schriftstücke,  Effekten  oder 
Werthe  der  Nachlassmasse  der  zuständigen  Lokalbehörde  oder  den 
Verwaltern  der  Konkursmasse  überliefert  werden,  wobei  die  Konsular- 
behörde  mit  der  Wahrnehmung  der  Interessen  ihrer  Landesangehörigen 
betraut  bleibt.^«) 


^  üeberhaupt  sog.  privilegirte  Kosten^  insbesondere  anch  öffentliche 
Abgaben. 

^  Konform  mit  Art.  6  des  deutsch-russischen  Vertrags.  Vgl.  Note  zu 
diesem  Artikel. 

*)  Sofern  die  Fordemngen  auf  einem  Erbanspruche  oder  Vermftchtniss 
beruhen,  steht  nach  Art  XXI II  die  Entscheidung  und  zwar  ohne  RQcksicht, 
ob  Mobiliar-  oder  Immobiliamachlass  in  Frage,  den  Gerichten  oder  sonst  zu- 
ständigen Behörden  des  Landes,  welchem  der  Verstorbene  seiner  Nationalität 
nach  angehörte,  zu. 

^^  Die  Fassung  des  Abs.  2  schliesst  sich  den  Bestimmungen  des 
deutschen  Konkursrechtes  näher  an,  als  diejenige  des  Art.  7  Abs.  2  der  deutsch- 
russischen Hinterlassenschafts-Konvention  und  trägt  zugleich  der  griechischen 
Gesetzgebung,  welche  ein  Konkursverfahren  nur  gegen  Handeltreibende  kennte 
Rechnung.  Sie  entspricht  ausserdem  den  betreffenden  Bestimmungen  der 
deutschen  Verträge  mit  Italien  und  Spanien. 
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Artikel  XXI.  Mit  Ablauf  der  im  Art.  XVIII  festgesetzten 
Frist  soll,  wenn  keine  Forderung  gegen  den  Naohlass  yorliegt,  die 
Eonsnlarbehörde,  nachdem  alle  dem  Nachlasse  cur  Last  fallenden 
Kosten  und  Rechnungen  nach  den  im  Lande  geltenden  Tarifen  be- 
richtigt worden  sind,  endgflltig  in  den  Besits  des  Nachlasses  ge- 
langen, welchen  sie  liqnidiren  und  den  Berechtigten  überweisen  soll, 
ohne  dass  sie  anderweit,  als  ihrer  eigenen  Regierung  Rechnung  ab- 
lulegen  hat« 

Artikel  XXIL  In  allen  Fragen,  su  denen  die  Eröffnung,  die 
Verwaltung  und  die  Liquidirung  der  Nachlässe  Ton  Angehörigen 
eines  der  beiden  Linder  in  dem  anderen  Lande  Anlass  geben  können, 
Tertreten  die  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Yizekonsnln 
die  Erben  von  Rechtswegen  und  sind  amtlich  als  die  Beyollmaohtigten 
derselben  anzuerkennen,  ohne  dass  sie  Torpfliehtet  wären,  ihren  Auf- 
trag durch  eine  besondere  Urkunde  nachzuweisen. 

Sie  sollen  demgemäss  in  Person  oder  durch  Vertreter,  welche 
sie  aus  den  landesgesetzlich  dazu  befugten  Personen  erwählt  haben, 
Tor  den  zuständigen  Behörden  auftreten  können,  um  in  jeder  sich 
auf  den  Nachlass  beziehenden  Angelegenheit  die  Interessen  der 
Erben  wahrzunehmen,  indem  sie  deren  Rechte  geltend  machen  oder 
sieh  auf  die  gegen  dieselben  erhobenen  Ansprüche  einlassen. 

Sie  sind  jedoch  yerpflichtet,  zur  Kenntniss  der  Testaments- 
Yollstrecker,  wenn  solche  yorhanden  sind,  oder  der  gegenwärtigen 
oder  yorschriftsmässig  yertretenen  Erben  jeden  Anspruch  zu  bringen, 
welcher  bei  ihnen  gegen  die  Nachlassmasse  erhoben  sein  sollte,  da- 
mit die  Vollstrecker  oder  die  Erben  ihre  etwaigen  Einreden  dagegen 
erheben  können.^^) 

Sie  sollen  gleichfalls  die  Vormundschaft  oder  Kuratel  über  ihre 
Landesangehörigen  für  alles  auf  die  Nachlassregelnng  Bezügliche  in 
Gemässheit  der  Gesetze  ihres  Landes  einleiten  können.^*) 

Es  yersteht  sich  jedoch  yon  selbst,  dass  die  Generalkonsuln, 
Konsuln  und  Vizekonsuln,   da  sie  als  Beyollmächtigte  ihrer  Landes- 


^M  Abs.  3  des  Art  XXII  gewährt  den  TestamentsYollstreckem  and 
Erben  die  Möglichkeit»  auch  ihrerseits  jeden  bei  der  Konsularbehörde  gegen 
die  Nachlassmasse  erhobenen  Ansprach  zu  prüfen  and  ihre  etwaigen  Einreden 
gegen  solche  Ansprüche  geltend  zu  machen. 

^*)  Nach  Alt.  4  des  griechischen  bürgerlichen  Gesetzbachs  (s.  Note  20) 
bestimmen  sich  die  Rechtsverhältnisse  aus  der  Vormandschaft  oder  Karate! 
über  Griechen,  selbst  wenn  sie  im  Auslande  wphnen,  nach  dem  griechischen 
Gesetze,  wie  anderseits  solche  für  die  Ausländer  nach  den  Gesetzen  ihres 
Heimathslandes  sich  zu  richten  haben. 

18* 
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angehörigen  betrachtet  werden,  niemals  wegen  irgend  einer  die  Sak- 
session  betreffenden  Angelegenheit  persönlich  gerichtlich  in  Ansprach 
genommen  werden  dürfen.^^ 

Artikel  XXIII.  Das  Erbrecht,  sowie  die  Theilung  des  Nach- 
lasses des  Verstorbenen  richten  sich  nach  den  Gesetzen  seines 
Landes. 

Alle  Ansprüche,  welche  sich  auf  Erbrecht  nnd  Nachlasstheilang 
beziehen,  sollen  durch  die  Gerichtshöfe  oder  zuständigen  Behörden 
desselben  Landes  entschieden  werden  und  in  Gemässheit  der  Gesetze 
dieses  Landes.  ^^) 

Artikel  XXIY.  Wenn  ein  Deutscher  in  Griechenland  oder  ein 
Grieche  in  Deutschland  an  einem  Orte  verstirbt,  wo  eine  Ronsular- 
behörde  seiner  Nation  nicht  yorhanden  ist,  so  hat  die  zuständige 
Lokalbehörde  nach  Massgabe  der  Landesgesetze  zur  Anlegung  der 
Siegel  und  zur  Verzeichnung  des  Nachlasses  zu  schreiten.  Beglaubigte 
Abschriften  der  darüber  aufgenommenen  Verhandlungen  sind  nebst 
der  Todesurkunde  und  den  die  Staatsangehörigkeit  des  Verstorbenen 
darthuenden  Schriftstücken  binnen  kürzester  Frist  der  dem  Nachlass- 
orte nächsten  Konsularbehörde  zu  übersenden.  ^^) 

Die  zuständige  Lokalbehörde  soll  hinsichtlich  des  Nachlasses 
des  Verstorbenen  alle  durch  die  Landesgesetze  yorgeschriebenen 
Massregeln  treffen,  und  der  Bestand  des  Nachlasses  ist  in  möglichst 
kurzer  Frist  nach  Ablauf  der  im  Artikel  XVIII  bestimmten  Frist 
den  gedachten  Konsularbeamten  zu  übermitteln. 


'*)  Durch  die  Bestimmung  in  Abs.  5  erscheinen  jedoch  Regrossanspracbe 
an  die  Konsuln  z.  B.  wegen  Yersftumniss,  nachtheiliger  Verwaltung  u.  dgl. 
keineswegs  ausgeschlossen. 

^^)  In  diesem  Artikel  ist  die  im  deutsch-russischen  Vertrage  getroffene 
Unterscneidung  zwischen  Mobiliar-  und  Immobil iamachlass  aufgegeben.  Erb- 
rocht, Erbfolge  und  Theilung  des  Nachlasses  richten  sich  daher  durchweg 
nach  dem  Heimathsrechte  des  Erblassers.  Durch  diese  Vertragsbestimmunf? 
ist  auch,  soweit  es  sich  um  in  Griechenland  gelegene  Immobilien  eines  dort 
verstorbenen  Deutschen  handelt,  eine  Abweichung  von  dem  sonst  in  Griechen- 
land geltenden  Rechte  stipulirt;  denn  nach  Art.  5  des  griechischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  richtet  sich  zwar  die  Erbfolge,  testamentarische,  wie 
Intestaterbfolge,  nach  dem  Gesetze  des  Landes  des  Verstorbenen,  jedoch  nur, 
insoweit  es  sich  nicht  um  in  Griechenland  gelegene  Immobilien  handelt,  welche 
in  solchem  Falle  den  griechischen  Gesetzen  unterstellt  sind. 

'^)  Die  Uebersendung  dieser  Urkunden  und  Schriftstücke  hat  in  Bayern 
auf  diplomatischem  Wege  zu  geschehen;  vgl.  oben  §  14  Nr.  VIII.  Eine  un- 
mittelbare Vorlage  an  das  k.  Staatsministerium  der  Justiz,  wie  solches  bezüg- 
lich der  Vorlage  der  Sterbeurkunden  von  Angehörigen  Russlands,  Italiens, 
Spaniens  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  angeordnet  ist,  hat  auch 
hier  zu  erfolgen;  vgl.  oben  S.  115. 
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Es  Tersteht  sich  Ton  selbst,  dass  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
der  inständige  Konsularbeamte  erschienen  sein  oder  einen  Vertreter 
an  Ort  und  Stelle  geschickt  haben  sollte,  die  Lokalbehörde,  welche 
etwa  eingeschritten  ist,  sich  nach  den  in  den  yorstehenden  Artikeln 
enthaltenen  Vorschriften  zu  richten  haben  wird. 

Artikel  XXV.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages 
sollen  in  gleicher  Weise  auf  den  Nachlass  eines  Angehörigen  eines 
der  beiden  Staaten  Anwendung  finden,  der,  ausserhalb  des  Gebietes 
des  anderen  Staates  yerstorben,  dort  bewegliches  oder  unbewegliches 
Vermögen  hinterlassen  haben  sollte. 

Artikel  XXVI.  Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  sind  ausschliesslich  beauftragt  mit  der  Inyentarisirung 
und  den  anderen  zur  Erhaltung  und  Liquidirung  erforderlichen  Amts- 
handlungen bei  Nachlässen  yon  Seeleuten,  Passagieren  und  sonstigen 
Reisenden  ihres  Landes,  welche  in  dem  anderen  Lande,  sei  es  an 
Bord  eines  Schiffes,  sei  es  am  Lande,  gestorben  sind.^^) 

Artikel  XXIX.  Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  ratifizirt  und 
die  Ratifikationen  sollen  in  Berlin  sobald  als  möglich  ausgewechselt 
werden.  Derselbe  soll  einen  Monat  nach  der  Auswechselung  der 
Ratifikationen  in  Kraft  treten.  ^^ 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  treten  die  auf  die  Rechte,  Priyilegien 
und  Befugnisse  der  Konsuln  bezüglichen  Bestimmungen  der  früher 
yon  einzelnen  Staaten  des  Deutschen  Reichs  mit  Griechenland  ab- 
geschlossenen Verträge  ausser  Kraft.  ^^) 


^^)  Die  yom  Art.  13  der  deutsch-russiflchen  Hinterlassenschafts-Konyention 
abweichende  Fassung  obigen  Art.  XXVI  soll  klarstellen,  dass  die  in  solchem 
enthaltene  Anordnang  sich  auf  Nachlässe  nicht  nur  der  Matrosen  und  Schiffs- 
passagiere, sondern  aUer  Reisenden  erstreckt,  und  dass  sowohl  die  Sicherung, 
als  auch  die  ganze  weitere  Behandlung  solcher  Nachlässe  den  Eonsular- 
behörden  ausschliesslich  zusteht. 

^^)  Die  Auswechselung  der  Ratifikationen  hat  zu  Berlin  am  6.  Juli  1882 
stattgefunden. 

^')  Durch  den  Abs.  8  sind  folgende  früher  zwischen  einzelnen  deutschen 
Staaten  und  Griechenland  bestandene  konsularrechtliche  Vereinbarungen  vom 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  neuen  Vertrages  ab  zur  Aufhebung  gebracht; 
die  Art.  16  u.  17  des  preussisch-griechischen  Handels-  und  Schiffahrtsyertrages 

vom  jn~~i 1  ^^^^  (Preussische  Gesetzsammlung  1840  S.  65),   die  Art.  14 

und  15  des  oldenburgisch-griechischen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  vom 

^1^?^  1842  (Oldenb.  Ges.-Bl.  Bd.  XI  80.  Stück)  und  die  Art.  12  u.  13  des 

2-  Mai  31    j^^ 

bremisch-griechischen   Handels-  und   Schiffahrtsvertrages  vom      '    — -.  1843.. 
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II.  Nach  Art.  2  des  Handels-  und  Sohiffakrtsyertrages 
sswischen  dem  Deutschen  Reich  und  Griechenland  Tom 
9.  Juli  1884^^)  sind  die  Angehörigen  eines  jeden  der  yertrag- 
schliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  gleich  den 
Inländern  berechtigt,  jede  Art  yon  beweglichem  oder  unbeweglichem 
Vermögen  zu  besitzen,  durch  Kaufyertrag,  Schenkung,  letzten 
Willen  oder  auf  andere  Weise  solches  Vermögen  zu  erwerben  und 
darüber  zu  yerfiigen,  sowie  Erbschaften  kraft  des  Gesetzes  zu  er- 
werben. Auch  unterliegen  sie  in  keinem  dieser  Fälle  anderen  oder 
höheren  Abgaben  und  Auflagen  als  die  Inländer, 

lU.  In  Griechenland  findet  nach  dem  Gesetz  über  das 
Ziyilyerfahren  eine  gerichtliche  Einmischung  in  die  Nachlassbehand- 
lung nicht  in  allen  Fällen  statt;  insbesondere  sind  Erbschafts- 
angelegenheiten  unter  Grossjährigen,  ausser  im  Falle  eines  Streites, 
ohne  Zuthun  des  Gerichtes  yon  den  Parteien  selbst  zu  besorgen. 

Von  Amtswegen  werden  die  Siegel  angelegt,  wenn  die  Erben 
abwesend,  wenn  sie  minderjährig  sind  oder  sonst  unter  Pflegschaft 
stehen,  wenn  der  Verstorbene  öffentliche  Gelder  in  Verwahr  hatte« 
Die  Versiegelung  des  Nachlasses  kann  auch  yon  allen  Denen,  welche 
Rechtsansprüche  auf  den  Nachlass  haben,  insbesondere  auch  yon 
Gläubigern,  begehrt  werden;  sie  erfolgt  durch  den  Friedens- 
richter.««) 

Jeder  Erbe  hat  eine  Frist  yon  4  Monaten  yom  Tage  der  Er- 
öffnung der  Erbschaft  an,  um  sieh  über  Annahme  oder  Ausschlagung 
der  Erbschaft  zu  erklären  und  ein  Inyentar  errichten  zu  lassen.    Die 


^^  R.-G.-B1.  1885  S.  23.  Auch  in  den  Handelsverträgen  Griechenlands 
mit  Belgien,  Dänemark,  England,  den  Niederlanden,  Italien,  Oesterreich  und 
Russland  wird  das  Recht  der  beiderseitigen  Unterthaneu  statnirt,  in  dem 
anderen  Lande  Vermögen  zu  erwerben  und  über  dasselbe  frei  zu  verfQgen, 
ohne  dass  sie  von  höheren  Lasten  betroffen  werden  als  die  Inländer. 

Der  FreizQgigkeitsvertrag  Bayerns  mit  Griechenland  vom  18./1.  Januar 
1835  (Bayer.  Reg.-Bl.  S.  635,  646)  bestimmt  schon  den  Wegfall  der  unter  der 
Benennung  Heimfalls-  oder  Abzugsrecht  bekannten  Gebühren,  wenn  in  Folge 
einer  Erbschaft,  eines  Vermächtnisses,  einer  Schenkung,  eines  Kaufes,  einer 
Auswanderung  oder  eines  anderen  Geschäftes  eine  Uebertragnng  des  Eigen- 
thnms  von  beweglichen  oder  unbeweglichen  Gütern  in  das  andere  Land  statt- 
findet; die  betheiligten  Personen  sind  nur  denjenigen  Gebühren  und  Auflagen 
unterworfen,  welche  bei  solcher  Eigenthumsveränderung  auf  gleiche  Weise 
von  den  Einheimischen  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
erhoben  werden. 

^  Gesetzbuch  über  das  Zivilverfahren  vom  2.  (14.)  April  1834  (Beil.  zu 
Nr.  22  des  Reg.-Bl.),  Art.  127,  1050,  1051,  492  Nr.  1  und  1052. 

Für  die  Verwaltung  der  Zivilrechtspflege  bestehen  folgende  Greiichte  in 
Griechenland: 
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Erklärang  ist  bei  dem  Gerichtsschreiber  des  sastAndigen 'i)  Bezirks- 
gerichtes zu  Protokoll   zu  geben,     üeber  Anstände  wird  Tor  dem 


1.  Friedensgerichte  (ElprjvodCxoei), 

2.  Bezirksgerichte  (TtpiAtodbuti), 

3.  Handel^erichte  (*£(inopod{xa(), 

4.  Appellationsgerichte  (*E<piTai), 

5.  Kassationsgericht  (*0  'Apsto^  Rdr^o^); 

Gerichts-  und  Notariatsordnung  vom  2.  Februar  (21.  Januar)  1834 

(Beil.  zu  Nr.  13  des  Reg.-Bl.),  Art.  1. 
Ueber  die  seit  1838  im  Werke  begriffene  Kodifikation  des  Zivilrechts 
8.  Goldschmidt,  Handbuch  des  Handelsrechts,  11.  Aufl.,  Bd.  1  S.  250. 
Weiter  ist  noch  zu  bemerken: 

1.  In  Griechenland  gilt  Römisches  Recht,  wie  es  in  der  Hexabibios 
von  Harmenopoulos  zusammengefasst  ist  (kgl.  Dekret  vom  23.  Februar 
1835);  daneben  auch  das  Corpus  Juris  Civilis. 

2.  In  den  Jonischen  Inseln  aber  gilt  der  sog.  Jonische  Kodex^ 
welcher  fast  in  allen  Punkten  eine  getreue  Uebersetzung  des  französ. 
Code  civil  ist.  Nur  im  Erbrecht  gerade  sind  jedoch,  besonders  be- 
züglich der  Intestaterbfolge,  wichtige  Abweichungen  vom  französ. 
Rechte  zu  konstatiren. 

3.  Ein  das  gesammte  Zivilrecht  fElr  ganz  Griechenland  umfassendes 
Gesetzbuch  ist  seit  langer  Zeit  in  Aussicht  genommen.  Es  liegt 
auch  ein  Entwurf  vor  (Mitte  der  70er  Jahre  gefertigt),  der  wesent- 
lich auf  den  Grund  des  italieDischen  Codice  civile  basirt  ist.  Man 
Hess  den  Entwurf  liegen  und  hat  neuerdings  Justizminister  Zaimi 
eine  Kommission  von  7  Mitgliedern  einberufen,  welche  sich  mit  der 
Kodifikation  befassen  soll.  Dieselbe  berücksichtigt  zwar  den  vor- 
handenen Entwurf,  hat  es  aber  vorgezogen,  auf  neuer  Basis  das 
Ganze  auszuarbeiten  —  wobei  naturgemäss  auf  den  deutschen  Ent- 
¥rurf  (auch  insoweit  er  in  zweiter  Lesung  vorliegt)  in  sehr  hohem 
Maasse  Rücksicht  genommen  wird.  Die  Kommission  hat  bereits 
den  ali  gemeinen  Theil  beendigt  ebenso  wie  den  grössten  Theil  des 
Familienrechts.  Auch  hat  sie  einen  die  Form  der  Testamente  be- 
handelnden gegenüber  dem  bestehenden  Rechte  weit  einfacheren 
Entwurf  ausgearbeitet,  der  bereits  der  Kammer  vorgele^  ittt. 

Bereits  koditizirt  sind  nur   kleine  Theile  des  Zivilrechts,  so 
gibt  es  ausser  dem  in  Note  24  zitirten  Gesetze  über  Form   der 
Testamente  hauptsächlich  das  Gesetz   vom   17.  August  1861   Über 
Yormundschaftswesen,  das  Gesetz  vom  11.  August  1836  über  Hypo- 
thekenwesen, das  Gesetz  vom  1.  Dezember  1836  über  Pfandbestellung. 
Auch  die  Stempelgesetze  enthalten  hie   und  da  wichtige  materiell- 
rechtliche Bestimmungen,  endlich  das  Gesetz  vom  29.  Oktober  1856, 
*Aa6tx6(  Nö|&o€  genannt,  welches  einige  Materien  des  allgemeinen 
Theiles  (Internationales  Privatrecht,  insbesondere  auch  Erwerb  und 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit,  Standesbeamtenwesen  etc.)  enthält. 
")  Der  generelle  oder  persönliche  Gerichtsstand  eines  Inländers  ist  das 
Gericht  seines  bleibenden  Wohnsitzes  oder  wenn  er  keinen  solchen  erworben 
hat,   das  Gericht  seines  Aufenthaltsortes.     Als  genereller  Gerichtsstand  gilt 
vor  Vertheilung  der  Erbschaft  bei  allen  Streitigkeiten  unter  den  Erben  oder 
bei  Klagen  Dritter,  welche  Ansprüche  an  den  Erblasser  zum  Gegenstand  haben, 
das  Gericht  der  Siröffiiung  der  Erbschaft.    Dasselbe  gilt  von  Klagen  auf  Erb- 
recht,  auf  Legate  und   den  Vollzug  einer  letztwilligen  Verfügung  überhaupt, 
oder  auf  den  Besitz  einer  noch  unausgehändigten  Verlassenschaft;  Gesetzbuch 
über  das  Zivilverfahren,  Art.  16. 

Spezialbestimmungen  über  die  Zuständigkeit  enthalten: 
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• 
Bezirksgerichte   yerhandelt.     Die  InTentarisation    erfolgt    durch    die 

Notare.") 

Hahen  alle  Miterben  die  freie  Verfügung  über  ihr  Yermogen, 
Bind  dieselben  insbesondere  grossjährig,  gegenwärtig,  oder,  wenn 
auch  abwesend,  dennoch  gehörig  yertreten  und  wollen  sie  sich  über 
die  Art  und  Form  der  Th eilung  yerständigen,  so  steht  es  ihnen 
frei,  sich  des  gerichtlichen  Weges  gänzlich  zu  enthalten,  auch  den- 
selben wieder  zu  verlassen,  wenn  sie  solchen  bereits  betreten  hatten. 
Eine  gerichtliche  Theilung  ist  nur  dann  nothwendig,  wenn  eine 
Partei  keine  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen  hat,  insbesondere 
minderjährig,  interdizirt,  abwesend  und  nicht  gehörig  yertreten  ist, 
wenn  femer  die  anwesenden  und  grossjährigen  Parteien  sich  nicht 
über  die  Theilung  yereinigen  können  oder  Gläubiger  yorhanden  sind, 
welche  das  Vermögen  mit  Beschlag  belegt  haben.  Die  gerichtliche 
Theilung  ist  mittels  Klagsohrift  yor  dem  zuständigen  Bezirksgerichte 
zu  begehren.  Wird  auf  Theilung  erkannt,  so  ernennt  das  Gericht 
einen  Richterkommissär,  nach  Umständen  auch  einen  Notar  zur  Aus- 
einandersetzung der  Verlassenschaft.'') 

IV.  Testamente  sind  öffentliche  (notarielle),  geheime 
(yom  Testator  geschrieben  und  unterzeichnet  oder  wenigstens  yon 
ihm  unterzeichnet  und  bei  einem  Notar  hinterlegt),  eigenhändige 
(holographische,  welche  unter  den  Papieren  des  Testators  nach- 
gelassen sind  und  nicht  in  fremden  Händen  sich  befinden  dürfen), 
mündliche  (bei  Gefahr  auf  Verzug  yor  5  Zeugen  errichtete).'^) 

Die  Publikation  der  Testamente  erfolgt  durch  den  Bezirks- 
gerichtspräsidenten. '^) 

V.  Betreffs  der  Erbschafts-Stempelsteuer  ist  im  All- 
gemeinen   zu   bemerken,    dass   In-   und  Ausländer  gleich    behandelt 


a)  Der  deutsch -griechische  Konsularvertrag  Art.  XXIII,   s.  oben. 

b)  Der  Mobiliamachlassvertrag  mit  Oesterreich.  Die  Behörden  des 
Landes,  dem  der  Verstorbene  angehörte,  erkennen  in  allen  Mobiliar- 
nachlass-Streitigkeiten.  Die  inländischen  Behörden  haben  die  Siche- 
rungsmassregeln zu  treffen  und  erkennen  Qber  die  Ansprüche  von 
Inländern  oder  von  Angehörigen  eines  dritten  Staates,  insoweit  die> 
selben  nicht  auf  erbrechtlichem  Titel  beruhen. 

c)  Der  Vertrag  mit  Russland  statuirt  das  fcrum  der  heredUas  jacens, 

d)  Beachte  auch  das  oben  Note  1  AngefELhrte. 

'')  Art  560,  1074,  1071  des  Gesetzbuches  über  das  Zivil  verehren. 
")  Art.  1087—1089  1.  c. 

'^)  Saint  Joseph  a.  a.  0.  tom.  II  p.  308  ff.  Das  bestehende  Recht  fusst 
auf  dem  (pt^iqia  nepl  AiocdrjxSv  vom  Jahre  1830. 
**)  Gerichts-  und  Notariatsordnung,  Art,  195, 
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werden.  Massgebend  ist  das  Gesetz  yom  30.  Dezember  1887  mit 
Zusätzen  und  Modifikationen  der  vier  neueren  Stempelgesetze  der 
Jahre  1890  und  1892.'«) 

Insbesondere  ist  Art.  27  des  Btempelgesetzes  (die  neueren 
Qesetse  haben  keine  Verschiebungen  der  Artikelnummern  yerursacht) 
zu  nennen:  Danach  unterliegt  die  Uebertragung  durch  Testament 
oder  Schenkung  yon  Todeswegen,  sowie  der  Uebergang  ab  inte$tato 
Ton  in  Oriechenland  gelegenem  Vermögen,  falls  es  über  2000  Drachmen 
werth  ist,  einer  Stempelsteuer  Ton  2  Proz.  bei  Ehegatten  und  Ge- 
schwistern, von  3  Proz.  bei  Verwandten  3.  und  4.  Grades,  yon 
4  Proz.  bei  Verwandten  5.  bis  7.  Grades,  yon  5  Proz.  bei  weit- 
läufigeren Verwandten,  bei  Verschwägerten,  bei  Adoptionsyerhält- 
nissen  und  bei  extranei.  Sind  diejenigen,  an  welche  übertragen 
wird,  über  60  Jahre  alt,  so  zahlen  sie  zwei  Drittel,  sind  sie  über  70, 
so  zahlen  sie  die  Hälfte  obengenannter  Gebühr.  Die  über  80  Jahre 
gewesenen  zahlen  nur  ein  Drittel. 

Art.  48  statuirt  Anzeigepflicht  des  Steuerpflichtigen  in  der 
Weise,  dass  Erben  und  Vermächtnissnehmer,  wenn  sie  im  Inland 
wohnen  oder  der  Erblasser  im  Inlande  yerstarb,  innerhalb  einer  Frist 
yon  6  Monaten  nach  dem  Tode  des  Erblassers  an  den  kompetenten 
Finanzkommissar  ihre  Anzeige  einzureichen  haben.  Ist  der  Erblasser 
im  Ausland  yerstorben  oder  halten  sich  die  Steuerpflichtigen  im 
Auslande  auf,  so  hat  die  Anmeldung  binnen  Jahresfrist'^  zu  ge- 
schehen. Für  entlegene  Welttheile  existiren  noch  weitere  Frist- 
termine. In  der  Eingabe  soll  das  betreffende  Vermögen  genau  fixirt 
und  taxirt  werden,  ebenfalls  das  Verhältniss  des  Steuerpflichtigen 
zum  Erblasser  Erwähnung  finden. 

Bei  Schenkungen  yon  Todeswegen  wird  die  gezahlte  Steuer 
zurückgegeben,  falls  der  Schenker  den  Beschenkten  überlebt 

Die  Streitigkeiten  zwischen  dem  Finanzkommissar  und  dem 
Steuerpflichtigen  werden  durch  das  Bezirksgerioht  geschlichtet  (und 
zwar  in  summarischem  Verfahren).  Gegen  die  Bescheide  des 
Finanzkommissars  ist  innerhalb  bestimmter  Fristen  Einspruch  zu- 
lässig. 


**)  S.  diese  Gesetze  in  Phlogaitis  in  napdpxrjiia  Aixaoxtx6W  N6|uov  sowie 
in  den  2t))iiiXi)p6btM(xa  Am.  N6(UDV  unter  dem  Worte  XapxöoTjtiov. 

'^  Diese  Frist  ist  auf  sechs  Monate  herabgesetzt  ftkr  den  Fall,  dass 
der  Steuerpflichtige  innerhalb  der  erstgenannten  Frist  sich  in  den  Besitz  des 
Vermögens  gesetzt  hat. 
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Aaf  die  Unterlasgung  der  Anmeldung  steht  nach  Art.  60  die 
Strafe  der  doppelten  Stempelsteuer  (der  Betreffende  sahlt  noch  ein- 
mal soyiel  als  er  zahlen  müsste,  wenn  er  sich  rechtzeitig  gemeldet 
hätte). 

YI.  In  Yormundsohaftssachen  führt  der  Friedensrichter 
den  Yorsitz  im  Familien  rat  he.  Die  Bestätigung  der  Familien- 
rathsbeschlüsse,  wo  solche  gesetzlich  nothwendig,  erfolgt  ron  dem 
Bezirksgerichte.^^)  Die  Grossjährigkeit  ist  durch  Gesetz  vom 
16./27.  Oktober  1836  auf  das  zurQckgelegte  21.  Lebensjahr  fest- 
gesetzt.«») 

Yn.  Notare  (12up,ßoXaiOYpd(poi)  sind  diejenigen  durch  k.  Dekret 
ernannten  öffentlichen  Beamten,  welche  niedergesetzt  sind: 

1.  um  alle  jene  Yerträge  und  andere  priTatrechtliche  Willens- 
erklärungen, denen  die  Parteien  die  Gültigkeit  einer  öffent- 
lichen Urkunde  geben  sollen  oder  wollen,  aufzunehmen, 
solche  Urkunden  aufzubewahren,  Abschriften  und  Ausferti- 
gungen Ton  ihnen  zu  liefern  und  anderen  Priyaturkunden 
ein  sicheres  Datum  zu  yerleihen, 

2.  um  die  sonst  ihnen  durch  die  Gesetze  übertragenen  Rechts- 
geschäfte vorzunehmen. 

In  jedem  Friedensgerichtsbezirke  soll  wenigstens  ein  Notar 
seinen  Amtssitz  haben. 

Zur  Gültigkeit  einer  Notariats  Urkunde  wird  erfordert,  dass 
dieselbe  entweder  Ton  zwei  Notaren  oder  von  einem  Notar  unter 
Beiziehung  zweier  Zeugen  aufgenommen  worden  ist.  Eine  unter 
Beobachtung  der  gesetzlichen  Formalitäten  aufgenommene  Notariats- 
urkunde macht  Über  alle  in  derselben  enthaltenen  Thatsachen  yoll- 
ständigen  gerichtlichen  Beweis.^^) 

Yni.  Aus  den  das  internationale  Privatrecht  betreffenden 
Artikeln  des  Gesetzes  vom  29.  Oktober  1856  (iaxvKbq  v6|io^)  sind 
noch  anzuführen  die  Bestimmungen  des  Art.  5,  wonach  testamen- 
tarische oder  aussertestamentarische  Erbfolge  dem  Rechte  des  Staates 
unterliegt,  dem  der  Erblasser  angehörte;  aber  die  Erbfolge  in  Im- 
mobilien richtet  sich  stets  nach  griechischem  Rechte;  Art.  13,  wonach 
die    Ausländer    betreffs    des   Erbrechtes    einer    Beschränkung    nicht 


*^  Gesetzbuch  über  das  Zivilyer&hren,  Art.  650^  652  u.  656. 
**)  Saint-Joseph  a.  a.  0.  p.  307. 

'^)  Gerichts-  und  Notariatsordnung,   Art.  166,  168,  178,  191.    S.   auch 
Ausführliches  über  das  Notariat  in  Griechenland  Zeitschrift  etc.  Bd.  II  S.  362  ff. 
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unterliegen;  Art.  4,  wonach  ReohtB-  und  Handlungsfähigkeit  naeh 
dem  Rechte  des  Staates,  dem  der  Betreffende  angehört,  zu  heur- 
theilen  ist;  Art*  7,  wonach  die  yon  Griechen  im  AusUnde  errichteten 
Bechtsakte  in  Griechenland  bezfiglich  der  Form  gültig  sind,  wenn 
solche  nach  den  Bestimmungen  des  griechischen  Gesetzes  oder  nach 
den  im  Lande  der  Errichtung  gültigen  Formalitäten  gefertigt  werden.'^) 


§  43. 
Grossbritannien  und  Irland. 

I.  Die  Bereinigung  Yon  Yerlassensohaften  gehört  in  England 
nicht  zum  Wirkungskreise  der  gewöhnlichen  Gerichte.  Durch  die 
Parlamentsakte  yom  25.  August  1857  wurde  ein  bestimmter  Gerichts- 
hof für  ganz  England  (nicht  für  Schottland  und  Irland)  j^Couri  of 
Probate'^  mit  Deputirten  {Registrars)  im  ganzen  Lande  für  das  Yer- 
lassenschaftswesen  eingesetzt,  welches  Gericht  jedoch  1873  in  dem 
High  Court  of  Justice  aufging,  in  dessen  Probate,  Divorce  and  Ad- 
miraUy  Division  jetzt  alle  Nachlassachen  ihre  Erledigung  finden, 
soweit  nicht  bei  kleineren  Yerlassenschaften  der  ßegietrar  des  Graf- 
sohaftsgerichts  die  Bestellung  zum  administraior  herbeiführen  kann. 
Das  Gericht  schreitet  jedoch  nirgends  ex  officio  ein;  es  findet  daher 
eine  Versiegelung  oder  sonst  ein  beschränkender  gerichtlicher  Akt 
nicht  statt,  ausser  auf  Anruf  der  Betheiligten.^) 

Obiges  gilt  auch  bezüglich  des  im  Lande  (England)  befind- 
lichen beweglichen  Nachlasses  eines  Ausländers,  .so  zwar,  dass, 
wenn  hier  eine  Person  des  Auslandes  die  Autorisation  als  Exekutor 
oder  Administrator  yon  einem  englischen  Gerichte  einmal  erlangt 
hat,  dieselbe  zur  Besitznahme  der  Erbschaft  einer  ausländischen 
Legitimation  nicht  weiter  bedarf.  Es  gilt  solches  insbesondere  auch 
dann,  wenn  das  letzte  Domizil  des  Verstorbenen  sieh  im  Ausland 
befand,  mithin  ein  ausländisches  Nachlassgericht  forum  concursus 
ist.     Die  Verfügungen   des   kompetenten   ausländischen  Nachlass- 


")  Phlogaitis,66S.-Samm].  Bd.  III.  Vgl.  jedoch  hiezu  die  Bestimmungen 
les  deutsch-griechischen  Konsularvertrages  oben  S.  276. 

')  Inhülsen,  in  Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  1  £f.;  vgl.  auch  Schuster, 
bürgerliche  Rechtspflege  in  England,  §  146  ff.;  femer  Wagner,  Grundzüge 
der  englischen  Justizverfassung  und  der  Gegenstände  aussergerichtlichen  Ver- 
fahrens in  England,  in  Zeitschnft  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
(Wien),  Jahrgang  1898  S.  117  ff. 
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geriohts  finden  in  England  Anerkennung ;  mdessen  nicht  ohne  Weiteres, 
yielmehr  erst  nachdem  das  englische  Nachlassgericht  dieselben  adoptirt 
hat.  Letzteres  geschieht  dadurch,  dass  das  englische  Kachlassgericht 
den  Yom  ausländischen  forum  concursus  für  dispositionsberechtigt 
Erachteten  zum  Mobiliarreprasentanten  {exectäor  bzw.  adfninistratar) 
bestellt.  Die  Dispositionsberechtigung  auf  Grund  des  Reohts  am 
letzten  Domizil  wird  sonach  Tor  der  Bestellung  vom  englischen 
Nachlassgericht  geprüft.^) 

Stirbt  ein  Angehöriger  eines  ausländischen,  durch  Gegenseitig- 
keitsklansel  gebundenen  Staates  in  England  und  findet  sich  unter 
den  beim  Todesfall  anwesenden  Personen  Niemand,  der  zur  Ver- 
waltung der  Nachlassmasse  berechtigt  wäre,  so  ist  der  Konsul  des 
betreffenden  Staates  ermächtigt,  die  beweglichen  Nachlasstficke  in 
Gewahrsam  zu  nehmen,  dieselben  zur  Bezahlung  von  Schulden  und 
Begräbnisskosten  zu  yerwenden  und  den  Ueberschuss  zum  Yortheil 
der  berechtigten  Erben  zu  verwenden.  Der  Konsul  hat  in  solchem 
Falle  bei  dem  zuständigen  Gerichte  die  Ermächtigung  zur  Verwaltung 
des  Nachlasses  nachzusuchen.^) 


•)  RevTie  de  droit  intern,,  Tom.  XIII  (1881)  p.  441  ff.;  J.  Westlake, 
Lehrbuch  des  intern.  Privatrechts,  2.  Ausg.,  deutsch  von  Fr.  v.  Holtzen- 
dorff  1884,  §§  54,  55,  58  u.  59;  Westlake,  Treatise  on  Private  Inter- 
national Law,  3.  ed.  1890,  §  79;  Inhülsen,  in  Zeitschrift  Bd.  III  S.  3  ff. 

»)  Statut  24  u.  25  Vici,  c.  121  S.  4;  J.  Westlake-Holtzendorff 
a.a.O.  §  73.  Zwischen  Deutschland  und  Grossbritannien  besteht  ein 
Eonsular-  oder  sonstiger  Vertrag  mit  solcher  Gegenseitigkeitsklausel  nicht. 
Der  von  dem  vormaligen  deutschen  Zollverein  mit  Grossbritannien  ab- 
geschlossene Handelsvertrag  vom  30.  Mai  1865  (Preuss.  Ge6.-Samml.  1865 
S.  865;  bayer.  Reg.-Bl.  1865  S.  793;  Staudinger,  Staatsverträge  S.  449)  hat 
hierüber  und  auch  sonst  über  Nachlassbehandlung  keine  Bestimmungen. 

Zwischen  Bayern  und  dem  vereinigten  Königreiche  Grossbritannien 
und  Irland  besteht  gemäss  Erklärung  vom  10.  April  1836  Freizügij^keit, 
so  dass  gegenseitig  bei  Aushändigung  von  Erbschaften  und  sonstigem  Ver- 
mögen keinerlei  Abgaben  als  Nachsteuer  oder  Abschoss  zu  entrichten  sind 
(Bayer.  Reg.-Bl.  1836  S.  685;  Döllinger,  Verordn.-Samml.  Bd.  XXII  S.  86). 
Selbstverständlich  sind  hierunter  die  Erbschaftssteuern  und  StempelgebUhren 
nicht  inbegriffen,  in  welcher  Beziehung  auch  hier  die  Angehörigen  des  einen 
oder  anderen  Staates  nur  denjenigen  Abgaben  unterworfen  sind,  wie  solche 
die  Inländer  zu  entrichten  haben. 

Der  Nachlass  deutscher  Seeleute,  die  an  Bord  eines  britischen  Schiffes 
auf  der  Fahrt  nach  einem  deutschen  Hafen  sterben,  soll,  falls  er  nicht 
50  Pfund  Sterling  erreicht,  durch  den  britischen  Konsul  des  betreffenden 
deutschen  Hafens  an  das  Seemannsamt  daselbst  abgeliefert  werden,  Zeitschrift 
Bd.  II  S.  625. 

Section  199  der  17  u.  18  Vict.  c.  104  besagt:  .Beträgt  der  Werth  des 
an  das  Handelsamt  abgelieferten  Nachlasses  eines  Seemanns  oder  Schiffsjungen 
nicht  über  50  Pfund  Sterling,  so  „kann**  das  Handelsamt  den  Nachlass  an  die 
Berechtigten  aushändigen,  ohne  dass  zuvor  die  etwaige  letztwillige  Verfügung 
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Das  englische  Recht  scheidet  streng  die  Nachfolge  in  das  Im- 
mobiliaryermogen    (real   property)    tod    der   Nachfolge    in    das 


zur  gerichtlichen  Anerkennung  gebracht,  bzw.  die  gerichtliche  Bestellung 
eines  Administrator  herbeigeföhrt  ist."  Es  gibt  noch  eine  Reihe  anderer 
Spezialbestimmungen,  welche  bei  geriugwerthigen  Yerlassenschaften  ein  ähn- 
liches abgekürztes  Verfahren  gestatten. 

Ein  Bericht  des  deutschen  Reichskonsulates  zu  London  vom  28.  April 
1879  zu  einem  speziellen  Falle  enthält  bezüglich  der  Erhebung  eines  Ver- 
sichemngskapitales  bei  einem  englischen  Bankinstitute  für  die  Erben  des  Ver- 
sicherten Folgendes: 

.Die  Versicherungs- Anstalt  ist  verpflichtet,  dem  Exekutor 
oder  dem  Nachlassverwalter  —  je  nachdem  der  Versicherte  mit 
oder  ohne  Hinterlassung  letztwilliger  Verfügungen  verstorben  ist  — 
Zahlung  zu  leisten.  Es  kann  ihr  aber  nur  Derjenige  rechtsgültig 
quittiren,  welcher  in  einer  der  bezeichneten  Eigenschaften  sich 
förmlich  legitimirt  hat.  Die  Legitimation  selbst  kann  nur  erbracht 
werden  durch  diejenige  Urkunde  {letters  of  admifiistrcUion),  welche 
der  Gerichtshof  m  London  für  Nachlassachen  {Court  of  Probate) 
nach  entsprechendem  Verfahren  ertheilt.  Diess  ist  Rechtens  in 
Betreff  der  Dispositionsbefugniss  über  in  England  befindliche  Bestand- 
theile  jedweder  Verlassenschaft.  Eine  diplomatische  Verwendung 
ist  ungeeignet.  Der  Beistand  eines  zur  Praxis  berechtigten  Anwaltes 
ist  unumgänglich.  Behufe  Erwirkung  von  ^letters  of  administration'^ 
für  den  zu  bestellenden  Nachlasskommissär  ist  ausser  der  Police 
auch  ein  etwa  vorhandenes  Testament  einzureichen  und  unter  Bei- 
legung dAr  im  Instanzenwege  zu  legalisirenden  Urkunden  über  die 
Erhebungsberechtigung  anzugeben,  wer  auf  Grund  Testaments  oder 
ah  intestato  Erbe  des  Versicherten  geworden,  welche  Angabe  für 
die  Frage  nach  der  Steuerpflichtigkeit  des  Nachlasses,  soweit  er  in 
England  sich  befindet,  von  Belang  ist.*^ 
Hiezu  ist  jedoch  zu  bemerken: 

Die  Dispositionsberechtigung  über  die  Versicherungssumme  wird  — 
¥rie  bei  jedem  anderen  in  England  befindlichen  Mobiliar  nachlasstück  — 
durch  leUers  of  administration  oder  durch  probate  nachgewiesen.  Da  in- 
dessen in  deutschen  Testamenten  ein  eocecutor  ,im  englischen  Sinne"  nie 
bestellt  wird,  und  daher  letters  of  administration  cum  testamento  anneoco 
zu  beantragen  sind,  so  kann  man  allerdings  im  Hinblick  auf  in  Deutschland 
Verstorbene  kurz  sagen,  es  seien  letters  of  administration  zu  erwirken,  mithin 
den  FaD,  wo  probate  zu  erbitten  ist,  ignoriren.  Letztwillige  Verfügungen  sind 
in  , erster'  Linie  einzureichen.  Die  Police  selbst  ergibt  doch  nur,  dass  der 
Verstorbene  Mobiliamachlass  in  England  hat.  Der  Versicherungsgesellschaft 
ist  allerdings  später  ausser  den  letters  of  administraiion  auch  die  Police 
zu  präsentiren.  Was  sind  «Urkunden  über  Erhebungsberechtigung ?"  In 
England  ist  der  administrator  (bzw.  eocecutor)  erhebungsberechtigt;  letters 
of  administration  oder  probate  können  indessen  nicht  gemeint  sein.  Auf 
die  Erhebungsberechtigung  in  Deutschland  kommt  es  gar  nicht  an.  Wenn 
endlich  erhebuogsberechtigt  erbberechtigt  bedeuten  soll,  so  ergibt  sich  das 
aus  der  letztwilligen  Verfügung  oder  aus  dem  Recht  am  letzten  Domizil. 
Erbberechtigung  nach  dem  Recht  am  letzten  ausländischen  Domizil  wird 
durch  beschworenes  Rechtsgutachten  nachgewiesen,  welches  in  der  Regel 
auch  in  London  zu  beschaffen  ist,  so  auch  bei  der  Deutschen  Botschaft.  Es 
könnte  allerdings  auch  eine  amtsrichterliche  Erbbescheinigung  eingereicht 
werden.  Man  hüte  sich  aber,  ohne  Anfrage  beim  englischen  Anwalt  amÜiche 
Bescheinigungen  einzureichen.  Es  ist  meistens  nutzlose  Vergeudung  von  Geld 
und  Mühe.     Vor  allen  Dingen  frage  man  zuvor  an,   ob  eine  wirklich  einmal 
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Mo biliarTer mögen  {personal  property).    Sonaoh  keine  UmTorsal- 
Bukzession  wie  im  römischen  Recht. 


erforderliche  amtliche  Bescheinigang  zu  legalisiren  ist.  Meistens  genügt  die 
Unterschrift  des  Richters  und  sein  Amtssiegel.  Der  Engländer  l&chelt  über 
Urkunden,  welche  mit  zahlreichen  Siegeln  versehen  sind.  Man  beachte  auch, 
dass  in  allen  Nachlassachen  Uebersetzungen  von  einem  englischen  Notar 
anzufertigen  sind.  Die  legary  duty^  welche  zu  zahlen  ist,  falls  der  Ver- 
storbene sein  Domizil  in  England  hatte,  hat  verschiedene  Abstufungen  nach 
der  Nähe  der  Verwandtschaft  des  legater,  Resultat:  Der  Bericht  ist  nicht 
ohne  Bedenken.  Will  man  genau  sein,  so  muss  man  scheiden,  je  nachdem 
die  Police  zu  Gunsten  der  Erben  oder  anderweitig  ausgestellt  ist;  und  femer 
den  Fall  betrachten,  wo  die  Police  inter  vivos  übertragen  ist  z.  B.  zur  Sicher- 
heit eines  Darlehns. 

Mit  einem  weiteren  Berichte  des  deutschen  Reichskonsulats  in  London 
vom  18.  Juli  1879  und  auch  mit  einem  solchen  vom  29.  Juni  1880  wurden 
nachstehende  Vorschriften  bei  Vollziehung  von  nach  England  bestimmten 
gerichtlichen  Urkunden,  insbesondere  auch  von  den  behufs  Erhebung  einer 
Erbschaft  einzusendenden  sogenannten  Entlastungsurkunden  {Indenturef  Deed 
cf  release),  von  VoUmachten  mitgetheilt  und  wurde  deren  genaueste  Beob- 
achtung zur  Vermeidung  von  Weiterungen  empfohlen: 

,Die  Vollziehung  der  Urkunde  hat  vor  einem  britischen 
Konsulats-,  bezw.  Gesandtschafts-  oder  Botschafts-Beamten,  oder 
auch  —  falls  ein  britisches  Konsulat  oder  der  Amtssitz  eines 
sonstigen  britischen  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreters 
schwer  erreichbar,  oder  andere  hindernde  Umstände  eintreten,  — 
vor  einem  öffentlichen  Notar  oder  sonst  vor  einem  mit  Führung 
eines  öffentlichen  Siegels  betrauten  heimathlichen  Beamten,  unter 
Angabe  des  Datums,  zu  erfolgen. 

Der  instrumentirende  Beamte  hat  an  der  dazu  bestimmten 
Stelle  seine  Unterschrift  zu  setzen,  sein  Amtssiegel  beizudrücken, 
auch  seinen  Amtskarakter  und  seinen  Wohn-  bezw.  Amtssitz  an- 
zugeben. 

Der  in  England  üblichen  Formalität  entsprechend^  hat  die 
unterzeichnende  Person  den  Zeigefinger  ihrer  rechten  Hand  auf  die 
neben  ihrem  Handzeichen  befindliche  rothe  Siegeloblate  zu  legen 
und  dabei  ausdrücklich  die  Erklärung  „I  deliver  thia  CLS  my  act 
and  deed*  oder  eine  gleichbedeutende  Versicherung  in  deutscher 
Sprache  (etwa:  ,Tch  übergebe  dieses  als  meinen  eigenen  Willensakt ", 
oder  «Ich  übergebe  gegenwärtige  von  mir  unterfertigte  Urkunde* ; 
bei  Gebrauch  deutscher  Worte  ist  die  Beisetzung  der  englischen  in 
Parenthese  angezeigt)  abzugeben. 

Kommen  Abänderungen,  bezw.  Verbesserungen  oder  Ein- 
rückungen im  Texte  der  Urkunde  vor,  so  hat  der  instrumentirende 
Beamte  (zum  Zeichen  seiner  Genehmigung,  bezw.  Wissenschaft)  sein 
Signum  (die  Initialen  seines  Vor-  und  Zunamens)  an  den  Rand  der 
Seite  neben  der  betreffenden  Stelle,  an  welcher  sich  jene  Korrekturen 
befinden,  zu  setzen. 

Schliesslich  wird  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die 
betreffende  Urkunde   —   falls   sie   vor  deutschen  Behörden    bezw. 
Beamten    vollzogen    worden    —    erst   nach    erfolgter  Legalisation 
Seitens  britischer  Konsulats-,  bezw.  Gesandtschafts-  oder  Botschafts- 
beamten Rechtskraft  erlangt* 
Der  einfachste  und  sicherste  Weg  zur  Erlangung  richtiger  Urkunden 
dürfte  sein,  sich  allemal  den  Entwurf  vom  englischen  Anwalt  einsenden  und 
zugleich  angeben   zu  lassen,   wie   die   Urkunde   vollzogen  werden  soll.    All- 
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Die  Immobiliarnachfolger  des  Verstorbenen  {real  repream- 
taüves)  Bind  entweder  der  heir  at  law  d.  i.  der  Immobiliartiaohfolger 
in  Ermangelung  letxtwilliger  YerfQgang,  oder  der  devisee  d.  b.  der 
Immobiliarnachfolger  auf  Grund  einer  letztwilligen  Yerfügung>)  Der 
heir  ai  law  sowohl,  wie  der  devüee  sind  dispositionsberechtigt,  ohne 
ihren  Rechtstitel  zuTor  zur  gerichtlichen  Anerkennung  bringen  zu 
mOssen. 

Die  Mobiliarnachfolger  des  Verstorbenen  (personal  re- 
preseniatives)  sind  entweder  der  executar  d.  h.  der  in  einer  letzt- 
willigen Verfügung  ernannte  Mobiliarrepräsentant  (der  Begriff  executar 
ist  mithin  keineswegs  identisch  mit  dem  Begriff  TestamentsToU- 
streeker),^)  oder  der  administratar  d.  h.  der  Mobiliarrepräsentant, 
welcher  in  Ermangelung  eines  letztwillig  ernannten  gerichtlich  be- 
stellt wird.  Der  executar  wird  erst  dispositionsberechtigt,  nachdem 
er  eine  gerichtliche  Anerkennung  der  letztwilligen  Verfügung  herbei- 
gef&hrt  hat.  Der  Rechtstitel  des  administratar  datirt  yon  seiner 
gerichtlichen  Bestellung,  über  welche  ihm  sog.  letters  of  adminp' 
straHon  ausgefertigt  werden.  Unter  probate  yersteht  man  die  ge- 
richtliche Urkunde,  welche  der  executar  nach  erfolgter  gerichtlicher 
Anerkennung  der  letztwilligen  Verfügung  erhält. 


gemeine  Winke  können  nicht  gat  gegeben  werden.  .Entwerfen*  kann  die 
Urkunde  nur  ein  englischer  Anwalt,  und  die  Art  der  Vollziehung  yarürt  mit 
dem  Zweck  der  Urkunde.  Hftufig  genügt  die  Unterschrift  eines  «ganz  be- 
liebigen* Unterschriftszeugen,  der  nicht  einmal  Gemeinde  vorstand  zu  sein 
braucht.  Besonderes  gilt  fOr  affidavits,  und  Besonderes  für  die  —  auf  dem 
Kontinent  vollstäudig  unbekannten  —  deeds,  welche  in  England  eine  grosse 
Rolle  spielen.  Indenture  ist  nur  eine  besondere  Art  von  deed.  Die  Markirung 
von  Aenderungen  von  initials  ist  in  England  allerdings  üblich.  Dagegen 
wurden  schon  zahlreiche  , nicht*  legalisirte  Urkunden  von  englischen  Gerichten 
akzeptirt,  welche  einfach  Namenszug  und  Siege]  des  deutschen  Amtsrichters 
zeigten,  z.  B.  affidavits,  Pjine  Entlastungsurkunde  lässt  sich  der  Anwalt- 
Administrator  vor  Auszahlung  an  seinen  Klienten  einsenden;  er  braucht  die 
Urkunde  keineswegs,  um  selbst  zu  erheben.  Dazu  genügt  probate  oder 
letters  of  adminlstration.  Die  Entlastungsurkunde^ bildet  nur  den  Abschluss 
der  Handakteu  des  Anwalts.  —  Der  englische  Anwalt  braucht  keine  , schrift- 
liche* Vollmacht  seines  Klienten;  er  sieht  sie  indessen  sehr  gern,  da  es 
Mandanten  gibt,  welche  bei  ungünstigem  Ausgang  die  Vollmacht  zu  leugnen 
versuchen.  Der  englische  Anwalt  ist  , Beamter*  des  Supreme  Court  of 
Judicature. 

^)  Testamente  im  englischen  Sinne  gibt  es  in  England  nicht;  es  gibt 
nur  letztwilli^e  Verfügungen.  Dementsprechend  ist  auch  der  Ausdruck  ah 
intestato  zu  verstehen. 

')  Näheres  über  den  Unterschied  des  englischen  Executar  und  des 
deutschen  Testamentsvollstreckers  s.  Inhülsen,  in  Hanseat.  Gerichtszeitung, 
Beibl.,  1894  S.  89  ff. 
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, Erben''    gibt   es  in  England  überhaupt  nicht;   es  findet  eben 
keine  UniversalBukzesBion   statt.     Die  Stelle   der  Erben   wird   durch 
die   real  and  personal  representatives   aasgefallt;   ausser  letzteren 
gibt  es  nur  Legatare  (legaiees).     Executor  and  adminisiratcr  sind 
nicht  blosse  Verwalter,    sie    sind   Rechtsnachfolger,    genau   wie   der 
deutsche    Erbe,    nur   mit    Beschränkung    auf   den    Mobiliamachlass. 
Beide  haben  zunächst  die  Nachlasschulden  und  Abgaben    zu    zahlen 
(nur  bis  zum  Belange   des  Nachlasses),   und    sodann   in  Ausführung 
der   letztwilligen   Verfügungen   bzw.   in  Ermangelung   derselben,   in 
Gemässheit   des   geltenden   Rechts   den    Restnachlass   zu  vertheilen. 
Damit   können    sie    allerdings    im    praktischen   Resultat    zu   blossen 
Mittelspersonen  werden.    Unter  Aufsicht  des  Gerichts  stehen  exeaäor 
und  administrator  nicht;  sie  haben  die  Disposition  yom  Gericht  er- 
halten und  damit  eine  schwerwiegende  Verantwortlichkeit.    Im  Falle 
Yon  Pflichtrerletzungen  haften  sie  persönlich  den  geschädigten  Nach- 
lassinteressenten.   Mit  dem  adminisfrator  haften  zugleich  die  Bürgen, 
welche   er  bestellen  muss.     Auswärtige  Bürgen  werden  in  neuester 
Zeit  nicht  mehr  akzeptirt,   und    damit   ist   es  auswärtigen  Personen 
noch  mehr  erschwert  worden,   ihre  Bestellung  zum  adininistraior  in 
England    herbeizuführen.     Das    Einfachste    ist,    den    in    der   Sache 
thätigen  englischen  Anwalt   zum    administrator  bestellen   zu  lassen. 
Der  auswärtige  Mandant   darf  alsdann    aber   nicht  denken,    dass   er 
dem  Anwalt-Administrator  beliebig  Instruktionen  ertheilen   oder  Be- 
dingungen auferlegen  kann  z.  B.  über  Empfangnahme  und  Auszahlung 
der  Nachlassgelder.   Die  Bestellung  des  administrator  ist  eine  richter- 
liche,  und    den  Anwalt   binden,    soweit   er   als  administrator  thätig 
ist,  die  Gesetze   und   die  richterlichen  Weisungen;    würde   er  damit 
unyereinbare  Instruktionen  seines  Mandanten  befolgen,    so  würde  er 
sich  persönlich  haftbar  machen.    Der  auswärtige  Interessent  hat  die 
,  freie '^  Wahl,    ob    er   seinen    englischen  Anwalt   zum  administrator 
bestellen  lassen  will  oder  nicht.    Entscheidet  er  sich  für  dessen  Be- 
Stellung,   so  muss  er  sich  ohne  Bedingungen  und  Verklausulirungen 
dafür  entscheiden.    Macht's  ihm  der  Anwalt  nachher  nicht  recht,  so 
kann    der   Interessent    sich  jederzeit   selbst   bestellen   lassen.     Dies 
wird  ihm  yon  Tomherein  vorbehalten.     Aber   er,   als   unverantwort- 
licher Interessent,  darf  dem  verantwortlichen  Administrator  keine  mit 
dessen  Verantwortlichkeit  unvereinbare  Instruktionen  ertheilen.^) 


^  Dies  versuchte  vor  Kurzem  ein  Münchner  Notar,  weil  er  die  Stellung 
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IL  Nach  dem  englischen  Rechte  richtet  sich,  was  auch  als  in 
Schottland  allgemein  geltend  zu  betrachten  ist,  die  Erbfolge  in  die 
Mobilien  ansschliesslich  nach  dem  Rechte  des  letzten  Domizils  des 
Verstorbenen,  ohne  Rücksicht  auf  dessen  Nationalität.^)  Dies  gilt 
fBr  Intestat-,  wie  f&r  die  testamentarische  Erbfolge.  Hiebei  erkennt 
die  englische  Gerichtspraxis  die  im  Auslände,  bzw.  Tor  dem  Domizils- 
gerichte geführte  Erblegitimation  endgültig  an ;  anderseits  ist  keinerlei 
TJeberweisungsdekret  ausländischer  Behörden  erforderlich,  um  zur 
Klage  in  Mobiliarnachlasstreitigkeiten  auf  englischem  Boden  berechtigt 
zu  werden.^) 


des  administrator  falsch  auffaaste.    Er  sah   in   dem  Anwalt-Administrator 
einen  blossen  Mandatar. 

^  Britische  Staatsangehörigkeit.  Dieselbe  steht  nach  engüschem 
Recht  folgenden  Personen  zu: 

1.  allen  in  Ihrer  Majestät  Territorien  geborenen  Personen,  mögen  die 
£ltem  britische  oder  ausländische  Staatsangehörige  sein, 

2.  —  wo  auch  immer  geborenen  —  Kindern  und  Enkelkindem  von 
ncUurcU  bom  British  subjects, 

3.  Personen,  welche  durch  Spezialgesetz  od^r  gemäss  der  NixturaU- 
eation  Ad  1870  naturaiisirt  sind. 

Ehefrauen  sind  staatsangehörig  in  dem  Lande,  in  welchem  ihr  zeitiger 
Ehemann  staatsangehörig  ist. 

Natoralisation  gemäss  der  Act  von  1870  setzt  voraus: 

1.  dass  der  Antragsteller  wenigstens  5  Jahre  im  Vereinigten  König- 
reich gewohnt  oder  eine  gleiche  Zeit  im  Dienst  der  Krone  ge- 
standen hat; 

2.  er  hat  femer  die  Absicht  nachzuweisen,  nach  der  Naturalisation  im 
Vereinigten  Königreich  wohnen  oder  der  Krone  dienen  zu  wollen. 

Gesuche  um  certificoUes  of  naiurcUization  sind  beim  Staatssekretär  des 
Innern  einzureichen. 

Ein  Ausländer,  dem  ein  certificate  of  naturcUization  gewährt,  geniesst 
im  Vereinigten  Königreich  alle  politischen  und  anderen  Rechte  und  hat  alle 
Verpflichtungen,  wie  ein  ncUuroU  British  subject,  mit  der  Massgabe  jedoch, 
dass,  wenn  er  sich  im  Territorium  desjenigen  ausländischen  Staates  befindet, 
in  welchem  er  vor  der  Naturalisation  staatsangehörig  war,  er  nur  dann  als 
britischer  Staatsangehöriger  gilt,  wenn  er  nach  dem  Recht  des  betreffenden 
Staates  die  Staatsangehörigkeit  in  demselben  verloren  hat,  oder  nach  %inem 
dahin  gehenden  Staatsvertrage.  (Vgl.  auch  Zeitschrift  Bd.  I  S.  82.)  Einen 
Staatsvertrag  über  Naturalisation  hat  Grossbritannien,  nur  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  abgeschlossen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  britische  Staatsangehörigkeit  auch  durch 
von  der  £Lrone  zu  gewährende  letters  of  denization  erworben  wird.  Die 
britische  Staatsangehörigkeit  datirt  dann  vom  Datum  der  letters  of  denizcUion, 

^  Westlake-Holtzendorff  a.  a.  0.  AusfOhrliches  auch  Inhülsen 
in  Zeitschrift  Bd.  III  S.  7  ff. 

Die  Disposition  über  in  England  befindliche  Mobiliamachlasstücke  wird 
erreicht,  indem  die  letztwillige  Verfügung  in  England  zur  gerichtlichen  An- 
erkennung gebracht  bzw.  dort  die  Bestellung  zum  administrator  herbeigeführt 
wird.  In  diesem  Verfahren  ist  nachzuweisen,  dass  der  Antragsteller  nach 
dem  Recht  am  letzten  Domizil  dispositionsberechtigt  ist.  Dieser  Nachweis 
kann   geführt   werden   durch   beschworene  Rechtsgutachten   oder   durch  Be- 

Böhm,  liittti-n.  Nacliliutsbtihundluug.  19 
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Die  Erbfolge  in  die  Immobilien  dagegen  beortheilt  sich 
jedesmal  nach  dem  Bealstatut.^)     Es  wird  also  die  Yertheilung  des 

scheinigungen  des  ausländischen  forum  concursus.  Direkt  mit  aual&ndischen 
Gerichten  korrespondirt  ein  englischer  Richter  überhaupt  nicht.  Ausländische 
Dekrete  sind  besten  Falls  Beweismaterial,  und  können  nur  im  Beweisverfahren 
vor  den  englischen  Richter  gebracht  werden.  Der  Yerkehr  zwischen  dem 
ausländischen  Gericht  und  dem  englischen  Richter  wird  mithin  durch  die 
Partei  vermittelt.  Der  Antragsteller  hat  seine  Dispositionsberechtigung  nach 
dem  ausländischen  Recht  zu  beweisen;  in  der  Wahl  der  Beweismittel  hat  er 
freie  Hand. 

In  Bayern  spielt  der  Yerlassenschaftskommissar  in  Nachlassachen  eine 
grosse  Rolle.  Ist  er  ein  Notar,  so  ist  er  leider  nicht  geeignet,  sich  in  Eng- 
land zum  adminiatraior  bestellen  zu  lassen,  denn  seine  amtliche  Stellung 
behindert  ihn,  die  Eide  und  Versicherungen  abzugeben,  welche  vor  der  Be- 
stellung vom  administrcUor  abzugeben  sind.  Am  besten  veranlasst  man  einen 
der  Erben,  sich  zum  administrator  bestellen  zu  lassen.  Der  Yerlassenschafts- 
kommissär  könnte  allerdings  einen  englischen  Anwalt  zum  administrator  be- 
stellen lassen.  Dann  würde  letzterer  die  Eide  und  Versicherungen  abzugeben 
haben.  Der  Notar  darf  aber  alsdann  den  Anwalt-Administrator  nicht  als 
blossen  Mandatar  ansehen. 

^  Schaffner,  Entwicklung  des  intern.  Privatrechts,  1841  S.  176;  v.  Bar, 
Lehrbuch  d.  intern.  Privat-  etc.  Rechts,  §  42. 

Das  englische  common  lato  (lex  non  scripta)  gilt  auch  in  Irland,  nicht 
in  Schottland,  dessen  R^ht  wesentlich  auf  römischer  Grundlage  (civU  law) 
ruht.  Das  englische  stattäe  law  gilt  nur  theilweise  in  Irland,  nur  zum  ge- 
ringsten Theile  in  Schottland.  In  den  auswärtigen  Besitzungen  und  Kolonien 
Grossbritanniens  gilt  grösstentheils  das  common  law,  das  Statute  law  dagegen 
in  der  Regel  nur,  soweit  es  zur  Zeit  der  Besitzergreifung  oder  Ansiedelung 
bereits  bestand  oder  später  übertragen  oder  freiwillig  angenommen  wurde; 
Goldschmidt,  Handbuch  des  Handelsrechts,  II.  Aufl.  Bd.  I  S.  269. 

Das  englische  Recht  theilt  sich  in  vier  Hauptzweige:  das  gemeine, 
das  römische,  das  kanonische  und  das  Statuten-Recht.  Das  gemeine  Recht 
{common  law)  besteht  aus  einer  Masse  von  durch  unvordenkliche  Gewohnheit 
rechtsverbindlich  gewordenen  Sätzen.  Das  kanonische  und  römische  Recht 
{ciml  law)  kommt  hauptsächlich  bei  den  geistlichen  Gerichten,  ausserdem 
auch  bei  den  Militär-  und  den  Admiralitätsgerichten  in  Anwendung.  Das 
Statutenrecht  {statiUe  law)  besteht  aus  den  zahlreichen  Parlamentsschlüssen. 
Die  Bedeutung  der  Statuten  als  Rechtsquelle  im  Verhältniss  zum  common 
law  ist  in  neuerer  Zeit  erheblich  gestiegen.  Ausführliches  hierüber  s.  Blaok- 
stone,  Handbuch  des  englischen  Rechts,  Bd.  I  Einl.;  Solly,  Grundsätze  des 
englischen  Rechts  über  Grundbesitz,  Erbfolge  etc.  S.  1  ff.;  Gundermann, 
Englisches  Privatrecht,  Tübingen  1864,  I.  Theil  S.  8  ff.;  v.  Holtzendorff, 
Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  in  System.  Bearbeitung,  IV.  Aufl.  1882 
S.  301  ff 

Ueber  den  Begriff  des  beweglichen  und  des  unbeweglichen  Vermögens 
in  England  und  insbesondere  über  die  von  der  allgemeinen  Regel  bestehenden 
Ausnahmen,  wonach  gewisse  bewegliche  Gegenstände  so  behandelt  werden, 
als  ob  sie  zum  Grundstücke  gehörten^  s.  Solly,  Grundsätze  des  engl.  Rechts 
über  Grundbesitz,  Erbfolge  u.  s.  w.,  S.  10,  desgleichen  über  die  Theilung  des 
beweglichen  Vermögens  bei  der  gesetzlichen  Erbfolge,  S.  31  ff.  Bezüglich  des 
Grundvermögens  lehrt  überhaupt  das  englische  Common  law  und  das  schottische 
Recht,  dass  die  Rechte  an  demselben  und  auf  dasselbe  ausschliesslich  —  ohne 
allen  Einfluss  des  ausländischen  Rechts  —  nach  der  lex  rei  sitae  zu  beur- 
theilen  sind;  Schaffner  a.  a.  0.  S.  68. 

Ausführliches  über  vorwürfige  Materie  s.  auch  John  Alderson  Poote, 
Private  International  Jurisprudence,  London  1878,  p.  120  ff. 
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beweglichen  Yermogens  seines  in  England  domizilirt  habenden  Ans- 
länders  nach  den  dortigen  Gesetzen  vorgenommen,  bei  blos  tempo- 
rSrem  Aufenthalte  aber  wird  die  Yertheilung  nach  den  Grundsätzen 
des  ausländischen  Bechtes  zugestanden.  Die  Erbfolge  in  unbeweg- 
liche Güter  wird  im  englischen  Rechte  YoUständig  von  der  Erbfolge 
in  das  bewegliche  Yermögen  getrennt. 

m.  Bezüglich  der  Gültigkeit  letztwilliger  Yerfügungen^o) 
über  den  Mobiliarnachlass  ist  zu  bemerken: 

1.  Das  englische  Nachlassgericht  adoptirt  ein  etwa  ergangenes 
bezügliches  Urtheil  des  Gerichts  des  letzten 
Domizils.  Liegt  ein  solches  Urtheil  nicht  Tor,  so  gilt 
Folgendes : 

2.  Die  letztwillige  Yerfügung  ist  gültig,  wenn  entweder  dem 
Recht  am  letztenDomizil  Genüge  geschehen,  oder  dem 
Recht  an  dem  Orte,  wo  der  Yerstorbene  zur  Zeit  der 
Errichtung  domizilirt  war.  Und  zwar  muss  einem 
dieser  Rechte  und  zwar  nicht  nur  bezüglich  der  Form, 
sondern  auch  hinsichtlich  der  die  materielle  Gültigkeit  be- 
dingenden Umstände  Genüge  geschaffen  sein,  soweit  nicht 
die  folgenden  Ausnahmen  Torliegen. 

3.  a)  Eine   Ton   einem    britischen   Staatsangehörigen   im   Yer- 

einigten  Königreich  errichtete  letztwillige  Yerfügung, 
welche  die  Formvorschriften  am  Errichtungsort  beachtet, 
ist  formell  gültig  errichtet,  einerlei  wo  zur  Errichtuogs- 
zeit  oder  beim  Tode  das  letzte  Domizil  war  (24  u.  25 
Yict.  c.  114  s.  2). 
b)  Eine  Ton  einem  brit.  Staatsangehörigen  ausserhalb  des 
Yereinigten  Königreichs  errichtete  letztwillige  Yerfügung, 
welche  die  Formyorschriften  des  Rechts  am  Errichtungs- 
ort —  oder  am  Domizil  zur  Errichtungszeit  —  oder  am 

^^)  Seit  1837  besteht  in  England  eine  einheitliche  Errichtungsform  und 
sind,  abgesehen  von  Seelenten  und  Soldaten,  alle  letztwilligen  YerfÜgongen 
schnftlich  zu  errichten.  Die  Urkunde  ist  vom  Testator  —  oder  von  einem 
Anderen  in  seiner  Gegenwart  und  nach  seiner  Weisung  —  zn  zeichnen  und 
Yon  zwei  Zeugen  zu  beglaubigen,  welche  zu  derselben  Zeit  und  einer  in 
(Gegenwart  des  anderen  zugegen  sein  müssen.  Es  werden  sonach  alle  letzt- 
willigen Yerffigungen  in  Form  einer  Privaturkunde  errichtet. 

Testirunfähig  sind  Geisteskranke^  und  überhaupt  Personen,  welche  keine 
volle  Willensfreiheit  haben.  Das  Minimalalter  flQlt  nunmehr  mit  dem  21.  Lebens- 
jahre zusammen.  Bezüglich  der  Ehefrauen  ist  zu  bemerken,  dass  die  Fälle, 
wo  sie  tesüren  können,  häufiger  sind,  als  die,  wo  sie  nicht  testiren  können. 
Inhülsen  a.  a.  0.  S.  2. 

19* 
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britischen  domicilium  ariginis  zur  Erriehtungszeit  —  be- 
achtet, ist  formell  gültig  errichtet,  einerlei  wo  sich 
das  Domizil  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  des  Todes 
befand  (24  u.  25  Vict.  o.  114  s.  l).ii) 

In  Bezug  auf  Immobilien  entscheidet  das  Gesetz  des  Ortes, 
wo  solche  liegen,  auch  hinsichtlich  der  Fähigkeit  des  Testirenden, 
wie  seines  Dispositionsrechtes,  namentlich  auch  über  die  Form  der 
letztwilligen  Verfügung,  ausschliesslich. 

lY.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung  in  England.^') 

Nach  der  Eigenthümlichkeit  des  englischen  Rechtes  ist  bei  der 
gesetzlichen  Erbfolge  zwischen  der  Nachfolge  in  Grundeigenthum  und 
jener  in  bewegliches  Vermögen  zu  unterscheiden. 

A.   Erbfolge  in  Grundstücke: 

Leitende  Grundsätze  sind:  der  Vorrang  des  männlichen  Ge- 
schlechtes, das  Vorrecht  der  Erstgeburt  unter  Geschwistern,  femer 
die  Nähe  der  Verwandtschaft  mit  dem  gemeinschaftlichen  Stammyater. 
Ausserdem  hängt  die  gesetzliche  Erbfolge  in  Grundstücke  zum  grossen 
Theil  Ton  den  rechtlichen  Eigenschaften  der  Grundgüter  ab;  ferner 
kommt  insbesondere  die  Abstammung  Tom  letzten  Erwerber  in 
Betracht.^^)  Unter  diesen  Gesichtspunkten  ist  die  Reibenfolge  der 
sukzessionsfähigen  Verwandten  folgende: 

1.  Deszendenten.  Repräsentation  in  infinüum.  Der  Manns- 
stamm geht  dem  weiblichen  Stamm  Yor.  Beim  Vorhanden- 
sein mehrerer  Söhne  erhält  der  älteste  das  ganze  Gut  mit 
Ausschluss  aller  übrigen  Kinder.  Töchter  allein  theilen  das 
Grundvermögen  gleichheitlich. 

Uneheliche  Kinder  haben  auf  das  Grundvermögen  kein 
Erbrecht,  auch  die  durch  nachgefolgte  Ehe  legitimirten  nicht. 

2.  In  Ermangelung  von  Nachkommen  in  gerader  Linie  die 
nächsten  Vorfahren  (Vater,  Grossvater  etc.).  Mütterliche  Vor- 


")  Vgl.  auch  V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  d.  intern.  Privatr.,  II  S.  322. 
BevKS  de  droit  international^  tom.  XIII  (1881)  p.  442;  Westlake-Holtzen- 
dorff  a.  a.  0.  §§  74,  81  u.  82;  Westlake,  trecUice  §  80  ff. 

^')  Blackstone  a.  a.  0.  Bd.  I  1.  Buch  14.  Kap.;  Saint-Joseph,  Con- 
cordance  etc.  tom.  I  p.  LV  und  tom.  II  p.  243  ff.;  Solly  a.  a.  0.  S.  20  ff.; 
Gundermann  a.  a.  0.  S.  157.  Vgl.  auch  Stephen,  Uommentaries^  Vol.  I 
Kap.  14. 

^')  Der  letzte  berechtigte  Inhaber  des  Gutes  wird  als  Erwerber  an- 
gesehen, sofern  nicht  bewiesen  wird,  dass  er  es  ererbt  hat;  in  letzterem  Falle 
gilt  der  letzte  Inhaber,  von  dem  das  Grundstück  ererbt  worden,  als  Erwerber. 
Näheres  hierüber  s.  bei  Solly  a.  a.  0.  S.  12  ff.  und  27  ff. 
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fahren  und  deren  Nachkommen  gelangen  nur  in  Ermangelung 
Ton  Täterlichen  Vorfahren  und  deren  Nachkommen  zur  Erb- 
schaft; desgleichen  können  weibliche  yäterliche  Vorfahren 
oder  deren  Nachkommen  auch  nur  bei  Ermangelung  Ton 
männlichen  yäterlichen  Vorfahren  und  deren  Nachkommen 
erben. 
8.  Die  Seitenyerwandten.^^) 

Die   halbbürtigen  SeiteuTerwandten  werden   nach   den 
ToUbürtigen  Verwandten  desselben  Grades  zur  Erbfolge  zu- 
gelassen, wenn  der  gemeinschaftliche  Vorfahr  ein  Mann  ist, 
wenn  jedoch  derselbe  eine  Frau,    nach   dieser  Aszendentin. 
Demnach  erbt  der  halbbürtige  Bruder  Yon  väterlicher  Seite 
gleich    nach    den   ToUbürtigen    Schwestern   von    der   yäter- 
lichen Seite    und   nach   deren  Nachkommenschaft,    dagegen 
der  halbbürtige  Bruder  yon  mütterlicher  Seite   gleich   nach 
der  Mutter. 
B.   Erbfolge  in  das  bewegliche  Vermögen: 
Bei  der  Erbfolge   in    bewegliches  Vermögen    fallt   der  Vorzug 
des   männlichen  Geschlechtes   und    der  Erstgeburt   weg;    wohl   aber 
richtet   sich   auch   hier  die  Berufung  nach  der  Nähe  der  Verwandt- 
schaft mit   dem  gemeinschaftlichen  Stammvater,     unter  dieser  Vor- 
aussetzung ist  die  Reihenfolge  der  Erben: 

1.  Deszendenten, 

2.  Aszendenten, 

8.  Seitenyerwandte. 

Der  Grundsatz  der  Repräsentation  gilt  unter  den  Deszendenten 
in  infinüum,  unter  den  Seitenyerwandten  nicht  über  die  Kinder  der 
ohne  letzten  Willen  verstorbenen  Geschwister  hinaus. ^^) 

Uneheliche,  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirte  Kinder  haben 
Erbrecht  an  dem  beweglichen  Vermögen. 


^*)  Nach  dem  älteren  Rechte  (vor  dem  Parlamentsschluss  3, 4  Wilhelms  IV. 
c.  106)  waren  in  Ermangelung  von  Nachkommen  in  gerader  Linie  sofort  die- 
jenigen Seitenverwandten  berufen,  welche  von  dem  ersten  Erwerber  in  ge- 
rader Linie  abstammten.    Näheres  hierüber  bei  Solly  a.  a.  0.  S.  24  f. 

'')  Solly  a.  a.  0.  S.  31  ff.;  Neubauer,  das  eheliche  Güterrecht  im  Aus- 
lande etc.  S.  21. 

Im  ehelichen  Güterrecht  ist  durch  das  am  1.  Januar  1888  in  Kraft 
getretene  Gesetz  45  u.  46  Vict.  c.  75  vom  18.  August  1882  (durch  welches 
die  Gesetze  83  u.  34  Vict.  c.  39  aus  den  Jahren  1870  und  1874  aufgehoben 
sind)  hinsichtlich  der  Rechte  der  Ehefrau  ein  totaler  Umschwung  gegen  die 
frohere  Gesetrgebung  eingetreten.    Hienach  kann  nunmehr  die  Ehefrau  alles 
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y.  Ueber  die  englischen  Erbschaft Bstenern,  insbesondere 
Entrichtung  der  Profra/e-Abgaben,  Zurftckerstattung  derselben,  Yer^ 
mächtnissteuerpflicht,  Haftung  der  Nachlassadministratoren  für  letztere, 
B.  Näheres  Revue  de  droit  intern.,  tom.  XIII  (1881)  p.  445;  West- 
lake-Holtzendorff  a.  a.  O.  I  §  108«  ff.;  y.  Bar  a.  a.  0. 1  S.  329. 

Ausser  probate  (bzw.  administration)  duty  und  legary  duty 
(eigentliche  Erbschaftssteuer)  ist  neuerdings  {ffie  Bustoms  and  Revenue 
Act  1889)  auch  estaie  duty  (gosehm  duty)  zu  zahlen:  1  Proz.,  yor- 
ausgesetzt,  dass  der  Nachlass  10,000  Pfund  Sterling  übersteigt. 
Diese  duty  wird  auch  yom  Immobiliarnachlass  erhoben. 

YI.   Vormundschaft. 

Es  gibt  in  England  yerschiedene  Arten  yon  guardians  (Yor- 
mündem)  und  hat  keineswegs  jeder  infans  oder  mi$ior  einen 
guardian^  wie  dies  in  Deutschland  der  Fall  ist.  Unter  den  yer- 
Bchiedenen  Arten  yon  guardians  seien  heryorgehoben: 

1.  Der  yom  Yater  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode  bestellte 
(z.  B.  letztwillig). 

2.  Der  auf  Antrag  beim  High  Court  bestellte  Yormund. 

3.  Yormund  ad  litem,  welchen  das  ^Prozess^gericht  einem 
beklagten  minor  bestellt.  (Der  minor  klagt  durch  seinen 
sog.  next  friend,  urelcher  , persönlich''  für  die  Kosten 
haftet.) 

Das  materielle  Recht  und  die  Gerichtsbarkeit  am  letzten  Domizil 
des  yerstorbenen  Yaters  entscheidet  nach  englischem  Rechte  über 
die  Beyormundung  der  ehelichen  oder  legitimirten  minderjährigen 
Kinder. 

Die  Bestellung  eines  Yormundes  erfolgt  in  England  (des- 
gleichen in  Schottland)  durch  die  dortigen  Gerichte  auch  für  fremde 


bewegliche  und  unbewegliche  Gut  erwerben  und  darüber  durch  Testament 
oder  auf  andere  Art,  wie  über  ihr  persönliches  Eigenthum,  yerfügen.  Auch 
nach  dem  Tode  der  Ehefrau  sind  deren  Yermögensrechte  geschützt,  als  ob 
sie  noch  am  Leben  wftre.  Näheres  hierüber  s.  Zeitschrift  für  yergleichende 
Rechtswissenschaft  von  Bernhöft  und  Cohn  Bd.  Y  (1884)  S.  275  ff.  Im 
Uebrigen  s.  über  die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten:  Neubauer 
a.  a.  0.  S.  21;  Solly  a.  a.  0.  S.  50  ff.;  Gundermann  S.  166  ff.  Ueber  das 
neue  eheliche  Güterrecht  s.  auch  Deutsche  Notariatszeitung  1884  S.  154  ff. 

Stirbt  Jemand  ohne  Nachkommen,  aber  mit  Hinterlassung  einer  Wittwe, 
so  wird  letztere  unbeschränkte  Erbin  des  Immobiliar-  und  MobDiamachlasses 
hinsichtlich  der  ersten  500  Pfand  Sterling.  Beträgt  der  Nachlass  weniger, 
so  erhält  sie  Alles;  beträgt  er  mehr,  so  erhält  sie  500  Pfand  SterKng  ausser 
dem  ihr  nach  dem  früheren  Rechte  Zukommenden;  53  n.  54  Yict.  c.  29  (für 
nach  dem  1.  September  1890  eingetretene  Erbfölle) 
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Minderjährige,  welche  sich  dauernd  oder  zeitweilig  daselbst  aufhalten, 
sobald  es  die  Interessen  der  Minderjährigen  erheischen,  und  zwar 
ist  diese  Yormundschaftsbestellung  keine  blos  proyisorisohe.  Die 
englischen  Gerichte  haben  auch  die  gesetzliche  Befugniss,  Vormünder 
für  minderjährige  britische  Unterthanen^  welche  im  Auslande  ihr 
Domizil  haben,  zu  bestellen,  allein  sie  machen  von  diesem  Rechte 
gewöhnlich  nur  dann  Gebrauch,  wenn  die  Minderjährigen  in  England 
Eigenthum  besitzen  oder  sonst  ein  besonderer  Grund  für  solche  Be- 
stellung Torliegt.  Gleiche  Bestimmungen  gelten  für  den  Rechtsschutz 
▼on  Wahnsinnigen  oder  sonst  knratelbedürftigen  Fersonen.^^) 

Die  Bestfellung  von  Vormündern  für  minderjährige  oder  geistes- 
kranke in  England  sich  aufhaltende  Ausländer,  und  zwar  für  Person, 
wie  für  Vermögen,  kann  durch  den  englischen  Richter  auch  dann 
erfolgen,  wenn  bereits  im  Auslande  eine  Vormundschaft,  Kuratel  oder 
Pflegschaft  für  Person  oder  Vermögen  angeordnet  wurde.  Es  geschieht 
solches,  um  dem  auswärts  bestellten  Vormunde  die  Ausübung  seiner 
Autorität  zu  erleichtem.  Ob  Yon  dieser  Befugniss  auch  fiann  Ge- 
brauch gemacht  werden  soll,  wenn  die  auswärts  bestehende  Vormund- 
schaft auf  Grund  des  Personalstatuts  des  Pfleglings  eingeleitet  worden^ 
ist  streitig.  Jedenfalls  muss  der  englische  Richter  die  Machtvoll- 
kommenheit der  unter  dem  Personalstatut  bereits  bestehenden  aus- 
ländischen Vormundschaft  oder  Pflegschaft  soweit  aufrecht  erhalten, 
als  nicht  missbräuchliohe  Anwendung  dargethan  werden  kann. 

In  Betreff  der  beweglichen  Güter  des  Mündels  ist  dem  aus- 
wärtigen Vormunde  gestattet,  in  England  vor  Gericht  zu  klagen  und 
gültig  zu  quittiren.^^ 

VII.  Notariat. 

41  Geo  III  c.  79;  6  u.  7  Vict.  c.  90;  Queen  v.  Scriveners' 
Company  3  Q.  B.  939;  38  u.  34  Vict.  c.  97  shedule;  40  u.  41  Vict. 
c.  26  s.  17. 

Die  Notare  ausserhalb  Londons  sind  meistens  gleichzeitig  An- 
wälte. Die  Londoner  Notare  bilden  die  sog.  Scriveners^  Company, 
und  sind  nur  Notare. 


»^  Westlake,  treatise  etc.  §§  5  ff.  Die  Bestellung  von  Vormündern 
gehört  zur  Kompetenz  des  ^(Jourt  of  Chancery*. 

")  Westlake-Holtzendorff  a.  a.  0.  §§  288,  5—8;  Beme  de  droit 
intemationat,  Tom.  XIII  (1881)  p.  436;  femer  Westlake,  la  doctrine  anglaise 
m  matüre  tutewrs  et  curateurs  ätrangers  in  Journal  du  droit  international, 
tom.  8  (1881)  p.  313;  Schuster  a.  a.  0.  §  150. 
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Der  WirkangskreiB  engÜBcher  Notare  iBt  keineBwegs  dem  der 
deutschen  Notare  zu  rergleichen. 

Der  Wirkungskreis  englischer  Notare  ist  folgender: 

1.  Sie  präsentiren  und  protestiren  Wechsel  (Haupteinnahme- 
quelle  der  Londoner  Notare). 

2.  Sie  nehmen  Seeproteste  auf  (d.  h.  soweit  sie  in  Seehäfen 
wohnen). 

3.  Sie  fertigen  alle  Uebersetzungen  an,  welche  beim  Nachlass- 
gericht eingereicht  werden.  (Wichtige  Urkunden  reicht  man 
dem  englischen  Notar  übrigens  besser  gleich  mit  englischer 
Uebersetzung  ein;  denn  Eenntniss  des  römischen  Rechts 
darf  man  bei  ihm  nicht  Toraussetzen.  Er  fibersetzt  Testa- 
mentsvollstrecker mit  exectäar  u.  s.  w.) 

4.  Sie  beglaubigen  ins  Ausland  gehende  Unterschriften  (d«  h. 
soweit  dort  etwas  auf  notarielle  Beglaubigung  gegeben  wird. 
Die  britischen  Kolonien  ziehen  z.  B.  das  Siegel  des  Lord 
Mayor  vor;  im  Inland  zu  yerwendende  Unterschriften  lässt 
man  nicht  Ton  Notaren  beglaubigen). 

Funktionen  wie  ein  bayerischer  TerlassenschaftBkommissär  hat 
ein  englischer  Notar  niemals,  und  letztwillige  Verfügungen  werden 
nie  Yor  Notaren  errichtet. 

Die  englischen  Notare  spielen  mithin  im  Vergleich  mit  ihren 
kontinentalen  Kollegen  eine  recht  bescheidene  Rolle. 

Das  Urkundenwesen  ist  in  England  ganz  verschieden  vom 
kontinentalen.  Oeffentliche  Urkunden  spielen  gar  keine  Rolle,  soweit 
sie  nicht  gerichtliche  sind. 

VIIL   Verkehr  mit  den  englischen  Gerichten. 

Der  englische  Richter,  der  Interpreter  der  Verfassung,  ist  ein 
allgewaltiges  Wesen;  wenn  er  es  will,  kann  er  auch  auf  auswärtige 
Requisitionen  Rücksicht  nehmen.  Es  ist  indessen  kein  Fall  bekannt, 
wo  er  es  gethan  hat.  Westlake  (treatise  etc.  1891)  sagt  p.  141, 
9  unsere  Richter  haben  niemals  mit  fremden  Richtern  in  der  von 
Savigny  gedachten  Art  kooperirt^  (Savigny,  Syst.  des  heut.  rom. 
Rechts  §  374).  Ist  daher  in  Deutschland  keine  Partei  vorhanden, 
welcher  die  deutsche  Behörde  es  überlassen  kann,  beim  englischen 
Richter  vorstellig  zu  werden,  so  wird  die  deutsche  Behörde  die 
Vermittelung  des  betreffenden  deutschen  Konsuls  in  Anspruch  zu 
nehmen  haben.  Der  Konsul  legt  alsdann  durch  Vermittelung  seines 
englischen  Anwalts  dem  englischen  Richter  bzw.  sonstigem  Gerichts- 
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beamten  das  Begehren  Yor,  falls  ein  solches  Begehren  überhaupt 
Tor  das  englische  Gericht  gehört.  Eine  gerichtliche  Erbbescheinig^ng 
würde  a.  B.  nicht  zu  erlangen  sein;  wohl  eine  Abschrift  des  über 
die  Bestellung  eines  dKhninisiratar  aufgenommenen  Gerichtsyermerks 
bzw.  eine  Abschrift  der  zur  gerichtlichen  Anerkennung  gebrachten 
letztwilligen  Verfügung.  Ist  weder  ein  adminiffircUor  bestellt,  noch 
eine  letztwillige  Verfügung  zur  gerichtlichen  Anerkennung  gebracht, 
so  dürfte  höchstens  das  Rechtsgutachten  eines  englischen  Anwalts 
zu  beschaffen  sein. 

IX.  Die  den  Erwerb  Ton  Immobilien  durch  Ausländer 
beschränkenden  Bestimmungen  des  Statuts  Tom  6.  August  1844  sind 
durch  das  Naturalisationsgesetz  yom  12.  Mai  1870  (s.  oben  Note  7) 
aufgehoben,  insofern  letzteres  Gesetz  die  Unfähigkeit  der  Aus- 
länder, Grund  und  Boden  im  Gebiete  der  yereinigten  Königreiche 
zu  erwerben,  zu  besitzen  und  zu  yeräussern,  gänzlich  abgeschafft 
hat.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  die  britischen 
Kolonien,  für  welche  über  den  Erwerb  yon  Grundbesitz  durch  Aus- 
länder die  yerschiedenen  Kolonial-Gesetzgebungen  massgebend  sind.^^) 


§  44. 
Italien. 

J.  Der  Konsularyertrag  zwischen  dem  Norddeutschen 
Bunde  und  Italien  yom  21.  Dezember  1868,  welcher  auch  die 
Frage  der  Regul'irung  des  Nachlasses  yon  Angehörigen  beider 
Theile  behandelt,  wurde  durch  Konsularyertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Italien  yom  7.  Februar  1872  auf  das  Deutsche  Reich 
ausgedehnt.^) 

Die  in  Bezug  auf  die  Nachlassbehandlung  massgebenden  Artikel 
des  Vertrages  yom  21.  Dezember  1868  lauten  im  deutschen 
Texte : 


^")  Ein  Ausländer  kann  nicht  £igenthümer  oder  Miteigenthümer  eines 
britischen  Schiffes  sein.  Fällt  ein  derartiges  Recht  einem  Ausländer  zu,  so 
kann  der  Verkauf  und  die  Auszahlung  des  Erlöses  an  den  Berechtigten  durch 
die  Chancery  Division  oder  durch  die  FfobcUe,  Divorce  und  Admiralty 
Division  angeordnet  werden;  Schuster  a.  a.  0.  §  154. 

>)  Nordd.  B.^.-Bl.  1868  S.  133  ff.;  R..G.-B1.  1872  S.  134;  beide  Verträge 
sind  auch  bekanntgegeben  im  bayerischen  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  1876 
S.  857  ff. 
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Artikel  11. 
Wenn  ein  Angehöriger*)    einer   der  kontrahirenden  Theile  in 
dem  Gebiete  des  andern  Theils  stirbt,  so  sollen  die  Landesbefaorden 
dem   Generalkonsul,   Konsul,   Yizekonsul    oder   Konsularagenten,    in 


')  Der  allgemeine  Aasdnick  «Angehörige  eines  der  kontrahirenden 
Theile'  mn&sst  offenbar  auch  solche  Nationalen,  welche  sich  längere  Zeit  in 
der  Fremde  aufgehalten  und  dort  ihren  Wohnsitz  genommen,  insbesondere 
auch  solche,  welche  sich  zum  Betriebe  eines  Gewerbes  dort  niedergelassen, 
möglicher  Weise  auch  Grundeigenthum  dort  erworben  haben ;  Veih.  d.  Reichs- 
tages des  nordd.  Bundes  1869  [  S.  19. 

Bezüglich  des  Erwerbes  und  Verlustes  der  italienischen  Staatsangehörig- 
keit sind  nachstehende  Artikel  des  dem  Code  Napoleon  nachgebildeten  bflrger- 
liehen  Gesetzbuches  (Godice  civile)  des  Königreichs  Italien  vom  25.  Juni  1865, 
welches  alle  Zivilgesetzbücher  der  früheren  Staaten  beseitigt  hat  (I.  Buch 
2.  Tit.),  hervorzuheben: 

Artikel  4.  Es  ist  Bürger  (cUtadino)  der  Sohn  eines  Vaters, 
welcher  selbst  Bürger  ist. 

Artikel  5.  Wenn  der  Vater  das  Bürgerrecht  (Staatsangehörig- 
keit, ciUadinanssa)  vor  der  Geburt  des  Sohnes  verloren  hat,  so  wird 
dieser  dennoch  als  Bürger  anerkannt,  sofern  er  im  Lande  geboren 
ist  und  daselbst  seinen  Wohnsitz  (residema)  hat. 

Dessenungeachtet  kann  derselbe,  im  Jahre  nach  seiner  gesetz- 
lichen VoUjährigkeit,  die  Eigenschaft  eines  Ausländers  (straniero) 
erwerben,  indem  er  hierüber  vor  dem  Zirilstandsbeamten  seines 
Wohnsitzes  oder,  wenn  er  sich  im  Auslande  befindet,  vor  dem 
diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten  Italiens  seine  dies- 
bezüglidie  Erklärung  abgibt. 

Artikel  6.  Der  im  Auslande  geborene  Sohn  wird  als  Aus- 
länder betrachtet,  wenn  der  Vater  schon  vor  dessen  Geburt  das 
Bürgerrecht  verloren  hatte.  Derselbe  kann  jedoch  dessenungeachtet 
das  Bürgerrecht  dadurch  erwerben,  dass  er  nach  Vorschrift  des 
Artikel  5  seine  bezügliche  Erklärung  abgibt  und  sein  Domizil  inner- 
halb Jahresfrist  von  dieser  Erklärung  an  im  Königreiche  nimmt. 

Artikel  7.  Wenn  der  Vater  unbekannt,  so  ist  Bürger  der 
von  einer  italienischen  Mutter  geborene  Sohn.  Sofern  die  Mutter 
vor  der  Geburt  des  Sohnes  das  Bürgerrecht  verloren  hat,  finden 
bezüglich  des  letzteren  die  Bestimmungen  der  Artikel  5  und  6  An- 
wendung. Wenn  auch  die  Mutter  unbekannt,  entscheidet  die  Geburt 
im  Königreiche. 

Artikel  8.  Es  wird  als  Bürger  betrachtet  der  im  Königreiche 
geborene  Sohn  eines  Ausländers,  welcher  daselbst  sein  Domizil 
während  ununterbrochener  zehn  Jahre  innegehabt  hat. 

Artikel  9.  Die  Ausländerin,  welche  sich  mit  einem  Bürger 
verheirathet,  erwirbt  das  Bürgerrecht  und  behält  solches  auch  als 
Wittwe  bei. 

Artikel  10.  Das  Bürgerrecht  kann  vom  Ausländer  durch 
Naturalisation  auf  Grund  Gesetzes  oder  königlichen  Erlasses  er- 
worben werden.  Das  königliche  Dekret  wird  hinfäHig,  wenn  es 
nicht  durch  den  Zivilstandsbeamten  des  Ortes,  wo  der  fVemde  sein 
Domizil  genommen  hat  oder  zu  nehmen  beabsichtigt,  einregistrirt 
wird,  imd  wenn  dieser  nicht  vor  dem  gleichen  Standesbeamten  den 
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dessen  Amtsbezirke")  der  Todesfall  yorkommt,  sofort  Nachricht 
gebend) 

Ihrerseits  müssen  letztere,  wenn  der  Todesfall  zuerst  zu  ihrer 
Eenntniss  kommt,  die  Landesbehörden  benachrichtigen. 

Wenn  ein  Italiener  in  Norddeutschland  (Deutschland)  oder  ein 
Norddeutscher  (Deutscher)  in  Italien  stirbt,  ohne  eine  letztwillige 
YerfQgung  errichtet  oder  einen  Testamentsexekutor  bestellt  zu  haben, 
oder  wenn  die  gesetzliohen  oder  Testamentserben  minderjfihrig,  ihren 
Angelegenheiten  vorzustehen  unfähig  oder  abwesend  sind,  oder  wenn 

£id  der  Treue  und  Pflicht  fOr  den  KOnig,  die  Verfassung  und  die 
Landesgesetze  ablegt. 

Die  Ehegattin  und  die  unmündigen  Kinder  des  Ausländers, 
welcher  das  Bürgerrecht  erworben  hat,  werden  ebenfalls  Btkrger, 
sofern  auch  sie  ihren  Wohnsitz  im  Königreiche  genommen  haben; 
die  Kinder  können  jedoch  mittels  Erklärung  nach  Massgabe  des 
Artikel  5  die  Eigenschaft  eines  Ausländers  wählen. 

Artikel  11.    Die  Staatsangehörigkeit  geht  verloren: 

a)  für  Denjenigen,  welcher  mittels  vor  dem  Zivilstandsbeamten 
seines  Wohnsitzes  abgegebener  Erklärung  darauf  verzichtet 
und  seinen  Wohnsitz  ins  Ausland  verlegt; 

b)  fOr  Solche,  welche  die  Staatsangehörigkeit  im  Auslande  er- 
worben haben; 

c)  für  Denjenigen,  welcher  ohne  Erlaubniss  der  Regierung  im 
Auslande  ein  Amt  angenommen  hat  oder  in  fremden  Kriegs- 
dienst getreten  ist. 

Die  Ehegattin  und  die  Kinder  eines  Solchen,  welcher  die 
Staatsangehörigkeit  verloren,  werden  Fremde,  es  sei  denn,  dass  sie 
ihren  Wohnsitz  im  Königreiche  beibehalten. 

Artikel  14.  Die  Inländerin  {donna  cütadina),  welche  einen 
Ausländer  heirathet,  wird  Ausländerin,  vorausgesetzt,  dass  sie  d^rch 
die  Ehe  die  Staatsangehörigkeit  ihres  Ehegatten  erwirbt. 

Im  Falle  der  Witfcwenschaft  erwirbt  sie  wieder  die  Staats- 
angehörigkeit^ wenn  sie  im  Reiche  ihren  Wohnsitz  hat  oder  dahin 
zurückkehrt  und  in  beiden  Fällen  vor  dem  Zivilstandsbeamten  er- 
klärt, dass  sie  daselbst  ihr  Domizil  nehmen  wolle. 

*)  Ueber  die  in  Bayern  funktionirenden  Konsularbeamten  des  König- 
reichs Italien  s.  das  alljährlich  im  Justiz-Ministerial-Blatte  zur  Veröffentlichung 
kommende  Yerzeichniss. 

*■)  Die  Benachrichtigung  ist  hier  nicht,  wie  diess  nach  dem  deutsch- 
amerikanischen Vertrage  der  Fall,  davon  abhängig  gemacht,  dass  der  Ver- 
storbene keine  bekannten  Erben  oder  Testamentsvollstrecker  im  Lande  hinter- 
lassen hat,  sondern  solche  hat  unter  allen  Verhältnissen  sofort  zu  erfolgen. 
Die  erwähnten  Umstände  sind  jedoch  von  Einfluss  auf  die  Entwicklung  der 
Thätigkeit  der  Konsularbeamten,  s.  Abs.  3  des  Art.  11. 

Ueber  die  in  Bayern  angeordnete  unmittelbare  Vorlage  der  Sterbe- 
urkunde durch  das  Einzelngericht  an  das  k.  Staatsministerium  der  Justiz  nach 
Massgabe  der  Bekanntmachungen  vom  10.  Juni  1877  (Just.-M.-B].  S.  129)  und 
vom  12.  Januar  1878  (Just-M.-Bl.  S.  13)  s.  Näheres  oben  in  §  14  S.  115. 
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die  ernannten  Testamentsexekatoren  nicht  an  demjenigen  Orte,  wo 
die  Erbschaft  eröffnet  wird,  anwesend  sind,  so  haben  die  General- 
konsuln, Konsuln,  Yizekonsuln  und  Konsularagenten  des  Theils, 
welchem  der  Erblasser  angehörte,  das  Recht,  ^)  folgende  Amtshand* 
lungen  successive  vorzunehmen: 

1.  Von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  der  betheiligten  Parteien 
alle  Mobilien  und  Papiere  des  Verstorbenen  zu  yersiegeln; 
sie  müssen  jedoch  der  kompetenten  Lokalbehorde  ^  Nach- 
richt geben  und  diese  kann,  wenn  die  Landesgesetze  es 
Yorschreiben,^)  bei  der  Siegelung  gegenwärtig  sein,  auch 
ihre  eigenen  Siegel  mit  anlegen.®) 


'^  Hiemit  ist  den  Eonsularbehörden  nicht  nur  eine  fakultativ  mit  der 
Zuständigkeit  der  Landesbehörden  konkurrirende  Befugniss,  unter  den  in 
Art  11  aufgeführten  Voraussetzungen  die  dort  bezeichneten  Amtshandlungen 
vorzunehmen,  eingeräumt,  sondern  die  Konsuln  sind  hiedurch  zur  Vornahme 
dieser  Handlungen  für  zuständig  erklärt  und  sind  solche  zum  grössten  Theile 
obligatorisch  für  dieselben.  Es  ergibt  sich  solches  aus  den  Verhandlungen 
des  Reichstages  des  Norddeutschen  Bundes  über  vorwürfigen  Vertrag  im  Ver- 
gleiche mit  §  18  des  Beichskonsulargesetzes.  Nach  letzterem  sind  die  Konsuln 
„  berufen '^y  es  ist  ihnen  also  die  Verpflichtung  auferlegt,  sich  um  die  Verlassen- 
schaffcen  anzunehmen,  wenn  ein  amtliches  Einachreiten  veranlasst  erscheint. 
Nach  den  Motiven  zu  obigem  Artikel  soll  dieser  den  deutschen  Konsuln  die 
Möglichkeit  einräumen,  die  ihnen  im  §  18  des  Konsulargesetzes  auferlegten 
Amtspflichten  in  Italien  auszuüben,  wogegen  selbstverständlich  in  dieser  Be- 
ziehung Reziprozität  eintritt.  Die  vorliegende  Konsular-Konvention  entbindet 
also  in  den  angegebenen  Fällen  die  Landesbehörden  von  der  ihnen  sonst  ob- 
liegenden Pflicht,  für  die  Erben  und  Gläubiger  des  Verstorbenen  Sorge  zu 
tragen.  Es  wurde  desfalls  das  Bedenken  ausgesprochen,  als  sei  damit  den 
Konsuln  eine  zu  grosse  Verantwortung  aufgewalzt,  da  die  Konsuln,  insbesondere 
die  Wahlkonsuln,  nicht  immer  genügende  Kenntniss  des  Erbrechts  der  fremden 
Staaten  haben  werden,  um  verwickelte  Nachlassfragen  entscheiden  zu  können. 
Diesem  Bedenken  wurde  von  dem  Bundeskommissär  mit  Hinweis  auf  den 
§  18  des  K.-G.  und  mit  dem  Bemerken  begegnet,  dass  bei  der  Schnelligkeit 
der  Verbindungen,  die  zwischen  Italien  und  Deutschland  bestehen,  es  den 
Erben  und  anderen  Interessenten  sehr  leicht  sein  wird,  wenn  irgendwelche 
Bedenken  in  der  Praxis  sich  zeigen  sollten,  die  Intervention  der  Regierungen 
herbeizuführen ;  Verh.  d.  Nordd.  Reichstages  1869,  Bd.  I  S.  19  u.  21 ;  Anlagen 
hiezu  Bd.  UI  S.  63. 

Die  im  Artikel  aufgeführten  Befugnisse  der  Konsuln  zessiren,  wenn  die 
im  Eingange  des  Absatz  3  erwähnten  Voraussetzungen  nicht  gegeben  sind, 
insbesondere  dann,  wenn  der  Verstorbene  eine  letztwülige  Verfügung  errichtet 
und  einen  Testamentsexekutor  bestellt  hat.  Hieraus  folgt,  dass  die  Konsuln 
auf  keinen  Fall  zur  Testamentspublikation  befugt  sind. 

^  D.  h.  dem  sonst  zuständigen  Verlassenschaftsgerichte.  Der  Ausdruck 
, Lokalbehörde*  (rAutoritd  locale)  ist  gewählt  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  zur  Behandlung  von  Verlassenschaften  in  den  einzelnen 
Gebietstheilen  der  beiderseitigen  Staaten  zuständigen  amtlichen  Organe. 

Ueber  Nachlassbehandlung  nach  italien.  Gesetze  s.  oben  im  Texte  Nr.  II. 

^  üeber  Obsorge  für  Sicherung  des  Nachlasses  s.  oben  Nr.  U  Z.  1. 

")  Die  Lokalbehörde  hat  sich  also  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem 
SterbeüsJle  der  Siegelanlegung  zunächst  zu  enthalten  und  sich  lediglich  auf 
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Diese  nnd  die  vom  Konsularbeamten  angelegten  Siegel 
dfirfen  ohne  Mitwirkung  der  Lokalbehorde  nicht  abgenommen 
werden. 

Sollte  jedoch  die  Lokalbehorde,  auf  die  yon  dem 
Konsul  an  sie  gerichtete  Einladung,  dem  Abnehmen  der 
beiderseitigen  Siegel  beizuwohnen,  innerhalb  48  Stunden 
Yom  Empfange  der  Benachrichtigung  an  gerechnet,  sich 
nicht  einfinden,  so  kann  der  gedachte  Beamte  allein  zur 
Wiederaufsiegelung  schreiten« 

2.  Sie  können  alle  Nachlassgegenstande  inyentarisiren  und  zwar 
in  Gegenwart  der  Lokalbehörde,  wenn  diese  auf  die  oben- 
erwähnte Benachrichtigung  ihre  Mitwirkung  für  erforder- 
lich hält. 

Die  Lokalbehörde  hat  alle  in  ihrer  Gegenwart  auf- 
genommenen Protokolle  mit  zu  unterschreiben,  ohne  dass 
sie  fELr  ihre  amtliche  Mitwirkung  irgend  welche  Kosten 
liquidiren  könnte. 

3.  Sie  können  alle  beweglichen  Nachlasseffekten^  welche  dem 
Verderben  ausgesetzt  oder  schwer  aufzubewahren  sind,  sowie 
Ernten  oder  Effekten,  zu  deren  Yeräusserung  sich  eine  günstige 
Gelegenheit  bietet,  öffentlich  verkaufen. 

4.  Sie  sind  befugt,  die  inventarisirten  Nachlasseffekten  und 
Gelder  in  Verwahrung  zu  nehmen,  desgleichen  den  Betrag 
der  von  ihnen  einkassirten  Nachlassforderungen  und  er- 
hobenen Zinsen. 

Wenn  auf  die  unter  der  folgenden  .Nummer  erwähnten 
Aufforderung  sich  Landesangehörige  oder  Angehörige  eines 
dritten  Staates  als  Betheiligte  bei  dem  Intestat-  oder  testa- 
mentarischen Nachlasse  melden,  so  ist  die  Lokalbehörde 
befugt,  über  die  Deposition  der  zur  Deckung  der  bezüg- 
lichen Forderungen  nöthigen  Gelder  oder  Effekten  zu  be- 
finden. 

5.  Sie  sind  befugt,  in  den  öffentlichen  Blättern  des  Orts,  er- 
forderlichen Falls  auch  der  Heimath  des  Erblassers,  den 
Todesfall  bekannt  zu  machen  und  die  etwaigen  Nachlass- 
gläubiger aufzufordern,  innerhalb  der  in  den  Landesgesetzen 


die  sofortige  Benachrichtignng  in  der  yorgeschriebenen  Weise  zu  beschränken. 
Erst  auf  Gegenmitiheilang  des  Konsuls  kann  es  dann  zur  gemeinschaftlichen 
Siegelanlage  kommen. 
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▼orgesohriebenen  FriBt  ihre  Fordemngen  anzumelden  und 
lu  bescheinigen. 

Wenn  sich  Erbschaftsgläubiger  melden,  so  sind  sie, 
wenn  genügende  Mittel  Yorhanden  sind,  innerhalb  14  Tagen 
nach  Vollendung  des  Inventars^)  zu  befriedigen.  Sind  keine 
Mittel  yorhanden,  so  findet  die  Befriedigung  nach  dem  in 
geeignetster  Weise  herbeizuführenden  Eingange  derselben 
statt. 

Wenn  die  beiderseitigen  Konsuln  die  Bezahlung  der 
Naohlassohulden  wegen  angeblicher  Insufficienz  des  Nach-, 
lasses  ganz  oder  theilweise  yerweigem,^^)  so  können  die 
Gläubiger,  wenn  sie  es  für  yortheilhaft  halten,  bei  dem 
kompetenten  Lokalgerichte  auf  Befriedigung  klagen,  bezw. 
bei  der  zustandigen  Behörde  den  Antrag  stellen,  den  Eonkurs 
zu  eröffnen.  ^^) 

Sobald  die  Eonkurseröffnung  in  der  in  beiden  Ländern 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Weise  erfolgt  ist,  müssen  die 
Eonsuln  oder  Yizekonsuln  dem  Gerichte,  bezw.  den  Syndicis 
(Verwaltern)  alle  zum  Nachlasse  gehörigen  Dokumente, 
Effekten  und  Werthe  sofort  ausfolgen,  wobei  den  gedachten 


')  In  Bezag  auf  den  öffentlichen  Verkauf  des  Nachlasses  und  die  Zahlung 
der  Schulden  wurde  bei  der  Berathung  im  Reichstage  auf  die  Instruktion  zum 
Konsulatsgesetze  hingewiesen,  durch  welche  den  Konsuln  ausdrücklich  vor- 
geschrieben ist,  dass  sie  von  diesen  Befugnissen  nur  dann  Gebrauch  machen 
sollen,  wenn  solche  den  Entschliessungen  der  Erben  vorgreifende  Dispositionen 
nach  dem  verständigen  Ermessen  des  Konsuls  zur  Vermeidung  drohender 
Nachtheile  durchaus  nöthig  sind.  Es  wurde  hiebei  betont,  dass  in  Fällen, 
wo  ein  Verkauf  oder  eine  Bezahlung  der  Schulden  in  Frage  steht,  das  ver- 
ständige Ermessen  der  Konsuln  sich  im  Zweifel  dahin  neigen  wird,  die  be- 
tieffenden  Massregeln  den  Landesbehörden  zu  überweisen;  femer  wurde  darauf 
anfinerksam  gemacht,  dass  das  Inventar  der  Regel  nach  früher  vollendet  sein 
wird,  als  die  auswärtigen  Nachlassgläubiger  sich  melden;  Verh.  des  Reichs- 
tages des  Nordd.  Bundes  1869,  I  S.  37  u.  38. 

^°)  Bei  Berathung  obiger  Stelle  im  Reichstage  wurde  die  von  keiner 
Seite  beanstandete  Meinung  ausgesprochen^  dass,  so  oft  der  Konsul  die  In- 
sufficienz des  Nachlasses  selbst  anerkennt,  zweckmässig  seine  Thätigkeit  auf- 
höre und  die  Regulirung  an  die  Gerichte  gehe,  und  dass  dieser  Uebergang 
nicht  erst  abhängig  zu  machen  sei  von  dem  Antrage  der  Gläubiger  oder  gar 
von  einem  Beschlüsse  des  Gerichtes  auf  Konkurseröffnung;  a.  a.  0.  S.  38. 

Wenn  der  Konsul  nicht  wegen  Insufficienz  des  Nachlasses,  sondern 
aus  anderen  Gründen,  z.  B.  weil  er  die  Forderung  nicht  für  liquid  hält,  die 
Zahlung  ablehnt,  so  ist  alsdann  die  Bestimmung  in  Nr.  6  des  Artikels  mass- 
gebend. 

")  Hiemit  ist  die  Zuständigkeit  der  Landesgerichte  zur  ErOffiaung  des 
Konkurses  über  den  zur  unverkürzten  Bezahlung  der  Schulden  nicht  aus- 
reichenden Mobiliarnachlass  ausgesprochen. 
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Eonsalarbeamten  obliegt,  das  Interesse  der  abwesenden, 
.minderjährigen  oder  handlungsunfähigen  Erben  wahrzu- 
nehmen. 

In  allen  Fällen  können  die  Generalkonsuln,  Konsuln 
und  Yizekonsuln  den  Nachlass  oder  den  Erlös  desselben 
den  gesetzlichen  Erben  oder  ihren  Bevollmächtigten  erst 
sechs  Monate  nach  dem  Tage,  an  welchem  der  Todesfall  in 
den  Blättern  bekannt  gemacht  worden  ist,  aushändigen. 
6.  Sie  können  den  Naohlass  yerwalten  und  liquidiren,  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  unter  ihrer  Verantwortlichkeit 
verwalten  und  liquidiren  lassen,  ohne  dass  die  Ortsbehörden 
sich  einmischen  dürfen,  es  sei  denn,  dass  Landesangehörige 
oder  Angehörige  eines  dritten  Staates  Ansprüche  gegen  den 
Nachlass^')  geltend  machen,  in  welchem  Falle  die  General- 
konsuln, Konsuln,  Yizekonsuln  oder  Konsularagenten  nicht 
das  Recht  der  Entscheidung  haben,  wenn  Schwierigkeiten 
namentlich  aus  Reklamationen  entstehen,  die  zu  Streit 
zwischen  den  Betheiligten  Anlass  geben,  vielmehr  steht  den 
kompetenten  Landesgeriohten  die  Entscheidung  bezüglich 
solcher  Ansprüche  zu. 

Die  gedachten  Konsularbeamten  fahren  jedoch  fort, 
als  Vertreter  des  testamentarischen  oder  Intestatnaohlasses 
zu  handeln,  d.  h.  sie  behalten  inzwischen  die  Verwaltung 
und  das  Recht,  den  Nachlass  endgültig  zu  liquidiren,  in- 
gleichen das  Recht,  die  Nachlassgegenstände  unter  Beob- 
achtung der  oben  vorgeschriebenen  Fristen  zu  verkaufen, 
sie  haben  auch  die  Interessen  der  Erben  wahrzunehmen 
und  sind  befugt,  zur  Vertretung  der  Rechte  derselben  vor 
den  Gerichten  Advokaten  zu  bevollmächtigen.^^  Selbst- 
verständlich müssen  sie  den  Gerichten  alle  Papiere  und 
Dokumente  vorlegen,  durch  welche  die  der  Entscheidung 
derselben  vorliegende  Frage  aufgeklärt  werden  kann. 

Nach  gefällter  Entscheidung  müssen  die  Generalkonsuln, 
Konsuln,    Yizekonsuln   und   Konsularagenten    dieselbe    voU- 


'')  Der  Ausdruck  «gegen  den  Nachlass*  (im  italienischen  Texte  stdla 
sttccessione  stessa)  umfasst  sowohl  Gläubiger,  als  Erbprätendenten;  Verh.  des 
Nordd.  Reichstages  a.  a.  0.  S.  37. 

^')  Da  möglicher  Weise  die  bereits  bekannten  Erben  inzwischen  selbst 
Rechtsbeistände  bestellt  haben  können,  werden  die  Konsuln  zu  beachten  haben, 
dass  sie  desfalls  mit  den  anerkannten  Erben  nicht  in  Kollision  treten. 
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strecken,   wenn   sie   nicht  Bemfang   eingelegt  haben,   anch 

haben  sie  das  Recht,    die   etwa   bis   zur  Entscheidung   des 

Streits  anterbrochene  Liquidation  fortzusetsen. 

7.  Sie  können  eintretenden  Falls  eine  Vormundschaft  und 

Kuratel,    den  Gesetzen   ihres   Landes   entsprechend,    ein- 

leiten.1*) 

Artikel  12. 

Wenn  ein  Italiener  in  Norddeutschland  (Deutschland)  oder  ein 
Norddeutscher  (Deutscher)  in  Italien  an  einem  Orte  stirbt,  wo  keine 
Eonsnlarbehörde  seiner  Nation  yorhanden  ist,  so  hat  die  zuständige 
Lokalbehörde  nach  den  Landesgesetzen  zur  Inventarisirung  der  Effekten 
und  zur  Liquidirung  des  Nachlasses  zu  schreiten  und  der  betreffenden 
Botschaft  oder  Gesandtschaft  oder  der  dem  Nachlassorte  nächsten 
Eonsularbehorde  binnen  kürzester  Frist  yon  dem  Ergebniss  ihrer 
Amtshandlungen  Nachricht  zu  geben.  ^'^) 

Sobald  jedoch  der  dem  Orte,  wo  der  Nachlass  eröffnet  ist, 
nächste  Konsularbeamte  selbst  oder  durch  einen  Delegirten  sich 
einfindet,  hat  die  Mitwirkung  der  Lokalbehörde  sich  nach  den  Be- 
stimmungen des  Artikel  1 1  der  gegenwärtigen  Konvention  zu  richten. 

Artikel  13. 

Den  Generalkonsuln,  Konsuln,  Yizekonsuln  und  Konsularagenten 
der  beiden  Theile  steht  ausschliesslich  die  Inyentarisimng  und  jede 
andere  zur  Konseryirung  der  Yerlassenschaft  erforderliche  Massregel 
zu,  wenn  es  sich  um  den  Nachlass  yon  Schiffsleuten  und  Schiffs- 
passagieren ihrer  Nation  handelt,  mögen  dieselben  am  Lande  oder 
an  Bord  yon  Nationalschiffen,  während  der  Reise  oder  im  Bestim- 
mungshafen gestorben  sein.^*) 


^*)  Die  Reziprozität  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt,  dass  auf  Grund 
der  Bestimmung  unter  Nr.  7  die  italienischen  Konsuln  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  eine  Yormundschaffc  oder  Kuratel  über  italienische  Staatsangehörige 
einleiten  können,  während  die  Reichsgesetzgebung  die  Reichskonsuln  zur 
FQhrung  yon  Vormundschaften  nicht  ermächtigt.  Inhaltlich  der  Denkschrifk 
zur  Vorlage  der  Konyention  legte  die  italienische  Regierung  auf  obige  Be- 
stimmung grossen  Werth;  es  habe  der  Bund  kein  yorwiegendes  Interesse  ge- 
habt, die  Vormundschaft  Ober  italienische  Staatsangehörige  den  Landesbehörden 
yorzubehalten. 

^*)  Unabhängig  hieyon  ist  jedoch  auch  im  Falle  des  Art  12  die  sofortige 
Benachrichtigung  yon  dem  Sterbefalle  durch  unmittelbare  Vorlage  des  yor- 
schriftsmässigen  Sterberegisterauszugs  zu  bethätigen;  s.  oben  Note  4. 

^*)  Zu  diesem  Artikel  fOhrt  die  Denkschrift  an:  Wenn  in  Bezug  auf 
den  Nachlass  Fremder  es  oft  geboten  ist,  dass  die  Lokalbehörden  in  Gemein- 
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Im  üebrigen  enthält  die  Konvention  yom  21.  Dezember  1868 
noeh  folgende  für  die  Naehlassbehandlnng  zu  beachtende  Bestim- 
mungen: 

Artikel  10  Nr.  2  ränmt  den  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln  oder  Konsularagenten  beider  Länder,  desgleichen  deren 
Kanzlern,  ähnlich  wie  Art.  10  des  amerikanisch-deutschen  Vertrags, 
die  Befugpiiss  ein,  Notariatsurkunden,  sowohl  über  einseitige  Rechts- 
geschäfte, einschliesslich  letztwilliger  Verfügungen,  Yon  Angehörigen 
ihres  Landes  aufzunehmen,  desgleichen  Über  Verträge  zwischen  ihren 
Nationalen  und  Personen  des  Landes  ihres  Amtssitzes  und  selbst 
über  Verträge  bezüglich  der  im  Lande  des  Konsuln  belegenen 
Grundstücke,  wenn  auch  solche  Verträge  ausschliesslich  Angehörige 
des  Landes  ihrer  Residenz  betreffen.  ^^  Die  Torschriftsmässig  be- 
glaubigten und  mit  dem  Amtssiegel  yersehenen  Abschriften  dieser 
Urkunden  oder  Auszüge  haben  Yor  Gericht  und  aussergerichtlich  in 
gleicher  Weise  wie  die  Originale  dieselbe  Gültigkeit  und  Kraft  in 
beiden  Ländern,  als  wenn  sie  Ton  Notaren  oder  anderen  öffentlichen 
Beamten  des  einen  oder  des  anderen  Landes  aufgenommen  worden 
wären,  yorausgesetzt  jedoch, 

1.  dass  diese  Urkunden  in  derjenigen  Form  aufgenommen  sind, 
welche  die  Gesetze  des  Staates,  dem  die  Konsularbeamten 
angehören,  ^^)  yorschreiben  und 

2.  dass  bezüglich  des  Stempels,  der  Registrirung  und  aller 
anderen  Formalitäten  die  betreffenden  Bestimmungen  des 
Landes,  in  welchem  der  Akt  zur  Ausführung  kommen  soll, 
erfüllt  sind« 


Schaft  mit  dem  betreffenden  Konsul  oder  unter  Ausschluss  desselben  ein- 
schreiten, so  ist  es  doch  allgemein  üblich,  dass  in  Bezug  auf  den  Nachlass 
von  Schiffsleuten  und  Schiffispassagieren  die  alleinige  Kompetenz  der  Konsuln 
eintritt. 

^^  Bezüglich  der  sog.  Notariatsbefagnisse  der  Konsuln  s.  Gontnzzi, 
des  attribiUions  des  consiUs  en  matidre  natariale  au  paint  de  vue  de  la 
lägiskUion  üälienne,  in  Revue  de  droit  intern,  et  de  Ugialation  camparie, 
tom.  XXIV  (1892)  mid  Flaiscblen,  des  attributions  des  Consuls  en  matidre 
de  Notariat  et  d'äat  civil,  Paris  1892. 

*^  Bezüglich  der  deutschen  Konsularbeamten  könnte  Zweifel  über  obige 
Stelle  obwalten,  da  ein  einheitliches  Recht  flir  die  deutschen  Staaten  nicht 
besteht.  Nach  der  £rklfinmg  des  Buideskommissärs  im  Reichstage  erscheinen 
jedoch  die  yormaligen  Bundes-  (nun  Reichs-)  Gesetze^  bezw.  Instruktionen 
massgebend ;  soweit  solche  nicht  vorhanden  sind,  wird  der  Konsul  im  einzelnen 
Falle  sich  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Eiüzelnstaates  zu  richten  haben, 
dem  die  Person,  welche  das  Geschäft  aufaehmen  lässt,  angehört;  Verh«  des 
Nordd.  Reichstages  a.  a,  0.  S.  37. 

fi Ohm,  InteriL  NaoUassbebandlong.  20 
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In  YerhinderangB-  und  Abwesenheitsfällen,  desgleioben  wenn 
ein  Generalkonsul,  Eonsol,  Vizekonsal  oder  Konsularagent  stirbt, 
sind  nacb  Art.  7  der  Eonyention  die  Konsulareleyen,  Kansler  und 
Sekretäre,  sofern  sie  den  betreffenden  Behörden  bereits  prftsentirt 
sind,  interimistische  Stellvertreter  der  ersteren. 

Das  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Italien  wegen  wechselseitiger  Unterstfitzung  Hfilfsbedürf- 
tiger  etc.  vom  8.  April  1873^^)  yerpflichtet  jeden  der  yertragenden 
Theile,  dafür  zu  sorgen,  dass  innerhalb  seines  Gebietes  denjenigen 
hülfsbedürftigen  Angehörigen  des  anderen  Theiles,  welche  wegen 
körperlicher  oder  geistiger  Krankheit  der  Verpflegung  und  ärztlichen 
Behandlung  bedürfen,  diese  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  den 
hülfsbedürftigen  Inländern  zu  Theil  werde;  ein  Anspruch  auf  Ersatz 
der  durch  die  Gewährung  solcher  Unterstützung^  die  Verpflegung, 
ärztliche  Behandlung  oder  Beerdigung  der  wechselseitigen  Angehörigen 
entstehenden  Kosten  flndet  gegen  die  Staats-,  Gemeinde-  oder  andere 
öffentlichen  Kassen  desjenigen  Landes,  welchem  der  Hülfsbedürftige 
angehört,  nicht  statt.  Doch  bleiben  für  den  Fall,  dass  der  Hülfs- 
bedürftige selbst  oder  andere  priyairechtlioh  Verpflichtete  zum  Ersätze 
der  Kosten  im  Stande  sind,  die  Ansprüche  an  Letztere  yorbehalten 
und  sicherten  sich  die  yertragenden  Theile  wechselseitig  zu,  auf 
einen  yon  dem  anderen  Theile  im  diplomatischen  Wege  gestellten 
Antrag  durch  ihre  Behörde  die  nach  der  Landesgesetzgebung  zu- 
lässige Hülfe  zu  leisten,  damit  denjenigen,  welche  die  gedachten 
Kosten  bestritten  haben,  solche  nach  den  üblichen  Ansätzen  erstattet 
werden. 

n.  Italienische  Gesetzgebung  in  Erbschafts-  und  Vor- 
mundschaftssachen. 

1.  Nachlassbehandlung. 

Die  Erbschaft  ist  yom  Momente  des  Todes  des  Erblassers  an 
am  Orte  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers  eröffnet.'^).  — 
Erbschafts-  und  Erbtheilungsklagen  gehören  yor  das  Gericht*^) 


^')  Reichs-Zentr.-Bl.  1873  S.  281.  Durch  dieses  Uebereinkommen  sind 
die  fast  wörtlich  gleichlautenden  Bestimmungen  der  zwischen  Bayern  und 
Italien  am  18.  September  1869  (B.  Reg.-Bl.  1869  S.  1709)  abgeschlossenen 
Uebereinkunft  über  Verpflegung  erkrankter  und  Beerdigung  yerstorbener  gegen- 
seitiger Staatsangehöriger  ersetzt 

^  Codice  civüe  yom  25.  Juni  1865,  Art.  923.  (Eine  Sammlung  der 
italienischen  Gesetze  enthält  Res  mini,  Codid  d'ltcUia,  Milane,  IL  ed.  1877; 
das  ^yilgesetzbaoh  ins  Deutsche  fibersetzt  yon  L.  Ronoali,  Wien  1885.) 

")  Eintheilung  der  Gerichte:  1.  Corti  di  Caasazione;  2.  Corti  d*AppeUo; 
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des  Ories,  wo  der  Erbfall  erfolgt  ist.'^  Üeber  Eompeteiu  bezüglich 
der  Erbschaft  eines  Fremden  s.  Nr.  lY. 

Die  Siegelanlage  kann  verlangt  werden:  Yon  jedem  Erb- 
betheiligten,  vom  Testamentsexekutor,  Ton  jeder  Person,  die  mit 
dem  Erblasser  zusammenwohnte,  insbesondere  anoh  Dienstboten  des- 
selben, wenn  weder  Ehegatte  des  Defunkten,  noch  Erben  anwesend 
sind,  und  yon  den  Gläubigem.  Von  Amtswegen  kann  die  Ver- 
siegelung des  Nachlasses  erfolgen,  wenn  weder  der  Ehegatte  des 
Defunkten,  noch  einer  der  Erben  anwesend,  wenn  minderj&hrige  oder 
entmündigte  Erben  betheiligt  sind,  und  wenn  der  Verstorbene  dffent^ 
liches  Gut  in  Verwahrung  hatte.'') 

Der  Erbschaftsantritt  kann  unbedingt  oder  mit  der  Rechts« 
wohlthat  des  Inyentars,  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  erfolgen« 
Minderjährige  und  Entmündigte  können  die  Erbschaft  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Vormundschaft  und  mit  der  Bechtswohlthat  des  In- 
yentars antreten.  Die  Ausschlagung  der  Erbschaft  wird  nicht 
präsumirt,  solche  muss  ebenso  wie  die  Inanspruchnahme  der  Bechts- 
wohlthat des  Inyentars  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Gerichtes, 
wo  die  Erbschaft  eröfTnet  ist,  erklärt  werden.  Die  Erklärung  des 
Antrittes  mit  der  Bechtswohlthat  des  Inyentars  hat  nur  insofern 
Wirkung,  als  yor-  oder  nachher  ein  formell  richtig  und  rechtzeitig 
gefertigtes  Inventar  errichtet  wurde,  wozu  in  der  Regel  den  Erben 
eine  Frist  yon  3  Monaten  yom  Tage  des  Erbanfalls  gegeben  ist.'^) 
Die  Errichtung  des  Inventars  erfolgt  durch  den  Notar  unter 
den  im  Gesetze  bestimmten  Förmlichkeiten;  derselben  können  die 
Betheiligten  anwohnen.''^ 


8.  TribuncUi  civUi  e  pendli;  4.  Freture,  Die  TrihuncUi  di  Cammercio  sind 
abgeschafft 

Requisitionen  am  Vemebmung  oder  Ladung  yon  Zeugen  sind  an  den 
Appellhof,  in  dessen  Bezirke  die  angesonnene  Verhandlung  vorzunehmeD  ist, 
zu  richten  (Einbeförderung  auf  diplomatischem  Wege)  laut  Bekanntmachung 
des  k.  b.  Staatsmin.  der  Justiz  vom  17.  Juni  1878  (J.-M.-Bl.  S.  131).  Corti 
(TÄppello  sind  in:  Ancona,  Aquila,  Bologna,  Brescia,  Cagliari,  Casale  Mon- 
ferrato,  Catania,  Gatanzaro,  Firenze,  Genova,  Lucca,  Maceraia,  Messina,  Milano, 
Modena,  Napoli,  Palermo,  Parma,  Perugia,  Potenza,  Roma,  Torino,  Trani, 
Venezia. 

Näheres  über  die  Gerichtsorganisation  in  Italien  s.  Brusa,  Staatsrecht 
des  Königreichs  Italien  in  y.  Marquardsen's  Handb.  des  öffentl.  Bechts  etc., 
rV.  Bd.  1.  Halbbd.  7.  Abth.  S.  228. 

**)  Codice  di  procedura  civüe  yon  1866,  Art.  94 ;  die  Ziyilprozessordnung 
regelt  streitige  und  freiwillige  (Gerichtsbarkeit. 

»•)  Cod.  di  proc.  Art.  848,  849. 

•*)  Codice  civüe  Art  929—935,  955,  957  u.  959. 

••)  Cod.  di  proc.  Art  866  ff. 

20* 
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Wenn  kein  bekannter  Erbe  yorhanden  ist,  oder  die  testamen- 
tarischen oder  gesetzlichen  Erben  anf  die  Erbschaft  versichtet  haben, 
wird  solche  als  ruhend  {giaceiüe)  betrachtet;  das  Gericht  erster 
Instanz  ernennt  in  solchem  Falle  auf  Antrag  der  Interessenten  oder 
Yon  Amtswegen  einen  Kurator,  welcher  für  Errichtung  des  Inyentars 
Sorge  zu  tragen  hat.'^) 

Nach  italienischem  Gesetze  findet  eine  Yerlassenschaftsbehand- 
lung  im  eigentlichen  Sinne  nicht  statt;  der  testamentarische  oder 
gesetzliche  Erbe  tritt  lediglich  auf  Grund  dieses  Rechtstitels  in  den 
Nachlass.  Bei  der  testamentarischen  Erbfolge  hat  der  Erbe  den 
Todtenschein  und  das  Testament  des  Erblassers  Torzulegen  und  zu 
erklären,  dass  dieses  Testament  das  letzte  des  Erblassers  sei  und 
dass  ausser  den  darin  bedachten  Erben  keine  anderen  gesetzlichen 
Erben  bestehen,  welche  auf  einen  Erbantheil  Anspruch  hätten;  bei 
der  Intestaterbfolge  legitimirt  sich  der  Erbe  nebst  dem  Todten- 
scheine  durch  einen  gerichtlichen  Notorietätsakt,  welcher  das  Nicht- 
vorhandensein einer  letztwilligen  Yerfftgung  bestätigt  und  die  be- 
rechtigten Intestaterben  bezeichnet.'^ 

Gerichtliche  Erbtheilung  tritt  ein,  wenn  die  Erben  über 
die  Theilung  sich  nicht  einigen  können  oder  Gläubiger  solche  ver- 
langen.  Zuständig  ist,  wenn  die  Erbschaft  den  Werth  Ton 
1500  Lires  nicht  überschreitet,  der  Pretore,  ausserdem  das  Tribunale 
civile»  Letzteres  kann  für  alle  Fälle  einen  Richter  delegiren.  Mit 
der  Theilungshandlung  selbst  wird  ein  Notar,  den  auch  der 
delegirte  Richter  ernennen  kann,  beauftragt.'^) 

2.  Gesetzliche  Erbfolgeordnung  nach  dem  italienischen 
bürgerlichen  Gesetzbuch  (Codice  civüe): 

a)  Deszendenten,  auch  adoptirte  und  legitimirte. 

Uneheliche  Kinder  erhalten  bei  Konkurrenz  mit 
legitimen  die  Hälfte  der  Erbportion  der  letzteren,  in  Kon- 
kurrenz mit  Aszendenten  oder  Ehegatten  zwei  Drittel,  und 
das  Ganze,  wenn  weder  rechtmässige  Nachkommen,  noch 
Aszendenten,  noch  Ehegatte  yorhanden.     Von  der  Erbfolge 


•«)  Codke  civile  Art  980—982. 

^^  7gl.  auch  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht,  Bd.  I  S.  121. 
Zur  Abhandlungspflege  über  den  in  Italien  gelegenen  unbeweglichen  Nach- 
läse eines  in  Oesterreich  verstorbenen  itaUenischen  Staatsangehörigen  s.  angef, 
Zietschrift  Bd.  II  S.  430. 

^  Cod.  di  proc.  Art  882  ff. 
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in  das  Yermögen  der  Verwandten  der  Eltern  sind  sie  ans- 
geBchlossen,  wie  sie  umgekehrt  auch  nicht  von  jenen  beerbt 
werden  (Art.  736,  737,  743—762). 

b)  Eltern  und  GeschwiBter,  sowie  deren  Deszendenten,  nach 
Eopftheilen,  wobei  aber  die  Eltern  oder  eines  von  ihnen 
nie  weniger  als  ein  Drittel  erhalten  dfirfen;  halbbürtige 
Geschwister  erben  in  Konkurrenz  mit  Yollbürtigen  nur  halb- 
soTiel  als  letztere.  Eltern  allein  erben  zu  gleichen  Theilen 
(Art.  739—742). 

e)  Sind  Eltern  nicht  mehr  am  Leben,  so  erben  die  entfernteren 
Aszendenten,  nach  der  N&he  des  Grades,  und  zwar  die 
eine  H&lfte  die  yäterlichen,  die  andere  die  mütterlichen, 
ohne  Rücksicht  auf  Herkunft  des  Vermögens;  in  Ermangelung 
Ton  Aszendenten  erben  die  Geschwister  allein  (Art.  740,  741). 

d)  Die  entfernteren  BlutsTerwandten  nach  Gradesnähe  und  ohne 
Rücksicht   auf  yäterliche  und  mütterliche  Linie  (Art.  742). 

e)  Der  überlebende  Ehegatte  hat  bei  Konkurrenz  mit 
legitimen  Kindern  den  Niessbrauch  an  einem  Kindstheil, 
ausserdem  erhält  er  zum  Eigenthum  ein  Drittel,  wenn  er 
mit  Aszendenten,  unehelicher  Nachkommenschaft  oder  Ge- 
schwistern konkurrirt,  ein  Viertel,  wenn  zugleich  mit  As- 
zendenten und  unehelichen  Nachkommen,  zwei  Drittel,  wenn 
er  mit  anderen  sukzessionsfahigen  Verwandten  konkurrirt, 
und  das  Ganze,  wenn  Verwandte  über  den  6.  Grad  hinaus 
nicht  Torhanden  sind  (Art.  753—757). 

f)  In  Ermangelung  erbfähiger  Verwandten  und  eines  Ehe- 
gatten fällt  die  Erbschaft  dem  Staate  zu  (Art.  758). 

3.   Testamente. 

Zur  Testirfähigkeit  gehört  das  zurückgelegte  18.  Lebens- 
jahr.    Das  Gesetz  kennt  zwei  Formen  des  ordentlichen  Testaments: 

a)  das  eigenhändige  (testammto  olografo\ 

b)  das  durch  notariellen  Akt  errichtete. 

Ersteres  muss  Tom  Testator  geschrieben,  datirt  und  unter- 
schrieben sein.  Das  notarielle  Testament  ist  entweder  ein  öffent- 
liches oder  ein  geheimes.  Das  öffentliche  Testament  wird  Ton  einem 
Notar  in  Gegenwart  Yon  yier  Zeugen  oder  mit  Beiziehung  eines 
zweiten  Notars  und  Tor  zwei  Zeugen  aufgenommen.  Das  geheime 
Testament  wird  yerschlossen  vom  Testator  dem  Notar  übergeben; 
dasselbe    kann    auch   Ton   einem  Dritten   ganz   oder  theilweise   ge- 
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»ehrieben  werden,   mnss   aber  auf  jeder  Seite  Yom  Testator  unter- 
schrieben sein.**) 

4.  Erbschaftssteuer. 

Die  Erbschaftssteuer  bildet  einen  Theil  der  Registersteuer  und 
ist  in  der  Gesetzgebung  über  letztere  (Gesetz  Tom  13.  September  1874 
mit  Reglement  yom  25.  September  1874  nebst  späteren  Gesetzen  vom 
23.  Mai  1875,  11.  Januar  1880,  14.  Juli  1887  und  12.  Juli  1888) 
geordnet,  abgesehen  vom  Gesetz  Yom  12.  Juli  1888  mit  Zuschlag 
eines  Decimo  fCbr  zwei  Jahre  bei  Erbgang  in  direkter  Linie.  Die 
Quote  ist  1,2  Proz.  für  Schenkungen  und  Erbgang  unter  Aszendenten 
und  Deszendenten,  3  Proz.  bei  Ehegatten,  10  Proz.  bei  Fremden, 
sowie  Steigerung  auf  5,  6,  8  und  9  Proz.  bei  Seitenverwandten. 
Wohlthätige  Vergabungen  an  fromme  Stiftungen  und  Wohlthätigkeits- 
anstalten  werden  für  die  Steuer  dem  Erbgang  unter  Geschwistern 
gleichgestellt.  Schulden  aus  Tor  dem  Tode  registrirten  Priyat- 
urkunden  werden  gleich  anderen  von  dem  Erbgut  abgezogen;  nicht 
eingerechnet  werden  Kunst-,  wissenschaftliche  und  literarische  Samm- 
lungen, welche  kein  Handelsobjekt  bilden.  Nicht  abgezogen  werden 
Schulden,  welche  besonders  auf  Immobilien  der  Erbschaft  lasten,  die 
im  Auslande  liegen,  und  erfolgt  bei  gewöhnlichen  Schulden,  die 
sich  nicht  hauptsächlich  auf  in-  oder  ausländische  Immobilien  be- 
ziehen, ein  Abzug  nach  Yerhältniss  der  beiden  Theile  des  Erbguts. 
Die  Erben,  Legatare,  Erbschaftsyerwalter  sind  solidarisch  verpflichtet. 
Besitzer  irgend  welcher  zur  Erbschaft  gehörender  Güter  haben  die- 
selben Tor  Eonsignirung  dem  Registerbureau  anzuzeigen.'^) 

5.  Vormundschaft. 

Die  Vormundschaft  über  Minderjährige  wird  eröffnet,  wenn 
beide  Eltern  gestorben  oder  für  abwesend  erklärt  sind,  oder  wenn 
die  väterliche  Gewalt  zufolge  Verurtheilung  zu  Verlust  gegangen  ist. 
Minderjährig  ist  eine  Person,  welche  noch  nicht  das  20.  Lebensjahr 
zurückgelegt  hat.'^)  Zur  Mitwirkung  bei  der  Vormundschaft  ist  der 
Familienrat h  (cansiglio  di  famiglia)  berufen;  derselbe  wird  ge- 
bildet aus  dem  Prdore  als  Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern. '*) 

Wegen    Einleitung    einer    Vormundschaft    oder    Kuratel    über 


**)  Codice  civüe  Art  768,  774—782.    Ueber  einzelne  ausserordentliche 
Testamentsformen  vg^.  Art  789—803  1.  o. 
'^)  Brnsa  a.  a.  0.  S.  822. 
")  Codice  civüe  Art.  241,  240  u.  828. 
")  N&heres  hierüber  enthalten  die  Art.  249  ff.  1.  c. 
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italieiiisehe  Staatsangehörige  durch  die  italienlBohen  Konsuln  s.  oben 
Nr.  7  des  Art.  11  der  EoDTontion  mit  dem  Deutschen  Reiche  Tom 
21.  Deiember  1864  und  Note  14. 

in.  Das  Notariats we Ben  ist  durch  die  Notariatsordnung 
Yom  25.  Juli  1875  mit  NoTcUe  Tom  6.  April  1879  (Gesetzestezt 
Yom  26.  Mai  1879)  geregelt.^0 

Die  Notare  sind  öffentliche  Amtspersoneui  welche  zur  Aufnahme 
Ton  Akten  unter  Lebenden  und  über  letztwillige  Anordnungen  sowie 
dazu  bestellt  sind,  die  bezeichneten  Akte  öffentlich  zu  beglaubigen^ 
sie  zu  Terwahren  und  davon  Abschriften,  Zeugnisse  und  Auszüge 
zu  fertigen.  Die  Notare  üben  auch  noch  andere  ihnen  durch  die 
Gesetze   besonders   zugewiesenen  Funktionen  aus   (Art.  1  d.  N.-O.). 

Für  jeden  Sprengel  eines  Zivil-  und  Straftribunals  besteht  ein 
NotarenkoUeg^um  und  ein  Notariatsarchiv.  Jedes  Kollegium  hat  einen 
Notariatsrath  (Art.  3). 

Die  Notare  werden  durch  königliches  Dekret  auf  Lebenszeit 
ernannt  (Art.  13).  Der  Notariatsakt  wird  vom  Notar  in  Gegenwart 
zweier  Zeugen  aufgenommen  (Art.  40). 

Akte,  Abschriften,  Auszüge  und  Zeugnisse,  von  welchen  ausserhalb 
des  Sprengeis  des  Notariatsraths  oder  ausserhalb  des  König- 
reichs Gebrauch  gemacht  werden  soll,  bedürfen  der  Legalisirung 
(Art.  67). 

lY.    Oertliche  Grenzen   der  Anwendung   der  Bechte. 

Abgesehen  von  internationalen  Yereinbarungen  (vgl.  hiezu  oben 
Nr.  I  die  Bestimmungen  des  deutsch-italienischen  Konsular -Vertrags) 
gelten  folgende  Grundsätze: 

Zustandsrechte,  die  Bechts-  und  Handlungsfähigkeit  einer  Person, 
dann  die  Bechtsverhältnisse  der  Familie  richten  sich  nach  den  Ge- 
setzen des  Landes,  dem  die  betreffenden  Personen  angehören. 

Das  bewegliche  Vermögen  ist  in  der  Begel  den  Gesetzen  des 
Landes  des  Eigenthümers  d.  h.  den  Personalstatuten  unterworfen. 
Immobilien  stehen  unter  der  Herrschaft  der  Gesetze  des  Landes,  wo 
sie  gelegen  sind. 

Das  Erbrecht,  gesetzliches  wie  testamentarisches,  richtet  sich, 
sowohl  was  die  Erbfolgeordnung,  als  was  den  Umfang  der  Erb- 
berechtigung   und    die   materielle   Gültigkeit   der   letztwilligen   Ver- 


**)  Ausf.-Reglement  dazu  vom  23.  November  1879»  dessen  Art.  128  durch 
kgl.  Dekret  vom  10.  November  1881  abgeftndert  wurde.  Die  italienische 
Notariatsordnung  in  deutscher  Uebersetzung,  Wien  1876. 
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fügnngen  betrifEt,  nach  den  Gesetzen  des  Landes  des  Erblassers, 
ohne  Unterschied,  ob  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen  in 
Frage  und  in  welchem  Lande  solches  gelegen  ist  (Nationalitats- 
prinzip). 

Erbschafts-,  wie  Erbtheilungsklagen,  welche  die  Erb- 
schaft eines  Fremden  betreffen,  gehören  yor  die  Gerichte  des 
Landes  des  Erblassers.  Die  auf  eine  im  Auslande  eröffnete  Erb- 
schaft sich  beziehende  Klage  ist  vor  dem  auswärtigen  Gerichte  an- 
zubringen, gemäss  den  Gesetzen  des  Staates,  wo  die  Erbschaft  er- 
öffhet  ist.  Wenn  der  Verstorbene  (Ausländer)  in  Italien  Güter 
hinterlassen  hat,  so  kann  die  Erbschaftsklage  gegen  den  etwaigen 
Besitzer  vor  die  italienischen  Gerichte  gebracht  werden,  wenn  auch 
der  Ausländer  im  Auslände  yerstorben  ist.^)  Natürlich  urtheilen  die 
italienischen  Gerichte  auch  in  diesem  Falle  auf  Grundlage  des  Art.  8 
TU,  PreL  nach  dem  Gesetze  des  Verstorbenen. 

Die  Form  von  Rechtsakten  unter  Lebenden  und  auf  den  Todes- 
fall bestimmt  sich  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Errichtung;  doch 
steht  es  dem  Disponirenden  f^ei,  die  in  dem  Gesetze  seines  Landes 
vorgeschriebene  Form  zu  wählen,  wenn  alle  Parteien  demselben  unter- 
worfen sind.  Inhalt  und  Rechtswirksamkeit  yon  Schenkungen 
und  Testamenten  sind  in  der  Regel  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
des  Disponirenden  zu  beurtheilen.'^) 

V.  Ueber  die  Rechtsfähigkeit  und  die  allgemein  recht- 
liche Behandlung  der  Fremden  in  Italien  ist  Folgendes  zu 
bemerken. 

Art.  3  Codice  civüe  gewährt  die  bürgerlichen  Priyatreehte 
gleichmässig  den  Fremden  wie  den  Staatsangehörigen.  Dies  gilt 
nach  dem  allgemeinen  Recht  nicht  blos  für  physische  Personen, 
sondern  auch  für  ausländische  Gesellschaften,  im  Auslande  gesetzlich 
anerkannte  weltliche  bzw.  geistliche  Anstalten  und  selbst  fär  aus- 
wärtige Staaten  (s.  jedoch  nachstehend  das  Vertragsyerhältniss  mit 
Deutschland).  Der  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  ist  weder  durch 
Zusicherung  der  Gegenseitigkeit  noch  durch  den  Aufenthalt  (residenza) 
bedingt.  Da  den  bürgerlichen  Wohnsitz  einer  Person  der  Ort 
bildet,    wo   sich    der   Geschäftsmittelpunkt    oder   Hauptsitz    befindet 


»*)  Codice  di  proc,  civ,  Art.  105,  945  f.;  ürtheil  des  Kassationshofe  in 
Florenz  vom  17.  März  1884  i.  S.  TraflFord  c.  Blanc. 

■*)  Einleitung  zum  codice  civüe,  Nr.  7—9.  Für  die  ganze  Materie  vgl. 
auch  Brusa  a.  a.  0.  S.  38  f. 
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{Codice  Chile  Art.  16),  bo  hat  der  Fremde  in  Italien  den  bürger- 
lichen Wohnsitz  dann,  wenn  er  dort  seine  Hauptniederlassung  besitzt. 
Auch  einen  gewählten  Wohnsitz  im  Sinne  des  Codice  dvUe 
Art,  19  und  Cod.  proe.  civ.  Art.  107  kann  der  Fremde  in  Italien 
haben.*^) 

Im  YerhältnisB  zu  Deutschland  bestimmt  über  gegen- 
seitige Zulassung  zum  Genüsse  der  bürgerlichen  Rechte 
Art.2  des  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrags  zwischen 
dem  Deutschen  Reich  und  Italien  vom  6.  Dezember  1891 
(R.-G.-B1.  1892  S.  97  ff.)- 

„Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliessenden 
Theile  sollen  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  alle 
bürgerlichen  Rechte  (mit  Ausschluss  der  politischen)  ge- 
niessen,  welche  den  Landesangehörigen  ohne  Beschränkung 
und  ohne  Unterscheidung  gewährt  werden. 

Sie  sollen  demgemäss  gleich  den  Inländern  berechtigt 
sein,  jede  Art  yon  beweglichem  oder  unbeweglichem  Ver- 
mögen zu  erwerben,  zu  besitzen  und  darüber  durch  Ver- 
kauf, Tausch,  Schenkung,  letzten  Willen  oder  auf  andere 
Weise  zu  yerfugen,  sowie  Erbschafton  yermöge  letzten 
Willens  oder  kraft  Gesetzes  zu  erwerben. 

Auch  sollen  sie  in  keinem  der  gedachten  Fälle  anderen 
oder   höheren  Abgaben   und  Auflagen   unterliegen   als   die 
Inländer. '^ 
Hiezu    bestimmt    jedoch    das    Schlussprotokoll    des    Ver- 
trages: 

„Die  Vorschriften  des  Art.  2  beziehen  sich  nicht 
auf  juristische  Personen.  Für  Aktiengesellschaften 
und  andere  kommerzielle,  industrielle  oder  finanzielle  Gesell- 
schaften bleibt  die  zwischen  den  yertragschliessenden  Theilen 
zu  Berlin  am  8.  August  1873  unterzeichnete  Konvention  in 
Geltung.*' 
Nach  Art.  3  Abs.  2  des  Vertrags  haben  die  Deutschen  in 
Italien   und  die  Italiener  in  Deutschland  freien  Zutritt   zu  den  Ge- 


'^  Brusa  a.  a.  0.  §  9  S.  34  ff.  Vgl.  auch  Esperson  im  Journal  du 
droit  international  etc.  p.  Glunet^  tom.  VI  p.  329  ff.  und  Esperson,  Condizione 
giwridica  dello  straniero  secondo  le  legislasione  e  la  giurisprudenza  italiane 
ed  estere,  i  trattati  fra  Vltdlia  e  le  altre  nazioni,  Müani  1889—1891,  femer 
S.  Gianzana,  lo  straniero  in  Italia. 
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richten  zur  Yerfolgang  und  Yertheidigang  ihrer  Rechte  und  geniessen 
sie  in  dieser  Hinsicht  alle  Rechte  und  Befreiungen  der  Inländer«  sie 
sind  wie  diese  befugt,  sich  in  jeder  Rechtssache  der  durch  die 
Landesgesetze  zugelassenen  Anwälte,  Bevollmächtigten  oder  Beistände 
zu  bedienen. 

Nach  Art.  i  Abs.  8  des  Vertrags  dürfen  die  Angehörigen  eines 
jeden  der  vertragschliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen 
weder  persönlich,  noch  in  Bezug  auf  ihre  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Güter  zu  anderen  Verpflichtungen,  Beschränkungen,  Taxen 
oder  Abgaben  angehalten  werden,  als  jenen,  welchen  die  Inländer 
unterworfen  sein  werden. 

§  45. 
Luxemburg. 

Das  Grossherzogthum  Luxemburg  gehört  in  der  Hauptsache 
dem  französischen  Rechtsgebiete  an. 

In  Bezug  auf  Erbschaftserwerb  gilt  Folgendes:  Die  Erb- 
schaft; geht  ipso  Jure  auf  den  gesetzlichen  Erben  über;  er  kann 
solche  annehmen  oder  derselben  entsagen.  Letzteres  geschieht  auf 
der  Gerichtsschreiberei  des  Bezirksgerichts.^)  Die  einfache  Annahme 
kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  geschehen;  solche  ist  in  der 
Regel  unwiderruflich.  Bei  Annahme  unter  der  Rechtswohlthat  des 
Inventars,  welche  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Bezirksgerichts 
schriftlich  erfolgt,  hat  der  Erbe  zur  Errichtung  des  Inventars  eine 
Frist  von  drei  Monaten  nach  Eröffnung  der  Erbschaft  und  ausserdem 
noch  40  Tage. 

Die  Siegelung  des  Nachlasses  geschieht  auf  Antrag  der  Erben 
oder  Gläubiger,  von  Amtswegen,  wenn  Abwesende,  Minderjährige 
oder  Interdizirte  unter  den  Erben  sich  befinden. 

Die  Erbtheilung  kann,  wenn  alle  Erben  grossjährig  und  gegen- 
wärtig, aussergerichtlich  in  Privatakt  oder  durch  Notar  erfolgen.  Bei 
Betheiligung  von  Minderjährigen  oder  Interdizirten  tritt  die  Mitwirkung 
der  Vormünder  vor  dem  Friedensrichter  ein.') 


^)  Es  gibt  zwei  Bezirksgerichte :  Luxemburg  und  Diekirch ;  jeder  dieser 
Bezirke  zerfällt  in  sechs  Kantone,  in  welchen  je  ein  Friedensgericht.  Höchstes 
Gericht  ist  der  Obergerichtshof  zu  Luxemburg  (Appellhof  und  Eassationshof). 

*)  Vgl.  auch  Schmit,  in  (Beuling)  Leske  u.  Löwenfeld,  die  Rechts- 
verfolgung im  internationalen  Verkehr,  S.  180  ff,  und  513  ff.    Ueber  das  Ver- 
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Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

1.  Dessendenten  nach  Stämmen. 

Anerkannte  uneheliohe  Kinder  erben  in  Konkurrenz 
mit  ehelichen  ein  Drittel,  mit  Eltern,  Voreltern,  GeschwiBtem 
und  deren  Abkömmlingen  die  Hälfte  und  drei  Viertel  in 
Konkurrenz  mit  den  entfernteren  Seitenyerwandten« 

2.  Eltern    und    Geschwister,    sowie    die    Nachkömmlinge    der 
letzteren  nach  Stämmen. 

3.  Voreltern. 

4.  Die  entfernteren  Seitenrerwandten. 

5.  Der  überlebende  Ehegatte. 

6.  Der  Staat. 

Pflichttheilbereohtigt  sind  Deszendenten  und  Eltern   bzw.  Vor- 
eltern. 

Ausländerhaben  dieselben  Erbrechte  wie  die  Staatsangehörigen.') 
Das  Gesetz  yom  26.  Februar  1872  hat  jedoch  die  Bestimmung 


&hren  beim  Verkauf  von  Immobilien,  an  deren  Eigenthum  Minderjährige  und 
Konkursmassen  betheiligt  sind,  s.  Gesetz  Tom  12.  Juni  1816. 

')  In  Luxemburg  wird  die  Staatsangehörigkeit  erworben: 

1.  Durch  Geburt  im  Grossherzogthom  oder  im  Ausland,  von  einem 
Luxemburger,  welcher  die  Eigenschaft  als  solcher  nicht  verloren 
hat  (Art.  10  Ziv.-Ges.-B.) ; 

2.  durch  Geburt  im  Grossherzogthum  von  dort  sesshaffcen  Eltern  (Grund- 
gesetz 1815  Art.  8); 

3.  durch  Geburt  im  Grossherzogthum  von  unbekannten  Eltern; 

4.  von  Frauen  durch  Heirath  mit  einem  Luxemburger  (Art.  12  Z.-G.B.); 

5.  von  Kindern,  die  im  Grossherzogthum  von  fremden  Eltern  geboren 
sind^  durch  Optirung  innerhalb  des  Jahres  nach  ihrer  Mündigwerdung 
(Art.  9  Z.-G.-B.) ; 

6.  durch  Optirung  seitens  des  Kindes,  welches  im  Ausland  von  luxem- 
burgischen Eltern,  die  ihrer  Eigenschaft  als  Luxemburger  verlustig 
gegangen  sind  (Art.  10  Z.-G.-B.),  abstammt; 

7.  von  einer  Person,  die  im  Grossherzogthum  geboren  und  daselbst 
von  einem  Fremden  abstammt,  welcher  selbst  dort  geboren  und 
bis  zur  Geburt  des  Kindes  dort  wohnhaft  gewesen  ist,  dadurch, 
dass  sie  innerhalb  eines  Jahres  nach  ihrer  Mündigwerdung  die 
Eigenschaft  als  Ausländer  nicht  für  sich  in  Anspruch  genommen 
(Art.  2  des  Gesetzes  vom  27.  Januar  1878  über  die  Naturalisation^; 

8.  durch  Naturalisation  (Ges.  v.  12.  November  1848  und  27.  Januar  1878); 

9.  durch  Spezialgesetz. 

Die  Eigenschaft  als  Luxemburger  geht  verloren: 

1.  Durch  die  im  Ausland  erworbene  Naturalisation  (Art.  17  Z.-G.-B.); 

2.  durch  Niederlassung  im  Ausland  mit  der  Absicht  der  Ninunerwieder- 
kehr  (Art.  17  1.  c); 

3.  für  die  Luxemburgerin  durch  Heirath  mit  einem  Fremden  (Art.  191.  c). 

Näheres  s.  Eyschen,  das  Staatsrecht  des  Grossberzogthums  Luxem- 
burg, in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  IV.  Tbl.  1.  Halbbd. 
4.  Abth.  S.  46  ff. 
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getroffen,  dass  bei  Erbscbaftstheilnngen  zwischen  Ausländem  und 
Luxemburgern,  wo  letztere  von  einem  Theil  der  Güter  ausgeschlossen 
sind,  die  Gleichheit  wieder  hergestellt  werde,  indem  die  Luxemburger 
Erben  den  ihnen  sonst  entgehenden  Antheil  auf  die  im  Grossherzog- 
thum  gelegenen  Güter  vorwegnehmen  sollen. 

DieErbschaftsgebühren  sind  durch  Gesetz  vom 27. Dezember 
1817  und  23.  September  1841  festgesetzt.  Es  werden  zwei  ver- 
schiedene Erbschaftsfalle  (mortis  causa)  unterschieden  und  zwar: 

1.  wird  eine  Erbschaftsabgabe  (droit  de  succession)  erhoben 
von  allen  in  der  Erbschaft  vorgefundenen  und  einem  Ein- 
wohner des  Grossherzogthums  zugehörigen  Werthen; 

2.  wird  eine  Uebergangsgebühr  (droit  de  mutation)  gezahlt  für 
den  Werth  der  im  Grossherzogthum  befindlichen  Grundgüter, 
welche  einem  nicht  im  Grossherzogthum  Wohnenden  durch 
Todesfall  in  vollem  Eigenthum  oder  in  Nutzniessung  zufallen. 

Eine  Erbschaftsgebühr  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Erbschaft  in 
gerader  Linie  ab  intestato  anfällt;  erhält  aber  der  Erbe  durch  Testa- 
ment oder  durch  Entsagung  Theile  der  Erbschaft,  auf  die  er  ohne 
diese  Bestimmung  oder  Entsagung  kein  Recht  hat,  so  muss  er  Erb- 
schaftsabgabe entrichten.  Gänzlich  befreit  sind  u,  A.  Erbschaften 
in  direkter  Linie,  Erbschaften  zwischen  Ehegatten,  sobald  Deszendenten 
aus  der  gemeinsamen  Ehe  vorhanden  sind,  und  Erbtheile  nicht  über 
634,92  Francs;  doch  hat  der  im  Ausland  ansässige  Erbe  in  direkter 
Linie  des  im  Grossherzogthum  ansässig  gewesenen  Erblassers  2  Proz. 
Erbschaftssteuer  zu  entrichten,  falls  die  Erbschaftssteuer  in  seinem 
Lande  auch  die  Erben  in  direkter  Linie  trifft.  Die  Erbsohafts- 
gebühren  ab  intestato  belaufen  sich  auf  4  Proz.  für  Ehegatten  und 
Geschwister,  6  Proz.  für  Neffen,  Nichten,  Onkel,  Tanten  u.  s.  w., 
10  Proz.  für  andere  Verwandte  oder  Nichtverwandte,  sowie  bei  Erb- 
schaften durch  Testament  in  Bezug  auf  Alles,  was  über  den  gesetz- 
lichen Erbtheil  hinausgeht.^) 

Das  Notariatswesen  ist  geregelt  durch  die  Ordonnanz  vom 
3.  Oktober  1841  über  das  Notariat.  Für  die  Ernennung  zum  Notar 
ist  erfordert,  dass  man  im  Genuss  der  bürgerliehen  Rechte,  im 
Grossherzogthum  geboren  oder  naturalisirt  und  daselbst  wohnhaft 
sei,  25.  Lebensalter,  juristischer  Doktorgrad,  zweijährige  Praxis  bei 
einem  Notar;  femer  müssen  ein  vor  der  Notarenkammer  ausgefertigtes 


*)  Nähere«  e.  Eyschen  a.  a.  0.  S.  233;  ferner  Sohmit  a.  a.  0.  S.  182. 
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Moralitatszengniss  und  ein  von  der  PrüfangskommisBion  ansgestolltes 
Fähigkeitsattest  beigebracht  werden  (Art.  48  1.  c). 

Die  Notare  sind  bemfen,  auf  Antrag  der  Parteien  den  Ver- 
tragen den  Karakter  der  Authentizität  zu  yerleihen,  die  Dokumente 
zu  bewahren  und  Abschriften  daron  zu  ertheilen  (Art.  1,  2  1.  c). 

Bei  jedem  Bezirksgerichte  besteht  eine  Notariatskammer 
(Art.  56,  77ff.).ß) 

§  46. 

Monaco. 

Die  Sicherung  des  Nachlasses  eines  im  Fürstenthum  yer- 
storbenen  Ausländers  ist  Sache  der  Regierung,  nicht  des  Gerichts. 
Im  Uebrigen  richtet  sich  die  Nachlassbehandlung  im  Wesentlichen 
nach  den  Grundsätzen  des  französischen  Rechts.  Ausländer  bezahlen 
keine  höheren  Erbschaftssteuern  als  Inländer. 

Die  Ziyilstandsregister  werden  vom  Maire  geführt,  der  auch 
Auszüge  daraus  ertheilt."") 


§  47. 
Montenegro. 

I.  Im  Fürstenthum  Montenegro^)  sind  zur  Abhandlung 
eines  Nachlasses  im  Allgemeinen  die  Kapetanatsgerichte')  zu- 
ständig. 


*)  Näheres  s.  Ey  sehen  a.  a.  0.  S.  132  u.  214. 

*)  (Reoling)  Leskeu.  Löwen feld  etc.,  die  RechtsYerfolgong  im  intern. 
Verkehr,  S.  246. 

üeber  Staatsangehörigkeit  im  Fürstenthum  Monaco  s.  Näheres  bei 
Weiss,  Tratte  thear.  et  prot.  de  droit  intern,  etc,  tom.  I  p.  239  f. 

*)  Montenegro  ist  ein  kleines  Gebirgsland,  welches  seit  Jahrhunderten 
der  türxischen  Uebermacht  gegenüber  seine  Selbständigkeit  zu  vertheidigen 
hatte.  Die  Verhältnisse  waren  einer  gedeihlichen  inneren  Entwicklang  nicht 
günstig,  deshalb  das  Land  kulturell  zurückgeblieben  ist.  Erst  durch  den 
Berliner  Vertrag  und  die  durch  denselben  neugeschaffene  Ordnung  auf  der 
Balkanhalbinsel  war  es  dem  kleinen  Montenegro  ermöglicht,  mit  der  Einführung 
kultureller  Einrichtungen  ernstlich  zu  beginnen.  Dass  dies  bei  den  bescheidenen 
Hülfsmitteln  des  Landes  nur  langsam  vor  sich  gehen  kann,  ist  wohl  leicht 
begreiflich.  Die  Geschichte  Montenegro's  bietet  genügenden  Aufschluss  dar- 
über, dass  von  einer  Gesetzgebung  und  einer  Organisation  des  Staatswesens 
in  den  yerflossenen  Jahrhunderten  keine  Rede  sein  konnte. 

Thatsächlich  waren  die  primitiven  Verhältnisse  des  Landes  durch  Ge- 
wohnheitsrecht geordnet,  welchem  noch  gegenwärtig  eine  ganz  eminente  Be- 
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In  allen  yerwiokelten  Fällen  wendet  sich  das  Eapetanatsgericht 
an  das  Obergericht  um  Weisungen  über  die  Behandlung  des 
Falles.  Dies  gilt  namentlich  bezüglich  der  Nachlässe  der  Fremden« 
Der  Nachlass  wird  der  Heimathsbehörde  des  yerstorbenen  Fremden 
zur  Abhandlung  ausgefolgt.  —  Jedoch  werden  Torher  die  Ansprüche 
der  montenegrinischen  Gläubiger  gegen  die  Nachlassmasse  sicher  gestellt. 


deutang  und  ausgedehnte  Geltung  eingeräumt  ist  (vgL  §§  2,  3,  779,  781,  782 
a.  G.  ü.  Vermögen).  Das  Erbrecht,  Familienrecht,  Strafrecht,  das  gerichtiiche 
Verfahren  wird  im  ausgedehntesten  Maasse  durch  Gewohnheitsrecht  geregelt. 

Das  erste  geschriebene  Gesetz  war  erst  zu  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts erlassen;  diesem  folgte  im  Jahre  1855  das  Gesetzbuch  Danilo's  I. 

Ein  systematisches  bürgerliches  Gesetzbuch  hat  erst  der  gegenwärtig 
regierende  Fürst  Nikolaus  I.  erlassen.  Sämmtliche  mit  den  Vorarbeiten  der 
Kodifikation  etc.  verbundenen  bedeutenden  Auslagen  hat  Russland  bestritten. 
Wenn  noch  eine  kurze  Exekutionsordnung,  eine  Ergänzung  des  Strafgesetzes, 
ein  Schulgesetz,  einige  Staatsverträge  namentlich  über  Auslieferung  von  Ver- 
brechern, der  Postvertrag,  die  Handelsverträge  mit  Grossbritannien  vom 
21.  Januar  1882,  mit  Italien  vom  28.  März  1883,  mit  Serbien  vom  1.  Mai  1891, 
mit  Frankreich  vom  18.  Juni  1892  (s.  die  letzteren  in  Martens  Recueü, 
Bd.  8,  10,  44)  erwähnt  werden,  so  wären  beiläufig  sämmtliche  geschriebenen 
Rechtsquellen  aufgezählt. 

Zur  Literatur  über  montenegrinisches  Recht :  P o p o v i ö ,  Georg,  Recht 
und  Gericht  in-  Montenegro,  Agram  1877  (schildert  jedoch  nach  dem  Gesetz- 
buche DanieTs  vieles  Veraltete  als  geltendes  Recht).  —  Geschriebene  Gesetze 
der  Südslaven  von  Dr.  V.  Bogisiö,  Agram  1872  (in  kroatischer  Sprache). 
—  Derselbe,  Sammlung  der  Rechtsgebräuche  der  Südslaven,  Agram  1874 
(in  kroatischer  Sprache).  —  FeodorDemeliö,  Le  Droit  coiUumier  des  Slaves 
märidionai4X  d'avr^  les  recherches  de  M.  Bogisiö,  Paris  1877.  —  Bogisiö, 
Sur  la  forme  aite  „inokosna^^  de  la  farnilk  rurale  chez  les  Serbes  et  les 
Croates,  Paris  1884.  —  Erauss^  Sitte  und  Brauch  der  Südslaven,  Wien  1885. 
'—  Di  ekel,  Ueber  das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  für  Montenegro^  Marburg 
1889.  —  Danilo's  Gesetzbuch,  Wien  (bei  Friedrich  Manz)  1859.  —  Code 
g4n4ral  de  hiens  pmr  la  principaute  de  MonUnegro,  trad.  p.  R.  Dar  est  e, 
Paris  1892.  —  Collection  de  Uis  InstUuciones  politiois  y  juridicas  de  los 
puehlos  modemos,  tom.  X  p.  77—263,  Madrid  1893.  —  Adalbert  Shek,  All- 
gemeines Gesetzbuch  über  Vermögen  für  das  Ftkrstenthum  Montenegro, 
Berlin  1898. 

2£intheüung  der  Gerichte  und  deren  Sitze:  1.  Obergericht  =  WeWU 
etinje;  2.  Kreisgerichte  in  Podgorica,  Dulcigno,  Niksici,  Andrejevica; 
8.  Eapetanatsgerichte. 

Jedes  Pleme  hat  sein  Eapetanatsgericht,  welches  den  Namen  nach  dem 
Namen  des  Pleme  führt;  der  Sitz  £eses  wechselt  mit  der  Person  des 
Kapetan,  d.  i.  der  Sitz  des  Eapetanatsgerichtes  richtet  sich  nach  dem  jeweiligen 
Wohnsitz  des  Eapetan^  doch  bleibt  der  Sitz  immer  innerhalb  der  Grenzen 
des  Pleme. 

TJeber  die  administrative  Eintheilung  des  Landes,  die  Behörden  und 
Gerichtsorganisation,  Kompetenz  und  Instanzenzug  vgl.  Shek,  Allg.  (Gesetz- 
buch über  Vermögen  für  das  FQrstenthum  Montenegro,  S.  XI,  XII. 

Es  ist  besonders  hervorzuheben,  dass  in  Montenegro  Laien  das  Richter- 
amt versehen,  man  darf  sich  die  Eapetanatsgerichte  keineswegs  als  Gerichte 
nach  westeuropäischem  Muster  vorstellen,  da  gibt  es  keine  Gerichts-  und 
Geschäftsordnungen;  ist  das  Eapetanatsgericht  im  Zweifel  über  die  Behandlung 
einer  Angelegenheit,  so  wendet  es  sich  um  Weisungen  an  das  Obergericht 
in  Cetinje. 
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Ein  besonderes  Verfahren  in  Nachlassachen  besteht  nicht; 
herrorzuheben  ist,  dass  die  Nachlässe  nur  ausnahmsweise  einen 
grösseren  Werth  repräsentiren.  Das  Verfahren  richtet  sich  nach 
dem  Kodex  Peter  und  Danilo  und  dem  Gerichtsgebrauche,  wo 
nothwendig,  ertheilt  das  Obergericht  spezielle  Weisungen.  Das 
Gericht  schreitet  nur  dann  von  Amtswegen  ein,  wenn  beyormundete 
Personen  interessirt  sind.^ 

IL   Gesetzliche  Erbfolge  in  Montenegro. 

Hiebei  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  das  Vermögen  der 
Kuea  {zudruga  oder  inokomd)  bei  dem  Absterben  einzelner  Mit- 
glieder der  Kuca  nicht  vererbt  wird.  Die  Kuca  ist  eine  den  Süd* 
slayen  eigenthümliche  Institution,  in  welcher  die  alte  Einrichtung 
der  Familie  bis  in  die  Gegenwart  erhalten  geblieben  ist,  eine  Familien- 
gemeinde  auf  einem  gemeinsamen  Besitzthum.  Die  Kuca  mit  mehreren 
Familien  (Eltern  und  Kindern)  ist  eine  Zadruga,  sie  ist  Inokosna, 
falls  sie  aus  einer  Familie  besteht.  Die  Kuca  als  solche  ist  Eigen- 
thlimer  des  gesammten  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens. 
Die  Kuca  ist  nach  montenegrinischem  Gesetz  juristische  Person  (vgl. 
Art.  14,  954,  964  allg.  Gesetzbuch  über  Vermögen;  über  Kuoa 
im  Allgemeinen:  Shek,  Allg.  Gesetzbuch  über  Vermögen,  LVU  ff., 
und  Art.  686—708,  964—966  a.  G.  ü.  V.),  daher  in  der  Kuca  über 
das  Vermögen  der  Kuca  weder  testamentarische  noch  gesetzliche 
Erbfolge  stattfindet,  den  einzigen  Fall  ausgenommen,  dass  die  Kuca 
im  Aussterben  begriffen  ist,  d.  i.  nur  ein  Mitglied  erübrigt,  welches 
in  diesem  Falle  zur  testamentarischen  Verfügung  berechtigt  ist,  bzw. 
OS  tritt  mangels  einer  gültigen  testamentarischen  Verfügung  die  ge- 
setzliche Erbfolge  ein  (707  a.  G.  ü.  V.).  Nach  dem  Angeführten 
also  findet  die  Erbfolge  in  der  Regel  nur  in  das  frei  yererbliche 
Vermögen  der  einzelnen  Hausgenossen  statt,  es  wird  nur  das 
Sonderyermögen  =  „Osobina*  vererbt. 

üeber  Osobina  s.  a.  G.  ü.  Verm.  688—690,  967—968. 

Die  gesetzliche  Erbfolge  in  das  frei  yererbliche  Vermögen  ist 
im  Gesetzbuch  Danilo's  vom  Jahre  1855  geregelt,  doch  ist  aus- 
drücklich hervorzuheben,  dass  manche  Bestimmungen  desselben 
nicht  mehr  beachtet  werden,  dass  die  Erbfolge  auch  durch  Ge- 
wohnheit geregelt  wird. 


*)  Hierober  and  Sicherungsmassregeln  vgl.  Art   671,  674,  652  allg. 
G.-B.  ü.  Verm.    Besondere  Verordnungen  ad  Art  152  sind  nicht  ergangen. 
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Nach  der  Anordnung  des  Gesetzbaohs  Danilo's  I.  fällt  das 
Tom  Vater  erworbene  Vermögen  —  sein  SonderTormögen  — ,  wenn 
er  bei  Lebzeiten  hierüber  nicht  verfügt  hat,  seinen  Söhnen  sn 
gleichen  Theilen  zu;  der  überlebenden  Wittwe  gebührt  der  lebens- 
längliche  Genuss  an  dem  Antheil  ihres  Mannes;  dieser  Antheil  ist 
erst  nach  ihrem  Tode  zu  yertheilen,  und  zwar  sofort,  wenn  die 
Kinder  erwachsen  sind;  sonst  wird  dieses  Vermögen  durch  yerläss- 
liehe  Männer  yerwaltet,  solange  die  Kinder  das  20.  Lebensjahr  nicht 
erreichen  (Art,  50);  die  Wittwe  geniesst,  wenn  sie  kinderlos  ist, 
bis  zu  ihrer  etwaigen  Wiederverehelichung  den  ganzen  Antheil  ihres 
Mannes;  heirathet  sie,  so  erhält  sie  zehn  Thaler;  hat  sie  Kinder, 
überdies  jährlich  für  jeden  Sohn  einen  Dukaten,  für  jede  Tochter 
zwei  Dukaten  (Art.  52). 

Die  Tochter  hat  kein  Erbrecht,  wenn  sie  mit  Söhnen  konkurrirt; 
hinterlässt  der  Vater  keine  Söhne,  sondern  nur  eine  oder  mehrere 
Töchter,  so  erben  sie  sowohl  das  yäterliche,  als  auch  das  gross- 
yäterliche  Vermögen,  welches  ihrem  Vater  zufiele  (Art.  53). 

Hat  der  Erblasser  ledige  oder  yerheirathete  Schwestern  hinter- 
lassen, so  erben  die  Töchter  zwei,  die  Schwestern  einen  Theil 
(Art.  54);  hinterlässt  der  Vater  aber  nur  eine  einzige  Tochter  und 
keine  Söhne^  so  erbt  sie  allein  sein  ganzes  bewegliches  und  un- 
bewegliches Vermögen  (Art.  55). 

Die  Tochter  erhält  bei  ihrer  Verheirathung  keinen  Antheil, 
wohl  aber  eine  Ausstattung  (Prcija),  welche  ihr  die  Eltern  freiwillig 
mitgeben  (Art.  31);  hat  eine  Tochter  bei  ihrer  Verheirathung  ein 
Vermögen  yon  ihren  Eltern  mitgebracht  und  wäre  sie  kinderlos  ge- 
sterben,  so  fällt  dieses  Vermögen  und  Alles,  was  mit  demselben  er- 
worben worden  ist,  ihren  Brüdern  und  in  Ermangelung  dieser  ihren 
Schwestern  zu;  hat  sie  auch  keine  Schwestern,  so  wird  der  Nachlass 
unter  die  nächsten  Anverwandten  yertheilt  (Art.  56). 

Sind  keine  direkten  Erben  yorhanden,  so  sind  die  nächsten 
Anverwandten  erbberechtigt;  sind  keine  solchen  Anverwandten  vor- 
handen,  so   fällt   der  ganze  Nachlass  der  Landeskasse  zu  (Art.  57). 

Nach  Art.  71  gebührt  den  unehelichen  Kindern,  wenn  sie 
erwachsen  sind,  das  Erbrecht  in  den  väterlichen  Nachlass  gleich  den 
ehelichen  Kindern.^) 


*)  Shek  a.  a.  0.  XX — XX [  u.  XXIII.  In  demselben  Sinne  auch  Popo  viö, 
Recht  und  Gericht  in  Montenegro,  §§  47,  48. 
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Beiflglioh  des  Erbrechts  der  MaBelmanen  gelten  beBondere 
Vorachriften« 

m.   Testamente. 

Der  eigenberechtigte  Montenegriner^  kann  mit  seinem 
Bonderyermogen  frei  nach  Willkür  yerfügen;  Art.  59,  48  Danilo 
bei  Shek  a.  a.  O.  XX;  PopoTio  S.  47;  Art.  690,  707  a.  Q.  ü.  Yerm.; 
dasselbe  Bogisio  in  Sammlang  der  Rechtsgebrauche  der  Südslayen, 
Antwort  anf  Frage  150  S.  850,  wie  folgt:  Es  kann  der  Haasgenosse 
mit  seinem  Vermögen  ganz  frei  letztwillig  yerfügen,  doch  wird  er 
die  Gattin  nnd  seine  Kinder  kaam  übergehen;  man  kann  nach  Be- 
lieben letztwillig  yerfügen  and  zwar  za  Gonsten  der  Kirche,  eines 
Klosters,  einer  Messenstiftang  etc.  Jeder  Erbe  wird  den  letzten 
Willen  gewissenhaft  yollziehen,  möge  er  dadnrch  selbst  zam  Bettler 
werden.  Nach  der  Rechtsanschanang  des  Volkes  wäre  derjenige, 
der  den  letzten  Willen  nicht  achten,  nicht  yollziehen  würde,  yer- 
flaeht,  es  würde  ihn  Jedermann  als  den  bösesten  Gesetzesübertreter 
ansehen;  denn  es  laatet  das  Sprichwort:  ko  ocina  dasa  nenamiri, 
syoja  gabi  —  i.  e.  Wer  des  Vaters  Seele  nicht  Genüge  leistet,  yer- 
liert  die  eigene  (d.  h.  wer  den  letzten  Willen  des  Vaters  nicht  yoU- 
zieht,  yerliert  die  Seele). 

Ueber  Erbanflhigkeit,  Enterbung  bestehen  keine  gesehriebenen 
Normen. 

Als  Formen  der  Testamente  gelten  das  Testamentum  hohgraphum 


')  Ueber   die    Erwerbung   der   montenegriuisohen   Staatsangehörigkeit 
(Staatsbürgerschaft)  besteht  kein  besonderes  Gesetz. 

Popoviö  sagt  auf  S.  31 :  .Die  montenegrinische  Staatsbürgerschaft  wird 
erworben  durch  den  Eintritt  ins  Land  und  durch  die  Anafissigkeit  im  Lande.' 
Ob  diese  Anf&hrung  Popoyi<S*s  noch  heute  richtig  ist»  konnte  mit  Rück- 
sicht auf  Art  800  a.  6.  ü.  Venu,  bezweifelt  werden. 

Popoviö  bezieht  sich  zur  Bekräftigung  jenes  Satzes  auf  Art.  90  Danilo's 
G.-6.,  weldier  lautet: 

,  Jeder  Flüchtling,  sobald  er  unser  freies  Land  betritt»  geniesst 
volle  Sicherheit  nach  dem  Gelöbnisse  des  heiligen  Peter  (=  Peter  L), 
gewesenen  Gebieters  von  Montenegro,  und  Niemand  darf  ihm  irgend 
eine  Unbill  zufügen^  so  lange  er  sich  nach  unserem  Landesgesetz- 
buche  verhftlt  und  seine  Handlungen  darnach  einrichtet,  und  er  ge- 
niesst die  Rechte  desselben  ebenso  wie  jeder  unserer  Brüder;  Iftsst 
er  sich  aber  etwas  zu  Schulden  kommen,  so  wird  auch  dem  Flücht- 
linge nach  diesem  Gesetzbuche  Recht  gesprochen  werden.* 
Dass  diese  gesetzliche  Anordnung  nicht  mehr  in  Kraft  besteht,  erheUt 
bereits    daraus,   dass  Montenegro  Auslieferungsverträge  abgeschlossen 
hat»    demnach   durch   Niederlassung  in   Montenegro   die   Staatsangehörigkeit 
nicht  erworben  wird,  da  ja  sonst  Niemand  ausgeliefert  werden  könnte,  wenn 
er  durch  die  Niederlassung  in  Montenegro  Staatsbürger  von  Montenegro  ge- 
worden wäre. 

Böhm,  Intern.  Nachlaasbehandlimg.  21 
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and  das  mfindlieh  yor  zwei  Zeugen  errichtete;  erstere  sind  selten 
(Popoyio  S.  47;  Bogisio  1.  c.  Antwort  auf  Frage  156,  157  S.  358, 
359).  Zumeist  werden  letztwillige  Verfügungen  mündlich  getroffen 
—  bei  einem  allographen  Testamente  sind  drei  Zeugen  zugegen, 
Yon  denen  einer  das  Testament  schreibt;  bei  dem  mündlichen  Testa- 
mente sind  zumeist  zwei  Zeugen  zugegen,  doch  treffen  sich  auch 
mehrere  (4-^6,  auch  6), 

Der  Dorfpfarrer  ist  gewöhnlich  zugegen,  auch  werden  andere 
angesehene  Männer  aus  dem  Dorfe  herbeigerufen.  Wäre  nur  der 
Pfarrer  allein  Testamentzeuge,  würde  das  Testament  dennoch 
anerkannt  werden. 

Ueber  die  Form  von  Testamenten  der  Ausländer  bestehen 
in  montenegrinischen  Gesetzen  keine  Anordnungen.®) 

lY.  Eine  Erbschaftssteuer  besteht  in  Montenegro  nicht. 
Gegenüber  dem  Auslände  gilt  Reziprozität. 

Y.    Yormundschaft. 

OberYormundsohaftsbehorde  ist  das  Kapetanatsgericht, 
in  dessen  Sprengel  der  Minderjährige  ^  seinen  Wohnsitz  hat.  Diese 
Behörde  bestellt  den  Yormund  oder  den  Mitvormund;  dieselbe  übt 
die  Aufsicht  und  Oberverwaltung  in  Yormundschaftsangelegenheiten 
aus.  In  verwickeiteren  Fällen  kann  das  Obergericht  (Veliki  SucC) 
dem  Eapetanatsgerichte  über  dessen  Ansuchen  Weisungen  über  die 
Behandlung  eines  bestimmten  Falles  ertheilen.  Das  Obergericht  ent- 
scheidet als  zweite  und  letzte  Instanz  in  allen  die  Bevormundung 
und  Yormundschaftsangelegenheiten  betreffenden  Fällen.^) 

Kann  einem  in  Montenegro  wohnhaften  Ausländer  wegen 
Mindeijährigkeit  oder  aus  einem  anderen  Grunde  die  volle  vermögens- 


')  Im  Allgemeinen  ist  über  die  räumliche  Herrschaft  der  Gesetze  be- 
züglich der  Form  der  Rechtsgeschäfte  im  Art.  798  des  Gesetzbuches 
über  YermOgen  (Shek  a.  a.  0.  S.  147^  Folgendes  bestimmt: 

.In  Bezug  auf  die  Form  d.  i.  auf  welche  Weise  die  äussere 
Seite  eines  Rechtsgeschäftes  über  Yermögen  geregelt  sein  soll,  ist 
nach  den  Gesetzen  desjenigen  Ortes  vorzugehen,  wo  das  Geschäft 
abgeschlossen  wird.  Wenn  jedoch  ein  Geschäft  in  der  Form  den 
Yorschriften  der  montenegrinischen  Gesetze  entspricht»  so  können 
die  montenegrinischen  Gerichte  die  Gesetzmässigkeit  desselben  an- 
erkennen, wenn  es  selbst  allen  gesetzlichen  Anforderungen  des 
Ortes,  wo  es  zu  Stande  gekommen  ist,  nicht  entsprechen  sollte.* 
')  Die  Yolljährigkeit  wird  mit  dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  erreicht; 
Art  686  Abs.  2  d.  a.  G.  ü.  Yerm. 

')  Art.  647,  960—963  1.  c.  Näheres  von  der  Yormundschaft  über  Minder- 
jährige Art  640—652,  ober  Geisteskranke  jund  Yerschwender  Art.  658—664, 
über  Abwesende  etc.  Art.  665 — 674  1.  c. 
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reehtliche  HandlungsfSbigkeit  nicht  luerkannt  werden,  go  kann  dem- 
selben die  montenegriniBche  Behörde  einen  Yormnnd  bestellen,  wenn 
ihm  die  Heimathsbehorde  einen  solchen  nicht  bestellt  hat. 

In  einer  solchen  Vormundschaft  ist  sich  überhaupt  nach  den 
Landesgesetien  jener  Behörde  zn  benelimen,  welche  sie  bestellt 
hat.  Handelt  es  sich  aber  um  die  Bevormundung  eines  Minder- 
jährigen, so  wird  die  Dauer  derselben  nach  seinen  Heimathsgesetzen 
bestellt») 

VI.  Das  Institut  des  Notariats  besteht  in  Montenegro  nicht. 
YU.  lieber  örtliche  Anwendung  der  Gesetze  sind  noch 
Yon  den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Gesetzbuchs  über  Vermögen 
für  das  Fürstenthum  Montenegro  folgende  hier  anzuführen: 

Die  montenegrinischen  Gesetze  und  Anordnungen  haben  im  All- 
gemeinen in  dem  ganzen  Staatsgebiete  Montenegro's  Geltung;  sie 
gelten  in  Vermögensyerhältnissen  sowohl  für  Montenegriner,  als  auch 
für  Ausländer,  welche  sich  in  diesem  Lande  aufhalten,  oder  denen 
daselbst  Recht  gesprochen  wird  (Art.  5). 

Fremde  Gesetze  werden  bei  den  montenegrinischen  Gerichten 
in  jenem  Falle  gar  nicht  berücksichtigt,  wenn  sie  mit  den  monte- 
negrinischen Gesetzen  in  Bezug  auf  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  im  Widerspruche  stehen.  Desgleichen  werden  jene  fremden 
Gesetze  nicht  anerkannt,  welche  gegen  die  gute  Sitte  yerstossen, 
oder  eine  unmenschliche  Einrichtung  (etwa  die  Sklayerei),  welche  in 
Montenegro  nicht  geduldet  wird,  billigen  (Art.  8). 

Falls    ein  Staat    in   seinen   gesetzlichen    Anordnungen   in   Be- 

■ 

Ziehung  auf  Vermögensrechtsyerhältnisse  die  eigenen  Staatsangehörigen 
verschieden  von  den  Ausländem  und  zwar  zum  Nachtheile  der  letzteren 
behandelt,  so  hat  das  Justizministerium  im  EinTcmehmen  mit  dem 
Staatsrathe  zu  verordnen,  dass  mit  den  Staatsangehörigen  jenes 
Staates  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  vorzugehen  sei, 
d.  i.  es  wird  in  Montenegro  zu  ihrem  Nachtheile  derselbe  Unterschied 
gemacht  (Art.  9). 

Handelt  es  sich  um  die  Feststellung  des  Umfanges  der  Rechts- 
fähigkeit, ob  beispielsweise  Jemand  und  in  welchem  Maasse  Eigen- 
thümer  von  Sachen  einer  bestimmten  Art  sein  kann,  so  sind  die 
Gesetze  jenes  Ortes  anzuwenden,  unter  welche  die  bestimmte  Art  von 
Saohen  oder  Geschäften  fällt  (Art.  786). 


•)  Art.  789  d.  a.  G.  ü.  Verm. 
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Bei  der  Entsclieidang  dar&ber,  ob  der  Bestand  einer  rechts- 
fahigentGesellschaft,  einer  Stiftung  oder  im  Allgemeinen  einer 
jaristischen  Person  gesetzmassig  ist,  werden  die  Gesetie  ihres  Wohn- 
sitzes zur  Biohtschnur  genommen  (Art.  787). 

Der  Umfang  der  geselzmässigen  Handlungsfähigkeit  einer 
Person  zur  YerfQgung  in  ihren  Yermogensyerhältnissen  ist  nach 
ihren  Heimathsgesetzen  zu  beurtheilen« 

Auf  diejenigen  Rechtsgeschäfte  über  Vermögen,  welche  Aus- 
länder mit  einander  oder  mit  Montenegrinern  in  Montenegro  angehen 
und  welche  in  diesem  Lande  erfüllt  oder  geurtheilt  werden  soUeUf 
sind  bezüglich  der  Handlungsfähigkeit  die  montenegrinischen  Gesetze 
jedesmal  anzuwenden,  wenn  sie  für  den  Bestand  und  die  Festigkeit 
des  abgeschlossenen  Bechtsgeschäftes  günstiger  sind  (Art.  788). 

Das  Eigenthum  an  unbeweglichen  Gütern  und  anderen 
dinglichen  Rechten  an  solchen  ist  nur  den  Gesetzen  jenes  Ortes,  wo 
sie  sich  befinden,  und  keinen  anderen  unterworfen  (Art.  790). 

Desgleichen  gilt  für  das  Bigenthum  und  andere  dingliche  Rechte 
an  beweglichen  Sachen  im  Allgemeinen  die  yorstehend  aufgestellte 
Regel  (Art.  791  Abs.  1). 

§  48. 
Niederlande. 

I.  In  den  Niederlanden  richtet  sich  im  Allgemeinen  die 
Erwerbung  der  Erbschaften  und  die  Behandlung  der  Yer- 
lassenschaften  nach  den  Grundsätzen  des  französischen  Rechtes, 
das  die  Grundlage  des  niederländischen  Zivilgesetzbuohes  Yom 
1.  Oktober  1838  ist. 

Die  Erben  treten  Yon  Rechtswegen  in  den  Besitz  der  Erb- 
schaft; natürliche  Kinder  und  Ehegatten  sind  jedoch  desfalls  den 
anderen  Gesetzeserben  gleich  gestellt;  nur  der  Staat  muss  sich  durch 
den  Richter  in  den  Besitz  einweisen  lassen.^)  Der  Erbanspruch 
Ter  jährt  in  30  Jahren  yon  Zeit  des  Anfalls  der  Erbschaft.') 

Die  Erbannahme  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend, 
unbedingt    oder    mit   der   Rechtswohlthat   des  Inventars   erfolgen.') 


^)  Art  880  und  1002  des  niederländiflchen  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
(Burgerlijk  Weihoek)  vom  1.  Oktober  1838. 
«)  Art.  882  ].  c. 
^  Art.  1090,  1094  1.  c. 
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Die  Entsagung  gesohieht  durch  auBdrfickliohe  Erklärung  vor  Oerioht ;  ^) 
es  wird  alsdann  angenommen,  als  sei  der  Entsagende  nie  Erbe  gewesen.^ 

Zur  Testir£ähigkeit  gehört  das  snrfickgelegte  18.  Lebens- 
jahr. Testamente  können  gültig  nur  unter  notarieller  Mit- 
wirkung errichtet  werden;  eigenhändig  geschriebene  (holographische) 
Testamente  sind  offen  oder  yerschlossen,  in  Gegenwart  Yon  zwei 
Zeugen,  sonstige  geheime  oder  yerschlossene  Testamente  aber  in 
Gegenwart  von  yier  Zeugen  dem  Notar  su  übergeben;  ausserdem 
kann  der  letsste  Wille  auch  Ton  dem  Notar  beurkundet  werden.^ 

Die  niederländische  Gesetzgebung  erkennt  für  die  Form  der 
Handlungen  in  Art.  10  des  Gesetses  Wet  haudmde  Algemeene 
Beptümgen  die  Regel  locus  regit  actum  au.  Eine  Ausnahme  hieyon 
macht  jedoch  Art.  992  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  (Burgerlijk 
Weiboek\  welcher  hinsichtlich  der  Testamente  Ton  Nieder- 
ländern^ in  der  Fremde  bestimmt,  dass  ein  Niederländer, 
welcher  sich  in  einem  fremden  Lande  befindet,  nicht  anders  eine 
letxtwillige  Verfügung  treffen  könne,  als  in  einer  öffentlichen 
Urkunde  und  mit  Beobachtung  der  Förmlichkeiten,  welche  in  dem 
Lande,  wo  die  Urkunde  errichtet  wird^  gebräuchlich  sind«^ 


^)  Eintheilong  der  Gerichte:  Arrondissementsrechtsbanken,  neben  den» 
selben  noch  Einzebrichter  (Kantonrechter);  (^erechtshoven  (s* Hertogenbosch- 
Amhem,  s' Gravenhage^  Amsterdam  und  Leeuwarden);  de  Mooge  Baad, 

»)  Art  1103,  1104  1.  c. 

•)  Art  944,  978  ff.  1.  o. 

^  üeber  Staatsangehörigkeit  in  den  Niederlanden  gilt  nun  das 
Gesetz  vom  12.  Dezember  1892  (Staatsblad  Nr.  268)  op  het  Nederlanderschap 
£n  het  Ingezetenschab  (mit  Anmerkungen  herausgegeben  von  H.  J.  A.  Mulder, 
s'Gravenhage  1893).  . 

Die  Staatsangehörigkeit  wird  erworben; 

a)  Durch  Geburt  und  zwar  durch  Abstammung  von  Niederländern  so- 
wohl wie  von  Eingesessenen  des  Königreichs  unter  den  im  Gesetze 
näher  bestimmten  Voraussetzungen; 

b)  durch  Naturalisation; 

c)  durch  Yerheirathung  einer  Ausländerin  mit  einem  Niederländer. 
Die  Staatsangehörigkeit  geht  verloren: 

a)  Durch  Naturalisation  im  Auslande; 

b)  durch  Yerheirathung  einer  Niederländerin  mit  einem  Ausländer; 

c)  durch  den  Erwerb  einer  fremden  Nationalität  nach  dem  Willen  des 
Erwerbers; 

d)  durch  ohne  königliche  Erlanbniss  erfolgten  Eintritt  in  fremden 
Kriegs-  oder  Staatedienst; 

e)  durch  Begründung  eines  festen  Wohnsitzes  im  Ausland  ndt  ununter- 
brochener zehnjähriger  Dauer. 

Eingesessene  im  Königreich  sind  diejenigen,  die  ihren  Wohnsitz  im 
Königreich  seit  18  Monaten  haben.  Die  Eigenschaft  eines  Reichs-Eingesessenen 
hört  durch  Verlegung  des  Wohnsitzes  ausserhalb  des  Königreichs  auf. 

")  Asser,  das  internationale  Privatrecht>  bearbeitet  aus  dem  Holländi- 
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n.   GeBetzIiche  Erbfolgeordnung:^) 

In  erster  Reihe  sind  die  Deszendenten  berufen. 

In  Ermangelung  Yon  Deszendenten,  Geschwistern  und  deren 
Abkömmlingen  erhalten  die  eine  Hälfte  der  Erbschaft  die  Aszendenten 
der  yäterlichen,  die  andere  Hälfte  die  Aszendenten  der  mfltter» 
liehen  Linie,  wobei  der  nächste  in  der  Linie  die  entfernteren  aus- 
sehliesst. 

Vater  und  Mutter  neben  Bruder  oder  Schwester  erben  je  ein 
Drittheil,  neben  mehreren  Geschwistern  je  ein  Yiertheil;  der  über- 
lebende einzelne  Elterntheil  erbt  neben  Bruder  oder  Schwester  die 
Hälfte,  neben  zwei  Geschwistern  ein  Drittheil,  neben  mehreren  ein 
Yiertheil.  Ein  Elterntheil  erbt  allein,  wenn  nur  er  und  keine  Gte- 
schwister  oder  deren  Abkömmlinge  fiberleben.  In  Ermangelung  yon 
Eltern  erben  Geschwister  und  deren  Abkömmlinge  allein,  YoUbfirtige 
erben  gleichtheilig,  neben  halbbürtigen  wird  zur  Hälfte  getheilt,  die 
ToUbürtigen  nehmen  die  eine  Hälfte  allein  und  nehmen  yon  der 
anderen  noch  einen  Kopftheil.  Sind  keine  Geschwister  etc.  yor- 
handen  und  fehlt  es  in  der  einen  Linie  an  Aszendenten,  so  erhalten 
die  eine  Hälfte  die  lebenden  Aszendenten,  die  andere  Hälfte  die 
nächsten  Yerwandten  der  anderen  Linie.  Fehlt  es  in  beiden  Linien 
an  Geschwistern  und  deren  Abkömmlingen,  sowie  an  Aszendenten, 
so  erbt  in  jeder  Linie  der  nächste  Yerwandte.  Sind  in  einer  Linie 
keine  Yerwandte  bis  zum  12.  Grade  yorhanden,  so  erbt  die  andere 
Linie  allein. 

Die  anerkannten  unehelichen  Kinder  haben  yor  dem  Fiskus 
Anspruch  auf  die  Erbschaft  der  Yerwandten  des  Vaters  oder  der 
Mutter.  Ebenso  beerben  umgekehrt  yor  dem  Fiskus  diese  Yerwandten 
das  uneheliche  Kind. 

in.  Die  Erbschaftsabgabe  ist  geregelt  durch  das  Gesetz 
yom   13.  Mai    1859    (ßtaatsblad  Nr.  36).     Es   wird   eine   doppelte 


sehen  von  Gobn,  Berlin  1880  S.  38,  woselbst  jedoch  noch  ausgef&hrt  ist, 
dass  die  Gültigkeit  des  dnrch  einen  Niederländer  errichteten  Testamentes, 
was  die  Form  anlangt,  von  anderen  als  niederländischen  Richtern  nicht  nach 
Art.  992  des  bürgerl.  Gesetzbuchs,  sondern  nach  der  Regel  locus  regit  actum 
zu  beurÜieilen  sein  wird. 

Bezüglich  der  Gültigkeit  des  von  einem  Niederländer  im  Aaslande  im 
Bezirke  eines  niederländischen  Konsuls  errichteten  eigenhändigen  Testamentes 
s.  oben  im  Text  Nr.  VIII. 

Ueber  Ungültigkeit  eines  von  einem  Holländer  in  Belgien  errichteten 
Testamentes  (Fall  van  Ogtrop)  in  Italien  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  II  S.  178  ff. 
und  540. 

•)  Art  899  ff.  l.  c. 
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NachlaBsieaer  erhoben,  die  Sakzessionsstener  yon  dem  geBammten 
NaohlasB  des  Verstorbenen,  der  im  Inlande  seinen  letzten  Wohnsitz 
gehabt  hat,  die  Uebergangssteuer  yon  bestimmten  Gegenständen  oder 
in  bestimmten  Fällen.  Im  Auslände  gelegene  Inunobilien  werden 
gesondert  tazirt 

lY.  Erbfähigkeit  der  Ausländer.  Durch  das  nieder^ 
ländische  Gesetz  yom  7.  April  1869  {Staatsblad  Nr.  56)  sind  die 
Vorschriften  der  Art.  884  und  957  des  niederländischen  bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  welche  die  Erbfähigkeit  der  Ausländer  noch  yon  der 
Reziprozität  abhängig  machten,  aufgehoben.  Das  genannte  Gesetz 
enthält  in  Bezug  auf  die  Rechtsyerhältnisse  der  Ausländer  ganz 
gleiche  Bestimmungen,  wie  das  belgische  Gesetz  yom  27.  April  1865 
(s.  oben  S.  2iSy^) 

Der  niederländische  Richter  anerkennt,  dass  Fremde  sich  auf 
ihr  Statutum  personale  berufen  können.  Wo  das  fremde  Gesetz 
zur  Anwendung  kommt  in  Bezug  auf  eine  Erbschaft,  ist  das 
Recht  auch  anwendbar  auf  die  in  den  Niederlanden  gelegenen 
Immobiliargfiter  der  Erbschaft.  Näheres  hierüber  s.  Zeitschrift  etc. 
Bd.  m  S.  97. 

V.  Zwischen  den  Niederlanden  und  Preussen  wurde  unterm 
16.  Juni  1856  wegen  der  Zulassung  preussischer  Konsuln  in  den 
niederländischen  Kolonien  eine  Uebereinkunft  abgeschlossen, 
welche  in  Bezug  auf  die  Nachlassbehandlung  im  Art.  11  bestimmt, 
dass,  wenn  ein  preussischer  Unterthan  mit  Tod  abgeht,  ohne  dass 
bekannte  Erben  oder  TestamentsyoUstrecker  yorhanden  sind,  die 
niederländischen  Behörden,  welche  nach  den  Gesetzen  der  Kolonie 
die  Verwaltung  des  Nachlasses  zu  besorgen  haben,  den  Konsular^ 
beamten  dayon  Nachricht  geben  sollen,  um  den  Betheiligten  die 
erforderliche  Mittheilung  zukommen  zu  lassen.  Diese  Konyention 
wurde  durch  Deklaration  yom  11.  Januar  1872  auf  die  General- 
Konsuln,  Konsuln,  Vize-Konsuln  und  Konsular-Agenten  des  Deutschen 
Reiches  anwendbar  erklärt.^^) 

Die  häufig   yon  Interessenten   angestrebte   diplomatische  Ver- 


^*)  S.  hierüber  und  bezüglich  der  Rechtsprechung  der  niederländischen 
Gerichtshöfe  in  anderweitigen  Fragen  des  internationalen  Rechts,  insbesondere 
das  Fremdenrecht,  Nationalität,  Domizil,  persönliche  Rechtsfähigkeit,  Familien- 
yertrags-  und  Erbrecht  betr.,  die  Abhandlung  von  Hingst  in  Bevue  de  droit 
intern.,  tom.  XIH  (1881)  p.  401  ff.  und  tom.  VIT  (1875)  p.  397. 

^^)  R.-6.-B1.  1872  S.  67  ff.,  woselbst  auch  die  preussisch-niederlfindische 
uebereinkunft  yom  16.  Juni  1856  abgedruckt  ist. 
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mittelnng  Ton  ErbschaftBansprüchen  auf  dem  Gebiete  des 
KönigreichB  der  Niederlande,  namentlicb  der  niederl&ndiBohen 
Kolonien  erweist  sich  in  den  meisten  Fällen  deshalb  erfolglos, 
weil  die  Bittsteller  gewöhnlich  ihre  Erbansprflehe  nur  auf  Gerfichte 
zu  stfitzen  frissen  und  vielfach  sogar  ausser  Stande  sind,  Ort  und 
Zeit  des  Todes  des  vermeintlichen  Erblassers  anzugeben  oder  ihre 
verwandtschaftlichen  Verhältnisse  zu  dokumentiren.  Auch  wird  nicht 
genfigend  bei^cksichtigt,  dass  solche  Erbansprüche  einer  Verjährung 
unterliegen,  welche  nach  niederländischem  Gesetze  mit  dem  Ablauf 
von  30  Jahren  eintritt.  Daraus  erhellt,  dass  Gesuche  der  bezeichneten 
Art  nur  dann  Aussicht  auf  Erfolg  haben,  wenn  sie  genfigend  sub- 
stanzirt  sind  und  sich  auf  Thatsachen  stfitzen,  welche  den  Einwand 
der  Verjährung  ausschliessen. 

Jedenfalls  ist  bei  Reklamation  von  Verlassenschaften  der  in 
niederländischen  Eolonialdiensten  verstorbenen  Personen, 
wenn  der  Erblasser  in  Niederländisoh-Indien  gestorben  ist  und 
der  Ort  und  Tag  des  Todes  nicht  bezeichnet  werden  kann,  eine  be- 
stimmte Angabe  darfiber  erforderlich,  in  welchem  Jahre,  mit  welchem 
Schiffe  und  in  welcher  Eigenschaft  der  Verstorbene  in  die  Kolonien 
sieh  begeben  hat. 

Bei  Verlassenschaften  der  in  niederländischen  Kblonial- 
diensten  verlebten  deutschen  Reichsangehörigen  erfolgt  die 
Herausgabe  grösserer  Nachlassmassen  durch  die  k.  niederländische 
Regierung  an  die  deutsche  Gesandtschaft  nach  vorgängiger  Beibringung 
beglaubigter  Erblegitimationsatteste,  bzw.  Vollmachten,  i')  Kleinere 
Verlassenschaften  im  Betrage  bis  zu  250  Gulden  holländisch  werden 
ohne  vorherige  Prfifung  der  Erbrechte  und  ohne  Beschaffung  bezfig- 
licher  Nachweise  an  die  deutsche  Gesandtschaft  im  Haag  ausgefolgt, 
welche  ihrerseits  die  Verantwortung  fibemimmt,  die  Erben  zu  er- 
mitteln und  den  Nachlass  an  die  gehörig  Legitimirten  auszuzahlen. 
Mit  letzterem  Verfahren  hat  sich  auch  die  k.  bayerische  Regierung 
im  Interesse  der  Vereinfachung  und  mit  Rficksicht  auf  die  häufig 
vorkommenden  Verlassenschaften  im  niederländischen  Eolonialdienste 
verstorbener  Soldaten  ausdrücklich  einverstanden  erklärt.^') 


^')  Die  Vollmachten  haben  insbesondere  auch  die  Ermächtigung  zur  Er- 
theilung  der  Decharge  zu  enthalten. 

**)  Durch  Entschliessung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums  des  Innern 
vom  25.  November  1843  (Döllinger,  Verordn.-Samnil.  Bd.  XXII  S.  88)  wurden 
als  die  von  Ausländem  bei  Reklamationen  von  Verlassenschaften  der  im  k. 
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In  einer  Darstellang  des  Answärtigen  Amtes  in  Berlin  vom 
8.  Juli  1885^^)  ist  ausserdem  noch  Folgendes  in  Torstehendem  Betreff 
bekannt  gegeben: 

Bezüglich  des  Königreichs  der  Niederlande  selbst  und 
aller  bis  zum  Jahre  1811  in  die  Verwaltung  der  ehemaligen  Waisen- 
und  Yormundschaftskammem  gelangten  Yermögensmassen  und  Erb- 
schaften ist  seit  dem  Jahre  1880  Oberhaupt  jeder  Anspruch  aus- 
geschlossen. Durch  Gesetz  Tom  5.  März  1852  wurde  nämlich  eine 
Kommission   eingesetzt,    welche   diese   Massen  und   Erbschaften    zu 


niederländischen  Seedienste  verstorbenen  Individuen  zu  erf&llenden  Formalitäten 
nachstehende  bekannt  gegeben,  welche  in  der  Hauptsache  fOr  die  grösseren 
Verlassenschaften  noch  als  massgebend  zu  erachten  sind: 

1.  Die  Reklamanten  haben  eine  Erklärung  des  zuständigen  Gerichtes 
beizubringen,  inhaltlich  deren  das  Gericht  aus  Urkunden  oder  in 
anderer  Weise  die  volle  Ueberzeugung  geschöpft  hat,  dass  die  darin 
bezeichneten  Individuen  ausschliessend  zur  Empfangnahme  des  Nach- 
lasses berechtigt  seien.  Minderjährige  und  Abwesende,  deren  in 
der  Erklärung  allenfalls  Erwähnung  geschieht,  müssen  gehörig  ver- 
treten sein. 

2.  Die  Verabfolgung  der  den  Nachläse  bildenden  Summen  kann  nur  im 
Königreiche  der  Niederlande  selbst  erfolgen. 

8.  Wenn  die  obenerwähnten  gerichtlichen  Erklärungen  und  Vollmachten, 
sowie    sonstige   Akten    nicht    in   holländischer    oder    französischer 
Sprache  abgefasst  sind,   so  muss  ihnen  eine  beglaubigte  Abschrift 
beigef&gt  sein. 
4.  Alle  zur  Vorlage  kommenden  Aktenstücke   müssen  von   einer   k. 
niederländischen  Gesandtschaft  beglaubigt  sein  und  in  den  Nieder- 
landen -einregistrirt  werden. 
Die  Befolgung  der  weiteren  Vorschrift  zu  Ziff.  2,  wonach  die  Betheiligten 
behufs    der   Erhebung    der   Verlassenschaft   Bewohner    des   Königreichs    der 
Niederlande  hiezu,   sowie  zur  Erfüllung  der  den  Erben  gesetzlich  auferlegten 
Verpflichtungen  förmlich  zu  bevollmächtigen  haben,   wird  mit  Rücksicht  auf 
die  nach  Obigem  eintretende  Vermittelung  der  deutschen  Gesandtschaft  nicht 
mehr  unumgänglich  nothwendig  sein. 

Nachsteuer  und  Abzugsfreiheit  rücksichtlich  jeder  Art  von  Ver- 
mögen, welches  aus  Bayern  in  das  Königreich  der  Niederlande  über- 
geht, ist  auf  Grund  voUkonmiener  gegenseitiger  Freizügigkeit  festgesetzt  laut 
Deklaration  vom  23.  Dezember  1817  (Bayer.  Ges.Bl.  1818  S.  14).  Auch  in 
Bezug  auf  die  Verpflegung  erkrankter  mittelloser  Angehöriger  der  beider- 
seitigen Staaten  wurde  unterm  2.  Februar  1847  eine  Uebereinkunft  abge- 
schlossen, wonach  bestimmt  ist,  dass  die  Kur-  und  Verpflegungskosten  von 
erkrankten  oder  verunglückten  Unterthanen  des  einen  oder  des  anderen  Staates 
im  Allgemeinen  von  den  Stiftungs-  oder  Gemeindekassen  deijenigen  Orte,  wo 
dieselben  einen  Unfall  erleiden,  oder  aus  der  sonst  von  der  betreffenden 
Regierung  hiezu  bestimmten  Kasse  bestritten  werden,  ohne  dass  deshalb  ein 
Ersatz  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  dass  jedoch,  da  diese  Verbind- 
lichkeit immer  nur  subsidiär  bleibt,  der  verursachte  Aufwand  in  dem  Falle 
nach  billiger  Berechnung  zu  ersetzen  ist,  wenn  entweder  der  betreffende 
Reisende  diesen  Ersatz  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  vermag  oder  wenn  die 
nach  privatrechtlichen  Grundsätzen  hiezu  verpflichteten  Personen  dazu  ver- 
mögend sind;  Döllinger,  Verordn.-Samml.  Bd.  XXVI  S.  671. 
")  B.  Just.-M.-Bl.  1885  S.  162. 
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liquidiren  hatte.  Dieselbe  hat  infolge  Art.  8  des  erwähnten  Gesetzes 
die  Torgesehriebenen  Aufgebote  im  Niederländischen  Staatsanseiger 
ergehen  lassen.  Denen,  welche  sich  rechtzeitig  auf  Grund  dieser 
Aufgebote  gemeldet  hatten  und  ihre  Berechtigung  nachweisen  konnten, 
wurde  der  ihnen  gebührende  Erbantheil  ausgeantwortet.  Nach  Ab* 
lauf  der  gesetzlichen  Frist  Yon  fUnf  Jahren  wurde  sodann  der  rer- 
bleibende  Rest  dieser  Massen  dem  niederländischen  Staate  über- 
wiesen. Im  Jahre  1880  hat  die  Kommission  ihre  Aufgabe  erledigt 
und  seit  dieser  Zeit  ist  in  Bezug  auf  die  erwähnten  Massen  und 
Erbschaften  jeder  Anspruch  endgültig  und  unwiderruflich  ausge- 
schlossen. Seit  dem  Jahre  1811  sind  in  dem  Königreich  der  Nieder- 
lande überhaupt  keine  Nachlassenschaften  mehr  bei  den  Waisen- 
kammem  eingebracht. 

YL   Vormundschaft. 

Minderjährige,  d.  h.  solche  Personen,  welche  das  23.  Lebens- 
jahr noch  nicht  Yollendet  haben,  kommen  bei  dem  Tode  der  Eltern 
oder  eines  Elterntheils  unter  Vormundschaft  (voogdij).  In  letzterem 
Falle  kommt  die  Vormundschaft  dem  überlebenden  Eltemtheil  oder 
einem  yon  dem  Verstorbenen  ernannten  Vormund  zu.  Ausserdem 
erfolgt  die  Aufstellung  eines  Vormundes  durch  das  Gericht.^'^ 

Ueber  die  im  niederländischen  Rechte  begründete  Anwendung 
der  Domisilsgesetze  und  über  die  oberrormundschaffcliche  Zuständig- 
keit ist  das  Nähere  oben  zu  §§  5  und  6  ausgeführt« 

VII.  Das  Institut  des  Notariats  beruht  auf  dem  Notariats- 
gesetz Yom  9.  Juli  1842  {Staai&blad  Nr.  20)  nebst  Ergänzungen 
Tom  26.  April  1876  (Staatsblad  Nr.  86)  und  vom  6.  Mai  1878 
(Siaatsblad  Nr.  29).  Die  Notare  werden  auf  Lebensdauer  vom 
König  ernannt.  Die  Disziplin  wird  Ton  der  Arrondissements-Recht- 
bank  ausgeübt. 

VIII.  Die  Befugnisse  der  k.  niederländischen  Konsuln 
im  Auslande,  insbesondere  in  Betreff  deren  Thätigkeit  als  ZiTilstands- 
beamte,  femer  der  Ausübung  des  Notariats  und  der  Gerichtsbarkeit, 
sind  durch  das  Gesetz  yom  25.  Juli  1871  geregelt.  Nach  Art.  17 
dieses  Gesetzes  können  die  Konsuln  alle  in  den  Wirkungskreis  der 
Notare  einschlagenden  Akte  und  Verträge  aufnehmen,  wobei  sie 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Notariat  zu  beobachten 
haben. 


><')  Ari  385  ff.,  409  ff  u.  418  ff.  1.  c. 
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Besonders  bemerkenswert!!  ist  Art.  18  des  Gesetzes^  welcher 
den  Bestimmungen  des  Art.  992  des  bürgerl.  Gesetzbuches  (s.  obe^ 
B.  325)  derogirt.  Es  kann  hienach  ein  Niederländer  im  Aaslande 
ein  eigenhändiges  Testament  errichten,  wenn  er  im  Bezirke  eines 
Konsuls  sich  befindet  und  das  Testament  bei  dem  Konsul  hinterlegt, 
worüber  dieser  einen  Hinterlegungsakt  aufzunehmen  hat.^^) 

Nach  Massgabe  der  bestehenden  Staatsverträge  steht  den  nieder- 
ländischen Konsuln  auch  eine  mehr  oder  minder  eingreifende  Thätig- 
keit  bei  Ableben  von  niederländischen  Staatsangehörigen  in  ihren 
Bezirken  in  Bezug  auf  Behandlung  der  Yerlassenschaften  und  Vor- 
mundschaften zu,  so  nach  den  Verträgen  mit  Spanien  yom 
18.  November  1871  (Staaisblad  1873  Nr.  30),  Italien  Tom 
3.  August  1875  {Staatsblad  Nr.  103),  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vom  23.  Mai  1878  {Staatsblad  Nr.  151), 
mit  Portugal  Yom  1.  Dezember  1880  (Staatsblad  1882  Nr.  133) 
n.  a«  m. 

IX.  Bezüglich  des  Zustellungsverkehrs  mit  den  Nieder- 
landen ist  durch  Bekanntmachung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums 
der  Justiz  yom  20«  Dezember  1881  (J.-M.-Bl.  S.  494)  angeordnet, 
zur  Vermeidung  yon  Verzögerungen  in  der  Zustellung  den  Bestellungs- 
ort möglichst  genau  zu  bezeichnen,  hiebei,  insbesondere  bei  nieder- 
ländischen Ortschaften,  von  welchen  mehrere  gleichen  Namens  be- 
stehen, thunlichst  die  Provinz,  in  welcher  sie  liegen,  anzugeben 
und  dieselben   auch  nach  niederländischer  Schreibart  zu  bezeichnen. 


§  49. 
Norwegen. 

I.    In  Norwegen^)  bestimmt  das  Gesetz  vom  31.  Juli  1854 
in  §  66    ausdrücklich,    dass  der   Ausländer   ebensogut   wie   der  In- 


^«)  S.  Revue  de  droit  intematimcU,  tom.  IV  (1872)  S.  611  ff.,  tom.  XI 
(1879)  p.  47  f.  S.  auch  Hartsen,  Nederlandische  Consolairvorschriften, 
s'Gravenhage  1889. 

')  Grundlage  des  norwegischen  Zivilrechts  ist  E.  Christian's  V. 
Norske  Lcv  vom  15.  August  1687.  Ein  neueres  Gesetz  vom  31.  Juli  1854 
betrifft  die  Erbschaften  und  die  damit  zusammenhängenden  Materien,  .lieber 
Literatur  fOr  norweg.  Familien-  und  Erbrecht  sind  ausser  den  im  Text  bereits 
angefGÜburten  Werken  noch  zn  nennen:  P.  J.  Collett,  Forelaesninger  aoer 
Persanretten  eßer  dm  norske  Lovgiwing,  Kristiania  1866;  Collett,  Famüie- 
retten,  5.  Ausg.  1885/86  von  G.  Ball;  Fr.  Hallager,  den  norake  Arveret, 
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länder')  Erbe  nehme;  Bolches  ermfichtigt  den  Könige  Ländern  gegen- 
j^ber,  welche  den  Einwohnern  Norwegens  nicht  dasselbe  Erbrecht 
wie  ihren  eigenen  Angehörigen  gewähren^  die  Resiprozitfit  soweit 
möglich  durch  Erlassang  entsprechender  Anordnungen  su  wahren. 

Nach  einer  Verordnung  Tom  21.  Juni  1793  hat  die  Yermögens- 
auseinandersetzung  in  Todes-,  wie  in  anderen  Fällen  die  Behörde 
desjenigen  Ortes  yorznnehmen,  an  welchem  der  Verstorbene,  oder 
überhaupt  Derjenige,  um  dessen  Vermögen  es  sich  handelt,*  in  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  die  Auseinandersetzung  beginnt,  sein  persön- 
liches Forum  hatte.  Dieses  persönliche  Forum  ist  aber  nach  König 
Christian's  V.  Norske  Lav  I  §  4  das  Untergericht  des  Ortes,  an 
welchem  die  betreffende  Person  domizilirt  (vergl.  A«  Schweigaard, 
Den  norske  Proces,  ed.  1  1862,  Ip.  140).    Es  entscheidet  also  auch 


Kristiania  1885,  2.  Ausgabe  besorgt  von  Fr.  Hagerup.  Die  seit  Trennung 
von  Dänemark  (1814)  erlassenen  norwegischen  Gesetze  sind  in  einem  Werke 
von  Julius  August  S.  Schmidt  u.  A.  (11  Bde.)  zusammengestellt.  Vgl.  auch 
Neubauer  a.  a.  0.  8.  298. 

*)  Nach  dem  Gesetze  vom  21.  April  1888  wird  die  norwegische 
Staatsangehörigkeit  erworben: 

1.  Durch  Geburt  von  einem  norwegischen  Eltemtheil; 

2.  durch  Yerheirathung  mit  einem  Norweger; 

3.  durch  feste  Ansiedelung  im  Reiche,  wenn  der  Eingewanderte  ent- 
weder von  norwegischen  Eltern  geboren  oder  im  Lande  naturalisirt 
worden  ist; 

4.  durch  Einireten  in  den  Dienst  des  norwegischen  Staates,  und 

5.  durch  königliche  Bewilligung,  welche  jedoch  nur  unter  gewissen 
Bedingungen  eriheilt  werden  kann. 

Verloren  geht  die  Staatsangehörigkeit  dadurch,  dass  man  entweder 
eine  fremde  Staatsangehörigkeit  erwirbt  oder  das  Land  verl&sst  in  der  Absicht, 
nicht  mehr  zurückzukehren.  Im  letzteren  Falle  kann  jedoch  der  geborene 
Norweger  dieselbe  durch  eine  darauf  gerichtete  Erklärung  bewahren.  Norweger, 
welche  im  Auslande  im  Auftrage  der  norwegischen  Regierung  Aufenthalt 
nehmen,  behalten  ihre  Eigenschaft  als  norwegische  Staatsbürger.  Vergl.  hiezu 
Zeitschrift  Bd.  1  S.  254. 

Eine  Norwegerin,  die  einen  Ausländer  heirathet,  wird  hiedurch  der 
•Regel  nach  fremdes  Staatsbürgerrecht  erhalten  und  damit  zufolge  §  6^  des 
obigen  Gesetzes  ihr  norwegisches  Staatsbürgerrecht  verlieren.  Dagegen  bleibt 
sie  als  Eingeborene  berechtigt,  festen  Aufenthalt  in  Norwegen  zu  nehmen, 
ohne  ausgewiesen  werden  zu  können.  Für  den  Fall,  dass  eine  Norwegerin 
durch  Heirath  mit  einem  Ausländer  nicht  Staatsbürgerrecht  im  Heimathslande 
ihres  Gatten  erwirbt  —  was  zuweilen  eintreffen  mag,  wenn  der  Gatte  ausser- 
halb seines  Heimathsstaates  sich  niedergelassen  hat,  ohne  im  fremden  Lande 
Staatsbürgerrecht  zu  erhalten  — ,  wird  ihr  das  norwegische  Staatsbürgerrecht 
bewahrt. 

Nach  obigem  Gesetze  können  nunmehr  nur  norwegische  und  schwedische 
Staatsbürger  ohne  besondere  Erlaubmss  Qrundeigenthnm  oder  Gebrauchs- 
recht an  Grundstücken  erwerben.  Hat  ein  Ausländer  einen  solchen  Erwerb 
gemacht,  wenn  auch  durch  Erbschaft,  und  kann  die  geforderte  Erlaubmss 
nicht  erlangt  werden,  wird  das  Erworbene,  nöthigenfalls  durch  Zwangs- 
versteigerung, veräussert;  S^itschrift  Bd.  I  S..255. 
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bezüglich  des  in  Norwegen  yerstorbenen  AnsländerB  lediglich  dessen 
Domizil  zur  Zeit  seines  Todes  und  wird,  wenn  derselbe  in  diesem 
Zeitpankte  im  Auslände  domizilirte,  die  ausländische  Behörde  mit 
der  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  befasst. 

Nach  norwegischem  Gesetze  ist  die  Sicherung  und  Inventari« 
sation  des  Nachlasses  yorgeschrieben,  wenn  die  Erben  unmündig, 
abwesend  oder  Ausländer  sind;  wenn  die  Erbschaft  ohne  Erben  ist, 
oder  wenn  die  Erbschaft  zufolge  der  Verordnung  yom  8.  April  1768 
^^9uh  benefieio  inventarü^^  ohne  üebernahme  der  Schulden  angetreten 
wird.  Die  Praxis  dehnt  diese  Verpflichtung  auch  auf  die  Sicherung 
des  beweglichen  Nachlasses  yon  Ausländem  aus.") 

Das  für  Nachlassauseinandersetzungen  zuständige  Unter- 
gericht —  Theilungsgericht,  SJdftereüen  (in  Kristiania  ist  ein  be- 
sonderer Beamter,  Skiße/otvaUeren,  Theilungsyerwalter,  hiefür  auf- 
gestellt^) —  hat  Jurisdiktion  über  alle  Ansprüche,  welche  gegen 
die  Masse,  sowohl  seitens  der  Nachlassinteressenten;  als  seitens 
anderweitiger  Gläubiger  bestehen.  Bei  Massen  yon  grosserer  Be- 
deutung kann  ausserdem  zu  deren  Verwaltung,  zur  Wahrung  der 
Rechte  der  Interessenten  und  zur  Unterstützung  des  Theilungsgerichtes 
ein  eurahr  bonorum  {,,Bestyrer  af  Boetf')  bestellt  werden. 

U.  Testamente  sollen  zufolge  des  Erbschaftsgesetzes  yom 
31.  Juli  1854  schriftlich  yon  des  Testators  Hand  errichtet  und 
yon  ihm  anerkannt  werden,  entweder  yor  einem  öffentlichen  Notar 
oder  yor  zwei  eigens  berufenen  tauglichen  Zeugen.  Hat  der  Testator 
das  Testament  nicht  eigenhändig  geschrieben,  so  soll  dieses  yon  ihm 
yorgelesen   und    hierüber    eine   Urkunde    errichtet   werden,    welche 


*)  Hierüber  Starr  a.a.O.  S.  167:  ,ln  Norwegen  wird  das  Domizil 
des  Erblassers  als  entscheidend  angesehen,  so  dass  die  Jurisdiktion  über  das 
bewegliche  NachlassvermOgen  eines  im  Lande  domizilirten  Fremden  jenem 
norwegischen  Gerichte  gebührt,  welchem  der  Erblasser  nach  seinem  Wohnsitze 
persönlich  unterworfen  war;  dieses  Gericht  entscheidet  über  die  Erbansprüche 
sowohl  als  auch  über  die  Ansprüche  allfälliger  Verlassenschaftsgläubiger.  Bei 
Todes&llen  von  Fremden,  welche  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  ausser  Landes 
hatten,  pflegen  die  norwegischen  Gerichte  in  Ermangelung  hiezu  berufener 
Personen  das  Inventar  aufzunehmen  und  für  die  Eonservirung  des  Nadilasses 
Sorge  zu  tragen,  wenn  nicht  etwa  ein  Vertrag  mit  dem  Staate,  welchem 
der  Verstorbene  angehörte,  ein  anderes  Verfahren  vorschreibt.*  Vergl.  auch 
Vesque  von  Püttlingen  a.  a.  0.  S.  309;  Jettel  a.  a.  0.  S.  81. 

Näheres  über  Erbschaften  s.  Saint-Joseph  a.  a.  0.  tom.  UI  p.  9  ff. 

*)  Ueber  die  Organisation  der  Zivilgerichte  in  Norwegen  —  8  Stufen: 
üntergerichte;  AppeUhöfe  {Siiftsoverretter)  in  Kristiania,  Bergen  und  Thrond- 
hjem;  oberster  Gerichtshof  (HöiestereCi  —  s.  BuMeHn  de  la  sodete  de  Ugis- 
loUion  compar4e,  annee  1884,  p.  137  ff. 
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beaeugt,  dass  der  Testator  bei  Toller  Besinnung  und  Sammlung  war« 
Bei  Gefahr  auf  Verzug,  in  Krankheitsfällen,  wo  die  Beobachtung 
dieser  Vorschriften  nicht  möglich  ist,  genügt  eine  mündlieh  Tor 
dem  Notar  oder  zwei  Zeugen  abgegebene  Willenserklärung,  welche 
Yon  den  Urkundspersonen,  bei  Vermeidung  des  Verlustes  ihrer 
Zeugnisskraft,  sofort  aufzuzeichnen  ist. 

Von  Testamenten,  die  im  Auslande  errichtet  sind,  handelt  das 
norwegische  Erbschaftsgesetz  in  §  56,  welcher  in  Uebersetzung  lautet: 

„Das   im  Auslande   errichtete   Testament   ist   ohne 
Rücksicht  auf  die  Befolgung  der  für  die  Formen  der  Testa- 
mente oben  angegebenen  Begeln  im  Reiche  gültig,  wenn  es 
ihm   an   der   durch   die  Gesetzgebung   des  fremden  Landes 
Torgeschriebenen   Form   gebricht.     Zieht    man    es    bei  Er- 
richtung eines  Testamentes  im  Auslände  Tor,    der  norwegi- 
schen Gesetzgebung  zu  folgen,  so  kann  die  öffentliche  Be- 
hörde, Tor   welcher  Testamente   nach   der   eigenen  Gesetz- 
gebung  des   betreffenden  Staates   errichtet   werden   dürfen, 
sowie   auch    der  norwegische  Gesandte   oder  ein    am  Orte 
Tom  König  angestellter  Konsul  den  Notar  Tertreten.'^ 
Für  Testamente,    die    in  Norwegen   tou   Ausländern    er- 
richtet werden,  gibt  es  keine  ausdrückliche  Bestimmung.  Die  Gerichte 
sind   hiernach    im   Prinzip   darauf  hingewiesen,    die   Befolgung   der 
norwegischen  Testationsformen  zu  Terlangen ;  da  aber  der  norwegische 
oberste  Gerichtshof  in  seiner  Praxis  diese  Formen  nicht  sehr  strenge 
festgehalten  hat,   unterliegt   es  keinem  Zweifel,    dass  im  gegebenen 
Falle  ein  in  Norwegen   nach   den   gesetzlichen   und  gesetzlich   kon- 
statirten  Formen  des  betreffenden  fremden  Landes  errichtetes  Testa- 
ment auch  Ton  den  norwegischen  Gerichten  anerkannt  worden  wird. 
lU.   Die  jetzige  Erbfolgeordnung,  die  mit  der  neuen  öster- 
reichischen am  engsten  Torwandt  ist,  ist  in  den  §§2  —  9  und  18 — 28 
des  Gesetzes  tou  1854  enthalten.  Sie  gibt  folgende  Erbschaftsklassen  an: 

1.  Deszendenten; 

2.  Eltern  und  erste  Seitenlinie; 

3*  Grosseltem  und  zweite  Seitenlinie; 

4.  Urgrosseltern  und  dritte  Seitenlinie; 

5.  Aszendenten  im  Tierten  Grade  und  Tierte  Seitenlinie  u.  s.  w. 
bis  siebenten  Grad  römischer  Komputation,  indem  nur 
Deszendenz  und  Aszendenz  Ton  dieser  Begrenzung  durch 
die  Gradzahl  unabhängig  ist. 
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In  jeder  Linie  ist  f&r  die  DeBsendens  das  RepräsentationB- 
prinzip  yollBtändig  durchgeführt. 

Der  flberlebende  Ehegatte  erbt,  wenn  keine  Desaendenz  yor- 
handen  ist,  ein  Drittel  des  NachlaBBeB  und  nur  in  dem  Falle,  daBB 
andere  Erben  überhaupt  nicht  yorhanden  Bind,  das  Ganze. 

Uneheliche  Kinder  beerben  die  Mutter  wie  eheliehe,  den 
Vater  dagegen  nur,  wenn  Bie  legitimirt  Bind.  ZwiBohen  den  beiden 
GeBohlechtern  ist  jeder  UnterBchied  unter  den  Erben  derogirt. 

Nach  dem  Tode  der  Frau  braucht  der  Ehemann,  solange  er 
lebt  und  unyerheirathet  bleibt,  nicht  mit  der  gemeiuBamen  Deszendenz 
den  NachlasB  zu  theilen.  Er  behält  demzufolge  die  yoUe  Eigen- 
thumsyerwaltung  und  EigenthumsrepräBentation  (also  nicht  etwa  bloss 
den  Ususfruct).  Von  der  Obrigkeit  (dem  ^yAmknandf^  kann  das- 
selbe Recht  einer  Wittwe  eingeräumt  werden,  die  als  eine  ^yer- 
ständige  und  häuBliche'  Frau  bezeugt  ist,  für  jedes  einzelne  Kind 
doch  nur,  bis  es  das  Alter  yon  25  Jahren  erreicht  hat.  Unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  mag  dieselbe  Obrigkeit  auch,  wenn  der 
yerBtorbene  Ehegatte  aus  Sonderehe  Kinder  hinterlässt,  dem  über- 
lebenden ein  entsprechendes  Recht  bewilligen.  Nähere  Bestimmungen 
über  dieses  Rechtspriyileg  des  überlebenden  Ehegatten  finden  sich 
im  Gesetz  yom  30.  Juli  1851. 

IV.  Erbschaftssteuer.  Von  jeder  im  Lande  anfallenden 
Erbschaft,  die  nicht  des  Erblassers  Ehegatten,  Eltern  oder  Deszendenz 
zukommt  oder  einen  Reinbetrag  unter  400. Kronen  ausmacht,  wird 
eine  Erbschaftssteuer  bezahlt,  die  für  erste  Seitenlinie  und  gewisse 
mit  dieser  gleichgestellte  Testaterben  zu  6  Proz.,  sonst  aber  zu 
8  Proz.  angesetzt  ist.  Die  im  Auslände  befindliehen  oder  belegenen 
Güter  eines  Norwegers  fallen,  wenn  sie  überhaupt  in  die  yon 
norwegischer  Behörde  ausgeführte  Erbtheilung  hineingezogen  werden, 
unter  dieselben  Steuerregeln.  Dagegen  wird  yon  einer  im  Auslande 
angefallenen  und  behandelten  Erbschaft  keine  Steuer  gefordert,  selbst 
wenn  der  Erblasser  Norweger  ist  und  seine  Erben  in  Norwegen 
ihren  Wohnsitz  haben. 

Das  in  König  Ghristian's  V.  Narske  Lov  5  —  2  —  77  auferlegte 
ius  ddr€Kiu8,  im  ganzen  25  Proz.  der  aus  dem  Lande  gehenden 
Erbschaften  ausmachend,  wird  nicht  mehr  eingefordert.  Eine  kgl. 
Kundmachung  yom  15.  Mai  1818  lässt  es  noch  nur  für  den  Fall 
bestehen,  dass  ein  fremder  Staat  norwegischen  Unterthanen  die 
steuerfreie  Reziprozität  yerweigem   sollte.     Durch  eine  lange  Reihe 
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iDtemationaler  Verträge  hat  man  sich  gegen  die  Möglichkeit  solcher 
Yerweigerangen  gesichert« 

y.   Vormundschaft. 

Personen  beiderlei  Geschlechts  sind  bis  cum  zurückgelegten 
18.  Lebensjahre  unmündig  und  werden  in  yermögensrecht- 
liehen  Angelegenheiten  vom  Vormunde  ( Vaerge)  yertreten.  Zwischen 
dem  18.  und  21.  Jahre  sind  die  jungen  Leute  minderjährig  und 
verwalten  ihr  Gut  selbst  unter  Aufsicht  eines  bestellten  Kurators, 
dessen  Zustimmung  sie  bei  Eingehung  wichtigerer  yermögensrechtlicher 
Verpflichtungen  bedürfen.  Wittwen  und  geschiedene  Ehefrauen 
sind  mündig  ohne  Büoksicht  auf  ihr  Alter  (Christian^s  V,  Lavbog  3 — 19 
und  Gesetae  Yom  16.  Juli  1845,  11.  April  1863  und  27.  März  1869). 

Die  Oberaufsicht  über  die  Vormundschaft  für  Personen 
unter  18  Jahren  wird  für  jeden  Gerichtsbezirk  oder  jede  Stadt  yon 
zwei  Beyollmächtigten  (Overformyndere,  Oberyormünder)  geführt. 
Der  Vormund  hat  als  der  aktiye  Vertreter  des  Mündels  dessen 
Interesse  bei  der  Theilung  zu  wahren,  den  Grundbesitz  zu  yerwalten 
u.  8.  w.,  wogegen  die  Oberyormundschaft  zumal  das  Kapitalyermögen 
zu  yerwalten  hat«  Die  Vormünder  haben  jedes  Jahr  Rechnung  zu 
stellen  (Christian's  V.  Lavbog  3 — 19  und  20  und  Gesetz  yom 
28.  September  1857). 

Wenn  einem  Unmündigen  ein  Erbe  anfallt,  ist  es  die  Obrig- 
keit des  Orts,  wo  die  Erbschaft  erö&et  ist,  welche  den  Vormund 
zu  bestellen  hat,  und  die  Oberyormundschaft  desselben  Orts,  welche 
die  Vermögensyerwaltung  zu  übernehmen  hat,  selbst  wenn  der  Un- 
mündige an  einem  anderen  Orte  wohnt  und  dort  bereits  Vermögen 
und  einen  bestellten  Vormund  hat«  Doch  ist  letzterer  berechtigt,  bei 
der  Theilung  innerhalb  der  fremden  Jurisdiktion  das  Interesse  des 
Mündels  zu  wahren,  und  er  kann  die  Uebermittelung  des  Erbgutes 
an  die  Oberyormundschaft  des  Wohnortes  des  Mündels  erreichen, 
wenn  solches  als  im  Interesse  des  Mündels  gelegen  erachtet  wird« 
Ist  der  Unmündige  ein  Ausländer,  so  kann  der  Vormund  oder 
die  VormundschaftsTcrwaltung  seines  Heimathsortes  nach  gehöriger 
Legitimation  in  gleicher  Weise  die  Uebersendung  seines  Vermögens 
zur  Behandlung  nach  Massgabe  der  heimathlichen  Gesetzgebung  yer- 
langen. 

VL   Notariat. 

Der  Wirkungskreis  der  öffentlichen  Notare  nach  nor- 
wegischem Rechte   ist   der  gewöhnliche:    mit  yoller  Beweiskraft  Be- 


§  50.    Oesterrdch-Ungarn.  337 

glaubigung  zu  ertheilen  über  alle  Begebenheiten,  bei  denen  er  von 
Amtswegen  anwesend  war,  die  Aechtheit  yon  Unterschriften, 
den  Gleichlaut  Ton  Abschriften  zu  beglaubigen  u.  s.  w.  Mit  dem 
Tbeilungswesen  hat  der  Notar  nichts  zu  thun.  Die  Aufnahme 
des  Inventars  {Segistrering)  wird  vom  Theili^ngsgerichte  Yorgenommen. 
Das  Notariat  ist  mit  einzelnen  Ausnahmen  in  Norwegen  den  Unter- 
gerichts^Sehreibern  überwiesen.  Die  norwegischen  Konsuln 
im  Aus  lande  sind  zufolge  Gesetzes  vom  15.  Juni  1878  §  1  u.  2 
zur  Ausübung  notarieller  Verrichtungen  für  norwegische  Unterthanen 
befugt,  soweit  die  Gesetzgebung  des  fremden  Staates  nicht  hindernd 
im  Wege  steht. 

YII.  lieber  den  Freizügigkeitsyertrag  mit  Bayern  s. 
oben  S.  67. 

Den  hauptsächlichsten  Inhalt  dieses  Freizügigkeitsvertrages  mit 
Bayern  Tom  28.  März/6.  April  1845  bildet  die  gegenseitige  Ab- 
schafPiing  des  Jus  däractus.  Entsprechende  Verträge  sind  mit  der 
Mehrzahl  europäischer  und  aussereuropäischer  Staaten  —  zum  Theil 
schon  unter  der  Vereinigung  Norwegens  mit  Dänemark  —  abge- 
schlossen, so  zum  Beispiel  mit  Lübeok  unterm  5.  Mai  1856,  mit 
Baden  unterm  26.  Februar/26.  März  1855,  mit  Bremen  unterm  4.  März 
1845,  mit  Hamburg  unterm  17.  Februar  1845,  mit  Württemberg 
unterm  10.  August/19.  September  1829. 


§  50. 
Oesterreich-Ungam. 

I.  Nach  österreichischem  Gesetze^)  haben  zum  Zwecke  delr 
Verlassenschaftsabhandlung  die  Gerichtsbehörden  bei  Todesfällen'  und 
in  Fällen  rechtskräftig  erfolgter  Todeserklärungen  einzuschreiten. 


^)  Als  hauptBftohlichflte  Privatrechtsquelle  gilt  in  Oesterreich  mit 
Ausnahme  yon  Ungarn  das  bürgerliche  Gesetzbuch  yom  1.  Juni  1811.  S.Geller, 
Österreich.  Justizgesetze,  Wien  1881;  femer  die  Ausgaben  von  Ellinger, 
7.  Aufl.  1877,  vcfn  Anton  Riehl  1885,  von  Dr.  y.  Sohey  1889,  beide  letztere 
mit  Erläuterungen  nach  der  Spmchpraxis  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs. 
S.  auch  Schiffner,  system.  Lehrbuch  des  österr.  aUgem.  Zivilrechts,  Wien 
1882;  femer  von  Stubenranch,  Komm.  z.  österr.  allg.  bürgerl.  G.-B.,  6.  Aufl. 
1892.  Ünger,  österr.  Privatreoht,  6.  Bd.:  das  österr.  Erbrecht.  In  Ungarn 
und  seinen  Nebenländern  wurde  das  Gesetzbuch  von  1811  kund  gemacht 
diKToh  Patent  vom  29.  November  1852,  durch  die  vom  Könige  sanktionirten 
Beschlüsse  der  Judex-Kurial-Konferenz  von  1861,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
Anordnungen,  welche  sich  auf  die  Art  der  Erwerbung  und  Veräussenmg  eines 

Böhm,  Intern.  NaehlassbehaDdlong.  22 
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Das  Gericht,  welchem  die  Abhandlang  der  YerlaBsensohaft  eines 
österreichischen  Staatsangehörigen*)  zakonunt,  hat  dieselbe  über 

Tabularkörpers  beziehen,  wieder  ausser  Kraft  gesetzt.  Seitdem  gelten  die 
älteren  Gesetze  und  Gewohnheiten;  ausserdem  kommen  die  ürtheilssprüche 
und  viele  Statuten  in  Betracht;  s.  Geller  a.  a.  0.  und  Putz,  System  des 
ungarischen  Privatrechts.  Ausgabe  der  ungarischen  Landesgesetze  in  deutscher 
Sprache  erscheint  in  Budapest  im  Verlag  von  Otto  Nagel.  —  Näheres  über 
die  in  Oesterreich-Üngam  geltenden  Zivilgesetze  s.  auch  Neubauer  in  der 
Zeitschrift  fOr  vergleichende  Rechtswissenschaft  von  Bernhöft  und  Gohn, 
Bd.  III  S.  284.  Eine  besonders  wichtige  Ergänzung  für  das  Osterreichische 
Erbrecht  bildet  das  Gesetz  vom  9.  August  1854,  das  gerichtliche  Verfahren 
in  Bechtsangelegenheiten  ausser  Streitsachen  (Oesterr.  Reichsges.-Bl.  Nr.  208). 
üeber  die  gesdhichtliche  Entwickelung  der  Verlassenschafiaabhandlung  und 
des  Notariats  in  Oesterreich  s.  Chorinsky^  das  Notariat  und  die  Verlassen- 
schaffcsabhandiung  in  Oesterreich,  1877,  woselbst  auch  eine  Ueberaicht  über 
die  Abhandlungspflege  mit  besonderer  AnfÜhrune  der  desfallsigen  Literatur  ge- 
geben ist.  S.  auch  Zeitschrift;  fGLr  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in 
Oesterreich,  Wien. 

In  den  Königreichen  Croatien  und  Slavonien  sind  nachstehende 
Gesetze  erschienen:  Das  Zadruga-Gesetz  (über  zadruga  vgl.  oben  bei  .Monte- 
negro'' S.  319)  vom  12.  September  1870,  das  Gesetz  vom  6.  Oktober  1872,  das 
Zadruga-Gesetz  vom  3.  März  1874,  das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1876,  das 
Zadruga-Gesetz  vom  9.  Mai  1869  (während  den  älteren  G^etzesartikeln  IV 
von  1836  [§  6]  und  IX  von  1836  [§  9]  nur  geringere  Bedeutung  zukommt). 
Vgl.  Shek  a.a.O.  S.  LVIIL 

*)  Die  Staatsbfirgerschaffc  in  Oesterreich  wird  erworben: 

1.  durch  Abstammung  von  einem  österreichischen  Staatsbürger; 

2.  durch  Naturalisation  und  zwar: 

a^  durch  einen  ununterbrochenen  zehnjährigen  Wohnsitz  daselbst; 
b)  durch  Verleihung,  die  bei  den  ordentlichen  Behörden  nach- 
gesucht wird. 

Die  Staatsbürgerschaft  wird  verloren  durch  Auswanderung  oder  durch 
Verehelichung  einer  Staatsbürgerin  mit  einem  Ausländer. 

Die  Berufung  zu  öffentlichen  Diensten  und  die  Antretung 
eines  Gewerbes  können  nicht  mehr  zu  den  Gründen  der  Erwerbung  der 
Staatsbürgerschaft  gezählt  werden,  seitdem  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867 
(Oesterr.  R.-G.-B1.  Nr.  142)  die  Fremden  von  der  Berufung  zu  öffentlichen 
Aemtem  ausgeschlossen  hat  imd  da  die  Erwerbung  der  Staatsbürgerschaft 
durch  Antretung  eines  Gewerbes  resp.  die  bezügliche  Bestimmung  des  §  29 
des  B.-G.-B.  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  April  1860  (Oesterr. 
R.^.-Bl.  Nr.  108)  aufgehoben  wurde. 

Die  Erlangung  der  Naturalisation  hat  auch  diejenige  der  Ehefrau 
und  der  mindeijährigen  Eander  zur  Folge.  Wenn  jedoch  eine  Frau  die 
Naturalisation  erwirbt,  erlangen  solche  nicht  auch  ihre  Kinder,  gleichviel  ob 
eheliche  oder  uneheliche.  Vgl.  hiezu  Revus  de  droit  internoHoncU,  tom.  VII 
(1876)  p.  394.  üeber  Erwerbung  und  Verlust  der  StaatsbOrgersohaft  s.  auch 
Geller  a.a.O.  S.  885  ff. 

Nach  dem  ungarischen  Gesetze  von  1879  über  Erwerb  und  Ver- 
lust der  Staatsbürgerschaft  wird  die  Staatsbürgerschaft  in  Ungarn 
erworben:  durch  Geburt,  durch  Legitimation,  durch  Heirath  und  durch 
Naturalisation.  Durch  Geburt  erlangen  die  Staatsbürgerschaft  eheliche  Ejnder 
eines  ungarischen  Staatsbürgers  und  die  unehelichen  Kinder  einer  ungarischen 
Mutter,  auch  wenn  die  Geburt  im  Auslande  erfolgt.  Durch  Legitimation 
erwerben  uneheliche  Kinder  eines  ungarischen  Staatsbürgers  von  einer  aus- 
ländischen Mutter  die  Staatsbürgerschaft.  Die  Ausländerin,  welche  einen 
Ungar  heirathet,  wird  ungarische  Staatsbürgerin.    Die  Naturalisation  erfordert 


§  50.    Oesterreich-ÜDgam.  339 

alles  wo  immer  befindliche  bewegliche  Yerniogen  und  die  in  dem 
österreichischen  Kaiserstaate  gelegenen  unbeweglichen  Güter  des 
Verstorbenen  zu  pflegen.  Es  kommt  also  nach  österreichischem 
Gesetze  die  Erbschaftsabhandlung  (und  die  Entscheidung  der  Erb- 
rechtsstreitigkeiten) Über  den  beweglichen  Nachlass  eines  öster- 
reichischen Unterthans  auch  dann  den  österreichischen  Gerichten 
zu,  wenn  solcher  Nachlass  sich  im  Auslande  befindet,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  der  Erblasser  im  Auslande  sich  nur  Torübergehend 
aufgehalten  oder  dort  ständigen  Wohnsitz  gehabt  hat«  Dagegen 
wird  die  Nachlassbehandlung  bezüglich  des  im  Auslande  gelegenen 
unbeweglichen  Yermögens  des  österreichischen  Erblassers 
dem  ausländischen  Gerichte  überlassen.^) 

Hinsichtlich  des  Nachlasses  eines  Ausländers  steht  über  die 
innerhalb  des  österreichischen  Staatsgebietes  liegenden  unbeweg- 
lichen Güter  eines  Ausländers,  er  mag  im  In-  oder  Auslande  ge- 
storben sein,  den  österreichischen  Gerichten  die  Abhandlung  in  ihrem 
vollen  Umfange  und  daher  auch  die  Beurtheilung  der  Rechte  aller 
Betheiligten  nach  den  österreichischen  Gesetzen  zu,  soweit  nicht 
durch  StaatsYerträge  ein  anderes  Uebereinkommen  getroffen  ist.  Nur 
insofern  die  Gültigkeit  eines  letzten  Willens  von  der  äusseren  Form 
desselben  abhängt,  ist  darüber  nach  den  Gesetzen  des  Orts,  wo  er 
errichtet  worden,  zu  entscheiden.  Es  wird  also  bei  Abhandlung  der 
Immobilien,  welche  ein  Fremder  in  Gestenreich  hinterlässt,  bezüglich 
der  Erbfähigkeit  des  Intestaterben,  der  Erbfolgeordnung,  der  Kollations- 


Niederlassung  in  einer  Gemeinde  und  fün^fthrigen  ununterbrochenen  Aufenthalt 
im  Lande.  Solche  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  in  väterlicher 
Gewalt  befindlichen  Kinder. 

Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  wird  verloren:  durch  Entlassung 
aus  dem  Staatsverbande,  durch  Auswanderung,  Eintritt  in  fremde  Dienste 
ohne  Genehmigung  der  ungarischen  Regierung,  zehnjährige  Abwesenheit  und 
durch  Yerheirathung  einer  Ungarin  mit  einem  Ausländer.  Bevue  de  droit 
international,  tom.  XII  (1881)  p.  140. 

üeber  den  Vertrag  zwischen  Deutschland  undOesterreich-Ungarn 
vom  4./26.  Juli  1875,  betr.  die  Wiederübernahme  der  früheren  Angehdrigen, 
die  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  Abwesenheit  oder  aus  anderen  Gründen 
verloren,  eine  neue  Staatsangehörigkeit  aber  nicht  erworben  haben,  s.  Zentralbl. 
f.  d.  Deutsche  Reich  1875  ».  475. 

^)  §§  20  und  21  des  Gesetzes  vom<  9.  August  1854;  Yesque  von 
Püttlingen,  Handbuch  des  in  Oesterreich-Üngam  geltenden  internationalen 
Privatrechtes,  1878,  S.  276;  Unger,  die  Yerlassenschaffcsabhandlung  in  Oester- 
reich,  1862,  S.  200;  Jettel,  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Straf- 
rechts mit  Bücksicht  auf  die  Gesetzgebungen  Oesterreichs,  Ungarns,  Croatiens 
und  Bosniens,  Wien  und  Leipzig  1893,  S.  69  ff. 

Sobald  das  Gericht  von  einem  Todesfalle  Nachricht  erhält,  ist  die  Tod- 
fallsaufnahme zu  veranlassen;  §§  36  ff.  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854. 

22* 
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pflicht,  der  Yertheilung  der  Erbschaft,  der  Testirfähigkeit  des  Erb- 
lassers, des  Inhalts  der  letztwilligen  Anordnung,  der  Rechtmässigkeit 
der  Enterbung  und  der  Grösse  des  Pflichttheils  lediglich  das  öster- 
reichische Recht  in  Anwendung  gebracht,  als  Ausnahme  von  den 
sonst  auch  in  Oesterreich  zugestandenen  allgemeinen  Prinzipien  des 
internationalen  Privatrechtes.^) 

In  Ansehung  des  beweglichen  Nachlasses  der  in  dem  öster- 
reichischen Staate  oder  im  Auslande  verstorbenen  Ausländer  haben 
die  österreichischen  Gerichte,  wenn  der  Verstorbene  einem  Staate 
angehört,  welcher  sich  nach  gleichen  Grundsätzen  benimmt,  der  zu- 
ständigen ausländischen  Behörde  des  Erblassers  sowohl  die  Erbschafts- 
yerhandlung  als  die  Entscheidung  aller  streitigen  Erbansprüche  zu 
überlassen  und  sich  in  der  Regel  darauf  zu  beschränken,  für  die 
Sicherung  des  Nachlasses  und  der  Ansprüche  derjenigen  Erben  und 
Legatare,  welche  österreichische  Unterthanen  oder  in  Oesterreich  sich 
aufhaltende  Fremde  sind,  dann,  für  die  Befriedigung  der  inläudischen 
Gläubiger  zu  sorgen.  Gehört  der  verstorbene  Ausländer  einem  Staate, 
an,  welcher  die  Zuständigkeit  der  österreichischen  Gerichtsbehörden 
rücksiehtlich  des  dort  befindlichen  Nachlasses  österreichischer  Untei;- 
thauen  nicht  in  gleichem  Maasse  anerkennt,  oder  dessen  Benehn^ungs- 
weise  nicht  ermittelt  werden  kann,  so  wird  im  ersten  Falle  der 
Grundsate  der  Gegenseitigkeit  beobachtet,  im  zweiten  Falle  aber 
über  den  in  Oesterreich  befindlichen  Nachlass  eines  solche  Aub- 
länders  wie  über  die  Hinterlassenschaft  eines  Inländers  ver- 
fahren.«) 

Wenn  hienach  die  Erbschaftsverhandlung  über  das  im  öster- 
reichischen Staatsgebiete  befindliche  bewegliche  Nachlass  vermögen 
des  Ausländers  der  ausländischen  Behörde  nicht  überlassen  wird, 
sind  für  die  Zuständigkeit  des  in  Oesterreich  befindlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Nachlasses  eines  Ausländers  die  für 
die  Abhandlung  der  Nachlässe  von  Inl^dern  angeordneten  Zuständig- 


*)  §22  des  Gesetzes  vom  Q.August  1854;  Vesque  von  Püttling«n 
a.  a.  0.  8.  279  und  280;  Starr,  Dife  Rechtshülfe  in  Oesterreich  gegenüber 
dem  Auslande,  1878,  S.  76  ff.;  Jettel  a.  a.  0. 

')  üeber  die  Zuständigkeit  der  österr.  Gerichte  zur  Abhandlung  nicht 
blos  des  in  Oesterreich,  sondern  auch  des  im  Auslande  befindlichen  beweg- 
lichen Nachlasses  eines  in  Venedig  gestorbenen,  daselbst  wohnhaft  gewesenen 
preussischen  Staatsangehörigen  s.  Entsch.  des  obersten  Gerichtshofes  vom 
2.  August  1889  (Zeitschr.  f.  intern.  Privatrecht,  Bd.  i  S.  707),  über  Behand- 
lung des  Nachlasses  eines  in  Oesterreich  verstorbenen  ottomanischen  Staats- 
angehörigen s.  Zeitschr.  etc.  II  S.  184. 
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keitsbestimmungen  massgebend,  ausserdem^  d.  b.  wenn  die  Erbscbafts- 
Terbandlnng  über  das  bewegliche  Vermögen  dem  Aaslande  überlassen 
wird,  ist  zur  Behandlung  des  unbeweglichen  Nachlasses  eines  Aus- 
länders dasjenige  österreichische  Gericht  berufen,  in  dessen  Sprengel 
die  unbeweglichen  Güter  ganz  oder  zum  Theil  gelegen  sind.^) 

Yerlassenschaftsgerichte  sind  die  Bezirksgerichte;  wenn 
nicht  aus  Gründen  der  Zweckmässigkeit  die  Delegation  eines  anderen 
Gerichtes  von  dem  Obergerichte  yerfügt  wird,  kommt  in  der  Regel 
die  Yerlassenschaftsabhandlung  demjenigen  Bezirksgerichte  zu,  in 
dessen  Sprengel  der  Verstorbene  seinen  ordentlichen  Wohnsitz 
gehabt  hat.  Zur  Behandlung  des  Nachlasses  eines  im  Auslande 
gestorbenen  österreichischen  Staatsbürgers  ist  das  Bezirksgericht 
seines  letzten  ordentlichen  Wohnsitzes  in  Oesterreich,  falls  sich 
aber  dieser  nicht  ausmitteln  lässt,  dasjenige  Gericht  erster  Instanz 
zuständig,  in  dessen  Sprengel  der  unbewegliche  Nachlass  ganz  oder 
zum  grossten  Theile,  und  wenn  der  Verstorbene  bloss  bewegliches 
Vermögen  besessen  haben  sollte,  der  grossere  Theil  des  letzteren 
sich  befindet.^ 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  nimmt,  wenn  ein  Aus- 
länder ohne  Hinterlassung  ortsansässiger  Erben  stirbt,  die  kon- 
servatorischen  Massregeln  jenes  Bezirksamt  als  Gericht  yor,  in  dessen 
Amtsbezirk  der  Verstorbene  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte, 
lieber  die  Verlassenschaft  eines  Ausländers  wird  im  Sinne  des 
Patentes  vom  9.  August  1854  nach  dem  Grundsatze  der  Gegen- 
seitigkeit yerfahren.^) 

In  Ungarn  bemisst  sich  die  Zuständigkeit  des  Verlassenschafts- 
gerichtes  nach   dem   letzten   ordentlichen  Wohnsitze   des  Erblassers 


^  §§  23  und  25  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854;  §  80  Jurisdiktioiis- 
norm  vom  20.  November  1852  (Oesterr.  R.-G.-B1.  Nr.  251);  Vesque  von  Pütt- 
lingena.a.O.  S.281;  Starr  a.a.O.  S.  78;  Jettel  a.a.O.  S.  70.  Haben  die 
Erben  die  Kompetenz  eines  Osten*.  Gerichts  hinsichtlich  des  Nachlasses  eines 
Ausländers  einmal  ausdrücklich  oder  stillschweigend  anerkannt  und  sich  vor 
demselben  in  die  Nachlassabhandlung  eingelassen,  so  können  sie  später  nicht 
mehr  die  Abtretung  der  Abhandlungspflege  an  die  ausländischen  Behörden 
verlangen.    Jettel  a.  a.  0.  S.  71;  Zeitschr.  f.  intern.  Privatrecht  I  S.  892. 

')  Jurisdiktionsnorm  §§  77,  78  u.  79;  Vesque  von  Püttlingen  a.  a.  0. 
S.  275;  Jettel  S.  70. 

Ueber  die  Mitwirkung  der  Notare  bei  Verlassenschaftsabhandlungen 
8.  Ziff.  VI. 

^)  Reuling  n.  LOwenfeld  a.a.O.  S.  111  u.  415.  Die  einschlägigen 
Normen  Über  Nacnlassbehandlung  bezüglich  Bosniens  und  der  Herzegowina 
enthält  die  Verordnung  der  Bosnischen  Landesregierung  vom  14.  Apru  1885 
(G.-Bl.  Nr.  28).    Für  die  Intestaterbfolge  der  Mohamedaner  in  Bosnien  und 
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oder  wenn  derselbe  ausser  Landes  verstorben  ist,  nach  seinem 
im  Lande  gehabten  letzten  Aufenthaltsorte,  und  falls  dieser  nicht 
zu  ermitteln,  nach  dem  Orte,  wo  sich  die  Yerlassenschaft  befindet.^) 

Ln  Falle  des  Ablebens  eines  Ausländers  in  Ungarn  ist, 
soweit  nicht  Immobilien  zum  Nachlasse  gehören,  für  welche  alsdann 
das  Realgericht  kompetent  ist,  die  Zuständigkeit  der  ungarischen 
Gerichtsbehördo  begründet,  wenn  der  Verstorbene  in  Ungarn  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  oder  wenigstens  beständigen  Aufenthalt  hatte ; 
ausserdem  kann  die  Abgabe  des  beweglichen  Nachlasses  an  die  zu- 
ständige Heimathsbehörde  erfolgen.^^) 

Nach  dem  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buohe  haben  die  Gerichte  in  allen  Todesfällen  von  Amtswegen 
einzuschreiten  (s.  oben  S.  337  u.  339), 

Nach  ungarischen  Gesetzen  ist  das  Gericht  nur  in  folgenden 
Fällen  hiezu  gehalten: 

1.  wenn  sich  unter  den  Erben  Minderjährige,  Geisteskranke 
oder  sonst  solche  Personen  befinden,  welche  unter  Vormund- 
Schaft  oder  Kuratel  gehören; 

2.  wenn  unter  Jenen,  welchen  die  Erbschaft  zufolge  Vertrag, 
Testament    oder  Gesetz    wahrscheinlich   zustehen   wird,    ein 

■ 

oder  der  andere  abwesend  ist; 

3.  wenn  einer  der  Betheiligten  mangels  Ausgleiches  das  amt- 
liche Einschreiten  verlangt; 

4.  wenn  die  Betheiligten  dem  Gerichte  unbekannt  sind  oder 
überhaupt  kein  Erbe  vorhanden  ist. 

In  solchen  Fällen  findet  auch  die  Todfallsaufnahme  und,  wenn 
Niemand  sich  vorfindet,  in  dessen  Händen  und  Obsorge  die  in  der 
Wohnung  des  Erblassers  gefundenen  Güter  ohne  Gefährdung  belassen 
werden  können,  die  vorläufige  Sicherstellung  durch  Sperre,  Ver- 
siegelung und  Bestellung  eines  Sequesters  statt.^^) 


Herzegowina  vgl.  das  vom  k.  k.  gem.  Minist,  herausgegebene  Werk:  , Ehe- 
recht, Familienrecht  und  Erbrecht  der  Mohamedaner  nach  dem  Hanefitischen 
Ritus/  Wien,  k.  k.  Staatsdruckerei. 

Bezüglich  der  Geriehtsbarkeit  der  Osterreichischen  Gerichte  in  Bosnien 
und  Herzegowina  s.  kaiserliche  Verordnung  vom  23.  Dezember  1880  (Oesterr. 
R..G..BI.  S.  191). 

®)  Ungarische  Zivilprozessordnung,  G.-A.  LIV  vom  Jahre  1868,  §§  37 
und  562. 

*^  Ungarische  Zivilprozessordnung  §  34;  Vesque  von  Püttlingen 
a.  a.  0.  S.  288,  281  und  276;  Jettel  S.  70. 

*')  Ungarische  Zivilprozessordnung  §§  1,  560—563.  S.  auch  unten  S.  350; 
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In  Oesterreich  hat  im  Falle  des  Todes  yon  Ausländem, 
aber  deren  Yerlassenschaft  die  Erbyerhandlung  und  Entscheidung 
der  streitigen  Erbrechtsansprüche  nach  den  geltenden  Bestimmungen 
der  auswärtigen  Gerichtsbehörde  zu  überlassen  ist,  die  inländische 
Gerichtsbehörde  auf  Verlangen  derjenigen  Erben  und  Yermäohtniss- 
nehmer,  welche  österreichische  Staatsbürger  oder  in  dem  öster- 
reichischen Staate  sich  aufhaltende  Fremde  sind,  mit  der  Ausfolgung 
des  Nachlasses  oder  des  zu  ihrer  Bedeckung  erforderlichen  Theiles 
in  das  Ausland  so  lange  inne  zu  halten,  bis  über  ihre  Ansprüche 
durch  die  dortigen  Gerichtsbehörden  rechtsgültig  entschieden  ist. 

Für  die  Gläubiger  aber,  welche  österreichische  Staatsbürger  oder 
in  Oesterreich  sich  aufhaltende  Fremde  sind,  und  ihre  Forderungen 
wider  den  Erblasser  schon  bei  seinen  Lebzeiten  anhängig  gemacht 
haben,  oder  doch  yor  der  wirklichen  Ausfolgung  des  Nachlasses 
klagbar  machen  oder  gerichtlich  anmelden,  ist  yon  den  österreichischen 
Gerichtsbehörden  jederzeit  insoweit  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Aus- 
folgung des  Yerlassenschaftsyermögens  erst  dann  geschehen  darf,  wenn 
deren  Befriedigung  erfolgt,  oder  Sicherstellung  für  die  Forderungen 
derselben  geleistet  ist  (§§  137  und  138  des  Gesetzes  yom'  9.  August 
1854).  Femer  bestimmt  über  besondere  Vorkehrungen  bei  Yerlassen- 
schaften  der  Ausländer  §  139  des  erwähnten  Gesetzes: 

Im  Falle  des  Todes  eines  Ausländers  sind  stets  alle  Erben, 
Yermächtnissnehmer  und  Gläubiger  der  in  den  §§  137  u.  138  ange- 
führten Arten,  welche  auf  den  Nachlass  Ansprüche  stellen  können 
zu  glauben,  mittels  eines  auf  angemessene  Frist  auszufertigenden 
Ediktes  aufzufordern,  ihre  Forderungen  binnen  derselben  anzumelden, 
widrigenfalls  der  Nachlass  an  die  auswärtige  Gerichtsbehörde  oder 
die  yon  derselben  zur  Uebemahme  gehörig,  legitimirte  Person  aus- 
gefolgt werden  würde.  ^^) 

Weiter  yerordnet  §  140  des  angeführten  Gesetzes  yom 
9.  August  1854: 

Wird  im  Falle  des  Todes  yon  Ausländem,  welche  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  in  dem  österreichischen  Staate  hatten,    yon  den  in 


auch  für  Bosnien-Herzegowina   gilt  solches;   bosn.  Yerordn.  yom   14.  April 
1885,  Jettel  S.  70. 

*')  In  einer  Entacheidung  des  Österreich,  obersten  Gerichtshofes  vom 
12.  Februar  1889  (Beil.  zum  J.-M.-B1.  1889  Nr.  420)  ist  ausgesprochen,  dass 
dem  Gläubiger,  welcher  Forderungen  zum  Nachlass  eines  Ausländers  anmeldet, 
keine  Präklusivfrist  zur  gerichtlichen  Geltendmachung  zu  bestimmen  sei.  Ygl. 
auch  Zeitschrift  etc.  1  S.  88. 
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Oesterreich  befindlichen  Erben  um  die  Yomuhnie  der  Ycrlassenschafts- 
abhandlang  durch  die  .österreichische  Gerichtsbehörde  nachgesucht, 
so  sind  in  dem  anzufertigenden  Edikte  auch  die  allfalligen  Erben 
und  Yermäohtnissnehmer  aufzufordern,  ihre  Ansprfiche  anzumelden, 
widrigenfalls  die  Verhandlung  von  dem  österreichischen  Gerichte  mit 
denjenigen  Betheiligten,  welche  darum  eingeschritten  sind,  Yorgenommen 
werden  würde.  Meldet  sich  in  Folge  dieses  Edikts,  welches  auch 
den  auswärtigen  Zeitungsblättem  einzuschalten  ist,  Niemand,  oder 
sind  die  sich  Meldenden  mit  der  Verhandlung  vor  dem  österreichischen 
Gerichte  einverstanden,  so  ist  diese  nach  den  österreichischen  Ge- 
setzen zu  pfiegen.  Wird  aber  von  Betheiligten,  welche  sich  gemeldet 
haben,  oder  von  der  zustandigen  auswärtigen  Behörde  selbst  auf  die 
Verhandlung  vor  dem  auswärtigen  Richter  gedrungen,  so  ist  diesem 
Begehren  zu  willfahren. 

II.  Letztwillige  Verfügungen  können  aussergerichtlich 
oder  geriohtlich,  in  beiden  Fällen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
sohriftlich  oder  mündlich  errichtet  werden. 

Bei  einem  aussergerichtlichen  schriftlichen  Testamente 
ist  zur  Gültigkeit  nothwendig,  dass  der  Erblasser  entweder  den 
letzten  Willen  eigenhändig  schreibt  und  unterschreibt,  oder  wenn 
er  solchen  von  einer  anderen  Person  niederschreiben  lässt,  wenigstens 
unterschreibt  und  zugleich  vor  drei  fähigen  Zeugen,  die  mitzuunter- 
sehreiben  haben,  den  Aufsatz  als  seinen  letzten  Willen  erklärt.  Ein 
aussergeriohtliches  mündliches  Testament  muss  vor  drei 
fähigen  Zeugen  erklärt  werden  und  auf  Verlangen  jedes  Interessenten 
durch  die  übereinstimmende  eidliche  Aussage  dieser  Zeugen,  oder 
wenn  einer  nicht  mehr  vernonunen  werden  kann,  wenigstens  der 
zwei  übrigen  Zeugen  bestätiget  werden. 

Das  gerichtlich  schriftliche  Testament  erfordert  zu  seiner 
Gültigkeit  die  Unterzeichnung  durch  den  Erblasser  und  persönliche 
üebergabe  bei  Gericht.  Die  mündliche  Erklärung  des  letzten 
Willens  wird  vom  Gerichte  zu  Protokoll  genommen,  i')  üeber 
notarielle  Testamente  s.  unten  Nr.  VI. 

Bezüglich  der  formellen  Gültigkeit  der  Testamente  kann  nach 
österreichischem  Gesetze  entweder  die  am  Orte  der  Errichtung 
geltende  oder  jene  Form  eingehalten  werden,  welche  das  sonst  für 
den  NaohlasB  massgebende  Gesetz  vorschreibt. 

^')  Alig.  b.  G.-B.  §§  577  ff.    Ueber  Kundmachung  der  Testamente  s. 
61  ff.  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854. 
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In  Ungarn  werden  nach  §  34  des  Gesetzesartikele  XYI  vom 
Jahre  1876  die  im  Aaslande  errichteten  Testamente,  Erb  vertrage 
und  Schenkungen  aaf  den  Todesfall,  in  Rücksicht  anf  die  Form 
auch  dann  gültig  erachtet,  wenn  sie  den  Gesetzen  des  Errichtungs- 
ortes entsprechen.^^) 

Ursachen  der  Unfähigkeit  zu  testiren  nach  österreichischem 
Recht  sind  insbesondere: 

1.  Mangel  der  Besonnenheit  (Raserei,  Wahnsinn,  Blödsinn, 
Trunkenheit) ; 

2.  Prodigalitätserklärung,  insofern  ein  gerichtlich  erklärter  Ver- 
schwender nur  über  die  Hälfte  seines  Vermögens  verfügen 
kann,  während  die  andere  Hälfte  den  gesetslichen  Erben 
zufällt ; 

3.  unreifes  Alter;  Unmündige  sind  gänzlich  unfähig;  Minder^ 
jährige  können  vor  zurückgelegtem  18.  Jahr  nur  mündlich 
vor  Gericht  oder  auch  vor  Notaren  testiren.  ^^) 

UI.  Gesetzliche  Erbfolgeordnung  nach  dem  österreichi- 
schen allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch: 

1.  Zur  ersten  Linie  gehören  des  Erblassers  Kinder  und  deren 
Nachkömmlinge.  Erstere  erben  nach  Köpfein;  Kinder  vorverstorbener 
Kinder  des  Erblassers  treten  in  den  Erbtheil  des  Vorverstorbenen 
ein,  ebenso  Urenkel  in  den  Antheil  des  vorverstorbenen  Enkels; 
bei  entfernteren  Nachködumlingen  vollzieht  sich  die  Theilnng  in  dem- 
selben Verhältnisse.^^) 

2.  Zur  zweiten  Linie  gehören  des  Erblassers  Vater  und 
Matter  sammt  den  Ges^wistem  und  deren  Nachkömmlingen. 

a)  Leben  noch  beide  Eltern,  so  gebührt  ihnen  die  ganze  Erb- 
schaft zu  gleichen  Theilen. 

b)  Ist  eines  der  Eltern  gestorben,  so  treten  dessen  nachgelassene 
Kinder  oder  Nachkömmlinge  in  sein  Recht  ein. 

e)  Wenn  beide  Ehern  des  Erblassers  verstorben  sind,  so  wird 
die  Hälfte  der  Erbschaft,  welche  dem  Vater  zugefallen  wäre, 
unter  seine  hinterlassenen  Kinder  und  deren  Nachkömmlinge, 
die  andere  Hälfte,  welche  der  Mutter  gebührt  hätte,  unter 
ihre  Kinder  und  deren  Nachkömmlinge  vertheilt.  Sind  von 
diesen  Eltern  keine  anderen  als  von  ihnen  gemeinschaftlich 


**)  Jettel  a.  a.  0.  S.  66. 

x")  AUg.  b.  (i.-B.  ^  566  ff.;  §  70  der  Notariatsordnung  vom  25.  Juli  1871. 

»«)  Allg.  b.  G.-B.  §§  731  Abs.  1,  732— 7B4. 
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erzeugte  Kinder  vorhanden,  so  theilen  sie  die  beiden  Hälften 
unter  sich  gleich.  Sind  aber  ausser  diesen  noch  Kinder 
Torhanden,  die  Ton  dem  Yater  oder  von  der  Mutter  oder 
Yon  einem  und  der  anderen  in  einer  anderen  Ehe  erzeugt 
worden  sind,  so  erhalten  die  yon  dem  Vater  und  der 
Mutter  gemeinschaftlich  erzeugten  Kinder  oder  ihre  Nach- 
kömmlinge sowohl  an  der  väterlichen  als  an  der  mütter- 
lichen Hälfte  ihren  gebührenden,  mit  den  einseitigen  Ge- 
schwistern gleichen  Antheil. 
d)  Wenn  eines  der  verstorbenen  Eltern  des  Erblassers  weder 
Kinder  noch  Nachkömmlinge  hinterlassen  hat,  so  föllt  die  ganze 
Erbschaft  dem  anderen  noch  lebenden  Elterntheile  zu.  Ist 
dieser  Theil  auch  nicht  mehr  am  Leben,  so  wird  die  ganze 
Erbschaft  unter  seine  Kinder  und  Nachkömmlinge  vertheilt.^^) 
3.  Zur  dritten  Linie  gehören  die  Grosseltem  sammt  den 
Geschwistern  der  Eltern  und  ihren  Nachkömmlingen. 

a)  Sind  die  Eltern  des  Erblassers  ohne  Nachkömmlinge  ver- 
storben, so  kommt  die  Erbschaft  auf  des  Erblassers  Gross- 
eltern und  ihre  Nachkonunensohaft  und  zwar  gebührt  eine 
Hälfte  der  Erbschaft  den  Eltern  des  Vaters  und  ihren  Nach- 
kömmlingen, die  andere  Hälfte  den  Eltern  der  Mutter  und 
ihren  Nachkömmlingen. 

b)  Jede  dieser  Hälften  wird  unter  den  Grosseltem  der  einen 
und  der  anderen  Seite,  wenn  sie  beide  noch  leben,  gleich 
getheilt. 

c)  Ist  eines  der  Grosseltern  oder  sind  beide  von  der  einen 
oder  anderen  Seite  gestorben,  so  wird  die  dieser  Seite  zu- 
gefallene Hälfte  zwischen  den  Kindern  und  Nachkömmlingen 
dieser  Grosseltern  nach  den  Grundsätzen  des  Repräsentations- 
rechts getheilt. 

d)  Sind  von  der  väterlichen  oder  von  der  mütterlichen  Seite 
beide  Grosseltern  verstorben  und  weder  von  dem  Grossvater 
noch  von  der  Grossmutter  dieser  Seite  Nachkömmlinge  vor- 
handen, so  fällt  den  von  der  anderen  Seite  noch  lebenden 
Grosseltem,  oder,  nach  derselben  Tode,  ihren  hinterlassenen 
Kindern  und  Nachkömmlingen  die  ganze  Erbschaft  zu.^^) 


»0  §§  731  Abs.  2,  735—737  1.  c. 
>*)  §§  731  Abs.  3,  738-740  1.  c. 
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4.  Nach  gäDzlicher  Erlösohung  der  dritten  Linie  kommen  in 
vierter  Linie  zur  Erbschaft:  des  Erblassers  erste  Urgrosseltem 
sammt  ihren  Nachkömmlingen,  nämlich  die  Eltern  der  yäterlichen 
Grossmatter  mit  ihren  Nachkömmlingen,  die  Eltern  des  yäterlichen 
Grossvaters  und  ihre  Nachkömmlinge,  die  Eltern  des  mütterlichen 
Grossyaters  mit  ihrer  Nachkommenschaft  und  die  Eltern  der  mütter- 
lichen Grossmutter  mit  der  ihrigen.^ ^) 

5.  Zur  fünften  Linie  gehören  des  Erblassers  zweite  Urgross- 
eltem und  ihre  Nachkömmlinge.  Zu  dieser  Linie  gehört  der  Stamm 
der  yäterlichen  Grosseltem  des  yäterlichen  Grossyaters;  der  Stamm 
der  mütterlichen  Grosseltern  des  yäterlichen  Grossyaters;  der  Stamm 
der  yäterlichen  Grosseltem.  der  yäterlichen  Grossmutter;  der  Stamm 
der  mütterlichen  Grosseltern  der  yäterlichen  Grossmutter;  der  Stamm 
der  yäterlichen  Grosseltern  des  mütterlichen  Grossyaters;  der  Stamm 
der  mütterlichen  Grosseltem  des  mütterlichen  Grossyaters;  der  Stamm 
der  yäterlichen  Grosseltem  der  mütterlichen  Grossmutter  und  der 
Stamm  der  mütterlichen  Grosseltern  der  mütterlichen  Grossmutter.  ^^) 

6.  Zur  sechsten  Linie  gehören  des  Erblassers  dritte  Urgross- 
eltem und  deren  Nachkömmlinge.  Zu  dieser  Linie  gehören  1 6  Stämme, 
nämlich  die  Stämme  derjenigen  Eltem,  aus  welchen  die  Stammeltem 
der  fünften  Linie  entsprossen  sind.'^) 

7.  Auf  obige  sechs  Linien  der  ehelichen  Verwandtschaft 
ist  das  Recht  der  Erbfolge  in  Ansehung  eines  freiyererblichen  Ver- 
mögens eingeschränkt.  Entferntere  Verwandte  des  Erblassers  sind 
yon  der  gesetzlichen  Erbfolge  ausgeschlossen.^') 

8.  Uneheliche  Kinder  haben  in  Rücksicht  auf  die  Mutter 
bei  der  gesetzlichen  Erbfolge  in  das  freiyererbliche  Vermögen  gleiche 
Rechte  mit  den  ehelichen.  Zu  dem  Nachlasse  des  Vaters  und  der 
yäterlichen  Verwandten,  dann  der  Eltem  und  Grosseltern  und  übrigen 
Verwandten  der  Mutter  gebührt  den  unehelichen  Kindern  keine  gesetz- 
liche Erbfolge.  2>) 

9.  Ausser  der  Ehe  geborene  und  durch  nachher  erfolgte  Ver- 
ehelichung der  Eltem  legitimirte  Kinder,  desgleichen  diejenigen 
Kinder,  welche  aus  einer  ungültigen  Ehe  erzeugt,   aber  durch  nach- 


^")  §§  731  Abs.  4,  741.    Näheres  über  die  Theilung  innerhalb   dieser 
vier  Stämme  §§  742  u.  743  1.  c. 

»0)  §§  731  Abs.  4,  744—747  1.  c. 
^')  §§  731  Abs.  5,  748—750  1.  c. 
")  §  751  1.  c. 
»»)  §  754  1.  c. 
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trägliohe  Hebang  des  Ehehindernissea  oder  dadurch  legitim  irt  sind, 
dass  den  Eltern  die  schuldlose  Unwissenheit  des  Ehehindemisses  zu 
Statten  kommt,  geniessen  unter  gewissen  Beschränkungen  in  Rück- 
sicht der  gesetzlichen  Erbfolge  die  Rechte  ehelicher  Kinder.  Einem 
nach  der  Torstehenden  zweiten  AltematiTC  legitimirten  Kinde  kommt 
auf  die  Täterliche  Yerlassenschaft  nur  dann  ein  gesetzliches  Erbrecht 
zu,  wenn  es  auf  Ansuchen  des  Vaters,  um  gleiche  Rechte  mit  den 
ehelichen  Kindern  in  dem  freiyererblichen  Vermögen  zu  geniessen, 
legitimirt  worden  ist.*^) 

10.  Wahlkinder  haben  bei  der  gesetzlichen  Erbfolge  in  das 
freiyererbliohe  Vermögen  Desjenigen,  welcher  sie  an  Kindes  Statt 
angenommen  hat,  ein  gleiches  Recht,  wie  die  ehelichen  Kinder.  In 
Rücksicht  der  Verwandten  desselben  oder  des  Ehegatten,  ohne  dessen 
Einwilligung  die  Annahme  geschehen  ist,  steht  ihnen  kein  Erbrecht 
zu.  Sie  behalten  aber  das  gesetzliche  Erbrecht  an  dem  Vermögen 
ihrer  natürlichen  Eltern  und  Verwandten.*^) 

11.  Den  Eltern  kommt  auf  den  Nachlass  ihrer  legitimirten 
oder  Ton  dem  Gesetze  besonders  begünstigten  unehelichen  Kinder 
(s.  oben  Nr.  8,  9  u.  10)  eben  das  wechselseitige  Recht  zu,  welches 
den  Kindern  auf  den  Nachlass  ihrer  Eltern  eingeräumt  worden  ist. 
In  dem  Vermögen  eines  unehelich  gebliebenen  Kindes  gebührt  nur 
der  Mutter  die  Erbfolge;  der  Vater,  alle  Grosseltem  und  andere 
Verwandten  des  Kindes  sind  daTon  angeschlossen.  Auch  die  Wahl- 
eltern haben  kein  gesetzliches  Erbrecht  auf  die  Verlassensehaft 
des  Wahlkindes;  sie  fällt  nach  der  gesetzlichen  Erbfolge  dessen  Ver^ 
wandten  zu.'') 

12.  Dem  überlebenden  Ehegatten  gebührt  ohne  Unterschied, 
ob  er  ein  eigenes  Vermögen  besitzt  oder  nicht,  wofern  drei  oder 
mehrere  Kinder  Torhanden  sind,  mit  jedem  Kinde  ein  gleicher  Erb- 
theil,  wenn  aber  weniger  als  drei  Kinder  Torhanden  sind,  der  vierte 
Theil  der  Verlassenschaft  zum  lebenslangen  Genüsse;  das  Eigenthum 
dayon  bleibt  den  Kindern. 

Ist  kein  Kind,  aber  ein  anderer  gesetzlicher  Erbe  yorhanden, 
so  erhält  der  überlebende  Ehegatte  das  unbeschränkte  Eigenthum 
auf  den  yierten  Theil  der  Verlassenschaft. 


•*)  §  752,  753,  160  u.  161.  1.  c. 
")  §  755  1.  c. 
")  §  756  1.  c. 
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In  beiden  Fällen  wird  jedoch  Dasjenige,  was  gemäss  der  Ehe- 
pakten, eines  Ehevertrages,  oder  einer  letzten  Anordnung  dem  über- 
lebenden Ehegatten  ans  dem  Vermögen  des  anderen  zukommt,  in 
den  Erbtheil  eingerechnet. 

Wenn  aber  weder  ein  Verwandter  des  Erblassers  ans  obigen 
sechs  Linien,  noch  ein  zufolge  des  Erbrechts  unehelicher,  legitimirter 
oder  Wahlkinder  und  bzw.  deren  Eltern  und  Wahleltern  berufener 
Erbe  yorhanden  ist,  so  fallt  dem  Ehegatten  die  ganze  Erbschaft  zu. 
Doch  hat  ein  aus  seinem  Verschulden  geschiedener  Ehegatte  weder 
auf  die  Erbschaft  noch   auf  einen  Erbtheil  des  Gatten  Anspruch.^^) 

13.  Ist  auch  der  Ehegatte  nicht  mehr  am  Leben,  so  wird 
die  Verlassenschaft  als  ein  erbloses  Gut  yon  dem  Fiskus  ein- 
gezogen.'®) 

14.  Pflichttheilsberechtigt  (Notherben)  sind  nach  öster- 
reichischem Gesetze  die  Kinder  (worunter  auch  Enkel  und  Urenkel 
yerstanden  sind)  und  in  deren  Ermangelung  die  EUtem  (auch  alle 
Grosseltem)  des  Erblassers.  Als  Pflichttheil  bestixnmt  das  Gesetz 
jedem  Kinde  die  Hälfte  dessen,  was  ihm  nach  der  gesetzlichen  Erb- 
folge zugefallen  wäre.  In  der  aufsteigenden  Linie  gebührt  jedem 
Notherben  als  Pflichttheil  ein  Drittheil  dessen,  was  er  nach  der 
gesetzlichen  Erbfolge  erhalten  haben  würde. '^) 

rV.  Nach  den  Grundsätzen  der  österreichischen  Gesetzgebung 
ist  zum  Erbschaftserwerbe  ausdrückliche  Annahme  der  Erbschaft 
nothwandig.  Der  Uebergang  der  Erbschaft  auf  den  Erben  yollaieht 
sich  mittels  Zwischenkunft  des  Biohters  durch  das  Sinantwortuugs- 
dekret.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  bestimmt  in  §  547: 
«Der.  Erbe  stellt,  sobald  er  die  Erbschaft  angenommen  hat,  in  Rück- 
sicht auf  dieselbe  den  Erblasser  yor.  Beide  werden  in  Beziehung 
auf  einen  Dritten  für  Eine  Person,  gehalten«  Vor  der  Annahme  des 
Erben  wird  die  Verlassenschaft  so  betrachtet,  als  wenn  sie  noch 
yon  dem  Verstorbenen  besessen  würde. '^  §  797  1.  c.  bestimmt: 
, Niemand  darf  eine  Erbschaft  eigenmächtig  in  Besitz  nehmen.  Das 
Erbrecht   muss  yor  Gericht  yerhandelt   und  yon  demselben  die  Ein- 


«0  §§  757—759  d.  b.  G.-B. 

»«)  §  760  1.  c;  Patent  vom  9.  August  1854,  §  130. 

^  §§  762,  763,  765  u.  766  d.  b.  G.-B.  üeber  Abweichungen  von  der 
oben  bestimmten  Erbfolge  in  Bflcksicht  auf  Bauerngüter  und  die  Verlassen- 
scbaft  geistlicher  Personen  (§  7&1  d.  a.  b.  G.-B,)  s.  Näheres  v.  Schey,  das 
allgem.  bürgerl«  Qesetzb.  f.  Oesterreich  etc.  Note  I  u.  II  zu  §  761. 
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antwortung  des  Nachlasses,  das  ist  die  Uebergabe  in  den  rechtlichen 
Besitz,  bewirkt  werden.^ 

Die  Antretung  der  Erbschaft  kann  unbedingt  oder  mit 
der  Rechts wohlthat  des  Inventars  erfolgen  (§  800  1.  c.).^^) 

Wenn  die  bekannten  oder  muthmasslichen  Erben  ihr  Vermögen 
selbst  zu  verwalten  fähig  sind,  so  ist  in  der  Regel  die  Yerlassen- 
schaftsmasse  ohne  Anlegung  des  Gerichtssiegels  ihnen  oder  ihren 
mit  gehöriger  Vollmacht  versehenen  Geschäftsträgern  oder  den  von 
dem  Erblasser  dazu  benannten  Personen  in  Verwahrung  zu  belassen. 
Wenn  dagegen  die  Erben  ihr  Vermögen  zu  verwalten  unfähig,  ab- 
wesend oder  gänzlich  unbekannt  sind,  wenn  eine  das  Vermögen 
übersteigende  Schuldenlast  zu  besorgen  ist  oder  andere  Umstände 
besondere  Vorsicht  fordern,  so  muss  die  Verlassenschaftsmasse  so- 
gleich versiegelt  werden,  desgleichen,  wenn  auf  Ansuchen  eines 
Erbsohaftsgläubigers,  Legatars  oder  Notherben  von  dem  Gerichte  die 
Absonderung  von  dem  Vermögen  des  Erben  bewilligt  wird.'^) 

In  Ungarn  bedarf  es  einer  Erklärung  über  den  Antritt  der 
Erbschaft  nicht;  der  testamentarisch  berufene  oder  gesetzliche  Erbe 
erwirbt  sie  ipso  jure.  Die  Entsagung  einer  Erbschaft  ist  an  keine 
Frist  gebunden,  sie  ist  bei  der  zuständigen  Nachlassbehörde  ab- 
zugeben. 

Wenn  einer  oder  mehrere  der  vermutheten  Erben  Ausländer 
sind,  muss  stets  eine  förmliche  Verlassenschaftsabhandlung  stattfinden. 
Auch  werden  von  Amtswegen  die  zur  Sicherstellung  des  Nachlasses 
erforderlichen  Massregeln  getroffen.^') 


'°)  Ueber  die  Art  der  Anbringung  und  die  Erfordernisse  der  Erbs- 
erkiärung  (bei  den  Gerichtshöfen  schriftlich,  bei  den  Bezirksgerichten  münd- 
lich zu  Protokoll  oder  auch  durch  Ueberreichung  einer  schriftlichen  Erklärung) 
s.  §§  115  ff.  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854,  femer  die  Noten  zu  diesen 
Gesetzesstellen  bei  Geller  a.  a.  0.,  Abth.  betr.  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

'^)  §  43  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854.  Die  Sicherstellung  der 
Gebühren  ist  im  §  72  des  Gebührengesetzes  vom  9.  Februar  1850  (Oesterr. 
R.-G.-B1.  S.  50)  vorgesehen,  welcher  lautet:  «Die  Gebühr  von. Vermögensüber- 
tragungen haftet  auf  der  Sache,  welche  den  Gegenstand  der  Uebertragung 
ausmacht  und  geht  allen  aus  Privatreohtstiteln  entspringenden  Forderungen 
vor.  Dies  gut  insbesondere  von  der  Gebühr  für  Erbschaften  und  Vermächtnisse 
und  es  ist  bei  Au&ahme  der  gerichtlichen  Sperre  und  der  Inventur  von  Seite 
des  Gerichtes  für  die  Sicherstellung  der  Gebühr  angemessene  Vorsorge  zu 
trefifen.**  Nähere  Vollzugsvorschrifl  hierüber  enthält  §  49  des  Gesetzes  vom 
9.  August  1854. 

'')  In  Ungarn  ist  durch  den  XX.  Gesetzesartikel  vom  Jahre  1877  das 
Verlassenschafts-  (und  auch  das  Vormundschafts)wesen  den  Gerichten  nahezu 
gänzlich  entzogen  und  den  selbständig  organisirten  » Waisenstühlen*  zugewiesen, 
die  hiebei  richterliche  Funktionen  ausüben.   Insbesondere  fungiren  die  Waisen- 
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Anlangend  die  Zuständigkeit  far  Klagen  in  Yerlassen- 
BchaftBangelegenheiten,  so  müssen  in  Oesterreich  alle  Erb- 
schafts- und  Erbtheilungsklagen,  sie .  mögen  auf  der  gesetzlichen  Erb- 
folge, einem  letzten  Willen  oder  einem  Erbvertrage  beruhen,  dann 
alle  Klagen,  welche  die  Yerlassenschaftsschulden,  Vermächtnisse  oder 
eine  Schenkung  auf  den  Todesfall  zum  Gegenstande  haben,  so  lange 
die  Einantwortung  des  Nachlasses  noch  nicht  erfolgt  ist,  bei  dem- 
jenigen Gericht  (auch  städtisch-delegirten  Bezirksgericht)  angebracht 
werden,  bei  welchem  die  Erbschaftsverhandlung  anhängig  ist.  Nach 
der  Einantwortung  gehören  solche  Klagen  ror  den  Gerichtsstand  der 
Erben.") 

In  Ungarn  ist  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Klage  aus  einem 
y  ertrage  hergeleitet  wird^  oder  auf  dem  Rechtstitel  des  Gesetzes 
oder  einer  bestimmten  letztwilligen  Anordnung  beruht,  oder  ob  sie 
auf  die  Erfüllung  oder  Aufhebung  des  letzten  Willens  des  Erblassers 
gerichtet  ist,  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Erb- 
lasser seinen  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatte.  Ist  der  Erblasser 
ausser  Landes  yerstorben,  so  gehören  die  Erbschaftsprozesse  Tor 
jenes  inländische  Gericht,  in  dessen  Sprengel  der  Erblasser  zuletzt 
gewohnt  hat;  ist  dieser  Wohnort  nicht  zu  erforschen,  so  ist  das- 
jenige Gericht  zuständig,  in  dessen  Sprengel  sich  der  Nachlass  be- 
findet-") 

Y.  Yon  den  in  Oesterreich  über  Erhebung  einer  Erbschafts- 
abgabe geltenden  Bestimmungen  kt  Folgendes  anzuführen: 

Der  Gebühr  von  Erbschaften  und  Vermächtnissen,  welche  Yon 
allen  Uebertragungen  auf  den  Todesfall  zu  entrichten  ist,  unterliegt 
der  gesammte  Naohlass,    welcher   sich    nach  Abschlag  der  auf  dem- 


stflhle  als  Nachlassbehörden,  wenn  bei  einem  Nachlasse  Minderjährige  oder 
unter  Kuratel  stehende  Grossjährige  als  Erben  betheiligt  sind.  Die  ordent- 
lichen Gerichte  haben  nur  einzelne  Akte  vorzunehmen,  insbesondere  die  £r- 
öffiiung  und  PubJizirung  der  Testamente  u.  A.  Vgl.  Näheres  Reuling  und 
Löwen feld,  die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr,  S.  98  f. 

•*)  §  37  der  Ziril-Jurisdiktionsnorm  vom  20.  November  1852  (Oesterr. 
R.-G.-B1.  Nr.  251)  und  der  damit  Übereinstimmende  §  37  der  Jurisdiktionsnonn 
für  Dalmatien.  Obige  Bestimmung  betrifft  nmr  den  persönlichen  Gerichtsstand, 
kann  daher  auf  die  Kompetenz  in  Real-,  Handels-,  See-  und  Bergangelegen- 
heiten keinen  derogirenden  Kinfluss  üben,  so  dass  auch  Klagen  wider  Ver- 
lassenschaften,  wenn  die  VorauBsetzungen  des  Eausalgerichtsstandes  vorhanden 
sind,  vor  den  besonderen  Gerichtsstand  (Real-Instanz,  Handelsgericht)  gebracht 
werden  müssen;  Geller,  Oesterr.  Justizgesetze  Note  1  zu  §  37  der  Zivil- 
Jurisdiktionsnorm. 

^)  §  37  Ziff.  1  u.  2  des  LIV.  Gesetzesartikel  vom  Jahre  1868,  Haupt- 
stück III. 
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selben  lastenden  Passiven,  dann  der  Krankheits-  und  Begräbniss- 
kosten als  reines  Yermögen  heransstellt.  Legate  jeder  Art,  vom 
Nachlasse  als  solchem  zu  entrichtende  Gebühren,  femer  auf  den 
Todesfall  dem  überlebenden  Gatten  oder  dritten  Personen  durch  das 
Gesetz  oder  durch  Vertrag  auf  den  Nachlass  eingeräumte  Forderungen 
dürfen  Yom  Nachlasse  vor  der  Berechnung  der  Gebühr  nieht  abge- 
zogen werden. 

Die  Eigenschaft  des  Nachlasses  und  des  Rechts-  oder  Besitz- 
titels, auf  Grund  dessen  der  Erblasser  den  Nachlass  oder  einzelne 
Bestandtheile  desselben  besass,  begründet  bezüglich  der  Verbindlich- 
keit zur  Entrichtung  der  Gebühren  keinen  Unterschied. 

.Im  Auslande  liegende  unbewegliche  Güter  des  Erb- 
lassers sind  in  den  gebührenpflichtigen  Nachlass  nicht  einzubeziehen, 
Yon  welchem  auch  die  auf  diesen  Gütern  haftenden  Lasten  nicht  in 
Abzug  gebracht  werden  sollen. 

Dagegen  sind  im  Auslande  angelegte  Kapitalien  und 
überhaupt  Forderungen  des  Erblassers  an  Ausländer,  sie 
mögen  auf  ausländisohen  Realitäten  yersichert  sein  oder  nicht,  in 
ausländische  öffentliche  Fonds  eingelegt  sein  oder  bei  Privaten  haften, 
in  der  Form  von  Wechseln,  gewöhnlichen  Schuldscheinen  oder  wie 
immer  genannten  Effekten  Torkommen,  dem  gebührenpflichtigen  Nach- 
lasse zuzuschlagen. 

Schulden,  welche  sowohl  auf  dem  unbeweglichen  im  Auslande 
befindliehen,  als  auch  auf  dem  inländischen  Verlassensohaftavermogen 
haften,  sind  von  dem  letzteren  nur  nach  Verhältnise  dieser  beiden 
Theile  des  Gesammtvermögena  in  Abzug  zu  bringen.  In  diesen 
Nachlas»  sind  femer  auch  diejenigen  Forderungen  des  Erblaeser» 
einzubeziehen,  welche  der  Erbe  oder  Legatar  in  die  Masse  schuldet, 
selbst  dann,  wenn  sie  ihm  in  Folge  der  Erbeinsetzung  oder  des 
Legats  erlassen  worden  wären. 

Schenkungen  auf  den  Todesfall  und  Vermögenseorwerbungen  in 
Folge  von  Erbverträgen  sind  bezüglich  der  Gebührenbemessung  wie 
Legate  und  Erbschaften  zu  behandeln«^^) 

Durch  Verordnung  vom  8.  April  1864  (Oesterr.  R.-G.-Bl.  S.  883) 
wurde^  zur  Behebung  von  Zweifeln  über  die  Anwendung  der  an- 
geführten gesetzlichen  Bestimmungen  noch  bekannt  gegeben: 


'^)  Gesetz  vom  9.  Februar  1850,  §§  1,  18  und  vom  2.  August  1850, 
^„  1 B,  57  u.  59,  Oesterr.  R..G..B1.  S.  455  ff.  u.  bzw.  1891  ff.  Den  Gesetzen 
vom  9.  Februar  1850  und  2.  August  1850  ist  der  Tarif  angesdilossen,  welofaer 
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Den  angefahrten  BeBtimmnngen  unterliegt  auch  das  im  Aub- 
lande  befindliche  YerlassenBchaftsYermögen  der  im  Auslände  yer- 
Btorbenen  öBterreiohiBchen  Unterthanen  mit  AuBBchlusB  deB- 
jenigen,  welches  in  unbeweglichen  Gütern  besteht.  Die  an  den 
fremden  Staat,  in  welchem  das  Naohlassyermogen  sich  befindet,  Ton 
diesem  Yermögen  als  solchem  entrichteten  Gebühren  und  Abgaben 
sind  bei  gehöriger  Nachweisung  mit  Ausschluss  des  Betrags,  welcher 
auf  die  im  Auslände  befindliehen  unbeweglichen  Sachen  entfallt, 
unter  die  auf  dem  Nachlasse  haftenden  Passiven  zu  rechnen. 

Auch  auf  das  in  Oesterreioh  befindliche  Nachlassyermogen 

solcher  Personen,  welche  keine  österreichischen  Unterthanen 

sind,   haben   die  erwähnten  gesetilichen  Bestimmungen  Anwendung: 

a)  ohne  Ausnahme,    soweit  das  Nachlassyermogen   aus   in  den 

k.  k.  österreichischen  Staaten  liegenden  unbeweglichen  Sachen 

besteht.     Schulden,   welche  sowohl  auf  dem  unbeweglichen 

in  Oesterreich  befindlichen,  als  auch  auf  dem  ausländischen 

Yerlassenschaftsyermögen  haften,  sind  yon  dem  ersteren  nur 

nach  Yerhältniss  dieser  beiden  Theile  des  GesammtyermögenB 

in  Abzug  zu  bringen; 


die  Gegenstände  und  das  Ausmass  der  Gebfihr  bestimmt.  Ein  weiteres  Gesetz 
vom  18.  Dezember  1862  (Oesterr.  R.-G.-B1.  S.  247)  enthält  einige  AbAndenmgen 
der  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  Augast  1850,  durch  welche  jedoch  die 
obenangeftlhrten  Bestimmmigen  nicht  berührt  sind. 

Aosser  den  in  yorstehend  bezeichneten  Gesetzen  normirten  Staat»- 
gebflhren  siad  die  Nachlässe  in  Oesterreich  vielfach  noch  Beiträgen  für  Schul-, 
Krank  e  n  han  8- und  Armen  Versorgung  sfonds  unterworfen,  welche  nicht 
dem  Staatsschätze,  sondern  dem  betreffenden  Lande  oder  der  Gemeinde  zu- 
fliessen.    Näheres  hierüber  s.  Jettel  a.  a.  0.  S.  92  f. 

Von  dem  in  Oesterreich  befindlichen  Mobiliamachlass  eines  in  Wien 
domizilirenden  Ausländers  sind  Fondsgebfihren  dann  nicht  zu  entrichten, 
wenn  nach  dem  betreffenden  Staatsverkage  das  Auslandsgericht  als  Abhand« 
lungsinstanz  erscheint;  Entscb.  d.  oberst.  Gerichtshofes  vom  18.  März  1890 
und  vom  17.  Dezember  1890  (Zeitsohr.  etc.  I  S.  88  u.  711,  U  S.  188}. 

Die  Bemessung  der  Fondsgebühren  vom  Nachlasse  auch  emes  Aus- 
länders richtet  sich  nach  dem  letzten  ordentlichen  Wohnsitze  desselben  im 
Inlande,  wenngleich  der  Erblasser  zuletzt  faktisch  im  Auslande  sich  aufhielt 
und  auch  dort  verstarb;  Entsdi.  d.  oberst.  Gerichtshofes  vom  23.  September 
1891  (Zeitschrift  etc.  lü  S.  561). 

Auch  die  zum  niederOsterreichischen  Landesschnlfond  zu  entrichtenden 
Yerlassenschaftsgebühren  sind  nur  von  solchen  Nachlässen  zu  entrichten,  deren 
Erblasser  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Niederösterreich  hatte;  Entsch.  d. 
Oberlandesgerichts  in  Prag  vom  5.  Oktober  1892  (Zeitschrift  etc.  m  S.  563). 

Zur  Beziprozitätsfrage  in  Bezug  auf  Nachlassgebühren  im  Verkehre  mit 
Dänemark  vgl.  Zeitschrift  etc.  II  S.  185,  mit  Bussland  HI  S.  564.  Vgl. 
auch  Schiffner,  der  Schulbeitrag  von  Verlassenschaften,  nach  österreichi- 
schen Landesrechten  etc.  in  der  aUg.  österr.  Gerichtszeitung  1893  Nr.  11. 
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b)  soweit  delr  Nacblato  in  beweglichen  Sachen  besteht,   wenn 
nicht  nachgewiesen  wird,  dass  bewegliches  NaohladsyermSgen 
österreichischer  Ünterthanen   als   solches  keiner  wie  imtt^ 
gearteten  Gebühr  in  jenem  Staate,   welchem  der  Erblasser 
angehorte,   unterliegt.     Kur  das   in  Oesterreich  befindliche 
bewegliche   VerlassenschaftsrermSgen    der    an    dem    öster- 
reichischen  Eaiserhofe   beglaubigten   Gesandten,   ihrer  Ge* 
sandtschaftsbeamten  und  Dienstleute  ist  unbedingt  gebühren* 
frei    zu  behandeln,   wenn  diese  Personen  keine  österreichi- 
schen Ünterthanen  sind. 
Ist  der  Kachlass  selbst  ganz  oder  zu  einem  Theile  den  gedachten 
Gesetzen   nicht   unterworfen,    so   kann   auch   dasjenige,    was    einem 
Österreichischen  Ünterthan  oder  einem  Ausländer   aus   dem   den   er- 
wähnten Gesetzen   nicht   unterworfenen   Nachlassrermögen   als   Erb- 
schaft, Vermftohtniss  oder  Schenkung  auf  den  Todesfall  zukommt,  als 
Gegenstand  der  Gebühr  für  Yermögensübertragungen  von  Todeswegen 
nicht  angesehen  werden. 

Handelt  es  sich  um  ein  gebührenpflichtiges  Nachlassyermogen, 
hinsichtlich  dessen  die  Abhandlungspflege  den  österreichischen  Ge- 
richten nicht  zusteht,  so  haben  die  Erben  den  Nachlassausweis  (§  46 
der  oben  genannten  Gesetze  vom  9.  Februar  1850  und  2.  August 
1850  und  Verordnung  yom  23.  März  1862,  Oesterr.  R.-G.-B1.  1862 
Nr.  84)  unmittelbar  dem  zur  Gebührenbemessung  bestimmten  Amte 
des  Bezirkes,  in  welchem  der  Erblasser  yerstorben  ist,  und  falls 
dieser  im  Auslande  mit  Tod  abgegangen  Wäre,  dem  Zentral-Taxamte 
in  Wien  zum  Zwecke  der  Gebührenbemessung  zu  überreichen.'^ 

In  Ungarn,  mit  Ausnahme  von  Croatien  und  Slavonien,  wird 
von  ausländischen  beweglichen  Nachlässen  unter  der  YoraassetsiKag 
keine  Gebühr  erhoben,  dass  in  dem  Staate,  welchem  der  Verstoitrene 
angehörte,  der  bewegliche  Nachlass  ungarischer  Staatsbürger  keinerlM 
Gebühr  unterliegt.  Der  bewegliche  Nachlass  tou  Mitgliedern  fremder 
Missionevi,  insoweit  dieselben  fremde  Staatsangehörige  sind,  ist  un- 
bedingt gebührenfrei.    Da«  im  Auslande  belegene  bewegliche  Yer- 


'*)  S.  attch  Yesque  von  Püttlingen  a.  a.  0.  S.  326;  Starr  a.  a.  0. 

8.  ibs. 

Von  dem  in  Oesterreich  befindlichen  beweglichen  Nachlasse  eines  in 
Ödisterreich  verstorbenen  bayerischen  Staatsangehörigen  werden  in  Oester- 
reich die  Gebühren  nach  dem  Patente  vom  9.  Febniar  1850  erhoben;  E^Iatt 
des  k.  k.  Finanzininisteriums  vom  5.  August  1865,  Yesque  von  Püttlingen 
a.  a.  0.  S.  328. 
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Mögen  im  Aoriande  rerAtoffoener  angariBcber  Staatsaiigefadriger  anter^ 
Itegt  in  Ungarn  der  Oebührenbehandlang.'^ 

Y«  Yormiindsohaft.  Naeh  österreichischem  Gesetse  ist 
Personen,  denen  die  Sorge  eines  Vaters  nicht  au  Statten  kommt  und 
die  noeh  minderjährig  sind,  ein  Vormund  und  solchen,  welche  ihre 
Angelegenheiten  aus  einem  anderen  Qmnde  als  jenem  der  Mindeiv 
jihrigkeit  selbst  zu  besorgen  nnfthig  sind,  einKuratorza  bestellen. 
Letzterer  Fall  tritt  ein:  bei  Mindeijftiirigen,^  die  in  einer  anderen 
Provinz  oder  im  Auslände  ein  unbewegliches  Vermögen  besitzen  oder 
die  in  einem  besonderen  Falle  von  dem  Vater  oder  Vormunde  nicht 
yertreten  werden  können;  bei  Volljährigen,  die  in  Wahn-  oder  Blöd* 
sinn  verfallen;  bei  erklärten  Verschwendern;  bei  Ungebomen;  zu- 
weilen auch  bei  Taubstummen,  bei  Abwesenden  und  bei  Sträf- 
lingen. ••) 

Das  Gericht  muss,  wenn  es  von  dem  Falle  der  Schutzbedürftig'^ 
keit  einer  Person  in  obigem  Sinne  Kenntniss  erlangt,  von  Amts- 
wegen einen  Vormund  bzw.  Kurator  bestellen.^^) 

Die  Errichtung  der  Vormundschaft  über  Fremde  weist  das 
österreichische  Gesetz  den  Gerichten  des  Heimathsstaats  zu.  Indessen 
ist  doch  zufolge  §  188  des  mehrerwähnten  Gesetzes  vom  9.  August 
1854  den  in  Oestenreioh  befindlichen  minderjährigen  Kindern  eines 
verstorbenen  Ausländers  jedenfalls  ein  Vormund  zu  bestellen,  bis 
dessen  Heimathsbehörde  eine  Verfügung  getroffen  hat  und  zwaf 
ohne  alle  Rücksicht  auf  den  Vorgang,  der  in  dem  betreffenden  Staate 
in  ähnlichen  Fällen  in  Bezug  auf  österreichische  Unterthanen  statt- 
findet.*!) 

Auch  für  einen  minderjährigen  Ausländer,  der  in  Oesterreich 
geboren  und  seit  seiner  Geburt  wohnhaft  ist  und  dessen  uneheliche 


«2  Jettel  a.  a.  0.  S.  94. 

^  Die  Grossjfthrigkeit  tritt  mit  dem  zurückgelegten  24.  Lebensjahire 
ein;  allg.  b.  G.-B.  §  21. 

Zur  Bestellung  des  Vormundes  oder  Kurators  und  zur  Besorgung  aller 
Oeschi&fte,  welche  der  VormundscShafts-  und  KuratelbehOrde  nach  dem  Gesetze 
ebhegen,  ist  in  der  R^l  das  Bezirksgericht  berufen,  dessen  persönlicher 
Gerichtsbarkeit  der  Minderjfthrige  oder  Pflegbefohlene  in  Streitsachen  unter- 
steht; Jurisdiktionsnorm  vom  21.  November  1852,  §  83.  Dieses  Gericht  bleibt 
in  der  Regel  bis  zur  Beendigung  der  Vormundschaft  oder  Kuratel  zustftndig, 
jrann  auch  der  Mfindel  oder  Pflegbefohlepe  inzwisdien  unter  die  Gerichtsbar- 
keit eines  anderen  Gerichtes  treten  sollte;  §  86  1.  c. 

")  Allg.  b.  G..B.  g§  187,  188,  270. 

««)  Allg.  b.  G.-B.  g§  190,  269. 

^^)  Vgl.  anoh  £ntBoh.  d.  oberst.  Gerichtshofes  vom  9.  August  1854 
(Zeitschrift  etc.  I  524). 
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Hntter  zur  Zeit  der  Geburt  in  Oesterreich  wohnte,  hat,  wenngleich 
ihr  Domizil  zur  Zeit  unbekannt  ist,  das  österreichische  Gericht  den 
Yormund  zu  bestellen  für  so  lange,  als  die  ausländische  Behörde 
nichts  Anderes  yerfiigt>') 

Liegt  ein  unbewegliches  Ghit  des  Minderjährigen  in  einer 
anderen  Provinz,  oder  gar  in  einem  fremden  Staate,  so  muss 
die  Yormundschaftliche  Behörde  den  ordentlichen  Gerichtsstand  der 
anderen  Proyinz  oder  des  f^mden  Staates  um  die  Inyentur  und 
Schätzung  und  um  die  Mittheilung  derselben  angehen,  diesem  Ge* 
richtsstande  aber  die  Bestellung  eines  Kurators  über  solches  Gut 
überlassen/^ 

Nach  §  219  des  Gesetzes  Tom  9.  August  1864  sind  die  für 
Yormundschaftsangelegenheiten  bestehenden  Yorschriften  auch  in 
Euratelsachen  zu  beobachten.  Hiezu  verordnet  ein  Erlass  des 
österreichischen  Justizministeriums  vom  10.  Oktober  1860  Z.  14939,^) 
dass  die  österreichischen  Gerichte  im  Sinne  der  §§  183  u.  219  des 
Gesetzes  vom  9.  August  1854  den  im  österreichischen  Staate  befind- 
lichen minderjährigen  Kindern  eines  Ausländers^  sowie  den 
dortselbst  befindlichen  grossjährigen  Ausländern,  wenn  der 
Fall  zur  Bestellung  einer  Kuratel  eintritt,  ohne  Bücksicht  auf  den 
in  dem  fremden  Staate  in  Ansehung  der  österreichischen  ünterthanen 
beobachteten  Yorgang  einen  Yormund  bzw.  Kurator  auf  so  lange 
zu  bestellen  haben,  bis  von  der  zuständigen  ausländischen  Behörde 
eine  andere  YerfÜgung  getroffen  wird.^^) 

Anlangend  die  Yormundschaft  und  Kuratel  in  internationaler 
Beziehung  in  Ungarn,  so  bestimmt  der  XX.  Gesetzesartikel  vom 
Jahre  1877: 

Für  das  in  Ungarn  befindliche  Yermögen  derjenigen  in  Ungarn 
heimathsberechtigten  Minderjährigen,  die  im  Auslände  unter  Yor- 
mundschaft oder  Kuratel  stehen,  ist  von  Seite  der  ungarischen 
Yormundschaftsbehörde  ein  besonderer  Kurator  zu  bestellen  (§  61). 


^*)  Entsch.  d.  oberst.  Gerichtshofes  vom  20.  Januar  1891  (Zeitschrift  etc. 
I  S.  525). 

**)  AUg.  b.  G.-B.  §  225. 

**)  Starr  a.  a.  0.  S.  227. 

*'')  Zur  Frage  der  Kuratelspflege  über  Aualfinder  vgl.  anch  Zeitschrift  etc. 
I  S.  236. 

Für  die  Kuratelbestellang  von  Kindern  eines  Emigranten,  der  in  Oester- 
reich das  Staatsbürgerrecht  nicht  erworben  hat,  sind  die  Gesetze  des  be- 
treffenden auswärtigen  Staates  massgebend;  Entsch.  d.  oberst.  Gerichtshofes 
vom  24.  Mai  1892  (Zeitschr.  etc.  U  S.  492). 


i 


§  50.    Oesteireich-Üngani.  357 

—  Die  Ton  Seite  der  angarisohen  Yonnandsohaftsbebörde  für  nach 
.Ungarn  Heimathsbereehtigte  bestellte  Yonnnndschaft  oder  Kuratel 
erstreckt  sieb,  insofern  dies  internationale  Vertrage  oder  andere 
Orfinde  nicbt  bindern,  aucb  anf  das  im  Auslände  befindliobe  Ver- 
mögen der  Mündel  oder  Eoranden  (§  62).  —  Für  das  in  Ungarn 
befindlicbe  beweglicbe  oder  nnbeweglicbe  Vermögen  derjenigen  Aus- 
länder, die  im  Auslande  unter  Vormundscbaft  oder  Kuratel  steben, 
bestellt,  insofern  internationale  Verträge  nicbt  das  Gegentbeil  Ter- 
ordnen,  die  ungariscbe  Vormundscbaftsbebörde  einen  besonderen 
Kurator  (§  63).  —  Wenn  ein  Ausländer  in  Ungarn  minderjährige 
Kinder  zurfiekgelassen  bat,  so  ist  fOr  dieselben  Ton  Seite  der 
ungarisoben  Vormundscbaftsbebörde  ein  proTisoriscber  Vormund  lu 
bestellen  und  dauert  diese  Vormundscbaft  insolange,  bis  die  kom- 
petente Beborde  des  Mündels  nicbt  eine  andere  Verfügung  trifft 
(§  64).  —  Der  in  den  Fällen  der  §§  61  u.  68  bestellte  Kurator 
unterstebt  der  ungariscben  Vormundscbaftsbebörde  und  bat  die  Kuratel 
nacb  den  Bestimmungen  des  obsitirten  Gesetzes  und  unter  der  in 
denselben  festgesetsten  Verantwortlicbkeit  zu  fübren  (§  65).^^ 

VI.  Das  Notariatswesen  ist  in  Oesterreicb  nunmebr  durch 
die  Notariatsordnung  yom  25.  Juli  1871^^  geregelt.  Die 
Notare  werden  Tom  Staate  bestellt  und  öffentlich  beglaubigt;  die- 
selben haben   nach  Massgabe   des  Gesetzes   über  Recbtserklärungen 


«)  Zeitschrift  etc.  I  S.  422. 

Bezüglich  der  Zuständigkeit  der  , Waisenstühle*  zur  Führung  der  Vor- 
mundschaften in  Ungarn  s.  oben  S.  350  Note  82. 

Die  Grossjährigkeit  wird  in  Ungarn  nach  Gesetzesartikel  XX  von  1877 
mit  der  Zurücklegung  des  24.  Lebensjahres  erreicht;  bezüglich  der  Frauen 
bleibt  die  Bestimmung  des  Gesetzesartikels  XXm  von  1874  unberührt,  wonach 
jede  Frauensperson  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Lebensalter  durch  ihre  Ver- 
heirathung  eo  ipso  grossjährig  wird  und  die  Dispositionsfähigkeit  behält,  auch 
wenn  sie  vor  dem  erreichten  24.  Lebensjahre  Wittwe  oder  gerichtlich  ge- 
schieden oder  wenn  das  Eheband  gelöst  wird  (§  1).  ^  Minderjährige,  die  das 
18.  Lebensjahr  zurückgelegt,  erlangen  die  Volljährigkeit,  wenn  sie  von  Seite 
der  Vormundschafbsbehörde  als  grossjährig  erklärt  werden  (§  4).  —  Minder- 
jährige können  nach  Zurücklegnng  des  18.  Lebensjahres  mit  der  Erlaubniss 
Ton  Seite  des  Vaters,  bzw.  des  Vormunds  ein  selbständiges  Gewerbe  betreiben 
und  werden  hiedurch  volljährig  (§  5).  —  Minderjährige,  die  das  20.  Lebens- 
jahr zurückgelegt,  erlangen  die  Volljährigkeit,  wenn  der  die  väterliche  Gewalt 
ausübende  Vormund  a)  das  Vermögen  des  Minderjährigen  diesem  zur  freien 
Verfügung  übergibt,  oder  b)  seine  Einwilligung  gibt^  dass  der  Minderjährige 
einen  selbständigen  Haushalt  gründe.  In  beiden  FäUen  ist  die  Genehmigung 
der  Vormundschaftsbehürde  nothwendig  (§  6).  Diejenigen,  welche  im  Sinne 
der  §§  4,  5  u.  6  die  Volljährigkeit  erlangen,  besitzen  auch  vor  der  Zurück- 
legnng des  24.  Lebensjahres  die  passive  Wechselfthigkeit  (§  7).  Zeitschrift  etc. 
.1  S.428. 

*^  Oesterr.  Reichsgesetzblatt  1871  Nr.  75  S.  161. 
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und  BechtageschäftOf  sowie  über  Thatsaehen,  aus  weldMn  Rechte 
abgeleitet  werden  wollen,  Urkunden  aufzunehm^i  und  atisaufertigen» 
die  Yon  den  Parteien  ihnen  anTertrauten  Urkunden  su  yerwahren 
und  Gelder  und  Werthpapiere  zur  Ausfolgung  an  Dritte  oder  zur 
Srlage  bei  Behörden  zu  übernehmen.  Die  yon  Notaren  aufgenommeneB 
Notariatsurkunden  (Notariatsakte,  Notariatsprotokolle  und  notarielle 
Beurkundungen),  sowie  die  nach  dem  Gesetze  ertheilten  Ausfertigungea 
sind  öffentliche  Urkunden>^) 

Letztwillige  Anordnungen,  welche  vor  zwei  Notaren  oder 
Yon  einem  Notare  und  zwei  Zeugen  mündlich  errichtet  oder  schriftlich 
übergeben  werden  und  bei  deren  Aufnahme  die  gesetzlichen  Förmlich- 
keiten beobachtet  sind,  haben  die  Kraft  gerichtlicher  Testamente«^) 

Die  Notare  können  als  Gerichtskommissäre  zur  Yomahme 
derjenigen  Akte  ausser  Streitsachen,  welche  nicht  durch  eine  Toraus- 
gehende  richterliche  Entscheidung  bedingt  sind,  ermächtigt  werden. 
Bei  Verlassenschaften  können  dieselben  zur  Todfallsaufnahme,  zur 
Errichtung  der  Inyentnr  und  zur  Vornahme  yon  Feilbietungen  ab- 
geordnet werden;  auch  sind  sie  befugt,  nachdem  yon  dem  Gerichte 
die  Erbserklärung  angenommen  ist,  Yerlassenschaftsausweise 
und  Erbtheiluugen  aufzunehmen  und  alle  zur  Erwirkung  der 
Einantwortung  erforderlichen  Akte  zur  gerichtlichen  Genehmigung 
yorzubereiten.^^) 

Die  Ueberwachung  der  Amtsführung  der  Notare  und  der  Notariats- 
kammern steht  den  Präsidenten  der  Gerichtshöfe  erster  und  zweiter 
Instanz  zu;  zur  Beaufsichtigung  der  Notare  in  ihrem  amtlichen  Wirken 
sind  zunächst  die  Notariatskammem  berufen.  ^^) 

Auch  in  Ungarn,  woselbst  unterm  16.  Dezember  1874  (Gesetz- 
artikel XXXY)  eine  Notariatsordnung  erlassen  wurde,  können  die 
öffentlichen  Notare  sowohl  yom  Yerlassenschaftsgerichte,  als  in  Fällen, 
wo  das  Gericht  nicht  yon  Amtswegen  zu  handeln  hat,  yon  den  Erben 
mit  der  Leitung  der  Yerlassenschaftsbehandlung  und  bzw.  der  Fest- 
stellung der  Erbtheilung  betraut  werden. 


^ 


1  u.  2  der  Notariatsordnung  yom  25.  Juli  1871. 
§  70  1.  c. 
^)  Die  obigen  Bestimmungen  über  die  Yerwendung  der  Notare  als 
GerichtSKonmiissftre  zu  obenbezeichneten  Amtshandlmigen  waren  bereits  in  der 
Notariatsordnung  yom  21.  Mai  1855  (Oesterr.  R.-0.-B1.  Nr.  94)  bzw.  yoln 
7.  Februar  1858  (Oesterr.  R..G.-B1.  Nr.  23)  und  der  Yerordnung  yom  7.  Mai 
1860  (OesteiT.  R..G.-B1.  Nr.  120)  enthalten  und  sind  nach  Art.  II  des  EinfOhrongs- 
gesetzes  yom  25.  Juli  1871  zur  neuen  Notariatsordnung  in  Kraft  geblieben« 
")  9  153  d.  N..0.  yom  25.  JuH  1871. 
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Der  notariellen  Beorkundang  bedürfen  in  Ungarn: 

1.  JteohtsgeBchäfte  unter  Ehegi^tten,  durch  welche  sie  gegen- 
einander Verpflichtungen  übernehmen,  insbesondere  Verträge 
zur  Begelung  ihrer  gegenseitigen  VennögensyerhältnissQ 
(Ehepakten),  Kauf-,  Tausch-,  Leih-  und  Leibrentenyertrige; 

2.  SchenkungsYertrfige  unter  Ehegatten,  wenn  der  geschenkte 
Gegenstand  nicht  übergeben  wird; 

3.  Bestätigungen  über  die  eingebrachten  Güter  der  Ehefrau, 
selbst  wenn  sie  nicht  zu  Gunsten  der  letzteren,  sondern 
einer  dritten  Person  erfolgen; 

4.  Rechtsgeschäfte,  welche  Blinde,  des  Lesens  unkundige 
Taube,  des  Schreibens  unkundige  Stumme  und  Taubstununo 
schliessen.^') 

Vn«  Form  der  Gesuche  im  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen« —  Gebrauch  der  Sachwalter.  Bei  den  Bezirks- 
gerichten, Bezirksämtern  als  Bezirksgerichten  (Stuhlriehterämtem, 
Fräturen)  haben  die  Parteien^  wenn  nicht  besondere  Vorschriften 
eine  Ausnahme  festsetzen,  die  Wahl,  ihre  Gesuche  schriftlich  oder 
mündlieh  anzubringen. 

Bei  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  sind  die  Gesuche  in  der 
Begel  schriftlich  anzubringen.  Nur  unter  rücksichtswürdigen  Um- 
ständen sind  hieyon  Ausnahmen  zu  machen  und  mündlich  angebrachte 
Gesuche  zu  Protokoll  zu  nehmen. 

Schriftliche  Gesuche  müssen  in  einer  der  bei  Gerieht  üblichen 
Sprachen  geschrieben  und  hinsichtlich  der  allgemeinen  Erfordernisse 
der  Form  nach  den  Vorschriften  der  Prozessordnung  eingerichtet 
sein.  Von  den  nicht  in  einer  dieser  Sprachen  verfassten  Beilagen 
müssen  beglaubigte  Uebersetzungen  beigefügt  werden. 

In  nichtstreitigen  Rechtssachen  ist  in  der  Regel  Niemand  schuldig, 
sich  eines  Advokaten  zu  bedienen.  Jedoch  können  die  Gerichte 
Parteien,  Ton  welchen  sie  zu  wiederholten  Malen  mit  fehlerhaften 
oder  unzulässigen  Gesuchen  behelligt  werden,  wenn  im  Gerichtsorte 
Advokaten  bestehen,  verhalten,  ihre  Eingaben  von  einem  Advokaten 
verfassen  und  unterschreiben  zu  lassen.  ^^ 


")  Reuling  u.  Löwenfeld  a.a.O.  S.  100. 

^')  §§  4  u.  5  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854.  Nach  §  14  der  allg. 
Gerichtsordnung  und  der  damit  in  Einklang  stehenden  Bestimmung  des 
§  15  der  westgalizischen,  bzw.  tirolischen  Gerichtsordnung  soll  jeder  schrifi- 
fiohe  Aufsatz  von  aussen  die  Aufschrift  an  das  Gericht,  an  welches  derselbe 
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Yin.  Rechtsmittel  gegen  die  gerichtlichen  Yer- 
fügangen  ausser  Streitsachen«  Wer  sich  durch  die  Verfügung 
der  ersten  Instanz  über  einen  Gegenstand  der  Gerichtsbarkeit  ausser 
Streitsachen  beschwert  erachtet,  hat  die  Wahl,  bei  dem  unteren 
Richter  eine  blos  an  diesen  gerichtete  Vorstellung,  oder  eine 
Beschwerde  (Rekurs)  anzubringen,  oder  mit  der  Vorstellung  den 
Rekurs  zu  Verbinden. 

Vorstellungen  gegen  die  über  nichtstreitige  Rechtssachen  ge- 
troffenen Verfügungen  sind  binnen  14  Tagen,  von  dem  Tage  der 
Zustellung  an  gerechnet,  und  Rekurse  entweder  binnen  eben  dieser 
Frist,  oder  wenn  eine  Vorstellung  Übergeben  worden  ist,  binnen 
14  Tagen  von  dem  Zeitpunkt  der  Zustellung  des  darauf  erfolgten 
Bescheides  zu  überreichen.^) 

IX.  Ueber  die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden  in  Oester- 
reich  im  Allgemeinen  enthält  das  bürgerliche  Gesetzbuch  in  den 
§§  33 — 38  folgende  Bestimmungen: 

Den  Fremden  kommen  gleiche  bürgerliche  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten mit  den  Eingebomen  zu,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse 
dieser  Rechte  ausdrücklich  die  Eigenschaft  eines  Staatsbürgers  er- 
fordert wird.  Auch  müssen  die  Fremden,  um  gleiches  Recht  mit 
den  Eingebomen  zu  gemessen,  in  zweifelhaften  Fällen  beweisen, 
dass  der  Staat,  dem  sie  angehören,  die  österreichischen  Staatsbürger 
in  Rücksicht  des  Rechtes,  wovon  die  Frage  ist,  ebenfalls  wie  die 
seinigen  behandle  (§  33). 

Die  persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften  ist 
insgemein  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge 
seines  Wohnsitzes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat, 
vermöge  seiner  Geburt  als  Unterthan  unterliegt,  zu  beurtheilen,  in- 
sofem  nicht  für  einzelne  Fälle  in  dem  Gesetze  etwas  Anderes  ver- 
ordnet ist  (§  34). 

Ein  von  einem  Ausländer  in  Oesterreich  unternommenes  Ge- 
schäft, wodurch  er  Anderen  Rechte  gewährt,  ohne  dieselben  gegen- 
seitig zu  verpflichten,  ist  entweder  nach  dem  österreichischen  Gesetz- 
buche oder  aber  nach  dem  Gesetze,  dem  der  Fremde  als  Unterthan 


gestellt  ist,  wie  auch  seine  eigentliche  Benennung,  ferner  den  Namen,  Stand, 
Karakter  und  die  Wohnung  der  Parteien  mid  den  Gegenstand  des  Streites 
ausgedruckt  enthalten.  Nähere  Vorschriften  über  Einrichtung  der  Eingaben  etc. 
s.  bei  Geller  a.  a.  0.,  Abth.  Zivilprozessgesetze,  S.  88  ff. 

^)  Näheres  hierüber  und  insbes.  über  die  weitere  Behandlung  solcher 
Vorstellungen  bzw.  Rekurse  s.  §  9  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854. 
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anterliegt,  zn  benrtheilen,  je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  die 
Oüliigkeit  des  Geschäftes  am  meisten  begünstigt  (§  35). 

Wenn  ein  Ansifinder  in  Oesterreich  ein  wechselseitig  yer- 
bindendes  Geschäft  mit  einem  Staatsbürger  eingeht,  so  wird  es  ohne 
Ausnahme  nach  dem  österreichischen  Gesetsbuche,  sofern  er  es  aber 
mit  einem  Ausländer  schliesst,  nur  dann  nach  demselben  beurtheilt, 
wenn  nicht  bewiesen  wird,  dass  bei  der  Abschliessung  auf  ein  linderes 
Becht  Bedacht  genommen  worden  sei  (§  36). 

Wenn  Ausländer  mit  Ausländem  oder  mit  Unterthanen  des  öster- 
reichischen Staates  im  Auslande  Bechtsgeschäfte  Tornehmen,  so  sind 
diese  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen 
worden,  zu  beurtheilen,  sofern  bei  der  Abschliessung  nicht  ofifenbar 
ein  anderes  Becht  zu  Grunde  gelegt  worden  ist  (§  37).^^) 

Die  Gesandten,  die  öffentlichen  Geschäftsträger  und  die  in  ihren 
Diensten  stehenden  Personen  geniessen  die  in  dem  Yölkerrechte  und 
in  den  öffentlichen  Yerträgen  gegründeten  Befreiungen  (§  38)^ 

X.  Zustellungen.  Aus  Veranlassung  eines  Spezialfalls  hat 
die  österreichisch-ungarische  Begierung  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  es  den  in  Oesterreich-Ungam  residirenden  Konsuln  nicht  ge' 
stattet  ist,  Zustellungen  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  an  öster- 
reichische oder  ungarische  Staatsangehörige  zu  bewirken.  Soweit 
daher  nicht  die  Bechtshülfe  der  österreichischen  Gerichte  ^^  mit  Er- 
folg in  Anspruch  genommen  werden  kann,  ist  hienach  die  Zustellung 
durch  die  deutschen  Beichskonsuln  nur  dann  thunlich,  wenn  die 
deutsche  Staatsangehörigkeit  des  betreffenden  Empfängers  ausser 
Zweifel  gestellt  ist. 

XI.  Zwischen  Oesterreich-Ungam  und  dem  Deutschen 
Beich  ist  ein  Yertrag  über  Behandlung  der  Yerlassen- 
schaften  der  gegenseitigen  Staatsangehörigen  zur  Zeit  nicht  ab- 
geschlossen.^^) 


^  Die  österr.  Staatsbürger  bleiben  aber  auch  in  den  Fällen  des  §  37 
an  die  ösfcerr.  Gesetze  gebunden,  insoweit  ihre  persönliche  Fähigkeit,  dergleichen 
Geschäfte  zu  unternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  insoweit  diese 
Handlungen  und  Oeschäfke  zugleich  in  Oesterreich  rechtliche  Folgen  hervor- 
bringen sollen;  §  4  des  allg.  b.  G.-B. 

*^  Yerzeichniss  der  Zivil-  und  Strafgerichte  der  im  Österr. 
Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nebst  Vorerinnerung  in 
Betreff  des  Wirkungskreises  der  Gerichte  s.  Zentralbl.  f.  d.  Deutsdie 
Reich  1883  S.  206  ff. ;  Bayer.  Ju8t.-M..B1.  1883  S.  270  ff. 

'^  Vereinbarungen  Oesterreichs  in  Beziehung  auf  Yerlassenschafts- 
behandliing  bestehen  mit 
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Der  am  6.  Dezember  1891  zwitchen  Deutschland  und  Oe«ter- 
reich-Ungarn  vereinbarte  HandelByertrag  (DeutscbeB  B."G.*B1« 


Baden,  s.  oben  S.  149, 

Griechenland  zufolge  Additionalartikel  vom  12.  Juni  1856  zum  Handels- 
und SchifiahrtBvertrag  vom  4.  Hai  1885, 
Hawai  nach  Handelsvertrag  vom  18.  Juni  1875, 
Italien  laut  Eonsularvertrags  vom  15.  Mai  1874  (Art.  12 — 15), 
Mexiko  nach  Art.  XIV  des  Staats  Vertrags  vom  30.  Juni  1842, 
Nordamerika  (Ver.  Staaten)  nach  Handels-  etc.  Vertrag  vom  27.  August  1829, 
Persien  laut  Handels-  etc.  vertrag  vom  17.  Mai  1857, 
Portugal  in  Konsular-  und  YerlassensohafUhEonvention  vom  9.  Januar  1873, 
BuBsland  zufolge  Art.  XIX  des  Handelsvertrags  vom  14.  September  1860  (vgl. 

hiezu  Zeitschr.  etc.  I  S.  115)  und  Art  4  des  Handels-Y.  v.  18/6.  Mai  1894. 
Serbien  nach  Verlassenschaftskonvention  vom  6.  Mai  1881, 
Siam  laut  Handelsvertrag  vom  8.  Mai  1871, 
Tunis  nach  Handelsvertrag  vom  17.  Januar  1856. 

Näheres  hierüber  s.  Jettel  a.  a.  0.  S.  73  ff. 

Ueber  den  Staatsvertrag  mit  Fürstenthum  Liechtenstein  bezüglich 
der  Justizverwaltung  vom   19.  Januar  1884  s.  Oesterr.  R.-G.-B1.  1884  S.  393. 

Gegenüber  der  Schweiz  hat  das  österreichische  Justizministerium  mit 
Verordnung  vom  22.  September  1892  (Z.  18929)  im  Hinblick  auf  die  Art  22, 
23,  32  u.  34  des  schweizer.  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1891,  betr.  die  zivil- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  (s.  unten 
.Schweizerische  Eidgenossenschaft")  die  bisherigen  Erlasse  und  Verordnungen 
des  Justizministeriums  über  den  Vorgang  mit  den  Nachlässen  österreichischer 
Staatsangehöriger  in  der  Schweiz  insoweit  behoben,  als  sie  auf  österreichische 
Staatsangehörige,  die  ihren  letzten  Wohnsitz  in  der  Schweiz  hatten,  Bezug 
nehmen  (Zeitsdirifi;  etc.  H  S.  627). 

Zwischen  Oesterreich  und  Frankreich  besteht  ein  Staatsvertrag 
vom  11.  Dezember  1866  über  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  der  gegen- 
seitigen Staatsangehörigen  (österr.  R.-G.-B1.  Nr.  168),  welcher  jedoch  auf  Elsass- 
Lothringen  keine  Anwendung  findet  (s.  Zeitschrift  etc.  U  S.  329),  wonach  die 
Erbfolge  in  Beziehung  auf  unbewegliches  Vermögen  durch  die  Gesetze 
des  Liuades,  in  welchem  die  unbeweglichen  Güter  liegen,  geregelt  ist  und  das 
Erkenntniss  über  alle  den  unbeweglichen  Nachlass  betreffende  Forderungen 
und  Streitigkeiten  ausschliesslich  den  Gerichten  jenes  Landes  zusteht,  dagegen 
Forderungen  in  Betreff  des  beweglichen  Nachlasses,  sowie  Ansprüche  des  &b- 
rechtes  auf  bewegliches,  in  einem  der  beiden  Under  von  Ünterthanen  des 
anderen  hinterlassenes  Vermögen  —  dieselben  mögen  zur  Zeit  ihres  Ablebens 
daselbst  ansässig  oder  nur  auf  der  Durchreise  begriffen  gewesen  sein  —  durch 
die  Gerichte  oder  sonst  kompetenten  Behörden  des  Staates,  welchem  der  Ver- 
storbene angehörte,  und  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  beurtheilt  werden. 

Ueber  Mittheilung  der  Todtenscheine  im  Verkehr  zwischen  Oesterreich 
und  Frankreich  s.  Zeitschrift  etc.  UI  S.  334.  • 

Im  Rechtsverkehr  zwischen  Bayern  und  Oesterreich-Üngam  war  zu- 
folge Erklärung  der  bayerischen  Regierung  vom  27.  Mai  1849  die  Erbverhand- 
lung und  die  Entscheidung  aller  sich  darauf  beziehenden  Streitigkeiten  über 
das  bewegliche  in  Bayern  befindliche  Vermögen  österreichischer  ünter- 
thanen, welche  in  Bayern  gestorben,  ohne  Rücksicht,  ob  sie  in  Bavem  sich 
nur  vorübergehend  aufgehalten  oder  andauerden  Wohnsitz  gehabt,  den  öster- 
.  reichischen  Gerichtsbehörden  zu  überlassen  und  war  hienach  auch  seitens  der 
österreichischen  Regierung  Reziprozität  beobachtet  worden.  Dieses  Verhältniss 
hat  später  eine  Abänderung  in  der  Art  erfahren,  dass  seitens  der  bayerischen 
Regierung  das  Prinzip,  wonach  die  Zuständigkeit  der  Behörden  zur  Behand- 
lung des  beweglichen  Nachlasses  Verstorbener  nach  dem  von  dem  Verlebten 
zur  Zeit  des  Todes  innegehabten  dauernden  Wohnsitze  sich  zu  richten  habe. 
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1892  S.  3  ff.,  OeBterr.  R.-e.-Bl.  S.  55  ff.)  berührt  die  Naohlassbehand- 
Imig  nicht.  Aus  solchem  ^ind  hieher  lediglich  folgende  Bestimmungen 
anzuführen : 


zur  Anwendung  gebracht,  in  Folge  deaaen  auch  seitens  Oesterreichs  die  Beob- 
achtung dieses  Grundsatzes  angeordnet  wurde.  Hierüber  hat  das  k.  bayerische 
Staatsministerium  der  Justiz  unterm  24.  Juni  1874  nachstehende  Bekannt- 
machung, die  Behandlung  von  Yerlassenschaften  bayerischer  Staatsangehöriger 
in  Oesterreich  betr.  (b.  Just.-Min.-BL  1874  S.  176),  erhissen: 

«Laut  amtlicher  Mittheilnng  hat  das  k.  k.  österr.  Justizministerium  die 
k.  k.  Gerichte  angewiesen,  bei  Todesfällen  bayerischer  Unterthanen,  welche 
im  Osterreichischen  Staate  bewegliches  Vermögen  (bezüglich  des  unbeweg- 
lichen Vermögens  kommen  die  Bestimmungen  dieser  Bekanntmachung  nicht 
zur  Anwendung)  hinterlassen  haben,  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit 
vorzugehen  und  demzufolge  die  Erbschafteverhandlung  über  das  in  Oester- 
reich befindliche  bewegliche  Vermögen  bayerischer  Unterthanen  nur  dann  der 
bayerischen  Behörde  zu  überlassen,  wenn  der  bayerische  Staatsangehörige  im 
österreichischen  Gebiete  einen  bloss  vcnrübergehenden  Aufenthalt  h|itte,  da- 
gegen dieselbe  in  dem  Falle,  wenn  er  in  Oesterreich  den  ordentlichen  Wohn- 
sitz hatte,  nach  Vorschrift  der  österreichischen  Gesetze  selbst  zu  pflegen. 

Bei  Todesfi&llen  bayerischer  Staatsangehöriger  in  Ungarn  werden  die 
Bestimmungen  der  ungarischen  Gesetzgebung  massgebend  sein. 

Nach  dieser  Gesetzgebung  haben  sich  die  ungarischen  Gerichtobehörden 
bei  dem  im  Lande  erfolgten  Ableben  von  Ausländem,  abgesehen  von  dem 
Falle,  in  welchem  sich  im  Nachlasse  auch  unbewegliche  Güter  befinden  und 
die  Gerichtezustftndigkeit  in  Folge  dieses  Umstandes  unbedingt  aufrecht  zu 
erhalten  bleibt,  zunftchst  darnach  zu  richten,  ob  der  Ausländer  im  Lande 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz,  oder  auch  nur  einen  beständigen  Aufenthalt 
genommen  hatte. 

Demnach  wird  die  Ausfolgung  des  beweglichen  Nachlasses  an  die  zu- 
ständige Heimathsbehörde  nur  dann  erfolgen,  wenn  die  Kompetenz  des  in- 
ländischen Richters  nicht  durch  den  Gerichtsstand  des  ordentlichen  Wohn- 
sitzes, des  beständigen  Aufenthaltes  oder  des  unbeweglichen  Eigenthums  be- 
gründet ist." 

Nach  diesen  Grundsätzen  ist  daher  nunmehr  auch  bei  den  sich  in 
Bayern  (dasselbe  Verhältniss  hat  audi  Geltung  zwischen  Oesterreich  einer- 
und Preussen,  Sachsen,  Württemberg  und  einigen  anderen  deutschen  Staaten 
andrerseite)  ergebenden  Sterbefällen  österreichisch-ungarischer  Staatsangehöriger 
zu  verfahren.  Doch  ist  nicht  ausgeschlossen  und  dem  österreichischen  Rechte 
(Gesetz  vom  9.  August  1854  §§  137  u.  188^  s.  oben  S.  343)  nicht  zuwider- 
laufend, dass  in  Fällen^  in  welchen  hienach  die  Zuständigkeit  der  österreichi- 
schen Behörden  begründet  ist,  der  bewegliche  Nachlass,  oder  gewisse  zur 
Deckung  erforderliche  Bestandtheile  desselben  zur  Sicherung  bayerischer  Erbs- 
interessenten, Legatare  oder  Gläubiger  so  lange  von  den  bayerischen  Behörden 
zurückgehalten  werden,  bis  über  die  bezüglichen  Ansprüche  rechtsgültig  ent- 
schieden sein  wird. 

Anderseits  sind  auch  bei  Nachlässen  österreichischer  Staatsangehöriger 
die  im  allgemeinen  nach  bayerischen  Landesvorschriften  gebotenen  fiiassregeln 
zur  Sicherung  des  Rücklasses  zu  treffen,  was  in  gleicher  Weise  auch  in 
Oesterreich  auf  Grund  des  §  43  des  Gesetzes  vom  9.  August  1854  bei  der 
Todfallsaufiiahme  zu  geschehen  hat.  Besondere  Vorschriften  desfalis  sind 
durch  die  Konvention  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  vom  18.  März  1829 
über  die  Forst-  und  Salinenverhältnisse  Art  24  u.  29  (Bekanntmachung  der 
k.  b.  Regierung  des  Isarkreises  vom  23.  Oktober  1829;  Eletke,  Bayerns 
Staateverträge,  S.  366  ff.)  gegeben.  Hienach  werden  bei  Sterbefällen  der  in 
den  k.  bayerischen  Forstämtem  auf  österreichischem  Gebiete   oder  der  in 
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Art.  21 :  „Die  yertragschlieBsenden  Theile  bewilligen  sich  gegen- 
seitig das  Recht,   Konsuln   in   allen  denjenigen  Häfen  and  Handels- 


den  k.  bayerischen  Saalforsten  als  Beamte  oder  zur  Ao&icht  angestellten 
k.  bayerischen  Unterthanen,  sowie  des  auf  österreichischem  Gebiete  wohnenden 
bayerischen  Jagdaufsichtspersonales  im  Fallecker  Beyier  von  den  Österreichi- 
schen Gerichten  in  Ansehung  des  Nachlasses  jener  Personen  dieselben  Vor- 
kehrungen getroffen,  welche  Überhaupt  zum  Besten  der  etwa  abwesenden 
Erben  und  zur  Sicherstellung  der  Osterreichischen  Gläubiger  des  Verstorbenen 
in  dergleichen  Fällen  gesetzlich  vorgeschrieben  sind.  Ueberdiess  hat  das 
österreichische  Gericht  davon  unverzüglich  der  vorgesetzten  bayerischen  Be- 
hörde des  Verstorbenen  Nachricht  zu  geben,  damit  die  etwa  unter  dem  Nach- 
lasse befindlichen  amtlichen  Papiere,  Gelder  oder  andere  Gegenstände  sogleich 
durch  einen  Abgeordneten  dieser  Behörde  ausgeschieden  und  in  Empfang  ge- 
nommen werden  können. 

Die  gegenseitige  Bekanntgabe  der  Todesfälle  anlangend,  ob- 
liegt den  bayerischen  Verlassenschaftsbehörden  im  Allgemeinen  nicht  die 
Pflicht,  die  in  Bayern  sich  ereignenden  TodesfUlle  den  österreichischen  Ge- 
richten ))ekannt  zu  geben.  Hiezu  sind  zunächst  die  einschlägigen  Polizei- 
behörden veipflichtet. 

Nach  der  üebereinkunft  zwischen  Bayern  und  Oesterreich  vom  18.  Februar 
1851  (Baver.  Reg.-Bl.  1851  S.  150)  sind  die  einschlägigen  Behörden  angewiesen, 
sämmtlicne  Todesscheine  (auch  Tauf-  imd  Trauscheine),  welche  gegenseitig 
von  einer  Behörde  im  Wege  der  bezüglichen  Gesandtschaft  nachgesucht 
werden,  frei  von  Stempel  und  jeder  anderen  Gebühr  auszufertigen,  ohne  dass 
jedoch  dadurch  für  die  Parteien  die  Berechtigung  erwächst,  von  diesen  der 
ausländischen  Behörde  stempelfrei  ausgefolgten  Urkunden  im  stempelpflichtigen 
Inlande  Gebrauch  zu  machen. 

Laut  k.  b.  Min.-Entschl.  vom  13.  November  1860  hat  indess  die  k.  k. 
österreichische  Regierung  die  Seelsorger  aller  Konfessionen  im  österreichischen 
Kaiserstaate,  als  die  zur  Führung  der  Geburts-  und  Sterberegister  berufenen 
Organe  angewiesen,  bei  Geburts-  und  Todesfällen  bayerischer  Staatsangehöriger 
in  Oesterreich  (mit  Inbegriff  der  ausserdeutschen  Kronländer)  der  Heimaths- 
behörde  der  betireffenden  Person  einen  von  Amtswegen  und  kostenfrei  auszu- 
fertigenden Geburts-  bzw.  Todtenschein  unmittelbar  zuzusenden,  insofern 
nicht  besondere  Verhältnisse  die  diplomatische  Vermittlung  der  Oberbehörde 
in  Anspruch  nehmen ;  desshalb  wurde  unter  Bezugnahme  auf  die  Min.-£nt8chl. 
vom  17.  August  1857  Nr.  15548,  die  Einsendung  der  Todesanzeigen  von  in 
Bayern  verstorbenen  Ausländem  betr.,  und  vom  15.  Dezember  1858  Nr.  8085, 
die  Mittheilung  über  die  Geburt  auswärtiger  Staatsangehöriger  betr.,  verfügt, 
dass  fortan  über  alle  im  Königreiche  vorkommenden  Todes-  und  Geburts- 
ftlle  von  Angehörigen  des  österreichischen  Kaiserstaates  (mit  Einschluss  der 
ausserdeutschen  Kronländer)  amtliche  und  kostenfrei  zu  fertigende  Auszüge 
aus  dem  Sterbe-  und  Gebuitsregister  durch  die  einschlägigen  Polizeibehörden 
und  zwar,  soweit  es  immer  geschehen  kann,  unmittelbar  an  die  Heimath- 
behörde der  betreffenden  Personen  zu  Übersenden  seien. 

Die  Abgabe  der  bei  den  bayerischen  Gerichten  einkommenden  Todes- 
anzeigen an  die  österreichischen  Gerichte  erfolgt  in  der  B«gel  und  jedenfalls 
dann,  wenn  die  diesseitige  Zuständigkeit  zur  Behandlung  des  Nachlasses  nicht 
gegeben  ist  und  entweder  im  Inlande  Rücklassbestandtheile  sich  befinden, 
oder,  sofern  diess  nicht  der  Fall,  allenfalls  Kosten  oder  sonstige  Passiven 
zur  Anmeldung  gekommen  sind. 

Zufolge  der  zwischen  Bayern  und  Oesterreich  abgeschlossenen  Frei- 
zügigkeits -Vereinbarungen  findet  die  Erhebung  eines  Abschossgeldes  von 
dem  nach  Oesterreich  aus  Bayern  zu  exportirenden  Erbschaftsvermögen  nicht 
statt.  In  dieser  Beziehung  haben  Geltung:  der  Freizügigkeits- Vertrag  vom 
24.  Mai  1807  (bayer.  Reg.-Bl.  1807  S.  1241),  der  Bundesbeschluss  vom  28.  Juni 
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platzen  des  anderen  Theiles  zu  ernennen,  in  denen  Konsuln  eines 
dritten  Staates  zugelassen  werden. 

Diese  Konsuln  des  einen  der  rertragschiiessenden  Theile  sollen 
unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Theiles  dieselben  Vorrechte,  Befugnisse  und  Befreiungen  gemessen, 
deren  sich  diejenigen  irgend  eines  dritten  Staates  erfreuen  oder  er- 
freuen werden. '^ 

Art.  21:  ,  Jeder  der  Tertragschliessenden  Theile  wird  seine 
Konsuln  im  Auslande  yerpflichten,  den  Angehörigen  des  anderen 
Theiles,  sofern  letzterer  yon  dem  betreffenden  Platze  durch  einen 
Konsul  nicht  Tortreten  ist,  Schutz  und  Beistand  in  derselben  Art 
und  gegen  nicht  höhere  Gebühren,  wie  den  eigenen  Angehörigen  zu 
gewähren.^ 

Nach  dem  Uebereinkommen  zwischen  Deutschland  und 
Ofrsterreich-Ungarn  vom  4./26.  Juli  1875  (Zentralbl.  f.  d.  D.  B. 
S.  475)  hat  jedes  der  beiden  Lander  diejenigen  früheren  Angehörigen 
wieder  zu  übernehmen,  die  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  Abwesen- 
heit oder  aus  anderen  Gründen  Tcrloren  und  eine  neue  Staats- 
angehörigkeit nicht  erworben  haben. 

XU.  lieber  die  Legalis irung  der  Ton  öffentlichen  Behörden 
und  Beamten  ausgestellten  oder  beglaubigten  Urkunden  wurde  unterm 
25.  Februar  1880  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der 
Oesterreichisch-Ungarischen  Monarchie  ein  Vertrag  yerein- 
bart,^)   Yon  welchem  folgende  Bestimmungen  hier  anzuführen  sind: 


1817  (Döllinger,  bayer.  yerordn.-SammL  Bd.  III  S.  113  ff.),  Yerordnmig  vom 
29.  Mai  1820,  den  Freizügigkeits -Vertrag  mit  Oesterreich  betr.  (DOllinger, 
Bd.  DI  S.  165)  und  über  die  Vermögensexportation  nach  Ungarn  die  Ent- 
schliesBung  des  k.  bayer.  StaatsminiBteriams  des  k.  Hauses  und  des  Aeussem 
vom  30.  April  1851  (Döllinger,  Bd.  XXTT  8.  96). 

Dagegen  wird  von  dem  in  Bayern  behandelten  Nachlasse  der  Oester- 
reicher  die  gesetzliche  Erbschaftssteuer  in  Bayern  erhoben;  s.  oben  V  die  Be- 
stimmungen über  Erbschaftssteuer. 

Ueber  die  hinsichtlich  der  standesamtlichen  Behandlung  der  auf  dem 
Bodensee  eintretenden  Sterbefälle  zwischen  den  Regierungen  der  Bodensee- 
uferstaaten vereinbarten  Grundsätze  s.  b.  JuBt.-Min,-Bl.  1880  S.  90. 

**)  R.-6.-B1. 1881  8.  4  ff.  Durch  diesen  Vertrag  sind  alle  früher  zwischen 
einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  und  Oesterreioh-Üngam  abgeschlossenen 
Vereinbarungen  in  gleichem  Betreffe^  also  auch  der  unterm  13.  Februar  1863 
zwischen  Bayern  und  Oesterreich  vereinbarte  Vertrag  (B.  Reg.-Bl.  1863  S.  557), 
ausser  Kraft  gesetzt. 

Eine  ähnliche  Vereinbarung  besteht  zwischen  Oesterreich  und  Italien; 
auch  die  Verlassenschaftskonvention  Oesterreichs  mit  Serbien  enthält  hierüber 
Bestimmungen.    NiÜieres  s.  Jette  1  a.  a.  0.  S.  173. 

Laut  Vertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Oesterreichisch- 
Ungarischen  Monarchie  vom  13.  Juni  1881  (D.  B.-a.-BL  S.  253)  Art  1  finden 
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UrkHiiden,  welche  Yon  CiTil-  oder  Militärgerichten  in  sireitiges 
oder  nichtstreitigen  bürgerlichen  Angelegenh^ten  (and  in  Strafsachen) 
anageBtelit  werden,  bedürfen,  wenn  sie  mit  dem  Amtssiogel  versehen 
sind,  keiner  Beglaubigung.^^) 

Die  von  Kotaren,  GerichtsToUziehem  und  anderen  gerichtlichem 
Hülfsbeamten,  ferner  die  im  Deutschen  Reich  von  Standesbeamten, 
sowie  Yon  den  Hypothekenbewahrem  —  soweit  diese  nicht  zu  den  in 


die  Bestimmimgen  des  Vertrags  yom  25.  Februar  1880  entsprechende  An- 
wendung: 

1.  auf  die  von  deutschen  öffentlichen  Behörden  und  Beamten  aus- 
gestellten oder  beglaubigten  Urkunden,  wenn  von  denselben  in 
Bosnien  und  in  der  Herzegowina  Gebrauch  gemacht  wird; 

2.  auf  diejenigen  Urkunden,  welche  von  den  vom  Kaiser  von  Oester- 
reich  in  Bosnien  und  in  der  Herzegowina  eingesetzten  Behörden 
ausgestellt  oder  beglaubigt  sind,  wenn  von  denselben  im  Deutschen 
B«ich  Gebrauch  gemacht  wird. 

Als  di^enigen  in  Bosnien  und  in  der  Herzegowina  bestehenden  obersten 
und  höheren  Verwaltungsbehörden,  deren  Urkunden  nach  Art.  4  des  Vertrags 
vom  25.  Februar  1880,  bzw.  Art.  1  u.  2  des  Vertrags  vom  13.  Juni  1881  einer 
Beglaubigung  nicht  bedürfen,  sind  in  der  Bekanntmachung  vom  8.  August 
1881  (D.  K.-G.-B1.  1881  S.  255)  bezeichnet:  die  Landesregierung,  die  Finanz- 
Landesdirektion,  die  Finanz-Prokuratur,  das  Landes-Gendarmeriekommando,  die 
als  Depositenftmter  verwendeten  Steuerämter,  das  Obergericht,  die  Ereisgerichte, 
die  Bezirksbehörden  als  Gerichte. 

*•)  Art.  1  Abs.  1  des  Vertrags.  Nach  Art.  1  Abs.  3  stehen  den  gericht- 
lichen Urkunden  diejenigen  gleich,  welche  von  einer  der  folgenden  Behörden 
ausgestellt  sind: 

Im  deutschen  Reiche: 

a)  vom  Disziplinarhofe  und  den  Disziplinarkammern  des  Deutschen 
Reiches;  b)  vom  Bundesamte  für  das  Heimathwesen;  c)  vom  Patentamte; 
d)  vom  Oberseeamte  und  den  Seeämtem;  e)  von  den  Seemanns&mtem ;  f)  von 
den  mit  der  Regulirung  gutsherrlicher  und  bäuerlicher  Verhältnisse,  dem  Ver- 
fahren in  Auseinandersetzungen  und  Zusammenlegungen  beauftragten  Greneral- 
und  Spezialkommissionen,  Ablösungsbehörden  und  Regierungsabtheilungen,  mit 
Inbegriff  des  Revisionskollegiums  für  Landeskultursachen  in  Berlin;  g)  von 
den  Untversitätsgerichten,  Gewerbegerichten  und  Verwaltungsgerichten ;  h)  vom 
k.  preussischen  Disziplinarhofe  für  nicht  richterliche  Beamte  und  i)  von  der 
Vormundschaftsbehörde  in  Hamburg. 

In  Oesterreich: 

a)  vom  Reichsgerichte;  b)  vom  Verwaltungsgerichtshofe;  c)  vom  Staats- 
gerichtsnofe;  d)  von  den  bei  den  politischen  Landesbehörden  und  bei  dem 
Ministerium  des  Innem  zur  Dnrchnihrung  der  GrundenÜastung,  der  Grtmd- 
lasten-Ablösong  und  Regulirung,  dann  zur  Aufhebung  des  Propinations-  und 
des  Lehensverhältnisses  bestimmten  Kommissionen;  e)  von  denGemUsgeriohten; 

Sl  von  den  Gewerbegerichten;  g)  von  den  LMidtafel-  und  Grundbuchsämtem, 
en  Depositenämtem,  den  als  Depositenämter  verwendeten  Steuerämtem  und 
anderen  gerichtlichen  HQlfsämtem;  h)  von  den  selbständigen  Hypotheken- 
ämtem  in  Dalmatien. 

In  Ungarn: 

a)  von  den  geistlichen  Ehegerichten;  b)  von  den  WaisenbehördflU 
(Waisensttthlen);  c)  von  den  Grundbuchämtem  und  den  als  Depositenämter 
.Terwendeten  Steuerämtem. 
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Art.  1  des  Vertrages  genannten  Behörden  gehören  —  ansgefertigten 
Urkanden  bedürfen  der  geriehtliohen  Beglaubigung.  Diese  ist  als 
erfolgt  anzusehen,  wenn  sie  die  Unterschrift  und  das  Amtssiegel 
eines  Gerichts  des  Staates  trägt,  in  welchem  der  Aussteller  seinen 
amtlichen  Wohnsitz  hat.  Wechselproteste,  welche  yon  Notaren, 
GherichtSTollziehem  oder  Gerichtsschreibem  ausgestellt  und  mit  deren 
Amtssiegel  yersehen  sind,  bedttrfen  keiner  weiteren  Beglaubigung. 
Das  Gleiche  gilt  yon  den  mit  einem  Amtssiegel  yersehenen  Aus- 
fertigungen der  in  Ungarn  mit  der  Aufbewahrung  yon  Priyaturkunden 
gesetzlich  betrauten  Kapitel  und  Ordenskoüyente.^^) 

Auszüge  aus  den  Kirchenbüchern  über  Taufen,  Trauungen  oder 
Todesfälle,  welche  in  Deutschland  unter  dem  Kirchensiegel  ertheflt 
werden,  bedürfen  der  Beglaubigung  durch  das  für  den  betreifenden 
Sprengel  zuständige  Ziyilgericht  und  ausserdem  einer  yon  diesem  Ge- 
richte darüber  auszustellenden  Bescheinigung,  dass  der  Aussteller  des 
Auszuges  zur  Ertheilung  desselben  befugt  sei.  Werden  dergleichen 
Auszüge  yon  einem  deutschen  Militärgeistliehen  ausgestellt,  so  ist  die 
Beglaubigung  sowie  die  Bescheinigung  yon  dem  Militärgerichte  zu 
ertheilen.  In  Oesterreioh  und  Ungarn  bedürfen  die  Auszüge  aus  den 
amtlichen  Geburts-,  Trauungs-  und  Sterbmatriken,  soweit  diese  nicht 
durch  eine  politische  Terwaltungsbehörde  geführt  werden,  der  Be- 
glaubigung durch  die  zur  Beaufsichtigung  des  Matrikenführers  berufene 
politiflche  Verwaltungsbehörde  erster  Instanz.  Wenn  der  Matriken- 
führer aber  einer  Militärbehörde  untersteht,  so  ist  die  Beglaubigung 
durch  das  yorgesetzte  Landesyertheidigungsministerium  bzw.  Kriegs- 
ministerium zu  ertheilen.  Einer  weiteren  Beglaubigung  bedürfen  die 
den  yorstehenden  Bestimmungen  gemäss  beglaubigten  Auszüge  nicht. ^^) 

Urkunden,  welche  yon  einer  der  obersten  Verwaltungsbehörden 
des  Deutschen  Reiches,  oder  eines  deutschen  Bundesstaates,  oder 
den  gemeinsamen  obersten  Verwaltungsbehörden  der  Oesterreichisch  - 
Ungarisijhen  Monardhie,  oder  der  obersten  Verwaltungsbehörden  Oester- 
reichs  oder  Ungarns,  oder  yon  einer  sonstigen  staatlichen  oder  kirch- 
lidien  höheren  Verwaltungsbehörde  ausgestellt  oder  beglaubigt  sind, 


••)  Art.  2  des  Vertrags. 

•')  Art  8  1.  c. 

Die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  yom  2.  Februar  1881  (R.-G.-B1. 
1881  S.  8  ff.)  enthält  das  Verzeiohniss  derjenigen  obersten  Verwaltonga- 
bt^hOrden  und  höhere  Verwaltungsbehörden  im  Deutschen  Reich  und  in  der 
Oesfeerreichiseh-Ungarisohen  Monarchie,  deren  Urkunden  nach  obiger  Bestidi- 
mung  einer  Beglaubigung  nicht  bedürfen. 
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bedfirfen  keiner  weiteren  Beglaabigung.^')  Die  von  einer  anderen, 
als  den  eben  aufgezählten  Behörden  ausgestellten  oder  beglaubigten 
Urkunden  bedfirfen  der  Beglaubigung  Yon  Seiten  derjenigen  unter 
den  genannten  Behörden,  welcher  die  ausstellende  Behörde  unter- 
geordnet ist.  Ffir  Urkunden,  welche  Ton  den  Finanzbehörden,  ein- 
schliesslich der  Forst&mter,  in  den  Ghrenzbezirken  ausgestellt  werden, 
ist  keine  weitere  Beglaubigung  erforderlich. 

Die  einer  PriTaturkunde  von  einer  nach  der  Torwfirfigen  Ueber- 
einkunft  zuständigen  Behörde  beigefftgte  Beglaubigung  bedarf  keiner 
weiteren  Beglaubigung.*') 

Xni.  Bezfiglich  des  geschäftlichen  Verkehres  der  öster- 
reichischen Behörden  mit  ausländischen  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Der  Verkehr  zwischen  den  österreichischen  Gerichten  und  jenen 
des  Deutschen  Reiches  hat  durchaus  unmittelbar  zu  erfolgen  laut 
JuBt.-lL-Verordn.  vom  17.  Januar  1857   (Oesterr.  B.-G.-B1.  Kr.  15), 

Mit  Elsass-Lothringen  jedoch  findet  die  gerichtliche  Kor- 
respondenz nur  auf  diplomatischem  Wege  statt  (Just.-Min.-Verf.  Tom 
23.  Dezember  1889  (J.-M.-V.-B1.  1890  Nr.  2). 

Zwischen  den  kgl.  ungarischen  und  den  kgl.  preussischen 
Gerichten  ist  die  unmittelbare  Korrespondenz  gestattet;  jedoch  haben 
sich  die  ersteren,  soweit  sprachliche  Schwierigkeiten  entstehen,  der 
Vermittelung  des  kgl.  ungarischen  Justizministeriums  zu  bedienen; 
Erlasse  des  ungarischen  Justizministeriums  Tom  24.  Juni  1869, 
19.  Februar  1875,  16.  Juni  1877. 

Mit  den  schweizerischen  Gerichten  findet  gleichfalls  un- 
mittelbarer Verkehr  statt,  insofern  die  österreichischen  Gerichte  mit 
ihren  Ansuchen  direkt  an  die  betreffende  Zentralbehörde  sich  wenden 
können.  Näheres  hierüber  und  bezüglich  der  Korrespondenz  mit  den 
Behörden  des  sonstigen  Auslandes  s.  Jettel  a.  a.  0.  S.  210  ff« 

Für  Bayern  gilt  Folgendes: 

Laut  EntSchliessung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums  der  Justiz 
Tom  20.  März  1857  ist  den  beiderseitigen  Justizbehörden  gleichen 
oder  Terschiedenen  Ranges  der  unmittelbare  Schriftenwechsel 
untereinander,  insofern  nicht  besondere  Verhältnisse  eine  Vermittelung 


«5  Art  4  1.  c. 

•»)  Art  5  1.  c. 

Ueber  das  Erfordermss  der  Legalisirung  zur  Rechtsgültigkeit  der  im 
Auslände  ausgestellten  Privatorkunden  in  Oesterreich  überhaupt  vgl.  Zeit- 
schrift etc.  II  S.  487. 
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auf  diplomatisehem  Wege  nothwendig  machen,  gestattet/^}  Diess 
gilt  auch  zufolge  Entschliessung  des  genannten  k.  StaatsministeriumB 
Tom  80.  April  1870  ffir  den  Verkehr  mit  den  k.  ungarischen 
Behörden.«*) 

Auf  den  gegenseitigen  SchrifteuTerkehr  finden  die  Bestimmungen 
über  den  sog.  Frankirungs zwang  Anwendung,««)  wonach  porto- 
pflichtige Sendungen  stets  Ton  der  absendenden  Behörde  zu  frankiren 
sind,  in  Parteisachen  die  absendende  Behörde  das  Porto  auch  in 
solchen  Fällen  entrichtet,  in  welchen  die  Pflicht  zur  Portozahlung 
einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle  befindlichen  Partei  obliegt, 
die  empfangende  Stelle  zwar  befugt  ist,  den  Portobetrag  Ton  der 
Partei  einzuziehen,  von  einer  Erstattung  desselben  an  die  absendende 
Behörde  des  anderen  Staates  jedoch  Abstand  genommen  werden 
soll.«') 


^)  Jafit.-Min.-61.  1870  S.  184.  Bei  Insinaationen  an  im  österreichischen 
Militärdienste  stehende  Personen  haben  die  bayerischen  Gerichte,  wenn  ihnen 
die  Provinz,  in  welcher  die  betreffende  Militärperson  ihren  Standort  hat,  be- 
kannt ist,  an  das  Landes-Generalkommando  dieser  Provinz  selbst  sich  zu 
wenden. 

^)  Ju8t.-Min.-Bl.  1870  S.  58.  Die  dort  allegbte  generalisirte  Ent- 
schliessung vom  8.  März  1861  hatte  den  diplomatischen  Verkehr  mit  Ungarn 
wieder  angeordnet.  Es  dürfte  indess  im  Verkehre  mit  den  ungarischen 
Behörden  der  Vermittelung  auf  diplomatischem  Wege  immerhin  noch 
der  Vorzug  vor  der  unmittelbaren  Korrespondenz  eingeräumt  werden, 
weil  die  ungarischen  Behörden,  wenn  sie  überhaupt  direkte  Requisitionen 
erledigen,  sich  der  ungarischen  (magyarischen)  Sprache  bedienen  und  die  Mit- 
theilung hierüber  fast  in  allen  Fällen  durch  den  gesandtschaftlichen  Weg  an 
die  requirirende  Behörde  gelangen  lassen. 

Mit  den  k.  ungarischen  Behörden  soll  nach  Bekanntmachung  des 
k.  Staatsministeriums  des  Innern  vom  3.  Januar  1878  (Amtsbl.  d.  Min.  d.  L 
S.  11)  mit  Ausnahme  dringender  Fftlle,  wo  Gefahr  auf  Verzug,  eine  Kor- 
respondenz überhaupt  unterlassen  und  die  Requisition  auf  diplomatischem  Wege 
zur  Erledigung  gebracht  werden.    Vgl.  jedoch  auch  Zeitschrift  etc.  III  S.  861. 

^  Bekanntmachung  des  k.  b.  Staatsmin.  der  Justiz  vom  23.  November 
1873,  die  Behandlung  portopflichtiger  Sendungen  betr.  (Ju8t.-Min.-Bl.  1873  S.  206). 

XJeber  Portofreiheiten  im  Verkehre  der  österreichischen  Behörden  mit 
dem  Auslande  s.  österr.  Ju8t.-Min.-Verordn.-Bl.  1892  S.  85. 

'^^  Hinsichtiich  der  auf  den  Requisitionsverkehr  zwischen  Bayern  und 
Oesterreich  entstehenden  Kosten  ist  aus  der  Uebereinkunft  vom  17.  Januar 
1852,  B.  Reg.-Bl.  1852  S.  107  (die  Uebereinkunft  besteht  gemäss  Art.  X  Abs.  1 
des  Bundesbeschlusses  vom  26.  Januar  1854,  B.  Reg.-Bl.  S.  211,  noch  in  Kraft) 
hier  Folgendes  anzuführen: 

In  allen  Zivilrechts-  und  insbesondere  auch  in  Vormundschaft s-  und 
Verlassenschaftssachen,  wo  Requisitionen  von  einer  bayerischen  Gerichts- 
oder Vormundschaftsbehörde  an  eine  österreichische  derartige  Behörde,  oder 
umgekehrt,  erlassen  werden,  sind  nicht  bloss  die  haaren  Auslagen,  sondern 
auch  sämmtiiche  Sportein  und  Grebühren,  nach  den  für  das  requirirte  Gericht 
geltenden  Vorschriften  berechnet,  von  der  zahlungspflichtigen  Partei,  wenn 
letztere  zu  ihrer  Berichtigung  hinreichendes  Vermögen  besitzl^  zu  erheben  und 

Böhm,  Intern.  Nachlambebandlung.  24 
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XrV.  Bezüglich  der  fOr  einen  yerstorbenen  Oesterreicher  er- 
wachsenen Enr-,  Yerpflegungs-  und  Beerdigungskosten  ist 
auf  die  Bestimmungen  der  sogenannten  Eisenacher  Uebereinkunft 
Yom  11.  Juli  1853^^  zu  verweisen, 

§  51. 
Portugal.  0 

L  Der  vom  Deutschen  Reich  mit  Portugal  abgeschlossene 
Handelsvertrag  Tom   2.  März  1872    ist   seit   dem   31.  Januar  1892 


der  requirirten  Behörde  portofrei  zu  übersenden  (Uebereinkunft  vom  17.  Januar 
1852,  Art.  1). 

Wenn  dagegen  die  betreffende  Partei  ein  hinreichendes  Vermögen  nicht 
besitzt,  so  haben  die  Behörden  des  einen  Staates  die  Requisitionen  der  Be- 
hörden des  anderen  sportel-  und  gebührenfrei  zu  erledigen  und  es  fallen  so- 
nach die  Gebühren  für  die  Arbeiten  der  requirirten  Behörde,  mithin  auch  jede 
Yergütong  für  Zeugenvernehmungen,  für  Abhaltung  der  Termine,  für  den 
Erlass  oder  die  Expedition  der  Verfügungen,  desgleichen  die  Insmuations-  und 
sog.  Siegelgebühren  durohgehends  weg.  Die  unvermeidlichen  haaren  Auslagen, 
welche  aus  der  Erledigung  der  Requisition  erwachsen,  z.  B.  an  Botenlöhnen, 
Eopialien,  Gebühren  der  Zeugen  oder  Sachverständigen,  Reisekosten  der  Richter 
u.  dgl.  werden  alsdann  von  der  requirirten  Behörde  getragen  und  der 
Ersatz  kann  von  ihr  gegen  die  requirirende  nicht  beansprucht  werden  (Art.  2 1.  c). 
Die  weitere  Bestimmung  dieses  Artikels,  wonach  Requisitionen  solcher  Art 
und  deren  Erledigungen  auf  der  Adresse  als  Armensache  zu  bezeichnen  und 
von  den  beiderseitigen  Postanstalten  portofrei  zu  behandeln  waren,  ist  durch 
oben  erwähnte  Vorschriften  über  den  gegenseitig  eingeführten  IiYankirungs- 
zwang  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

Zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  betheiligte  Partei  hinreichendes 
Vermögen  zur  Bestreitung  der  Gerichtsgebühren  besitze  oder  nicht,  soll  in 
den  beiderseitigen  Staaten  nichts  weiter,  als  das  Zeugniss  derjenigen  obrig- 
keitlichen Stelle  erfordert  werden,  unter  welcher  die  betheiligten  Personen 
ihren  ordentlichen  Wohnsitz  (Domizil)  haben.  Inwiefern  gegen  diese  Personen 
wegen  der  Kosten  die  Exekution  stattfindet,  wird  nach  den  Gesetzen  des 
Landes,  worin  die  Exekution  zu  führen  wäre,  beurtheilt.  Sollte  der  Betheiligte 
seine  Wohnung  in  einem  dritten  Lande  haben  und  die  Einziehung  der  Kosten 
dortselbst  auf  Schwierigkeiten  stossen,  so  wird  angenommen,  dasa  er  kein 
hinreichendes  Vermögen  besitze  (Art.  3  1.  c). 

Kommt  eine  Partei,  welche  lediglich  wegen  ihrer  Mittellosigkeit  von 
der  Bezahlung  der  haaren  Auslagen,  Sportein  und  sonstigen  Gebühren  in 
Givilsachen,  einschliesslich  der  Vormundschafts-  und  Verlassenschaftssachen, 
freigelassen  war,  durch  den  requirirten  gerichÜichen  Akt  oder  sonst  im 
weiteren  Zeitiaufe  zu  hinreichenden  Zahlungsmitteln,  so  bleibt  der  requirirten 
Behörde  unbenommen,  die  Kosten  und  Gebühren  des  Verfahrens  in  Abzug  zu 
bringen,  oder  deren  Eintreibung  von  dem  requirirenden  Gerichte  anzusprechen 
(Art.  4).  —  Die  Hinreichendheit  der  später  erlangten  Zahlungsmittel  ist  nach 
Vorschrift  des  Art.  3  zu  konstatiren. 

«^  Kletke,  Staatsverträge,  S.  89;  Bayer.  Reg.-BIatt  1854  S.  120  ff. 
(Näheres  hierüber  s.  oben  §  8).  Durch  diese  Uebereinkunft  ist  die  Vereinbarung 
zwischen  Bayern  und Oesterreich  vom  17.  Oktober  1833  (Döllinger,  Bd.XKII 
S.  159)  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

')  Ueber  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  in  Portagal 
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abgelaufen  nnd  bisher  nicht  ernenert  worden.  Damit  ist  auch  das 
bisher  den  deutschen  Konsuln  auf  Orund  der  Meistbegflnstigungs- 
klausel  zugestandene  Recht  der  Sicherstellung  und  Inventarisirung 
des  Nachlasses  yon  Beichsangehörigen  zweifelhaft  und  in  einigen 
Fällen  streitig  geworden.') 

IL  Auf  Grund  des  Art.  27  des  portugiesischen  bürgerlichen 
Oesetzbuches  (Codigo  civil  Portugvsz  yon  1867): 

,Ffir  den  Zivilstand  und  die  Yerfügungsfahigkeit  der 
Ausländer  sind  die  Gesetze  ihres  Heimathslandes  mass- 
gebend'^ 
wird  Ton  yielen  portugiesischen  Rechtsgelehrten  die  Ansicht  yer- 
fochten,  dass  alle  Hinterlassenschaften  yon  Ausländem,  also  auch 
Deutscher,  nach  dem  Gesetze  ihrer  Heimath  regulirt  werden  müssen 
oder  doch  können,  wogegen  andere,  namentlich  in  Bezug  auf  Im- 
mobilien, die  unter  allen  Umständen  nach  portugiesischem  Recht 
yererben  sollen,  anderer  Meinung  sind.  —  Zu  einer  praktischen 
Entscheidung  der  Frage  ist  es  noch  nicht  gekommen. 

Die  Erwerbung  der  Erbschaft  erfolgt  naeh  portugiesischem 
Rechte*)  kraft  des  Gesetzes  mit  dem  Vorbehalt  des  Entschlagungs- 
rechtes und  ohne  das  Erforderniss  der  Erbschaftsantretung;  hienach 
entfällt  in  der  Regel  die  gerichtliche  Erbregulirung.^)  Letztere  tritt 
nur  ein  bei  Erbschaften,  bei  welchen  als  Erben  handlungsunfähige 
oder  in  der  Handlungsfähigkeit  beschränkte  Personen  (insbesondere 
minderjährige  oder  sonst  beyormundete)  betheiligt  sind.  Solchen 
Personen  ist  nur  die  bedingte  Erbannahme  mit  Inyentar  ge- 
stattet.^) 


und  die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden  s.  M.  A.  de  Saint-Joseph^  Con- 
ccrdance  entre  Us  codes  civUes  ärangers  et  le  Code  NapoUon,  IL  öd.  tom.  III 
p.  188  ff.  Dortselbst  findet  sich  auch  eine  Uebersicht  des  portngiesischen 
Zivilrechtes  vor  der  Kodifikation.  S.  auch  Weiss,  Traü4  theoretiqtie  et 
prcUique  de  droit  intern,  privä,  tom.  I  p.  251,  II  p.  535. 

*)  Eine  Yerlassenschafts-  und  Konsularkonvention  hat  Oesterreich- 
üngam  mit  Portugal  unterm  9.  Januar  1873  abgeschlossen,  welche  in  Bezug 
auf  die  Verlassenschaftsbehandlong  und  die  desfalls  den  Konsuln  zukommenden 
Rechte  und  Pflichten  die  in  den  Konventionen  Deutschlands  mit  Italien  und 
mit  Spanien  durchgeführten  Grundsätze  enthält. 

')  Das  portugiesische  Zivilgesetzbuch  {codigo  civil  Fortugties)  vom 
1.  Juli  1867  ist  dem  französischen  Rechte  nachgebildet.  Das  Erbrecht  d.  h. 
die  Bestimmungen  über  die  gesetzliche  wie  testamentarische  Erbfolge  ist  in 
den  Art.  1735 — 2166  enthalten.  Näheres  hierüber  s.  Neubauer,  die  fremd- 
ländischen Zivilrechte  betr.,  a.  a.  0.  S.  295. 

*)  Art.  2011,  2012,  2041  des  port.  Z.-G.-Bs. 

*)  Art  2064,  2184  1.  c. 

24* 
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Die  Yersiegelung  des  Nachlasses  kann,  wenn  gerechte  Be- 
sorgnisB  gegeben,  dass  Mobiliarwerthe  der  Erbschaft  verloren  gehen, 
durch  jede  gerichtliche  Obrigkeit  auf  Antrag  von  Betheiligten  oder 
eines  Kurators  oder  auch  von  Amtswegen  erfolgen.^ 

Die  Errichtung  des  Inventars  erfordert  Aufnahme  durch  das 
Nachlassgericht.  ^ 

in.  Die  Testirfähigkeit  beginnt  mit  dem  vollendeten 
14.  Lebensjahre.  Zur  Errichtung  der  Testamente  ist  öffentliche 
Form  erforderlich;  als  alleinige  Form  des  öffentlichen  Testaments 
besteht  das  Notariats-Testament,  errichtet  vor  einem  Notar 
und  6  Zeugen,  mündlich  oder  durch  Uebergabe  einer  den  letxten 
Willen  enthaltenden  verschlossenen  Urkunde.®) 

Die  Testirfreiheit  ist  beschrankt  auf  Y3  des  Gesammt- 
vermögens  des  Erblassers.  Die  übrigen  %  bilden  den  Pflichttheil 
{Legiiimä)  der  Notherben  in  direkter,  absteigender  oder  aufsteigender 
Linie.^} 

lY.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung.^^ 
1.  Deszendenten. 

Uneheliche  Kinder  sukzediren  ab  inUstato  nur,  wenn 
sie  gesetzlich  anerkannt  sind.  In  Ermangelung  ehelicher 
Nachkommenschaft  erben  die  unehelichen  Kinder  das  ganze 
Vermögen.  Wenn  uneheliche  Kinder  mit  ehelichen  kon- 
kurriren,  so  wird  unterschieden,  ob  die  Anerkennung  vor 
Schliessung  der  Ehe,  aus  der  die  ehelichen  Kinder  ent- 
sprungen sind,  erfolgt  war,  in  welchem  Falle  der  Pflicht- 
theil jener  '/s  ^^^  Pflichttheils  dieser  beträgt,  oder  ob  die 
Anerkennung  erst  nach  der  Yerehelichung  stattgefunden  hat. 
In  letzterem  Falle  kann  der  Pflichttheil  der  unehelichen 
Kinder  allerdings  auch  bis  zu  zwei  Dritteln  des  Pflichttheils 
der  ehelichen  Nachkommenschaft  betragen,  doch  muss  er 
dem  zur  Verfügung  des  Erblassers  stehenden  Drittel  des 
Gesammtvermögens  entnommen  werden.     In  der  Seitenlinie 


•)  Art.  2010  1.  c. 

j  Art  2048  1.  c. 

Die  Gerichte  in  Portugal  sind:  1.  Gerichte  erster  Instanz;  2.  Appellhöfe 
(relacöes) ;  3.  der  oberste  Gerichtshof.  Bei  allen  Gerichten  sind  Staatsanwälte. 
Appellhöfe:  Lissabon,  Porto»  Azoren,  Goa  (Indien),  Loanda  (Angola);  Gesetz, 
die  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozessordnung  von  1876  betr. 

^  Art.  1910  ff.  des  codigo  civil  Fcrtuguez, 

»)  Art.  1784  1.  c. 

'')  Art.  1985  ff.  L  0. 
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erben  nneheliehe  Kinder  oder  deren  Deszendenten  nur  in 
dem  Falle,  dass  gar  keine  anderen  Verwandten  bis  znm 
10.  Ghrade  yorhanden  sind. 
2.  Eltern;  im  Falle  der  Wiederrerehelichong  erhalten  die 
Gesobwister  das  Eigenthum,  der  parens  behält  den  lebens- 
länglichen Niessbrauch. 
8.  Die  weiteren  Aszendenten  naeh  der  Nähe  des  Grawes  ohne 

Bücksicht  auf  Linien. 
4.  Geschwister  und   deren  Deszendenten;   yoUbürtige    erhalten 

doppelt  soyiel  als  die  halbbürtigen. 
6.  Der  Ehegatte. 

6.  Die  weiteren  Seitenyerwandten   bis   zum    10.  €hrad  bürger- 
licher Berechnung. 
Erbloser  Nachlass  fallt  dem  Fiskus   (als  wahrem  Erben)  zu. 
Y.   Die  Erbsehafts  Steuer  trifft  bewegliche  wie  unbewegliche 
Güter  und  zwar  auch  den  Nachlass  yon  Ausländern.     Sie  beträgt: 
2,9  Proz.  zwischen  Ehegatten  und  für  erbende  Aszendenten ;  4,,  Proz. 
für  Seitenyerwandte    des   2.  Grades;    8,4  Proz.    für  Seitenyerwandte 
des  3.  und  4.  Grades;  14  Proz.  für  entferntere  Verwandte  und  ganz 
fremde   Personen.     Durch   yerschieden  benannte  Steuerzusohläge  er- 
höht sich   die   Steuer   um   ca.  15  Proz.     Befreit   sind    die   Deszen- 
denten. (Gesetz  yom  81.  Mai  1887.) 

VI.  Vormundschaft.  Zuständig  ist  im  Allgemeinen  das 
Gericht  am  Wohnorte  der  Eltern  des  Minderjährigen.^^)  (Art.  28 
der  Ziyilprozessordnung,  codigo  do  processo  civä  yon  1876.)  Die 
Bestimmung  gilt  auch  für  Ausländer,  mit  Ausnahme  der  Angehörigen 
solcher  Länder,  die  einen  besonderen  Eonsulanrertrag  mit  Portugal 
haben:  Frankreich,  Spanien,  Oesterreich  und  Holland. 

Ist  der  Minderjährige  an  mehreren,  nicht  yon  Vater  oder 
Mutter  herrührenden,  Erbschaften  betheiligt,  so  ist  dasjenige  Gericht 
zuständig,  bei  welchem  die  älteste  Erbschaftssache  schwebt. 

Ist  überhaupt  kein  Inyentar  yorhanden,  so  ist  das  Gericht  am 
Wohnorte  der  Minderjährigen  kompetent.  (Art.  29  der  Ziyilprozess- 
ordnung.) 

Vn.  Das  Institut  des  Notariats  basirt  noch  auf  sehr  alten 
in    das    Jahr    1305    zurückreichenden    Bestimmungen.     Der    Notar, 


^')  Die  Grossjfthrigkeit  tritt  fQr  beide  Geschlechter  mit  dem  yollendeten 
21.  Lebensjahr^ ein  (Art.  9*7  codige  civU  Porttiguez). 
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,,tabeUuw^'  genannt,  ist  eine  öffentliche  Amtsperson,  deren  Fanktionen 
hauptsächlich  die  nachstehenden  sind : 

1.  Jene  Rechtsakte  und  Verträge  zu  verfassen  und  aufzu- 
bewahren, denen  die  Betheiligten  denjenigen  Earakter  der 
Authentizität '  verleihen  wollen  oder  Kraft  des  Gesetzes  ver- 
leihen, welcher  den  vollen  Glauben  wirkenden  Amtsurkunden 
gebührt,  zum  Zwecke  der  Sicherung  des  Ausstellungsdatums, 
der  unveränderten  Erhaltung  derselben  in  geschützter  Ver- 
wahrung, wie  auch  zum  Zwecke  der  Hinausgabe  von  Ab- 
schriften und  Auszügen  derselben; 

2.  die  privatim  hergestellten  Rechtsakte  anerkennen  und  die 
darauf  ersichtlichen  Unterschriften  beglaubigen  zu  lassen; 
endlich 

3.  authentische  Testamente  zu  errichten  und  geheimzuhaltende 
(mjHtische)  letzte  Willenserklärungen  unterfertigen  zu  lassen. 

Die  Notare  werden  gleich  den  Justizbeamten  durch  die  Re- 
gierung auf  Lebensdauer  angestellt.^') 

Hinzuzufügen  wäre  allenfalls,  dass  die  Notare  nicht  nothwendig 
die  Rechte  studirt  zu  haben  brauchen,  sondern  nur  einen  praktischen 
Kursus  durchzumachen  gehalten  sind,  worauf  sie  sich  allerdings 
einem  Examen  unterwerfen  müssen.  —  Ihre  Zahl  ist  beschränkt 
und  ihr  Amt  klebt  gewissermassen  an  dem  Archiv  {eartario)^  das 
auf  den  Nachfolger  übergeht  und  in  manchen  Fällen  eine  lange 
Reihe  von  Jahrhunderten  zurückreicht  und  umfasst. 

Neuerdings  werden  in  Lissabon  bei  eintretenden  Vakanzen 
ziemlich  ausnahmelos  Bachareis  em  direito  ernannt,  also  Leute, 
welche  die  Universitätsstudien  absolvirt  haben. 


§  62. 
Rumänien.^) 

I.   In    Rumänien    schreiten    in    der    Regel    die    Gerichte    zur 
Sicherung  und  Abhandlung  der  in  Rumänien  befindlichen  Verlassen- 


")  Näheres  s.  Zeitschrift  Bd.  II  S.  524,  Zeitschrift  für  Notariat  etc.  in 
Oesterreich  1892  S.  199  f. 

^)  In  Rumänien  gilt  französisches  Recht.  Mit  verschiedenen  Modi- 
fikationen (z.  B.  im  ehelichen  Güterrecht,  im  Hypothekenrecht  etc.)  ist  der 
Code  civil  in  rumänischer  Uebersetzung  als  Gesetzbuch  {Codice  dvile)  am 
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Bohaften  eines  auf  ramftniBohein  Boden  Teraiorbenen  Fremden')  ein. 
Die  instftndige  Behörde  ist  das  Tribnnal^  des  letzten  Domizils  des 
Verstorbenen. 

Die  KonsnlarrertrSge  Rumäniens  mit  der  Schweiz  vom  14,  Febmar 
1880,  mit  Belgien  vom  31.  Dezember  1880/12.  Januar  1881,  den 
Vereinigten  Staaten  Ton  Amerika  Tom  5./17.  Juni  1881,  mit  Italien 
vom  6./17.  Februar  1880  und  der  Handelsvertrag  mit  England  Tom 
24.  Märs/5.  April  1880  siehem  den  Konsuln  der  genannten  Staaten 
das  Recht  der  Verlassenschaftsbehandlung  ihrer  Angehörigen  zu« 

Gegenüber  Angehörigen  anderer  als  obengenannter  Vertrags- 
staaten kommt  in  Betracht,  dass  die  Konsulargerichtsbarkeit,  welche 
durch  Kapitulationen  und  Verträge  mit  der  Türkei  eingesetzt  war, 
auch  naoh  dem  Berliner  Vertrag  in  Rumänien  noch  fortbesteht,  so- 
weit die  ausländischen  Staaten  darauf  nicht  freiwillig  und  über- 
einstimmend verzichteten.^)  In  der  Praxis  begegnet  aber  die  Durch- 
führung dieses  Grundsatzes,  seit  Rumänien  seine  volle  Selbständigkeit 
erlangt  hat,  mancherlei  Schwierigkeiten  und  wenn  auch  eine  gewisse 
Tendenz  bis  jetzt  besteht,  die  Nachlassbehandlung  auf  Reklamation  des 
betreffenden  Konsuls  abzutreten,  so  bietet  dies  keine  sichere  Norm.^) 


26.  November  1864  beschlossen  worden  und  am  1.  Dezember  1865  in  Eraft 
getreten.  Für  das  Gerichtsverfahren  gilt  die  Procedura  civüe  vom  9.  September 
1865,  welche  aus  dem  französischen  und  Genfer  Prozessrecht  kombinirt  ist; 
Schiff ner,  Lehrbuch  des  französischen  Zivilrechts  mit  Berücksichtigung  des 
badischen  und  rumänischen  Rechtes,  1877,  S.  10;  Goldachmidt,  Handbuch 
des  Handelsrechts,  2.  Auflage  S.  251;  Neubauer,  die  fremd].  Rechte  etc. 
a.  a.  0.  S.  289. 

')  Die  rumänische  Staatsangehörigkeit  kann  nach  Art.  YII  §  5 
der  rev.  Konstitution  nur  individuell  im  Gesetzeswege  durch  die  Kammern 
erworben  werden.  Der  Verlust  derselben  tritt  nach  Art.  17  codice  civil 
ein  durch  Erwerb  einer  anderen  Staatsbürgerschaft,  Annahme  eines  fremden 
öffentlichen  Amtes  ohne  Erlaubniss  der  rumänischen  Regierung  und  durch 
noch  so  kurze  Unterwerfung  unter  einen  fremden  Schutz. 

')  Die  rumänische  Gerichtsverfassung  ist  dieselbe  wie  in  Frankreich, 
und  im  Allgemeinen  wie  in  Deutschland.  Der  Kassationshof  in  Bukarest 
bildet  die  Spitze;  es  folgen  vier  Appellhöfe  in  Bukarest,  Craiowa,  Galatz 
und  Jassy,  dann  die  Tribunale,  deren  jeder  Bezirk  eines  besitzt  und  dann 
die  Friedensrichter,  von  denen  in  ledem  Distrikt  mehrere  fungiren.  Diese 
letzteren  sind  im  Allgemeinen  den  deutschen  Amtsgerichten  vergleichbar. 
Unter  diesen  stehen  noch  die  Dorfge richte,  die  in  jeder  Landgemeinde 
fungiren,  jedoch  nur  Sonn-  und  Feiertags  tagen  und  nur  eine  auf  speziell 
ländliche  Verhältnisse  engbegrenzte  Kompetenz  haben. 

*)  Näheres  Über  den  Fortbestand  der  durch  die  Kapitulationen  und  Ver- 
träge mit  der  Türkei  eingesetzten  Konsulargerichtsbarkeit  s.  v.  Martens, 
Guüichten  zur  Zappa-Frage,  in  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  etc.  Recht,  Bd.  IV 
S.  329  ff.  Ueber  £e  für  Deutschland  geltenden  Kapitulationen  mit  der  Türkei 
s.  unten  «Türkei*.    Vgl.  auch  Weiss  a.  a.  0.  tom.  II  p.  537. 

^)  Nach  Jettel  a.  a.  0.  S.  82  steht  die  rumänische  Regierung  auf  dem 
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IL  Die  gesetzliche  Erbfolge  ist  im  Allgemeinen  die  des 
französischen  Rechts.  Es  erben  in  erster  Linie  die  Deszendenten, 
dann  die  Geschwister  oder  deren  Deszendenten  unter  Konkurrenz 
der  Aszendenten  des  Erblassers^  weiter  die  Aszendenten,  schliesslich 
die  Seitenyerwandten,  nach  der  Nähe  des  Ghrades,  bis  zum  12.  Grade 
inklusiye.  Repräsentation  ist  blos  bei  Geschwistern  zulässig.  In 
Ermangelung  sukzessionsfähiger  Verwandten  erbt  der  überlebende  Ehe- 
gatte, in  Ermangelung  auch  dieses,  der  Staat.  Die  Wittwe  hat, 
wenn  sie  persönlich  yermögenslos  ist,  auch  bei  Vorhandensein  suk- 
zessionsfähiger Erben,  ein  besonderes  Erbrecht;  dies  begreift  nur 
den  lebenslänglichen  Niessbrauch  einer  Virilportion,  jedoch  nicht 
über  ein  Drittel,  wenn  Deszendenten  Yorhanden  sind,  und  das  yolle 
Eigenthum  eines  Viertels,  wenn  solche  nicht  yorhanden  sind. 

ni.  Testamente  können  in  Rumänien  in  drei  yerschiedenen 
Formen  abgefasst  werden: 

1.  kann    es    holograph    sein,    d.  h.  ganz    yon   der  Hand   des 
Testators  geschrieben,  datirt  und  unterzeichnet; 

2.  als  notarieller  Akt  yom  Tribunal  beglaubigt,  oder 

3.  mystisch  sein,  d.  h.  in  einem  yerschlossenen  und  yersiegelten 
Eouyert  bei  Gericht  deponirt  werden. 

Im  Auslande  kann  der  Rumäne  entweder  ein  holographes  oder 
ein  nach  der  lex  lad  authentisches,  d.  h.  behördlich  beziehungsweise 
notariell  beglaubigtes  Testament  anfertigen    (Art.  885  Codice  civil). 

rV.  Durch  Gesetz  yom  19./31.  März  1886  ist  folgende  Erb- 
steuer für  Erbschaften,  Legate  und  Schenkungen  eingeführt  worden, 
die  in  gleicher  Weise  Einheimische  und  Fremde  trifft.  Seiten- 
yerwandte  bis  zum  4.  Grade  inklusiye  zahlen  3  Proz.,  yom  fünften 
bis  zwölften  6  Proz.,  alle  üebrigen  und  Nichtyerwandte  9  Proz. 
Aszendenten  und  Deszendenten  sowie  Ehegatten  unter  sich  sind 
dieser  Steuer   nicht   unterworfen.     Die   Ausführung  des   Vermögens 


Standpunkte,  dass  auf  die  Angehörigen  solcher  Staaten,  mit  denen  keine  be- 
sonderen Vereinbarungen  bestehen,  die  Bestimmungen  des  Art.  XX If  der 
Eonsular-Konvention  zwischen  Italien  und  Rumänien  vom  17.  Februar  1880 
Anwendung  zu  finden  haben,  worin  ähnliche  Normen  rücksidftlich  der  inter- 
yention  der  Konsuln  enthalten  sind,  wie  in  anderen  ähnlichen  Vereinbarungen, 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  diese  Intervention  nur  unter  jenen  Vor- 
aussetzungen einzutreten  hat,  unter  welchen  überhaupt  eine  gerichtliche  Ab- 
handlung stattfindet,  also  beim  Vorhandensein  minderjähriger  £rben  u.  s.  w. 
Hinsichtlich  des  in  Oesterreich  vorkommenden  Nachlasses  eines  nun. 
Staatsangehörigen  haben  die  k.  k.  Gerichte  sowohl  die  Erbschaftsverhandlung, 
als  die  Entscheidung  der  streitigen  Erbansprüche  der  betreffenden  Heimaths- 
behörde  zu  überlassen. 
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oder  der  Erbschaft  Fremder  ist  keinerlei  BeBchränkmig,  Bedingung 
oder  Steuer  unterworfen. 

y.  Die  Vormund  Schaft  des  rumänischen  Rechts  ist,  wie  im 
Allgemeinen  das  ganze  Zivilrecht,  aus  dem  Code  Napoleon  ent- 
nommen. Es  weicht  Ton  dem  französischen  Vorbild  nur  insofern 
ab,  als  der  subrogi  tuteur  darin  nicht  existirt;  im  Falle  eines  In- 
teressenkonflikts zwischen  Mündel  und  Vormund  wählt  der  Familien- 
rath  einen  ttUor  ad  hoc. 

Der  rumänische  Familienrath  spielt  dieselbe  Rolle  wie  der 
franzosische. 

Die  zuständige  Behörde  ist  das  Tribunal  (Land-  oder  Kreis- 
gericht) des  Distrikts,  wo  der  Verstorbene  seinen  letzten  Wohnsitz 
hatte. 

Die  Pflicht  der  Vormundschaftsbestellung  und  Führung  seitens 
des  örtlich  kompetenten  rumänischen  Gerichts  erstreckt  sich  auf  alle 
in  seinem  Bezirk  ansässigen  Vormundschaftsbedürftigen,^)  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  derselben. 

Die  oben  angeführten  Konsularyerträge  Rumäniens  mit  der 
Schweiz,  Belgien,  den  Vereinigten  Staaten  yon  Amerika  und  der 
Handelsvertrag  mit  England  sichern  den  betreffenden  Konsuln  das 
Recht  der  meistbegünstigten  Nation,  und  Art.  22  §  7  der  Konsular- 
konvention mit  Italien  vindizirt  den  beiderseitigen  Konsuln  das 
Recht  der  Tutelführung  zu,  so  dass  zweifelsohne  dieses  Konsular- 
privileg  auch  den  andern  Vertragsstaaten  gebührt. 

Gehört  der  Unmündige  einem  solchen  Staate  an  und  reklamirt 
der  Konsul  die  Vormundschaft,  so  muss  sie  ihm  unbedingt  ausgefolgt 
werden.  Bis  dahin  jedoch  nimmt  die  rumänische  Behörde  sich  des 
Minderjährigen  an.  Die  Vormundschaft  über  andere  Fremde  wird, 
auf  Reklamation  des  betreffenden  Konsuls,  in  Ansehung  der  Tradition 
und  der  Präzedenzfölle  in  diesem  Sinne,  sowie  der  Stipulationen 
der  angeführten  Verträge,  bisher  thatsächlich  ebenfalls  abgetreten, 
doch  ist  auch  hier  die  Praxis  schwankend.^ 

VI.  Notare  gibt  es  in  Rumänien  nicht.  Die  notariellen  Be- 
fugnisse werden,    besonders    seit  dem  Gesetz  vom  1./13.  September 


^  Das  Volljährigkeitsalter  ist  für  beide  Geschlechter  das  21.  Lebensjahr. 

^)  Vgl.  oben  die  Bemerkungen  über  den  Fortbestand  det  Kapitulationen. 
Näheres  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Vormundschaftssachen  s.  auch 
bei  Fl ai schien,  de  rinitiatwe  consulaire  en  fait  de  tutelle  et  de  curatelle, 
aurtout  en  ce  qui  regarde  la  Roumanie,  Paris  1891. 
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X886f  Ton  den  Gerichten  erster  Instans,  und  in  gewissen  Fällen 
Ton  den  Friedensrichtern,  Polizeikommissaren  und  Landbürgermeistem 
ausgeübt.  Die  notarielle  Kompetenz  der  ersteren  ist  eine  allgemeine 
und  allesumfassende,  und  für  Testamente  und  Immobilarakte  eine  aus- 
schliessliche, 

VII.  Nach  Art.  2  des  Handels-,  Zoll-  und  SchifiPahrtsrertrags 
swischen  dem  Deutschen  Reich  und  Rumänien  Tom  21.  Oktober 
1893  (in  Kraft  seit  1.  Januar  1894,  R.-G.-B1.  S.  1  ff.)  sollen  be- 
züglich des  Rechts,  jede  Art  yon  beweglichem  oder  unbeweglichem 
Eigenthum®)  zu  erwerben,  zu  besitzen  oder  zu  veräussem,  die 
Deutschen  in  Rumänien  und  die  Rumänen  in  Deutschland  die  Rechte 
der  Angehörigen  des  meistbegünstigten  Staates  gemessen,  ohne 
anderen  oder  höheren  Abgaben,  Auflagen  oder  Lasten^  unter  welcher 
Benennung  es  auch  sei,  zu  unterliegen,  als  jenen,  welche  Ton  den 
Inländern  gegenwärtig  oder  künftig  erhoben  werden.  Ebenso  sollen 
sie  den  Erlös  aus  dem  Verkaufe  ihres  Eigenthums  und  ihr  Ver- 
mögen überhaupt  frei  ausführen  können,  ohne  zur  Entrichtung  anderer 
oder  höherer  Abgaben  verpflichtet  zu  sein,  als  diejenigen,  welche 
die  Inländer  unter  gleichen  Verhältnissen  zu  entrichten  haben  würden. 


§  53. 
Russland. 

I.  Die  Beziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Russland  hinsichtlich  der  Regulirung  TonHinterlassenschaften 
sind  durch  die  Konvention  vom  12.  November/31.  Oktober  1874 
(R.-G.-B1.  1875  S.  136  ff.)^)  geregelt.     Die  Konvention  behandelt  die 

^  Durch  Art.  VII  der  rev.  Konstitution  sind  Fremde  vom  Erwerbe 
ländlichen  Grundbesitzes  prinzipiell  ausgeschlossen. 

')  Das  früher  bezüglich  der  Behandlung  von  Verlassenschaften  der  in 
Bayern  verstorbenen  russischen  Staatsangehörigen  massgebend  gewesene 
Uebereinkommen  mit  Russland  vom  Jahre  1858  (Bekann tm.  vom  25.  Februar 
1858,  Bayer.  Reg.-Bl.  S.  265)  ist  durch  die  deutsch-russische  Konvention  ausser 
Kraft  gesetzt.  Die  letztere  Konvention  steht  im  Wesentlichen  mit  den  Grund- 
sätzen der  bezeichneten  bayerisch-russischen  Ucbereinkunft  im  Einklänge,  ob- 
wohl in  jener  den  diplomatischen  und  konsularischen  Agenten  weitergehende 
Rechte,  insbesondere  bezüglich  des  Vollmachtspunkts,  eingeräumt  sind,  als  in 
der  Ucbereinkunft  vom  Jahre  1858. 

Inhaltlich  der  Bekanntmachung  des  k.  b.  Staatsministeriums  d.  k.  H. 
u.  d.  Aeussem  vom  25.  Februar  1878  bezog  sich  die  bayerisch-russische  Ucber- 
einkunft auf  das  Königreich  Polen  nicht  und  hatten  deshalb  die  in  der 
Ministerialerklärung  vom  20.  Januar  1858  getrofifenen  Bestimmungen  auf  solche 
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FeBtstellnng  der  Rechte  der  beiderseitigen  Staatflangehdrigen  *)  and  der 
Befugnisse  der  Gerichts-  und  Eonsularbehörden  beider  Länder  in  Be- 


Fälle, in  welchen  es  sich  um  die  Verlassenschafi;  von  Angehörigen  dieses 
Königreiches  handelte,  keine  Anwendung  zu  finden.  £ine  gleiche  Ausnahme 
ist  in  der  Konvention  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Rnssland  nicht 
enthalten,  auch  sonst  nicht  bekannt  gegeben,  daher  nach  dem  völkerrecht- 
lichen Grundsatze,  dass  die  Bestimmungen  von  Staatsverträgen,  soweit  keine 
Ausnahmen  festgesetzt  sind,  das  ganze  Staatsgebiet  umfassen,  die  Konvention 
auch  auf  Angehörige  aus  Russisch-Polen  anzuwenden  ist. 

')  Die  Staatsangehörigkeit  in  Russland  wird  erworben: 

a)  durch  Abstammung  von  russischen  Eltern,  bei  unehelichen  Kindern 
von  einer  russischen  Mutter; 

b)  durch  Verheirathung  einer  Ausländerin  mit  einem  Russen; 

c)  durch  Naturalisation,  wobei  die  £hefrau  der  Nationalität  des  Ehe- 
mannes folgt. 

Die  Staatsangehörigkeit  wird  verloren: 

a)  durch  Verheiratiiung  einer  Russin  mit  einem  Ausländer; 

b)  durch  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste  ohne  Genehmigung  der 
russischen  Regierung; 

c)  durch  Auswanderung  aus  Russland  ohne  Erlaubniss; 

d)  durch  mehr  als  fünfjährige  Abwesenheit,  wenn  die  Rückkehr  nach 
Aufforderung  der  Regierung  nicht  erfolgt. 

Näheres  hierüber  s.  Eevue  de  droit  intern,  etc.,  tom.  VII  (1875)  p.  398; 
Leuthold,  Russische  Rechtskunde,  1889,  S.  14  f.;  Weiss,  tom.  1  p.  540. 

Hinsichtlich  der  Erwerbung  der  russischen  Staatsangehörigkeit  durch 
Ausländer  bestimmt  ein  im  Jahre  1868  ergangenes  Gesetz,  dass  Ausländer, 
welche  das  russische  Unterthanenrecht  zu  erwerben  beabsichtigen,  dem 
Gouvemementschef  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  sie  sich  niederlassen 
wollen,  von  ihrer  Absicht  Ajizeige  zu  machen  haben,  dass  sie  aber  erst  dann 
in  den  russischen  ünterthanenverband  aufgenommen  werden  dürfen,  wenn  sie 
fünf  Jahre  lang  wirklich  in  Russland  angesiedelt  gewesen  sind,  dass  femer 
Minderjährige  (bis  zur  Zurücklegung  des  21.  Lebensjahres)  überhaupt  niemals 
in  den  russischen  ünterthanenverband  aufgenommen  werden  dürfen  und  die 
Aufnahme  der  Väter  oder  Mütter  in  denselben  die  Mitaufhahme  ihrer  Kinder 
nicht  zur  Folge  hat. 

Von  dem  Erfordemiss  fünfjähriger  Ansiedlung,  sowie  überhaupt  von 
jeder  Frist  wird  abgesehen: 

1.  bei  solchen  Personen^  deren  Aufnahme  (um  ihrer  Nützlichkeit  für 
den  Staat  willen)  der  Regierung  erwünsdit  erscheint; 

2.  bei  Ausländem,  die  bereits  im  russischen  Staatsdienste  angestellt  sind; 
8.  bei  solchen  Kindern  von  Ausländem,  die  in  russischen  Lehranstalten 

erzogen  sind; 
4.  bei  einer  ehemaligen  russischen  ünterthanin,  die  durch  Verheirathung 

an  einen  Ausländer  die  russische  Staatsangehörigkeit  aufgegeben 

hatte ;  sie  kann  nach  Auflösung  ihrer  Ehe  jederzeit  in  den  russischen 

Staatsverband  zurücktreten. 
Das  finnische  Staatsbürgerrecht  entsteht: 

a)  durch  die  Geburt.  Kinder  finnischer  Eltern  oder  deren  Vater  Finn- 
länder ist,  sei  es,  dass  sie  in  Finnland  oder  ausserhalb  des  Landes 
geboren  wurden,  sind  finnische  Unterthanen;  ebenso  uneheliche 
Kinder,  wenn  die  Mutter  Finnländerin  ist; 

b)  durch  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes,  dessen  Mutter 
nicht  Finnländerin  ist.  Wenn  der  Vater  finnischer  ünterthan  ist 
und  die  Mutter  ehelicht,  wird  das  Kind  finnischer  Ünterthan;  so 
auch  wenn  der  Vater  der  Mutter  die  Ehe  versprochen  bat,  aber 
eines  von  beiden  vor  der  Trauung  stirbt; 
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treff  der  Erbschaften,^  welche  in  einem  der  beiden  Staaten  von  An- 
gehörigen des  andern  Staates  hinterlassen  werden,^)  und  enthalt 
folgende  Bestimmungen:^ 

Artikel  1.  Wenn  ein  Deutscher^)  in  Russland  oder  ein  Russe 
in  Deutschland  stirbt,  sei  es,  dass  er  in  dem  Lande  ansässig  war 
oder  sich  dort  nur  yorübergehend  aufhielt,^)  so  sollen  die  zuständigen 
Behörden  des  Sterbeorts  yerpflichtet  sein,  in  Betreff  des  beweglichen 
oder  unbeweglichen  Vermögens  des  Verstorbenen  dieselben  Sicherungs- 
massregeln zu  treffen,  welche  nach  den  Landesgesetzen  rücksichtlich 
der  Hinterlassenschaften  der  Landesangehörigen  getroffen  werden 
müssen,®)  Yorbehaltlich  der  in  den  nachfolgenden  Artikeln  verein- 
barten Bestimmungen. 


c)  durch  Verheirathung  einer  Ausländerin  mit  einem  Finnländer; 

d^  durch  den  Akt- der  Naturalisation. 

£mig6  Ausnahmen  von  diesen  allgemeinen  Regeln  bestehen  hinsichtlich 
der  russischen  Unterthanen  und  in  Russland  angesiedelten  Ausländer,  welche 
das  finnische  Staatsbürgerrecht  erwerben  wollen. 

Das  finnische  Staatsbürgerrecht  hört  ipso  jure  auf  aus  familienrecht- 
lichen Gründen  analoger  Art,  wie  die,  dui'ch  welche  dieses  Recht  erworben 
werden  kann,  femer  durch  Auswanderung  in  ein  anderes  Land,  um  dort  Staats- 
bürger zu  werden,  durch  Erwerbung  des  Staatsbfirgerrechts  in  einem  anderen 
Staate. 

Mechelin,  das  Staatsrecht  des  GrossfÜrstenthums  Finnland,  in  Marr 
qnardsen's  Handbuch  des  öffentl.  Rechts,  IV.  Bd.  2.  Halbb.  1.  Abth.  S.  257- 

*)  Zur  Feststellung  der  sonstigen  wechselseitigen  Rechte  etc.  der  beider- 
seitigen Konsularbehörden  dient  die  Konvention  vom  8.  D6zember/26.  Novembe. 
1874,  8.  im  Texte  Nr.  IL 

^)  Auch  wenn  der  Sterbefall  im  Gebiete  eines  dritten  Staates  erfolgt, 
wenn  nur  der  Verstorbene  in  einem  der  beiden  kontrahirenden  Staaten  beweg, 
liebes  oder  unbewegliches  Veimögen  hinterlassen  hat,  s.  Art.  12  der  Konvention- 

^)  Als  Grundlage  für  diese  Konvention  wurde  die  am  1.  April  1874 
zwischen  Russland  und  Frankreich  getroffene  Vereinbarung  genommen. 

^)  Selbstverständlich  sind  hierunter  auch  Personen  weiblichen  Geschlechts 
begriffen. 

^  Es  kommt  hier  lediglich  die  Staatsangehörigkeit  in  Betracht 
und  nicnt  weiter  darauf  an,  wo  der  Verstorbene  seinen  Wohnsitz  im  juristi- 
schen Sinne  des  Wortes  hatte. 

3S.  oben  §  7  über  Sicherung  des  Nachlasses, 
ach  russischem  Gesetze  geschieht  die  Versiegelung  des  Nach- 
lasses von  Amtswegen,  wenn  die  Erben  unbekannt  oder  einige  von  ihnen  ab- 
wesend oder  dispositionsunfähig  sind.  Sind  alle  Erben  bekannt,  grossjährig 
und  anwesend,  so  erfolgt  die  Siegelung  nur  auf  ausdrücklichen  Antrag  der 
Interessenten  (Zivilgesetzbuch  Art.  1226  ff.). 

Die  Siegelanlage  und  die  Aufnahme  des  Inventars  erfolgt  nach  Vor- 
schrift der  Zivilprozessordnung  von  1864  (Art.  1403)  durch  den  Friedensrichter 
des  Sterbeortes,  bzw.  in  dessen  Auftrag  durch  den  Gerichtsvollzieher  unter 
Beiziehung  von  Zeugen.  Die  Verwandten  des  Verstorbenen  und,  wenn  Minder- 
jährige betheiUgt  sind,  deren  Vormünder,  sind  berechtigt,  bei  der  Inventari- 
sirung  zugegen  zu  sein.  In  formeller  Beziehung  enthält  die  Zivil prozessordnung 
(Art.  980 — 999,  1103  ff.)  über  Aufnahme  des  Inventars  sehr  genaue,  bis  ins 


J 
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Artikel  2.  Wenn  der  Todesfall  sich  an  einem  Orte,  wo  ein 
Generalkonsul,  Konsul  oder  Yizekonsul  von  der  Nation  des  Ver- 
storbenen residirt,  oder  wenigstens  in  der  Nahe  dieses  Ortes  ereignet,^) 
so  sollen  die  Lokalbehorden  der  Konsularbehörde  davon  unyersfiglioh 
Nachricht  geben,  ^^  damit  mit  Anlegung  der  beiderseitigen  Siegel 
an  alle  Effekten,  Mobilien  und  Papiere  ^^)  des  Verstorbenen  gemein- 
schaftlich Yorgegangen  werden  könne. 

In  gleicher  Weise  muss  die  Konsularbebörde,  wenn  sie  zuerst 
Ton  dem  Todesfall  Kenntniss  erhält,  die  Lokalbehörden  mit  Nach- 
richt Tersehen. 

Sollte  die  unversügliche  Anlegung  der  Siegel  nothwendig  er- 
scheinen und  dieselbe  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  gemeinschaftlich 
erfolgen  können,  so  soll  die  Lokalbehörde  ohne  Mitwirkung  der 
Konsularbehörde,  und  umgekehrt  (diese  ohne  Mitwirkung  jener)  be- 
fugt sein,  zuerst  die  Siegel  anzulegen,  Torbehaltlich  der  Benach- 
richtigung derjenigen  Behörde,  welche  nicht  mitgewirkt  hat  und 
welcher  freisteht,  demnächst  ihr  Siegel  dem  bereits  angelegten  Siegel 
hinzuzufügen. 

Der  Generalkonsul,  Konsul  oder  Vizekonsul  soll  befugt  sein, 
hierbei'  in  Person  oder  durch  einen  Vertreter,  dessen  Wahl  ihm 
freisteht,  zu  yerfahren.  Im  letzteren  Falle  muss  der  Vertreter  im 
Besitze  eines  yon  der  Konsularbehörde  ausgestellten,  mit  dem  Kon- 
sulatssiegel  versehenen  Schriftstückes  sein,  welches  den  amtlichen 
Karakter  seiner  Person  nachweist. 

Die  angelegten  Siegel  dürfen  ohne  Mitwirkung  der  Lokal- 
behörde und  der  Konsularbehörde,  oder  des  Vertreters  der  letzteren, 
nicht  abgenommen  werden. 

In  derselben  Weise  soll  bei  Aufstellung  des  Inventars  aller 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Güter,  Effekten  und  Werthgegen- 
stände  des  Verstorbenen  verfahren  werden. 


Kleinste  gehende  Vorschriften.  Reklamationen  gegen  die  Anordnungen  des 
Friedensrichters  gehen  an  die  versammelten  Friedensrichter  des  Bezirkes. 

Die  provisorische  Verwaltung  der  einem  Minderjährigen  zugefEdlenen 
Güter  obliegt  dessen  Vormund  unter  Aufsicht  der  Vormundschaftsbehörde; 
Zivilgesetzbuch  Art.  1225;  Lehr,  Elements  de  droit  civil  Busse,  p.  450  ff. 

°)  Abgrenzung  der  russischen  Konsularbehörden  in  Deutschland  s.  Reichs- 
Zentralblatt  1884  Nr.  5.  Für  Bayern  sind  der  russischen  Gesandtschaft  in 
München  die  Geschäfte  der  Konsularbehörde  übertragen. 

*®)  Bezüglich  des  hiefQr  vorgeschriebenen  Verfahrens  s.  unten  Note  13. 

*^)  Gelder,  Pretiosen  und  Werthpapiere  sind  auch  hier  zu  Gerichts- 
handen  su  nehmen;  vgl.  Art  4. 
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Sollte  jedoch  auf  eine  Ton  der  Lokalbehörde  an  die  Eonsnlar- 
behSrde,  oder  amgekehrt  von  der  KonsalarbehSrde  an  die  Lokal- 
beborde ergangene  Einladung,  der  Abnahme  der,  einseitigen  oder 
beiderseitigen,  Siegel  und  der  Aufstellung  des  Inyentars  beizuwohnen, 
diejenige  Behörde,  an  welche  die  Einladung  gerichtet  ist,  innerhalb 
achtundyiersig  Stunden  vom  Empfange  der  Benachrichtigung  an  ge- 
rechnet, sich  nicht  eingefunden  haben,  so  kann  die  andere  Behörde 
allein  zu  den  gedachten  Amtshandlungen  schreiten.^*) 

Artikel  8.  Die  zuständigen  Behörden  erlassen  die  durch  die 
Landesgesetze  yorgeschriebenen  Bekanntmachungen  bezüglieh  der 
Eröffnung  des  Nachlasses  und  der  Berufung  der  Erben  oder  Gläubiger  ^^ 
unbeschadet  der  Bekanntmachungen,  welche  in  gleicher  Weise  Ton 
der  Konsularbehörde  erlassen  werden  können. 


^^  Bezüglich  der  Anwendung  des  Art.  2  ff.  spricht  sich  eine  Entschliessung 
des  groBsh.  Sachsen- Weimar'schen  Ministeriums  vom  12.  Februar  1887  (S.-W. 
Reg.-Bl.  S.  151,  Zeitsohr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht  etc.  Bd.  I  S.  114), 
wie  folgt,  aus: 

«Die  Auffassung,  dass  nach  Art.  1  der  Konvention  die  Vorschriften  der 
Art.  2  ff.  derselben  nicht  Platz  zu  greifen  hätten,  falls  für  die  zuständige  Be- 
hörde nach  Massgabe  der  Landesgesetze  keine  Veranlassung  bestände,  den 
Nachlass  sicher  zu  stellen,  ist  nicht  zu  billigen.  Vielmehr  sind  in  allen  Fällen 
des  Ablebens  eines  russischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  die  Vor- 
schriften der  Konvention  zur  Anwendung  zu  bringen,  gleichviel  ob  nach  dem . 
sonst  bestehenden  Rechte  die  gerichtliche  Sicherung  und  Ordnung  des  Nach- 
lasses geboten  oder  ausgeschlossen  ist.  Denn  der  Vorbehalt  am  Schlüsse  des 
Art.  1  macht  die  Anwendbarkeit  der  Art.  2 — 11  nicht  davon  abhängig,  dass 
im  einzelnen  Falle  für  die  Ortsbehörde  die  Verpflichtung,  Sioherungsmassregeln 
zu  treffen,  auf  G^rund  des  Art.  1  gegeben  sei,  sondern  er  zeigt  nur,  dass 
neben  der  Vorschrift  des  Art.  1  die  Bestimmung  der  Art.  2 — 11  ihre  selbst- 
ständige Bedeutung  haben.  Anderseits  lässt  der  Inhalt  der  letzteren,  ins- 
besondere der  des  Art.  2  in  Verbindung  mit  Art  11  keinen  Zweifel  darüber, 
dass  dieselben  alle  Fälle,  in  welchen  Angehörige  des  einen  Landes  im  andern 
sterben,  treffen  wolle,  dass  mithin  in  den  bezeichneten  Fällen  die  Rechte  und 
Befugnisse  der  diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  des  anderen  Theils 
stets  und  ausschbesslich  durch  den  Art.  2 — 11  bestimmt  werden.* 

^')  Da  jedoch  nach  Art  9  der  Konvention  die  betreffenden  Konsular- 
behörden  die  Erben  von  Rechtswegen  vertreten,  wird  in  der  Regel,  ausser 
auf  besonderen  Antrag  der  Konsularbehörde,  eine  Bekanntmachung  der  oben 
genannten  Art  seitens  des  Verlassenschaftsgerichtes  zunächst  nicht  zu  er- 
folgen haben. 

Eine  Ediktalladung  der  Erben  wird  von  den  russischen  Gerichten,  im 
Geltungsgebiet  der  Zivilprozessordnung  von  1864  von  dem  Friedensrichter, 
erlassen,  wenn  alle  Erben  oder  einzelne  von  ihnen  abwesend  sind,  wenn  der 
Erblasser  Kapitalien  bei  der  Sparkasse  oder  der  kaiserlichen  Bank  angelegt 
oder  mit  Hypotheken  für  die  Fmdelanstalten  belastete  Güter  hinterlassen  hat. 
Die  bekannten  Erben  müssen  ausserdem  durch  Vermittelung  der  BehCrden 
ihres  Aufenthaltsortes  unmittelbar  verständigt  werden.  Die  abwesenden  Erben 
haben  sich  innerhalb  sechs  Monaten  vom  Zeitpunkt  der  letzten  Publikation 
zu  melden. 

Die  Bekanotmachung  des  Ablebens  eines  Ausländers  in  Russland 
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Artikel  4.  Sobald  das  InTeniar  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikels  2  aufgestellt  ist,  soll  die  sustandige  Behörde  der  Eonsular- 
behörde  auf  schriftlichen  Antrag  derselben  und  nach  Massgabe  dieses 
Inventars  alles  bewegliche  Gut,  aus  welchem  die  Hinterlassenschaft 
besteht,  Urkunden,  Werthsaohen,  Forderungen,  Papiere,  sowie  das 
etwa  Torhandene  Testament  aushändigen.^^) 

Die  Eonsularbehorde  kann  alsdann  alle  beweglichen  Nachlass- 
gegenstände, welche  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  sowie  diejenigen, 
deren  Aufbewahrung  in  natura  dem  Nachlass  erhebliche  Kosten  ver- 
ursachen würde,  öffentlich  versteigern  lassen.  Sie  ist  jedoch  in 
diesem  Falle  verpflichtet,  sich  an  die  Lokalbehorde  zu  wenden,  da- 
mit der  Verkauf  in  den  von  den  Landesgesetzen  vorgeschriebenen 
Formen  erfolge. 

Artikel  5.^'*)  Die  Eonsularbehorde  hat  die  inventarisirten 
Effekten  und  Werthgegenstände,  den  Betrag  der  eingezogenen  For- 
derungen und  erhaltenen  Einkünfte,  sowie  den  Erlös  aus  dem  etwa 
stattgehabten  Verkauf  der  Mobilien  als  ein  den  Landesgesetzen 
unterliegendes  Depositum  in  Verwahrung  zu  behalten,  bis  zum  Ab- 
lauf von  sechs  Monaten  von  dem  Tage  der  letzten  Bekanntmachung 
an  gerechnet,  welche  die  Lokalbehörde  hinsichtlich  der  Eröffnung 
des  Nachlasses  erlassen  hat,  oder,  falls  die  Lokalbehörde  keine  Be- 
kanntmachung erlassen  hat,  bis  zum  Ablauf  von  acht  Monaten  von 
dem  Todestage  an  gerechnet.  ^^) 

Die  Eonsularbehorde  ist  jedoch  befugt,  die  Eosten  der  letzten 
Erankheit  und  der  Beerdigung  des  Verstorbenen,  den  Lohn  der 
Dienstboten,  Miethzins,  Gerichts-  und  Eonsulatskosten  und  Eosten 
ähnlicher   Art,^^)   sowie    etwaige   Ausgaben    für   den   Unterhalt   der 


erfolgt  nach  dem  Zivilgesetzbuche  in  deutschen  Zeitungen,  im  Geltungsgebiet 
der  Zivilprozessordnung  in  einer  deutschen  und  einer  französischen  in  Russ- 
land  erscheinenden  Zeitung.  Die  zur  Reklamation  der  Erbschaft  gewährte 
Frist  ist  sowohl  für  Europa,  als  für  die  übrigen  Welttheile  auf  zwei  Jahre 
festgesetzt.    Lehr  a.  a.  0.  p.  455  ff. 

'^)  Hiemit  gelangt  die  Eonsularbehorde  noch  nicht  endgültig  in  den 
Besitz  des  beweglichen  Nachlasses^  vgl.  Art.  5  mit  Art.  8  der  Konyention. 

"^)  Art.  5   ist  auf  der  Grundlage  des  französischen  Rechtes  aufgebaut. 

*°j  Die  im  Art.  5  festgesetzten  Fristen  sind  hauptsächlich  wegen  allen- 
fallsiger  Forderungen  von  Landesangehörigen  oder  Unterthanen  eines  dritten 
Staates  festgesetzt  (Art.  7)  und  in  dem  Sinne  präklusiv,  dass  die  innerhalb 
derselben  nicht  angemeldeten  Ansprüche  die  definitive  Ausantwoi-tuog  des 
Mobiliamachlasses  an  die  Eonsularbehorde  (vgl.  Art.  8)  nicht  hindern. 

^^  Ueberhaupt  sog.  privilegirte  Posten;  insbesondere  werden  hieher 
auch  öffentliche  Abgaben  zu  rechnen  sein. 
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Familie  des  Verstorbenen  aas  dem  Erlös  des  Nachlasses  sofort  Tor- 
weg zu  nehmen. 

Artikel  6.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Torhergehcnden 
Artikels  hat  der  Konsul  das  Recht,  in  Betreff  des  beweglichen  oder 
unbeweglichen  Nachlasses  des  Verstorbenen  alle  diejenigen  Sicherungs- 
massregeln  zu  treffen,  welche  er  im  Interesse  der  Erben  für  zweck- 
mässig hält.  Er  kann  denselben  entweder  persönlich  oder  durch 
Vertreter,  welche  von  ihm  erwählt  sind  und  in  seinem  Namen 
handeln,  yerwalten,  und  er  hat  das  Recht,  sich  alle  dem  Verstorbenen 
zugehörigen  Werthgegenstände,  die  sich  in  öffentlichen  Kassen  oder 
bei  Priyatpersonen  in  Verwahrung  befinden  sollten,  ausliefern  zu 
lassen.^  ^) 

Artikel  7.  Wenn  während  der  im  Artikel  6  erwähnten  Frist 
Yon  Landesangehörigen  oder  Unterthanen  eines  dritten  Staates  gegen 
den  beweglichen^^)  Theil  des  Nachlasses  Forderungen  geltend  ge- 
macht werden  sollten,  und  über  dieselben  Streit  entstehen  sollte, 
so  gebührt  die  Entscheidung  über  diese  Forderungen,  sofern  sie 
nicht  auf  einem  Erbanspruche  oder  Vermächtnisse^)  beruhen,  aus- 
schliesslich den  Landesgeriohten. 

Für  den  Fall,  dass  der  Bestand  des  Nachlasses  zur  unverkürzten 
Bezahlung  der  Schulden  nicht  ausreichen  sollte,  müssen  auf  Antrag 
der  Gläubiger  alle  zum  Nachlass  gehörigen  Dokumente,  Effekten 
oder  Werthgegenstände  der  zuständigen  Lokalbehörde  ausgeliefert 
werden,'^)  wobei  es  die  Aufgabe  der  Konsularbehörde  bleibt,  die 
Interessen  ihrer  Landesangehörigen  wahrzunehmen. 


^^  Selbstverständlich  können  hiedurch  erworbene  Rechte  nicht  beein> 
trächtigt,  z.  B.  in  Pfand  gegebene  Werthpapiere  oder  Werthgegenstände  nur 
gegen  £rfÜUung  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten  zurückverlangt  werden. 

**)  Hinsichtlich  des  nach  erfolgter  Sicbersteilung  des  Nachlasses  and 
Errichtung  des  Inventars  weiter  eintretenden  Verfahrens  wird  in  der  Konvention 
zwischen  dem  Mobiliar-  und  Immobiliamachlass  unterschieden.  Bezüglich  der 
Erbfolge  in  die  unbeweglichen  Grüter  s.  Art.  10  der  Konvention. 

*^)  In  Betreff  des  Mobiliamachlasses  ist  nach  der  Konvention  hin- 
wiederum zwischen  Forderungen  von  Gläubigem  und  den  auf  den  Titel  der 
Erbschaft  oder  auf  Vermächtnisse  gegründeten  Ansprüchen  zu  unterscheiden. 
Wegen  der  Ansprüche,  welche  sich  auf  die  Theilung  des  beweglichen  Nach- 
lasses, sowie  auf  das  Recht  der  Erbfolge  in  das  bewegliche  Vermögen  be- 
ziehen, s.  Art.  10  alinea  2  der  Konvention. 

'^)  Hiemit  ist  die  Zuständigkeit  der  Landesgerichte  zur  Eröffnung  des 
Konkurses  über  den  zur  unverkürzten  Bezahlung  der  Schulden  nicht  aus- 
reichenden MobiUamachlass  ausgesprochen.  Es  folgt  indess  aus  allgemeinen 
Grundsätzen  von  selbst,  dass  der  eventuelle  Angriff  auf  Immobilien  nach 
Art.  10  der  Konvention  vor  dem  judex  rei  sitae  und  nach  den  desfallsigen 
Landesgesetzen  nicht  ausgeschlossen  ist. 
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Artikel  8.  Mit  Ablauf  der  im  Artikel  5  festgesetzten  Frist 
gelangt  die  Eonsularbehorde,  wenn  keine  Fordemng  gegen  den  Nach- 
lass  vorliegt,  und  naohdem  alle  dem  Nachlasse  zur  Last  fallenden 
Kosten  und  Rechnungen  nach  den  im  Lande  gültigen  Tarifen  be- 
richtigt worden  sind,  endgültig*')  in  den  Besitz  des  beweglichen 
Theiles  des  Nachlasses,  liquidirt  denselben  und  führt  ihn  an  die 
Berechtigten  ab,  ohne  dass  sie  anderweit,  als  ihrer  eigenen  Regierung, 
Rechnung  abzulegen  hat. 

Artikel  9.  In  allen  Fragen,  zu  denen  die  Eröffnung,  Ver- 
waltung und  Liquidation  der  Hinterlassenschaften  Ton  Angehörigen 
eines  der  beiden  Länder  in  dem  anderen  Lande  Anlass  geben  können, 
vertreten  die  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Yizekonsuln 
die  Erben  von  Rechtswegen  und  sind  amtlich  als  die  Bevollmächtigten 
derselben  anzuerkennen,  ohne  dass  sie  verpflichtet  wären,  ihren 
Auftrag  durch  eine  besondere  Urkunde  nachzuweisen. 

Sie  können  demgemäss  in  Person  oder  durch  Vertreter,  welche 
sie  aus  den  landesgesetzlich  dazu  befugten  Personen  erwählt  haben, 
vor  den  zuständigen  Behörden  auftreten,  um  in  jeder  die  Nachlass- 
regulirung  berührenden  Angelegenheit  die  Interessen  der  Erben  wahr- 
zunehmen, sei  es,  dass  sie  deren  Rechte  geltend  machen  oder  sich 
auf  die    gegen   dieselben   erhobenen  Ansprüche  einlassen  wollen.'^) 

Selbstverständlich    dürfen  jedoch   die  Generalkonsuln,  Konsuln 


••)  Vgl.  oben  Art.  4. 

*')  Bemerkenswerth  ist  die  in  diesem  Artikel  statuirte  und  bezüglich 
der  zu  treffenden  Sicherungsmassregeln  schon  im  Art.  6  begründete  Ver- 
tretangsbefagniss  der  Eonsularbehörden,  welche  zur  Vertretung  nicht  blos 
bei  dem  Verlassenschaffcsgerichte,  sondern  bei  allen  inländischen,  insbesondere 
auch  Prozessgerichten  ermächtigt.  Bei  ßerathung  der  Konvention  in  der 
Reichstagssitzung  vom  14.  Dezember  1874  (Sitz.-Prot.  S.  660)  erklärte  gegen- 
über dem  Einwände  des  Abgeordneten  Dr.  Römer,  dass  die  Vollmacht  nicht 
präzisirt  sei,  der  Bevollmächtigte  zum  Bundesrathe  fOr  Preussen,  ünterstaats- 
Sekretär  im  Justizministerium  Dr.  Friedberg,  in  dieser  allgemeinen  Befugniss 
liege  das  Recht,  Bevollmächtigte  zu  stellen,  Eide  zuzuschieben,  Vergleiche 
zu  schliessen,  kurzum  alles  dasjenige  zu  thun,  was  nothwendig  ist,  um  die 
Nachlassregulirung  zu  einem  den  Interessen  der  betheüigten  Staatsangehörigen 
gedeihlichen  Ausgange  zu  bringen.  Am  Schlüsse  der  hierüber  stattgefundenen 
Debatte  wurde  vom  Abgeordneten  Dr.  Römer  mit  Bezug  auf  die  von  Dr.  Fried- 
berg gegebene  Auslegung  besonders  hervorgehoben,  dass  also  durch  diesen 
Art.  9  den  Konsularagenten  Spezialvollmacht  ertheilt  sei  und  wurde  sodann 
bei  der  Abstimmung  der  Artikel  in  obiger  Fassung  genehmigt. 

Hiemit  sind  den  Konsularbehörden  die  weitgehendsten  Befugnisse  zur 
Vertretung  der  Erben  eingeräumt.  Nach  der  bayerisch-russischen  Ueberein- 
kunffc  von  1858  war  für  die  üebergabe  des  Nachlasses  an  die  diplonuitischen 
und  konsularischen  Agenten  auf  Seite  derselben  der  Besitz  von  legalen,  durch 
die  gehörig  legitimirten  Erben  ausgestellten  Vollmachten  vorausgesetzt. 
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und  Yizekonsuln,  da  sie  als  Beyollmftchtigte  ihrer  Landesangehorigen 
betrachtet  werden,  niemals  bei  einer  den  Naehlass  betreffenden  An- 
gelegenheit persönlich  betheiligt  sein.'^) 

Artikel  10.  Die  Erbfolge  in  die  anbeweglichen  GHiter  richtet 
sich  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  die  Immobilien 
belegen  sind,  und  die  Gerichte  dieses  Landes  haben  aasschliesslich 
über  jeden  Anspruch  oder  Einwand,  der  den  unbeweglichen  Nachlass 
betrifft,  zu  befinden. 

Ansprüche,  welche  sich  auf  die  Theilung  des  beweglichen 
Nachlasses,  sowie  auf  das  Recht  der  Erbfolge  in  das  bewegliche 
Vermögen  beziehen,  welches  in  einem  der  beiden  Länder  von  An- 
gehörigen des  anderen  Landes  hinterlassen  worden  ist,  werden  Ton 
den  Gerichten  oder  sonst  zustandigen  Behörden  des  Staates,  dem 
der  Verstorbene  angehörte,  und  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates 
entschieden,  es  müsste  denn  ein  Unterthan  des  Landes,  in  welchem 
der  Nachlass  eröffnet  ist,  auf  die  gedachte  Hinterlassenschaft  An- 
sprüche zu  erheben  haben. *^) 

In  diesem  letzteren  Falle  soll,  wenn  der  Anspruch  Tor  Ablauf 
der  im  Artikel  5  festgesetzten  Frist  geltend  gemacht  worden  ist, 
die  Prüfung  dieses  Anspruchs  den  Gerichten  oder  sonst  zuständigen 
Behörden  des  Landes  anheimfallen,  in  welchem  der  Nachlass  eröfoet 
worden  ist,  und  diese  haben  nach  den  Gesetzen  dieses  Lande«  über 
die  Rechtmässigkeit  der  Ansprüche  des  Reklamanten  und  eintretenden 
Falles  über  diejenige  Rate  zu  entscheiden,  welche  ihm  zugetheilt 
werden  soll. 

Sobald  derselbe  wegen  dieser  Rate  befriedigt  ist,  wird  der 
Ueberrest  des  Nachlasses  an  die  Konsularbehörde  ausgehändigt,  welche 
damit  hinsichtlich  der  übrigen  Erben  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikels  8  zu  verfahren  hat.'^) 


^)  Eine  solche  Betheüigimg  ist  nicht  anzunehmen,  wenn  etwa  der 
Konsul  Auslagen  der  im  Art.  5  Abs.  2  bezeichneten  Art  vorgeschossen  und 
zum  Nachlasse  zu  liquidiren  hat. 

'')  Die  Bestimmung  in  Art  10  Abs.  2  bezieht  sich  nicht  blos  auf  den- 
jenigen beweglichen  Nachlass,  welcher  sich  in  dem  Staate  befindet,  wo  der 
Erblasser  gestorben  ist,  sondern  auch  auf  den  im  Heimathsstaate  des  Erb- 
lassers befindlichen  Theil  jenes  Nachlasses.  Urth.  d.  Reichsger.  vom  19.  Juni 
1889  (Jur.  Wochenschrift  1890  S.  309  ff.). 

^  In  diesem  Artikel  ist  das  Prinzip  der  Anwendung  der  lex  rei  8Üa£ 
auf  die  Behandlung  des  Immobiliamachlasses  ausdrücklich  ausgesprochen.  Der 
Grundsatz  der  Universalität  des  Nachlasses  ist  somit  aufgegeben,  indem  der 
Immobüiamachlass  von  dem  Mobiliamachlasse  geschieden  ist  und  zwar  findet 
die  Anwendung  des  Realstatuts  sowohl  bezüglich  des  geltenden  materiellen 


§  53.    RnsBland.  3g7 

Artikel  11.  Wenn  ein  Deutscher  in  Rnssland  oder  ein  Russe  >^) 
in  Deutschland  an  einem  Orte  verstirbt,  wo  eine  Eonsularbehörde 
seiner  Nation  nicht  Torhanden  ist,'^)  so  hat  die  zuständige  Lokal- 
behorde nach  Massgabe  der  Landesgesetze  zur  Anlegung  der  Siegel 
und  zur  Inyentarisirung  des  Nachlasses  zu  schreiten.'^)  Beglaubigte 
Abschriften  der  darüber  aufgenommenen  Verhandlungen  sind  nebst 
Todtenschein^^)  und  Pass  des  Yerstorbenen  binnen  kürzester  Frist 
der  dem  Nachlassorte  nächsten  Eonsularbehörde,  oder  durch  Ver- 
mittelung  des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  dem 
diplomatischen  Vertreter  der  Nation  des  Verstorbenen  zu  über- 
mitteln.'^) 


Rechtes,  wie  hinsichtlich  der  formellen  Zuständigkeit  statt.  Auch  ist  es  gleich, 
ob  es  sich  am  Behandlung  der  Erbschaft  auf  dem  Wege  der  freiwilligen,  bzw. 
nichfcstreitigen  Rechtspflege  handelt,  oder  ob  Anspruch«  oder  Einwendungen 
im  Prozessrechtswege  geltend  zu  machen  sind. 

Anderseits  ist  bezüglich  der  Ansprüche  auf  Theilung  des  beweglichen 
Nachlasses,  sowie  auf  das  Recbt  der  Erbfolge  in  solchen  das  Prinzip  der 
Personalstatuten  anerkannt  und  zwar  auch  wieder  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Zuständigkeit  und  das  Verfahren,  als  hinsichtlich  der  materiellen  Rechts- 
anwendung; eine  Ausnahme  hievon  wird  jedoch  für  den  Fall  gemacht,  wenn 
ein  Angehöriger  des  Landes,  in  welchem  der  Nachlass  eröffnet  ist,  auf  den 
Nachlass  Ansprüche  erhebt.  Für  letzten  Fall  wird  aber  vorausgesetzt,  dass 
der  Anspruch  vor  Ablauf  der  im  Art.  5  festgesetzten  Frist  geltend  gemacht 
worden  ist.  Dagegen  ist  die  Entscheidung  über  die  Ansprüche  von  Gläubigem 
bereits  im  Art.  7  ausschliesslich  den  Landesgerichten  zugewiesen. 

Dass  der  Konsul  in  den  im  Art  10  vorgesehenen  Fällen,  insbesondere 
auch  bezüglich  der  Erbfolge  in  die  Immobilien,  die  Erben  ohne  besondere 
Vollmacht  vertreten  kann,  folgt  aus  den  Art.  2,  6  u.  9.  Auch  ist  der  Konsul 
bezüglich  der  Immobilien  nicht  nur  zu  der  sofort  zu  treffenden  Massregel  der 
Inventarisirung,  sondern  zu  allen  im  Interesse  der  Erben  nöthigen  Sicherungs 
massregeln  und  zur  Verwaltung  befugt. 

«^  S.  oben  die  Noten  6  u.  7. 

»•)  Vgl.  oben  Note  9. 

»*)  Vgl.  oben  Note  8. 

^)  Todesanzeige  genügt  nicht;  bezüglich  des  bei  Vorlage  der  Sterbe 
Urkunden  einzuhaltenden  Verfahrens  sind  für  Bayern  die  Bekanntmachungen 
des  k.  b.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom  10.  Juni  1877,  die  Behandlung 
des  Nachlasses  von  in  Bayern  verstorbenen  Ausländem  betr.  (Ju8t.-M.-Bl.  S.  127) 
und  vom  12.  Januar  1878  gleichen  Betreffs  (Just-M.-Bl.  S.  18)  massgebend, 
wonach  das  Einzelngericht  sofort  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem  Sterbefall 
kostenfreien  standesamtlichen  Sterberegisterauszug,  dem  eine  mit  dem  Amts- 
siegel zu  versehende  Bestätigung,  dass  die  Urkunde  von  dem  hiezu  berechtigten 
Beamten  ausgestellt  wurde,  beizufügen  ist,  schleunigst  und  unmittelbar 
an  das  k.  Staatsministerium  der  Justiz  einzusenden  hat.    Näheres  hierüber 

8.  §  14. 

'^)  Selbstverständlich  sind  unabhängig  von  der  Vorlage  der  Sterbe- 
urkunde sofort  auch  die  im  Art.  11  bezeichneten  Massnahmen  bezüglich  der 
Sicherung  und  Inventarisation  des  Nachlasses  zu  treffen  und  das  Ergebniss 
nach  Vorschrift  dieses  Artikels  zur  Kenntnissnahme  der  Eonsularbehörde  oder 
des  diplomatischen  Vertreters  zu  bringen. 

25* 
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Die  zuständige  Lokalbehorde  hat  hinsichtlich  des  Nachlasses 
des  Verstorbenen  alle  durch  die  Landesgesetze  Torgeschriebenen 
Massregeln  zu  treffen, ^^)  und  der  Erlös  der  Erbschaft  ist  in  mög- 
lichst kurzer  Frist  nach  Ablauf  der  im  Artikel  5  bestimmten  Frist 
an  die  gedachten  diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten  aus- 
zuhändigen.^') 

SelbstTcrständlich  hat  die  in  der  Sache  etwa  eingeschrittene 
Lokalbehörde  Ton  dem  Augenblicke  an,  wo  die  Botschaft  der  Nation 
des  Verstorbenen  oder  die  nächste  Eonsularbehörde  einen  Vertreter 
an  Ort  und  Stelle  geschickt  haben  sollte,  sich  nach  den  in  den  vor- 
stehenden Artikeln  enthaltenen  Vorschriften  zu  richten. 

Artikel  12.  Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Konvention 
finden  in  gleicher  Weise  auf  den  Nachlass  eines  Angehörigen  eines 
der  beiden  Staaten  Anwendung,  der,  ausserhalb  des  Gebiets  des 
anderen  Staates  verstorben,  dort  bewegliches  oder  unbewegliches 
Vermögen  hinterlassen  haben  sollte. 

Artikel  IB.  Die  Heuerguthaben  und  Effekten,  welche  Schiffs- 
leuten oder  Passagieren  des  einen  der  beiden  Länder  gehören,  die 
in  dem  anderen  Lande  an  Bord  eines  Schiffes  oder  am  Lande  ver* 
sterben,  sind  dem  Konsul  ihrer  Nation  auszuhändigen. 

Artikel  14.  Die  gegenwärtige  Konvention  soll  bis  zum  Ablauf 
eines  Jahres  von  dem  Tage  an  gerechnet  in  Kraft  bleiben,  an  welchem 
einer  oder  der  andere  der  hohen  kontrahirenden  Theile  sie  gekündigt 
haben  wird. 


'')  Da  Abs.  2  des  Art.  11  bestimmt,  dass  die  zuständige  Lokalbehörde 
alle  durch  die  Landesgesetze  vorgeschriebenen  Massregeln  zu  treffen  habe, 
erscheint  das  Abwarten  einer  in  Abs.  3  dieses  Artikels  vorgesehenen  etwaigen 
Th&tigkeit  der  einschlägigen  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertretung 
nicht  angezeigt,  die  Lokalbehörde  hat  vielmehr  in  der  Behandlung  des  Nach- 
lasses nach  den  landesgesetzlicben  Vorschriften  vorzugehen  und  die  etwa 
veranlassten  Requisitionen  an  die  Heimatfasbehörde  des  Verstorbenen  oder  ein 
diesbezügliches  Konsulat  um  Vernehmung  der  Erben  (auf  diplomatischem  Wege) 
zu  erlassen. 

In  Russland  nimmt  überall,  wo  kein  Konsul  desjenigen  Staates,  dem 
der  Verstorbene  angehört,  vorhanden  ist,  die  Lokalbehörde  die  Sache  von  sich 
aus  in  Angriff,  thatsächlich  aber  nie,  wenn  sie  von  Niemanden  fz.  B.  nicht 
von  Erben,  welche  streitslos  im  Besitz  bleiben  oder  theilen,  Gläubigem, 
Konsuln  etc.)  in  Bewegung  gesetzt  wird. 

»*)  Vgl.  oben  Note  16. 

£me  Uebergabe  des  Nachlasses  vor  Ablauf  der  bezeichneten  Frist  an 
den  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter,  wie  diess  im  Art.  4  bezüg- 
lich der  am  Sterbeorte  oder  in  dessen  nächster  Nähe  residirenden  Konsular- 
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n.  Zwischen  dem  Dentsohen  Reiche  und  Rnssland  wurde 
ein  Eonsalarvertrag  Yom  8.  Dezember/26.  Noyember  1874'^)  ab- 
geschlossen, welcher  insbesondere  die  wechselseitigen  Rechte  nnd 
die  amtlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen  der  gegenseitigen 
Konsuln  regelt. 

Aus  diesem  Vertrage  sind  hier  hauptsächlich  die  Bestimmungen 
des  Art.  9  über  die  Notariatsbefugnisse  der  gegenseitigen  Konsular- 
beamten zu  erwähnen.  Hienach  sind  die  Q-eneralkonsuln,  Konsuln 
und  ihre  Kanzler,  ingleichen  die  Vizekonsuln  und  Konsularagenten 
beider  Länder  befugt,  als  Notare  und  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes 
aufzunehmen : 

1.  letztwillige  Verfügungen  ron  Angehörigen  ihres  Landes  und 
alle  anderen,  dieselben  betreffenden  Notariatsakte  einschliess- 
lich Verträge  jeder  Art,  jedoch  mit  dem  Abmaasse,  dass 
Verträge,  welche  die  Bestellung  einer  Hypothek  oder  ein 
anderes  Rechtsgeschäft  über  im  Lande  des  konsularischen 
Amtssitzes  gelegene  Grundstücke  zum  Gegenstande  haben, 
in  der  Form  und  nach  Massgabe  der  besonderen  Vorschriften, 
welche  die  Gesetze  des  Landes  yorschreiben,  abgefasst  sein 
müssen, 

2.  alle  Verträge,  welche  zwischen  einem  oder  mehreren  ihrer 
Nationalen  und  anderen,  dem  Lande  des  Amtssitzes  an- 
gehörenden Personen  abgeschlossen  werden,  und  sogar  solche 
Verträge,  welche  nur  zwischen  Angehörigen  dieses  letzteren 
Landes  abgeschlossen  werden,  Torausgesetzt,  dass  diese  Ver- 
träge sich  ausschliesslich  auf  Vermögensstücke  beziehen,  die 
im  Gebiete  der  Nation,  welcher  der  instrumentirende  Konsul 
oder  Agent  angehört,  belegen  sind,  oder  auf  Geschäfte, 
welche  dort  zu  yerhandeln  sind.  Ebenso  können  sie  jede 
Art  Yon  Verhandlungen  und  Dokumenten,  die  von  Behörden 
oder  Beamten  ihres  Landes  ausgegangen  sind,  übersetzen 
und  beglaubigen. 

Alle  erwähnten  Urkunden,  desgleichen  die  Abschriften^  Auszüge 
oder  Uebersetzungen  solcher  Urkunden  haben,    wenn   sie   durch   die 


behörden  vorgesehen  ist,  findet  im  Falle  des  Art.  11  nicht  statt,  ausser  wenn 
die  Ausnahme  des  Abs.  3  dieses  Artikels  gegeben  ist. 

Bei  Aushändigung  des  Erlöses  wird  stets  beglaubigte  Abschrift  des 
Versteigemngserlöses  beizufügen  sein. 

•*)  R.-G.-B1.  1875  S.  145  flf. 
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gedachten  Beamten  TorBchriftsmäBBig  beglaubigt  und  mit  dem  Amts- 
siegel  des  Konsulats  oder  Yizekonsnlats  yersehen  sind,  in  jedem-  der 
beiden  Länder  dieselbe  Kraft  und  Gftltigkeit,  als  wenn  sie  Ton 
einem  Notar  oder  anderen  öffentlichen  oder  ministeriellen  in  dem 
einen  oder  dem  anderen  der  beiden  Staaten  zuständigen  Beamten 
aufgenommen  wären,  vorausgesetzt,  dass  bezüglich  des  Stempels, 
der  Registrirung  oder  jeder  anderen  Taxe  oder  Auflage  die  Be- 
stimmungen des  Landes,  in  welchem  der  Akt  zur  Ausführung  kommen 
soll,  erfüllt  sind.8S) 

IIL  Ueber  Erwerb  yon  Erbschaften  und  über  das  Ver- 
fahren bei  Erbtheilungen  gelten  in  Russland^^)  im  Allgemeinen 
folgende  Ghrundsätze  (s.  Lehr  p.  428  ff.;  Leuthold  a.  a«  O.  8.  85  ff.): 


^)  Vgl.  hiezu  das  deutsche  Reichsgesetz  vom  1.  Mai  1878  Ober  Be- 
glaubigung von  öffentlichen  Urkunden  (R.-G.-B1.  1878  S.  89),  §  2. 

'^  Als  Rechtsquellen  im  Bereiche  des  Zivilrechtes  in  Russland 
kommen  in  Betracht: 

1.  Der  10.  Band  des  Swod  (man  unterscheidet:  a)  Swod,  zerfallend  in 
Bände,  der  Band  in  Theile,  enthaltend  die  systematischen  und 
organischen  Gesetze;  b)  Polnqje  sobranije  saoconoio,  vollständige 
Sammlung  der  Gesetze  des  russischen  Reiches,  d.  i.  die  chronologische 
Ausgabe,  welche  dem  Reichsgesetzblatt  in  Deutschland  entspricht), 
welcher  das  mit  wenigen  Ausnahmen  im  ganzen  Kaiserreiche  an- 
wendbare  Zivilgesetzbuch,  also  das  gemeine  russische,  haupt- 
sächlich auf  slavischen  Rechtsregeln  beruhende  Privatrecht  enthält. 

Neben  diesem  existirt  noch  eine  getrennte  Gesetzgebung  fttr: 

2.  Polen,   woselbst   der   Code  Napoleon  rezipirt  ist,   mit  gewissen 

Sartiellen  Modifikationen,  insbesondere  des  Hypothekenrechts  durch 
ie  Gesetze  vom  26.  April  1818  und'  6.  August  1825,  und  des 
Familienrechts  durch  die  Gesetze  vom  28.  Juni  1825  und  24.  Juni 
1836  (durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1875  wurde  die  russische 
Zivilprozessordnung  von  1864  in  Polen  eingeführt). 

3.  Das  Daltische  Recht,  deutschen  Ursprungs,  beruht  theils  auf  dem 
gemeinen  Rechte,  theils  auf  partikularen  Rechtsquellen  —  liv- 
ländisches  Landrecht,  estländisones  Landrecht^  kurländisches  Luid- 
recht,  piltensches  Landrecht,  livländisches  Stadtrecht,  estländisches 
Stadti'echt,  kurländische  Stadtrechte  (Mitau,  Bauske,  Friedrichstadt), 
Stadtrecht  von  Narva,  Privatrecht  der  Bauern  — ,  theils  auch  auf 
Gewohnheitsrecht,  kOnigl.  schwedischen  Privilegien  und  Resolutionen 
und  russischen  Gesetzen.  Dasselbe  ist  mit  Ausnahme  des  Bauer- 
rechtes, das  separat  kodifizirt  ist,  unter  Kaiser  Alexander  IL  zu- 
sammengestellt und  1864  als  liv-,  est-  und  kurländisches  Privatrecht 
veröffentlicht  worden. 

4.  Im  Grossherzogthum  Finland  gilt  noch  die  alte  schwedische 
Gesetzgebung  mit  den  unter  Kaiser  Alexander  II.  durch  die  Gesetze 
aus  den  Jahren  1863/64,  1867  und  1872,  betreffend  die  Ehekontrakte, 
das  Hypothekenwesen,  Erbschaftsentsagung,  Vormundschaft,  Eigen- 
thumserwerb  an  Immobilien  u.  a.  hinzugetretenen  Modifikationen. 

5.  Gewisse  ehemals  polnische  Provinzen  (insbes.  die  Gouvernements 
Tschernigowund  Poltawa)^  femer  die  transkaukasischen  Länder. 
Bessarabien   und  die  Nomadenvölker  haben  sich  in  bestimmten  Be- 
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Nach  gemeinem  Rechte  (Swod  Bd.  X  Thl.  1  Art.  1254  ff.) 
haben  iwar  die  Erben  Ton  der  Eröffinnng  der  Erbschaft  an  Recht 
anf  diese;  zur  Besitzergreifung  nnd  um  über  die  Naohlassgfiter  yer- 
fügen  zu  können,  bedarf  es  jedoch  einer  gerichtlichen  Bestätigung. 
Jedem  Erben  steht  frei,  die  Erbschaft  anzunehmen  oder  auszuschlagen, 
er  kann  jedoch  in  der  Regel  seine  Rechte  nicht  auf  einen  Anderen 
übertragen  oder  abtreten.  Ausnahmen  in  letzterer  Beziehung  sind 
nur  in  den  Gouvernements  Ton  Tschemigow  und  Poltawa  gestattet. 

In  den  baltischen  Proyinzen  gehört  zum  Erbschaftserwerb 
die  wirkliche  Annahme  oder  die  Erklärung,  annehmen  zu  woUen. 
Die  Besitzergreifung  von  der  Erbschaft  ohne  ausdrückliche  Erklärung 
über  Annahme  oder  Ausschlagung  gilt  als  Annahme,  Nichterklärung 
innerhalb  der  Torgeschriebenen  Frist  als  Ausschlagung.  Die  Erklärung 
über  Antretung  der  Erbschaft  sowohl,  wie  über  Renunziation  muss 
vor  dem  für  die  Nachlassache  zuständigen  Richter  geschehen.'^ 

Nach  dem  in  Polen  geltenden  Code  NapoUan  geht  die  Erb- 
schaft auf  die  legitimen  Erben  ipso  jure  über;  die  Erlangung  der- 
selben ist  an  keine  ausdrückliche  Annahme  geknüpft.  Die  Aus- 
schlagung hat  hier  den  Sinn,  dass  der  Erbe  gewissermassen  von  der 
bereits  erworbenen  Erbschaft  sich  wieder  lossagt. 

Die  Erbtheilung  ist  nach  gemeinem  russischem  Gesetze 
eine  gütliche  oder  eine  gerichtliche.  Die  gütliche  (aussergerichtliche) 
Theilung  findet  nicht  statt,  wenn  einer  der  Miterben  zahlungsunfähig 
ist.  Anderseits  verbietet  das  Gesetz  die  gütliche  Theilung  nicht 
schon  aus  dem  Grunde  der  Betheiligung  von  Minderjährigen,  diese 
werden  durch  ihre  Vormünder  unter  Aufsicht  der  Adelsyormundschaft 
oder  der  Yormundsohaftsbehörde  vertreten;  nur  ist  eine  Bestätigung 


Ziehungen  ihre  lokalen,  mehr  oder  weniger  gesammelten  Gewöhn- 
heiten  bewahrt. 

Vgl.  hiezu  Lehr  a.  a.  0.  p.  1  ff.;  Neubauer,  die  fremdländischen 
geltenden  Zivilgesetzbücher  etc.,  in  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft von  Bernh5ft  und  Gohn,  Bd.  III  (1881)  S.  285  ff.  S.  auch 
Bunge^  das  kurländische  Privatrecht,  1851  §§  3  ff.;  Bunge,  das  liv-  und 
estländische  Privatrecht,  I,  2.  Aufl.,  Revai  1847,  §  3;  Nielsen,  Darstellung 
des  Erbfolgerechts  in  Livland,  Einleitung  §§  1  ff.;  Leuthold,  russische 
Rechtskunde,  §  1;  Goldschmidt,  Handelsrecht,  Bd.  I  S.  259.  Die  Bearbeitung 
neuer,  fOi*  ganz  Russland  geltender  Gesetze,  beü*.  das  Obligationenrecht,  die 
testamentarische  Erbfolge,  das  Hypotheken-  und  das  Yormnndschaftsrecht,  ist 
in  Angriff  genommen,  eine  Promulgimng  derselben  ist  jedoch  bisher  nicht 
erfolgt. 

'^  Liv-,  est-  und  kurländisches  Privatrecht  Art.  2622  ff.  S.  auch  Bunge, 
liv-  und  estlftndisches  Privatrecht,  §  406  ff;  Derselbe,  das  kurl&ndische 
Privatrecht,  §§  284  ff.;  Nielsen,  livländisches  Erbfolgerecht,  §§  429  ff. 
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der  Theilung,  sei  es  durch  die  Ziyilkammer,  sei-  es,  wie  im  Bereiche 
der  ProzesBordnuDg  yon  1864,  durch  das  Bezirksgericht^^  nothwendig. 

Zur  Yomahme  der  gerichtlichen  Erbtheilung  ist  im  Geltungs- 
gebiet der  ProzesBordnung  yon  1864,  wenn  die  Erbmasse  den  Be- 
trag yon  500  Rubel  übersteigt,  das  Bezirksgericht,  andernfalls  der 
Friedensrichter  zuständig.  Die  Theilung  selbst  wird  yon  einem  Ge- 
richtskommissär oder  einem  yon  diesem  kommittirten  Notar  geleitet. 

Bei  Immobilien  müssen  die  Theilungsakte  in  die  Grund- 
register eingetragen  werden. 

Erbschaftsklagen,  Streitigkeiten  der  Erben,  sowohl  unter- 
einander, als  auch  über  die  Echtheit  und  Gültigkeit  der  Testamente, 
desgleichen  Erbtheilungsklagen  werden  bei  dem  Gerichte  angebracht, 
in  dessen  Gerichtsbarkeit  die  Erbschaft  eröffnet  worden.  Bei  dem- 
selben Gerichte  werden  Klagen  gegen  die  Person  des  Erblassers 
erhoben, .  wenn  keine  anerkannten  oder  in  den  Besitz  getretenen 
Erben  zur  Stelle  sind.'^) 

Nach  der  Gesetzgebung  in  den  baltischen  Proyinzen  kann 
die  Erbtheilung  gleichfalls  aussergerichtlich  (gütlich)  oder  gerichtlich 
geschehen.  Erstere  braucht  nicht  nothwendig  schriftlich  abgefasst 
zu  werden;  bei  Immobilien  jedoch  ist  Beurkundung  behufs  Eintrags 
des  Erbüberganges  in  die  Grundbücher  erforderlich.  In  Kurland 
ist  auch  letztere  Formalität  nicht  nöthig,  so  dass  dort  auch  bei 
Inunobilien  eine  blos  yerbale  Theilung  genügt.  Gerichtliche  Theilung 
tritt  nach  baltischem  Rechte  ein,  wenn  die  Interessen  yon  Minder- 
jährigen oder  Entmündigten  in  Frage  kommen  oder  wenn  die  Erben 
gütlich  sich  nicht  einigen  können. 

In  den  Gouyemements  yon  Tschernigow  und  Poltawa  giebt 
es  zwei  Arten  der  Theilung,  eine  definitiye  und  eine  proyisorische ; 
erstere  kann  sowohl  gütlich  als  gerichtlich  geschehen.^^) 


^)  Yerzeiclmiss  der  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  und  sonstiger  Gerichte 
in  Rassland  s.  Zentralblatt  fflr  das  Deutsche  Reich  1883  S.  134  ff.  and  1884 
S.  56;  Bayer.  Jast.-M.-Bl.  1883  S.  247  ff.  und  1884  S.  44.  Vgl.  auch  Dabois, 
les  jurisaictions  inferieures  en  Rtfssie  d'aprds  le  code  de  1864  et  les  lois 
des  9,  et  12.  Jaulet  1889,  in  Revue  de  dr&U  international  etc,  Tom.  XXV 
(1893)  p.  481  8.8.  und  Eapnitz,  Code  d* Organisation  judicaire  de  V Empire 
de  BtASsie  de  1864  (Edition  de  1883  avec  te  suppUment  de  1890),  trad.  et 
annoi4,  Paris  1893. 

^)  Art  215  der  Zivilprozeasordnung  vom  20.  November  1864.  An- 
fechtungen geschehener  £rbuieilungen  werden  bei  dem  Gerichte  des  Ortes, 
wo  die  Theilung  vorgenommen  wurde,  angebracht,  Art.  216  1.  c.  —  Der  ordent- 
liche persönliche  Gerichtsstand  ist  der  des  (bleibenden)  Wohnsitzes;  Art.  203  I.  c. 

*^)  Lehr  p.  476  ff.;  Liv-,  esir  und  kurländisches  Privatrecht  Art.  2695  ff.. 
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In  Polen  gelten  im  Allgemeinen  die  Grandsätze  des  franzoBi- 

>^chen  Reohts. 

lY.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

A.  Im  Reiche  nach  gemeinem  Recht  (ßwod  Bd.  X  Tbl.  1 
Art.  1127  ff.)>i) 

1.  Die  Söhne  ^*)  des  Verstorbenen  und  jure  repräsent  deren 
Deszendenten;  neben  Söhnen  erhalten  Töchter  nur  ein 
Viertel  des  unbeweglichen,  ein  Achtel  des  beweglichen 
Nachlasses,  aber  nie  mehr  «als  jeder  Sohn ; 

2.  die  Töchter  des  Verstorbenen  bzw.  deren  Deszendenten; 

3.  die  leiblichen  Brüdet  bzw.  deren  Deszendenten ;  sie  schliessen 
die  Schwestern  ganz  aus; 

4.  die  leiblichen  Schwestern  bzw.  deren  Deszendenten; 

5.  die  Halbbrüder  yon  yäterlicher  oder  mütterlicher  Seite  bzw. 
deren  Deszendenten; 

6.  die  Halbschwestern  von  yäterlicher  oder  mütterlicher  Seite 
bzw.  deren  Deszendenten; 

7.  die  übrigen  Seitenyerwandten  bzw.  deren  Deszendenten. 
Die   Eltern    haben   kein  Erbrecht   im    eigentlichen  Sinne   an 

dem  Nachlasse  ihrer  Kinder.  An  dem  yon  ihren  Kindern  erworbenen 
Vermögen  steht  ihnen,  selbst  wenn  die  Kinder  keine  Deszendenz 
hinterliessen,  nur  die  Nutzniessung  zu;  diejenigen  Nachlassgüter, 
welche  yon  den  Eltern  selbst  herrühren,  nehmen  diese  kraft  Rück- 
fallrechtes in  Anspruch. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat,  gleichyiel  mit  welcher  Klasse 
der  Erben  er  konkurrirt,  Anspruch  auf  einen  gewissen  Theil:  ein 
Siebentel  des  unbeweglichen,  ein  Viertel  des  beweglichen  Nachlasses. 

Erblose  Verlassenschaften  fallen  dem  Fiskus  oder  gewissen 
Korporationen,  welchen  der  Verstorbene  angehörte,  anheim. 

B.  In  den  Gouyemements  yon  Tschernigow  und  Poltawa 
gelten  folgende  Ausnahmsbestimmungen  {Swod  1.  c.  Art.  1133,  1139, 
1143,  1167): 

a)  Je  nachdem  es  sich  um  den  Nachlass  des  Vaters  oder  der 


2707  ff.,  2736;  Bunge,  das  liv-  und  estl&ndiBche  Privatrecht,  ü  §§414,437; 
Derselbe,  das  kurländische  Privatrecht,  §  287;  Nielsen  §  501. 

^')  Lehr  p.  407  ff.,  413  ff.;  s.  auch  Bunge,  liv-  und  estländisches 
Privatrecht,  II  §§  269  ff.,  279,  283  ff.,  290  ff.,  369  ff.,  418  ff.;  Derselbe, 
kurländischea  Privatrecht,  §§  240  ff. 

*')  Nach  russischem  Gesetze  nehmen  die  männlichen  Erben  eine 
bevorzugte  Stellung  ein. 
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Mutter  handelt,  ist  die  gesetzliohe  Erbfolge  in  nachstehender  Weise 
geregelt : 

Zur  Täterlichen  Erbschaft   sind   folgende  Klassen   berufen: 

1.  die  legitimen  Söhne  oder  deren  Desxendenten ;  in  Konkurrenz 
mit  diesen  haben  die  Töchter  nur  Anspruch  auf  eine  Mitgift; 

2.  die  Töchter  und  deren  Deszendenten; 

3.  die  Brüder  des  Verstorbenen  und  deren  Deszendenten; 

4.  die  Schwestern  und  deren  Deszendenten. 

Bei  der  mütterliohen  Erbfolge  ist  die  Beihenfolge: 
1.  Söhne  und  Töchter   bzw.  kraft  Repräsentationsrechts   deren 
Deszendenten,  zu  gleichen  Theilen; 

5.  mangels  solcher  theilen  sich  alle  leiblichen  Brflder  und 
Schwestern  gleichheitlich  in  die  Erbschaft. 

b)  Die  Gfiter,  welche  der  Erblasser  Ton  den  Eltern  erhalten 
hatte,  fallen  an  diese  zurück,  wenn  er  ohne  Nachkommen  und  ohne 
testamentarische  Verfügung  gestorben  ist;  ebenso  nehmen  die  Eltern 
auf  Grund  des  Heimfallrechts  von  der  Mitgift  ihrer  ohne  Hinterlassung 
Ton  Kindern  Terstorbenen  Töchter  Besitz. 

Das  Ton  den  Kindern  erworbene  Nachlassvermögen  fallt, 
wenn  sie  keine  Erben  direkter  Linie,  toII-  oder  halbbürtige  Ge- 
schwister  und  auch  diese  keine  Deszendenz  haben,   den  Eltern  zu. 

o)  Dem  überlebenden  Ehegatten  steht  nur  ein  Anspruch  auf 
die  Errungenschaft  zu  und  zwar  in  Konkurrenz  mit  Kindern  oder 
deren  Nachkommen  zu  einem  Drittheil  und  in  Ermangelung  ron 
Kindern  auf  das  Ganze.  Ausserdem  hat  die  Wittwe  unter  gewissen 
Bedingungen  einen  Anspruch  auf  einen  Theil  der  Erbsehaft  zur 
Nutzniessung. 

0.  In  Polen  erben  nach  den  Grundsätzen  des  französischen 
Rechts : 

1.  in  erster  Klasse  die  Deszendenten; 

2.  in  zweiter  Klasse:  a)  die  Geschwister,  ToUbürtige  und  halb- 
bürtige, und  deren  Deszendenten,    b)  die  leiblichen  Eltern; 

8.  in  dritter  Klasse,  wenn  keine  Geschwister  bzw.  Deszendenten 
▼on  solchen  yorhanden  und  auch  beide  Eltern  nicht  mehr 
am  Leben  sind,  die  weiteren  Aszendenten; 

4.  in  yierter  Klasse  die  weiteren  Seitenyerwandten,  welche 
nicht  in  zweiter  Klasse  sukzediren. 

Dem  überlebenden  Ehegatten  gestattet  das  Gesetz  yom 
23.  Juni   1825,    entgegen    den    beschränkenden    Bestimmungen    des 
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fransoBischen  Rechts,  mit  den  Erben  der  yersohiedenen  Klassen  zu 
konknrriren  und  sichert  ihm  einen  um  so  grosseren  Theil,  sei  es 
sur  Nutzniessung  oder  zum  Eigenthnm,  je  entfernter  der  Verwandt- 
schaftsgrad der  Erben  ist>^) 

D.  Das  baltische  Gesetz  (Liy-  und  estländisches  PriYatrecht 
Art.  1879  ff.)  kennt  vier  Klassen  Ton  Erben: 

1.  Deszendenten; 

2.  Aszendenten,   vollbürtige  Geschwister  und   die  Kinder  yor- 
yerstorbener  yollbürtiger  Geschwister; 

3.  Halbgeschwister   und    Kinder    yoryerstorbener    halbbürtiger 
Geschwister; 

4.  alle   übrigen  Blutsyerwandten  nach    der  Nähe   des  Grades. 

Im  Prinzip  gemessen  die  weiblichen  Verwandten  dieselben  Erb- 
rechte wie  die  männlichen  Erben,  mit  denen  sie  konknrriren.  In 
allen  Fällen  haben  nach  den  yersohiedenen  Landrechten  der  baltischen 
Provinzen  die  dem  Adel  angehörigen  männlichen  Erben  das  Privi- 
legium, gegen  Anrechnung  und  unter  gewissen  aus  dem  Prinzipe 
der  Gleichberechtigung  der  Geschlechter  abgeleiteten  Beschränkungen 
die  Immobilien  in  natura  zu  übernehmen  (Art.  1890  1.  c). 

Uneheliche  Linder  beerben  nur  die  Mutter  und  deren  Ver- 
wandte und  werden  nur  von  diesen  beerbt  (Art.  1872  1.  c). 

Die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  haben  in 
der  Regel  gleiches  Erbrecht  mit  den  ehelichen;  die  Adoptivkinder 
sind  letzteren  nur  theil weise  gleichgestellt  (Art.  1873  ff.  1.  c). 

Der  überlebende  Ehegatte  konkurrirt  mit  den  verschiedenen 
Klassen  der  Erben;  mangels  solcher  erhält  er  die  ganze  Erbschafts- 
masse. Die  beerbte  Wittwe  bleibt  in  der  Nutzniessung  des  gesammtbn 
Nachlasses  (Art.  1709  ff.  1.  c.).^) 

E.  In  Finland  kommt  das  Erbrecht  einem  Ausländer  nur 
in  dem  Falle  zu,  wenn  in  dem  Staat,  dem  er  angehört,  das  gleiche 
Recht  den  Finländem  eingeräumt  ist;  sonst  erbt  er  in  Finland  nur 
als  Deszendent  in  gerader  Linie  vom  Erblasser  und  gegen  die  durch 
Kaution  gesicherte  Verpflichtung,  binnen  einem  Jahre  seinen  Wohn- 
sitz in  Finland  zu  nehmen.  Das  Erbrecht  der  Ausländer  kann 
übrigens  durch  internationale  Verträge  geregelt  sein.  (Gesetz  vom 
19.  Dezember  1767.)") 


"i 


Näheres  hierüber  s.  Lehr  p.  428;  Leuthold  a.  a.  0.  S.  104. 
Leuthold  a.a.  0.  S.  109. 
*^)  Im  Verhältoiss  zu   Russlani}  ist  bezüglich   des  Erbrechts  statuirt, 
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y.   Testamente. 

Nach  ruBsiBohem  Recht  können  Testamente  zu  Hause  oder 
vor  dem  Notare  errichtet  werden.  Ein  Haustestament  wird 
Yom  Erblasser  in  seiner  Behausung  errichtet  Wd  erst  nach  seinem 
Tode  behufs  Feststellung  der  Echtheit  und  Gesetzmässigkeit  dem 
Bezirksgerichte  eingereicht.  Mündliche  und  blos  dem  Gedächtniss 
anvertraute  letztwillige  Verfügungen  sind  gänzlich  wirkungslos. 

Haustestamente  können  vom  Testator  oder  einem  Dritten 
in  seinem  Auftrage  geschrieben,  müssen  aber  jedenfalls  von  ersterem 
selbst  mit  seinem  vollen  Vor-,  Yaters-  und  Familiennamen  unter- 
schrieben werden.  Ein  nicht  vom  Testator  selbst  geschriebenes 
Testament  muss  unter  seiner  Unterschrift  vom  Schreiber  und  ausser- 
dem noch  von  drei  Zeugen  oder  wenigstens  von  zwei  Zeugen,  wenn 
darunter  der  Beichtvater  des  Testators  sich  befindet^  vollzogen  sein. 
Haustestamente  können  vom  Testator  selbst  aufbewahrt  oder  einem 
Notare  oder  Dritten,  z.  ß.  einer  Stiftungsverwaltung,  zur  Aufbewahrung 
übergeben  werden.  Für  Notariatstestamente  sind  zunächst  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  Errichtung  von  Notariatsurkunden  mass* 
gebend,  weiter  ist  die  Zuziehung  von  drei  Zeugen  noth wendig. 

Alle  Arten  von  Testamenten  müssen  nach  erfolgtem  Ableben 
des  Testators  binnen  Jahresfrist,  seitens  ausserhalb  Russlands  Lebender 
binnen  zwei  Jahren,  dem  Bezirksgerichte  (des  Orts,  wo  der  Nachlass 
liegt  oder  der  Testator  zuletzt  wohnte)  zur  Prüfung  der  Rechts- 
beständigkeit  vorgelegt  werden.  Später  eingereichte  werden  wir- 
kungslos, nur  wenn  der  Berechtigte  nachweisen  kann,  dass  ihm  das 
Vorhandensein  des  Testaments  unbekannt  oder  aus  sonstigem  Grunde 
die  Einhaltung  der  Frist  unmöglich  war,  läuft  ihm  noch  die  all- 
gemeine Verjährungsfrist. 

Jenseits  der  Reichsgrenzen  aufhältliche  russische  Unterthanen 
können  schriftliche  Haustestamente  nach  den  Gesetzen  des  Auf- 
enthaltsstaates  errichten.  Das  Testament  ist  seiner  Zeit  an  das  zu- 
ständige  russische    Gericht   zur  Prüfung   mit   einem   Zeugnisse   der 


dass  mit  der  Erbschaft  nach  russischem  Gesetze  verfahren  werden  soll,  wenn 
ein  in  Finland  sich  aufhaltender  Russe  dort  bewegliches  Eigenthum  hinter- 
lässt,  und  nach  finischem  Gesetze  bezüglich  solchen  beweglichen  Eigenthums, 
welches  von  einem  Finländer  in  Russland  hinterlassen  wird;  die  Behörden  in 
beiden  Ländern  sind  verpflichtet,  für  die  Aufzeichnung  und  Bewahrung  des 
Nachlasses  Sorge  zu  tragen,  bis  die  Erbschaftstheilnng  stattfinden  kann 
(Verordnung  vom  6.  November  1843).  Was  Grundstücke  betrifft,  gilt  das 
forum  r^  sitae;  Mechelin  a.  a.  0.  S.  260  f. 
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rassisohen  OesandtBohaft  oder  Konsularbehorde,  dass  die  Formen  des 
Attfenthaltastaates  erfüllt  sind,  einzureichen.  Mündliche  Prlyat- 
testamente  aaswärts  aufhältlicher  Rassen  sind  schlechterdings  un- 
giltig.  Testamente  mit  der  Geltang  notarieller  Testamente  können 
Rassen  im  Aaslande  vor  der  betreffenden  rassischen  Vertretang  er- 
richten.*^) 

In  den  OstseeproTinien  sind  die  Testamente  entweder 
öffentliche  oder  Prirattestamente.  In  den  livländischen  Städten  sind 
jedoch  Priyattestamente,  aasser  in  Fällen  der  Noth  and  Gefahr,  ganz 
nnzulässig.  Im  übrigen  können,  regelmässig  Tor  zwei  Zeugen  (in 
Pilten  drei,  in  Royal  sieben)  zu  errichtende  Privattestamente  auch 
mündlich  errichtet  werden.*^) 

Für  Polen  ist  die  Testamentserrichtang  des  Code  NapoUan 
massgebend. 

VI.   Erbschaftssteuer. 

lieber  die  Erhebung  von  Erbschaftsgebühren  yon  den  Nach- 
lässen in  Russland  verstorbener  Ausländer  verordnet  das  in 
der  Gesetzsammlung  Nr.  36  vom  18.  April  1888  veröffentlichte,  vom 
Kaiser  bestätigte  Reichsrathsgutachten  Nachstehendes: 

Dem  Art.  20  des  Zusatzes  I  zu  Art.  363  (Anm.  2)  des  Steuer- 
reglements (ßw.  Sax*  Bd.  y,  Fortsetzung  vom  Jahre  1886)  ist  fol- 
gender Wortlaut  zu  geben: 

yYon  Ausländem  in  Russland  gehörigem  unbeweglichen  oder 
beweglichen  Vermögen,  welches  als  Erbschaft  an  russische  Unter- 
thanen  oder  Ausländer  übergeht,  wird  die  Erbschaftssteuer  auf  den- 
selben Grundlagen  erhoben,  wie  von  dem  Nachlass  im  Reiche  ver- 
storbener russiseher  Unterthanen.  Hierbei  wird,  falls  gemäss  den 
bestehenden  Konventionen  das  nachgelassene  bewegliche  Vermögen 
der  Ausfolgung  an  den  diplomatischen  oder  Konsularagenten  des 
Staates,  in  dessen  Unterthanenschaft  sich  der  Verstorbene  befand, 
unterliegt,  die  Steuer  von  dem  betreffenden  Nachlasse  bei  dieser 
Uebergabe  erhoben.^  (Zeitschrift  für  intern.  Privatrecht  etc.  Bd.  I 
S.  108;  Note  des  Auswärtigen  Amtes  in  Berlin  vom  5.  Juni  1889.)^^) 


*^)  Näheres  s.  Leuthold  a.  a.  0.  S.  88  ff.    Erbverträge  sind  ungttltig. 

*^  Leuthold  a.  a.  0.  S.  111. 

^^)  Die  Folge  dessen,  dass  Eussland  von  der  beweglichen  Hinterlassen- 
schaft in  Russland  verstorbener  Auslftnder  Erbschaftssteuern  erhebt^  gleichviel 
ob  der  Nachlass  in  Russland  verbleibt  oder  ins  Ausland  geht,  ist,  dass  gemäss 
§10  des  Preussischen  Erbschaftssteuergesetzes  nunmehr,  nach  dem  Grund- 
satze der  Reziprozität,   auch  in  Preussen  von  der  beweglichen  Hinterlassen 
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DasB  die  deatsoh-rassiBolie  HinterlassenschaftskoiiTention  nicht 
bezüglich  der  Frage  der  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  Ton  dem 
Nachlasse  eines  in  Russland  verstorbenen  Deutschen  in  Anwendung 
zu  bringen  ist,  der  staatliche  Anspruch  auf  Erbschaftssteuer  ins- 
besondere nicht  zu  den  im  Art.  10  der  Konvention  erwähnton  An- 
sprüche auf  den  Naohlass  zu  rechnen  ist,  wurde  näher  erörtert  in 
einem  Urtheil  des  Hans,  Oberlandesgerichts  vom  27.  Oktober  1890 
(Hans.  Gerichts-Zeitung,  Beiblatt  1891  Nr.  30,  Zeitschrift  für  inter- 
nationales Privatreoht  etc.  Bd.  I  S.  693.) 

YII.    Vormundschaft. 

Yater  und  Mutter  sind  in  der  Regel  die  gesetzlichen  Vor- 
münder ihrer  Kinder.  Wenn  sie  die  Vormundschaft  nicht  über- 
nehmen können,  sind  Vormünder  zu  bestellen. 

Das  russische  Gesetz  gestattet  dem  Minderjährigen  nach  Voll- 
endung des  17.  Lebensjahres  die  Selbstverwaltung  seiner  Güter, 
doch  kann  er  ohne  Genehmigung  des  Vormundes  weder  Schulden 
eingehen,  noch  sich  durch  Unterschriften  verpflichten,  noch  über 
Kapitalien  verfügen.  Persönliche  Engagements  kann  er  nur  mit 
Genehmigung  des  Vormundes  pingehen.^^} 

Die  Volljährigkeit  beginnt  im  ganzen  Umfang  des  russischen 
Reichs  mit  dem  zurückgelegten  21.  Lebensjahre. 

Vormundschaft  über  Volljährige  findet  nach  russischem 
Gesetze  statt:  bei  Geistesschwachen,  Wahnsinnigen,  Taubstummen, 
Stummen  und  unter  gewissen  Voraussetzungen  über  Abwesende.  Das 
baltische  Gesetz  kennt  hier  eigentliche  Vormünder  nicht,  sondern 
ordnet  die  Bestellung  von  Kuratoren  für  Geisteskranke  oder  Wahn- 
sinnige, Frauen  und  Abwesende  an.  Das  polnische  Gesetz  hat 
das  französische  System  beibehalten;  es  ordnet  die  Interdiktion  oder 
Stellung  unter  Vormundschaft  an,  wenn  Grossjährige  oder  emanzipirte 
Minderjährige  sich  im  Zustande  bleibender  Geistesschwäche  befinden, 
in  Wahnsinn  verfallen  sind  und  über  Verschwender.^^ 

Nach  russischem  Gesetze  haben  die  russischen  Behörden  nicht 
das  Recht,  eine  Vormundschaft  über  russische  Minderjährige  einzu- 
setzen, welche  weder  in  Russland  domiziliren,  noch  in  Russland 
Vermögen  besitzen. 


Schaft  dort  verstorbener  Russen  die  Erbschaftssteuer,  erhoben  wird,  sobald  die 
Erbschaft  nach  Russland  ausgefolgt  werden  soll. 

*»)  Stood  X  1,  Zivilgesetzb.  Art.  220;  Lehr  p.  109  flF. 
')  Lehr  p.  145  ff. 


60> 
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Es  ist  jedoch  durch  das  raBsische  Gesets  (^Swod  X  1,  Ziyil- 
geseiabuch  §§  249  u.  297,  Ergänzung  Tom  Jahre  1863)  bestimmt, 
dass  die  russiBchen  Konsuln  im  Auslände  die  Tormundschaft- 
liche  Aufsicht  innerhalb  der  Yom  russischen  Gesetze  vorgezeichneten 
Grenzen  über  russische  Minderjährige  haben,  deren  Eltern  in  ihrem 
Rayon  verstorben  sind,  daher  diese  Konsuln  Vormünder  de  jure  sind 
und  alle  vormundschaftlichen  Handlungen  vornehmen  müssen,  welche 
von  den  ausländischen  zuständigen  Behörden  gefordert  werden  können 
ißwod  XI,  Beil.  zu  §  2025;  Reglement  für  die  russischen  Konsuln, 
§§  2  u,  77).") 

YUL  Notariat. 

Das  Notariatswesen  ist  geregelt  durch  die  in  nebensächlichen 
Punkten  mehrfach  abgeänderte  und  ergänzte  Notariatsordnung  vom 
14.  Oktober  1866  {Swod  XY  2). 

Wo  keine  Notare  aufgestellt,  sind  die  Friedensrichter  zugleich 
Notare  (§  2). 

Angestellt  werden  die  Notare  durch  den  Oberpräsidenten  des 
Appellhofea  auf  Yorstellung  durch  den  Präsidenten  desjenigen  Bezirks- 
gerichts, in  desBon  Bezirk  sie  ihren  Wirkungskreis  haben  sollen 
(§  16  u.  21). 

Die  Notare  gelten  als  Staatsbeamte  (§  17).  Sie  sind  kom- 
petent (§  65): 

1.  Zur  Aufnahme  von  Urkunden  über  private  Rechtsgeschäfte 
—  daher  nach  §  81  ausdrücklich  ausgenommen:  Zivilstands- 
urkunden,  Diensturkunden  (d.  h.  Staats-  und  Kommunaldienst 
betr.),  Vermessungsurkunden  — ; 

2.  zur  Ertheilung  von  Auszügen  aus  öffentlichen  Urkunden- 
und  Protokollbüchern  und  Abschriften  von  denselben; 

3«  zu  Beglaubigungen  aller  Art  und  zur  Aufnahme  von  Protesten 
(Wechsel); 

4.  Zur  Annahme  behufs  Aufbewahrung  von  Urkunden  (auch 
Testamenten)  seitens  Privater. 

5.  Zum  Entwerfen  von  Erbtheilungsplänen. 

Die  Beweiskraft  der  notariellen  Akte  ist  in  der  Zivilprozess- 
ordnung (§  457  ff.)  geregelt. 


'*)  Nach  Art.  3  des  deutsch-russischen  Handels-  und  Schiffabrtsvertrags 
vom  10.  Februar/29.  Januar  1894  (s.  oben  im  Text  Nr.  X)  sind  die  Angehörigen 
jedes  der  vertragschliessenden  Theile  von  der  Verpflichtung  zur  Uebemahme 
von  Vormundschaften  nicht  ausgeschlossen. 
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Die  Notare  amtiren  unter  beständiger  Aufsicht  der  Bezirks- 
gerichte (Notariatsordnnng  §  20,  57),  bei  dem  auch  Klagen  gegen 
sie  auf  Schadensersatz  anzubringen  sind  (§  64), 

Unfreiwillig  entlassen  können  sie  werden  (§  16  u.  59^  nach 
der  Fortsetzung  vom  Jahre  1887): 

1.  Durch  Gerichtsurtheil ; 

2.  für  Untauglichkeit,  Nachlässigkeit  im  Dienst  n.  dgl.,  also 
disziplinarisoh,  durch  den  Oberpräsidenten  des  Appellhofes 
auf  Antrag  des  Bezirksgerichts,  das  die  Untersuchung  führte.^') 

IX.  Bezüglich  der  örtlichen  Herrschaft  der  Gesetze 
gelten  in  Russland,  abgesehen  von  internationalen  Vereinbarungen,^^) 
noch  folgende  Grundsätze: 

Im  Allgemeinen  ist  im  Reiche  nach  dem  Swodf  wie  nach  dem 
in  Polen  geltenden  französischen  Rechte  der  Ausländer,  was  seinen 
Personalstatus  betrifft,  nach  seinen  nationalen  Gesetzen  zu  beurtheilen; 
im  Uebrigen  ist  er  den  Gesetzen  des  Inlandes  unterworfen.  In  den 
baltischen  Provinzen  ist  das  Territorialprinzip  vorherrschend;  doch 
können  Verträge  und  Testamente  der  Form  nach  gemäss  dem  Gesetze 
des  Ortes,  wo  sie  errichtet  werden,  oder  des  Ortes,  wo  sie  zur 
Ausführung  gelangen  sollen,  gefertigt  werden.  In  Finland  richtet 
sich  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  des  Ausländers  nach  den 
heimathlichen  Gesetzen,  im  Uebrigen  insbesondere  bezüglich  der 
Immobilien,  ebenso  auch  bezüglich  der  Form  der  von  Ausländem 
in  Finland  errichteten  Akte  gelten  die  finländischen  Gesetze. ^^) 

Die  Vormundschaft  wird  durch  das  Gesetz  des  Gerichtes, 
bei  dem  der  Mündel  persönlich  gerichtsbar  ist,  beherrscht.  Dies 
gilt  insbesondere  auch  nach  baltischem  Rechte.  In  Finland 
ernennt,  wenn  der  Ausländer  minderjährige  Kinder  hinterlässt,  das 
Gericht  für  die  dort  belegenen  Güter  einen  Kurator  zu  deren  Ver- 
waltung.**) 

X.  Zu  erwähnen  sind  noch: 

1.  DerHandels-undSchiffahrtsvertragzwischenDeutsch- 
land  und  Russland  vom  10.  Februar/29.  Januar  1894 
(R.-G.-B1.  S.  153),  in  Kraft  seit  20.  März  1894, 


")  Vgl.  auch  Leuthold  a.  a.  0.  S.  294  f!. 

'^)  S.  Art.  10   des  rassisch- deutschen  Hinterlassenschaftsvertrags  etc. 
oben  S.  386. 

^)  Näheres  hierüber  s.  Lehr  p.  5  IF. ;  Leuthold  a.  a.  0.  S.  46. 
")  Lehr  a.  a.  0.  p.  7  u.  9. 
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2.  das  Uebereinkommen   zwischen   Deutschland   und  Rnss- 
land  vom  10.  Febraar/29.  Januar  1894,  betr.  die  gegen- 
seitigeWiederübernahme  der  früheren  Angehörigen, 
die   ihre   Staatsangehörigkeit    durch  Abwesenheit   oder   aus 
anderen  Gründen  verloren  und  eine  neue  Staatsangehörigkeit 
nicht  erworben  haben. 
Nach   Art.  2    des   angeführten   Handels-  und  Schiffahrts- 
yertrags  sollen  die  Angehörigen  jedes  der  beiden  yertragschliessenden 
Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  berechtigt  sein,  jede  Art 
Yon  beweglichem  oder  unbeweglichem  Yermögen   zu    erwerben   und 
zu  besitzen,    soweit   dieses  Recht   nach   den   Landesgesetzen   Ange- 
hörigen irgend  einer  fremden  Nation  jetzt  oder  künftig  zusteht.    Sie 
sollen   berechtigt   sein,   darüber   durch  Verkauf,  Tausch,  Schenkung, 
Eheschliessung,  letzten  Willen   oder  auf  andere  Weise  zu  yerfügen, 
sowie   Vermögen   durch   Erbschaften   zu    erwerben   und    zwar   unter 
denselben  Bedingungen,  welche  jetzt  oder  künftig  für  die  Angehörigen 
irgend   einer  andern  fremden  Nation  bestehen,    ohne   in   einem   der 
genannten  Fälle  unter  irgend  einer  Bezeichnung  anderen  oder  höheren 
Abgaben,  Steuern  oder  Auflagen   unterworfen   zu   sein,   als   die  In- 
länder.   Ebenso  sollen  sie  den  Erlös  aus  dem  Verkaufe  ihres  Eigen- 
thums  und  ihr  Vermögen  überhaupt  unter  Beobachtung  der  Landes- 
gesetze  frei  ausführen  können,    ohne  als  Ausländer  zur  Entrichtung 
anderer  oder  höherer  Abgaben  yerpflichtet  zu  sein,  als  die  Inländer 
unter  gleichen  Verhältnissen  zu  entrichten  haben  würden. 


§  54. 
Schweden. 

I.   Nachlassbehandlung. 

Die    Behandlung   der  Verlassensc haften    (dödsboen,   sterb- 
husen)   ist   in  Schweden   sehr   wenig  gesetzlich^)   geregelt.     Nur 


^)  Das  schwedische  Zivilrecht  ist  enthalten  in  dem  Beichsgesetz 
von  UM  (Sveriges  Rikea  Lag)  mit  Gesetz  vom  19.  Mai  1845  mid  zahlreichen 
neueren  Gesetzen.  Die  Aendenmgen  finden  sich  nur  in  Privatwerken  zu- 
sammengestellt. Als  solche  sind  zu  nennen:  Sveriges  Mikes  Lag  von  Skarin, 
Lehausen  u.  Uppström,  femer  E.  V.  Nordling,  Kommentar  z.  erbrechtl. 
Abschn.  d.Ge8etzb.  von  1734, 3.  Ausg,  üpsala  1885;  V. Nordling,  Föreldsningar 
om  Boskünad  och  om  Behandlingen  af  död  Mans  Bo  (über  die  Auseinander- 
setzung der  ehelichen  Gütergemeinschaft  und  die  Behandlung  der  Verlassenschaft 
einesVerstorbenen), 3. Ausg., üpsala  1892;  Olivecrona,  Tes;t^mefrUsrätUnerligt 

Böhm,  iDtern.  Nachlaflsbehandlaiig.  26 
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die  wichtigsten  Stadien  der  Auseinandersetznng,  Inyentarisation  und 
Erbtheilung,  sind  geboten  und  in  ihren  allgemeinen  Zflgen  yor- 
gezeichnet;  die  Ausführung  selbst  bleibt,  ohne  dass  die  öffentlichen 
Gewalten  unmittelbar  weiter  eingreifen,  der  besonderen  Erwägung 
überlassen. 

Nach  kgl.  Verordnung  vom  24.  September  1861  (§  1)  wird 
der  Nachlass  einer  verstorbenen  Person  der  Regel  nach  zu  Händen 
genommen : 

a)  von  dem  überlebenden  Ehegatten, 

b)  den  nächsten  Verwandten  (Erben),  oder 

c)  Yon  dem  Pfleger  (Exekutor),  den  der  Verstorbene  yor  seinem 
Tode  bestellt  hat. 

Wenn  die  Ehefrau  der  überlebende  Theil  ist,  welchenfalls  sie 
und  die  Erben  des  yerstorbenen  Mannes  gewohnlich  gemeinsam  den 
Nachlass  zu  Händen  nehmen,  geschieht  dies  zumeist  so,  dass  sie 
aus  ihrer  Mitte  oder  sonstwie  sich  einen  oder  mehrere  Pfleger  be- 
stellen. Nur  für  den  Fall,  dass  Verwalter  einer  der  bezeichneten 
Arten  sich  nicht  vorfinden,  soll  nach  bestimmter  Frist  das  Gericht 
vom  yHauswlrth^,  auf  dessen  Grundbesitz  der  Verstorbene  zur  Zeit 
seines  Todes  wohnte,  oder  yon  den  „  Hausleuten  ^  (Dienern)  des 
Verstorbenen  Bericht  über  den  hülflosen  Zustand  des  Nachlasses 
erhalten.  Das  Gericht,  nach  Umständen  der  Gerichtsvorstand,  hat 
alsdann  für  die  Verwahrung  (värd)  des  Nachlasses  durch  Bestellung 
eines  Pflegers  Verfügung  zu  treffen. 

Nach  der  Uebernahme  der  Verwaltung  hat  der  Nachlassverwalter 
zunächst  für  die  Errichtung  äe%  Iny entsLVB  (bouppteckning)^  Sorge 
zu  tragen.  Nach  Kap.  9  §  2  dos  Erbrechts  (jEr/da  Balken)  im 
Gesetze  von  1734  soll  das  Inventar  innerhalb  dreier  Monate  nach 
dem  Todesfalle  angefertigt  werden;  der  Gerichtshof  hat  darüber  zu 
wachen,  dass  diese  Zeit  nicht  versäumt  wird,  kann  aber  auch,  wenn 


Svensk  Lagstißung  (Testamentsrecht  nach  schwedischer  Gesetzgebung),  Upsala 
1880;  A.  0.  Winroth,  (hn  Arfvingamea  Anavarighet  för  Arflätarens  För- 
bintlelser  (über  die  Haftung  der  Erben  für  die  Verpflichtongen  des  Erblassers), 
üpsala  1879;  Ossian  Berger,  Förmyndares  Förvaltning  of  Omyndiga 
Egendom,  samt  om  Förrnyndarekamaren  enligt  Svensk  RÖ,U  (über  die  Auf- 
sicht auf  die  Verwaltung  des  Mündelgutes  durch  die  Vormünder,  und  Über 
Vormundschaftskammeru  nach  schwedischem  Rechte),  Ujpsala  1883.  Vgl.  auch 
Neubauer,  die  fremdländische  Zivilgesetzgebnng  a.  a.  0.  S.  298;  femer  über 
Gesetzgebung  in  Schweden  in  der  Periode  von  1860—1879;  Bemie,  de  droit 
intemationcU  etc.  tom.  II  p.  553  ff.,  tom.  lll  p.  181  u.  616  ff.,  tom.  XV  p.  52  ff. 
')  üeber  die  mit  der  Aufnahme  des  Inventars  beschäftigten  Personen 
s.  im  Text  oben  unter  Nr.  VI. 
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die  InTentariBation  früher  geschehen  soll,  Jemanden  bestellen,  der 
sofort  das  Yermogen  yerzeichnen,  versiegeln  nnd  in  Yerwahmng 
nehmen  I&sst.  Yersäamang  der  gesetslichen  Frist  hat  die  personliche 
und  solidarische  Haftung  der  Nachlassinteressenten  (des  überlebenden 
Ehegatten  oder  der  Erben)  für  die  Schulden  znr  Folge. 

Wenn  der  Yerstorbene  weitläufige  Geschäfte  (grossen  Handel 
oder  Fabrikbetrieb  oder  ausgedehnten  Grundbesitz  an  yerschiedenen 
Orten)  hatte,  so  kann  der  Yerwalter  des  Nachlasses  nach  Kap.  9  §  3 
des  ^rfdah.  die  Yerlängerung  der  gesetzlichen  Inyentursfrist  yerlangen. 

Nachdem  die  Inyentarisation  erfolgt  ist,  soll  ein  Exemplar  der 
Inyentarisationsyerhandlung  dem  Gerichtshof  zugestellt  werden,  d.  h. 
in  der  Stadt  dem  Untergerichte  oder  Hofgerichte  binnen  Monatsfrist, 
auf  dem  flachen  Lande  aber  an  dem  nächsten  Sitzungstermin  des 
Gerichts,  um  einregistrirt  und  in  dem  Geriohtsarohiye  yerwahrt  zu 
werden. 

Zum  Inyentarisationsgeschäfte  werden  zwei  glaubhafte  und  un- 
parteiische Männer  berufen,  welche  in  der  Regel  yon  den  Nachlass- 
interessenten selbst,  in  gewissen  Ausnahmsfällen  yon  der  Behörde 
bezeichnet  werden. 

Nach  §  2  der  Yerordnnng  yom  24.  September  1861  soll,  wenn 
der  Aufenthaltsort  eines  Nachlassinteressenten  unbekannt  oder  so 
entlegen  ist,  dass  eine  Mittheilung  hin  und  zurück  yor  Ablauf  der 
Inyentursfrist  nicht  möglich  ist,  der  Gerichtshof,  naoh  Umständen 
der  Gerichtsyorstand,  eine  Person  bestellen,  um  das  Recht  des  Ab- 
wesenden zu  wahren,  bis  dieser  selbst  zur  Stelle  kommt  oder  ander- 
weitig yerfügt.  Ebenso  hat  naoh  Kap.  15  §  6  des  JErfdab.^  wenn 
der  Erbe  sich  an  einem  unbekannten  Orte  aufhält,  der  Gerichtshof 
in  allgemeinen  Zeitungen  des  Reiches  dreimal  mit  mindestens  ein- 
monatlicher Zwischenzeit  und  das  erste  Mal  spätestens  innerhalb 
dreier  Monate,  yon  der  Einreichung  des  Inyentars  an  gerechnet, 
bekannt  zu  machen,  dass  dem  Erben  eine  Erbschaft  angefallen  sei, 
nnd  soll  der  Gerichtshof,  nachdem  dem  Erben  sein  Erbrecht  bewahrt 
bleibt,  wenn  er  innerhalb  10  Jahren,  yon  der  letzten  Bekanntmachung 
an  gerechnet,  sich  zum  Empfang  der  Erbschaft  meldet,  nicht  ge- 
statten, dass  andere  Erben  (d.  h.  Miterben  des  Abwesenden  oder  die 
nach  'der  Erbordnung  nächsten  Yerwandten)  die  Erbschaft  des  Ab- 
wesenden erheben,  ohne  für  deren  mögliche  Rückerstattung  Bürg- 
schaft zu  bestellen  oder  auch  für  den  Fall,  dass  sichere  Bürgschaft 

nicht  bestellt  wird,  einen  sicheren  Yerwalter  zur  einstweiligen  Ueber- 

26« 
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nähme  bestellen.  Sowohl  der,  welcher  nach  der  Verordnung  des 
Jahres  1861  dazu  bestellt  ist,  bei  der  Inyontarisirung  das  Recht  des 
Abwesenden  zu  wahren,  als  der,  welcher  nach  Kap.  15  §  2  JEffdah. 
als  Verwalter  des  Erbtheits  eines  Abwesenden  verordnet  ist,  ist  durch 
das  Gesetz  vom  16.  Mai  1890,  die  Behandlung  der  abwesenden 
Personen  angefallenen  Erbschaften  betr.,  derselben  öffentlichen  Kon- 
trolle unterworfen,  wie  sie  nach  dem  Gesetz  Tom  18.  April  1884 
über  die  Vormünderyerwaltung  geübt  wird.  Die  Verpflichtung  des 
Gerichtshofes  in  den  yorstehend  genannten  beiden  Richtungen  be- 
ziehen sich  jedoch  lediglich  auf  den  Fall,  dass  der  Abwesende 
ein  schwedischer  Mitbürger')  ist,  wie  das  in  Kap.  15  §  5  des 
^rfdab.  ausdrücklich  gesagt  und  bei  der  Verordnung  yom  Jahre 
1861  hinzuzudenken  ist.  Ausländische  Erben  haben  nach  Kap.  15 
§  1 — 3  des  Mrfdahn,  mag  deren  Aufenthalt  bekannt  oder  unbekannt 
sein,  ihre  Rechte  auf  die  Erbschaft  eines  schwedischen 
Bürgers  Yon  sich  selbst  aus  zu  wahren  innerhalb  eines 
Jahres  nach  dem  Todes  falle.  Versäumen  sie  dies,  so  fällt  das 
Erbe  den  nächsten  inländischen  Verwandten  zu,  oder,  wenn  ein 
solcher  nicht  yorhanden  ist,  dem  Staate  (danaarf). 

Der  Pfleger  des  Nachlasses  besorgt  die  Verwaltung  und  Aus- 
antwortung  nach  seinem  besten  Ermessen  und  gewohnlich  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Nachlassinteressenten.  Die  Ausantwortung  sehliesst 
mit  der  Vertheilung  des  Nachlasses  nach  Bezahlung  der  Schulden 
durch  die  Handlung,  welche  Erbtheilung  genannt  wird,  nach  den 


*)  In  Schweden  wird  die  Staatsbürgerschaft  erworben: 

a)  durch  Abstammung  von  einem  schwedischen  Vater,  gleichviel  ob 
die  Geburt  in  Schweden  oder  im  Auslande  erfolgte.  Aussereheliche 
Kinder  folgen  der  Nationalität  ihrer  Mutter;  die  Legitimation  durch 
einen  schwedischen  Vater  jedoch  verleiht  denselben  die  schwedische 
Nationalität; 

b)  durch  Verheirathung  einer  Ausländerin  mit  einem  Schweden; 

c)  durch  Natural isation,  welche  auf  Ansuchen  vom  Könige  ertheilt 
wird,  sofern  der  Nachsuchende  das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat, 
guten  Rufes  ist,  in  Schweden  drei  Jahre  hindurch  Wohnsitz  gehabt 
hat  und  die  Mittel  zu  seinem  Fortkommen  besitzt. 

Die  Naturalisation  eiues  Ausländers  zieht  auch  diejenige  seiner  Ehefirau 
nach  sich,  nicht  auch  diejenige  der  vorher  geborenen  Kinder ;  letztere  müssen 
besonders  naturaUsiii;  werden. 

JÜie  Staatsbürgerschaft  geht  verloren: 

a)  durch  Naturalisation  im  Auslande; 

b)  durch  Verheirathung  einer  Schwedin  mit  einem  Ausländer. 
Hugo  Blomberg,  Om  Svensket  Stataborgasnap,  Upsala  1891.    Vgl. 

auch  Eevue  de  droit  intemationcU  etc.  tom.  VU  (1875)  p.  398.    lieber  das 
schwedische  Gesetz  vom  27.  Februar  1868,  die  Naturalisation  betr.,  s.  JounuU 
dttdroit  international  tom.  VI  (1880)  p.  437. 
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im  Kap.  12  des  JEhrfdab.  yorgeschriebeneii  Regeln.  Aach  die  Erb- 
theilung  soll  Ton  den  NachlasBintereBsenten  im  Beisein  zweier  glaub- 
würdiger und  erfahrener  Männer  yorgenommen  werden.^) 

Die  Yerlassenschaften  gehören  im  Allgemeinen  yor  das  Unter- 
gericht,'^)  in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  zur  Zeit  seines  Todes 
, wohnhaft*',  d.  h.  zur  Besteuerung  eingeschrieben  war  {forum 
personal^]  die  Yerlassenschaften  yon  Personen,  die  zur  Ritterschaft 
und  zum  Adel  zählen,  d.  h.  adeligen  Standes  sind,  kompetiren 
zum  Hofgericht,  ebenso  jene  yon  Mitgliedern  der  schwedischen 
Akademie  nach  kgl.  Erlass  yom  7.  April  1805,  und  yon  ausländischen 
Adeligen  nach  kgl.  Erlass  yom  26.  Oktober  1748. 

In  Bezug  auf  die  Behandlung  des  Nachlasses  yon  Ausländern 
gilt  nach  schwedischem  Rechte  im  Allgemeinen  die  Regel,  dass  die 
erbrechtliohen  Verhältnisse  nach  dem  Rechte  des  Landes  sich  richten, 
dem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  angehorte.  Stirbt  also  eine 
Person,  welche  zur  Zeit  ihres  Todes  fremder  ünterthan  war,  so 
werden  die  Fragen  über  das  Recht  auf  deren  Verlassenschaft  nach 
dem  Rechte  des  Landes  beurtheilt,  dessen  Staatsangehöriger  der 
Verstorbene  war,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  zur  Zeit  des  Todes 
in  Schweden  oder  im  Auslande  sich  aufhielt.  Diese  Regel  findet 
yoUe  Anwendung  in  Bezug  auf  den  beweglichen  Nachlass,  gleich- 
yiel  ob  die  beweglichen  Sachen  in  Schweden  sich  befinden  oder 
nicht.  Ist  Ersteres  der  Fall,  so  werden  dieselben  zur  Behandlung 
nach  dem  fremden  Rechte  ausgeliefert,  selbst  wenn  der  Erblasser 
in  Schweden  gestorben  ist. 

In  Bezug  auf  Liegenschaften  dagegen  gilt  im  Allgemeinen 
die  Regel,  dass  dieselben  in  erbrechtlicher  Beziehung  nach  dem 
Rechte  des  Landes  behandelt  werden,  in  welchem  sie  belegen  sind. 


^)  Ueber  die  mit  der  Aufnahme  der  Erbtheilungsverhandlung  zu  be- 
trauenden Personen  s.  im  Text  oben  Nr.  VI. 

*)  Die  allgemeinen  Gerichtshöfe  sind  in  Schweden  in  drei  Instanzen 
geordnet:  das  Untergericht  {ünderratt,  für  die  Stadt  das  Rädstufvurätt 
oder  R&dhtisräU  und  f&r  die  Landdistrikte,  härad  oder  tingslag,  das  Hörads- 
rätt)y  —  das  Hofgericbt  {Hofrdtt,  drei  an  der  Zahl,  nämlich  in  Stockholm 
das  „i^ea  Hofr^*  für  Svealand  und  Norrland,  in  Jönköping  das  „Göta  Hof" 
räU"  för  Götaland  mit  Bohusländ  und  Hailand,  und  in  Kristianstad  das  „Uof- 
rätten  öfver  Skane  och  Blekinge*'  für  Schonen  und  Blekingen^  —  das  Höchste 
Gericht  (Högsta  Damstolen)  in  Stockholm.  Besondere  Gerichte  sind 
a)  die  Grundstückauseinandersetzungsgerichte  (Egodelningsrätter),  b)  die  Militär- 
gerichte, c)  das  Kammergericht  {Kammarrätten),d)  die  Ccmisioria  ecclesiastica; 
e)  die  Grenzzollgerichte,  f)  die  Polizeigerichte  und  g)  die  in  einigen  Städten 
eingerichteten  Polizeikammem. 
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Diese  Regel  kann  in  zweifacher  Richtung  Schwierigkeiten  machen^ 
einmal  insofern  das  schwedische  Gesetsbuch  mit  gewissen  Ein- 
schränkungen, soweit  nicht  Staatsrerträge  (s.  nachfolgend  den  Ver- 
trag mit  Bayern)  in  Mitte  liegen,  den  Grundsatz  der  Reziprozität 
aufstellt  und  somit  Fremden,  deren  heimathliches  Reeht  Schweden 
kein  Erbrecht  zugesteht;  auch  in  Schweden  kein  Erbrecht  einräumt, 
sodann  aber  auch  insofern,  als  Fremde  Liegenschaften  in  Schweden 
nicht  ohne  besondere  königliche  Bewilligung  erwerben  und  besitzen 
können,  so  dass  also  Liegenschaften,  welche  der  yerstorbene  Aus- 
länder in  Schweden  mit  solcher  Bewilligung  erworben  hatte,  von 
dessen  ausländischen  Erben  zwar  ohne  Weiteres  erworben,  aber  nur 
mit  besonderer  k.  Bewilligung  besessen  werden  können. 

Diese  Unterscheidung  in  Bezug  auf  die  Behandlung  des  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Nachlasses  gilt  auch,  insoweit  die  Erb- 
folgeordnung in  Frage  kommt.  Hinterlässt  also  ein  Fremder, 
welcher  in  Schweden  befindliches  bewegliches  Vermögen  besass, 
neben  einem  Verwandten,  welcher  schwedischer  ünterthan  ist  und 
welcher  nach  schwedischem  Rechte  dessen  alleiniger  Erbe  oder  doch 
Miterbe  wäre,  noch  andere  Verwandte,  welche  nach  dem  Rechte  des 
Landes,  dem  der  Erblasser  angehörte,  den  Ersteren  ausschliessen, 
so  gehen  die  Letzteren  in  Bezug  auf  den  beweglichen  Nachlass  dem 
schwedischen  ünterthan  yor. 

Auch  Streitigkeiten  über  den  beweglichen  Nachlass  eines 
Fremden  sind  vor  dem  Gerichte  auszutragen,  welches  nach  dem  be- 
treffenden ausländischen  Rechte  das  zuständige  ist,  wogegen  Über 
Streitigkeiten  bezüglich  des  in  Schweden  gelegenen  Immobiliarnach- 
lasses  die  schwedischen  Gerichte  entscheiden,^ 

n.    Gesetzliche  Erbfolgeordnung  in  Schweden. 

1.  Deszendenten  ohne  Unterschied  des  Geschlechts,  mit  dem 
jus  repraesentatianis  (istadaräit)  für  Abkömmlinge  in  ferneren  Graden. 
Unächte  Kinder  haben  in  der  Regel  nur  ein  Recht  auf  Alimentation 
bis  zum  erreichten  15.  Jahre.  Doch  hat  eine  k.  Verordnung  Tom 
16.  April  1866  den  unächten  Kindern  ein  Erbrecht  gegenüber  ihrer 
Mutter  zuerkannt,  wenn  sie  nicht  von  dieser  während  ihrer  Ehe  em- 
pfangen wurden  und  soferne  diese  nach  deren  Geburt,  früher  oder 
später,  ihren  Eintrag  als  ihre  Kinder  in    das   Kirchenbuch   begehrt 


•)  E.  V.  Nordling,    Kommentar   zum   erbrechtlichen  Abschnitte   des 
Gesetzbuches  von  1734,  III.  Ausgabe,  Upsala  1885,  S.  155—157. 
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hat,  in  welchem  sie  selbst  eingeschrieben  ist.  Hat  sie  daneben  ehe- 
liche Kinder  oder  Abkömmlinge  yon  ehelichen  Kindern,  so  nehmen 
diese  ihren  gesetzlichen  Antheil  {lagaloU)  von  der  Yerlassenschaft 
im  Yoraas,  d.  h.  die  Hälfte  von  dieser. 

2.  Eltern,  und  wenn  Ton  diesen  eines  gestorben  ist,  Ge- 
schwister  und   deren   Abkömmlinge   mit  dem  jus  repraesentatianü. 

3.  Die  Eltern  des  Vaters  und  der  Mutter,  mit  Yertheilung  der 
Erbschaft  in  einen  Täterlichen  und  einen  mütterlichen  Antheil  (in 
line€ui)j  und  auf  beiden  Seiten  nach  der  Kopfzahl  (per  capäa). 

4.  Die  Geschwister  des  Vaters  und  der  Mutter^  mit  Vertheilnng 
nach  denselben  Grundsätzen. 

5«  Hierauf  der  dem  Glied  {gradu$)  nach  nächste  Verwandte, 
unter  Anwendung  der  zivilen  Komputation  berechnet,  wobei  jedoch 
zu  beachten  ist: 

a)  dass  von  Kollateralen  und  Aszendenten  des  gleichen  Grades 
die  ersteren  die  letzteren  ausschliessen ; 

b)  dass  yon  Kollateralen  des  gleichen  Grades  die  vom  näheren 
Stamme  die  ausschliessen,  die  von  einem  ferneren  Stamm 
sind; 

c)  dass  eine  Vertheilnng  in  lineas  nicht  öfters  Platz  greift  als 
einmal,  nämlich  in  einen  yäterliohen  und  einen  mfttterlichen 
Antheil ; 

d)  dass  bei  Kollateralen,  welche  unmittelbar  unter  den  Stämmen 
stehen^  die  Vertheilnng  per  capUa  erfolgt,  dass  aber  bei 
Kollateralen,  welche  weiter  herunter  (im  2.,  3.  u.  s.  w.  Grade) 
unter  einem  und  demselben  Stamme  stehen,  die  Vertheilnng 
in  sHrpes  erfolgt; 

e)  und  dass  halbbürtige  Kollateralen  zugleich  mit  yollbürtigen 
erben,  wobei  jedoch,  soweit  die  yoU-  und  halbbürtigen 
Kollateralen  unter  einem  und  demselben  Stamme  stehen, 
die  Vertheilnng  der  Erbschaft  in  dem  Stammestheil  er- 
folgt, und  der  eine  Theil  ausschliesslich  den  yollbürtigen 
zufällt. 

III.  Testamente  können  schriftlich  oder  mündlich  errichtet 
werden,  in  beiden  Fällen  mit  Zuziehung  zweier  unverdächtiger  Per- 
sonen, um  Zeugen  bei  der  Testamentshandlung  zu  sein ;  und  diese 
müssen,  wenn  die  Verfügung  mündlich  erfolgte,  yor  oder  nach  dem 
Tod  des  Testators  yor  einem  Gerichtshofe  auf  das  Testament  und 
dessen  Inhalt  einen  Eid  ablegen.     Wurde   das  Testament  schriftlich 
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erriohtet,  und  haben  die  Zeugen  das  Dokument  mit  einer  Aufschrift 
dahingehend  versehen,  dass  der  ihnen  personlich  bekannte  Testator 
in  ihrer  beider  Anwesenheit  mit  gesundem  Verstand  und  freiem 
Willen  die  Handlung  als  sein  Testament  erklärt  habe,  so  lässt  die 
Praxis  die  Handlung  gelten,  auch  wenn  aus  irgend  einem  Anlass, 
z.  B.  Todesfall,  nur  einer  der  Zeugen  die  Zeugenaussage  beeidigen 
konnte,  soweit  nicht  im  üebrigen  ein  Zweifel  an  der  Richtigkeit 
bestand.  Ein  vom  Testator  eigenhändig  geschriebenes  und  unter- 
schriebenes Testament  ist  auch  gültig,  wenn  der  Testator  bei  dessen 
Errichtung  und  fortwährend  bis  zu  seinem  Tod  ausser  Stand  war, 
Zeugen  zu  beschaffen. 

Für  die  Testirfähigkeit  wird  beim  Testator  Torausgesetzt : 

a)  das  erreichte  Alter  Yon  21  Jahren,  oder  früherer  Eintritt 
in  die  Ehe  (nach  vollendetem  15.  Jahr  kann  man  ein  Testa- 
ment machen  über  das  vom  Testator  mit  eigener  Arbeit 
Erworbene); 

b)  die  Fähigkeit,  seine  Absichten  deutlich  auszudrücken; 

c)  dass  man  bei  der  Aufsetzung  des  Testamentes  bei  gesundem 
Yerstand  und  frei  von  Zwang  sei. 

Im  Ausland  errichtete  Testamente  betreffend  gilt  die  Regel: 
locus  regit  actum.  In  Schweden  errichtete  Testamente  von  Ausländern 
werden,  soweit  Fahrhabe  in  Frage  steht,  nach  den  Landesgesetzen 
des  Testators  beurtheilt,  und  soweit  Liegenschaften  in  Schweden 
in  Frage  stehen,  nach  schwedischem  Recht  (vgl.  die  Erbschafts- 
verhältnisse). 

Volle  Freiheit,  über  sein  Vermögen  durch  Testament  zu  ver- 
fugen, gilt  als  Regel.  Indessen  haben  Deszendenten  das  Recht,  un- 
abhängig vom  Testament  die  Hälfte  der  Verlassenschaft  nach  Be- 
zahlung der  Schulden  zu  erhalten  (das  sogenannte  bröstarfvinges 
lagloU,  d.  h.  gesetzlichen  Theil  der  Brusterben)  ;  doch  müssen  sie  zur 
Bewahrung  dieses  Rechtes  durch  eine  Ladung  vor  einen  Gerichtshof 
(des  Testators  forum  personae)  Klage  darauf  stellen  innerhalb  eines 
Jahres,  nachdem  ihnen  das  Testament  mitgetheilt  worden  war. 

Der  Testamentsnehmer  muss  vor  der  Mittheilung  (Kommuni- 
kation) bei  dem  Gerichtshofe  (des  Testators  forum  personae)  die 
Bewachung  (bevakning)  des  Testamentes  anmelden,  beim  Stadtgericht 
innerhalb  6  Monaten  nach  erlangter  Kenntniss  vom  Tod  des  Testators 
und  vom  Testament  desselben,  sowie  beim  Landgericht  an  dem  Ding 
welches  zunächst  nach  6  Monaten  einfallt,  nachdem  er  solche  Kennt- 
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nisB  erlangt  hat.  Bei  der  Bewachung  ist  das  sohriftlioh  errichtete 
TeBtament  im  Original  yorsuieigen  und  bezfiglich  des  mündlich  er- 
richteten sind  die  Zeit  der  Errichtung,  der  Inhalt  des  Testamentes 
und  die  Testamentszeugen  anzugeben.  (NB.  Die  Bewachung  oder 
Wahrung  des  Testaments  ist  ein  dem  schwedischen  Rechte  eigener 
Akt^  fiber  welchen  zu  rergleichen  istNordling,  AnUckringar  efter 
Fareläanmgar  öfver  JErfla  Bdücm,  ed.  2,  1878,  S.  249—58). 

IV.   Erbschaftssteuer. 

Das  Inventar  (Boupptedcning)  soll,  wenn  es  zur  Einregistrirung 
beim  Gerichtshof  eingereicht  wird,  mit  Stempelpapier  yersehen  werden 
im  Betrag  von 

0,5  Prozent  von  dem  Vermögensbestände  zufolge  des  Inyentares, 
wenn  der  Erblasser  Deszendenten  (Brusterben)  hinterlassen  hat, 

0,6  Proz.,  wenn  Aszendenten  oder  Kollateralen  seine  Erben  sind. 

Für  Bruchtheile  eines  Hunderts  wird  keine  Stempelgebühr  er- 
legt, und  ebensowenig  für  den  ganzen  Vermögensbestand,  falls  dieser 
weniger  als  1000  Kronen  beträgt.  Bei  der  Verlassenschaft  eines 
Terheiratheten  Mannes  oder  Weibes  wird  die  Hälfte  des  Vermögens- 
bestandes abgerechnet  als  gesetzlicher  Antheil  (gißaräU,  d.  h.  Ehe- 
recht)  des  überlebenden  Gatten,  und  ist  darum  frei  Ton  der  Stempel- 
abgabe. 

Ein  Testament  über  Liegenschaften  muss,  wenn  die  Be- 
stätigung {lofffasf)  dafür  nachgesucht  wird,  mit  Stempelpapier  yer- 
sehen werden  im  Betrage  von 

0,6  Prozent  von  dem  Werthe  des  Grundbesitzes  (nach  der 
Steuertaxirung  des  nächstvorhergehenden  Jahres),  wenn  der  Testa- 
mentsnehmer  des  Testators  überlebender  Ehegatte,  Deszendent  oder 
Aszendent,  Geschwister  oder  Abkönmiling  von  Geschwistern  ist,  oder 
auch  eine  Kirche,  wissenschaftliche  Gesellschaft,  öffentliche  ünter- 
richtsanstalt  oder  fromme  Stiftung; 

1,6  Prozent  in  allen  anderen  Fällen. 

Für  Bruchtheile  eines  Hunderts  wird  keine  Stempelabgabe  erlegt. 

Die  Stempelabgabe  für  die  Inventarisirung  trifft  nicht  die  Ver- 
lassenschaft eines  Ausländers,  auch  wenn  er  in  Schweden  stirbt,  weil 
das  Inventar  nicht  bei  einem  schwedischen  Gerichtshofe  einregistrirt 
wird.  Die  Stempelabgabe  für  ein  Testament  über  Liegenschaften 
trifft  den  In-  und  Ausländer  gleichmässig,  weil  dessen  Bestätigung 
bei  einem  schwedischen  Gerichtshof  zu  erholen  ist. 

Nach  15: 2  des  Mrfdabaücs  (d.  h.  des  erbrechtlichen  Abschnittes 
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des  Oesetzbaches  von  1734)  soll  von  der  Erbsehaft,  welche  einem 
Ausländer  anfällt,  ein  Sechstel  an  den  schwedischen  Staat  entrichtet 
werden,  soweit  nicht  eine  anderweitige  Uebereinkanft  anter  den 
Reichen  besteht.  (Bin  Abschuss  an  Kommonen,  Kirchgemeinden  oder 
Korporationen  hat  in  Schweden  nach  dem  Gesetzbache  von  1734 
nicht  existirt.)  Solche  Uebereinkünfte  bestehen  nanmehr  zwischen 
Schweden  and  den  meisten  andern  zivilisirten  Ländern,  unter  andern 
den  Ycrsohiedenen  Staaten  Deutschlands,  weshalb  eine  Anwendang  des 
Jus  ddradus  im   Allgemeinen   in  Schweden   nicht  weiter  yorkommt. 

y.    Vormundschaft. 

Die  Oberyormundschaft  steht  im  Allgemeinen  demjenigen  Unter- 
gerichte zu,  unter  welchem  der  Mandel  zur  Zeit  des  Anfalls  der  Vor- 
mundschaft wohnt,  so,  wenn  ein  Kind  Vermögen  erwirbt,  während 
der  Vater  noch  lebt,  dem  Untergerichte,  welches  zu  dieser  Zeit  das 
forum  personale  des  Vaters  ist,  wenn  die  Vormundschaft  darch  den 
Tod  des  Vaters  oder  der  Mutter  entsteht,  demjenigen,  welches  zur 
Zeit  des  Todes  dM  forum  personale  des  Vaters  war,  ferner,  wenn, 
eine  zum  Mündigkeitsalter  gelangte  Person  f&r  unmündig  erklärt 
wird,  dem  Untergerichte,  das  zu  dieser  Zeit  deren  forum  personale 
war,  welches  forum  jedesmal  nach  der  Einschreibung  zur  Besteuerang 
sich  bestimmt.  Das  Gericht,  welches  einmal  die  Vormundschaft 
übernommen  hat,  behält  sie  auch  weiterhin,  unberührt  durch  des 
Vormundes  (Vaters)  oder  des  Mündels  Umzug  an  einen  anderen  Ort. 
Für  Kinder  yon  Adeligen  oder  andere  Erben  yon  Adeligen,  soweit 
die  Erben  selbst  yon  Adel  sind,  dann  für  yolljährige  Adelige,  welche 
unter  Vormundschaft  gestellt  werden,  ist  das  betreffende  Hofgericht 
das  forum  tutdare;  ebenso  für  Kinder  yon  Mitgliedern  der  schwedi- 
schen Akademie  oder  yon  ausländischen  Adeligen,  oder  für  diese 
selbst.  Die  Oberyormundschaft  (sei  es  des  Untergerichts  oder  des 
Hofgerichts)  kann  jedoch  bei  Veränderung  des  Wohnsitzes  des  Mün- 
dels, oder  wenn  der  Mündel  sein  hauptsächliches  Vermögen  in  Liegen- 
schaften hat,  welche  innerhalb  der  Jurisdiktion  eines  anderen  Gerichts- 
hofes belegen  ist,  durch  Beschluss  des  Gerichtes  selbst  auf  ein  anderes 
Untergerichi  oder  Hofgericht  übertragen  werden. 

Von  der  Vormundschaft  über  Ausländer  wird  im  schwedischen 
Rechte  nicht  weiter  gesprochen ;  analoger  Weise  können  aber  Kinder 
nichtadeliger  Ausländer,  welche  in  Schweden  sterben,  oder  letztere 
selbst  nothigenfalls  mit  Vormündern  yersehen  werden  hinsichtlich  des 
Vermögens,  welches  sie  in  Schweden   besitzen  und  hinsichtlich   der 
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persönlichen  Pflege,  deren  sie  bedürfen,  und  zwar  dnrch  das  Unter- 
gericht, nnter  welches  sie  gehörten,  bezw.  gehören. 

Die  Grossjährigkeit  tritt  bei  beiden  Geschlechtern  mit  er- 
reichtem 21.  Lebensjahre  ein.  Durch  Yerehelichnng  wird  die  Frau 
bereits  yor  dem  2 1 .  Lebensjahre  mündig,  wiewohl  der  Mann,  solang 
die  Ehe  wahrt,  ihr  Yertreter  ist.  Hört  die  Ehe  auf,  so  tritt  die 
Mündigkeit  der  Hausfrau  vollständig  herror.  Mannspersonen,  welche 
mit  kgl.  Dispens  Tor  erreichtem  21.  Lebensjahre  geheirathet  haben, 
werden  durch  die  Heirath  nicht  mündig.  Der  Unterschied  Ton  Tutel 
und  Kuratel  ist  dem  schwedischen  Rechte  unbekannt ;  jede  Vormund- 
schaft ist  tutela. 

VI.  Notariat. 

In  Schweden  gibt  es  keine  besonders  angestellten  Notare  für 
die  Errichtung  rechtlicher  Geschäfte.  Die  Notarii  ptibliei  sind  ledig- 
lich für  Aufnahme  der  Wechselproteste  und  der  Proteste  in  Handels- 
sachen bestellt.  Um  das  Aufsetzen  yon  Testamenten,  Kaufkontrakten, 
Kaufbriefen,  Eheverträgen  u.  s.  w.  geht  Jeder  an,  wen  er  nur  will, 
sei  dieser  nun  juristisch  gebildet  oder  nicht.  Was  die  Aufnahme 
Ton  Inyentaren  und  die  Theilung  yon  Erbschaften  betrifft, 
so  werden  um  deren  Errichtung  auf  dem  Lande  Kronyögte,  Lehens« 
männer,  schreibknndige  Geschworene  oder  Bauern,  Volksschullehrer 
oder  Küster,  welche  sich  das  allgemeine  Vertrauen  eines  grosseren 
oder  kleineren  Kreises  erworben  haben,  angegangen.  In  den  Städten 
sind  es  meist  juristisch  gebildete  Personen,  entweder  Mitglieder  des 
Magistrats  oder  des  Rathstubengerichts,  einzelne  praktizirende  Ad* 
yokaten  (ein  öffentlicher  Adyokatenstand  existirt  in  Schweden  nicht) 
und  die  Notarii  ptAlid.  Auch  in  den  Städten  beruht  der  Auftrag 
auf  Vertrauen.  Der  Exekutor  eines  Nachlasses  kann  die  Inyentari- 
sation  und  Erbtheilung  aufnehmen,  soweit  er  nicht  selbst  Nachlass- 
interessent ist;  die  Uebertragung  der  Exekutorschaft  gilt  in  diesem 
Falle  zugleich  als  Auftrags  die  Inyentur  und  Erbtheilung  zu  besorgen. 

VII.  Der  yon  Bayern  mit  Schweden  und  Norwegen  ab- 
geschlossene Freizügigkeitsyertrag  yom  6.  April  1845  ^  enthält 
ausser  über  Gewährung  der  gegenseitigen  yollkommenen  Freiheit  yon 
sog.  HeimfalU  und  Nachsteuerrechten  auch  Bestimmungen  über  die 
Fähigkeit  der  gegenseitigen  Angehörigen  zum  Testiren  wie  zu  sonstigen 
Vermögensdispositionen  und  zum  Erbschaftserwerbe. 


^  Bayer.  Reg.-Bl.  1845  S.  357  ff. 
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In  ersterer  Beziehung  sind  alle  Abgaben  nnd  Steaem  dieser 
Art  und  zwar  nicht  uur  diejenigen,  welche  in  die  Staatskasse  flössen, 
sondern  auch  diejenigen  abgeschafft,  welche  nach  den  früheren  Be- 
stimmungen zum  Yortheile  irgend  einer  Proyinz,  Stadt,  Gerichtsbar- 
keit^ Korporation,  eines  Bezirkes  oder  einer  Gemeinde  erhoben 
wurden.  Die  Konyention  gewährt  femer  den  gegenseitigen  Staats- 
angehörigen das  Recht,  durch  Testament,  durch  Schenkung  oder  auf 
andere  Weise  über  alles  bewegliche  oder  unbewegliche  Vermögen 
in  dem  einen  oder  anderen  Staate  verffigen,  ebenso  durch  Testament 
sowohl,  wie  als  Intestat-Erben,  durch  Schenkung  oder  auf  andere 
Weise  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen  jeder  Art  erwerben 
zu  können.  Bezüglich  des  zu  exportirenden  ErbschaffesTermögens 
u.  dergl.  sind  die  gegenseitigen  Staatsangehörigen  auch  nur  den- 
jenigen Steuern,  Abgaben  und  Gebühren  unterworfen,  wie  solche  in 
dem  anderen  Lande  erhoben  werden. 


§  56. 
Schweizerische  Eidgenossenschaft. 

I.  Nach  der  Gesetzgebung  der  meisten  Kantone  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft,  auch  derjenigen,  in  welchen  nicht  fran- 
zösisches Recht  gilt,  sind  die  Erben  in  der  Regel  berechtigt,  ohne 
Vermittlung  des  Gerichtes  den  Nachlass  in  Besitz  zu  nehmen.  Die 
Interrention  des  Gerichtes  tritt  meistens  nur  dann  ein,  wenn  Minder- 
jährige betheiligt  sind,  wenn  die  Siegelung  des  Nachlasses  zum 
Schutze  der  Erben  oder  der  Erbschaftsgläubiger  nothwendig  erscheint, 
in  manchen  Kantonen  schon  dann,  wenn  es  sich  um  den  Nachlass 
eines  Fremden  überhaupt  handelt.  Ausserdem  wird  das  Gericht  ins- 
besondere noch  thätig,  wenn  das  Inrentar  yerlangt  wird,  behufs 
Kundmachung  eines  letzten  Willens  und  zur  Feststellung  der  Erb- 
schaftssteuer. Eine  gerichtliche  Erbantretung  ist  nach  der  Gesetz- 
gebung der  meisten  Kantone  nicht  nothwendig.  Zwar  wird  in  manchen 
eine  Frist  zur  Erbantretung  festgesetzt,  welohe  Frist  die  Gerichte 
zu  bewilligen  haben ;  dieselbe  ist  aber  nicht  eigentlich  zur  Erklärung 
über  Antretung  bestimmt,  sondern  dient  vielmehr  dazu,  dass  die  Be- 
theiligten innerhalb  derselben  die  von  ihnen  ipso  jure  erworbene 
Erbschaft  ausschlagen  können. 

Das  Vormundschaftsamt  ist  in  der  Regel  in   den  Händen  der 
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Gemeindebehörden  und  wird  durch  den  Gemeinderath  (Waisenamt, 
Waisenrath,  Waisenbehörde),  nnr  in  einseinen  Kantonen  (fransos.) 
durch  den  Friedensrichter  geführt. 

In  mehreren  Kantonen  ist  auch  das  Institut  der  Notare  ein- 
geführt, welchen  u.  A.  insbesondere  die  Errichtung  yon  Testamenten, 
Inventaren,  zum  Theil  auch  die  Siegelanlegung  zukommt.  Mitunter 
sind  jedoch  die  Notare  nicht  mit  der  vollen  ßdes  publica  aus- 
gestattet. 

BoTor  jedoch  auf  die  in  den  einzelnen  Kantonen  geltende  Gesetz- 
gebung näher  eingegangen  wird,  sind  zunächst  die  Bestimmungen 
zweier  das  ganze  Bundesgebiet  beherrschenden  Gesetze,')  welche 
für  die  Fragen  der  Nachlassbehandlung  und  der  Vormundsehaft  von 
Bedeutung  sind,  anzuführen,  nämlich  das  Bundesgesetz  Tom  22.  Brach- 
monat 1881,  betreffend  die  personliche  Handlungsfähigkeit 
(Eidgen.  Ges.-Slg.  Bd.  Y  S.  556  ff.)  und  das  Bundesgesetz  Yom 
25.  Juni  1891  betreffend  die  ziyilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  (Eidgen.  Ges.-S]g. 
Bd.  XII  369). 

Yon  dem  Gesetze  yom  22.  Brachmonat  1881  über  die  persön- 
liche Handlungsfähigkeit  (seit  1.  Januar  1882  in  Kraft)  sind 
folgende  Bestimmungen  hervorzuheben: 

Art.  1.  Die  persönliche  Handlimgsfllhigk^it  wird  mit  der  Volljährigkeit 
erlangt 

Die  Volljährigkeit  tritt  fOr  beide  Geschlechter  mit  dem  zarückgelegten 
zwanzigsten  Alter  oder  mit  der  Verheirathang  ein. 

Art.  2.  Ein  Minderjähriger,  welcher  das  achtzehnte  Altersjahr  zurQck- 
gelegt  hat,  kann  durch  die  zuständige  Amtsstelle  für  volljährig  erklärt  werden 
(Jahrgebung). 


')  Die  Gesetzgebung  übei  das  Rechtswesen  blieb  früher  auf  allen  Ge- 
bieten den  einzelnen  Kantonen  überlassen.  Erst  in  neuerer  Zeit  begann  der 
Bund  auch  hier  gestaltend  einzugreifen.  Nachdem  seit  dem  Jahre  1848  in 
mehrfachen  Einzelmaterien  Bnndesgesetze  erlassen  waren,  hat  Art.  64  der 
reyidirten  BundesverfEissung  von  1874  für  die  Bundesgesetzgebung  in  um- 
fassenderer Weise  die  Bahn  gebrochen. 

Art.  64  lautet: 

«Dem  Bunde  steht  die  Gesetzgebung  zu:  über  die  persönliche  Handlungs- 
fähigkeit; über  alle  auf  den  Handel  und  Mobiliarverkenr  bezüglichen  Rechts- 
verhältnisse (Obligationenrecht,  mit  Inbegriff  des  Handels-  und  Wechselrechts) ; 
über  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst;  über  das  Be- 
treibungsverfahren und  das  Konkursrecht. 

Die  Rechtsprechung  selbst  verbleibt  den  Kantonen,  mit  Vorbehalt  der 
dem  Bundesgerichte  eingeräumten  Kompetenzen.* 

Das  Erbrecht  (wie  das  Sachenrecht)  bleibt,  wie  bisher,  der  Ordnung 
der  einzelnen  Kantone  überlassen. 
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Die  näheren  YorauBsetzimgen  und  Formen  der  Jahrgebong  bestimmt 
das  kantonale  Recht. 

Art  3.  Die  nach  Massgabe  der  Artikel  30,  32,  33  nnd  34  des  Bondes- 
gesetzes  über  das  Obligationenrecht')  fOr  den  Mobiliarverkehr  der  Minder- 
jährigen geltenden  Bestimmungen  sind  auch  auf  die  Übrigen  Rechtsgeschäfte 
derselben  anwendbar. 

Vorbehalten  bleiben  die  Vorschriften  des  kantonalen  Rechtes  über 
Testirfähigkeit  der  Minderjährigen  und  Über  die  Rechte  derselben 
gegenüber  den  Inhabern  der  elterlichen  oder  vormundschaft- 
lichen  Gewalt, 


Art.  7.  Die  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen  wird  für  die  Dauer 
der  Ehe  durch  das  kantonale  Recht  bestimmt  mit  Vorbehalt  der  im  Art.  35 
des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht  enthaltenen  Bestimmungen, 
betreffend  die  Handelsfrauen. 

Art.  8.  Aus  anderen,  von  diesem  Gesetze  nicht  anerkannten  Gründen 
können  Volljährige  in  ihrer  persönlichen  Handlungsfthigkeit  nicht  beschränkt 
werden. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Vorschriften  des  kantonalen  Rechtes 
über  die  Fähigkeit  zur  Adoption. 

Art.  9.  Die  Ehefähigkeit  wird  durch  das  Bundesgesetz,  betr.  Zivilstand 
und  Ehe,  bestimmt 

Art.  10.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  für  alle  Schweizer, 
seien  sie  im  Inlande  oder  im  Auslande  wohnhaft. 

Die  persönliche  Handlungsfähigkeit  der  Ausländer  richtet  sich  nach 
dem  Rechte  des  Staates,  dem  sie  angehören. 

Wenn  jedoch  ein  nach  dem  Rechte  seines  Landes  nicht  handlungs- 
fähiger Ausländer  in  der  Schweiz  Verbindlichkeiten  eingeht,  so  wird  er  ver- 
pflichtet, insofern  er  nach  schweizerischem  Rechte  handlungsfähig  wäre. 


Das  Gesetz  vom  25,  Juni  1891,  betr.  die  livilrechtlichen 
Verhältnisse  der  Niedergelassenen  nnd  Aufenthalter  (seit 
1.  Juli  1892  in  Kraft)  ^)  hat  folgende  Bestimmangen : 


*)  Bundesgesetz  vom  14.  Brachmonat  über  das  Obligationenrecht  (Eidgen. 
Ges.-Samml.  Bd.  V  S.  635  ff.^.  seit  1.  Januar  1883  in  Kraft. 

*)  Vgl.  hiezu  F.  Seh  latter,  zur  Regelung  der  SbkatutenkoUision  in 
der  Schweiz,  in  Zeitschrift  für  intern.  Privatrecht  etc.  Bd.  II  S.  452  ff.,  und 
F.  Schlatter,  Rechtskalender  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft»  3.  Aufl. 

1895  s.  xxn  f. 

Das  Gesetz  trifft 

1.  die  Schweizer  in  der  Schweiz,  sofern  sie  in  einem  anderen  als  in 
ihrem  Heimathskanton  wohnen  (Art.  1 — 27), 

2.  die  Schweizer  im  Auslande  (Art.  28—81), 

3.  die  Ausländer  in  der  Schweiz  (Art  32—34). 

Regelmässig  gilt  das  Wohnsitzrecht  und  auch  die  Behörden  des  Wohn- 
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Erster  Titel. 

Die  zivilreohtliohen  VerhältnisBO  der  sohweizerisohen  Nieder- 
ffelassenen  und  Aufenthalter  in  der  Schweiz. 

A.  AlIgMiiaiaa  BtstlmmvngM. 

Art.  1.  Die  personen-,  familien-  und  erbrechth'chen  Bestimmungen  des 
Zivilrechts  eines  Kantons  finden  anf  die  in  seinem  Gebiete  wohnenden  Nieder- 
gelassenen nnd  Aufenthalter  aus  anderen  Kantonen  nach  Massgabe  der  Vor- 
schriften der  folgenden  Artikel  Anwendung. 

Art  2.  Wo  dieses  Gesetz  nicht  ausdrücklich  den  Gerichtsstand  der 
Heimath  vorbeh&lt,  unterliegen  die  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  in  Bezug 
auf  die  in  Art.  1  erwähnten  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Gerichtsbarkeit 
des  Wohnsitzes. 

Der  Richter  hat  das  Zivilrecht  des  anderen  Kantons  von  Amtswegen 
anzuwenden.  Vorbehalten  bleiben  die  kantonalen  Vorschriften,  betreffend  die 
Beweiserhebung  über  Statutar-  und  Gewohnheitsrecht. 

Art.  3.  Der  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  befindet  sich  an  dem 
Orte,  wo  Jemand  mit  der  Absicht,  dauernd  zu  verbleiben,  wohnt. 

Die  Unterbringung  einer  Person  in  einer  Erziehnngs-,  Pflege-,  Versorgungs-, 
Heil-  oder  Strafanstalt  begründet  für  dieselbe  keinen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses 
Gesetzes;  ebensowenig  der  Aufenthalt  an  einem  Orte  zum  Zwecke  des  Be- 
suches einer  Lehranstalt. 

Der  einmal  begründete  Wohnsitz  einer  Person  dauert  bis  zum  Erwerb 
eines  neuen  Wohnsitzes  fort. 

Niemand  hat  an  zwei  oder  mehreren  Orten  zugleich  seinen  Wohnsitz. 

Art.  4.    Als  Wohnsitz  der  Ehefrau  gilt  der  Wohnsitz  des  Ehemannes. 

Als  Wohnsitz  der  in  elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  gilt  der  Wohn- 
sitz des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt. 

Als  Wohnsitz  der  unter  Vormundschaft  stehenden  Personen  gilt  der 
Sitz  der  VormundschaftsbehOrde. 

Art  5.  Wenn  Jemand  in  mehreren  Kantonen  heimathberechtigt  ist, 
so  gilt  für  die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  als  Heimath 
derjenige  Heimathkanton,  in  welchem  er  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat, 
und  falls  er  seinen  Wohnsitz  niemals  in  einem  der  Heimathkantone  gehabt 
hat,  derjenige  Kanton,  dessen  Bürgerrecht  er  oder  seine  Vorfahren  zuletzt 
erworben  haben. 

Art.  6.  Wenn  in  den  Gebietstheilen  eines  und  desselben  Kantons  nicht 
dieselben  Rechtsnormen  in  Kraft  bestehen,  so  gilt  als  Wohnsitzrecht  eines 
Niedergelassenen  oder  Aufenthalters  das  Recht  desjenigen  Kantonsgebietes, 
in  welchem  derselbe  wohnt,  'als  Heimathrecht  das  Recht,  welches  in  derjenigen 
Gremeinde  in  Kraft  besteht,  deren  Bürger  er  ist. 

Bei  mehrfacher  Heimathberechtigung  in  einem  solchen  Kanton  findet 
die  Vorschrift  des  Art.  5  entsprechende  Anwendung. 


isitzes  sind  zuständig.    Davon  bestehen  einige  Ausnahmen  zu  Gunsten  des 
Rechtes  und  der  Behörden  des  Heimathsstaates. 
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B.  Partonen-  und  familianracbtllche  Varhlitnltso. 
1.  Persönliche  Handlungsfähigkeit. 

Art.  7.  Die  persönliche  HandlungsflÜiigkeit  der  Ehefrau  wird  fOr  die 
Dauer  der  Ehe  durch  das  Recht  des  Wohnsitses  bestimmt. 

Die  Befugnisse  der  Minderjährigen  gegenüber  den  Inhabern  der  elter- 
lichen oder  Yormundschaftlichen  Gewalt  bestimmen  sich  nach  demjenigen 
Rechte,  welches  für  die  elterliche  Gewalt  oder  die  Vormundschaft  gilt 

Die  Jahrgebung  (Yolljährigkeitserklärung)  unterliegt  dem  Rechte  und 
der  Gerichtsbarkeit,  welche  für  die  elterliche  oder  vormundschaftliche  Gewalt 
massgebend  sind. 

Die  Testirfähigkeit  beurtheilt  sich  nach  dem  Rechte  des  Wohnsitzes 
zur  Zeit  der  Errichtung  des  letzten  Willens. 

2.  Familienstand. 

Art.  8:  Der  Familienstand  einer  Person,  insbesondere  die  Frage  der 
ehelichen  oder  unehelichen  Geburt,  die  Frage  der  Wirkungen  einer  freiwilligen 
Anerkennung  oder  einer  durch  die  Behörden  erfolgten  Zusprechung  Unehelicher, 
die  Frage  der  Adoption  (Wahlkindschaft)  bestimmt  sich  nach  dem  heimath- 
lichen  Rechte  und  unterliegt  der  Gerichtsbarkeit  der  Heimath. 

Als  Heimath  gilt  in  diesen  Fällen  der  Heimathkanton  des  Ehemannes, 
des  Vaters,  der  adoptirenden  Person. 

3.  Elternrecht. 

Art  9.  Die  elterliche  Gewalt  bestimmt  sich  nach  dem  Rechte  des 
Wohnsitzes. 

Die  Unterstützungspflicht  zwischen  Verwandten  richtet  sich  nach  dem 
heimathlichen  Rechte  des  Unterstützungspflichtigen. 

4.  Vormundschaft. 

Art  10.  Für  die  Vormundschaft  ist  unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen 
der  Art  12 — 15  ausschliesslich  massgebend  das  Recht  des  Wohnsitzes  der 
Person,  welche  unter  Vormundschaft  zu  stellen  ist  oder  über  welche  eine 
Vormundschaft  bereits  bestellt  ist 

Art.  11.  Das  Vormundschaftsrecht  im  Sinne  dieses  Gesetzes  umiasst 
sowohl  die  Vorschriften  über  die  Fürsorge  für  die  Person  des  Bevormundeten 
wie  die  Vorschriften  über  die  Vermögensverwaltung. 

Art  12.  Die  Vormundschaftsbehörde  des  Wohnsitzes  hat  derjenigen 
des  Heimathkantons  von  dem  Eintritt  und  von  der  Aufhebung  einer  Vormund- 
schaft, sowie  von  dem  Wohnsitzwechsel  des  Bevormundeten  Kenntniss  zu 
geben  und  derselben  auf  Verlangen  über  alle  die  Vormundschaft  betreffenden 
Fragen  Aufschluss  zu  ertheilen. 

Art.  13.  Wenn  über  die  religiöse  Erziehung  eines  bevormundeten 
Minderjährigen  nach  Massgabe  der  Bestimmung  des  Art.  49  Abs.  3  der  Bundes- 
verfassung eine  Verfügung  zu  treffen  ist,  so  hat  die  Vormundschaftsbehörde 
des  Wohnsitzes  in  dieser  Beziehung  die  Weisung  der  Vormundschaftebehörde 
der  Heimaih  einzuholen  und  zu  befolgen. 
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Art.  14.  Die  zostftndigen  Behörden  des  Heimaihkantons  sind  berechtigt» 
die  Beyormandimg  der  Bürger  ihres  Kantons,  welche  ausserhalb  des  Heimath- 
kantons ihren  Wohnsitz  haben,  bei  den  znstftndigen  Behörden  des  Wohnsitz- 
kantons zu  beantragen.  Einem  solchen  Antrage  mnss  Folge  gegeben  werden, 
sofern  die  Bevormundung  nach  Massgabe  des  Rechts  des  Wohnsitzes  als  be- 
gründet erscheint. 

Art  15.  Wenn  die  Behörde  des  Wohnsitzes  die  persönlichen  oder  ver- 
mögensrechtlichen Interessen  des  Bevormundeten  oder  die  Interessen  seiner 
Heimathgemeinde  gefthrdet  oder  nicht  gehörig  zu  wahren  in  der  Lage  ist» 
oder  wenn  die  Wohnsitzbehörde  die  Weisung  der  Heimathbehörde  in  Bezug 
auf  die  religiöse  Erziehung  eines  Eindes  nicht  befolgt,  so  kann  die  Heimath- 
behörde  verlangen,  dass  die  Vormundschaft  ihr  abgegeben  werde. 

Art.  16.  Streitigkeiten  Aber  die  in  Art.  14  und  15  vorgesehenen  An- 
träge und  Begehren  der  Heimathbehörde  entscheidet  auf  Klage  dieser  Behörde 
in  letzter  Instanz  das  Bnndesgericht  als  Staatsgenchtshof.  In  dringenden 
Fällen  trifit  der  Präsident  des  Bundesgerichts  zum  Schutze  bedrohter  Inter- 
essen vorsorgliche  Verfügungen. 

Art  17.  Bewilligt  die  Vormundschaftsbehörde  dem  Bevormundeten 
einen  Wohnsitzwechsel,  so  geht  das  Recht  und  die  Pflicht  zur  Fflhrung  der 
Vormundschaft  auf  die  Behörde  des  neuen  Wohnsitzes  über  und  ist  das  Ver- 
mögen des  Bevormundeten  an  diese  zu  verabfolgen. 

Art  18.  Die  gleichzeitige  Führung  der  Vormundschaft  im  Wohnsitz- 
nnd  im  Heimathkanton  ist  unzulässig. 

5.  Güterrecht  der  Ehegatten. 

Art.  19.  Die  Güterrechtsverhältnisse  der  Ehegatten  unter  einander 
werden,  vorbehaltlich  des  Art.  20,  fttr  die  ganze  Dauer  der  Ehe,  auch  dann, 
wenn  die  Ehegatten  in  der  Folge  ihren  Wohnsitz  in  den  Heimathkanton  ver- 
legen, von  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  beherrscht  Im 
Zweifel  ist  als  erster  ehelicher  Wohnsitz  der  Wohnsitz  des  Ehemannes  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  anzusehen. 

Fttr  die  GflterrechtsverhältniBse  der  Ehegatten  gegenüber  Dritten  ist 
massgebend  das  Recht  des  jeweiligen  ehelichen  Wohnsitzes;  dasselbe  bestimmt 
insbesondere  die  Rechtsstellung  der  Ehefrau  den  Gläubigem  des  Ehemannes 
gegenüber  im  Konkurs  des  Ehemannes  oder  bei  einer  gegen  denselben  vor- 
genommenen Pftndung. 

Art.  20.  Wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  wechseln,  so  können  sie 
mit  Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  des  neuen  Wohnsitzes  durch  £<in- 
reichung  einer  gemeinschaftlichen  Erklärung  bei  der  zuständigen  Amtsstelle 
(Art  86  lit  b)  ihre  Rechtsverhältnisse  auch  unter  sich  dem  Rechte  des  neuen 
Wohnsitzes  unterstellen. 

Die  Erklärung  wirkt  auf  den  Zeitpunkt  des  Beginnes  des  Güterrechts- 
verhältnisses zurück. 

Art.  21.  Die  an  einem  ehelichen  Wohnsitze  durch  besonderes  Rechts- 
geschäft erworbenen  Rechte  Dritter  werden  durch  einen  Wohnsitzwechsel  der 
Ehegatten  nicht  berührt. 

Böhm,  Intern.  Nachlassbehandlimg.  27 
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C.  ErbrMht 

Art  22.  Die  Erbfolge  richtet  sich  nach  dem  Rechte  des  leisten  Wohn- 
sitzes des  Erblassers. 

Durch  letztwillige  YerfUgimg  oder  durch  Erbvertrag  kann  jedoch 
.Jemand  die  Erbfolge  in  seinen  Nachläse  dem  Rechte  seines  Heimathkantons 
unterstellen. 

Art.  23.  Die  Eröffiiung  der  Erbschaft  erfolgt  stets  fOr  die  Gesammt- 
heit  des  Vermögens  an  dem  letzten  Wohnsitze  des  Erblassers. 

Art  24.  Letztwillige  Yerf&gungen,  Erbvertrftge  und  Schenkungen  auf 
den  Todesfall  sind  hinsichtlich  ihrer  Form  gttltig,  wenn  sie  dem  Rechte  des 
Errichtungsortes  oder  demjenigen  des  Wohnsitzkantons  zur  Zeit  der  Errichtung 
des  Aktes  oder  zur  Zeit  des  Ablebens  des  Erblassers  oder  demjenigen  des 
Heimathkantons  des  Erblassers  entsprechen. 

Art  25.  Ein  Erbvertrag  beurtheilt  sich  hinsichtlich  seines  Inhalts, 
wenn  er  zwischen  Verlobten  abgeschlossen  wurde,  nach  dem  Rechte  des  ersten 
ehelichen  Wohnsitzes,  in  allen  anderen  Fftllen  nach  dem  Rechte  des  Wohn- 
sitzes des  Erblassers  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses.  Vorbehalten  bleiben 
die  Bestimmungen,  welche  das  für  die  Erbfolge  massgebende  Recht  (Art  22) 
hinsichtlich  des  Notherbenrechts  enth&lt. 

Art  26.  ErbrechÜiche  Verhältnisse,  die  in  Folge  des  Ablebens  eines 
Ehegatten  eintreten  und  mit  dem  Familienrechte  zusammenhängen,  beur- 
theilen  sich  nach  dem  ftlr  die  Erbfolge  massgebenden  Recht  (Art.  22);  sie 
werden  durch  späteren  Wohnsitzwechsel  des  überlebenden  Ehegatten  nicht 
geändert. 

Art.  27.  Das  Pflichttheilsrecht  bei  Schenkungen  unter  Lebenden  oder 
auf  den  Todes&ll  richtet  sich  nach  dem  für  die  Erbfolge  in  den  Nachläse  des 
Schenkers  massgebenden  Rechte  (Art.  22). 

Zweiter  Titel. 
Die  zivüreohtliohen  VerhältniBse  der  Schweizer  im  Auslande. 

Art.  28.  Soweit  nicht  Staatsverträge  besondere  Bestinmiungen  eni> 
halten,  gelten  für  die  personen-,  familien-  und  erbrechtlichen  Verhältnisse  der 
Schweizer,  welche  im  Auslande  ihren  Wohnsitz  haben,  folgende  Regeln: 

1.  Sind  diese  Schweizer  nach  Massgabe  der  ausländischen  Gesetzgebung 
dem  ausländischen  Rechte  unterworfen,  so  erstreckt  sich  die  Anwendung  des 
ausländischen  Rechts  nicht  auf  ihre  in  der  Schweiz  gelegenen  Liegenschaften ; 
es  gilt  vielmehr  in  Bezug  auf  solche  Liegenschaften  das  Recht  nnd  der 
Gerichtsstand  des  Heimathkantons. 

2.  Sind  diese  Schweizer  nach  Massgabe  der  ausländischen  Gesetzgebung 
dem  ausländischen  Rechte  nicht  unterworfen,  so  unterstehen  sie  dem  Rechte 
und  dem  Gerichtsstand  des  Heimathkantons. 

Art.  29.  Wenn  bevormundete  Schweizer  die  Schweiz  verlassen,  so 
wird  die  Vormundschaft,  solang  der  Grund  der  Bevormundung  fortbesteht, 
von  der  bisherigen  Vormundschaftsbehdrde  fortgeführt. 

Die  in  Art.  15  der  heimathlichen  VormundschaftsbehOrde  eingeräumten 
Befugnisse  bleiben  gleichfalls  in  Geltung. 
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Ari  80.  Wird  die  Bestellimg  einer  VormiuidBchaft  über  eine  aus- 
wandernde oder  landesabwesende  Person  nöthig,  so  ist  hiefür  die  Behörde  des 
Heimaihkantons  zuständig. 

Art  81.  Haben  schweizerische  Ehegatten  ihren  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitz im  Aaslande,  so  bestimmen  sich  ihre  gttterrechtiichen  Verhältnisse  nach 
dem  Rechte  des  Heimathkantons,  soweit  für  dieselben  nicht  das  ausländische 
Recht  massgebend  ist. 

Das  fOr  schweizerische  Elhegatten  in  der  Schweiz  begründete  Güter- 
rechtsverhältniss  wird  durch  Verlegung  des  ehelichen  Wohnsitzes  ins  Ausland 
nicht  geändert»  yorausgesetzt,  dass  das  ausländische  Recht  dieser  Fortdauer 
nicht  entgegensteht. 

Wenn  schweizerische  Eheleute  aus  dem  Auslande  in  die  Schweiz  zurück- 
kehren, so  setzen  sie  untereinander  das  Rechtsverhältniss  fort,  das  im  Aus- 
lande für  sie  Geltung  hatte.  Sie  sind  jedoch  berechtigt,  von  der  in  Art.  20 
den  Ehegatten  eingeräumten  Befiigmss  Gebrauch  zu  machen.  Dritten  gegen- 
über kommt  die  Vorschrift  des  Art  19  Abs.  2  zur  Anwendung. 

Dritter  Titel. 

Die  zivilreohtliohen  VerhältniBse  der  Ausländer 

in  der  Schweiz. 

Art.  82.  Die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  auf  die  Aus- 
länder, welche  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben,  entsprechende  Anwendung. 

Art.  83.  Die  über  einen  Ausländer  in  der  Schweiz  angeordnete  Vor- 
mundschaft ist  auf  Begehren  der  ausländischen  zuständigen  Heimathbehörde 
an  diese  abzugeben,  sofern  der  ausländische  Staat  Gegenrecht  hält 

Art.  84.  Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen  der  Staats- 
verträge,  sowie  die  Bestimmungen  des  Art  10  Abs.  2  und  8  des  Bundes- 
gesetzes, betreffend  die  persönliche  Handlungsfähigkeit^   vom  22.  Juni  1881. 

Vierter  Titel. 
Uebersranffe-  und  Sohlussbestimmimgen. 

Art.  85.  Der  Bundesrath  sorgt  dafür,  dass  der  üebergang  der  Vor- 
mundsohaftsverwaltungen  auf  den  Wohnsitzkanton  nach  Massgabe  dieses  Ge- 
setzes in  angemessener  Frist  vollzogen  wird. 

Art  86.    Die  Kantone  bezeichnen: 

a)  die  zur  Beurtheilung  der  in  Art.  16  erwähnten  Vormundschafts- 
streitigkeiten zuständigen  kantonalen  Behörden,  sofern  sie  nicht  die 
Beurtheilung  solcher  Streitigkeiten  in  erster  und  letzter  Instanz  dem 
Bundesgerioht  anheimsteUen ; 

b)  die  zur  Genehmigung  von  Erklärungen  gemäss  Art  20  zuständige 
Behörde  sowie  die  Amtsstelle,  welche  dieselbe  entgegen  zu  nehmen  hat 

Art.  37.  Die  in  Art  20  eingeräumte  Befugniss  steht  auch  den  zur 
Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  bereits  verehelichten  Personen  zu. 

Art  88.  Das  Bundesgericht  beurtheilt  nach  dem  für  staatsrechtliche 
Entscheidungen  vorgeschriebenen  Verfahren  die  Streitigkeiten,  zu  denen  die 
Anwendung  dieses  Gesetzes  Anlass  geben  kann. 

27* 
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Art.  89.  Auf  den  Zeitpunkt^  in  welchem  das  vorliegende  Gesetz  in 
Kraft  tritt,  werden  alle  demselben  widersprechenden  Bestimmongen  der  eid- 
genössischen nnd  kantonalen  (Gesetzgebung  aufgehoben;  desgleichen  treten 
auf  gedachten  Zei^unkt  ausser  Wirksamkeit: 

1.  das  Konkordat  Aber  Yormundschaftliche  und  BevogtungsverhAltnisae 
Yom  15.  Juli  1822; 

2.  das  Konkordat  über  Testirungsfilhigkeit  und  Erbrechtsyerhältnisse 
vom  15.  Juli  1822. 

Art  40.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen 
des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  dieses  Gesetz  bekannt  zu  machen  und 
den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  festzusetzen. 

n«  Ueber  das  in  den  einzelnen  Kantonen  geltende  Recht  ist 
Folgendes  anzuführen.^) 


*)  Das  Handbuch  von  Advokat  Friedr.  Schlatter  in  Zürich,  betitelt 
.Rechtskalender  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft*  (unter 
Mitwirkung  namhafter  Juristen  aus  den  einzelnen  Kantonen  herausgegeben, 
Zürich,  3.  Aufl.  1895),  enth&lt  eine  gedrängte  Darstellmig  der  für  den  Verkehr 
wichtigsten  Vorschriften  des  Zivil-  und  Prozessrechtes,  der  Organisation  der 
Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  u.  A.  Speziell  mit  den  Materien  der  Vor- 
mundschaft, des  ehelichen  Güterrechts  und  des  Erbrechts  befasst  sich  C.  Lardy, 
Les  LSgislations  Cimles  des  Cantons  Suisses  en  mcUüre  de  tutelle  etc.,  deuxihne 
edition,  Paris  1877.  Beiden  Werken  sind  die  oben  folgenden  Bestimmungen 
zum  grossen  llieile  entnonmien.  Auch  Starr,  die  Rechtshülfe  in  Oesterreich 
gegenüber  dem  Auslande  1878,  und  neuestens  Jettel,  Handbuch  des  intern. 
Privat-  etc.  Rechts  1893,  geben  ausführliche  Daten  über  die  Nachlassbehand- 
lung  in  den  einzelnen  Kantonen,  namentiich  gegenüber  dem  Auslande,  welche 
jedoch  jetzt  nur,  soweit  sie  nicht  mit  den  Bestimmungen  des  obigen  Gesetzes 
vom  25.  Juni  1891  in  Widerspruch  stehen,  Gültigkeit  haben  werden. 

Weitere  Literatur:  Huber,  System  und  Geschichte  des  Schweizeri- 
schen Privatrechts,  4  Bde.,  1886—1893. 

Ueber  die  ehelichen  Güterverhältnisse  in  der  Schweiz  gibt 
Dr.  Schreiber  in  Arth  eine  systematische  Zusammenstellung  der  geltenden 
Rechte  in  2  Lieferungen,  Bern  1880  und  1881. 

Bezüglich  der  erbrechtliohen  Bestimmungen  in  den  Schweizer  Kan- 
tonen 8.  auch  Rivier,  Les  successions  d  cause  de  mort  en  Suisse,  in  Bevfus 
de  droit  international  etc,,  tom.  IX  (1877)  p.  239  ff.,  881  ff.;  femer  Huber, 
die  schweizerischen  Erbrechte  in  ihrer  Entwickelung,  1872. 

üeber  Erwerb  und  Verlust  des  Schweizer  Bürgerrechts  vgl  die  Ab- 
handlung von  Alfred  Martin  in  Revue  etc.,  tom.  X  (1878)  p.  317  ff. 

Zeitschriften:  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  von  Professor 
A.  Heusler  in  Basel,  Basel  bei  DeÜaff;  Zeitschrift  für  schweizerische  Gesetz- 
gebung und  Rechtspflege  von  Bezirksrichter  Ulrich  in  Zürich  (bisher  34  Bde.); 
Zeitsc&ift  des  bernischen  Juristen  Vereins,  Organ  für  Rechtspflege  und 
Gesetzgebung  der  Kantone  Bern,  Aargau,  Solothum  und  Luzem,  von  Professor 
Dr.  A.  Zeerleder,  Bern  bei  Heller  (bisher  29  Bde.). 

Für  die  Angaben  über  die  Grerichtssitze  bildet  zunftchst  das  im  Zentral- 
blatte für  das  Deutsche  Reich  1888  S.  107  ff.  und  im  bayer.  Justizministerial- 
blatte 1888  S.  95  veröffentlichte  Verzeichniss  der  schweizerischen  Gerichts- 
behörden in  den  Kantonen  die  Grundlage.  —  Ueber  die  Organisation  der  Vor- 
mundschaftsbehürden  in  den  einzelnen  Kantonen  s.  Zeitschx^  f.  intern.  Privat^ 
etc.  Recht,  Bd.  H  S.  627  f. 
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Kanton  Zflridh«^ 

In  der  Regel  sind  nach  Züricher  Oesetzen  die  Erben  berechtigt, 
ohne  Yermittelung  einer  Behörde  die  Erbschaft  in  Besiti  zu  nehmen. 
Bind  minderjährige,  unter  ö£Fentliche  Yormandschaft  gehörende  Erben 
Torhanden,  so  hat  der  Oemeinderath  als  Yormundschafts- 
behörde  f&r  InTcntarisation  und  Sicherang  des  Nachlasses,  dessen 
Yerwaltung  und  allenfallsige  Theilnng  zn  sorgen; 

Eine  Intervention  der  Oerichte  bei  Eröffnung  yon  Yerlassen- 
Schäften  findet  nur  in  einzelnen  durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Fällen 
statt  zum  Schutze  der  Erben  und  Erbsohaftsgläubiger. 

Speziell  hat  das  Oericht  einzuschreiten  bei  dem  Tode  eines 
Ausländers,  sofern  die  Erben  gar  nicht  oder  nur  zum  Theile  im 
Kanton  Zürich  wohnen. 

Die  Bewilligung  des  öffentlichen  luTentars  und  der  Siegelung 
Yon  Yerlassenschaften  durch  den  Notar  (s.  unten),  die  Fristansetzung 
zur  Ausschlagung  yon  Erbschaften  und  zur  Liquidation  yon  Nach- 
lässen erfolgt  yon  den  Bezirksgerichten.^ 

Das  Züricher  Recht  kennt  drei  Testamentsformen:  das 
notarielle  Testament  (§§  998  u.  1003  des  priyatr.  O.-B.;  das 
eigenhändige  (holographe)  Testament  (§§  996  u.  997  I.e.)  und 
das  mündliche  Testament  Zur  Gültigkeit  eines  eigenhändigen 
Testaments  ist  die  eigenhändige  Niederschrift  und  Unterschrift  des 
Testators,  sowie  die  Deponirung  bei  einem  Notar  nothwendig.  Die 
Errichtung  des  mündlichen  Testaments  ist  nur  ausnahmsweise  in 
plötzlicher  Todesgefahr  gestattet. 

Zur  Testirfähigkeit  gehört  das  16.  Lebensjahr. 


*)  üeber  Rechtsquellen  rPrivatrechÜiches  Gesetzbuch  ftkr  den  Einton 
Zürich,  11.  Band  der  offiziellen  Sammlung;  Bluntschli,  das  Zürcherische 
Personen-  und  Familienrecht,  4  Bde.,  1865^1872;  Lehr,  Code  civü  du  cantan 
Zürich  de  18S7,  Paris  1891;  Schneider,  priyatrechU.  Gesetzbuch  für  den 
fijUDLton  Zürich,  1888;  Ülmer^  Kommentar  zum  priyatrechtl.  Gesetzbuche, 
4  Bde.  1870,  Supplem.  1878)  s.  auch  Sohlatter  a.  a.  0.  S.  1  if.;  Neubauer, 
die  fremdländischen  (ausserhalb  des  Deutschen  Reichs)  geltenden  Zirilgesetz- 
bücber,  bzw.  Ziyilrechte,  mit  besonderem  Hinblick  auf  das  Erbrecht,  in  der 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  von  BernhOft  und  Gohn, 
Bd.  III  (1881)  S.  802;  Lardy  p.  359;  Bivier  p.  859. 

^  Bezirksgerichte  im  Kanton  Zürich  sind  in :  Zürich,  Affoltem,  Borgen, 
Meilen,  Hinweil,  üster,  Pfäffikon,  Winterthnr,  Grossandelfingen,  Bfilach  und 
Dielsdorf. 

Das  Obergericht  ist  in  Zürich.  Dem  Obergericht  kommt  auch  die  Be- 
antwortung von  ItequisitionsBchreiben  fremder  Gerichte  zu.  Untere  Vormund- 
BchaftsbehOrde:  1.  Instanz:  Gemeinderath,  2.  Instanz:  Bezirksrath.  Obere: 
Regierungsraih. 

Ueber  den  dermaligen  Stand  der  unteren  und  oberen  Yerwaltungs- 
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Ehefraaen,  im  Allgemeinen  unter  YormnndBchaft  deaManneSf 
können  ohne  Einwilligung  deBselben  teatiren.^ 
Oesetzliohe  Erbfolgeordnung. 

A.  Die  erbfShigen  Verwandten.     Berufen  sind: 

1.  die  ehelichen  Nachkommen  (Kinder,  eTentuell  Enkel  und 
Urenkel);  in  Ermangelung  solcher: 

2.  die  ehelichen  Eltern,  eyentuell  die  Geschwister  des  Erb- 
lassers,  deren  Kinder  und  Enkel;  in  Ermangelung  solcher: 

8.  die  Grosseltem  und  ihre  ehelichen  Nachkommen;  in  Er- 
mangelung solcher: 

4.  die  Urgrosseltem,  nicht  auch  deren  Nachkommen. 

Der  Pflichttheil  beträgt:  für  die  ehelichen  Nachkommen  drei 
Viertel  ihres  gesetzlichen  Erbtheils,  ffir  die  Eltern  swei  Viertel  und 
die  Geschwister  ein  Viertel,  ebenso  für  deren  Nachkommen  ein 
Viertel  und  für  die  Grosseltern  ein  Viertel.  —  Vermächtnisse  dflrfen 
(auch  wenn  blos  Erben  ohne  Pflichttheilsberechtigung  da  sind)  nie 
mehr  als  neun  Zehntel  der  reinen  Verlassenschaft  betragen  (Pr.G.  1031). 

B.  Der  überlebende  Ehegatte^)  erbt  nur  in  Ermangelang 
erbfähiger  Verwandtschaft.  Im  Uebrigen  erhält  er  neben  jenen 
(ausser  den  Hochzeitsgeschenken  und  dem  Hausrath,  so  lange  dieser 
nicht  ein  Viertel  der  reinen  Verlassenschaft  übersteigt)  die  Siatutar- 
portion*     Sie  beträgt 

1.  bei  Nachkommen:  ein  Achtel  zu  eigen  oder  die  Hälfte  zur 
Nutzniessung ;  ferner  wenn  diese  Nachkommen  des  Erblassers 
nicht  Enkel,  sondern  Kinder  sind:  während  deren  Minder- 
jährigkeit und  ihrem  Verbleiben  in  der  Haushaltung  die 
Hälfte  (wenn  es  die  Mutter  ist,  die  ganze)  Nutzniessung  an 
den  Erbtheilen  derselben,  bis  das  Jüngste  Tolljährig  ge- 
worden ist; 

2.  bei  Erben  aus  der  elterlichen  Parentel  (Eltern,  Geschwister, 
Kindern  von  Geschwistern):  ein  Viertel  zu  eigen  oder  die 
Nutzniessung  ganz; 

3.  bei  Erben  aus  der  grosselterlichen  Parentel  (Grosseltem; 
Onkel,  Neffen  etc.) :  zwei  Viertel'  zu  eigen  und  die  Nutz- 
niessung am  Rest; 

behörden  in  Vormundschaftssachen  in  den  einzelnen  Kantonen  s.  Zeitschr.  f. 
intern.  Privat-  etc.  Recht.  Bd.  II  S.  627  ff. 

^  Schreiber  S.  18;  Lardy  p.  358. 

")  Ueber  eheliches  Güterrecht  s.  Ausführliches  bei  Schlatter,  Rechts- 
kalender etc.,  S.  26  ff 
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4.  bei  UrgroBseltern  alg  BrboB :  drei  Viertel  zu  eigen  nnd  die 
NutsnioBSung  am  Rest. 

Pfliohttheil:  drei  Viertel  der  erbreohtlichen  Vortheile.  Recht, 
zu  Gunsten  des  fiberlebenden  Ehegatten  fiber  das  hinaus,  was  ihm 
zn  eigen  zukommt  kraft  Oesetz  (und  kraft  Testament  zu  eigen  zu- 
gewendet worden  ist),  die  lebenslängliche  Nutzniessung  an  dem 
Rest  der  Verlassenschaft  zu  testiren,  wobei  jedoch  die  Erbtheile  ehe- 
licher Nachkommen  mit  deren  Volljährigkeit  oder  Heirath  zur  Hälfte 
Ton  der  Nutzniessung  wieder  frei  werden.  (Pr.  Q.  975.)*) 

Das  Vormundschaftswesen  ist  einem  Ausschusse  des  Oe- 
meinderathes  —  Waisenamt  — ,  in  zweiter  Instanz  dem  Bezirk s- 
rath  übertragen.     Obere  Verwaltungsbehörde  ist  der  Regierungsrath. 

Eigentliche  Notare,  d.  h.  ausschliesslich  f&r  Aufnahme  und 
Beglaubigung  Ton  Rechtsakten  bestellte  Beamte  gibt  es  nicht.  Das 
Notariat  bildet  vielmehr  einen  Theil  der  amtlichen  Thätigkeit  der 
Landschreiber,  welche  den  Notariatskanzleien  des  Kantons  vor- 
stehen und  deshalb  einfach  Notare  genannt  werden.  In  dieser  Eigen- 
schaft kommt  den  Landschreibem,  welche  auch  die  OrundprotokoU- 
Beamten  sind,  die  Mitwirkung  bei  Errichtung  letztwilliger  Verord- 
nungen, die  Aufnahme  von  Inventaren,  Siegelungen,  Beglaubigung 
von  Unterschriften  u.  s.  w.  zu.  Die  aufgenommenen  Akte  zählen  zu 
den  öffentlichen  Urkunden  und  gemessen  amtlichen  Glauben.  Auf- 
sichtsbehörde ist  das  betreffende  Bezirksgericht,  als  zweite  Instanz 
das  Obergericht.  ^^) 

Kanton  Bem.^0 

Die  Justizbehörden  ^')  befassen  sich  (im  alten  Kanton)  ausser 
in  Streitfällen  nicht  mit  Nach  las  s Sachen.     Soweit    desfalls  eine 


y  Schiatter  a.  a.  0.  S.  31  f. 

*^  Schiatter  a.  a.  0.  S.  32;  Gesetze  vom  20.  Juni  1839  nnd  vom 
24.  Herbstmonat  1873.  Näheres  s.  auch  Hannemann,  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit in  der  Schweiz,  in  Zeitschrift  fllr  Notariat  und  freiwillige  Gerichts- 
barkeit (Wien),  Jahrg.  1893  S.  193  ff. 

")  üeber  Rechtsquellen  (Zivilgesetzbuch  fßr  den  Kanton  Bern, 
herausgegeben  von  Prof.  Dr.  König,  Bern  1883,  II.  Aufl.;  von  demselben: 
Bemische  Zivil-  und  Zivilprozessgesetze  nach  den  Entscheidungen  des  Appel- 
lations-  und  Kassationshofes  und  des  Bundesgerichts  «eriäutert,  Bern  1B83; 
N  ig  gel  er  n.  Vogt,  Sammlung  der  Zivil-  etc.  Gesetze  des  Kantons  Bern, 
8.  Aufl.,  2  Bde.)  s.  Schiatter  S.  37  ff;  Neubauer  a.  a.  0.  S.  300;  Rivier 
a.  a.  0.  p.  857.  S.  auch  Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins  von  Prof. 
Zeerleder  in  Bem.  Das  Bemische  Zivügesetz  ist  eine  Nachbildung  des 
Österreichischen;  nur  Erbrecht  und  eheliches  Güterrecht  sind  im  Ganzen 
national. 

^')  Gerichtsbehörden  sind: 
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amtliche  EinmiBchung  stattzufinden  hat,^')  sind  die  Gemeindebehörden 
(Gemeinderat h)  zaständig,  welche  auch  —  in  den  beTolkerten 
Gemeinden  durch  besondere  Kommissionen  —  das  Yormnndsohafts- 
wesen  föhren/^)  letzteres  unter  Aufsicht  des  Regierungsrathes.  Den 
Notaren  kommt  insbesondere  die  Mitwirkung  bei  Errichtung  Ton 
letitwilligen  Verfügungen,  bei  Abfassung  von  Verträgen,  ebenso  auch 
die  Beglaubigung  von  Unterschriften  zu.  Aufsichtsbehörde  ist  die 
Justizdirektion.  ^^ 

Testamente.  Im  alten  Kanton  dürfen  Mannspersonen,  welche 
Notherben  haben,  nur  über  den  dritten  Theil  ihres  Vermögens,  Weibs- 
personen im  gleichen  Falle  nur  über  des  Yorbehaltene  Gut  verfügen. 
Im  Uebrigen  kann  der  Erblasser  unbeschränkt  über  sein  Vermögen 
yerfügen,  wenn  er  die  gesetzlichen  Formen  des  Testamentes  (eigen- 
handiges  oder  notarielles)  beobachtet.  Im  neuen  Kanton  unterliegt 
die  Testirfahigkeit  mittels  eigenhändiger,  mystischer  und  Öffentlicher 
Tor  Notar  und  Zeugen  errichteter  Testamente  Ton  Ehefrauen  keiner 
speziellen  Beschränkung;  diejenige  der  Minderjährigen  ist  auf  die 
Hälfte  beschränkt,  wenn  sie  über  16  Jahre  alt  sind;  jüngere  sind 
gänslich  testirunfähig.^^ 

der  Gerichtspräsident,  das  Amtsgericht  und  der  Regierangsstatthalter 
in  Aarberg;  der  Regienmgsstattfaalter  in  Aarwangen,  Bern,  Biel;  der 
Gerichtspräsident,  das  Amtsgericht  und  der  Regierangsstatthalter  in 
Bttren;  der  Regierangsstatthalter  in  Bargdorf,  Goartelarg,  Delsberg 
(Dälämont).  ErJach,  Fraubrannen,  SaigneT^gier,  Fratigen,  Interlaken, 
Schlosswil,  Laufen,  Laupen,  Münster  (Montier),  Neuenstadt  (Neuve- 
ville),  Wünmis,  Nidau,  Meiringen,  Blankenburg,  Prontrut  (Porrentruy), 
Saanen,  Schwarzenburg,  Belp,  Langnau,  Thon,  Trachselwald,  Wangen 
(an  der  Aare). 
Der  Appellations-  und  Eassationshof  des  Eantons  ist  in  Bern. 
")  Die  V  ersiegelung  des  Nachlasses  ist  nothwendig,  wenn  ein  Testament 
sich  vorfindet,  wenn  nicht  alle  Erben  gegenwärtig  sind,  wenn  einer  der  Erben 
minderjährig  oder  unter  Vormundschaft  ist,  wenn  einer  von  ihnen  die  Siegelung 
verlangt  oder  die  Recfatswohlthat  des  Inventars  nachsucht.    Bei  Betheiligung 
von  Minderjährigen  ist  jedesmal  ein  notarielles  Inventar  nothwendig.    Ausser- 
dem findet  in  der  Regel  eine  amtliche  Einmischung  nicht  statt    Die  Erben 
haben  eine  SOtägige  Frist  zur  Annahme,  Ausschlagung  oder  Nachsuchnng  des 
Inventars.    Stillschweigen  während  dieser  Frist  wird  für  Annahme  angesehen, 
jedoch  nur  bei  den  Notherben,  welche  im  Lande  anwesend  sind.  Wenn  landes- 
abwesende Erben  innerhalb  der  bezeichneten  Frist  sich  nicht  melden,  kann 
auf  Antrag  der  Gläubiger  ein  ausserordentlicher  Kurator  für  die  Erbschaft 
aufgestellt  werden.     Lardy  a.  a.  0.  p.  76  u.  77. 

1^)  Ordentliche  Vormundschaftebehörde  ist  der  Gemeinderath  der  Heimath- 
gemeinde, für  Eantonsfremde,  Niedergelassene  und  Aufenthalter  der  Einwohner- 
gemeinderath  der  Wohngemeinde;  Seh  latter  a.  a.  0.  S.  58. 

^^)  Die  ziemlich  komplizirte  Gesetzgebung  über  das  Notariat  findet  sich 
zusammengestellt  in  einem  Anhange  zu  Band  II  der  obenangeführten  Samm- 
lung von  Niggeler  u.  Vogt. 

")  Schlatter  S.  54  u.  70. 
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Im  Falle  der  Betheiligung  obrigkeitlich  BeTormundeter  bei 
Erbschaften  hat  der  Vogt  regelm&Bsig  ein  Inventar  zu  yeranetalten, 
nach  dessen  Ergebniss  die  Yonnandschaftsbehörde  ihn  sur  Annahme 
oder  Ausschlagung  der  Erbschaft  antorisirt.^^ 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung. 

A.  Alter  Eanton:^«) 

a.  Die  legitimen  Deszendenten  und  die  fiberlebende  Ehefrau 
des  Erblassers  gehen   als  Notherben  allen   fibrigen  Erben   voran. 

Bei  Ableben  der  Mutter  findet  keine  Abtheilung  swischen  Vater 
und  Kindern  statt;  letztere  sukzediren  in  die  Ersatzforderung  der 
Mutter.  Bei  Wiedenrerehelichung  gibt  der  Vater  den  Kindern  die 
Hälfte  Muttergut  heraus,  die  andere  Hfilfte  erhalten  sie  bei  seinem 
Tode.  Die  hinterlassene  Wittwe  dagegen  erhftlt  das  ganze  Ehe- 
yermögen,  welches  sie  im  Falle  Wiedenrerheirathung  in  Torstehender 
Weise  mit  den  Kindern  zu  theilen  hat.  Sind  keine  Nachkommen 
des  Verstorbenen  am  Leben,  so  beerbt  ein  Gatte  den  andern.  Die 
unehelichen  Kinder  sind  gleichfalls  Notherben  gegenfiber  der 
Mutter  und  den  mfitterlichen  Aszendenten,  in  Rficksicht  auf  den 
Vater  und  die  väterlichen  Aszendenten  nur  dann,  wenn  sie  vom 
Vater  anerkannt  sind,  oder  ihm  zuerkannt  wurden  und  zwar  neben 
ehelicher  Deszendenz  zu  drei  Viertel  der  Erbportion  eines  ehelichen 
Nachkommen,  ausserdem  ganz. 

b.  Gesetzliche  Erben  im  engeren  Sinne,  wenn  keine  Notherben 
und  kein  Testament  vorhanden,  sind: 

1.  der  Vater  mit  Ausschluss  aller  fibrigen  Verwandten ;  2.  voll- 
bfirtige  Geschwister  und  deren  Deszendenz;  3.  die  Mutter  des  Erb- 
lassers; 4.  halbbfirtige  Geschwister  und  deren  Deszendenz;  5.  die 
fibrigen  Blutsverwandten. 

c.  Erblose  Verwandtschaften  fallen  dem  Fiskus  zu. 

B.  Neuer  Kanton.^') 

Nach  Code  NapoUon  (s.  zu  §  41). 

Kanton  Luzem.*^ 

In  der  Regel  findet  zur  Besitzergreifung  der  Erbschaft  eine 
Einmischung   der   Behörden    nicht    statt.     Die   Versiegelung    des 

»^  Seh  latter  a.a.O.  S.  53. 

^«)  Lardy  p.  68  ff.;  Schlatter  a   a.  0.  S.  53.    Ueber  die  Erbfolge 
in  den  Nachiass  der  unehelichen  Kinder  s.  Lardy  p.  76. 
*»)  Schlatter  a.a.O.  S.  68  ff. 
*o)  Ueber  Rechtsquellen  (das  bürgerliche  Gesetzbuch  von  Luzem» 
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NaohlasBOB  erfolgt  jedoch,  wenn  ein  Testament  vorhanden  ist,  wenn 
die  Erben  unbekannt  oder  abwesend,  wenn  unter  den  Erben  Minder- 
jährige oder  Frauen  sind,  wenn  ein  Erbe  die  Reohtswohlthat  des 
Inyentars  oder  die  Siegelanlegung  nachsucht,  wenn  die  Yormundsehafts- 
behörde  letztere  verlangt,  wenn  der  Verstorbene  ö£Fentliohe  Gelder 
verwaltet  hat.  In  allen  diesen  Fällen  ist  Errichtung  des  Inventars 
nothwendig.  Die  Erbtheilnng  muss  auf  amtlichem  Wege  (durch 
den  Gerne  in  derath)'^)  erfolgen,  wenn  ein  Miterbe  solches  verlangt, 
wenn  unter  den  Erben  Minderjährige,  Frauen  oder  Abwesende  sind. 

Testamente  sind  gültig  als:  1.  eigenhändige,  in  Gegenwart 
zweier  Zeugen  vom  Testator  geschrieben,  datirt  und  unterzeichnet, 
2.  öffentliche,  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  durch  einen  be- 
eidigten Schreiber  abgefasst.  Zur  Testirfähigkeit  gehört  Voll- 
jährigkeit des  Testators  (20.  Lebensjahr). 

Ehefrauen,  im  Allgemeinen  unter  Vormundschaft  des  Mannes, 
dürfen  ohne  Beistand  desselben  testiren. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung. '*) 

1.  Klasse :  Deszendenten.  Von  der  väterlichen  Verlassenschaft 
erhalten  die  Söhne  5,  die  Töchter  4  Theile.  Die  Söhne  können 
auch  die  Uebemahme  der  väterlichen  Immobilien  gegen  massigen 
Anschlag  verlangen.  Der  mütterliche  Nachlass  wird  gleichheitlich 
ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  ohne  Vorrecht  der  Söhne  auf 
die  Immobilien  vertheilt. 

Uneheliche  Kinder  beerben  nur  die  Mutter,  nie  den  Vater; 
von  ersterer  werden  sie  in  Ermangelung  von  Deszendenz  beerbt. 

2.  Klasse:  Vater,  Mutter  und  die  legitimen  Deszendenten 
des  Vaters. 


stückweise  1881 — 1839  veröffentlichti  steht  in  vielen  Beziehungen  dem  österr. 
bfirgerl.  Gesetzbuch  nahe;  Abänderungen  und  Ergänzungen  enthalten  das 
Gesetz  vom  12.  Herbstmonat  1865,  die  unehelichen  Kinder  betr.;  femer  die 
Gesetze  vom  6.  März  1867,  vom  3.  Weinmonat  1861^  vom  31.  August  1864, 
femer  das  Vormundschaftsgesetz  vom  7.  März  1871,  das  Gesetz  Aber  eheliche 
Vormundschaft  vom  25.  November  1880)  s.  SchlatterS.  73ff.;  Neubauer 
a.  a.  0.  S.  301;  Lardy  p.  133;  Rivier  a.  a.  0.  p.  358. 

*')  Die  Gerichte  befassen  sich  nicht  mit  der  nichtstreitigen  Rechtspflege. 
Bezirksgerichte  im  Kanton  Luzem  sind  in:  Luzem,  Habsburg,  in  Kriens  und 
Malters,  Weggis,  Hochdorf,  Hitzbirch,  Rothenburg,  Münster,  Ruswil,  Sempach, 
Sursee,  Triengen,  Altishofen,  Reiden  und  Pfaffnau,  Willisau,  Zell,  Entlebuch, 
Eschholzmatt,  Schüpfheim. 

Das  Obergencht  ist  in  Luzem. 

'*)  Bürger].  Gesetzbuch  des  Kantons  Luzem,  s.  oben  (das  Gesetz  über 
eheliche  Vomiundschaft  vom  25.  November  1880  hat  an  obigen  Materien 
nichts  geändert);  Lardy  p.  142  ff.;  S  oh  latter  a.  a.  0.  S.  94. 
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Der  Yater  beerbt  allein  seine  ohne  Nachkommenschaft  Ter- 
storbenen  Kinder.  Erst,  wenn  der  Yater  nicht  mehr  am  Leben, 
kommen  Mutter  and  Geschwister,  welche  mit  dem  Erblasser  gemein- 
samen Vater  hatten,  bezw.  deren  Desaendenz  zur  Erbschaft. 

8.  Klasse:  Der  Täterliche  Orossvater,  bezw.  dessen  legitime 
Deszendenz« 

4.  Klasse:  Der  mütterliche  GrossTater,  bezw.  dessen  legitime 
Deszendenz. 

Bei  dieser  Klasse  gehen  jedoch  Geschwister  des  Erblassers, 
welche  mit  demselben  eine  gemeinsame  Matter  haben,  and  deren 
Deszendenz  dem  mütterlichen  Grossvater  und  dessen  Deszendenz  Tor. 

5.  Klasse:  Die  übrigen  Blutsyerwandten  nach  der  Nähe  des 
Grades. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  bei  beerbter  Ehe  oder 
in  Konkurrenz  mit  Deszendenz  des  Verstorbenen  ans  früherer  Ehe 
den  lebenslänglichen  Nutzgenuss  am  Tierten  Theil  der  Verlassenschaft. 
Bei  unbeerbter  Ehe  erhält  er  neben  Vater,  Matter  oder  Täter- 
licher Deszendenz  ein  Viertel  des  Nachlasses  zu  Eigenthum,  den 
dritten  Theil,  wenn  jene  Verwandten  nicht  konknrriren,  und  in  Er- 
mangelung Ton  BlutsTcrwandten  den  ganzen  Nachlass« 

Erb  lose  Güter  eines  Luzerners  fallen  zur  Hälfte  dem  Schul- 
fond, zur  Hälfte  der  Armenkasse  der  Heimathsgemeinde  zu ;  der  erb- 
lose Nachlass  eines  Fremden  wird  Tom  Fiskus  perzipirt. 

Pflichttheil:  für  die  Erben  1.  Klasse  Tier  Fünflei,  für  die 
Erben  2.  Klasse  die  Hälfte  des-  gesetzlichen  Erbes.  Unter  Deszen- 
denten darf  der  Erblasser  überdies  dem  einen  ein  Drittel  seines 
Erbes  entziehen  und  einem  andern  Deszendenten  zuweisen. 

Das  Erbschaftssteuergesets  ist  Tom  30.  Noyember  1892 
(SIg.  d.  Ges.  Bd«  7  8.  249),  VollziehungSTcrordnung  hiezu  Tom  30.  Sep- 
tember 1893  (Verordn.  d.  Reg.-Raths  Heft  VII  S.  183). 

Vormundschaftsbehörde  sind  der  Gemeinderath,  der 
Amtsgehilfe  und  der  Regierungsrath.'^ 

Notariat  existirt  nicht;  zur  Testamentsabfassung,  Legalisirung 
Ton  Urkunden  ist  jeder  beeidigte  Schreiber  einer  öffentlichen  Be- 
hörde befugt,  s^) 


")  Vgl.  hiezu  Hannemann,  Vormundschaftsrecht  im  Eanton  Luzern, 
Zeitschrift  för  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich,  1893 
Nr.  10  u.  11. 

•*)  Schlatter  a.  a.  0.  S.  97. 
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Elanton  Uli. 

Das  geschriebene  Recht  enthält  nichts  über  Annahme,  Aus- 
schlagung and  Inyentarisimng  der  Erbschaften.  Gewohnheitsreehtlich 
kann  die  Erbsehaft  sowohl  aasdrücklich  als  stillschweigend  durch 
konkludente  Handlungen  angetreten  werden.'^ 

Die  Kreisgerichte  bewilligen  die  Fristen  cur  Ausschlagung 
Ton  Erbschaften  und  die  amtlichen  Gütenrerieichnisse  (benef,  inveni,). 
lieber  Anordnung  der  Liquidation  einer  ausgeschlagenen  Erbschaft 
befinden  die  Ereisgeriohtspräsidenten.") 

Erbrecht: 

A.  Die  erbfähigen  Verwandten:   Erbberechtigt  sind: 

1»  die  ehelichen  Nachkommen  (Kinder,  Enkel  und  Urenkel). 
Wer  einem  Verstorbenen  yon  dessen  Vatermark  am  nächsten  Ter* 
wandt  ist,  ist  Erbe  zu  dessen  Gut  und  Verlassenschaft  und  iwar 
erben  Kinder  und  Kindeskinder  an  Vater  oder  Mutter  Statt,  ihre 
Qrosseltem,  Ahnen  oder  Urahnen,  doch  fällt  ein  solches  Erbe  in 
gerader  Linie  immer  auf  die  Stämme  und  nicht  auf  die  Kopfe. 

2.  Der  eheliche  Vater,  eyentuell  Orossvater;  die  Mutter  resp. 
Ghrossmutter  erbt  merkwürdiger  Weise  erst,  wenn  gar  keine  Ver- 
wandten Vatermark  bis  in  den  yierten  Grad  Torhanden  sind,  und 
auch  dann  nur  in  Konkurrenz  mit  den  Verwandten  im  fünften  Grade 
Vatermark. 

3.  Die  ehelichen  Geschwister,  die  Kinder  und  Kindeskinder 
Yonrerstorbener  Geschwister,  letztere  an  ihrer  Eltern  resp.  Gross- 
eitern  Statt. 

4.  Die  entfernteren  Verwandten  Vatermark  bis  in  den  yierten 
Grad,  diejenigen  im  fünften  Grade  in  Konkurrenz  mit  den  nächsten 
Verwandten  Muttermark  und  in  Ermangelung  yon  Verwandten  yäier- 
lieber  Linie  im  fünften  Grade  die  nächsten  Anyerwandten  mütter- 
licher Linie  allein. 

Die  Berechnung  der  Verwandtschaft  geschieht  nach  halben 
Graden,  jede  Zeugung  bedeutet  einen  halben  Grad.  Die  unehelichen 
haben  kein  gesetzliches  Erbrecht. 


'^)  lieber  Rechtsquellen  (Landbach  des  Kantons  Uri;  Gesetz  vom  4.  Iffai 
1873,  die  Vermächtnisse  betreffend;  Vorroundschaftsgesetz  vom  I.Mai  1892) 
s.  Schlatter  S.  99  ff.;  Neubauer  S.  302;  Lardy  !>.  304  ff.;  Rivier  p.  259. 

^^)  Schlatter  S.  104,  102.  Es  gibt  zwei  Kreisgerichte,  eines  fOr  den 
unteren  Kantonsiheil  Uri  mit  dem  Sitze  in  Altdorf,  das  andere  für  den  obera 
ürsern  in  Andermatt. 

Bas  Obergericht  ist  in  Altdorf. 
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B.  Der  überlebende  Ehegatte  hat  yon  Geseties  wegen 
Ansprach  aaf  die  lebenslängliche  NatzniesBong  Ton  einem  Kinds- 
theile,  der  aber  ein  Viertheil  nicht  übersteigen  darf  und  mit  der 
Beschränkung,  dass  er  nicht  zu  einer  ferneren  Ehe  schreite.  Da« 
gegen  mögen  Eheleute  unter  einander  die  Hälfte  des  Vermögens  zu 
lebenslänglichem  Niessbrauch  bestimmen  und  dazu  auch  je  nach  der 
Nähe  der  zur  Erbschaft  berufenen  gesetzlichen  Erben  ein  Viertel, 
ein  Sechstel  oder  ein  Zehntel  der  reinen  Veriassensohaft  zu  Eigen* 
thum.»^ 

Die  Besorgung  der  Vormund schafts-  und  Waisensachen 
steht  dem  Gemeinde rathe  unter  Aufsicht  des  Regierungsrathes 
zu;  zur  Ausübung  der  yormundschaftlichen  Funktionen  sind  Waisen- 
▼  ögte  bestellt.*^) 

Das  Notariat  wird  Ton  den  yier  vom  Volke  gewählten  be- 
eidigten Landschreibem  yersehen,  im  obem  Kantonstheil  steht  die 
Ausübung  auch  dem  Thalschreiber  zu.  Alle  yon  den  Landschreibem 
kraft  ihres  Amtes  gefertigten  Urkunden  beanspruchen  öffentlichen 
Glauben  und  gelten  als  öffentliche  Urkunden.'^) 

Kanton  Sohwyz.*^) 

Die  Präsidenten  der  Bezirksgerichte  erkennen  über 
Ausschlagung  yon  Erbschaften  und  freiwilligen  Sohuldenruf 
(benefidum  inveniarit).  In  zweiter  Instanz  entscheidet  die  Justiz- 
kommission.'^) 

Zur  Testirfähigkeit  gehört  das  Alter  der  Volljährigkeit; 
yerheirathete  Frauen,  yolljährige  Töchter  und  Wittwen  können  unter 
denselben  Voraussetzungen,  wie  Männer,  testiren.  Die  Testirfähig- 
keit ist  übrigens  nach  einzelnen  ^  Statuten  eine  beschränkte,  insofern 
zur  Testamentserrichtung   zum   Theile    die  Beiziehung   der  Intestat- 


*n  Schlatter  a.  a.  0.  8.  114  u.  115;  Lardy  p.  804. 

•^  Schlatter  S.  112,  107. 

")  Schlatter  S.  115. 

*')  üeber  Rechtsquellen  (Statuten  von  Seh wyz,  Gersau,  March,  Ein- 
siedebd,  Kttssnacht,  Wollerau,  Höfen,  Pfäfifikon,  Reichenberg;  Gewohnheits- 
rechte, Entscheidungen  and  Spezialgesetze;  Eothing,  die  Erbrechte  des 
Kantons  Schwyz  [Zeitschrift  fOr  schweizerisches  Recht,  Bd.  V  1856] ;  Vormund- 
schiüÄsgesetz  vom  17.  JaU  1871;  Notariatsordnung  1867)  s.  Schlatter  S.  118; 
Rivier  a.  a.  0.  p.  358. 

")  Schlatter  a.  a.  0.  S.  124,  126;  Bezirksgerichte  sind  an  den  sechs 
Bezirkshauptorten :  Schwyz,  Gersau,  Lachen  (für  den  Bezirk  March),  £insiedeln, 
Küssnacht,  Höfen  (je  zu  4  Jahren  in  Wollerau  und  zu  2  Jahren  PfiifGkon). 

Das  Kantonsgericht  ist  in  Schwyz. 
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erben,  sum  Theile  die  Zastimmnng  des  Gerichtes  aothwendig  ist; 
in  materieller  Hinsicht  ist  auch  die  Yerfügung  des  Testators  eine 
begrenste,  je  nachdem  es  sich  um  ererbtes  oder  erworbenes  Ver- 
mögen bandelt;  die  Folge  hieyon  ist,  dass,  wenigstens  in  den  Be- 
zirken Schwyz,  Gersau  und  Küssnacht,  Testamente  selten  gemacht 
werden,  man  Tielmehr  zur  Verfügung  durch  Schenkung  unter 
Lebenden  greift,  welche  jedoch  auch  gewissen  Beschränkungen  unter- 
worfen ist.  In  March,  Reichenburg,  Wollerau  und  Pfftfükon  sind 
in  letzterer  Zeit  die  Testamente  der  Genehmigung  des  Gerichtes 
nicht  mehr  unterworfen  und  werden  solche  lediglich  Tor  dem  Bezirks- 
schreiber oder  einem  Notare  gültig  errichtet.'^ 

Erbrecht:  Die  Erbfolge  geht  nach  den  Grundsätzen  des 
Intestaterbrechtes  und  der  ParenteWerordnung.  Das  Eintrittsrecht 
in  der  Seitenlinie  umfasst  die  Nachkommen  von  Geschwistern  (Gesetz 
▼om  23.  September  1893).'^  Ein  einheitliches  Erbgesetz  besteht 
nicht;  jeder  Bezirk  hat  noch  sein  besonderes  Statutarrecht  (siehe 
Eothing,  die  Erbrechte  des  Kantons  Schwyz,  Zeitschr.  für  Schweiz. 
Recht,  Bd.  V;  ferner  Landbuch  Ton  Schwyz  und  , Rechtsquellen'  der 
Bezirke). 

Es  gilt  noch  der  harte  Grundsatz,  dass  die  Mutter  ihre  eigenen 
Kinder  nicht  beerbt. 

Ein  Erbrecht  der  Ehegatten  besteht  nicht;  dagegen  hat 
der  fiberlebende  Ehemann  den  lebenslänglichen  Niessbraueh  von  der 
Hälfte  des  Frauenvermögens;  ebenso  umgekehrt  die  überlebende 
Ehefrau,  wenn  die  Ehe  kinderlos  war;  hat  der  Mann  Kinder  hinter- 
lassen, so  hat  die  Ehefrau  den  Niessbraueh  im  Betrage  des  Erb<* 
theils  einer  Tochter,  und  dazu  den  Widmannssitz.  Nach  dem  Tode 
des  Usufruktuars  fällt  das  Nutzungsgut  den  Intestaterben  des  Eigen- 
thümers  des  betreffenden  Vermögens  zu  (Widmannsgesetz  rora 
18.  November  1830,  Rey.  A.  S.  I  431). 

Im  Bezirk  March  kann  durch  Testament  über  die  Errungen- 
schaft frei  verfügt  werden;  in  Einsiedeln  ist  statthaft,  durch  Testa- 
ment Jemand  die  lebenslängliche  Nutzniessung  des  gesammten  Ver- 
mögens zuzuwenden.  In  den  Bezirken  Schwyz,  Gersau  und  Küss- 
nacht kann  durch  Schenkung  unter  Lebenden,   sofern  die  Aushändi- 


")  Lardy  a.  a.  0.  p.  210. 

")  Näheres  über  die  Erweiterung  des  Eintrittsrechtes  s.  Zeitschrift  für 
sohweizerisches  Recht,  N.  F.  Bd.  13  S.  440. 
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gnng  Jahr  and  Tag  (366  Tage)  stattgefanden  hat,  fiber  Errungen- 
Bchaft  disponirt  werden."^) 

Die  Besorgung  der  Waisensachen  ist  dem  yom  Gemeinde- 
rathe  gewählten  Waisenamte  zugewiesen.  Oberste  Yormundschafts- 
behorde  ist  der  Regierungsrath.'^) 

Der  Geschftftskreis  der  Notare  umfasst  hauptsächlieh  die 
Handänderungen  an  Liegenschaften,  das  Hypothekenwesen  und  die 
Bestellung  anderer  dinglicher  Rechte  an  Liegenschaften.'^) 

Elanton  Unterwaiden  ob  dem  Wald.'^ 

Die  Erklärung  über  Erbschaftsausschlagung  erfolgt  vor 
dem  Gemeinderathe.  Die  Reohtswohlthat  des  InTentars  ist  bei 
dem  Regierungsrathe  nachzusuchen.  Das  Obergericht  (in  Samen) 
trifft  erst-  und  letztinstanzlich  die  nach  Titel  X[  dos  Bundesgesetzes 
der  Nachlassbehorde  zugewiesenen  Entscheidungen. 

Zur  Testirfähigkeit  gebort  das  Yollendete  20.  Lebensjahr. 
Ehefrauen  sind  testirfähig.'^^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

Prinzip  der  Bevorzugung  der  .Täterlichen  Linie* 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  haben  kein 
Erbrecht  an  Vater  oder  dessen  Verwandten,  so  lange  eheliche  Ver- 
wandte vorhanden.  Mit  andern  unehelichen  Kindern  haben  sie  Erb- 
recht, wie  eheliche. 

2.  Klas'^e:  Des  Erblassers  Vater  oder  dessen  Deszendenz. 

3.  Klasse:  Der  väterliche  Grossvater  oder  dessen  Deszendenz. 

4.  Klasse :  Der  Vater  des  väterlichen  Grossvaters  (\ehni)  oder 
dessen  Deszendenten. 

5.  Klasse:  Der  Vater  des  väterlichen  Urgrossvaters  (Urähni) 
oder  dessen  Deszendenz. 

6.  Klasse:  Des  Erblassers  Mutter  oder  deren  Deszendenten, 
sodann  der  Vater,  der  Grossvater  etc.  der  Mutter  oder  deren 
Deszendenz. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  gesetzlich  weder  zu  Nutzung, 


»*)  Lardy  p.  207  fl.;  Schlatter  S.  138. 

")  Schlatter  S.  131. 

•j  Schlatter  S.  138. 

*A  Ueber  Rechtsquellen  (Gesetz  über  Erbfolge  vom  28.  April  1845; 
VormuiaschafLsgesetz  vom  24.  Apnl  1864  etc.)  s.  Schlatter  S.  142;  Neu- 
bauer S.  302;  Lardy  p.  292;  Rivier  a.  a.  0.  p.  359. 

•»)  Lardy  p.  296,  297;  Schlatter  S.  147,  146. 
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noch  zu  Eigenthum  irgend  ein  Erbrecht  Der  Yater  nfifczt  übungs- 
gemÜBB  das  Vermögen  der  in  seiner  Gewalt  stehenden  Kinder,  die 
Wittwe  nur,  soweit  der  Unterhalt  der  Familie  und  die  Bestreitung 
der  freien  laufenden  Wirthsohaft  es  verlangt. ^^) 

Die  Vormundschaftsführung  liegt  dem  Einwohner- 
gemeinderath  unter  Aufsicht  des  Regierungsraths  ob.^^) 

Das  Institut  des  Notariats  im  eigentlichen  Sinne  ist  nicht 
bekannt.  Es  sind  für  die  Beurkundung  und  ProtokoUirung  einzelner 
speziell  bezeichneter  Rechtsgeschäfte  besondere  Beamte  aufgestellt« 
Ehekontrakte  und  testamentarische  Verordnungen  bedürfen  der  Unter- 
schrift eines  „Gesohworenen*^;  als  solche  gelten  sämmtliehe  Mit- 
glieder des  Regierungs-  und  Eantonsrathes,  die  Landschreiber,  der 
Landweibel  und  die  Gemeinde weibel.  Die  Beglaubigung  Ton  Unter- 
schriften erfolgt  durch  die  Standeskanzlei  oder  durch  die  Gemeinde- 
kanzlei.**) 

Kanton  Unterwalden  nid  dem  WaJd.^^ 

Die  Erbannahme  wird  vermuthet,  wenn  die  Erben  die  Aus- 
schlagung nicht  ausdrücklich  erklärt  haben.  Zur  Testirfähigkeit 
gehört  das  24.  Lebensjahr.  Jedes  Testament  muss  schriftlich  ab- 
gefasst  und  vom  Testator  als  seinen  letzten  Willen  enthaltend  Tor 
zwei  Zeugen  anerkannt  sein.  Die  Testirfähigkeit  der  Ehefrauen  ist 
durch  keine  gesetzliche  Vorschrift  beschränkt.  Eheyerträge  be- 
dürfen der  gerichtlichen  Bestätigung.  Schenkungen  unter  Ehe- 
gatten, wodurch  das  Vermögen  des  einen  Theils  zu  yermehren 
beabsichtigt  wird,  sowie  solche  auf  den  Tod  hin,  oder  bei 
schweren  Krankheiten  oder  auf  dem  Todbette  sind  untersagt.*') 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:**) 

Prinzip  der  Bevorzugung  der  yäterlichen  Linie. 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Söhne  haben  an  den  Immobilien  des 
Vaters  einen  bestimmten  Voraus  (Vörderling). 


«»)  Lardy  p.  294  ff.;  Schlatter  S.  152. 

*o)  Zeitschrift  etc.  II  S.  628;  Schlatter  S.  147. 

")  Schlatter  S.  153. 

**)  Ueber  Rechtsquellen  (bürgerl.  Gesetzbach,  Personenrecht  vom 
23.  Oktober  1852,  Erbrecht  vom  22.  Februar  1859)  s.  Schlatter  S.  155; 
Neubauer  S.  301;  Lardy  p.  273  u.  280;  Rivier  p.  359. 

«>)  Lardy  p.  284,  285;  Schlatter  S.  166;  Schreiber  1  S.  54. 

**)  BUrgerl.  Gesetzbuch  für  Unterwaiden  nid  dem  Wald;  Lardy  p.  280 ff.; 
Schreiber,  1.  Lief.  S.  56,  2.  Lief.  S.  72,  77  u.  81;  Schlatter  a.  a.  0.  S.  165. 
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Anssereheliche  Kinder  haben  weder  am  Vermögen  des 
Vaters,  noch  an  dem  der  Matter  gesetsliches  Erbrecht. 

2.  Klasse:  Der  Vater  des  Erblassers,  bzw.  dessen  Desxendenz. 
8.  Klasse:  Der  yäterliche  Ghrossyater,  baw.  dessen  Deszendenten. 

4.  Klasse:  Der  Vater  des  väterlichen  Orossraters  (Aehni),  bzw. 
dessen  Deszendenten. 

5.  Klasse:  Die  Matter  des  Erblassers,  bzw.  deren  Deszendenten, 
welche  nicht  zugleich  väterliche  Deszendenten  sind. 

6.  Klasse :  Der  mfitterliche  Grossvater  oder  dessen  Deszendenz. 

7.  Klasse:  Der  Vater  des  mütterlichen  Grossvaters  (Aehni- 
vater),  bzw.  dessen  Deszendenten. 

8.  Klasse:  Die  Deszendenten  der  entfernteren  Aszendenten. 
Der  überlebende  Ehegatte    hat  lediglich  lebenslängliches 

Niessbranchsrecht  und  zwar,  wenn  weniger  als  4  Kinder  vorhanden, 
anf  ein  Viertheil,  bei  4  and  mehr  Kindern  anf  einen  Kopftheil;  bei 
unbeerbter  Ehe  nützt  der  Mann  ein  Viertheil;  der  Fran  Nntzongs- 
recht  ist  je  nach  der  Konkurrenz  mit  den  Verwandten  verschieden. 

Erblose  Verlassenschaiten  fallen  der  Armenkasse  zu. 

Vormundschaftsbehorde  ist  der  Gemeinderath  unter 
Aufsicht  des  Regierungsrathes. 

Notariat  existirt  nicht;  die  Beurkundung  gewisser  Rechts- 
geschäfte, insbesondere  der  Kaufverträge  über  Liegenschaften,  Testa- 
mente liegt  den  Land-  und  Gemeindeschreibern  ob,  deren  Urkunden 
als  öffentliche  gelten.  Der  Uebergang  des  Grundeigenthums  in  Erb- 
fällen erfolgt  durch  Erbantretung  ohne  amtliche  Vermittelung.^^) 

Kanton  Qlaros.^^ 

Die  Behandlung  von  Erbschaften  wird  in  der  Regel  den 
Betheiligten  ohne  behördliche  Einmischung  überlassen;  doch  tritt  bei 
Sterbefllllen  von  Fremden  auf  Verlangen  der  Heimathsbehörde  In- 
ventarisirung  des  Nachlasses  ein;  die  Ausfolgung  des  Nachlasses 
unterliegt  weiter  keinen  Schwierigkeiten,  wenn  vorher  die  Gläubiger 
befriedigt  sind/^ 


^')  Schütter  a.  a.  0.  S.  166;  Lardj  p.  275. 

**)  lieber  Rechtsquellen  (Personen-  und  Familienrecht  1870;  Erb- 
recht 1874;  Landbuch  des  Kantons  Qlarus,  Ausgabe  vom  Jahre  1893,  I.,  U., 
in.  Theil  nebst  bisherigen  Nachträgen)  s.  Schlatter  S.  168;  Neubauer 
S.  301;  Lardy  p.  109  u.  114;  Bivier  p.  358. 

«0  Starr  S.  195;  Jettel  S.  85. 

BObm,  lotem.  NacUasabeluuulliiiig.  28 
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Justizbehörde  erater  Inatanz  ist  daa  ZiTilg«richi  in  Glaroa; 
dort  iat  aach  daa  Obergerioht.  Die  Oeaohäfte  der  nichtatreitigen 
Beohtapfiege  werden  nicht  Ton  dieaen  geführt;  doch  iat  naoh  Be- 
achluaa  der  Standeakommiaaion  Tom  4.  November  1882,  betr.  daa 
Verfahren  bei  Erbachaftaanaachlagungen  dea  in  §  275  dea  b&rgerl. 
Geaetzbuchea  Torgeaehene  Protokoll  durch  den  zweiten  Gerichta- 
aohreiber  zu  führen,  'bei  dem  auch  die  Erbachaftaanaachlagungen 
unter  authentiachem  Nachweia  der  Erbberechtigung  aeitena  der  Petenten 
anzubringen  aind.^^) 

Als  Teatamentaformen  gelten:  1.  daa  eigenhändige  Teatament 
(yon  der  Hand  dea  Testators  vollständig  geschrieben,  datirt  und 
unterzeichnet),  2.  daa  vor  dem  Gemeindepräsidenten  oder  einem 
Mitgliede  dea  Landraths  in  Gegenwart  eines  Zeugen  errichtete  Testa- 
ment.    Ehefrauen  sind  testirfahig.^') 

Geaetzliche  Erbfolgeordnung:^®) 

1.  Elaaae:  Deszendenten.  Recht  der  Repräsentation,  Theilnng 
nach  Stämmen,  seit  1874  kein  Unterschied  des  Geschlechts. 

uneheliche  Kinder  beerben  ihre  Mutter,  wie  eheliche.  Von 
dem  Nachlasse  des  Vaters  erben  gerichtlich  anerkannte  in  Kon- 
kurrenz mit  ehelichen  Nachkommen  drei  Viertheile  dessen,  waa 
die  ehelichen  erhalten;  in  Ermangelung  ehelicher  Deszendenz  fllllt 
ihnen  die  ganze  väterliche  Erbschaft  zu.  Nur  in  der  Deszendenz 
und  Aszendenz  haben  uneheliche  Kinder  aktives  und  paasivea 
Erbrecht. 

2.  Klaase:  Vater  und  Mutter  des  Erblassers  zu  gleichen  Theilen. 
Wenn  nur  eines  derselben  am  Leben,  fällt  die  Hälfte  des  Vorver- 
storbenen dessen  legitimen  Deszendenten  (Geschwistern  des  Erb- 
lassers) zu,  in  Ermangelung  von  solchen  erbt  der  Ueberlebende  das 
Ganze.  Wenn  beide  Eltern  vorverstorben,  erhalten  die  eine  Hälfte 
die  Deszendenten  des  Vaters,  die  andere  diejenigen  der  Mutter,  mit- 
hin vollbürtige  Gesehwister  den  Antheil  der  beiden  Eltern,  halb- 
bürtige nur  den  des  gemeinsamen  Aszendenten. 

3.  Klasse:  Grosseltem;  sind  sämmtliche  am  Leben,  theilen  sie 
nach  Köpfen.  An  Stelle  des  Vorverstorbenen  ist  dessen  Deszendenz 
berufen,   in  Ermangelung  solcher   fällt   der  Antheil  den  übrigen  zu. 


^  Zeitschr.  f.  schweizer.  Recht,  N.  F.,  Bd.  2  S.  462. 
*»)  Lardy  p.  118;  Schreiber  1  S.  59. 

^)  Bürgerl.  Gesetzbuch  fär  den  Kanton  Glarus   1869—1874;  Lardjr 
p.  114  ff.;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  61  f.,  2.  Lief.  S.  74  ff. 
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Wenn  yon  den  Grosseltem  Niemand  mehr  Torhandeni  gelangt  die 
Erbsehaft  an  deren  Deszendenz  nach  Stämmen. 

4.  Klasse:  Urgrosseltem  oder  deren  Deszendenten, 

Nach  der  nrgrosselterlichen  Parentel  oder  wenn  alle  Verwandten 
die  Erbschaft  aasschlagen,  gelangt  der  ganze  Nachlass  an  den  über- 
lebenden Ehegatten.  Im  Uebrigen  hat  dieser  die  Wahl,  ob  er 
,an  sein  eigen  Ont  kommen*^  wolle  nnd  dann  hat  er  gar  kein  Erb- 
recht, oder  aber  bei  beerbter  Ehe  einen  Kindstheil,  bei  an- 
beerbter 9  das  halbe  Gat*^  yerlangen  wolle,  in  welchem  Falle  er 
sein  Eingebrachtes  in  die  Masse  zn  werfen  hat. 

In  letzter  Reihe  fällt  der  Nachlass  der  Heimathsge- 
meinde  zn. 

Das  Yormandschaftswesen  wird  yon  dem  Waisenamte 
anter  Anfsicht  des  Regierangsrathes  geführt. 

Notariat  existirt  nicht.  Dasselbe  wird  yorherrschend  als 
Priyatgeschäft  betrachtet  and  yon  den  Anwälten  besorgt.  Beglaubignng 
yon  Unterschriften,  Abschriften  etc.  ist  bei  der  Regierangs-  oder 
Gerichtskanzlei,  sowie  bei  den  Polizeiämtem,  eyentnell  Gemeinde- 
präsidenten einznholen.^^) 

Elanton  Zoff/*) 

Im  Allgemeinen  findet  bei  Yerlassenschaften  keine  amt- 
liche Einmischnng  statt.  Die  Antretnng  der  Erbschaften  kann  ans- 
drücklich  oder  stillschweigend,  anbedingt  oder  mit  der  Rechtswohl- 
that  des  Inyentars  geschehen.  Hinterlässt  der  Verstorbene  in  der 
Gemeinde,  wo  sein  beweglicher  Nachlass  sich  befindet,  yolljährige 
Erben,  so  können  dieselben  die  Yerlassenschaft  ohne  Weiteres  be- 
ziehen; sind  jedoch  yolljährige  Erben  dort  nicht  anwesend  oder 
hinterlässt  er  minderjährige  Erben,  so  legt  die  betreffende  Waisen- 
behdrde  den  Nachlass  anter  Siegel,  nimmt  das  Inyentar  darfiber  anf, 
gibt  der  Heimathsbehorde  hieyon  Kenntniss  nnd  liefert  anf  Yerlangen 
den  Nachlass  ans. 

Letztwillige  Yerffigangen  mit  Erbeinsetzang,  desgleichen 
solche,  die  nar  Yermächtnisse  enthalten,  müssen  schriftlich  abgefasst 


")  Schütter  S.  177. 

**)  Ueber  Rechtsqn eilen  (Privatrechtl.  Gesetzbuch  von  Zag,  stück- 
weise nublizirt,  Erbrecht  vom  Jalure  1876;  Stadt-  und  Amtbach  von  1566) 
s.  Schlatter  S.  179;  Lardy  p.  S45;  Rivier  p.  359;  femer  Renaud,  Bei- 
trag ZOT  Staats-  und  Rechtsgeschichte  des  Kantons  Zug  etc.,  Pforzheim  1847. 

28* 
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und  jedenfalls  Tom  Testator  datirt  und  unterzeichnet  sein.  Nur  toII- 
jährige  (nach  yollendetem  19.  Lebensjahre)  oder  durch  Heirath 
emanzipirte  Personen  können  gültig  testiren.  Ehefrauen  bedürfen  der 
Zustimmung  des  Ehemannes  nicht;  Tollj&hrige  unyerheirathete  Frauens- 
personen  und  Wittwen   gemessen  unbeschränkte   Rechtsfähigkeit.^') 

Das  Kantonsgericht  in  Zug^)  ist  im  Gebiete  der  nicht- 
streitigen Rechtspflege  zuständig  zur  Ratifikation  von  Testamenten, 
zu  öffentlichen  Vorladungen  behufs  Geltendmachung  unbekannter  An- 
sprüche, zur  Fertigung  des  henef.  invent.j  zum  Aufrufe  unbekannter 
Abwesender  und  zur  Todeserklärung  Verschollener,  zu  Amortisationen, 
Wegabruf  und  Nachlassyerfahren, 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^^) 

1.  Klasse:  Deszendenten. 

Aus  der  Täterlichen  Erbschaft  erhalten  die  Söhne  einen  Voraus 
zu  einem  Fünftel  und  können  ausserdem  die  Immobilien  um  massigen 
Anschlag  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Die  mütterliche  Erbschaft 
wird  bis  auf  die  den  Töchtern  zukommenden  Kleider,  Schmuck- 
sachen etc.  gleichheitlich  getheilt.  Uneheliche  Kinder  haben  Erb» 
recht  an  dem  Nachlass  der  Mutter,  wie  eheliche;  sie  werden  auch 
Ton  der  Mutter  und  deren  Verwandten  beerbt. 

2.  Klasse:  Eltern,  Geschwistern  und  deren  Deszendenten. 
Zunächst  Vater    und    Mutter   je    die   Hälfte.     Die   Erbportion 

eines  Torrerstorbenen  Elterntheils  fällt  seinen  Deszendenten  zu.  In 
Ermangelung  solcher  erhält  der  überlebende  Eltemtheil  das  Ganze* 
Wenn  beide  Eltern  nicht  mehr  am  Leben,  fällt  je  die  Hälfte  auf 
die  Deszendenten  der  beiden  Linien. 

3«  Klasse:  Grosseltem,  Onkeln  und  Tanten  und  deren  De* 
szendenz. 

Die  Hälfte  der  Verlassenschaft  kommt  an  die  Täterlichen  Gross* 
eitern  oder  deren  Deszendenz,  die  andere  Hälfte  an  die  mütterlichen 
Grosseltem  oder  deren  Deszendenz.  Bei  Aussterben  der  einen  Linie 
fällt  an  die  andere  der  ganze  Naohlass. 

4.  Klasse:    Urgrosseltem,    Grossonkeln    und   Ghrosstanten    und 


»•)  Lardy  p.  352  u.  345. 

^j  In  jeder  Gemeinde  ist  ein  Friedensrichter.  Appell-  und  Kassations- 
instanz ist  das  Obergericht  in  Zug,  fttr  Nachlassachen  Rekursinstanz,  so- 
weit ein  Betrag  von  300  Fr.  oder  mehr  in  Frage  kommt. 

^)  Erbrechtsgesetz  von  1876;  Lardy  p.  350;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  67; 
2.  Lief.  S.  72,  77  u.  82. 
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deren  DeBsendens,  ohne  unterschied  der  yäterliehen  oder  mütter- 
lichen Linie,  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grades. 

Mit  dieser  Klasse  ist  die  Reihe  der  erbfähigen  Verwandten 
erschöpft. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  in  Ermangelung  erbfähiger 
Verwandten  Erbrecht  auf  das  ganze  Vermögen  zum  Eigenthnm^ 
ausserdem  nur  Niessbrauchsrecht  und  zwar  bei  beerbter  Ehe  oder, 
wenn  der  Erblasser  überhaupt  Nachkommen  hinterlässt,  an  ein  Drittel 
der  Verlassenschaft,  bei  unbeerbter  Ehe  an  der  Hälfte,  wenn 
Verwandte  der  elterlichen  Parentel  yorhanden,  neben  entfernteren 
Verwandten  an  einem  Drittheile. 

Erb  lose  Verlassenschaften  fallen  zur  Hälfte  der  Heimaths- 
gemeinde,  zur  Hälfte  dem  Staate  zu. 

Die  Besorgung  des  Vormundschaftswesens  liegt  dem  Ein- 
wohne rrathe  unter  Aufsicht  des  Regierungsrathes  ob  und  ist  in 
einzelnen  Gemeinden,  z.  B.  in  Zug,  einem  Ausschusse  desselben,  dem 
9 Waisenamte*  übertragen.  Waisenamtlicher  (gemeinderäthlicher)  Ge- 
nehmigung bedürfen:  Erbschaftsantritt  und  Erbschaftsausschlagung, 
Erbtheilung  und  Erbauskäufe,  Veräusserungen  und  Ankauf  Ton  Liegen- 
schaften u.  A.^^ 

Der  Kanton  Zug  kennt  keine  Notare.  Amtliche  Beglaubigungen 
werden  durch  die  Staats-  und  Gemeindekanzleien  besorgt.  Die  Ver- 
schreibung  Ton  Verträgen  über  Liegenschaften  ist  Sache  der  Ge- 
meindesohreiber.^') 

Kanton  Freibnrff  (Fribonrsr).^ 

Die  Erbschaft  wird  durch  ausdrückliche  Erklärung  oder  still- 
schweigend angetreten.  Das  Gericht  bewilligt  oder  yerweigert  die 
Rechts wohlthat  des  Inventars.  Der  Nachlass  muss  unter  Siegel 
gelegt  werden,  wenn  das  Vorhandensein  einer  letztwilligen  Verfügung 
angezeigt  ist,   wenn   unter  den  gesetzlichen  Erben  Abwesende  sind. 


^  Schlatter  S.  192. 

")  Schlatter  S.  193. 

^)  lieber  Rechtsquellen  (Zivilgesetzbuch  des  Kantons  Freiburg  — 
französisches  Recht  — ,  stückweise  publizirt  1834 — 1849  mit  Ergftnzungen  und 
Abänderungen;  die  erbrechtiichen  Uestimmungen  enthält  der  am  1.  Januar 
1841  promulgirte  Theil  des  Gesetzbuches;  ein  Gesetz  vom  28.  Mai  1871  be- 
trifift  die  Rechtsverhältnisse  der  unehelichen  Kinder;  Gerichtsorganisationsgesetz 
vom  26.  Mai  1848;  Notariatsgesetz  vom  21.  November  1850  mit  Gesetz  vom 
26.  Mai  und  Reglement  vom  11.  Oktober  1869)  s.  Schlatter  S.  196  ff.;  Neu- 
bauer S.  301;  Rivier  p.  357. 
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wenn  bei  Minderjährigen  die  Yormünder  nooli  nicht  zur  Annahme 
der  Erbschaft  autorisirt  sind,  wenn  einer  der  Erben  oder  die  Ge- 
meinde die  Siegelang  yerlangt,  wenn  eine  juristiBche  Person  zur 
Erbschaft  berufen  ist.^») 

Zum  Wirkungskreise  der  Bezirksgerichte  (iribunaux  iat- 
rondissement)^^)  im  Gebiete  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  gehört 
ausser  der  Bewilligung  des  benef.  invmiarii  unter  anderem  auch  die 
Bestätigung  yon  Testamenten,  Theilungen  zwischen  Eltern  und 
Kindern  und  unter  Ehegatten,  Verschollenheitserklärungen  u.  A. 

0  öffentliche  Testamente  sind  Tor  einem  Notare  und 
wenigstens  zwei  Zeugen  zu  errichten.  Gültigkeit  haben  auch  das 
eigenhändige  (p.  olographe)  und  das  mündlich  yor  drei  Zeugen 
errichtete  (t.  nuncupatij.).  Jeder  Yolljährige  und  jeder  Minder- 
jährige nach  yollendetem  18.  Lebensjahre  kann  testiren. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^^) 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Die  Söhne  erhalten  kraft  Yorrechtes 
des  männlichen  Geschlechtes  yon  der  yäterlichen  Erbschaft  ein  Fünftel 
zum  Yoraus;  dasselbe  Yorrecht  gemessen  die  Nachkommen  (selbst 
die  weiblichen)  der  Söhne  kraft  Repräsentation.  Die  mütterliche 
Erbschaft  dagegen  wird  gleichheitlich  yertheilt. 

Uneheliche  Kinder  haben  Erbrecht  an  den  Nachlass  der 
Mutter  und  des  zuerkannten  Yaters  und  zwar  erhalten  sie  in  Kon- 
kurrenz mit  ehelicher  Deszendenz  die  Hälfte  eines  ehelichen,  in 
Konkurrenz  mit  den  natürlichen  Eltern,  mit  legitimen  Aszendenten 
und  ehelichen  Geschwistern  zwei  Drittel,  ausserdem  das  ganze  Yer- 
mögen. 

2.  Klasse:  Geschwister  (und  zwar  die  yollbürtigen  mit  Aus- 
schluss der  halbbürtigen)  und  deren  Deszendenten.  Die  Eltern  haben 
den  lebenslänglichen  Nutzgenuss  yom  ganzen  Nachlass. 

3.  Klasse:  Aszendenten. 

4.  Klasse:  Die  entfernteren  Seitenyerwandten  nach  der  Nähe 
des  Grades  bis  einschliesslich  12.  Grad. 


*»)  Lardy  p.  96  ff. 

^)  In  Eorrespondenzsachen  ist  sich  zu  wenden  an  die  Prftsidenten  der 
Bezirksgerichte  in  Freiburg,  Tavel,  Bulle,  Morat,  Estavayer,  Romont  und 
Oh&tel  St.  Denis. 

Das  Kantonsgericht  {Tribunal  Cantonal)  ist  in  Freiburg. 

^*)  Zivilgesetzbuch  des  Kantons  Freiburg  1834 — 1849;  Gesetz  über  un- 
eheliche Kinder  vom  28.  Mai  1871;  Lardy  p.  93  ff.;  Schreiber,  1.  Lief. 
S.  74  ff.  und  2.  Lief.  S.  72,  78  u.  82. 
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Der  überlebende  Ehegatte  hat  bei  beerbter  Ehe  die 
NatzniesBung  am  Yermögen  der  Kinder^  bei  Nachkommen  ans  mehreren 
Ehen  jedoch  nur  am  Vermögen  der  gemeinsamen  Kinder;  yom  Zeit- 
punkte der  Yolljährigkeit  oder  Emanzipation  der  Kinder  redozirt  sich 
der  NntzgenuBB  auf  die  Hälfte.  Bei  unbeerbter  Ehe  nutzt  der 
ftberlebende  Ehegatte  das  ganze  Yermögen,  wenn  jedoch  Kinder 
frflherer  Ehe  yorhanden  sind,  den  yierten  Theil  der  YerlaBsenBchaft. 
Der  Ueberlebende  erbt  den  Yerstorbenen  allein»  wenn  dieser  De- 
szendenten oder  sonst  Verwandte  bis  zum  10.  Ghrad  nicht  hinter- 
lassen hat. 

Erb  lose  Yerlassenschaften  fallen  der  Heimathsgemeinde  zu 
Gunsten  der  Armenkasse  zu. 

Die  Vormundschaften  werden  Ton  den  Friedensgerichten 
(jusHces  de  paix)  unter  Aufsicht  der  Bezirksgerichte  geführt.  Die 
Volljährigkeit  beginnt  mit  dem  zurückgelegten  20.  Lebensjahre. 
Volljährige  Frauenspersonen,  unyerheirathete  wie  Wittwen  gemessen 
unbeschränkte  Rechtsfähigkeit. 

Ehefrauen  bedürfen  zu  allen  bürgerlichen  Rechtsgeschäften» 
zur  Annahme  yon  Geschenken  und  Erbschaften,  zu  Theilungen  etc. 
der  Einwilligung  des  Ehemannes,*') 

Die  Notare  sind  öffentliche  Beamte.  Liegenschaftsyerträge 
können  nur  durch  Notariatsakt  abgeschlossen  werden. 

Elanton  Solothnm.**) 

Nach  gesetzlicher  Vorschrift  wird  über  die  Yerlassenschaft  eines 
im  Kanton  yerstorbenen  Einwohners  ein  Inyentar  (yom  Amtsschreiber 
des  betreffenden  Bezirks)  aufgenommen.  Diese  Vorschrift  gilt  all- 
gemein, sowohl  in  Bezug  auf  bewegliche  Sachen,  als  auf  dort  ge- 
legenes Grundeigenthum«  Das  Vermögen  wird  den  anerkannten 
Erbberechtigten  ausgefolgt,  auch  wenn  es  Ausländer  betrifft,  ohne 
Bezahlung  anderer  Gebühren  als  solcher,  denen  die  Kantonsange- 
hörigen selbst  unterworfen  sind.^) 

Die  Versiegelung  des  Nachlasses  erfolgt,  wenn  ein  Testa- 
ment yorhanden,  wenn  über  die  Erbeigenschaft  Streit  besteht,  wenn 


")  Schreiber,  1.  Lief.  S.  71. 

®')  Solothum  hat  ein  neues  Zivilgesetzbuch  vom  26.  Januar  1892,  in 
Kraft  seit  1.  Januar  1892,  und  eine  neue  Zivilprozessordnung  vom  27.  Februar 
1891,  in  Kraft  seit  1.  Januar  1892. 

•*)  Starr  S.  201;  Lardy  p.  224. 
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ein  Erbe  die  Yersiegelang  yerlangt  oder  die  Beehtswohlthat  des 
lüTentarB  nachsacht.  Gesetzliche  Erben  erlangen  die  Erbschaft 
Ton  Rechtswegen,  wenn  sie  nicht  ausschlagen  oder  die  Beehtswohl- 
that des  Inyentars  impetriren.  Testamentserben  mfissen  die  An- 
nahme der  Erbschaft  ansdrfteklich  erklären.  Die  Bewilligung  zur 
Vornahme  des  Benefiz-Inyentars  ertheilt  das  Amtsgericht.^^  Die 
Erklärung  über  Ausschlagung  erfolgt  Tor  dem  Amtssschreiber. 

Zur  Testirfähigkeit  gehört  das  18.  Lebensjahr.  Es  giebt 
zwei  Testamentsformen,  das  eigenhändige  und  das  notarielle 
Testament.®^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  nach  dem  neuen  Ziyilgesetz- 
buch  Tom  25.  Februar  1891:«') 

1.  Nachkommen,  nach  Stämmen,  wobei  auch  die  unehelichen 
in  Berücksichtigung  kommen.  Der  überlebende  Ehegatte 
erhält  die  lebenslängliche  Nutzniessung  aus  der  Yerlassen- 
schaft,  sofern  er  sich  nicht  wieder  verheirathet. 

2.  Sind  keine  Nachkommen  da,  wohl  aber  Eltern  nnd  Ge- 
schwister (und  Nachkommen  Ton  letzteren),  so  erben  die  Eltern 
zu  gleichen  Theilen;  sind  eines  oder  beide  der  Eltern 
bereits  Terstorben,  so  fallen  ihre  Theile  an  die  Geschwister 
(bzw.  kraft  Repräsentationsrechts  an  die  Nachkommen  der 
Geschwister) ;  der  überlebende  Ehegatte  erhält  die  gesammte 
Nutzniessung  und  ein  Drittheil  der  Yerlassensohaft  als  Erbe. 

3.  Sind  keine  Eltern  nnd  Geschwistern  (und  Nachkommen  Ton 
letzteren)  da,  so  erben  die  Grosseltem  oder,  wenn  diese 
yerstorben  sind,  die  Nachkommen  derselben;  der  überlebende 
Ehegatte  nimmt  in  diesem  Falle  zwei  Drittheile  der  Yer- 
lassenschaft  zu  Erbe  und  das  übrige  Drittheil  zur  Nutz- 
niessung. 

4.  Sind  weder  Grosseltem  noch  deren  Nachkommen  da,  so  erbt 
der  überlebende  Ehegatte  Alles. 

5.  Hat  der  Erblasser  auch  keinen  Ehegatten  hinterlassen,  so 
fällt   die  Yerlassensohaft  an   den   Staat,    der    mit    allfällig 


**)  Amtsgerichte  sind:  Solothum-Lebem  in  Solothum,  Bacheggberg- 
Kriegstetten  in  Solothum,  Balsthal,  Olten-Gösgen  abwechselnd  in  Ölten  und 
Gösgen,  Domeck-Thierstein  abwechselnd  in  Domeck  und  Breitenbach. 

Das  Obergericht  des  Kantons  in  Solothum  ist  auch  zweite  Instanz  fGkr 
Nachlassachen. 

••)  Lardy  p.  224  u.  225. 

•')  Vgl.  Zeitschr.  f.  schweizer.  Recht,  Bd.  33,  N.  F.  Bd.  U  S.  519, 
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erhaltenen  Geldern  namentlich  die  Armenlast  der  wenig 
begüterten  Gemeinden  erleichtern  wird. 

Die  yormandsohaften  werden  Ton  dem  Einwohnergemeinde- 
rath  oder  der  besonderen  Yormnndschaftsbehörde  der  Einwohner^ 
gemeinde  oder  der  Waisenbehörde  der  Bürgergemeinde  des  Wohnsitz- 
ortes, anter  Aufsicht  des  Begierungsrathes  geführt. 

Die  Akte  der  Notare  sind  öffentliche  Urkunden.  Zum  Geschäfts- 
kreise der  Notare  gehört  insbesondere  die  Errichtung  von  Testamenten, 
Aufnahme  von  Wechselprotesten  und  die  Legalisation  Ton  Untere 
Schriften. ^^     Aufsichtsbehörde  ist  der  Begierungsrath, 

Kanton  Baeel-Stadt.^ 

Die  Ziyilgerichtsschreiberei  besorgt  ausser  den  gericht- 
lichen Obliegenheiten  die  Inventur,  Liquidation  und  Theilung  von 
Hinterlassenschaften  in  Fällen,  in  welchen  diese  Funktionen  vom 
Gesetze  oder  yon  betheilig^en  Erben  gefordert  werden;  sie  nimmt 
Erklärungen  über  Erbantritt  und  Erbyerzicht  entgegen;  sie  besorgt 
femer  die  Auskündung  Ton  Schuldenrufen  und  die  Eröffnung  der 
Testamente  und  fungirt  als  Depositenstelle  für  Testamente  und 
Depositengelder. 

Yorsorgliche  Massregeln  in  Erbsehaftssachen  trifft  der  Zivil- 
gerichtspräsident,  demselben  kommt  auch  die  Verlängerung  der 
Bedenkfristen  bei  Antritt  von  Erbschaften  und  Verzieht  auf 
solche  zu.'^) 

Testamente  können  unter  nachstehenden  Formen  gültig  er- 
richtet werden,  als:  eigenhändige,  welche  Ton  der  Hand  des 
Testators  geschrieben,  datirt  und  unterzeichnet  sein  müssen,  jedoch 
bei  Notar  oder  auf  der  ZiTilgeriehtsschreiberei  zu  cleponiren  sind; 
notarielle,  errichtet  yor  einem  Notar  und  drei  Zeugen;  gericht- 


«>)  Schlatter  S.  227. 

^)  Der  Kanton  besteht  aus  der  Stadt  Basel  (Stadtbezirk)  und  den  drei 
Landgemeinden  Riehen,  Bettingen  and  Kleinhüningen  (Landbezirk). 

Ueber  Rechtsquellen  (Gesetz  über  die  Gerichtsorgamsation  vom 
1.  Februar  1875;  Vormundschaftogesetz  vom  23.  Februar  1880  [modifizirt  durch 
Gesetze  vom  22.  Juni  1891  und  2.  Juni  18921;  Stadtgerichtsordnung  vom 
5.  Juni  1719  für  die  familienrechtlichen  und  erbrechtlichen  Materien;  Gesetz 
von  1837  über  uneheliche  Kinder,  von  1854  über  holographe  Testamente; 
Gesetz  betr.  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht  und  Schenkungen  vom  10.  M&rz 
1884)  s.  Schlatter  S.  229;  Neubauer  S.  7;  Rivier  p.  357;  Lardy  p.  55. 
Neue  Kantonsverfassung  vom  2.  Dezember  1889,  modifizirt  durch  G.-R.-B.  vom 
9.  November  1891. 

^"^  Schlatter  S.  235  u.  236;  Lardy  p.  56. 
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liehe,  vor  dem  Zirilgerichte  erklärte  oder  bei  demselben  hinter- 
legte; mündliche,  Tor  drei  Zeugen  erklärte. ^^) 

Die  Ehefrau  ist  testirfähig  ohne  Einwilligang  des  ManneSi 
anter  dessen  Yormundschaft  sie  sonst  steht* 

Der  Gerichtsstand  der  Erbschaft  gilt  für  Klagen  Dritter 
gegen  Erbmassen,  deren  Erblasser  im  Kanton  seinen  Gerichtsstand 
hatte,  für  Erbstreitigkeiten  betr.  Yerlassenschaften  solcher  Personen, 
die  im  Kanton  ihren  letzten  Wohnsitz  hatten,  für  Erbstreitigkeiten 
betr.  Yerlassenschaften  auswärts  domizilirter  Kantonsbürger,  sofern 
nicht  nach  dem  auswärtigen  fiecht  der  dortige  Gerichtsstand  be- 
gründet ist,  mit  Yorbehalt  des  aus  Art.  28  des  Bundesgesetzes  über 
die  ziyilreehtlichen  Yerhältnisse  der  Niedergelassenen  etc.  sich  er- 
gebenden Gerichtsstandes.") 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:") 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  beerben  die 
Mutter  nur,  wenn  sie  von  derselben  anerkannt  und  durch  Regierungs- 
akt legitimirt  sind;  unter  dieser  Yoraussetzung  haben  sie  auch  Erb- 
recht an  den  Nachlass  der  mütterlichen  Aszendenten«  Auf  die  Erb- 
schaft des  Yaters  kommt  ihnen  ein  Anspruch  nicht  zu. 

2.  Klasse:  Aszendenten;  mit  den  Grosseltem  konkurriren  in 
dieser  Klasse  auch  die  Geschwister  und  Geschwisterkinder. 

8.  Klasse:  Geschwister  und  deren  Deszendenz. 

4.  Klasse:  Die  übrigen  BlutsTorwandten  nach  der  Nähe  des 
Grades,  bis  zum  fünften  Grade. 

5.  Klasse:  In  Ermangelung  solcher  Yerwandten  der  überlebende 
Ehegatte. 

Notherbrecht.  Wer  Nachkommen  hinterlässt,  kann  über 
den  Betrag  eines  Kindestheils,  höchstens  aber  über  den  yierten  Theil 
seiner  Yerlassenschaft  verfügen;  wer  Eltern  hinterlässt,  kann  über 
die  Hälfte  der  Yerlassenschaft  verfügen,  mit  notarialisch  erklärter 
Einwilligung  der  Eltern  auch  über  einen  grösseren  Theil.  ^^) 


")  Lardy  p.  55. 

^')  Schlatter  S.  232. 

^')  Gesetz  über  eheliches  Güterrecht  —  GQtergemeinschaft  vorbehält 
lieh  des  Vertrags  — ,  Erbrecht  etc.  vom  10.  März  1884,  §§  43  ff.  Nieder- 
gelassene und  Aufenthalter,  die  ihre  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse  unter 
einander  dem  Basler  Recht  unterstellen  wollen,  haben  ihre  Erklärung  der 
Zivilgerichtsschreiberei  einzureichen.  Die  Genehmigung  der  Erklärung  erfolgt 
durch  den  Präsidenten  des  Zivilgerichts  (Abth.  f.  Ehe-  und  Waisensachen) 
nach  Einvernahme  der  Ehegatten.    Schlatter  S.  256,  253;  Lardy  p.  52  ff. 

'«)  Schlatter  S.  256. 
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Das  Yormundschaftswesen  ist  nunmehr  den  Zünften  ab- 
genommen und  der  Waisenkommission,  dem  Waisenschreiber  und 
dessen  Substituten  unterstellt.  Obere  Verwaltungsbehörde  ist  die 
Justizkommission«  '^^) 

Notariat,  Die  Notare  (vom  Regierungsrath  ernannt)  besorgen 
alle  Geschäfte  der  nichtstreitigen  Rechtspflege,  sofern  dieselben  nicht 
den  Gerichten  oder  anderen  Behörden  yorbehalten  sind.  Notariats- 
urkunden sind  insbesondere  vorgeschrieben  fär  die  Gültigkeit  Ton 
YertrSgen  über  Kauf  und  Tausch  Ton  Liegenschaften,  sowie  anderer 
Verträge,  welche  die  Uebertragung  des  Eigenthums  oder  dinglicher 
Rechte  an  Liegenschaften  betreffen.  Die  Notare  besorgen  femer  die 
Abfassung  Ton  (notarialischen)  Testamenten,  Verträgen  aller  Art  etc., 
Legalisationen,  Inventur,  Liquidation  von  Erbmassen.  Sie  stehen 
unter  Aufsicht  der  Justizkommission  und  des  Reg^erungsrathes.  Die 
von  ihnen  Yorschriftsgemäss  abgefassten  Urkunden  gelten  als  öffent- 
liche Urkunden.  ^^ 

EZanton  Basel-Landsohaft^O 

Die  gesetzlichen  Erben  werden  ipso  jure  durch  den  Tod  des 
Erblassers,  die  testamentarischen  ebenso  durch  die  Testamentseröffnnng 
Erben,  sind  aber  berechtigt,  die  Erbschaft  durch  Erbverzichterklärung 
binnen  14  Tagen  auszuschlagen.  In  gleicher  Frist  können  sie  das 
amtliche  Gfitenrerzeichniss  {benefieium  inventarn)  durch  Vermittelung 
des  Gemeindepräsidenten  bei  der  Justizdirektion  begehren.  Das  In- 
ventar wird  von  der  Bezirksschreiberei  aufgenommen.^®) 

Die  Testamentsmündigkeit  tritt  mit  18  Jahren  für  beide 
Geschlechter,  ohne  Mitwirkung  des  Vormundes,  ein.  Form  der 
Testamente:  1.  amtliche,  d.  h.  vom  Bezirksschreiber  in  Gegenwart 
zweier  männlicher,   handlungsfähiger  und  unbetheiligter  Zeugen  ver- 


'')  Yormandschaft<4gesetz  vom  23.  Februar  1880,  modifizirt  durch  die 
Gesetze  von  1891  und  1892;  s.  aach  Zeitschrift  etc.  II  8.  628. 

^^  Notariatsgesetz  vom  6.  Dezember  1869;  Schlatter  S.  256  f. 

^^  üeber  Rechtsqnellen  (Zivilgesetzbuch,  die  Landesordnnng  von 
1813,  Vormundschaftsgesetz  vom  28.  Februar  1853)  s.  Schlatter  S.  261; 
Lardy  p.  40;  Rivier  p.  357.  Neues  Gesetz  betr.  eheliches  Güterrecht,  Erb- 
recht und  Schenkungen  vom  20.  April  1891,  s.  Zeitschr.  f.  schweizer.  Recht, 
Bd.  33,  N.  F.  E^,  11  S.  385  ff. 

2  Bezirksgerichte   sind   in   Ariesheim,    Liestal,  Sissach,  Gelterkinden 
denburg;  das  Obergericht  des  Kantons  ist  in  Liestal. 
Persönliche  Klagen  gegen  eine  unvertheilte  Erbschaft,  wie  überhaupt 
Erbstreitigkeiten  gehören  vor  denjenigen  Richter,  welchem  der  Erblasser  zur 
2^it  seines  Todes  unterworfen  war;  Schlatter  S.  263. 
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fasBt;    2.  eigenhändige;   3.  Nothtestamente,   yor   zwei   männ- 
lichen unbetheiligten  Zeugen  erklärt. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

1.  Nachkommen.  Unehelich  Geborene  geniessen  hinsichtlich 
der  Hinterlassenschaft  ihrer  Mutter  und  der  mütterlichen 
Verwandtschaft  das  gleiche  Erbrecht,  wie  ehelich  Geborene. 
In  gleicher  Weise  werden  sie  von  ihrer  Mutter  und  deren 
Verwandten  beerbt«  Zwischen  Unehelichen  und  ihrem  natür- 
lichen Vater  bzw.  dessen  Verwandten  besteht  kein  gesetz- 
liches Erbrecht. 

2.  Eltern ;  jeder  Elterntheil  erhält  die  Hälfte,  der  einzig  über- 
lebende das  Ganze. 

3.  Geschwister  und  deren  Nachkommen;  Voll-  und  Halbgeburt 
stehen  sich  gleich. 

4«  Der  im  nächsten  Grade  Verwandte,  unter  Ausschluss  jeg- 
lichen Eintrittsrechts,  nach  Köpfen. 

Die  Verwandtschaft  geht  nicht  über  den  fünften  Grad  hinaus. 
Damit  endet  auch  das  Verwandtenerbreoht.  Dann  erbt  der  hinter- 
lassene  Ehegatte  ^*)  und  mangels  solchen  fällt  das  Vermögen  an  den 
Staat.  Uneheliche  haben  gegenüber  der  Mutter  und  den  mütter- 
lichen Verwandten  gleiches  Erbrecht  wie  Eheliche,  ebenso  um- 
gekehrt. 

Wer  Nachkommen  hinterlässt,  darf  nur  soweit  Vermächtnisse 
machen,  als  diese  das  in  den  Sitten  begründete  und  seinem  Vermögens- 
Terhältnisse  entsprechende  Mass  nicht  übersteigen.  Wer  Eltern  hinter- 
lässt, kann  über  die  eine  Hälfte  der  Verlassenschaft  letztwillig  yer- 
fügen;  für  weitergehende  Einwilligung  bedarf  er  der  schriftlichen 
Einwilligung  der  Elterii.^^) 

Das  Vormundschafts wesen  ist  in  den  Händen  des  Ge- 
meinderathes  unter  Aufsicht  des  Bezirksrathes.  Oberste  Vor- 
mundschaftsbehörde ist  der  Regierungsrath. 

Unverheirathete  Frauenspersonen  und  Wittwen  müssen,  wenn 
auch  volljährig,  immer  durch  einen  Vormund  yertreten  sein;  sie 
werden  wie  Minderjährige  behandelt. 

Als  Notariats beamte  fungiren  die  Bezirksschreiber  unter  Auf- 
sicht  der  Justizdirektion    (das    eigentliche  Notariat    ist  abgeschafft). 


^^)  Gesetzliches  Güterrecht  ist  Gütergemeinschaft 

^)  Gesetz  vom  20.  April  1891,  s.  Note  77;  Schlatter  S.  278  f 
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Denselben  kommt  insbesondere  auch  die  Aufnahme  yon  Testamenten, 
Eheabreden,  Erbanskäafen,  Theilungen  zu.®^) 


§  56. 
Schweizerische  Eidgenossenschaft  (Fortsetzung  und  Schluss). 

Kanton  Sohaffhausen.0 

Die  Erstreckung  von  Fristen  über  Ausschlagung  oder  Annahme 
von  Erbschaften,  desgleichen  die  Rechts wohlthat  des  Inventars 
genehmigen  die  Bezirksgerichte.') 

Die  Versiegelung  des  Nachlasses  erfolgt,  wenn  die  Erben 
unbekannt  sind,  wenn  solches  im  Interesse  abwesender  Erben  oder 
der  Gläubiger  geboten  ist,  und  wenn  ein  Erbe  die  Siegelung  yerlangt. 

Die  Testamente,  eigenhändige  und  öffentliche  (letztere  von 
einem  beeidigten  Schreiber  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  abgefasst), 
werden  yon  dem  Präsidenten  der  Vormundschaftsbebörde  eröffnet. 
Zur  Testirfähigkeit  gehört  für  beide  Gesohlechter  das  16.  Lebens- 
jahr. Ehefrauen  sind  nach  Tollendetem  18.  Lebensjahr  ohne 
Weiteres  testirfähig. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^ 

Zunächst  sind  die  Deszendenten  berufen.  Uneheliche  Kinder 
beerben  die  Mutter  und  deren  Verwandtschaft,  wie  eheliche,  den 
Vater  gar  nicht. 

In  Ermangelung  yon  Deszendenz  gilt  das  Prinzip,  dass 
das  yäterliohe  Stammgut  an  die  yäterliche  Linie,  das  mütterliche 
Stammgut  an  die  mütterliche  Linie  zurückfällt,  das  übrige  Vermögen 
(sog.  Vorschlag)  zwischen  beiden  Linien  gleichheitlich  getheilt  wird. 
Unter  dieser  Einschränkung  kommen  zur  Sukzession: 


•')  Schlatter  S.  269,  268. 


Üeber  Rechtsquellen  (seit  dem  1.  September  1865  besitzt  der 
Kanton  ein  vollständiges  privairechtliches  Gesetzbach,  welches  mit  Ausnahme 
des  Erbrechtes  eine  fast  wörtliche  Aufiiahme  des  zflricherischen  privatrecht- 
lichen Gesetzbuches  ist;  bürgerliche  Prozessordnung  vom  1.  November  1869) 
s.  Schlatter  S.  282  ff.;  Neubauer  a.  a.  0.  S.  301;  Lardy  p.  189  u.  192; 
Rivier  a.  a.  0.  p.  358. 

*)  Bezirksgerichte  sind  im  Kanton  Schaffhausen:  Schaffhausen,  Stein, 
Schieitheim,  Neunkirch,  Thayingen,  ünterhallau. 

Das  Obergericht  des  Kantons  ist  in  Schaffhausen. 

')  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Schaffhausen,  1864/65; 
Lardy  p.  192  ff.;  Schreiber,  1.  Lief.  S  101,  2.  Lief.  S.  73,  78,  82. 
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!•  Die  Eltern.     Wenn    eines    der   Eltern   vorrerstorben,    fiillt 
dessen  Theil  an  seine  Desiendenten   und   der  überlebende 
hat  hieran  Niessbrauch. 
2.  In  Ermangelung  Ton  Eltern  sind  die  Geschwister  oder  deren 
Deszendenz  zur  Erbschaft  berafen  und  zwar  sind  ToUbürtige 
in  beiden  Linien  erbberechtigt,  halbbürtige  nur  in  der  Linie 
des  gemeinsamen  Eltemtheils, 
3«  Sodann  folgen  die  Grosseltem  oder  deren  Deszendenz. 
4.  Die  entfernteren  Aszendenten  oder  deren  Deszendenz. 
Der   überlebende   Ehegatte   hat   bei   beerbter  Ehe   den 
Nutzgenuss    an    der   ganzen   Yerlassenschaft    bis   zur  Volljährigkeit 
s&mmtlicher  Kinder,  Yon  wo  ab  er  diesen  die  H&lfto  herauszugeben 
hat.   Im  Falle  der  Wiederrerehelichung  reduzirt  sich  sein  Recht  auf 
einen  Kindstheil.    Bei  unbeerbter  Ehe  hat  er  das  Nutzniessungs- 
recht  am  ganzen  Vermögen;  wenn  keine  erbfähigen  Verwandten  be- 
kannt, erhält  er  den  ganzen  Nachlass  eigenthümlich. 

Die  Führung  der  Vormundschaften  kommt  in  erster  Instanz 
der  Waisenbehörde  (Gemeinderath,  Waisenkommission,  Waisen- 
gericht), unter  Assistenz  des  Waiseninspektors,  su;  die  zweite 
Instanz  bildet  der  Regie rungsrath. 

Notariat  existirt  nicht  im  Kanton.  Beglaubigung  yon  Unter- 
schriften erfolgt  durch  die  Gemeinderathspräsidenten  und  die  Gemeinde- 
rathsschreiber.^) 

Elanton  Appenzell  AuBser-Bhoden.*) 

Bei  jedem  Todesfalle  wird  Ton  der  GemeindoTorsteher- 
Bchaft  inyentirt;  der  Gemeindeschreiber  setzt  das  Theilungsprotokoll 
auf  und  fertigt  die  nöthigen  Abschriften  hicTon,  sowie  die  Erb- 
theilungsrodel  aus.^) 

Testamente  sind  gültig,  wenn  sie  Tom  Testator  schriftlich 
errichtet  und  Ton  ihm  selbst  unterzeichnet  sind.  Ebenso  ist  das 
Testament  gültig,  wenn  der  Testator  seinen  letzten  Willen  Tor  einem 
oder  mehreren  unbetheiligten  und  ehrbaren  Zeugen  erklärt  und  wenn 
dieser  letzte  Wille   durch  die  Zeugen  zur  Kenntniss  des  Gemeinde- 


*)  Schlatter  S.  295  ff.;  Lardy  p.  184  ff. 

*)  üeber  Rechtsquellen  (das  Erbgesetz  ist  vom  28.  April  1861) 
B.  Schlatter  S.  297;  Neubauer  a.  a.  0.  S.  303;  Rivier  a.  a.  0.  p.  357; 
Lardy  p.  9. 

")  Schreiber,  2.  Lief.  S.  113  u.  53;  Schlatter  S.  310. 
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raths  gebracht  ist.  Jede  Yolljährige  Person  kann  gültig  testiren; 
die  unter  Kuratel  gestellten  volljährigen  Personen  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung der  KuratelbebordeJ) 

Ehefrauen  bedürfen  zu  letztwilligen  Verordnungen  der 
Einwilligung  des  Ehemannes.^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^) 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  beerben  die 
Mutter;  auf  die  Täterliche  Erbschaft  haben  sie  nur  Anspruch  zur 
Hälfte  desjenigen  Theils,  welchen  sie  als  eheliche  erhalten  würden. 
Dasselbe  Prinzip  gilt  bezüglich  der  Erbfolge  in  den  Nachlass  eines 
unehelichen  Kindes. 

2.  Klasse:  Eltern,  Geschwister  und  Deszendenten  der  letzteren. 

3.  Klasse :  Grosseltem,  Onkel  und  Tante  und  deren  Deszendenten. 

4.  Klasse:  Die  entfernteren  Seitenyerwandten. 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält,  wenn  keine  Kinder 
oder  sonstige  Deszendenten  oder  nur  eines  derselben  am  Leben,  ein 
Drittheil,   bei   mehreren   Kindern    einen  Kindstheil    zum  Eigenthum. 

In  Ermangelung  von  Blutsyerwandten  erbt  der  überlebende  Ehe- 
gatte den  ganzen  Nachlass.  Erblose  Yerlassenschaften  fallen  der 
Heimathsgemeinde  zu. 

Die  Yormundschaftsbehorde  ist  der  Gemeinderath  unter 
Aufsicht  des  Regierungsrathes. 

Die  Funktionen  des  Notariates  werden  vom  Gemeindesohreiber 
jeder  Gemeinde  für  den  Umfang  derselben  ausgeübt ;  dessen  Urkunden 
gelten  als  öffentliche.^^) 

Kanton  Appenzell  Inner-Bhoden.**) 

Eine  offizielle  Einmischung  der  Behörde  findet  in  Erbfällen  in 
der  Regel  nicht  statt;  nur  im  Bezirke  Ton  Ob  er  egg  erfolgt  die 
Erbverhandlung  immer  yon  Amtswegen;  ausserdem  gilt,  wenn  weder 
eine  Ausschlagung    erfolgt,   noch   die  Rechtswohlthat   des   Inyentars 


')  Lardy  p.  11  u.  12. 

5  Schreiber,  1.  Lief.  S.  106. 

")  Gesetz  vom  28.  April  1861»  betreffend  die  Erbfolge;  Lardy  p.  9  ff.; 
Schreiber,  1.  Lief.  S.  107,  2.  Lief.  S.  74  ff. 

^«^  Schlatter  S.  309. 

^')  Ueber  Rechtsquellen  im  Kanton  Appenzell  Inner-Rhoden  (Ver- 
fassung vom  24.  November  1872,  Erbgesetz  vom  30.  April  1865,  Vormund- 
schaüsgesetz  vom  27.  April  1856,  Zivilprozessordnung  vom  10.  März  1892) 
s.  Schlatter  S.  314;  Neubauer  S.  303;  Rivier  p.  18;  Lardy  p.  18. 
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yerlangt  wird,  die  Erbaehaft  fOr  angenommen.  Die  Aasachlagang 
der  Erbschaft  ist  m&ndlich  oder  schriftlich  Tor  dem  Land  am  mann 
zu  erklären,  bei  welchem  auch  die  Rechtswohlthat  des  InTentara 
nachgesucht  wird. 

Testamente  oder  Vermächtnisse  müssen  entweder  schrift- 
lich errichtet  and  durch  den  Testator  unterEeichnet  sein  oder  durch 
zwei  ehrbare  Zeugen  zur  Renntniss  der  Behörde  gebracht  werden. 
Nur  Yolljährige  Personen  können  gültig  testiren,  unter  Vormundschaft 
gestellte  nur  mit  Genehmigung  der  Vormundschaftsbehörde. ^') 

Ehefrauen  können  ohne  Interrention  des  Mannes  testiren.^') 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^^) 

1.  Klasse:  Deszendenten,  üneheliohe  Kinder  können  die 
Hälfte  der  Erbportion  eines  ehelichen  beanspruchen. 

2.  Klasse :  Eltern  und  Geschwister  und  die  Kinder  Yorrerstorbener 
Geschwister. 

3.  Klasse:  In  Ermangelung  von  Eltern  die  Geschwister  und 
deren  Deszendenten. 

4.  Klasse:  Grosseltem  in  Konkurrenz  mit  Geschwistern  des 
Vaters  und  der  Mutter  des  Erblassers. 

6.  Klasse:  Sind  Grosseltern  nicht  vorhanden,  Geschwister  des 
Vaters  und  der  Mutter  des  Erblassers  allein. 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält,  wenn  nur  ein  Kind 
Yorhanden,  ein  Drittheil,  wenn  er  mit  mehreren  Kindern  konkurrirt, 
einen  Kindstheil  und  zwar  Yom  MobiliarYormögen  zum  YoUen  Eigen- 
thum,  Yon  den  Immobilien  jedoch  nur  zu  lebenslänglicher  Nutz- 
niessung. 

Justizbehörden   erster  Instanz    sind   die  Bezirksgerichte.^^ 

Die  Vormundschaften  werden  geführt  für  den  inneren  Landes- 
theil Yon  der  Standeskommission,  für  Oberegg  Yom  regierenden  Haupt- 
mannamt. Aufsichtsbehörde  ist  für  den  inneren  Landestheil  der 
Vogteirath,  für  Oberegg  der  Bezirksrath. 

Als  Notariat  gHt  die  Landeskanzlei,  für  gewisse  Schrift- 
stücke auch  das  Landesarchivariat. 


»«)  Lardy  a.  a.  0.  p.  20  u.  21. 

")  Schreiber,  1.  Lief.  S.  110. 

'^)  Gesetz  über  die  Erb.schaften  s.  oben;  Lardy  p.  18  ff.;  Schreiber, 
1.  Lief.  S.  111,  2.  Lief.  S.  74. 

")  Bezirksgerichte  in  Appenzell  Inner-Rhoden :  Appenzell  und  Oberegg; 
Kantonsgericht  in  Appenzell.  Bezirksgerichte  in  Appenzell  Ausser-Rhoden : 
Herislau^  B übler,  Rehtobel;  Obergericht  in  Gais. 
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Kanton  St.  GkOlen.^") 

Erstinstanzliclie  Ziyil-JuBtiz-BehSrden  sind  die  Bezirksge- 
richte.^^) Denselben  stehen  jedoch  Oeschäfte  der  nichtstreitigen 
Rechtspflege  nicht  zn. 

Sobald  eine  Erbschaft  eröffnet  ist,  müssen  alle  Erben  zu- 
sammenberafen  werden,  um  sich  über  Annahme  der  Erbschaft  mit 
oder  ohne  die  Rechtswohlthat  des  Inventars  oder  über  Ausschlagang 
zu  erklären.  Die  Ausschlagang  der  Erbschaft  wie  die  Nachsnchnng 
der  Rechtswohlthat  des  Inventars  erfolgt  Tor  dem  Bezirksammann; 
letzterem  kommt  auch  die  Sicherung  des  Nachlasses  und  die  Er- 
lassung der  Ediktalzitation  zu.  Die  Theilung  des  Nachlasses  ge- 
schieht, wenn  alle  Erben  einig  sind,  ohne  weitere  behördliche  Ein- 
mischung. 

Zur  Testirfähig.keit  gehört  das  18,  Lebensalter.  Das 
St.  Gallen'sche  Gesetz  statuirt  nachstehende  Testamentsformen: 
1.  eigenhändiges  Testament;  2.  mündlich  Tor  4  Zeugen  errichtetes 
Testament,  welch'  letzteres  jedoch  nur  während  5  Jahren  gültig  ist ; 
3.  g  amtliches  Yermächtniss'S  errichtet  vor  dem  GemeindoYorstand 
oder  dem  Bezirksammann  in  Gegenwart  dreier  Zeugen. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung.^®) 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Die  Söhne  haben  das  Recht,  die 
Immobilien,  Fabriken  u.  dgl.  gegen  massigen  Anschlag  zu  übernehmen. 

2.  Klasse:  a)  Die  nächsten  Aszendenten;  b)  yollbürtige  Ge- 
schwister und  deren  Deszendenten  bis  zum  2.  Grad;  c)  halbbürtige 
Geschwister  und  deren  Deszendenz  bis  zum  2.  Grad. 

3.  Klasse:  Die  übrigen  Blutsverwandten  nach  der  Nähe  des 
Grades  und  bis  einschliesslich  10.  Grad. 

uneheliche  Kinder   beerben   die  Mutter,   wie   eheliche,   den 


'^  lieber  Rechtsquellen  (Erbgesetz  vom  9.  Dezember  1808,  erlttutert 
durch  Gesetze  vom  30.  März  1819  und  16.  August  1838  und  mehrere  neuere 
Gesetze;  Yormundschaftsgesetz  vom  13.  Februar  1834  mit  Novellen  vom 
17.  August  1854  und  1.  Juli  1888)  s.  Schlatter  S.  321;  Lardy  p.  177; 
Rivier  p.  358;  Neubauer  S.  800. 

^^)  Bezirksgerichte  und  Bezirke  der  Bezirksammänner  sind:  St.  Gallen 
in  St.  Gallen,  Tablat  in  Wittenbach,  Rorschach  in  Rorschach,  ünterrheinthal 
in  Rheineck,  Oberrheinthal  in  Altstätten,  Werdenberg  in  R&fis,  Sargans  in  Mels, 
Gasten  in  Benken,  Seebezirk  in  üznach,  Obertoggenburg  in  Neu-St.  Johann, 
Neutoggenburg  in  Wattwil,  Alttoggenburg  in  Eirchberg,  üntertoggenburg  in 
Flawy],  Wyl  in  Wyl  und  Gossau  in  Gossau. 

Das  Kantonsgericht  ist  in  St.  Gallen. 

'^  Drbgesetz  vom  9.  Dezember  1808;  Lardy  p.  177;  Schreiber» 
1.  Lief.  S.  116  f.,  2.  Lief.  S.  74,  79,  82;  Schlatter  S.  347. 

Böhm,  Intern.  Naohlaasbehandluiig.  29 
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Yater  nicht.  In  der  Seitenlinie  besteht  awisohen  den  unehelichen 
Kindern  nnd  den  Oeschwistem  aktives  nnd  passives  Erbrecht. 

Der  überlebende  Ehegatte  erbt  bei  Eonkarrens  mit  De* 
szendenten  einen  Eindstheil  zu  Eigenthum,  in  Ermangelung  von  De- 
szendenten die  Hfilfte  und  wenn  keine  erbfähigen  Verwandten,  den 
ganzen  Nachlass. 

Erb  lose  Yerlassenschaften  fallen  dem  Fiskus  zu. 

Die  Vormundschaft  wird  durch  einen  Ausschuss  des  Ge- 
mein derat  he  s  (Waisenamt)  unter  Aufsicht  des  Bezirksammanns 
und  in  letzter  Instanz  des  Regierungsrathes  geführt. 

Ehefrauen  stehen  unter  Vormundschaft  des  Mannes. 

Unter  Schutzvogtei  gehört  das  durch  Erbschaft  anfallende 
Vermögen  solcher  Abwesender,  deren  Aufenthaltsort  zwar  bekannt 
ist,  die  aber  keinen  BeTollmächtigten  aufgestellt  haben  und  doch 
seit  länger  als  drei  Monaten  entfernt  sind.^^) 

Ein  Notariat  existirt  nur  in  der  Stadt  St.  Gallen  und  nur 
zur  Levirung  der  Wechselproteste.  Weiter  ist  das  Institut  des 
Notariats  nicht  bekannt.  Die  Beglaubigung  der  Unterschriften  von 
Behörden  und  Priyaten  steht  dem  Bezirksammann  zu. 

Kanton  Qraubünden.*^) 

Die  Antretung  der  Erbschaft  geschieht  durch  ausdrück- 
liche Erklärung  oder  stillschweigend  durch  konkludente  Handlangen. 
Die  Ausschlagung  ist  nur  gültig,  wenn  solche  Yor  dem  Präsidenten 
des  Kreisamtes '^)  erklärt  wird. 


"J  Schlatter  a.  a.  0. 

^)  Ueber  Rechtsquellen  (Bürgerliches  Qesetzbuch  von  1862  — 
Bttndnerisches  Privatrecht  1862,  kommeotirt  vom  Gesetzesredaktor  Planta  — , 
durch  welches  das  Gesetz  vom  I.Januar  1850  über  testamentarische  und  Intestat- 
Erbfolge  und  die  ehelichen  Güterverhältnisse  aufgehoben  ist)  s.  Schlatter 
S.  354;  Neubauer  S.  301;  Lardy  p.  121;  Bivier  p.  358. 

*^)  Ereisämter  (Ereisgerichte)  sind  in:  Chur,  Schaufigg,  Churwalden, 
Rhäzüns,  Frins^  Maienfeld,  Fflnf-Döifer,  Seevis,  Schiers,  Jenaz,  Luzein,  EübHs, 
Elosters,  Daves,  Oberhalbstein^  Alvaschein,  Beifort»  Bergün,  Domleschy,  Thosis, 
Sasien,  Avers,  Schams,  ßheinwald,  Misox,  Roveredo,  Galanka,  Disentis,  Ruis, 
nanz^  Lungnez,  BergeÜ,  Oberengadin,  Poschiavo,  Brusio,  Obtasna,  Untertasna, 
Remüs,  Münsterthal. 

Bezirksgerichte  sind:  Plessur  in  Chur,  Im  Boden  in  Reichenau,  Unter- 
lanquart  in  Malans,  Oberlan^uart  in  Eloster,  Albula  in  Tiefenkasten,  Heinzen- 
berg  in  Thusis,  Hinterrhein  m  Andeer,  Mo6sa  in  Grono,  Vorderrhein  in  Truns, 
Glenner  in  Ilanz,  Majola  in  Silvaplana,  Bemina  in  Poschiavo,  Inn  in  Schuls, 
Münsterthal  in  St.  Maria. 

Das  Eantonsgericht  ist  in  Chur. 

Seitens  der  Regierung  dieses  Kantons  ist  als  das  Zweckmflssigste  be- 
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Als  Testamente  gelten  das  eigenhändige  (yom  Testator 
vollständig  geschrieben  nnd  unterzeichnet),  das  mündliche  (vor 
drei  Zeugen  erklärte)  nnd  das  gerichtliche  (bei  dem  Ereisamte 
offen  oder  yerschlossen  übergebene).  Die  Test irfähigkeit  beginnt 
mit  dem  17.  Lebensjahre  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes.**) 

Ehefrauen  sind  ohne  Zustimmung  des  Mannes  testirfthig.*') 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:*^) 

!•  Klasse:  Deszendenten«  Uneheliche  Kinder  beerben  nur 
die  Mutter  und  werden  you  solcher  beerbt. 

2.  Klasse:  Eltern;  wenn  nur  Vater  oder  nur  Mutter  am  Leben, 
fällt  die  dem  Yorverstorbenen  zugehörige  Hälfte  auf  dessen  De- 
szendenten (Geschwister  des  Erblassers).  Wenn  beide  Eltern  Yor- 
yerstorben,  erben  die  Geschwister  oder  deren  Deszendenten  den 
ganzen  Nachlass« 

3.  Klasse:  (Konkurrirend  mit  der  2.  Klasse.)  Wenn  einer  der 
Eltemtheile  Yonrerstorben  und  in  des  anderen  aufsteigender  Linie 
GhrossYater  oder  Grossmutter  am  Leben,  ohne  dass  sonstige  Verwandte 
der  2.  Klasse  yorhanden  sind,  theUen  GrossYuter  oder  Grossmutter 
bzw.  deren  Deszendenz  mit  dem  flberlebenden  EltemtheiL 

4.  Klasse:  Urgrosseltem  oder  deren  Deszendenz.  Die  Erb- 
schaft wird  in  zwei  Linien,  die  Yäterliche  und  mütterliche,  getheilt. 
Wenn  in  einer  dieser  Linien  Urgrosseltem  oder  deren  Deszendenz 
die  nächsten  Verwandten  sind,  erhalten  sie  die  Hälfte,  wenn  jedoch 
nur  entferntere  Verwandte  in  der  einen  Linie  yorhanden,  fällt  der 
ganze  Nachlass  der  anderen  Linie  zu. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  ein  eigentliches  Erbrecht 
nicht.  In  Konkurrenz  mit  Deszendenten  hat  er  den  Niessbrauch  an 
einem  Drittheil,  wenn  keine  Leibeserben  yorhanden,  an  zwei  Dritt- 
theilen,  beides  bis  zur  Wiederyerehelichung. 

Erblose  Verlassensohaften  fallen  frommen  Stiftungen  oder  der 
Heimathsgemeinde  des  Defunkten  zu,  jene  yon  Ausländern  nimmt 
der  Fiskus. 

In  jedem  Kreise  des  Kantons  besteht  eine  Vormundschafts- 


zeichnet worden,  wenn  die  answfiriigen  Behörden  in  yorkommenden  Fällen  an 
dieselbe  sich  wenden  mit  der  Adresse:  ,An  den  kleinen  Rath  des  Kantons 
Granbünden  in  Chur*. 

Lardy  a.  a.  0.  p.  181  n.  129. 
,  Schreiber,  1.  Lief.  S.  121. 
**)  Bürgerl.  Gesetzbuch  fOr  Oranbflnden  yon  1862  s.  oben;   Lardy 
p.  127  f.;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  128,  2.  Lief.  S.  78,  78,  82. 
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behördo    (Adresse:    „An   die   Yormiindschaftsbehdrde    des  Kreises 
N.  N/).     Obere  Bebörde  ist  der  kleine  Ratb. 

Zum  Wirkungskreise  der  Notare  (Kreisgericbtsscbreiber)  ge* 
bort  n.  A»  insbesondere  die  Beglaubigung  Ton  Urknndenabscbriften 
nnd  Untersebriften. 

Kanton  AMtga.XLV') 

Jede  Person,  welcber  eine  Erbscbaft  angefallen  ist,  bat  eine 
Frist  Yon  30  Tagen  vom  Todestage  des  Erblassers  an,  am  die  Erb- 
scbaft  anzunebmen  oder  auszuscblagen,  oder  die  Becbts- 
wo  bitbat  des  Inventars  zu  yerlangen.  Beim  Yorbandensein 
einer  letztwilligen  Verfügung  läuft  diese  Frist  von  der  Eröffnung 
des  Testaments  au.  Wenn  innerbalb  der  bezeicbneten  Frist,  welche 
aucb  vom  Gericbte  verlängert  werden,  kann,  die  Erben  weder  die 
Erbsobaft  aussoblagen,  nocb  die  Reobtswobitbat  des  LuTentais  nacb- 
suoben,  so  wird  es  angesehen,  als  baben  sie  die  Erbsobaft  an- 
genommen. 

Die  Versiegelung  des  Nachlasses  muss  erfolgen,  wenn  die 
Erben  abwesend,  minderjährig  oder  entmündigt  sind  oder  wenii  ein 
Erbe  solches  beantragt.'*) 

Die  Verlängerung  der  Frist  zur  Annahme  oder  Ausschlagung 
der  Erbschaft  erfolgt  von  dem  Bezirksgerichte,  desgleichen  die 
Bewilligung  der  Beohtswohltbat  des  Inventars  (des  amtliehen  Güter- 
Verzeichnisses,  ben^dum  inventarit).  Das  Bezirksgeriobt  eröffnet 
und  bekräftigt  auch  die  Testamente  und  andere  letztwillige  Ver- 
ordnungen.'^ Die  Testamente  sind  gerichtliche  (bei  Gericht  er- 
klärte oder  schriftlich  übergebene)  oder  aussergericbtliohe  (von 
einem  Notare,  Advokaten  oder  Gerichtsschreiber  abgefasste).  Auch 
mündlich  vor  drei  Zeugen  kann,  jedoch  nur  auf  dreissig  Tage 
gültig,  testirt  werden.  Zur  Testirfähigkeit  gehört  das  zurückgelegte 
16.  Lebensjahr.'^) 


*^)  Ueber  Rechts  quellen  für  den  Kapton  Aargau  (insbes.  Gesetzbach 
von  Aargau  1847  [Personenrecht],  1849  [Sachenrecht],  1855  [Erbrecht]  mit 
zahbreichen  Ergänzungen,  Hypothekenordnung  vom  Jahre  1888)  s.  Schlatter 
a.  a.  0.  Kanton  Aargau;  Neubauer  S.  302;  Rivier  p.  357. 

")  Lardy  a.  a.  0.  p.  32. 

'^)  Schlatter  a.  a.  0.  —  Bezirksgerichte  sind  in  Aarau,  Baden,  Brem- 
garten,  Brugg,  Kulm,  Laufenbarg,  Lenzbarg,  Muri,  Rheinfelden,  Zofingen, 
Zurzach.    Das  Obergericht  des  Kantons  ist  in  Aarau. 

»«)  Lardy  p.  31. 
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Die  Ehefrau  ist  berechtigt,  ohne  Yertretnng  letztwillig  za 
Terordnen.**) 

Die  Yersiegelang  und  Yermogensanfzeichnung  in  Erbschafts- 
flUen  wird  Yon  dem  Gemeinderat  he  veranstaltet.  Dieser  führt 
aaeh  das  Yormundschaftswesen  nnter  Aufsicht  des  Bezirks- 
amtes und  des  Regierungsrathes  (Justizdirektion). 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung.*^ 

1.  Klasse:  Deszendenten,  uneheliche  Kinder  beerben  die 
Mutter,  wie  eheliche ;  die  H&lfte  eines  Kopffeheils  erhalten  sie  neben 
legitimen  Kindern  Yom  Nachlasse  des  Yaters,  doch  dürfen  die  un- 
ehelichen Kinder  nie  mehr  als  die  ehelichen  beziehen.  Ausser  Kon- 
kurrenz mit  legitimer  Deszendenz  beerben  sie  zur  H&lfte  den  Yater, 
die  Täterliche  und  mütterliche  Aszendenz;  die  andere  HUfte  bezieht 
der  überlebende  Ehegatte. 

2.  Klasse:  Eltern  des  Erblassers. 

3.  Klasse:  Geschwister  und  deren  Deszendenten;  die  halb- 
bürtigen erben  nur  die  Hälfte  der  Portion  der  Yollbürtigen. 

4.  Klasse:  Grosseltem. 

5.  Klasse:  Geschwister  des  Yaters  und  der  Mutter  des  Erb- 
lassers und  deren  Deszendenten. 

6.  Khisse:  Die  übrigen  Blutsyerwandten,  ohne  Unterschied 
zwischen  YoU-  und  Halbbürtigkeit,  nach  der  Nähe  des  Grades. 

Hinsichtlich  der  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  gilt 
Folgendes:  Stirbt  die  Mutter  mit  Hinterlassung  you  Kindern,  so 
gehen  die  Rechte  derselben  bezüglich  des  eingekehrten  Ghites  auf 
die  Kinder  über.  Im  üebrigen  nutzt  und  verwaltet  der  Ehegatte 
die  Yerlassenschaft  des  Yerstorbenen  im  FaUe  der  beerbten  Ehe  und 
zwar  der  Mann  lebenslänglich,  die  Wittwe,  so  lange  sie  im  Wittwen- 
stande  bleibt;  das  Eigenthum  bleibt  den  Nachkommen. 

Dem  Ehegatten  fällt  die  ganze  Yerlassenschaft  zu,  wenn  der 
Yerstorbene  keine  Deszendenz,  keine  Eltern,  voll-  und  halbbSbrtige 
Geschwister  oder  Grosseltem  zurücklässt.  In  Konkurrenz  mit  Eltern, 
voll-  und  halbbürtigen  Geschwistern  oder  Grosseltem  bezieht  er  die 


**)  Schreiber,  1.  Lief.  S.  128.  Vgl.  Art.  7  des  Gesetzes  vom  22.  Brach- 
monat 1881,  wonach  die  Handlungsföhigkeit  der  £hefrauen  fOr  die  Daner  der 
Ehe  (mit  Vorbehalt  der  Bestimmung  des  Art  35  des  Bnndesgesetzes  über 
Obligationenrecht]  dnrch  das  kantonale  Recht  bestimmt  wird. 

"^  Aargamsches  Gesetzbuch,  s.  oben;  Lardy  p.  28  ff.;  Schreiber, 
1.  liet  S.  129  f.,  2.  Lief.  S.  71  ff. 
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Hälfte  der  YerlasBenschaft  m  Eigentham,  die  andere  Hälfte  zu 
lebenBlänglicher  NntsnieBsung. 

Erblose  YerlasBenschaften  fallen  nur  Hälfte  dem  FiskiiB,  sor 
Hälfte  der  Heimathsgemeinde  zu« 

Das  Notariat  ist  kein  eigentlicheB  Amt,  sondern  eine  patentirte 
Bernfsart;  die  Notariatsarkunden  gelten  jedooh  als  öffentliche  Urkunden. 

Kanton  Thurffau,") 

Ueber  die  Fristansetsang  snr  Ansschlagung  von  Erbsehaften 
und  über  Begehren  um  die  Bechtswohlthat  des  Inyentars  entscheiden 
die  Bezirksgerichte.'') 

Die  Erbtheilung  mass  gerichtlich  oder  notariell  erfolgen, 
wenn  ein  Erbe  solches  verlangt,  dessgleichen  wenn  Minderjährige 
oder  Abwesende  unter  den  Erben  sind.  Testamente  sind  eigen- 
händige oder  öffentliche;  letztere  können  Ton  dem  Bezirkssohreiber, 
Notar  oder  dem  Friedensrichter  beurkundet  werden.  Die  Eröffnung 
der  Testamente  geschieht  durch  den  Notar.'')  Ehefrauen  sind 
testirfähig.'^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:") 

1.  Klasse:  Deszendenten  mit  Bevorzugung  der  Söhne.  Diese 
erhalten  von  der  väterlichen  wie  mütterlichen  Erbschaft  einen  Voraus 
von  nicht  über  15  Prozent  des  Werthes  der  Immobilien  und  6  Pro- 
zent der  Mobilien.  Ausserdem  haben  sie  das  Becht,  die  Immobilien 
um  den  zeitweilig  herrschenden  Preis  zu  übernehmen.  Uneheliche 
Kinder  haben  nur  Erbrecht  an  den  Nachlass  der  Mutter  und  deren 
Verwandten,  von  welchen  sie  auch  in  Ermangelung  von  Deszendenz 
beerbt  werden. 

2.  Klasse:  a.  Eltern,  b.  Geschwister  und  deren  Deszendenz,  je 
zur  Hälfte.     Die  halbbürtigen  Geschwister   erhalten   nur   die  Hälfte 


'*)  Ueber  Rechtsquellen  (Privatrechiliches  Gesetzbuch,  Erbrecht  vom 
17.  Jmd  1839  und  11.  Februar  1867,  Personen-  und  Familienrecht  vom  11.  April 
1860)  B.  Sohlatter  a.  a.  0.  Kanton  Thurgaa;  Neubauer  S.  301;  Lardy 
p.  257  u.  263 ;  Rivier  p.  859. 

'^  Schlatter  a.  a.  0.;  Lardy  p.  271.  Bezirksgerichte  im  Kanton 
Thmrgau  sind:  Arbon^  Bischoüszell,  Diessenhofen,  Frauenfeld,  Kreuzungen, 
Steckbom,  Mfinohenweilen,  Weinfelden. 

Das  Obergericht  des  Kantons  ist  in  Frauenfeld. 

•»)  Lardy  a.  a.  0.  p.  270  u.  271. 

■*)  Schreiber,  1.  Lief.  S.  133. 

*^)  Privatrechtliches  Gesetzbuch  s.  oben.  Lardy  p.  264  iL;  1.  Lief. 
S.  135  f.,  2.  Lief.  78,  80  u.  82. 
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der  Erbportion  der  Yollbürtigen.  Wenn  nnr  eines  der  Elierntheile 
am  Leben,  erhalten  der  überlebende  ein  Viertel,  die  Geschwister 
drei  Viertel. 

3.  Klasse:  Geschwister,  bei  Konkurrenz  von  toII-  und  halb- 
bürtigen letztere  zur  Hälfte  der  Erbportion  der  ersteren. 

4.  Klasse:  Die  entfernteren  Aszendenten,  je  die  yäterliche  und 
mütterliche  Linie  die  Hälfte. 

5.  Klasse:  Die  entfernteren  Seitenyerwandten  bis  zum  8.  Grad. 
Der    überlebende    Ehegatte    hat    bei    beerbter  Ehe    kein 

Erbrecht,  nur  Nutzgenuss.  Bei  unbeerbter  Ehe  erhält  er  in  Kon- 
kurrenz mit  Kindern  früherer  Ehe  ein  Viertel,  sonst  die  Hälfte 
des  Kachlasses,  nach  der  erbfähigen  Verwandtschaft  den  ganzen 
Nachlass. 

Die  Vormundschaften  besorgt  derGemeinderath  (Waisen- 
amt) unter  Aufsicht  des  Bezirksraths. 

Den  Notaren  kommt  ausser  bei  Testamenten  die  Mitwirkung 
bei  Erbverträgen,  Erbauskäufen,  bei  Erbschaftsinyenturen  und  amt- 
lichen Erbtheilungen  zu.  Ihre  Urkunden  sind  öffentliche  und  ge- 
messen amtlichen  Glauben.'^ 

Kanton  TeB8in.'0 

Bei  Eröffnung  einer  Erbschaft  legt  der  Friedensrichter 
die  Siegel  an,  falls  die  Erben  abwesend  oder  ohne  gesetzlichen 
Stellvertreter  sind  oder  unter  Vormundschaft  stehen.  Die  Bezirks- 
gerichte setzen  die  Frist  zur  Annahme  öder  Ausschlagung  der 
Erbschaft  fest,  ertheilen  die  förmliche  Anerkennung  den  gesetzlichen 
Erben  und  konstatiren  deren  Bechte.  Auch  die  Bechtswohlthat  des 
Inyentars  wird  bei  dem  Bezirksgerichte  nachgesucht.  Die  Testir- 
fähigkeit  beginnt  mit  dem  yollendeten  14.  Lebensjahre.  Testa- 
mentsformen: 1.  eigenhändiges,  2.  öffentliches,  yor  einem 
Notar  errichtetes,  und  3.  geheimes  Testament,  welch'  letzteres  yom 
Testator  yerschlossen  dem  Notare  übergeben  wird.'®) 


••)  Lardy  a.  a.  0.  p.  209. 

'^  Üeber  Rechtsquellen  (Zivilgesetzbuch  vom  27.  September  1837, 
im  Ganzen  dem  französischen  Rechte  nahestehend,  mit  ergänzenden  und  ab- 
ändernden Gesetzen,  z.  B.  Notariatsgesetz  vom  11.  Juni  1844;  Hypotheken- 
gesetz vom  21.  Oktober  1891;  Zivilprozessordnung  vom  7.  Juli  1843)  siehe 
Schlatter,  Kanton Tessin;  Neubauer  S.  301;  Lard^  p.228;  Rivier  S.  359. 

'^  Schlatter  a.  a.  0.;  Lardy  p.  249  if.  Fnedensrichter  gibt  es  in 
jedem  der  38  Wahlkreise  einen.     Bezirksgerichte  sind  in :  Mendrisio,  Lugano, 
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Die  Ehefraa  kann  oline  Antorisation  ihres  Mannes  nur  in 
Bezug  auf  ihr  Paraphernalgut  te stiren,  üeber  die  Dos  kann  sie 
nnr  dann  letztwillig  yerfügen,  wenn  sie  keine  Kinder  hat.'^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^^) 

1«  Klasse:  Deszendenten.  Aussereheliche  Kinder  gelangen 
erst  in  Ermangelung  von  legitimer  sukzessionsföhiger  Verwandtschaft 
und  eines  überlebenden  Ehegatten  zur  Erbschaft. 

2.  Klasse:  Aszendenten,  zur  Hälfte  die  Täterliche,  zur  anderen 
Hälfte  die  mütterliche  Linie.  In  Ermangelung  Ton  Aszendenten  der 
einen  Linie  konkurriren  für  diesen  Theil  die  Geschwister. 

S.Klasse:  Geschwister  und  deren  Deszendenz. 

4.  Klasse:  Die  entfernteren  Seitenyerwandten  bis  zum  10.  Grad 
in  Konkurrenz  mit  dem  überlebenden  Ehegatten. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  bei  beerbter  Ehe  den 
Nutzgenuss  an  einem  Kindertheil  des  freien  Gutes,  der  Mann  nutzt 
die  Dotalgüter,  so  lange  er  Wittwer  bleibt,  die  Frau  hat  den  Mit- 
genuss  der  Gegendos  mit  den  Kindern  auf  die  Dauer  ihres  Wittwen- 
standes.  Bei  unbeerbter  Ehe  hat  der  Ehegatte  in  Konkurrenz 
mit  Aszendenten,  Geschwistern  und  deren  Nachkommenschaft  ledig- 
lich den  Fruohtgenuss  an  der  Hälfte  des  freien  Gutes  des  Verstor- 
benen; das  Eigenthum  an  einem  Drittheil  erwirbt  er,  wenn  die  be- 
zeichneten Verwandten  nicht  Yorhanden  sind,  und  das  Ganze  erwirbt 
er  nach  dem  Aussterben  der  Verwandtschaft  bis  zum  10.  Ghrad. 

Erblose  Verlassensohaften  fallen  dem  Staate  zu  Wohlthätig- 
keitszwecken  anheim. 

Der  Gemeinderath  besorgt  das  Vormundschaftswesen. 
Oberbehörde  ist  der  Staatsrath. 

Die  Notare,  welche  zugleich  Advokaten  sein  können  und  um- 
gekehrt, haben  ausser  der  Beurkundung  von  Testamenten,  Inyentaren, 
Yon  Verträgen  über  Liegenschaften  auch  alle  gerichtliohen  Akte, 
die  ihnen  sonst  zugewiesen  sind,  auszufertigen  und  zu  beglaubigen. 
Eine  Mitwirkung  des  Notars  bei  Theilung  der  Erbschaft,  auch  bei 
unbeweglichem  Nachlasse,  ist  nicht  nothwendig.^^) 


Bellinzona,  Locamo,  Cevio,  Lotiigna,  Faido.  —  Das  Obergericht  des  Kantons 
Tessin  ist  in  Bellinzona.  —  Amtssprache  ist  die  italienische. 

»•)  Schreiber,  1.  Lief.  S.  142. 

^°)  Bürgerliches  Gesetzbuch  von  1837  und  Gesetz  vom  31.  Mai  1856; 
Lardy  p.  246  ff.;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  143,  2.  Lief.  S.  73,  80  u.  81. 

")  Schlatter  a.  a.  0. 
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Kanton  Waadt  (Canton  de  Vaad)/*) 

Die  Yersiegelaog  des  Naohlasses  ist  noth wendig,  wenn  ein 
Testament  yorhanden  ist,  wenn  alle  Erben  abwesend,  wenn  nnter 
den  Erben  Minderjährige  oder  Entmfindigte  sind,  wenn  ein  Erbe  die 
Reohtswohlthat  des  Inventars  nachsucht.  Die  Erklärung  über  An- 
nahme und  Ausschlagung  erfolgt  bei  dem  Friedensgeriohte 
{Justice  de  paix)\  die  Reohtswohlthat  des  Inventars  bewilligt  das 
Bezirksgericht  {Trtbuml  du  districi)^)  Andere  Erben,  als 
Deszendenten,  müssen  sich  durch  das  Friedensgericht  in  den  Besitz 
der  Erbschaft  einweisen  lassen.  Jede  Theilung  über  Immobilien 
muss  notariell  geschehen.  Die  Yerkündung  der  Testamente(eigen- 
händige  haben  gleiche  Gültigkeit,  wie  die  öffentlichen  vor 
Notar  und  zwei  Zeugen  errichteten)  erfolgt  durch  das  Friedensgericht. 
Zur  Testirfähigkeit  gehört  das  ToUendete  17.  Lebensjahr.^^) 

Ehefrauen  haben  zu  letztwilligen  Verordnungen  die  Zu- 
stimmung des  Mannes  nicht  nöthig.^^) 

Auswärtige  Gläubiger  des  Erblassers  müssen,  wenn  die 
Erben  die  Erbschaft  ausschlagen,  um  die  Rechtswohithat  des  In- 
yentars  nachsuchen,  worauf  der  Nachlass  yom  Gericht  proyisorisch 
yerwaltet  wird.  Nicht  interyenirende  Gläubiger  haben  den  Ausschluss 
mit  ihren  Forderungen  zu  gewärtigen.^^ 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung.^^) 

1.  Klasse:  Deszendenten.  Dem  unehelichen  Kinde  gebührt 
die  Hälfte  der  Legitima  eines  ehelichen  Nachkommen,  und  die  ganze 
Legitima  eines  solchen,  wenn  keine  eheliche  Deszendenz  yorhanden 
ist.     Ab  inteskUo  erbt  es  im  ersten  Falle  die  halbe  Erbportion  und 


^')  üeber  Rechts  quellen  (Wsadtländer  Zivilgesetzbuch  von  1819, 
dem  französischen  Rechte  nahestehend,  mit  zahlreichen  abändernden  und  er- 
gänzenden Gesetzen;  Zivüprozessordnung  von  1869  uod  1870;  Gesetz  über 
Gerichtsorganisation  vom  23.  März  1886,  mit  Ergänzung  vom  30.  August  1893) 
s.  Schlatter,  Kanton  Waadt;  Neubauer  S.  800;  Lardy  p.  322;  Rivierp.359. 

^')  In  jedem  Kreise  (60  cercles)  ist  ein  Friedensrichter. 

Bezirksgerichte  sind  in:  Aigle,  Aubonne,  Avenches,  Cossonay,  Echallens, 
Grandson,  Lausanne,  La  Vallöe,  Lavaux,  Morges,  Moudon,  Nyon,  Orbe,  Oron, 
Payeme,  Pais-d'£nhaut,  RoUe,  Yevey,  Yverdon. 

Das  Kantonsgericht  (Tribuncu  cantonal)  ist  in  Lausanne. 

^)  Lardy  p.  339  ff. 

*'^  Schreiber,  1.  Lief.  S.  149. 

«^  Schlatter  a.  a.  0. 

^M  Waadtländer  Zivilgesetzbuch;  Gesetz  vom  11.  Dezember  1838,  betr. 
einige  Ao&nderungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches;  Gesetz  vom  1.  Dezember 
1855,  betr.  uneheliche  Kinder;  Lardy  p.  3B4ff.;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  152, 
2.  Lief.  S.  73,  80  u.  82. 
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im  zweiten  die  halbe  YerlasBenschaft.  Im  übrigen  bezieht  dasselbe 
die  ganze  Yerlassenschaft  erst  nach  dem  Ehegatten  des  yerstorbenen 
Eltemtheils. 

2.  Klasse:  Geschwister  oder  deren  Deszendenten. 

3.  Klasse:  Aszendenten  je  zur  Hälfte  in  der  väterlichen  und 
mütterlichen  Linie, 

4.  Klasse :  Die  entfernteren  Seitenyerwandten,  je  zur  Hälfte  in 
der  Täterlichen  und  mütterlichen  Linie  bis    einschliesslich  10.  Grad. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  bei  beerbter  Ehe  Natz- 
niessung  an  den  Erbtheilen  der  Kinder;  bei  unbeerbter  Ehe  er- 
hält er  neben  Eltern,  Geschwistern,  Halbgeschwistem  und  ihrer  De« 
szendenz  ein  Yiertheil  der  Erbschaft,  neben  anderen  Verwandten  die 
Hälfte  und  in  Ermangelung  Yon  sukzessionsföhigen  Verwandten  das 
ganze  Vermögen. 

Erblose  Verlassenschaften  gebühren  dem  Fiskus. 

Vormundschaftsbehörden  sind  die  Friedensgeriohte  unter 
Aufsicht  des  Kantonsgerichtes. 

Die  Notare  sind  öffentliche  Beamte,  ihre  Urkunden  gemessen 
▼ollen  öffentlichen  Glauben.  Die  Notare  beurkunden  insbesondere 
alle  Akte  über  Immobilien  und  Rechte  an  solchen.^^) 

Elanton  Wallia^*) 

Gesetzliche  Erben  erlangen  den  Besitz  der  Erbschaft  von 
Rechtswegen;  uneheliche  Kinder  und  Testamentserben  müssen  sich 
in  den  Besitz  einweisen  lassen.  Die  Ausschlagung  der  Erbschaft 
wird  nicht  präsumirt,  sie  muss  vor  dem  Gerichtsscfareiber  der  Ge- 
meinde, wo  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  erklärt  werden.  Ebendaselbst 
ist  die  Rechts  wo  hlthat  des  Inventars  nachzusuchen  und  wird 
solche  Ton  dem  Bezirksgerichte^^)  bewilligt;  der  Präsident  des 
Gerichtes  erlässt  die  Ediktalien. 


**)  Schlatter  a.  a.  0. 

*^  Ueber  Rechtsquellen  (Bürgerliches  Gesetzbuch,  Sitten  1855; 
Bürgerliche  Prozessordnnng,  Sitten,  IT.  Ausgabe  1886;  dazu  als  Anhang:  An- 
leitung für  die  Vormünder,  Kuratoren  und  Waisenftmter,  herausgegeben  von 
der  Justiz-  und  Polizeidirektion,  Sitten  1892}  s.  Schlatter  a.  a.  O.  Kanton 
Wallis;  Neubauer  S.  301;  Lardy  p.  300;  Rivier  p.  359. 

^)  Bezirksgerichte  {tribunaux  du  district)  sind  folgende:  Gonches  zu 
Münster,  Brigue,  Viege  (Visp),  Rarogne-Orienta)  in  Moerel,  Rarogne-Occidental 
in  Rarogne,  Lösche  (Leuk),  Sierre  (Siders),  Harens  zu  Sitten  (Sion),  Gonthey, 
Sitten,  Martigny-Ville,  Entremont  in  Orsieres,  St.  Maurice,  Monthey. 

Der  AppellatioDSgerichtshof  des  Kantons  ist  in  Sitten. 
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Zur  TeBÜrfähigkeit  gehört  dM  16.  Lebensjahr.  Testamente 
sind  in  nachstehenden  Formen  gftltig:  als  eigenhändige  (bei  einem 
Notare  su  hinterlegen),  offentliehe  (yon  dem  Notare  aufgenommen), 
priyilegirte  (bei  Gefahr  auf  Verzug  dureh  Pfarrer  oder  Gemeinde- 
Yorstand  abgefasst)^^) 

Ehefrauen  können  ohne  Einwilligung  des  Mannes  testiren.^*) 

Gesetiliche  Erbfolgeordnung:^') 

1.  Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  erben  ein  Drittel  eines 
Kindstheils  zu  Pflichterbreeht. 

2.  Aszendenten  und  Seitenyerwandte«  Die  Erbschaft  wird  in 
zwei  H&lften  getheUt.  In  der  väterlichen  Linie  ist  zunächst  der 
Vater  berufen,  bei  dessen  Vorabsterben  gelangt  der  Nachlass  an  die 
Geschwister  oder  deren  Deszendenten,  in  Ermangelung  solcher  an 
die  väterlichen  Aszendenten,  beim  Nichtvorhandensein  solcher  an  die 
entfernteren  Seitenverwandten  bis  zum  8*  Grad.  Gleiche  Erbfolge 
findet  in  der  mütterlichen  Linie  statt.  Bei  Aussterben  der  erb- 
fähigen Verwandten  einer  Linie  sukzediren  die  Verwandten  der 
anderen  Linie. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  bei  beerbter  Ehe  oder, 
wenn  der  Verstorbene  legitime  oder  legitimirte  Kinder  hinterlässt, 
die  Nutzniessung  an  der  Hälfte  des  Vermögens  des  Verstorbenen, 
bei  unbeerbterEhe  den  Nutzgenuss  des  Ganzen.  Bei  Ermangelung 
von  erbfähigen  Verwandten  und  natürlichen  Kindern  erbt  der  fiber- 
lebende Ehegatte  das  ganze  Vermögen  des  Verstorbenen. 

Erb  lose  Verlassenschaften  fallen  dem  Staate  zu. 

Die  Vormundschaften  (mit  Familienrath)  führt  der  Ge- 
meinderath  als  Waisenamt  unter  Aufsicht  des  Staatsraths, 

Das  Notariat  ist  meistens  mit  der  Advokatur,  dem  Richter- 
amte und  anderen  öffentlichen  Stellen  verbunden.  Die  Notariats- 
akte begründen  eine  Rechtsvermuthung  nur  zu  Gunsten  jener 
Thatsachen,  welche  der  Notar  kraft  eigener  Wahrnehmung  beur- 
kundet; die  Urkunden  können  mit  der  Fälschungsklage  angestritten 
werden.^) 


»>)  Lardy  a.  a.  0.  n.  310  ff. 

*«)  Schreiber,  1.  Lief.  S.  157. 

*")  Bürgerliches  Gesetzbach;  Lardy  p.  315  ff.,  woselbst  auch  Näheres 
über  das  Repräsentationsrecht;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  158  n.  159,  2.  Lief. 
73,  78  u.  82. 

**)  Schlatter  a.  a.  0. 
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Kanton  Neuenbursr  (Oanton  de  Neuoh&tel).**) 

Die  Friedensrichter  (Juges  de  paix)  bewilligen  die  Erb- 
schaftsinTestitnren  und  nehmen  die  gerichtliohen  Inyentare  auf, 
leiten  auch  die  öffentlichen  Yersteigerangen  der  Mobilien  und  Im- 
mobilien. Die  Erbannahme  muss  immer  ausdrücklich  vor  dem 
Oerichtsschreiber  des  Friedensgerichtes  ^^  erklärt  werden.  Als  Aus- 
schlagung gilt,  wenn  die  Erklärung  fiber  Annahme  nicht  in  der 
gesetzlichen  Frist  erfolgt. 

Oeffentliche  Testamente  sind  vor  einem  Notare  und  fänf 
Zeugen  zu  errichten.  Gültigkeit  haben  auch  eigenhändige,  wenn 
sie  YoUständig  Ton  der  Hand  des  Testators  geschrieben,  datirt  und 
unterzeichnet  sind.  Zur  Testirfahigkeit  gehört  das  Alter  der  Yoll- 
jährigkeU.»') 

Ehefrauen  können  ohne  Zustimmung  des  Ehemannes  rechts- 
gültig testiren.^^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^^) 

Eheliche  Verwandtschaft: 

1.  Deszendenten. 

2.  Aszendenten.  Der  Vater  erbt  die  yäterlichen,  d.  h.  die  Ton 
ihm  und  seinen  Veifwandten  dem  Erblasser  zugekommenen,  die  Mutter 
die  Ton  ihr  oder  ihren  Verwandten  herrührenden  Güter.  Die  Gross- 
eitern  und  entfernteren  Aszendenten  werden  durch  Geschwister  und 
deren  Deszendenten  ausgeschlossen. 

3.  Geschwister  und  deren  Deszendenten,  wenn  Vater  und  Mutter 
nicht  mehr  am  Leben. 


^)  Ueber  Rechtsquellen  (Zivilgesetzbuch  yon  Neuenburg,  dem  fran- 
zösischen Rechte  nahestehend,  stückweise  publizirt  1853 — 1855;  Zivilprozess- 
ordnung seit  1.  Januar  1879,  bzw.  1.  Juli  1ö82  in  Kraft)  s.  Schlatter  a.  a.  O. 
Kanton  Neuenburg;  Neubauer  S.  301;  Lardj  p.  152;  Rivier  p.  358. 

^  Friedensgerichte  (jtcstices  de  paix)  sind  in:  Neuch&tel,  Saiat-Blaise, 
Landeron,  Ligniöres,  Boudry,  Saint* Aubin,  Auvemier,  Travers,  Mdtiers.  Ver- 
ridres,  Val-de-Ruz,  Locle,  brenets,  Fonts,  Brevine,  Chaux-de-Fonds,  Sagne 
!  und  Rochefort. 

Durch  Gerichtsorganisationsgesetz  vom  23.  November  1882  sind  der 
Appellhof  und  die  Bezirksgerichte  (tribunaux  d'arrondissement)  aufgehoben 
und  ist  die  Organisation  nunmehr  folgende:  1.  Tribunnal  cantoncU  et  cour 
de  Cassation  civile  (Neuch&tel) ;  2.  Tribunaux  de  district  (Neuch&tel,  Bondiy, 
Mötiers-Travers  [Val-de-Travers],  Cemier  [Val-de-Ruz],  Lode  und  Chaux-de- 
Fonds);  3.  Justices  de  paix;  4.  Tribunatut  d'arbUrage  industriel. 

*^  Schlatter  a.  a.  O.;  Lardy  p.  165  ff. 

*«)  Schreiber,  1.  Lief.  S.  164. 

^")  Zivilgesetzbuch  von  Neuenburg  s.  oben ;  L  a  r  d  y  p.  162  ff.;Schreiber, 
1.  Lief.  S.  167,  2.  Lief,  74,  78,  82. 
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4.  Die  iSbrigen  Beitenyerwandten  nach  der  Nfihe  des  Ghrades 
und  bis  nim  12.  Orade.  Vom  4.  Grade  einschliesslich  an  gerechneit 
h5rt  die  Untersoheidang  zwischen  den  von  der  y&terlichen  oder 
mütterlichen  Seite  herrührenden  Gütern  anf. 

uneheliche  Kinder  haben  nnr,  wenn  sie  ansdrücklicb  an- 
erkannt sind,  Erbrecht  an  Vater  und  Mutter.  Neben  ehelichen  Nach- 
kommen erhalten  sie  den  dritten  Theil  des  Pflichttheiles  eines  legi- 
timen Kindes.  •  Bei  Konkurrenz  mit  Aszendenten  des  ersten  Grades 
oder  Geschwistern  des  Erblassers  erhält  das  aussereheliche  Kind  die 
Hälfte,  neben  entfernteren  Verwandten  drei  Viertheile,  und  wenn 
keine  erbföhige  Verwandte  yorhanden,  die  ganze  Verlassenschaft. 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält  bei  unbeerbter  Ehe  und 
wenn  keine  legitimen  Nachkommen  aus  früherer  Ehe  yorhanden  sind, 
ausser  den  Kleidern  und  Schmuck  des  Verstorbenen  und  den  yor- 
handenen  Lebensmitteln,  die  Hälfte  der  Möbel  im  engeren  Sinne 
des  Worts  zum  Bigenthum,  am  übrigen  Vermögen  den  Niessbrauoh; 
bei  beerbter  Ehe  des  Verstorbenen  und  bei  legitimer  Deszendenz 
überhaupt  wird  das  Becht  des  üeberlebenden  auf  die  Hälfte  reduzirt 
mit  Ausnahme  des  Bezugs  der  Lebensmittel.  Sind  keine  erbfähigen 
Verwandten  und  keine  unehelichen  Nachkommen  yorhanden,  oder 
wird  die  Erbschaft  nicht  angetreten,  so  fällt  die  ganze  Verlassen- 
schaft  dem  überlebenden  Ehegatten  zu. 

Erblose  Verlassenschaften  fallen  dem  Fiskus  anheim. 

Die  Führung  der  Vormundschaft  kompetirt  zu  den  Friedens- 
gerichten unter  Aufsicht  des  Justizdepartements. 

Die  Urkunden  der  Notare  sind  mit  öffentlicher  Autorität  be- 
kleidet.«») 

Kanton  Gtenf  (Canton  de  Oendve).'^ 

Die  Gerichte  (Friedensrichter)  «^  haben  nach  dem  dort  geltenden 
französischen  Rechte  zur  Sicherstellung  und  Regulirung  des  Nach- 
lasses nur  anf  Verlangen  der  Betheiligten,  yon  Amtswegen  nur  im 


eo\ 


^  Lardy  p.  154;  Schlatter  a.  a.  0. 

'^)  üeber  Rechtsquellen  (der  Kanton  Genf  ist  durch  den  Code 
Napoleon  regiert,  welcher  jedoch  im  Verlauf  der  Jahre  Modifikationen  erlitten 
hat,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  Dispositionsbefugnisse  der  Ehefrau,  das 
Erbrecht  der  unehelichen  Kinder,  der  Ehegatten,  Pflichttheilsrecht,  Schenkung 
der  Ehegatten  u.  A.,  Gerichtsorganisationsgesetz  vom  15.  Juni  1891  und  Tavü- 
prozessordnung  vom  15.  Juni  1891)  s.  Schlatter  a.  a.  0.  Kanton  Genf;  Lardy 
p.  103  n.  106;  Riyier  d.  858;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  187. 

**)  In  Korresponaenzsaehen'  ist  sich  zu  wenden  wii-Le  Pr^siddtt  de  la 
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Interesse  schutzbed&rftiger  Personen  einsaschreiten.  Die  Beurkandung 
der  vorkommenden  Rechtsakte  geschieht  durch  die  Notare.  Die 
Tormunds chaften*')  gehören  zur  Kompetenz  der  Friedens- 
richter und  bzw.  der  Ziyiltribunale  nach  den  Bestimmungen  des 
französischen  Rechtes;  die  Ernennung  des  Vormundes  ist  dem 
Familienrathe  überlassen,  ausgenommen,  wo  der  Vormund  gesetz- 
lich bestimmt  ist. 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:^^) 

Nach  Code  NapoHon  mit  Modifikation  in  Bezug  auf  das 
Erbrecht  der  unehelichen  Kinder  und  des  überlebenden  Ehegatten 
nach  Gesetz  Yom  5.  September  1874. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Abstammung  legal  festgestellt  ist, 
sind  zur  Erbschaft  des  Vaters,  der  Mutter  und  deren  Deszendenten 
berufen«  Neben  legitimen  Kindern  erhalten  sie  die  Hftlfte.  Sie 
beerben  auch  ihre  Geschwister,  wie  eheliche. 

Der  überlobende  Ehegatte  erhält  den  Ususfruktus  an  der 
Hälfte  der  Verlassenschaft,  wenn  der  Verstorbene  legitime  Nach- 
kommen zurücklässt,  welche  Nutzniessung  bei  Wiedenrerheirathung 
Ycrloren  geht.  Sind  natürliche  Nachkommenschaft,  Vater,  Mutter, 
Geschwister  oder  Deszendenten  derselben  Yorhanden,  so  erbt  der 
Ueberlebende  ein  Viert  heil  zu  Eigen,  die  Hälfte,  wenn  Yon  den 
benannten  Verwandten  Niemand  lebt.  Das  Ganze  erbt  der  über- 
lebende Etetheil,  wenn  keine  Verwandten  bis  zum  8*  Grade  Yor- 
handen sind. 

IIL  Erbschaftssteuer  wird  in  folgenden  Kantonen  bezogen: 
Zürich,  Luzern,  Uri,  Zug,  Freiburg,  Solothurn,  Baselstadt,  Baselland, 
Schaffhausen,  Aargau,  Thurgau,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf.  Keine 
Erbschaftssteuer  wird  erhoben  in:  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden, 
Glarus,  Appenzell  Ausser-Rhoden,  Appenzell  Inner-Rhoden,  St.  Gallen, 
Graubünden  und  Wallis.  <'^) 

Abzugsrechte  (vom  Vermögen,  welches  in  Folge  Erbganges 
oder  Auswanderung  ausser   Landes   gezogen   wird)   sind   im  Innern 


Cour  de  Justice  du  Canton  de  Gen^,  bzw.  an:  Le  President  du  Tribunai 
civil  du  Canton  de  Oenäve, 

^')  Schlatter  a.  a.  0.;  Lardy  p.  103  ff. 

^)  Näheres  s.  Lardy  p.  106  f.;  Schreiber,  1.  Lief.  S.  187,  2.  Lief. 
S.  74,  80  u.  83. 

»)  Zeitachr.  f.  intern.  Privat-  etc.  Recht,  I  S.  422. 
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der  Sehweil  abgeschafft.  Gegen  auswärtige  Staaten  besteht 
Freizügigkeit,  sofern  sie  Gegenrecht  gewähren.^^ 

IV.  Verträge  über  die  Behandlung  des  Nachlasses  Ton 
gegenseitigen  Staatsangehörigen  sind  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  nicht  ab- 
geschlossen.^^) Auch  der  Handelsyertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Schweiz  Tom  10.  Dezember  1891  (D.  R.-G.-B1.  1892 
S.  195)  enthält  nichts  hieher  Bezügliches. 

Der  Yom  Deutschen  Reiche  mit  der  Schweizerischen  Eid^ 
genoBsenschaft  yereinbarte  Vertrag  vom  31.  Mai  1890  (R.-G.-B1. 
&  131  fi.),  seit  10.  Juli  1890  in  Kraft,  betrifft  die  Niederlassungs^ 
Verhältnisse  und  regelt  in  der  Hauptsache  die  Bedingungen  für 
die  Niederlassung   der  Angehörigen   des   Deutschen  Reiches   in    der 


^  Schlatter  S.  XXXVII.  Art.  62  a.  63  der  rev.  schweizer.  Bundes- 
verfassung. 

Zwischen  Bayern  und  der  Schweiz  besteht  Freizügigkeit  gemäss  Ver- 
trag vom  20.  Juli  1804  (DOllinger,  V.-S.  Bd.  III  S.  232);  Blätter  f.  admin. 
Praxis,  Bd.  VI  S.  406. 

*^  Auch  zwischen  der  Schweiz  und  Bayern  nicht.  Dagegen  existirt 
ein  Vertrag  der  Schweiz  mit  dem  Grossherzogthum  Baden  vom  6.  Dezember 
1856  (Ofi.  S.-V.  S.  662),  welcher  folgende  hieher  gehörige  Bestimmungen 
enthält: 

Art  1  u.  2  betreffen  die  Abschaffung  des  Abschosses  oder  Abfahrtsgeldes. 

Art.  3.  Die  Angehörigen  der  beiden  kontrahirenden  Theile  sollen  Über 
ihr  Eigenthum  auf  dem  anderen  Staatsgebiet  durch  Testament,  Vergabung 
oder  auf  jede  andere  Weise  verf&gen  dürfen,  und  ihre  Erben,  welche  An- 
gehörige des  anderen  Theiles  sind,  treten  in  den  Besitz  des  genannten  Eigen- 
thums,  es  sei  in  Folge  eines  Testamentes  oder  ab  intestato, 

Art.  4.  Sie  können  dasselbe  persönlich  oder  mittels  Bevollmäditigter 
antreten  und  darüber  verfügen  nach  ihrem  eigenen  Ermessen,  ohne  andere 
Qebtthren  entrichten  zu  müssen,  als  diejenigen,  denen  die  Angehörigen  des 
Landes  selbst,  wo  die  fraglichen  Güter  sich  befinden,  in  ähnlichen  Fällen 
unterworfen  sind  und  wohin  diejenigen  Abgaben  gehören,  welche  in  solchen 
Fallen  ohne  Unterschied,  ob  das  Vermögen  im  Lande  bleibe  oder  hinaus- 
gezogen werde,  ob  der  neue  Besitzer  ein  Inländer  oder  ein  Fremder  sei,  ent- 
richtet werden  müssen,  namentlich  Erbschaftsakzise,  Stempel-  und  Zollabgabe, 
Handänderungsgebühren  u.  dgl. 

Art.  5.  In  Abwesenheit  des  oder  der  Erben  soll  die  Behörde  für  die 
besagten  Güter  dieselbe  Obsorge  treffen,  welche  sie  in  gleichem  Falle  für  die- 
jenigen eines  Landesangehörigen  haben  würde,  und  dies  solange,  bis  der  ge- 
setzliche Eigenthümer  zu  der  eigenen  Besitznahme  die  geeigneten  Schritte 
gethan  haben  wird. 

Art.  6.  Sollte  unter  denjenigen,  welche  auf  die  gleiche  Verlassensohaft 
Anspruch  machen,  über  die  Erbberechtigung  Streit  entstehen,  so  wird  nach 
den  Gesetzen  und  durch  die  Gerichte  desjenigen  Landes  entschieden  werden, 
in  welchem  das  Eigenthum  sich  befindet 

Liegt  der  Nachlass  in  beiden  Staaten,  so  sind  die  Behörden  desjenigen 
Staates  kompetent,  dem  der  Erblasser  bürgerrechtlich  angehört,  oder  in  welchem 
er  zur  Zeit  des  Todes  wohnte,  wenn  er  nicht  Bürger  einer  der  kontrahirenden 
Staaten  war. 
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Schweis  und  der  Angehörigen  der  Schweiz  ®^)  im  Dentsehen  Reiche, 
insbesondere  aber  auch  die  wechselseitige  Unterstütsang  Hülfs- 
bedürftiger.®*)  Die  hieher  bemerkenswerthen  Bestimmungen  dieses 
Vertrages  sind:^^) 

Art  1.  Die  Deutschen  sind  in  jedem  Kanton  der  Eidgenossenschaft  in 
Bezug  auf  Person  und  Eigenthum  auf  dem  nämlichen  Fnsse  und  auf  die 
nAmliche  Weise  aufzunehmen  und  zu  behandeln,  wie  es  die  Angehörigen  der 
anderen  Kantone  sind  oder  noch  werden  sollten.  Sie  können  insbesondere 
in  der  Schweiz  ab-  und  zugehen  \ind  sich  daselbst  dauernd  oder  zeitweilig 
aufhalteui  wenn  sie  den  Gesetzen  und  Polizei  Verordnungen  nachleben. 

Art  2.  Um  die  in  dem  Art.  1  bezeichneten  Rechte  beanspruchen  zu 
können,  müssen  die  Deutschen  mit  einem  Zeugniss  ihrer  Gesandtschaft  vm*-» 
sehen  sein,  durch  welches  bescheinigt  wird,  dass  der  Inhaber  die  deutsche 
Reichsangehörigkeit  besitzt  und  einen  unbescholtenen  Leumund  geniesst 

Art.  B.  Die  Schweizer  werden  in  Deutschland  unter  der  im  Art  2 
des  gegenwärtigen  Vertrags  enthaltenen  Voraussetzung  die  nämlichen  Rechte 
und  Vortheile  gemessen,  wie  sie  der  Art  1  des  gegenwärtigen  Vertrags  den 
Deutschen  in  der  Schweiz  zusichert. 


^  Die  Eidgenossenschaft  als  solche  verleiht  kein  Bürgerrecht,  sondern 
das  Schweizer  Bürgerrecht  ist  in  der  Regel  abhängig  vom  Kantonsbfirgerrechte. 
Jeder  Kantonsbfirger  ist  Schweizer  Bürger  (Art.  48  der  rev.  Bundesverfsssung). 

Das  Bürgerrecht  wird  erworben:  1.  durch  Abstammung;  2.  durcn 
Verehelichung  einer  Ausländerin  mit  einem  Schweizer ;  8.  durch  Naturalisation ; 
dieselbe  kann  nur  durch  die  oberste  LandesbehOrde  stattfinden  und  erstreckt 
sich  auf  die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kinder  des  Bewerbers;  Ausländem 
darf  kein  Kanton  das  Bürgerrecht  ertheilen,  wenn  sie  nicht  aus  dem  froheren 
Staatsverbande  entlassen  werden;  vorausgesetzt  wird  die  Zusicherung  eines 
Gemeindebürgerrechtes;  4.  durch  Zusprechen  einem  Heimathlosen.  (Besondere 
Erwerbungsarten,  mit  dem  französischen  Rechte  zusammenhängend,  gelten 
noch  im  Kanton  Genf.) 

Das  Bürgerrecht  wird  verloren:  1.  durch  Verzicht;  2.  durch  Ver- 
ehelichung einer  Schweizerin  mit  einem  Ausländer. 

Ein  Verlust  durch  Machtspruch  eines  Kantons  oder  einer  Gemeinde 
findet  nicht  mehr  statt 

Vgl.  auch  schweizerisches  Bundesgesetz,  die  Ertheilung  des  Schweizer- 
Bürgerrechtes  und  den  Verzicht  auf  dasselbe,  vom  3.  Heumonat  1876  (Gesetze 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  II.  Bd.  S.  510),  femer  die 
Abhandlung  von  Alfred  Martin  in  Bevue  de  droit  intern,  etc,,  tom.  X  (1878) 
p.  317  ff.,  desgl.  Stell,  der  Verlust  des  Schweizer  Bürgerrechts,  Zürich  1888, 
und  Estoppey,  la  loi  f4deral4  du  8,  Juillet  1876  etc,,  Lausanne  1888. 

**)' Schon  durch  den  früheren  Niederlassungsvertrag  vom  27.  April  1876 
war  das  zwischen  Bayern  und  einer  Anzahl  von  Schweizer  Kantonen  im 
Jahre  1862  getroffene  Uebereinkommen  wegen  gegenseitiger  Verpflegung  von 
Erkrankten  und  Beerdigung  von  Verstorbenen  (Bekanntmachung  des  k.  bayer. 
Staatsmin.  des  k.  Hauses  und  des  Aeussem  vom  1.  September  1862,  Bayer. 
Reg.-Bl  S.  2175  ff.)  ausser  Kraft  getreten  (Bekanntmachung  des  k.  bayer. 
Staatsmin.  d.  k.  Hauses  und  des  Aeussern  vom  29.  August  1877,  B.  Gesetz- 
und  Verordnungsblatt  S.  457). 

^)  Näheres  Über  den  neuen  Niederlassungsvertrag  vom  81.  Mai  1890 
s.  in  Zeitschrift  etc.  £d.  I  S.  HO  ff. 
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Art.  11.  Jeder  der  vertragenden  Theile  verpflichtet  sich,  dafdr  zu 
sorgen,  dass  in  seinem  Gebiete  denjenigen  hfilfsbedOrftigen  Angehörigen  des 
anderen  Theils,  welche  der  Kur  und  Verpflegung  benöthigt  sind,  diese  nach 
den  am  Aufenthaltsorte  fdr  die  Verpflegung  der  eigenen  Angehörigen  be- 
stehenden Grundsätzen  bis  dahin  zu  Theil  werde,  wo  ihre  Rückkehr  in  die 
Heimath  ohne  Nachtheil  für  ihre  und  Anderer  Gesundheit  geschehen  kann. 

Ein  Ersatz  der  hiedurch  oder  durch  die  Beerdigung  Verstorbenen  er- 
wachsenden Kosten  kann  ^egen  die  Staats-,  Gemeinde-  oder  andere  öffent- 
liche Kassen  desjenigen  der  vertragenden  Theile,  welchem  der  Hülfsbedürftige 
angehört,  nicht  beansprucht  werden.  Für  den  Fall,  dass  der  Hülfsbedürftige 
selbst,  oder  dass  andere  privatrechtlich  Verpflichtete  zum  Ersätze  der  Kosten 
im  Stande  sind,  bleiben  die  Ansprüche  an  diese  vorbehalten. 

Die  vertragenden  Theile  sichern  sich  auch  wechselseitig  zu,  auf  An- 
trag der  zuständigen  Behörde,  die  nach  der  Landesgesetzgebung  zulässige 
Hülfe  zu  leisten,  damit  denjenigen,  welche  die  Kosten  bestritten  haben,  diese 
nach  billigen  Ansätzen  erstattet  werden. 

Im  SchluBsprotokoll  vom  gleichen  Tage  ist  u.  A.  bestimmt: 

1.  Bezüglich  der  bayerischen  Staatsangehörigen  ist  der  k.  bayerische 
Gesandte  bei  der  Eidgenossenschaft  zur  Ausstellung  des  im  Art.  2  erwähnten 
Zeugnisses  zuständig.^*) 

2.  Solange  die  Schweiz  vermöge  ihrer  Gesetzgebung  nicht  eine  Be- 
stimmung darüber  trifft,  dass  für  ihre  Angehörigen,  um  die  Rechte  dieses 
Vertrages  im  Deutschen  Reiche  zu  beanspruchen,  das  im  Art.  2  erwähnte 
Zeugniss  ausschliesslich  von  ihrer  Gesandtschaft  und  ihren  Konsulaten  in 
Deutschland  ausgestellt  werden  muss,  werden  die  deutschen  Behörden  einem 
von  der  betreffenden  schweizerischen  Gemeindebehörde  ausgestellten  Heiraths- 
schein  und  einem  von  dieser  ertheilten  Leumundszeugniss,  sofern  diese  Urkunden 
von  der  zuständigen  Behörde  des  Heimathkantons  beglaubigt  sind,  dieselbe 
Bedeutung  wie  dem  im  Art  2  erwähnten  gesandtschaftlichen  Zeugniss  beilegen. 

Ein  weiteres  Uebereinkommen  zwischen  Deutschland  und 
der  Schweiz  vom  31.  Mai  1890  (R.-a.-Bl.  S.  133)  betrifft  die 
gegenseitige  Wiederübemahme  der  früheren  Angehörigen,  welche 
ihre  frühere  Staatsangehörigkeit  durch  Abwesenheit  oder  ans  anderen 
Gründen  verloren,  eine  neue  Staatsangehörigkeit  aber  nicht  erworben 
haben. 

Eine  Aufzählung  der  von  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft mit   anderen   Staaten   abgeschlossenen  Staatsverträge, ^^) 


^')  Der  für  die  k.  bayerische  Gesandtschaft  in  Bern  erforderliche  Nach- 
weis unbescholtenen  Leumundes  bayerischer  Staatsangehöriger,  welche  in  der 
Schweiz  Aufenthalt  nehmen  wollen,  ist  durch  ein  Zeugniss  der  heimathlichen 
Distriktspolizeibehörde  zu  erbringen.  Entschl.  d.  k.  b.  Staatsm.  des  Innern 
vom  27.  Juli  1890  TAmtsbl.  d.  M.  d.  I.  S.  352). 

^')  Von  desffdlsigen  Verträgen  der  Schweiz  mit  ausserdeutschen  Staaten 
sind  folgende  Bestimmungen  hier  hervorzuheben: 

Böhm,  Iiitem.  Nachlassbehandinng.  30 
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insbesondere  auch  derjenigen,  welche  die  erbrechtlichen  Verhältnisse 
und  bzw.  die  Yomiundschaft  berühren,  s.  bei  Schlatter  a.  a.  0.  S.  6. 


a)  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  15.  Juni 
1869,  betr.  den  Gerichtsstand  und  die  ürtheils Vollziehung  {Off.  S.  IX  S.  1002; 
vgl.  hiezu  auch  Curti,  der  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  und  der 
Schweiz  etc.,  Zürich  1879),  insbesondere  Roguin,  ConflUs  de  lois  Suisses  etc., 
commentaire  du  traue  franco-suisse  du  15,  Juin  1869,  Lausanne,  Paris  und 
Leipzig  1891;  Meili,  die  Kodifikation  des  intern.  Zivil-  und  Handelsrechts, 
Leipzig  1891,  S.  141  ffX 

Art.  5.  Jede  Klage,  betreifend  Liquidation  oder  Theilung  einer  Erb- 
schaft, sei  es  in  Folge  von  Testament  oder  von  Intestaterbrecht,  und  betre£fend 
die  Abrechnung  zwischen  Erben  und  Legataren,  ist  vor  dem  Gerichte  des 
Ortes  geltend  zu  machen^  wo  die  Erbschaft  eröffnet  worden  ist,  und  zwar, 
wenn  es  sich  um  die  Verlassenschaft  eines  Franzosen  handelt,  der  in  der 
Schweiz  verstorben  ist,  vor  dem  Genchte  seines  letzten  Wohnortes  in  Frank- 
reich und  wenn  es  sich  um  die  Verlassenschaft  eines  Schweizers  handelt,  der 
in  Frankreich  gestorben  ist,  vor  dem  Gerichte  seines  Heimathortes.  Immerhin 
müssen  für  die  Theilung  und  für  die  Veräusserung  von  Immobilien  die  Gesetze 
des  Landes,  wo  dieselben  liegen,  beobachtet  werden. 

Wenn  bei  der  Theilung  von  Erbschaften,  zu  denen  gleichzeitig  mit 
Einheimischen  auch  Fremde  berufen  sind,  die  Gesetzgebung  eines  der  beiden 
Länder  den  eigenen  Angehörigen  besondere  Rechte  und  Vortheile  auf  das  in 
diesem  Lande  befindliche  Vermögen  einräumt,  so  können  die  Angehörigen  des 
anderen  Landes  in  analogen  Fällen  ebenfalls  die  Rechte  und  Vortlieile  an- 
sprechen, welche  die  Gesetzgebung  des  Staates,  dem  sie  angehören,  gewährt. 

Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass  in  Erbschaftssachen  die  von 
den  betreffenden  Gerichten  erlassenen  ürtheile,  wofern  sie  nur  eigene  Staats- 
angehörige betreffen,  im  anderen  Staate  voUziehbar  sein  sollen,  welche  Gesetze 
auch  in  diesem  letzteren  in  Kraft  sein  mögen. 

Ueber  Auslegung  des  Vertrages  s.  auch  Zeitschr.  f.  intern.  Privatrecht, 
Bd.  I  S.  69, 416,  II  S.  428. 

b)  Vertrag  zwischen  Italien  und  der  Schweiz  vom  29.  Juli  1868 
(Off.  S.  IX  726;  Meili  a.  a.  0.  S.  146). 

Art.  17.  Die  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  Erben  eines  in  der 
Schweiz  verstorbenen  Italieners  hinsichtlich  seines  Nachlasses  entstehen  könnten, 
sollen  vor  dem  Richter  des  letzten  Wohnortes,  den  der  Italiener  in  Italien 
hatte,  gebracht  werden. 

Die  Reziprozität  findet  bei  Streitigkeiten  statt,  die  sich  zwischen  den 
Erben  eines  in  Italien  verstorbenen  Schweizers  erheben  könnten. 

c)  Vertrag  zwischen  den  Vereinigten  Staaaten  von  Amerika 
und  der  Schweiz  vom  30.  Juli  1855  (Off.  S.  S.  210). 

Art.  VI.  Die  Streitigkeiten,  welche  unter  den  Ansprechern  einer  Erb- 
schaft über  die  Frage  entstehen  können,  welchem  die  Güter  zufallen  sollen, 
werden  durch  die  Gerichte  und  nach  den  Gesetzen  des  Landes  beurtheilt,  in 
welchem  das  Eigenthum  liegt.  Vgl.  hiezu  Meili  a.  a.  0.  S.  145  f.,  woselbst 
auch  der  englische  Text  dieses  Artikels  und  nachstehende  Entscheidung  des 
schweizerischen  Bundesgerichts  (A.  E.  IX  516)  angeführt  ist: 

,Es  darf  gewiss  angenommen  werden,  die  kontrahirenden  Staaten  seien 
bei  Abschluss  des  Vertrages  wenigstens  mit  Bezug  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen darüber  einig  gewesen,  dass  unter  dem  Ausdrucke  Richter  und  Gesetze 
des  Landes,  wo  das  Eigenthum  liegt,  nicht  Richter  und  Gesetze  der  Länder, 
wo  die  einzelnen  beweglichen  Nachlasstücke  wirklich  liegen,  zu  verstehen 
seien,  sondern  Richter  und  Gesetze  des  letzten  Wohnortes  des  Erblassers,  an 
welchem  Orte  die  einzelnen  Nachlasstücke  kraft  rechtlicher  Diktion  als  ge- 
legen gelten.  Diese  Auslegung  ist  umsomehr  festzuhalten,  als  bei  der  gegen- 
theiligen  Amnahme,   wo  sogar  für   den  beweglichen  Naclilass  die  Einheit  der 
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Y.  Die  schweizerischen  Konsularbeamten  haben  nach 
der  ihnen  Tom  Bundesrathe  ertheilten  Instruktion  ^^)  beim  Absterben 
eines  im  Konsulärbezirke  wohnhaft  gewesenen  Schweizers  provisorisch 
das  Amt  einer  Vormundschaftsbehörde  im  Interesse  der  minder- 
jährigen oder  abwesenden  Erben  zu  üben,  wenn  sie  darum  angegangen 
werden  oder  ihre  Nichtinterrention  Schaden  nach  sich  ziehen  könnte ; 
die  Konsuln  haben  in  dieser  Materie  den  Bestimmungen  bestehender 
Verträge,  oder  in  Ermangelung  solcher  den  Gesetzen  und  Uebungen 
des  Landes,  wo  sie  residiren,  nachzukommen. 

Innerhalb  dieser  Schranken  sind  sie  ermächtigt,  die  Versiegelung 
der  Hinterlassenschaft  vorzunehmen  oder  durch  die  zuständige  Be- 
hörde vornehmen  zu  lassen,  ein  Inventar  zu  fertigen,  die  dem  Ver- 
derben ausgesetzten  Gegenstände  zu  verkaufen,  provisorisch  die  Ver- 
lassenschaft zu  verwalten  und  in  Besitz  zu  nehmen.  ^^) 

Die  Konsularbeamten  sind  femer  ermächtigt,  Aktenstücke,  welche 
durch  die  Behörde  ihres  Konsularbezirkes  ausgestellt  werden,  zu 
legalisiren.  Ebenso  legalisiren  sie  schweizerische  Akte,  die  von 
der  Bundeskanzlei  oder  einer  kantonalen  Staatskanzlei  ausgestellt 
oder  beglaubigt  sind.  Sie  können  auch  andere  Akte  legalisiren, 
über  deren  Echtheit  kein  Zweifel  besteht.  Zur  Legalisirung  von 
Privaturkunden   sind   sie   zwar  berechtigt,   aber  nicht  verpflichtet.^^) 

VI.  Für  den  Geschäftsverkehr  mit  den  schweizerischen 
Gerichtsbehörden  gilt  nunmehr  im  Deutschen  Reiche  das  Ueber- 
einkommen  mit  der  Schweiz  vom  I./IO.  Dezember  1878,^^)  nach 
welchem  den  deutschen  und  schweizerischen  Gerichtsbehörden  der 
unmittelbare  Verkehr  in   allen  Fällen    gestattet   ist,   in   welchen 


Erbschaft  preisgegeben  wäre  und  überall,  wo  eine  bewegliche  Sache  des  Erb- 
lassers sich  be&idet,  eine  besondere  Erbschaft  zu  eröffnen  wäre,  die  vertrag- 
Bchliessenden  Staaten  einen  der  Natur  der  Sache  und  der  sonstigen  alJgemeinen 
Doktrin  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  entsprechenden  Rechts- 
satz vereinbart  hätten,  was  jedenfalls  im  Zweifel  nicht  anzunehmen  ist." 

^')  Reglement  für  die  schweizerischen  Konsularbeamten  vom  26.  Mai  1875 
(Gesetze  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  Bd.  I  S.  528  ff.). 

^*)  Art.  38  des  Reglement. 

«)  Art.  37  u.  39  a.  a.  0. 

^»)  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich,  Jahrgang  1879,  S.  6 ;  B.  Just- 
Min.-BI.  1879  S.  2.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Uebereinkommens  sind  die 
zwischen  Preussen  und  der  Schweiz  im  Jahre  1868  geschlossene,  im  Jahre 
1872  auf  Elsass-Lothringen  ausgedehnte  Vereinbarung,  betreffend  den  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Justizbehörden,  sowie  die 
im  Jahre  1857  zwischen  Bayern,  Württemberg,  Baden  einerseits  und  der 
Schweiz  anderseits  über  den  gleichen  Gegenstand  getroffenen  Verabredungen 
(B.  Just.-Min.-Bl.  1870  S.  185)  ausser  Wirksamkeit  getreten. 

Ueber  die  schweizerischen  Gerichtsbehörden  s.  oben  §  56. 

30* 
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nicht  die  Einschlagang  des  diplomatischen  Weges  durch  Staatsyerträge 
vorgeschrieben  ist  oder  in  Folge  besonderer  Verhältnisse  rathtich 
erscheint.'^ 

Die  Behandlung  der  portopflichtigen  Korrespondenz  im  ge- 
richtlichen Verkehre  mit  den  schweizerischen  Behörden  richtet  sich 
nach  den  Bestimmungen  über  den  sog.  Franicirungszwang. 


§  57. 
Serbien. 

I.  Der  Konsnlaryertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  Serbien  vom  6.  Januar  1883^)  hat  die  Bestimmungen  des 
deutsch-griechischen  Vertrags  vom  26.  November  1881  (s.  oben 
S.  269  ff.)  zur  Grundlage.  Die  Vorschriften  über  Naohlassbehand- 
lung  sind  in  den  Artikeln  X£ — XXIII  enthalten,  welche  mit  Aus- 
nahme der  Artikel  XXI  und  XXIII  ganz  konformen  Wortlaut  haben, 
wie  die  entsprechenden  des  deutsch-griechischen  Vertrages,  weshalb 
auf  letzteren  Bezug  genommen  werden  hann.  Hiernach  stimmen 
überein  die  Artikel  XI — XX  des  deutsch-serbisohen  mit  den  Artikeln 
XVI — XXIV  des  deutsch-griechischen  Vertrages  und  Art.  XXII  des 
ersteren  mit  Art.  XXV  des  letzteren.  Dagegen  lauten  die  ab- 
weichenden Artikel  des  deutsch-serbisehen  Vertrages  und  zwar: 

Art.  XXI.*)  Erscheint  ein  Angehöriger  eines  der  beiden  Staaten^) 
an  einem  im  Gebiete   des   anderen  Staates  eröffneten  Nachlasse  be- 


^^  Ueber  die  Mittheilung  von  Geburts-  und  Todesscheinen 
im  Verkehre  zwischen  Bayern  und  der  Schweiz  s.  die  gemeinschaftliche 
Bekanntmachung  der  k.  bayerischen  Staatsministerien  der  Justiz  und  des 
Innern  vom  27,  Dezember  1874  (B.  Ju8t.-Min.-Bl.  1875  S.  4),  femer  die  Ent- 
schliessung  des  k.  Staatsministeriunis  des  Innern  vom  4.  März  1877  (Just.- 
Min.-Bl.  S.  70)  und  der  beiden  k.  Staatsministerien  der  Justiz  und  des  Innern 
vom  10.  Mai  1879  (Just..Min.-Bl.  S.  221). 

1)  R.-G.-B1.  1883  S.  62.  Der  Vertrag  war  für  den  25.  Juni  1898  seitens 
Serbien  gekündigt  worden;  die  Kündigung  wurde  aber  von  Serbien  wieder 
zurückgenommen  und  wird  von  beiden  betheiligten  Regierungen  als  nicht 
goschehen  betrachtet;  s.  auch  Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  580. 

^)  Art.  XXXI  des  deutsch-serbischen  Vertrages  ist  dem  deutsch-ungarisch- 
serbischen Verlassenschaftsvertragö  vom  6.  Mai  1881  ^OesteiT.  R.-G.-Bl.  1882 
Nr.  88)  nachgebildet  und  bezweckt,  deutsche  Erben  von  m  Serbien  verstorbenen 
Nichtdeutschen  zur  rechtzeitigen  Wahrnehmung  ihrer  Erbansprüche  in  den 
Stand  zu  setzen. 

')  Die  Staatsangehörigkeit  wird  in  Serbien  erworben:  a)  durch 
die  Geburt;  b)  durch  Naturalisation  (zur  Erlangung  der  letzteren  ist  sieben- 
jähriger Aufenthalt  im  Lande  noth wendig;  ohne  Erfüllung  dieser  Vorbedingung 
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theiligt,  BO  soll,  auch  wenn  der  Erblasser  Angehöriger  des  ersteren 
Staates  war,  die  Ortsbehörde  die  nächste  Konsularbehörde  von  der 
Eröffnung  des  Nachlasses  unTerzüglich  in  Eenntniss  setzen. 

Art.  XX  in.  Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Yizekonsuln  oder 
Konsularagenten  sind  ausschliesslich  beauftragt  mit  der  Inventari- 
sirung  und  den  anderen  zur  Erhaltung  und  Liquidirung  erforderlichen 
Amtshandlungen  bei  dem  Nachlasse  jedes  Reisenden,  welcher  in  dem 
Staate  des  Amissitzes  des  gedaohten  Beamten  gestorben  ist  und  bei 
seinem  Ableben  dem  anderen  Staate  angehörte. 

Die  in  Art.  IX  des  deutsch-serbischen  Vertrages  enthaltenen 
Bestimmungen  über  die  sog.  Notariatsbefugnisse  der  Konsuln 
gleichen  im  Allgemeinen  mit  nur  ganz  unerheblichen  Abweichungen 
den  entsprechenden  Bestimmungen  des  Art.  IX  des  deutsch-griechi- 
schen Vertrages.*) 

II.  lieber  Aufenthalt  und  Niederlassung,  Erwerbs- 
und Handelsbefugnisse  der  gegenseitigen  Staatsange- 
hörigen etc.  enthält  Art.  II  des  Handels-  und  Zollvertrags 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Serbien  vom  21./9.  August 
1892'^)  U.A.  nachstehende  Bestimmungen: 

Die  Angehörigen  jedes  der  vertragschliessenden  Theile  seilen  gegen- 
seitig in  dem  Gebiet  des  andern  in  gleichem  Maasae  wie  die  Einheimischen 
und  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  befugt  sein,  an  beliebigem 
Orte  sich  vorübergehend  aufzuhalten  oder  dauernd  niederzulassen,  Grundstücke 
jeder  Art  und  Häuser  zu  kaufen,  oder  dieselben  ganz  oder  theilweise  zu 
miethen  und  zu  besitzen,  überhaupt  bewegliche  und  unbewegliche  Güter  zu 
erwerben,  darüber  durch  Rechtsgeschäft  jeder  Art  zu  verfügen,  dieselben  ins- 
besondere zu  verkaufen,  zu  vererben,  sowie  Erbschaften  vermöge  letzten 
Willens  oder  kraft  Gesetzes  zu  erwerben ;  alles  dies  Vorstehende,  ohne  hierzu 
einer  besonderen  Autorisation  oder  Genehmigung  der  Landesbehörden  zu  be- 
dürfen; sie  sollen  daselbst  Handel  und  Gewerbe  treiben,  Geschäfte  jeder  Art 
selbst  oder  vermittelst  einer  von  ihnen  gewählten  Mittelsperson,  allein  oder 
^n  Gesellschaften  betreiben,  Waaren  und  Personen  verfrachten,  Geschäfts- 
niederlagen errichten,   die  Preise,  Löhne  und  Vergütungen  ihrer  Waaren  und 


kann  die  Naturalisation  nur  durch  Reskript  des  Staatsoberhauptes  erfolgen); 
c)  durch  Verheiraihung  einer  Ausländerin  mit  einem  Serben,  jedoch  nur  unter 
der  Voraussetzung  der  Reziprozität. 

*)  Jedoch  sind  Art.  lA  des  deutsch-serbischen  Vertrages  die  notariellen 
Befugnisse  der  Konsuln  unter  Berücksichtigung  des  Umstandes^  dass  in  Serbien 
das  Notariat  nicht  durch  besondere  Beamte,  sondern  durch  die  Richter  aus- 
geübt wird,  erweitert. 

^)  R.G.-B1.  1893  S.  269  ff.  Der  Vertrag  ist  vom  1.  Januar  1894  ab  an 
Stelle  des  früheren  Handelsvertrags  vom  6.  Januar  1883  getreten. 
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Leistungen  bestimmen,  sowie  ihre  Angelegenheiten  besorgen^  den  ZoUämtern 
ihre  Deklarationen  einreichen  kOnnen. 

In  allen  diesen  Beziehungen  sollen  andere  höhere  oder  lästigere  Ab- 
gaben, Steuern,  Gebühren  oder  Taxen,  als  die  Inländer  oder  Angehörigen  der 
meistbegünstigten  Nation  zu  entrichten  haben,  nicht  erhoben  und  ein  Unter- 
schied nach  der  Konfession  nicht  gemacht  werden. 

Soweit  die  beiderseitigen  Angehörigen  wegen  Verfolgung  oder  Ver- 
theidigung"^  ihi'er  Rechte  und  Interessen  sich  an  die  Behörden  und  Gerichte 
des  Landes  zu  wenden  haben,  sollen  sie  ^eichfalls  alle  Rechte  und  Befreiungen 
der  Inländer  und   der  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  gemessen.^ 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  hierbei  die  im  Lande  in  Bezug  auf 
Handel,  Gewerbe  imd  öffentliche  Sicherheit  bestehenden  und  anf  die  Inländer 
und  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  anwendbaren  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen zu  beobachten  sind. 

III.    GeBetzliche  Erbfolge  in  Serbien.^) 

1.  Die  männlichen  Deszendenten.  Das  weibliche  Geschlecht 
hat  beim  Vorhandensein  Yon  männlicher  Deszendenz  nur  Anspruch 
auf  Unterhalt  und  standesgemässe  Erziehung.  2.  Die  weiblichen 
Deszendenten.  Uneheliche  Kinder  können  nur  durch  ausdrückliehen 
V^illen  des  Vaters  oder  der  Mutter  Erben  werden.  3.  Der  Vater 
des  Erblassers.  4.  Brüder  und  deren  Deszendenz.  5.  Die  Mutter 
des  Erblassers  und  seine  Schwestern  bzw.  deren  Deszendenz.  6.  Die 
yäterlichen  Aszendenten.     7.  Die  mütterlichen  Aszendenten. 

Die  Wittwe  hat,  solang  sie  im  Wittwenstand  ist,  den  Niess- 
brauoh  am  Vermögen  ihres  verstorbenen  Ehegatten. 

Erbloses  Gut  fällt  dem  Fiskus  zu. 

Besondere  Bestimmungen  enthält  das  Gesetz  über  die  Erbfolge 
innerhalb  der  Zadruga  (Hauskommnnion).®) 


^  Ueber  Rathschläge  zur  Verfolgung  von  Rechtsansprüchen  in  Serbien 
s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  TV  S.  410  ff. 

^)  Serbisches  Zivilgesetzbuch  vom  25.  März  1844,  §§  396  ff.;  s.  Saint- 
Joseph,  Tom.  1  Introduktion  p.  LIV  und  Tom.  III  p.  468  ff.;  Shek  a.  a.  0. 
p.  XXII.  S.  auch  Petranoviö,  das  Erbrecht  bei  den  Serben  nach  dem  Ge- 
wohnheitsrechte und  den  geschriebenen  Quellen,  Agram  1873. 

«)  reber  Zadruga  s.  §§  42,  57,  58,  111,  507—529,  534  des  serbischen 
Zivilgesetzbuchs.  Die  Zadruga  ist  nach  diesen  Bestimmungen  in  Bezug  auf 
die  Rechtsverhältnisse  mit  Dritten  eine  juristische  Person.  Der  Hausvater 
(Staresirut)  verwaltet  das  Hausvermögen,  doch  ist  zu  einer  Verfügung  über 
das  Hausvermögen,  zur  Belastung  und  Veräudsening  desselben  die  Zustimmung 
aller  volljährigen  (die  Volljährigkeit  tritt  mit  dem  zurückgelegten  21.  Lebens- 
jahre ein)  und  verheiratheten  männlichen  Hausgenossen  erforderlich.  Alles 
was  die  Hansgenossen  in  der  Zadruga  erwerben,  ist  für  dieselbe  erworben; 
doch  ist  den  einzelnen  Hausgenossen  die  Erwerbung  von  Sondervermögen  ge- 
stattet. Durch  den  Tod  des  Hausvaters  oder  eines  anderen  Hausgenoasen 
wird  an  den  Rechtsverhältnissen  im  gemeinsamen  HausvermÖgen  nichts  ge- 
ändert.   Die  Theil ung  ist  ohne  Einschränkung  zulässig.  Mädchen  erhalten  bei 
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IV.    Testamente  können  in  Serbien  errichtet  werden: 

1.  schriftlich  (yo;i  der  Hand  des  Testators  oder  in  dessen 
Auftrag  von  einem  andern  geschrieben)  vor  drei  Zeugen;  2.  münd- 
lieh vor  fünf  Zeugen;  3.  gerichtlieh,  durch  yerschlossen  oder  unver- 
schlossen erfolgende  Uebergabe  bei  Gericht  oder  durch  mündliche 
Erklärung  dortselbst.^) 

In  der  zcidruga  ist  jeder  Hausgenosse  über  seinen  Antheil  am 
Haus  vermögen  letzt  willig  zu  verfügen  berechtigt.  ^^) 

y.  Gerichtliche  Erbtheilung  kommt  vor,  wenn  gross- 
jährige Erben  mit  minderjährigen  konkurriren  oder  wenn  nicht  alle 
Erben  anwesend  sind.  Sind  alle  Erben  anwesend  und  volljährig 
(vgl.  unten  Note  12),  so  können  sie  selbst  die  Erbschaft  unter  sich 
theilen  oder  die  Theilung  in  Gegenwart  des  Gerichtes  vornehmen. ^^) 

YI.  Die  Vormundschaft  über  Minderjährige  tritt  bei  dem 
Tode  des  Vaters  ein  und  dauert  bis  zum  Alter  der  Volljährigkeit.^^) 

VII.  Das  Notariat  wird  in  Serbien  von  den  Gerichten  aus- 
geübtes) 

VIII.  Von  neueren  Staatsverträgen  Serbiens  sind  noch  zu 
erwähnen  die  Handelsverträge  mit  Oesterreich-Ungarn  vom 
9.  August/28.  Juli  1892  (Oest.  R.-G.-Bl.  S.  297  ff.),  mit  Prankreich 
vom  5.  Juli/23.  Juni  1893  (Deutsches  Handels- Archiv  1898  I  8.  504), 
mit  Grossbritannien  vom  28.  Juni/10.  Juli  1893  (D.  H.-A.  I  S.  780). 
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I.  Für  die  wechselseitige  Behandlung  der  Verlassenschaften 
von  in  Spanien  verstorbenen  Angehörigen  des  Deutschen  Kelches 
und  von  in  Deutschland  verstorbenen  Angehörigen  des  Königreiches 
Spanien^)  sind  in  der  Hauptsache  die  Artikel  11,  12  und  13  der  am 


ihrer  Ausheirathung  die  übliche  Ausstattung.     S.  auch  Skek  a.  a.  0.  S.  XIX 
und  JjXXI  und  oben  bei  Montenegro  S.  319. 
^  §  424  des  serbischen  Zivil-Gesetzbuchs. 
")  Shek  a.a.O.  S.  LXXI. 
")  Saint-Joseph,  Tom.  III  p.  473. 
")  Serb.  Zivilgesetzbuch  §§  156,  37,  179. 
»»)  Vgl.  oben  Note  4. 

')  Die  in  der  Konstitution  vom  30.  Juni  1876  enthaltenen  Bestimmungen 
über  den  Erwerb  und  Verlust  der  spanischen  Staatsangehörigkeit 
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22.  Februar  1870  zwischen  dem  Norddeutsohen  Bunde  und  Spanien 
abgeschlossenen  Konsularkonvention  massgebend,  nachdem  auch  diese 
Konvention  für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  und  zwar  durch 
Konsularkonvention  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Spanien 
vom  12.  Januar  1872  als  gültig  erklärt  worden  ist.^) 

Die  Konvention  vom  22.  Februar  1870  stimmt  in  allen  wesent- 
lichen Beziehungen  mit  Ausnahme  weniger  unerheblicher  Redaktions- 
änderungen und  einiger  unten  näher  zu  berührender  Punkte  fast 
wortgetreu  mit  der  deutsch-italienischen  Konvention  vom  21.  Dezember 
1868  (s.  oben  S.  297)  überein.  Sie  enthält  insbesondere  mit  der 
deutsch-italienischen  Konvention  gleiohformige  Bestimmungen  in 
Art.  11  in  Bezug  auf  die  Bekanntgabe  der  im  Amtsbezirke  der 
Konsularbehörde  sich  ergebenden  Sterbefälle  von  Angehörigen  beider 
Theile,  femer  in  Betreff  der  Zuständigkeit,  der  Befugnisse  und  Ob- 
liegenheiten der  Konsuln  zur  Behandlung  des  Nachlasses  und  der 
Fälle  der  Mitwirkung  der  Lokalbehörden,  in  Art.  12  hinsichtlich  des 
Verfahrens  bei  ausserhalb  des  Amtssitzes  der  Konsularbehörde  vor- 
kommenden Todesfällen.  Art.  13  statuirt  auch  die  ausschlieeteende 
Befugniss  der  Konsuln  zur  Inventarisirung  und  Sicherung  des  Nach- 
lasses von  Schiffsleuten  und  Schiffspassagieren.  Ebenso  ist  in  Art.  10 
den    Konsuln    die    Befugniss    zur   Aufnahme   von   letztwilligen  Yer- 


sind  fast  unverändert  in  den   Godigo  civil  übergegangen  (Art.  16—24).    Da- 
nach gilt  Folgendes: 

I.  Die  Staatsangehörigkeit  wird  erworben:  a)  durch  Geburt  auf 
spanischem  Gebiet;  b)  durch  Abstammung  von  spanischem  Vater  oder  Mutter; 
c)  durch  Naturalisation;  d)  auch  ohne  letztere  durch  Erwerb  des  Bürgerrechts 
in  einem  Orte  der  Monarchie;  e)  durch  Verheirathung  mit  einem  spanischen 
Staatsangehörigen. 

II.  Die  Staatsangehörigkeit  wii-d  verloren:  a)  dm*ch  Erwerb  einer 
fremden  Staatsangehörigkeit  (Auswanderung);  b)  durch  Eintritt  in  den  Dienst 
einer  fremden  Regierung ;  c)  durch  Annahme  fremder  Kriegsdienste  ohne  Ge- 
nehmigung des  Königs;  d)  durch  Verheirathung  mit  einem  Ausländer. 

III.  Die  Staatsangehörigkeit  kann  wieder  erworben  werden:  a)  durch 
den  Ausgewanderten  durch  ein&che  Erklärung  nach  Rückkehr  unter  Verzicht 
auf  die  inzwischen  erworbene  fremde  Staatsangehörigkeit;  b)  durch  die  Wittwe 
oder  geschiedene  Frau  eines  Ausländers  in  derselben  Weise;  c)  durch  den- 
jenigen, welcher  in  den  Dienst  einer  fremden  Regierung  getreten  oder  ohne 
Genehmigung  des  Königs  fremde  Kriegsdienste  genommen  hat,  nur  nach  vor- 
heriger königlicher  Begnadigung;  d)  durch  denjenigen,  welcher,  von  spanischen 
Eltern  im  Auslande  geboren,  unter  deren  Gewalt  stehend,  mit  diesen  die 
spanische  Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  durch  Erklärung  im  ersten  Jahre 
nach  erreichter  Volljährigkeit. 

*)  Konsularkonvention  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  Spanien 
vom  22.  Februar  1870,  Nordd.  B.-G.-Bl.  Nr.  1;  Konsularkonvention  zwischen 
Deutschland  und  Spanien  vom  12.  Januar  1872,  R.-G.-B1.  S.  211;  beide  Ver- 
träge sind  auch  mitgetheilt  im  bayer.  G.-  u.  V.BI.  1877  S.  839  ff. 
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ffigungen  und  anderen  notariellen  Rechtsgeschäften  unter  den 
gleichen  Voraussetzungen,  wie  in  dem  deutsch-italienischen  Vertrage*, 
eingeräumt ;  ^)  die  Konsuln  können  auch  nach  Art.  1 1  Nr.  8  ein- 
tretenden Falls  eine  Vormundschaft  und  Kuratel,  den  Gesetzen 
ihres  Landes  entsprechend,  einleiten;  in  gleicher  Weise  findet  nach 
Art.  7  in  Verhinderung,  der  eigentlichen  Konsularbeamten  die  Stell- 
vertretung durch  das  untergeordnete  Personal  statt.  Im  Uebrigen 
kann  der  Kürze  wegen  auf  die  im  yorhergehenden  Paragraphen  ent- 
haltenen Bestimmungen  der  deutsch-italienischen  Konyention  yom 
21.  Dezember  1868  Bezug  genommen  werden  und  ist  nur  noch 
Folgendes  anzuführen: 

Durch  die  in  Art.  11  Nr.  5  am  Schlüsse  des  zweiten  Absatzes 
enthaltene  Vorsohrift  der  deutsch-spanischen  Konvention  sind  die 
Konsularbeamten  darauf  hingewiesen,  in  geeigneten  Fällen  bezüglich 
der  Frist  zur  Zahlung  der  Erbschaftsschulden  ein  Einvernehmen  mit 
der  Majorität  der  Interessenten  herbeizuführen,  wodurch  das  Be- 
denken gemildert  wird,  welches  gegen  die  Kürze  der  für  die  Be- 
friedigung der  Erbschaftsgläubiger  vorgeschriebenen  vierzehntägigen 
Frist  bei  Berathung  des  deutsch-italienischen  Vertrages  hervorgehoben 
wurde.*) 

Besondere  Beachtung  verdient  noch  Art.  1 9  der  deutsch-spanischen 
Konvention;  in  demselben  sind  alle  Bestimmungen  des  Vertrages 
auch  auf  die  überseeischen  Besitzungen  von  Spanien  (also  ins- 
besondere auch  auf  Cuba)  anwendbar  und  ausführbar  erklärt,  jedoch 
unter  den  Vorbehalten,  welche  die  besondere  Verwaltungseinrichtung 
derselben  mit  sich  bringt.^ 


')  Die  von  den  spanischen  Konsuln  im  Auslande  errichteten  Notariats- 
akte bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Beglaubigung  durch  das  Staatsministerium 
(ministerio  de  Estado)  zu  Madrid.  Urtheil  des  spanischen  Verwaltungsgerichts- 
hofs  vom  29.  März  1889  (Zeitschrift  Bd.  II  S.  511). 

*)  S.  Denkschrift  zur  deutsch-spanischen  Konvention^  Anl.  zu  den  Ver- 
handlungen des  Norddeutschen  Reichstages  1870,  Bd.  IV  S.  378;  vgl.  auch 
oben  §  44. 

^)  Der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Spanien  vom  12.  Juli  1883  (R.-G.-B].  S.  307  ff.),  nach  welchem  die  An- 
gehörigen jedes  der  vertragschliessenden  Theüe  im  Gebiete  des  anderen  Theiles 
gleich  den  Inländern  berechtigt  waren,  jede  Art  von  beweglichem  oder  un- 
beweglichem Vermögen  zu  erwerben,  zu  besitzen  und  darüber  durch  Verkauf, 
Tausch,  Schenkung,  letzten  Willen  oder  auf  andere  Weise  zu  verfügen, 
sowie  Erbschaften  vermöge  letzten  Willens  oder  kraft  Gesetzes  zu  er- 
werben, ist  nicht  mehr  in  Kraft;  am  8.  August  1893  wurde  zu  Madrid  zwar 
ein  neuer  Handels-  und  Schiffahrtsvei*trag  abgeschlossen,  aber  noch  nicht 
ratifizirt. 
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II.  Das  Recht  auf  Erbnachfolge  fallt  nach  spanischen  Rechten^) 
an  mit  dem  Tode  des  Erblassers;  es  ist  begründet  entweder  in  dem 
durch  Testament  ausgesprochenen  Willen  des  Erblassers  oder  Mangels 
eines  solchen  in  der  gesetzlichen  Bestimmung;  auch  ist  eine  testa- 
mentarische Erbfolge  in  einen  Theil  und  gesetzliche  in  den  anderen 
Theil  des  Nachlasses  gleichzeitig  möglich. 

Testamentarische  Erbfolge. 

Testirfähig  sind  alle  Personen  mit  Ausnahme  von  1.  Minder- 
jährigen beiderlei  Geschlechts  unter  14  Jahren,  2.  ständig  oder 
zeitlich  geistig  Unzurechnungsfähigen  während  der  Dauer  dieses 
Zustandes. 

Die   Ycrschiedenen   Formen    der   Testamente   sind   folgende: 

1.  Gewöhnliche  Testamente:  a)  eigenhändiges  Testament  (nur  von 
YoUjährigen  Personen) ;  b)  das  offene  Testament ;  c)  das  verschlossene 
Testament  (dem  Notar  vor  fünf  Zeugen  verschlossen  zu  übergeben). 

2.  Besondere  Testamente:  a)  Militärtestament;  b)  auf  See  errichtetes 
Testament;  c)  im  Auslande  errichtete  Testamente. 

Spanische  Unterthanen  können  im  Auslande  nach  dem  dort 
geltenden  Rechte  Testamente  errichten,  auch  können  sie  dort  das 
in  Spanien  gültige  eigenhändige  Testament  ohne  Benutzung  von 
Stempelpapier  abfassen^  selbst  wenn  diese  Form  im  Lande  der  Er- 
richtung nicht  rechtsgültig  ist;  endlich  können  sie  das  offene  oder 
verschlossene  spanische  Testament  vor  dem  diplomatischen  Vertreter 
oder  Konsul  ihres  Landes  errichten,  in  welchem  Falle  diese  die 
Stelle  des  Notars  einnehmen.  Abschrift  solcher  Testamente  oder 
der  Protokolle  ist  dem  Spanischen  Staatsministerium  zu  übersenden, 
welches  nach  dem  Tode  des  Erblassers  den  Betheiligten  das  Vor- 
handensein des  Testaments  bekannt  gibt. 


^)Recht8qae]len  für  das  spanische  'Zivilrecht:  Das  in  Spanien 
geltende  Zivilrecht  ist  zusammengefasst  in  dem  mit  Dekret  vom  24.  Juli  1889 
mit  einigen  Abänderungen  und  Zusätzen  veröffentlichten  Codigo  civil,  dessen 
erste  Bekanntgabe  unter  dem  6.  Oktober  1888  zunächst  mit  Gültigkeit  nur 
für  die  Halbinsel  und  die  anliegenden  Inseln  erfolgte,  dessen  Geltungsbereich 
aber  durch  Verordnung  vom  31.  Juli  1889  auch  auf  Cuba,  Puerto  Rico  und 
die  Philippinen  ausgedehnt  wurde  (Ausgabe  mit  Kommentar  von  Dr.  Leon 
Bonel  y  Sanchez,  Advokat  und  Mitglied  der  Rechtswissenschaften,  Barce- 
lona bei  Lopez  Robert  1890,  4  Bde.;  £rnest  Lehr,  Elements  de  droit  civil 
espagnol,  Paris  1880 — 1890.  Eine  französische  Uebersetzung  des  Codigo  civil 
mit  Anmerkungen  gibt  A.  Levö,  Paris  1890).  Neben  dem  Codigo  civil  gilt 
in  den  nördlichen  Landestheilen  (Aragon,  Cntalunna,  Yicaya  und  Navara)  noch 
Provinzialrochtt  welches  zum  Theil  auf  Grund  der  Vorrechte  dieser  Landes- 
tbeiie  {f'uei'os  genannt)  den  Vorrang  vor  dem  Allgemeinen  Gesetzbuch  hat. 
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III.  Gesetzliche  Erbfolge. 

Die  Intestaterbfolge  ist  eine  gemischte  Parentel-Gradualordnung 
in  der  Weise,  dass  zunächst  die  Deszendenten  den  Aszendenten  vor- 
gehen und  unter  den  Seitenverwandten  immer  die  dem  Grade  nach 
näheren  alle  weiteren  mit  Ausnahme  der  stattfindenden  Repräsentation 
auBschliessen.  Die  dem  Grade  nach  gleich  nahen  erben  nach  Köpfen, 
jedoch  erhalten  die  doppelt  Verwandten  doppelte  Theile;  Antheile 
solcher,  die  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  erben  wollen  oder  können, 
fallen  den  gleich  Nahen  desselben  Grades  zu.  Repräsentationsrecht 
haben  nur  die  Deszendenten  gegenfiber  den  Aszendenten  in  der 
geraden  Linie  und  die  Geschwisterkinder  gegenüber  ihren  ausfallenden 
Eltern  in  der  Seitenlinie. 

Die  sich  demnach  unter  einander  ausschliessenden  Klassen  sind 
folgende:     1.    Deszendenten    mit   Repräsentation    in    den    Stämmen. 

2.  Aszendenten,  zunächst  nach  Graden,  innerhalb. desselben  Grades 
nach  Linien  und  innerhalb  dieser  nach  Köpfen.  3.  Anerkannte  oder 
durch  Königliches  Reskript  legitimirte  Kinder  und  deren  Nachkommen 
mit  Repräsentation  in  den  Stämmen.  Denselben  steht  neben  den 
ersten  beiden  Klassen  nur  das  Pflichttheil  zu.  4.  Seitenyerwandte 
und  Ehegatten  und  zwar:  a)  Tolle  Geschwister  und  Geschwisterkinder, 
letztere  nach  Stämmen;  b)  Halbgeschwister  und  deren  Kinder;  neben 
den  ersteren  unter  a  nur  halben  Kopftheil ;  c)  der  überlebende  Ehe- 
gatte; neben  den  unter  a  und  b  Genannten  nur  den  Pflichttheil;^ 
d)  die  übrigen  Seitenyerwandten  bis  zum  sechsten  Grade  naoh  Graden, 
und  innerhalb  dieser  naoh  Köpfen.  5.  Der  Staat  und  zwar  in  erster 
Linie  die  Städtischen  Wohlthätigkeitsanstalten  und  freien  Schulen 
am  Wohnort  des  Verstorbenen,  sodann  die  gleichen  in  der  Provinz, 
endlich  diejenigen  allgemeinen  Charakters. 

IV.  Antritt  und  Ausschlagung  der  Erbschaft. 

Der  Antritt  der  Erbschaft  erfolgt  stillschweigend  oder  aus- 
drücklich; es  genügen  konkludente  Handlungen ;  dahin  gehören  nach 
gesetzlicher  Präsumtion:  1.  Verkauf,  Schenkung  oder  Abtretung  des 
Erbrechts;   2.  Verzicht  zu  Gunsten    eines   oder  mehrerer  Miterben; 

3.  entgeltlicher  Verzicht  zu  Gunsten  aller  Miterben. 

')  Das  spanische  eheliche  Gfttorrecht  ist,  soweit  unter  den  Ehegatten 
vor  Eingehung  der  Ehe  nichts  Anderes  bestimmt  ist,  die  reine  Errimgen- 
schaftsgemeinsobaft.  Jeder  Ehegatte  kann  daher  nur  über  die  Hälfte  des 
während  der  Ehe  Erworbenen  verfQgen ;  imd  nach  dem  Tode  eines  Ehegatten 
erhält  nach  Feststellung  der  Errungenschaft,  d.  h.  nach  Ausscheidung  der 
Mitgift  einerseits  und  des  ehemännlichen  Kapitals  andererseits,  der  übei  lebende 
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Die  Ueberlegungsfrist  beginnt  9  Tage  nach  dem  Tode  des 
Erblassers  und  ist  vom  Richter  auf  nicht  länger  als  30  Tage  za 
erstrecken.  Erfolgt  innerhalb  derselben  nicht  ausdrückliche  Aus- 
schlagung, so  gilt  die  Erbschaft  als  angetreten.  Stirbt  der  Erbe 
vor  der  Erklärung^  so  gejiit  sein  Erbrecht  auf  seine  Erben  über. 

Die  Ausschlagung  der  Erbschaft  muss  durch  öffentliche  Urkunde 
oder  durch  ein  dem  zuständigen  Richter  übergebenes  Schriftstück 
erfolgen.  Wer  als  Testamentserbe  ausschlägt,  geht  auch  des  Erb- 
rechts ab  intestcUo  verloren,  dagegen  kann,  wer  ab  intestato,  ohne 
das  Vorhandensein  eines  Testaments  zu  kennen,  ausschlägt,  die  Erb- 
schaft noch  aus  diesem  antreten. 

Die  Ehefrau  bedarf  zur  Annahme  oder  Ausschlagung  der  Ge- 
nehmigung des  Ehemannes,  öffentliche  Anstalten  derjenigen  der 
Regierung. 

Die  Annahme  der  Erbschaft  kann  —  auch  entgegen  dem  Ver- 
bot des  Erblassers  —  cum  beneßdo  inventarii  erfolgen;  ebenso  darf 
der  Erbe  vor  Entscheidung  die  Feststellung  des  Inventars  verlangen. 
Die  Erklärung,  cum  beneficio  inventarii  antreten  zu  wollen,  hat 
durch  notarielle  Urkunde  oder  schriftlich  vor  dem  zuständigen  Erb- 
schaftsrichter zu  erfolgen. 

V.  Abwickelung  der  Erbschaft  dureh  die  Gerichte^) 
(Zivilprozessordnung  [by  de  ef^uidamento  civi[\  vom  20.  Juli  1882, 
n.  Buch  Tit.  IX  u.  X). 

a)  Bei  testamentarischer  Erbfolge: 

Bei  testamentarischer  Erbfolge  tritt  die  richterliche  Intervention 
nothwendiger  Weise  (juicio  necesario  de  teetamentaria)^  also  ohne 
Antrag,  ein  1.  wenn  alle  oder  einige  Erben  abwesend  sind,  ohne 
einen  legitimirten  Vertreter  am  Ort  zu  haben;  2.  wenn  die  oder 
einer  der  Erben  minderjährig  oder  verfügungsunfähig  ist  und  nieht 
von  den  Eltern  vertreten  werden.  In  diesem  Falle  jedoch  auch 
dann  nicht,  wenn  sie  der  Erblasser  ausdrücklich  verboten  hat» 


*  Theil  sowohl  im  Falle  der  testamentarischen  wie  der  Intestaterbfolge  die  Hälfte 
des  vorhandenen  Vermögens  als  sein  Eigenthum  im  Voraus. 

Im  Auslande  abgeschlossene  Ehen  unterfallen  dem  ehelichen  Güterrecht 
des  Heimathsstaates  des  Ehemannes,  mit  Ausnahme  bezüglich  der  in  Spanien 
belegenen  Immobilien,  welche  immer  dem  Spanischen  Rechte  unterfallen,  auch 
wenn  der  Ehemann  Ausländer  ist. 

^)  Nach  dormaliger  Organisation  der  Grerichte  in  Spanien  (Gesetz  vom 
15.  September  1870)  wird  die  Rechtspflege  vorwaltet  von:  1.  Munizipalrichtem 
ijiieces  municipcUcs);  2.  Instruktionsrichtem  (jueces  de  instrucckm);  3.  Bezirks- 
gerichten (tribunalee  de  partido);  4.  Appellationsgerichten  (audiencias):  5.  dem 
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AusBerdem  kann  die  richterliche  Intervention  auf  Antrag 
folgender  Personen  eintreten  (Juicio  voluntario  de  testamentaria): 
1.  eines  Testamentserben,  2.  des  überlebenden  Ehegatten,  3.  des 
mit  einem  Theil  der  Erbschaft  bedachten  Legatars,  4.  eines  Gläubigers 
des  Erblassers  auf  Grund  eines  seine  Forderung  yollständig  nach- 
weisenden Schriftstücks. 

b)  Bei  der  Intestaterbfolge: 

Hier  tritt  die  richterliche  Intervention  regelmässig  dann  ein, 
wenn  weder  Deszendenten,  Aszendenten,  Seitenverwandte  bis  zum 
vierten  Grade  noch  der  überlebende  legitime  Ehegatte  vorhanden 
sind.  Sind  solche  zwar  vorhanden,  aber  am  Orte  nicht  anwesend, 
so  hat  sich  die  richterliche  Intervention  auf  die  nothwendige  Sicher- 
stellung  des  Nachlasses  zu  beschränken. 

VI.  Die  Erbschaftssteuer  ist  geregelt  durch  Königliche 
Verordnung  nebst  Tarif  vom  23.  August  1893. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben  bei  dem  Erwerb  von  Gütern 
jeglicher  Art  und  dinglicher  Rechte  durch  Erbschaft,  Legat  oder 
Schenkung  mortis  causa.  Sie  beträgt  unter  Aszendenten  und  Des- 
zendenten, sei  es  legitimen  oder  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten, 
1  Proz.  Bei  Ehegatten  1  Proz.  vom  Pflichttheil;  bei  ausserehelichen 
Aszendenten  und  Deszendenten,  bei  durch  Königliches  Reskript 
Legitimirten  und  Adoptirten  2  Proz.;  bei  Ehegatten  für  den  den 
Pflichttheil  überschreitenden  Antheil  3  Proz,;  bei  Seitenverwandten 
zweiten  Grades  4  Proz.;  bei  denselben  dritten  Grades  5  Proz.;  bei 
denselben  vierten  Grades  6  Proz.;  bei  denselben  fünften  Grades 
7  Proz.;  bei  denselben  sechsten  Grades  8  Proz.;  bei  allen  weiteren 
Seitenverwandten  und  nichtverwandten  Erben  9  Proz. 

Diese  Erbschaftssteuer  ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  nur  bei 
Immobilien  anwendbar;  bei  Mobilien  aller  Art  und  baarem  Gelde, 
welche  sich  ausserhalb  der  spanischen  Halbinsel  und  anliegenden 
Inseln  oder  der  überseeischen  spanischen  Provinzen  befinden,  ist 
dagegen  der  doppelte  Betrag  derselben  zu  erheben. 


obersten  Gerichtshofe.  Der  oberste  Gerichtshof  (Kassationshofl  hat  seinen  Sitz 
in  Madrid.  Jeder  Appellationsgerichtssprengel  (15  an  der  Zanl)  umfasst  eine 
bestimmte  Anzahl  Bezirksgerichte.  Jedes  Bezirksgericht  hat  einzelne  Unter- 
abtheilungen, welchen  Instriiktionsrichter  vorgesetzt  sind.  Die  Funktionen  der 
Munizipalrichter  stehen  denen  der  fi'anzösischen  Friedensrichter  ziemlich  gleich. 
Neben  den  vorgenannten  Richterbehörden  gibt  es  als  Vertreter  des  öifentlichen 
Ministeriums  Staatsanwälte,  Substituten  derselben  und  Fiskalanwälte.  Näheres 
s.  Lehr  p.  12  f.  und  Emile  Yv er n es,  L'Adnnnislratlon  de  la  justice  clvile 
et  cmnmerclak  eji  Europe,  p.  439  f. 


478  Besonderer  Theil.  —  Nichtdeutsclie  Staaten.  —  Europa. 

VII.    Yormnnd Schaft. 

Die  Vonnandschaft  wird  durch  einen  Vormund  unter  Aufsicht 
eines  GegenTormnnds  (proUdar)  und  des  Familienraths  ausgeübt. 
Sie  wird  eingesetzt:  1.  durch  Testament,  2.  durch  Gesetz,  3.  durch 
Beschluss  des  Familienraths. 

Bezüglich  der  Vormundschaft  über  Minderjährige  hat  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  von  1888/1889  den  Unterschied  zwischen 
Tutel  und  Kuratel  aufgegeben.  Es  unterwirft  die  nicht  in  gesetz- 
licher Form  emanzipirten  Minderjährigen  der  Vormundschaft  (ttäela) 
ohne  Unterschied,  ob  sie  über  oder  unter  14  bzw.  12  Jahre  alt 
sind;  sie  bleiben  unter  Vormundschaft  bis  zum  zurückgelegten 
23.  Lebensjahre.  Anderseits  hat  das  Gesetzbuch  an  die  Stelle  der 
obrigkeitlichen  Vormundschaft  des  früheren  Rechts  eine  Familien- 
Vormundschaft  gesetzt,  welche  in  der  Hauptsache  jener  des  franzosi- 
schen Rechtes  gleicht.^) 

Zur  Führung  der  Vormundschaft  ist  nach  spanischem  Rechte 
im  Allgemeinen  das  Gericht  des  Wohnortes  des  Vaters  oder  der 
Mutter,  deren  Tod  den  Anlass  zur  Tutel  odei:  Kuratel  gegeben  hat, 
zuständig,  bei  Minderjährigen,  die  aus  anderen  Gründen  schutz- 
bedürffcig  sind,  das  Gerieht  des  Wohnortes  des  Mündels.  Nach  Um- 
ständen ist  auch  das  Gericht  des  Ortes,  wo  das  Vermögen  des  zu 
Bevormundenden  liegt,  kompetent.^^) 

Vin.  Das  Institut  des  Notariats  ist  in  Spanien  durch  das 
Gesetz  vom  28.  Mai  1862  eingeführt.  Die  Notare  werden  auf 
Lebenszeit  ernannt.  Jeder  Appellationsgerichtssprengel  bildet  einen 
Notariatsbezirk  mit  je  einer  Notariatskammer. 

Der  Wirkungskreis  der  Notare  besteht  hauptsächlich  in  der 
Aufnahme  und  Beglaubigung  von  Rechtsakten,  denen  hiedurch  der 
Karakter  der  Authentizität  (dar  fi)  verliehen  wird.  Ihre  Akte  haben 
vorbehaltlich  des  Nachweises  der  Fälschung  Beweiskraft,  mit  dem 
Vorzuge  vor  allen  anderen  Beweismitteln.^^) 

An  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1862  schliessen  sich  folgende 
Reglements  bzw.  königliche  Dekrete  an:  1.  das  allgemeine  Reglement 

^  Nftheres  hierüber  und  insbesondere  über  die  Unterschiede  der  spanisch- 
rechtlicnen  Familienvormnndschaft  von  jener  des  französischen  Rechts  s.  Lehr, 
von  der  Vormundschaft  über  die  Minderjährigen  nach  dem  gegenwärtig  geltenden 
spanischen  Rechte,  in  Zeitschrift  Bd.  I  S.  170  ff. 

'^)  Ueber  die  den  Konsuln  zustehende  Befagniss  zur  Einleitung  einer 
Vormundschaft  oder  Kuratel  s.  oben  Art.  11  Nr.  7  des  deutsch-spanischen 
Konsularvertrags. 

")  Lehr  p.  14. 
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für  die  Organisation  und  Aufsieht  des  Notariats  Tom  9.  November 
1874;  2.  die  Demarkation,  nämlich  Bestimmung  der  notariellen  Amts- 
sitze Tom  gleichen  Tage;  3.  der  Notariatstarif  yom  8.  September 
1885;  4.  Dekret  yom  20.  Januar  1881  über  die  Demarkation  der 
notariellen  Amtssitze  und  die  Reform  mehrerer  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Reglements  vom  9.  November  1874;  6.  Dekret  vom 
11.  März  1880  aber  die  Reform  des  Notariatstarifs,  i*) 

Spanien  ist  in  49  Notariatsdistrikte  eingetheilt.  An  der  Spitze 
jedes  Distrikts  steht  das  y^Colegio  de  Notarios^y  mit  gewähltem 
Dekan  an  der  Spitze.  Das  Disziplinargericht  wird  aus  5  Notaren 
des  Kollegs  gebildet.  Weitere  Disziplinarbehörden  sind :  der  Direktor 
de  los  RegistroB  y  del  fwiariado  und  der  Justizminister. 

IX.  Nach  Art.  600  der  spanischen  Ziyilprozessordnung  von 
1881  haben  die  im  Auslande  errichteten  Akte  und  Urkunden 
dieselbe  rechtliche  Wirkung  wie  die  in  Spanien  zu  Stande  ge- 
kommene, wenn  sie  folgende  Bedingungen  erf&llen:  1.  dass  der 
Gegenstand  oder  der  Inhalt  des  Akts  von  den  spanischen  Gesetzen 
gestattet  und  erlaubt  ist;  2.  dass  die  vertragschliessenden  Parteien 
die  gesetzliche  Handlungsfähigkeit  haben,  um  sich  nach  den  Gesetzen 
ihres  Landes  zu  verpflichten;  3.  dass  bei  Abfassung  des  Akts  die 
Formen  und  Solennituten  beobachtet  wurden,  die  in  dem  Lande  vor- 
geschrieben sind,  wo  die  Akte  oder  Verträge  zu  Stande  gekommen 
sind;  4.  dass  der  Akt  durch  einen  spanischen  Konsul  oder  Vize- 
konsul  legitimirt  ist  und  die  übrigen  für  seine  Authentizität  in 
Spanien  nothwendigen  Bedingungen  enthält. 

Ueberdies  muss  jede  in  einer  anderen  als  in  der  spanischen 
Sprache  verfasste  Urkunde  (insbesondere  auch  eine  im  Auslande  aus- 
gestellte Vollmacht)  von  einer  Uebersetzung  in  die  spanische 
Sprache  begleitet  sein.^') 


§  59. 
Türkei. 

I.    Bezüglich  der  Behandlung  des  Nachlasses  der  in  der  Türkei 
verstorbenen  Deutschen    kommen  hauptsächlich  die  Bestimmungen 


>')  Vgl.  Zeitschrift  Bd.  I  S.  639,  Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige 
Gericliisbarkeit  in  Oesterreich  1891  Nr.  26. 

")  (R^uling)  Leske  u.  Löwenfeld  a.  a.  O.  S.  645  u.  652. 
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über  das  Konsulatwesen  des  Deutschen  Reiches  und  insbesondere 
über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Betracht.  Niach  §  22  des  Kon- 
sulatsgesetzes  Yom  8.  November  1867^)  stand  den  Konsuln  eine 
volle  Gerichtsbarkeit  zu,  wenn  sie  in  Ländern  residirten,  in  welchen 
ihnen  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  durch  Herkommen  oder 
durch  Staatsverträge  gestattet  war.  Nach  §  24  desselben  Gesetzes 
war  bis  zum  Erlasse  eines  Reichsgesetzes  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit die  Gerichtsbarkeit  von  den  Konsuln  nach  Massgabe  des  über 
die  Gerichtsbarkeit  der  preussischen  Landeskonsuln  erlassenen  Ge- 
setzes vom  29.  Juni  1865  auszuüben.  Eine  solche  Gerichtsbarkeit 
für  die  Konsuln  war  demnach  bereits  früher  in  der  Türkei,  wie  in 
mehreren  anderen  Staaten  des  Orients,  faktisch  bestellt.  Das  Rei^hs- 
gesetz  vom  10.  Juli  187  9  über  die  Konsulargerichtsbarkeit,^) 
durch  welches  die  §§  22 — 24  des  Konsulatsgesetzes  vom  8.  November 
1867  aufgehoben  sind  und  welches  mit  dem  1.  Oktober  1879  in 
Kraft  getreten  ist,  enthält  nunmehr  die  im  §  22  l.  c.  in  Aussicht  ge- 
nommene neue  Regelung  der  konsularischen  Gerichtsbarkeitsverhält- 
nisse. Hienach  wird  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  den  Ländern 
ausgeübt,  in  welchen  ihre  Ausübung  durch  Herkommen  oder  durch 
Staatsvertrag  gestattet  ist. 

Preussen  hatte  bereits  in  dem  Freundsohafts-,  Handels-  und 
Schiffahrtsvertrage  vom  22.  März  und  bzw.  2.  April  1761  mit  der 
Türkei  die  Jurisdiktion  der  Konsuln  über  deren  Bezirks-Eingesessene 
vereinbart;  diese  Bestimmung  hat  durch  die  später  mit  der  Türkei 
abgeschlossenen  Verträge  (vom  10.  bzw.  22.  Oktober  1840  und  vom 
20.  März  1862)  aufs  neue  Bestätigung  gefunden,  worauf  dann  durch 
Gesetz  vom  29.  Juni  1865  der  Umfang  und  die  Art  und  Weise  der 
Ausübung  dieser  Gerichtsbarkeit  festgestellt  wurde.  Zur  Ausführung 
derselben  war  eine  Instruktion  vom  6.  November  1865  erlassen 
(Preuss.  Just.-M,-Bl.  1865  S.  234  ff.).») 


')  Gesetz  vom  8.  November  1867,  betr.  die  Organisation  der  Bundes- 
konsulate,  sowie  die  Amtsrechte  und  Pflichten  der  Bundeskonsuln  (Nordd. 
Bundesgesetzbl.  1867  S.  127  ff.),  s.  unter  , Konsulatwesen'*  im  Anhange. 

')  R.-a.-Bl.  1879  S.  197  ff.  Zur'  Ausführung  des  Gesetzes  ist  eine 
Instruktion  vom  10.  September  1879  (Reichs-Zentralbl.  S.  575)  erlassen. 

^)  Vergl.  auch  F.  Martens,  das  Konsularwesen  und  die  Konsular- 
jurisdiktion  im  Orient,  1874,  S.  300;  Doehl,  das  Konsularwesen  des  Deutschen 
Reiches,  1873^  S.  74.  lieber  die  Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Konsuln  in 
der  Türkei  s.  auch  Urtheil  des  Reichsoberhandelsgerichts  vom  27.  Oktober 
1874  (Entech.  Bd.  14  S.  423).  Ueber  Kompetenz  und  Wirkungskreis  der  otto- 
maiinischen  Gerichte  s.  Zeitschrift  otc.  Bd.  iV. 
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Der  Vertrag  vom  22.  März/2.  April  1851  enthält  in  Art.  VI 
Bestimmungen  über  Nachlassbehandlung^  welche  im  französiBchen 
Texte  lauten: 

„Laraque  quelque  P^-ussiens  au  quelqu'un  de  ceux,  qui  leur 
sont  (issujeitü  viendra  ä  maurir  dans  les  Hat»  de  la  sublime  Porte, 
leurs  biens  qui  resteront  apris  leur  mart,  serant  mis  enire  les  mains 
des  ministres  ou  consuls  prussiens  pour  Stre  restituis  ä  leurs  heritiers, 
et  s^ü  ne  se  trouvait  aueun  ministre  ou  consul,  Hs  seront  däivräs 
ä  leurs  campcrtriotes,  et  üs  ne  seront  pas  molestds  pa/r  les  juges  et 
offiders  de  la  sublime  Porte  Ottomane.  8i  eependant  ü  ne  se  trouvait 
aueun  suJet  prussien  ä  Fendroit  oü  le  d4funt  est  venu  ä  mourir,  on 
fera  un  inrentaire  de  ses  biens  qui  sera  sceüi  du  sceau  du  juge 
de  ce  Heu,  et  les  biens  seront  remis  et  consign^  sans  dtfficuU6 
ä  eetui  que  le  ministre  de  Prusse  enverra  pour  les  prendre,  et  on 
ne  demandera  pas  le  droit  appdi  ,resmivismet^.  On  etnployera  tous 
les  soins  et  diUgence  possibles,  tant  pour  mettre  en  bon  ordre  toutes 
les  choses  qui  concement  le  eovmnerce,  que  pour  empicher  tout  ee 
qui  pourrait  lui  Ure  nuisibleJ' 

Diese  Bestimmung  ist  in  Gültigkeit  geblieben  gemäss  Art.  1 
des  Handelsvertrags  zwischen  dem  deutsehen  Zollverein  und  der 
Pforte  vom  20.  März  1862,^)  und  nach  Art.  XXIV  des  Freundsohafts-, 
Handels-  und  Schi£Fahrtsvertrages  zwisohen  dem  Deutschen  Reich 
und  der  Türkei  vom  26.  August  1890  (R.-G.-Bl.  1891  S.  117), 
welch  letzterer  im  deutschen  Texte  lautet: 

9  Alle  Bestimmungen  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrages 
vom  22.  März  1761  (alten  Stils),  soweit  sie  mit  der  gegenwärtigen 
Uebeceinkunft  nicht  im  Widerspruch  stehen,  werden  dureh  diese 
letztere  nicht  berührt,  und  werden  unter  denselben  Bedingungen  auf 
das  Deutsche  Reich  ausgedehnt,  bis  eine  gemeinsame  spätere  Ver- 
ständigung über  Abänderungen  getroffen  werden  kann,  deren  Vor- 
nahme man  für  nützlich  erachten  möchte.''^) 

Der  Vertrag  vom   22.  März  1761    gilt    auch    noch   gegenüber 


«)  Preuss.  Gesetz-Sammlung  1868  8.  169;  Bayer.  Reg.-Bl.  1863  S.  817; 
Staudinger  a.  a.  0.  8.  242.  Gleiche  Bestimmung  enthielt  bereits  Art  1  des 
Handelsvertrags  der  Pforte  mit  dem  Zollverein  vom  10./21.  Oktober  1840 
(Rohrs  eh  ei  dt  a.  a.  0.  S.  327).  S.  auch  Zorn,  deutsches  Gesandtschafts-, 
Konsnlar-  und  Seerecht  in  Hirths  Annalen  1882  S.  455. 

^)  Ueber  Behandlung  des  Nachlasses  eines  inOesterreich  verstorbenen 
ottomanischen  Staatsangehörigen  s.  Zeitschrift  für  intern.  Privat^  etc.  Recht 
Bd.  II  S.  184. 

Böhm.  Intern.  Nachlussbebaudluug.  31 
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Bulgarien  nnd  Rumänien  zufolge  Art.  8,  49  u.  50  des  Berliner 
Vertrags  vom  13.  Juli  1878  (R.-G.-Bl.  S.  307). 

Nach  Art.  I  des  genannten  Vertrages  vom  26.  August  1890 
sollen  die  Angehörigen^)  und  die  Erzeugnisse  des  Bodens  und  der 
Industrie,  sowie  die  Schiffe  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile 
von  Rechtswegen  im  Gebiete  des  anderen  Theiles  die  Ausübung  und 

m 

den  Genuss  aller  der  Vortheile,  Vorrechte  und  Freiheiten  haben, 
welche  den  Angehörigen,  den  Erzeugnissen  des  Bodens  und  der 
Industrie  und  den  Schiffern  jeder  anderen  meistbegfinstigten  Nation 
zugestanden  sind,  oder  in  der  Folge  etwa  zugestanden  werden,  oder 
deren  Genuss  die  Regierung  des  fraglichen  Landes  den  letzteren 
einräumen  sollte«  Art.  III  bestimmt,  dass  die  Angehörigen  eines 
jeden  der  beiden  Theile  im  Gebiete  des  anderen  keinerlei  anderen 
oder  höheren  allgemeinen  oder  örtlichen  Steuer,  Auflage  oder  Ab- 
gabe, welcher  Art  es  auch  sei,  unterworfen  sein  sollen,  als  den- 
jenigen, mit  welchen  die  meistbegünstigten  Einheimischen  und  die 
Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  belegt  sind  oder  in  Zu- 
kunft belegt  werden. 

Bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Konsuln  inEgypten 
bestimmt  das  Reichsgesetz  vom  30.  März  1874,  dass  solche  durch 
eine  mit  Zustimmung  des  Bundesrathcs  zu  erlassende  kaiserliche  Ver- 
ordnung eingeschränkt  oder  aufgehoben  werden  könne,    dass  jedoch 


^  Ueber  die  ottomanische  Nationalität  befindet  das  Gesetz  vom 
19.  Januar  1869.  Bezüglich  der  Naturalisirung  ottomanischer  Unter- 
thanen  im  Auslande  bestimmen  Art.  5  u.  6  des  Gesetzes: 

„Art.  5.  Der  ottomanische  Unterthan,  welcher  mit  Ermächtigung  der 
Kaiserlichen  Regierung  eine  ausländische  Nationalität  erworben  hat,  wird  als 
ausländischer  Unterthan  betrachtet  und  behandelt ;  wenn  er  sich  dagegen  ohne 
vorrangige  Ermächtigung  der  Kaiserlichen  Regierung  im  Ausland  hat  natu- 
ralisiren  lassen,  wird  die  Naturalisirung  als  nichtig  und  nicht  geschehen  be- 
trachtet, und  er  wird  fortgesetzt  in  allen  Beziehungen  als  ottomanischer  unter- 
than betrachtet  und  behandelt. 

Ein  ottomanischer  Unterthan  kann  sich  in  allen  Fällen  im  Ausland  nur 
naturalisiren  lassen,  nachdem  er  eine  kraft  einer  Kaiserlichen  Irade  aus- 
gestellten Urkunde  die  Ermächtigung  dazu  erhalten  hat. 

Art.  6.  Demungeachtet  kann  die  Kaiserliche  Regierung  den  Verlust 
der  Eigenschaft  eines  ottomanischen  Unterthans  aussprechen  gegen  jeden 
ottomanischen  Unterthan,  der  ohne  Ermächtigung  des  Souverains  im  Aus- 
lande sich  naturalisiren  lässt  oder  militörische  Stellen  bei  einer  auswärtigen 
Regierung  annimmt. 

In  diesem  Falle  zieht  der  Verlust  der  Eigenschaft  eines  ottomanischen 
Unterthans  ftlr  den,  der  ihn  sich  zugezogen  hat,  von  Rechtswegen  das  Verbot 
nach  sich,  ins  ottomanische  Reich  zurückzukehren." 

Näheres  über  die  rechtliche  Stellung  der  im  Auslande  naturalisirten 
Ottomanen  s.  Salem  in  Zeitschr.  etc.  Bd.  I  S.  551  ff. 
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die  Bauer  der  Einschränkung  den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  nicht 
übersteigen  solle. ^  Durch  Reichsgesetz  vom  5.  Juni  1880,  betr. 
die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Egypten,^)  ist  jedoch  die  im  Gesetze 
vom  30.  März  1874  enthaltene  Zeitbeschränknng  aufgehoben. 

II.  Das  Reglement  für  die  Konsuln  der  Pforte  vom 
Jahre  1877  enthält  in  Bezug  auf  deren  Thätigkeit  bei  Verlasse n- 
schaften  der  im  Auslande  yerstorbenen  türkischen  Unter- 
thanen  im  Wesentlichen  Folgendes: 

Wenn  ein  türkischer  Unterthan  im*  Bezirke  eines  Konsuls  stirbt, 
ohne  anerkannte  Erben  oder  einen  Testamentsexekutor  am  Orte  zu 
hinterlassen,  hat  der  Konsul  alle  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen, 
um  die  Erbschaft  zu  sichern  und  hat  derselbe  bei  allen  Handlungen, 
welche  zu  bezeichnetem  Zwecke  von  der  Lokalbehörde  angeordnet 
werden,  gegenwärtig  zu  sein.  Im  Falle  der  Versiegelung  der  Effekten 
des  Erblassers  hat  der  Konsul  auch  das  Konsulatssiegel  anzulegen, 
im  Uebrigen  sich  aber  den  Gebräuchen,  den  Bestimmungen  der  be- 
stehenden Verträge,  den  Gesetzen  des  Landes  und  den  ihm  von  der 
bezüglichen  türkischen  Gesandtschaft  zugehenden  Instruktionen  zu 
fügen.  Der  Konsul  hat  ein  Inventar  aufzunehmen,  die  Effekten 
zu  verwahren  und  in  kürzester  Frist  an  die  Berechtigten  gelangen 
zu  lassen. 

Wenn  ein  Testament  des  Verstorbenen  in  der  Konsulats- 
kanzlei deponirt  ist,  hat  der  Konsul  solches  an  die  Gesandtschaft 
der  Pforte,  mit  welcher  er  in  Beziehung  steht,  behufs  weiterer 
gesetzlicher  Dispositionen  einzusenden,  ausgenommen,  wenn  die 
Testamentsvollstreckung  nicht  zum  Ressort  der  türkischen  Behörden 
und  Personen  gehört  oder  wenn  der  Testator  selbst  anderweitige 
Verfügung  getroffen  hat.  In  beiden  Fällen  mnss  aber  der  Konsul, 
wenn  der  Inhalt  des  Testamentes  bei  dem  Konsulate  eingetragen  ist, 
eine  Kopie  hieven  an  die  bezügliche  Gesandtschaft  mittheilen. 


n  R.-G.-B1.  1874  S.  28.  —  lieber  die  Gerichtsreform  in  Egypten  und 
der  TarKei  vgl.  Märten  s  a.  a.  0.  S.  500  ff.  und  Böhm,  Rechtshülfe  verfahren 
I  S.  231,  Ergänzungahcft  S.  40,  weiter  Jouftuil  du  droit  intern,  p.  Glunet 
1886  p.  270,  1887  p.  521  ff.,  über  die  Kompetenz  der  gemischten  Gerichte  in 
Streitigkeiten  zwisdien  Einheimischen  1888  p.  801. 

^)  R.-G.-B1.  1880  S.  145.  Durch  kais.  Verordnung  vom  23.  Dezember 
1880  (R..G.-B1.  1880  S.  192)  ist  auf  Grund  der  Gesetze  vom  30.  Mftrz  1874  und 
vom  5.  Juni  1880  auch  die  im  §  7  Abs.  1  der  Verordnung  vom  28.  Dezember 
1875  (R..G.-B1.  1875  S.  381),  betr.  die  Einschränkung  der  Gerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  in  Egypten,  enthaltene  Beschränkung  der  Geltungsdauer 
der  letztbezeichneten  Verordnung  aufgehoben. 
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Wenn  die  durch  die  kompetente  Behörde  als  leg^timirt  erkannten 
Erben  eines  türkischen  Unterthanen  sich  Torstellen,  um  Ton  der 
Erbschaft  Besits  zu  ergreifen,  hat  der  Konsul  solche  nur  gegen 
Vorzeigung  des  von  der  kompetenten  Gerichtsbehörde  ausgestellten 
Zertifikats  den  Erben  oder  den  gehörig  Bevollmächtigten  derselben 
auszuantworten. 

Wenn  der  Verstorbene  minderjährige  Kinder  hinterlässt, 
hat  der  Konsul  über  die  Erhaltung  der  Güter  zu  wachen,  mit  den 
Gläubigem  und  Schuldnern  'zu  rerhandeln  und  die  Stelle  eines  Vor- 
mundes zu  yertreten,  hiebe!  aber  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
und  den  bestehenden  Verträgen  sich  zu  richten.  Er  tritt  aber  nur 
dann  geschäftlich  ein,  wenn  der  Erblasser  nicht  selbst  den  Kindern 
einen  am  Orte  befindlichen  Vormund  oder  Kurator  ernannt  haben 
sollte,  und  währen  seine  Funktionen  nur  solang,  als  die  Familie 
oder  die  kompetente  Behörde   nicht   andere  Vordorge  getro£fen  hat. 

Eigenhändige  Testamente  können  im  Archiv  des  Kon- 
sulates deponirt  werden. 

IIL  In  Betreff  der  gesetzlichen  Erbfolge  nach  moslemi- 
schem Rechte  ist  zu  bemerken:  Alle  Kinder  haben  Anrecht  auf  die 
Erbsehaft;  den  Kindern  männlichen  Geschlechtes  kommt  jedoch  das 
Doppelte  von  dem  zu,  was  den  Kindern  weiblichen  Geschlechtes 
nach  dem  Gesetze  bestimmt  ist.  Mit  den  Vollbfirtigen  gleich  erben 
die  cansanguinei  vom  Vermögen  des  Vaters,  die  uterim  von  jenem 
der  Mutter.  Illegitime  beerben  nur  ihre  Mutter.^)  Durch  Adoption 
wird  das  Erbrecht  nicht  erworben.  Die  Eltern  konkurriren  mit  allen 
übrigen  Erben;  in  bestimmten  Fällen  sind  die  Aszendenten  die 
alleinigen  Erben  ihrer  Deszendenten.^^) 

Ausländer  können  nach  einer  allgemeinen  Regel  in  der  Türkei 
weder  das  bewegliche  noch  unbewegliche  Vermögen  ihrer  Erblasser, 
welche    ottomanische   Unterthanen   sind,    erben.     Die   ottomanischen 


")  Legitim  sind:  1.  alle  Kinder,  die  aus  einer  ständigen  Ehe  entsprossen; 
2.  diejenigen  Kinder,  die  der  Muselmann  als  Herr  seiner  Sklavin  mit  ihr, 
wenn  auch  ohne  Abschliessung  der  Ehe,  erzeugt  hat. 

*^  Ausführliches  über  mohamedanisches  Erbrecht  s.  in  GrQnhnts 
Zeitschrift  für  Privat-  und  öffentliches  Recht,  Bd.  13  S.  540.  Näheres  über 
Intestaterbfolge,  femer  über  Testamente,  Theilung  der  Erbschaft  etc.  s.  die 
Abhandlung  von  Tornauw,  das  Erbrecht  nach  den  Verordnungen  des  Islams, 
in  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  von  Beruh  oft  und 
Cohn,  ßd.  V  S.  116  ff.  lieber  die  Rechtsstellung  ausländischer  Gläubiger  bei 
Verlassenschaften  von  türkischen  Unterthanen  s.  Journal  du  droit  intern. 
1888  p.  191. 
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ünterthaneOf  welche  ohne  amtliche  Genehmigung  der  türkischen 
Regierung  die  Nationalität  gewechselt  haben,  yerlieren  das  Recht, 
Liegenschaften  zu  besitzen  und  zu  erben.  Den  fremden  Staats- 
angehörigen ist  durch  Gesetz  yom  7.  September  1884  (18.  Juni  1867) 
die  Befugniss  eingeräumt,  über  ihre  in  der  Türkei  mit  Ausschluss 
der  Provinz  Hedjaz,  gelegenen  Güter  letzt  willig  zu  verfBgen.") 

lY.  Uebcr  die  Lage  der  auf  dem  Gebiete  des  ottomanischen 
Reiches  wohnenden  Schweizer  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  466  und 
über  Wahrung  der  Rechtsansprüche  in  der  Türkei  s.  Zeit- 
schrift etc.  Bd.  II  S.  91  ff. 


II.  Aussereuropälsche  Staaten. 

§  60. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. ^ 

I.  Artikel  10  der  Konsularkonvention  zwischen  Deutsch- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom 
11.  Dezember  1871^)  bestimmt: 


>')  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  554  u.  561;  Jettel  a.  a.  0.  S.  89,  woselbst 
auch  N&heres  über  die  Gegenseitigkeitsverhältnisse  mit  Oesterreich. 

*)  Die  richtige  Benennung  ist:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  {Unüed 
States  of  Anierica),  nicht  von  „Nordamerika'. 

Die  nordamerikanische  Union  besteht  aus  den  Staaten:  Alabama, 
Arkansas,  Galifomien,  Colorado,  Connecticut,  Delaware,  Florida,  Georgia,  Idaho, 
Illinois,  Indiana,  Jowa,  Kansas,  Kentucky,  Louisiana,  Maine,  Maryland,  Massa- 
chnssets,  Michigan,  Minnesota,  Mississipi,  Missouri,  Montana,  Nebraska,  Nevada, 
New-Hampsire,  New-Jersei,  New- York,  New-GaroUna,  Nortii  Dakota,  Ohio,  Oregon, 
Pennsylvania,  Rhode-Island,  South  Carolina,  South  Dakota,  Tennesee,  Texas, 
Vermont,  Virginia,  Washington^  West- Virginia,  Wisconsin,  Wyoming;  den 
Territorien:  Alaska,  Arizona,  Indianterritory^  New-Mexico,  Utah  und  dem 
Distrikt  Columbia. 

Die  zwischen  den  einzelnen  Staaten  der  Union  bestehenden  Beziehungen 
»ind  in  erster  Linie  durch  die  Verfassung  (Konstitntion  vom  17.  September 
1787  mit  späteren  Zusatzartikeln)  geregelt.  In  den  nicht  zentralisiiten  An- 
gelegeuheiten  stehen  die  einzelnen  Staaten  unter  den  Vorschriften  des  inter- 
nationalen Privatrechts. 

Alle  Personen,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten  geboren  oder  natu- 
ralisirt  sind  und  der  Gerichtsbarkeit  derselben  unterstehen,  sind  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  und  des  Staates,  in  welchem  sie  wohnen.  Die  durch  die 
Naturalisation  erlangten  Rechte  kommen  auch  der  Ehefrau  und  den  minder- 
jährigen Kindern  des  Naturalisirten  zu.  Eine  Ausländerin  erlangt  die  Staats- 
bürgerschaft durch  Verheirathung  mit  einem  Amerikaner;  Zusatzartikel  XIV 
zur  Unionsverfassung  vom  Jahre  1787,  angenommen  im  Jahre  1868,  Nr.  1; 
s.  Rüttimann,  das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht  etc.,  II.  Tbl.  2.  Abth. 
1876  S.  361  u.  362.   S.  auch  Beoue  de  droit  international  etc.,  tom.  VII  (1875) 
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9 Im  Falle,  dass  ein  Angehöriger^  des  Deutschen  Reichs  in 
den  Vereinigten  Staaten,  oder  dass  ein  Angehöriger  der  Vereinigten 
Staaten  im  Deutschen  Reiche^)    sterben  sollte,    ohne   in  dem  Lande 


p.  395.  Ueber  Indigenat  und  Naturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten  vgl. 
femer  Schlief,  Verfassung  der  Nordamerikanischen  Union,  Leipzig  1880, 
S.  191  ff. 

•)  R.-G..B1.  1872  S.  95. 

^  Beim  Austausche  der  Ratifikationen  der  Konvention  erklärte  der  be* 
voilmäcntigte  Minister  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  dass  nach  den 
(besetzen  und  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  der  Ari  10 
nicht  blos  auf  Personen  männlichen  Geschlechts,  sondern  auch  auf  Personen 
weiblichen  Geschlechts  Anwendung  finde,  welche  Erklärung  mit  Rücksicht  auf 
den  englischen  Text  der  Konvention  bei  der  Buchstabeninterpretation  des 
amerikanischen  Rechtes  zur  Vermeidung  jeglichen  Zweifels  für  nothwendig 
erachtet  wurde.  Vgl.  Protokoll  über  Austausch  der  Ratifikations-Urkunden 
vom  29.  April  1872  (R.-G.-Bl.  1872  S.  107). 

^)  Unterm  22.  Februar  1868  (Bundesgesetzblatt  1868  S.  228)  wurde 
zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  über  die  Staatsangehörigkeit  derjenigen  Personen,  welche  aus  dem 
Gebiete  des  einen  Theils  in  das  des  anderen  einwandern,  ein  Vertrag  verein- 
bart   Die  hieher  bezüglichen  Art.  1  n.  4  lauten  nach  dem  deutschen  Texte: 

,Art.  1.  Angehörige  des  Norddeutschen  Bundes,  welche  naturalisirte 
Staatsangehörige  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geworden  sind  und 
fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  in  den  Vereinigten  Staaten  zugebracht 
haben,  sollen  von  dem  Norddeutschen  Bunde  als  amerikanische  Angehörige 
erachtet  und  als  solche  behandelt  werden. 

Ebenso  sollen  Staatsangehörige  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
welche  naturalisirte  Angehörige  des  Norddeutschen  Bundes  geworden  sind 
und  fünf  Jahre  lang  —  die  Auslassung  des  Wortes  „ununterbrochen", 
welches  hier  im  deutschen  Texte  fehlt,  ist  nach  der  in  der  Reichstagssitzong 
vom  2.  April  1868  von  dem  Bundeskanzler  abgegebenen  Erklärung  Folge 
eines  Drucx-  oder  Schreibfehlers  —  in  Norddeutschland  zugebracht  haben,  von 
den  Vereinigten  Staaten  als  Angehörige  des  Norddeutschen  Bundes  erachtet 
und  als  solche  behandelt  werden. 

Die  blosse  Absicht,  Staatsangehöriger  des  einen  oder  des  anderen  Theils 
werden  zu  wollen,  soll  in  Beziehung  auf  keinen  der  beiden  Theile  die  Wirkung 
der  Naturalisation  haben. 

Art.  4.  Wenn  ein  in  Amerika  naturalisirter  Deutscher  sich  wieder  in 
Norddeutschland  niederlässt^  ohne  die  Absicht,  nach  Amerika  zurückzukehren, 
so  soll  er  als  auf  seine  Naturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten  Verzicht 
leistend  erachtet  werden. 

Ebenso  soll  ein  in  dem  Norddeutschen  Bunde  naturalisirter  Amerikaner, 
wenn  er  sich  wieder  in  den  Vereinigten  Staaten  niederlässt,  ohne  die  Absicht, 
nach  Norddeutschland  zurückzukehren,  als  auf  seine  Naturalisation  in  Nord- 
deutschland Verzicht  leistend  erachtet  werden. 

Der  Verzicht  auf  die  Rückkehr  kann  als  vorhanden  angesehen  werden, 
wenn  der  Naturalisirte  des  einen  Theils  sich  länger  als  zwei  Jahre  in  dem 
Gebiete  des  anderen  llieils  aufhält.* 

Für  Bayern  ist  dieser  Vertrag  nicht  eingeführt.  Die  Staatsangehörig- 
keit derjenigen  Personen,  welche  aus  Bayern  in  di<^ Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  das  Gebiet  des 
Königreiches  Bayern  einwandern,  ist  durch  den  zwischen  Bayern  und  den 
Vereinigten  Staaten  (vgl.  Art.  4  der  deutschen  Reichs  Verfassung  oben  S.  14) 
abgeschlossenen  Vertrag  vom  26.  Mai  1868  (B.  Reg.-Bl.  1868  S.  2158)  geregelt 

Der  bayerisch-amerikanische  Vertrag  enthält  im  Ganzen  mit  dem  obigen 
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seines  Ablebens  bekannte  Erben  oder  yon  ihm  ernannte  Testaments- 
Yollstreoker  zu  hinterlassen,  so  sollen  die  kompetenten  Landes- 
behörden ^)   den  nächsten  Konsularbeamten  der  Nation,   welcher   der 


Vertrage  vom  22.  Februar  1868  konforme  Bestimmungen.  Bei  Unterzeichnung 
des  bayerisch-amerikanisclien  Vertrages  wurden  zu  Protokoll  vom  26.  Mai 
1868  zu  einigen  Artikeln  mehrere  den  Inhalt  des  Vertrages  näher  feststellende 
und  erläuternde  Bemerkungen  niedergelegt  (B.  Reg.-Bl.  1868  S.  2168). 

'')  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  die  Regelung  der  Nachlass- 
und Vormundschaftsangelegenheiten  durchweg  Sache  der  einzelnen  Staaten. 
Es  bestehen  hieffir  besondere  mit  Einzelrichtem  besetzte  Gerichtshöfe  {CourU 
of  probate),  von  denen  die  Testamente  geprüft  und  Vormünder  bestellt,  auch 
alle  einen  Nachlass  betreffenden  Streitigkeiten,  wenn  sie  nicht  eine  gewisse 
Sunune  übersteigen,  entschieden  werden;  Rüttimann,  II.  Tbl.  2.  Abth.  §§  798 
und  821;  Tittmann,  Ueber  Gerichtsverfassung  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (1848)  §  8.  Als  entscheidend  für  die  Zuständigkeit  des  Gerichtes 
wird  im  Prinzip  nach  den  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  das  letzte 
Domizil  des  Erblassers  angesehen;  Näheres  hierüber  s.  American  Law  Review 
(Nummer  für  März  und  April  1888)  und  Bulletin  de  la  sodete  de  UgisLation 
comparee,  Nr.  1,  Januar  1884  p.  86  f. 

Uebisr  die  Gerichtsverfassung  der  Vereinigten  Staaten  ist  im  All- 
gemeinen zu  bemerken: 

Dem  Bunde  steht  in  gewissen  Fällen  und  an  gewissen  Orten  Gerichts- 
barkeit zu,  welche  er  durch  eigene  Gerichtshöfe  (Unionsgerichte,  federal 
courts)f  ausübt.  Insbesondere  gehören  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Natur  des 
Streitgegenstandes  lediglich  in  Ansehung  der  persönlichen  Verhältnisse  der 
Parteien  unter  Anderem  an  die  Unionsgerichte:  Streitigkeiten,  bei  welchen 
ausländische  Gesandte  und  Konsuln  betheiligt  sind,  desgleichen  Streitigkeiten 
zwischen  Inländern  und  Ausländem. 

Unionsgerichte  sind:  der  Oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten 
Staaten  {supreme  court  of  the  United  States),  welcher  seinen  Sitz  zu 
Washington  und  zu  bestimmten  gesetzlich  vorgeschriebenen  S^eiten  jedes  Jahres 
in  Thätigkeit  zu  treten  hat^  die  Bundes-Kreisgerichte  (circuit^^ourts), 
daneben  seit  1891  die  Ereis-Appellationsgerichte  (circourt-courts  of 
appeals)  und  die  Bezirksgerichte  (distriet-courts),  beide  gleichfalls  mit 
jedes  Jahr  periodisch  und  zu  gesetzlich  bestimmten  Zeiten  abzuhaltenden 
Sitzungen,  femer  der  Bosch  wer  de  hof  (Gericht  für  Klagen  gegen  die  Union, 
The  Court  of  Claims).  Die  Vereinigten  Staaten  sind  in  9  Gerichtskreise  ein- 
getheilt;  ausserdem  bildet  der  Distrikt  Columbia  einen  eigenen  Gerichtskreis. 
Bezirksgerichte  bestehen  in  jedem  Staate  und  in  dem  Distrikte  Columbia 
eines,  in  grösseren  zwei  oder  drei.  Die  Territorien  haben  eine  besondere 
Gerichtsverfassung  und  jedes  derselben  eine  eigene  Unions-Gerichtsbehörde. 

Aehulich  der  Verfassung  der  Unionsgerichtshöfe  ist  die  der  Staaten- 
gerichtshöfe {state  Courts).  Es  gibt  auch  hier  keine  ständigen  Gerichte, 
die  Gerichtssitzongen  finden  in  den  einzelnen  Gerichtssprengeln  zu  bestimmten 
2^iton  statt.  Eine  Ausnahme  hievon  bilden  die  in  einigen  grösseren  Städten 
eingerichteten  Polizeigerichte  und  die  Friedensgerichte,  welche  letztere 
immer  Lokalgerichte  sind. 

Jedes  Territorium  hat  gleichfcdls  einen  obersten  Gerichtshof,  wird 
in  Distrikte  eingetheilt,  von  denen  jeder  ein  Distriktsgericht  hat.  Ebenso 
gibt  es  in  den  Territorien,  wie  in  den  Staaten,  die  Courts  of  probate  für 
Nachlass-  und  Vormundschaftssachen  und  Friedensgerichte.  Näheres  über  die 
Gerichtsverfassung  und  insbesondere  die  Kompetenzen  der  einzelnen  Unions-, 
Staaten-  und  Territorialgerichte  s.  Rüttimann,  I.  Tbl.  (1867)  §§291  ff., 
Tittmann,  §§  4  ff.  S.  auch:  Les  instltutUms  judicaires  du  Wisconsin 
par  Gustave  £.  Matile,  in  Revue  de  droit  international,  Tom.  II  (1870) 
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YerBtorbene  angehört,  von  diesem  Umstände  alsbald  in  Kenntniss 
setzen,  damit  die  erforderliche  Benachrichtigung  den  betheiligten 
Parteien  unTerxüglioh  übermittelt  werde. 

Der  gedachte  Konsularbeamte  soll  das  Recht  haben,  persönlieh 
oder  durch  einen  Beauftragten^  bei  allen  Amtshandlungen  fQr  die 
abwesenden  Erben  oder  Gläubiger  aufzutreten,  bis  diese  einen  Be- 
Yollmächtigten  ernannt  haben. 

In  allen  Erbfallen  sollen  die  Angehörigen  eines  jeden  der 
kontrahirenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  nur  die- 
jenigen Abgaben  entrichten,  welche  sie  entrichten  müssten,  wenn  sie 
Angehörige  demjenigen  Landes  wären,  in  welchem  der  Nachlass  sich 
befindet  oder  die  gerichtliche  Verwaltung  desselben  stattfindet.^ 

Dieser  Artikel  enthält  die  wesentlichsten  Bestimmungen  hin- 
sichtlich der  Behandlung  der  Hinterlassenschaften  von  Angehörigen 
des  Gebietes  eines  der  kontrahirenden  Theile. 

Die  Bestimmung  des  Art.  1 1  der  genannten  KouTontion  gewährt 
den  General-Konsuln,  Konsuln,  Vize-Konsuln  und  Konsular-Agenten 
der  beiden  Länder  ausschliesslich  die  Befugniss  zur  Inyentarisirung 
und  Sicherstellung  der  Güter  und  Gegenstände  jeder  Art,  welche 
von  Schiffsleuten  oder  Schiffspassa^ieren  auf  Schiffen  ihrer  Natio- 
nalität hinterlassen  sind,  sei  es,  dass  diese  Personen  an  Bord  der 
Schiffe  oder  am  Lande,  während  der  Fahrt  oder  im  Bestimmungs- 
hafen sterben. 

Ausser  den  vorbezeichneten  Fällen  des  Art.  1 1  sind  zur  Begu- 
lirung  des  Nachlasses  von  im  Unionsgebiete  verstorbenen  Deutschen 


p.  478;  femer  Schlief  S.  273  ff.  und  Vake,  Handbuch  der  Rechtspflege  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Ein  Verzeichniss  der  Gerichtshöfe  in  den  einzelnen  Staaten  der  nord- 
amerikanischen Union,  an  deren  Adressen  je  nach  Umständen  Requisitions- 
schreiben  um  Zeugenvernehmungen  und  Eidesabnahmen  zu  richten  sind,  ist 
der  mit  Bekanntmachung  des  k.  bayerischen  Staatsministeriums  der  Justiz 
vom  11.  Februar  1872  (Ju8t.-M.-Bl.  1872  S.  67  ff.)  mitgetheilten  Denkschrift  des 
Generalkonsulats  zu  New- York  beigegeben.  Die  Denkschrift  selbst  enthält 
nähere  Aufschlüsse  über  das  desfalls  einzuschlagende  Verfahren  und  die  Ab- 
fassung der  betreffenden  Requisitionsschreiben. 

^  Im  Falle  des  Todes,  der  Verhinderung  oder  Abwesenheit  der  General- 
Konsuln,  Konsuln,  Vize-Konsuln  und  Konsular-Agenten  dürfen  deren  Kanzler 
und  Sekretäre,  wenn  ihr  amtlicher  Karakter  zuvor  zur  Kenntniss  der  be- 
treffenden deutschen  oder  amerikanischen  Behörden  gebracht  worden  ist, 
zeitweilig  deren  Amts  Verrichtungen  ausüben  und  gemessen  dieselben  während 
dieser  Amtsführung  alle  Rechte,  Vorrechte  und  Immunitäten,  welche  durdi 
die  Konvention  den  Titularen  zugesichert  sind;  Art.  6  der  Konvention. 

^  Art.  10  gibt  bei  Nachlassfl^llen  den  Konsuln  nicht  so  weitgehende 
Befugnisse  als  der  deutsch-italienische  Vertrag  vom  21.  Dezember  1868  (s.  §  44). 
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oder  im  Deutschen  Kelche  yerstorbenen  Angehörigen  der  Vereinigten 
Staaten  prinzipiell  nur  die  Landesbehörden  kompetent. 

Nach  Abs.  1  des  Art.  10  ist  tu  unterscheiden,  ob  der  Ver- 
storbene in  dem  Lande  seines  Ablebens  bekannte  Erben  oder  Ton 
ihm  ernannte  Testaments Yollstrecker  hinterlassen  hat  oder  nicht. 
Nur  im  letzteren  Falle  schreibt  die  Konyention  die  sofortige  Be- 
nachrichtigung der  nächsten  Konsularbeamten  durch  die  kompetenten 
Landesbehörden  yor.^  Ersteren  Falles  findet  diese  Benachrichtigung 
nicht  statt,  und  zwar,  da  die  Bestimmung  der  Konvention  auf  das 
ganze  Gebiet  der  rertragschliessenden  Theile  sich  erstreckt,  auch 
dann  nicht,  wenn  z.  B.  ein  in  Bibern  verstorbener  Amerikaner  nicht 
in  Bayern  selbst,  wohl  aber  in  einem  anderen  deutschen  Staate  be- 
kannte Erben  oder  einen  Testamentsvollstrecker  hinterlassen  hat. 
Auch  brauchen,  um  die  Mittheilung  an  den  Konsul  unterlassen  zu 
können,  nicht  s am mt liehe  Erben  im  Lande  des  Ablebens  sich  zu 
befinden ;  es  genfigt,  wenn  z.  B.  ein  Amerikaner  in  Bayern  stirbt  mit 
Hinterlassung  eines  Sohnes  in  Bayern  oder  einem  anderen  deutschen 
Staate  und  von  Frau  und  anderen  Kindern  in  Amerika.  Eine  Ein- 
mischung des  Konsuls  in  die  Verlassenschaftsbehandlung  findet  daher 
in  solchen  Fällen  nicht  weiter  statt,  insofern  nicht  etwa  der  Konsul 
als  Bevollmächtigter  der  Erben  oder  Glaubiger  besonders  legitimirt  ist. 

Abs.  2  des  Art.  10  bezieht  sich  auf  den  Fall,  dass  der  Ver- 
storbene im  Lande  seines  Ablebens  bekannte  Erben  oder  von  ihm 
ernannte  Testamentsvollstrecker  nicht  hinterlassen  hat  und  erstrecken 
sich  demnach  die  dort  den  Konsularbeamten  eingeräumten  Befugnisse 
nicht  auch  auf  die  andere  Alternative. 

Abs.  3  setzt  die  Gleichstellung  der  Angehörigen  eines  jeden 
der  kontrahirenden  Theile  in  Bezug  auf  die  Entrichtung  von  Abgaben 
in  Erbfällen  fest.») 

Im  Uebrigen  enthält  die  Konvention,  abgesehen  von  der  oben- 


')  Die  Benachrichtiguiig  selbst  hat  in  Bayern  in  der  oben  (§44  S.  115) 
näher  angefahrten  Weise  zu  geschehen.  Da  das  k.  Staatsmimsterinm  der 
Justiz  darüber  zu  befinden  hat,  ob  nach  den  Bestimmungen  der  Konvention 
die  Mittheilung  an  den  Konsul  zu  erfolgen  hat,  ist  die  Vorlage  der  Sterbe- 
urkunde mit  den  erforderlichen  Erhebungen  injedem  Falle  noSiwendig,  also 
auch  wenn  im  Lande  des  Ablebens  bekannte  £rben  oder  vom  Verstorbenen 
ernannte  Testamentsvollstrecker  vorhanden  sind. 

*)  Zwischen  Bayern  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wurde 
bereits  mit  Freizflgigkeitsvertrag  vom  13.  November  1845  jede  Art  von  Nach- 
steuer und  Abzugsrecht  aufgehoben.    B.  Reg.-Bl.  1845  S.  851  ff.;  Döllinger 
Verordnungssamml.  Bd.  XXII  S.  71. 
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erwähnien  Bestimmang  des  Art.  11  für  die  YerlaseenBehaflsbehandlang 
selbst  wettere  Torschriften  nicht. ^^) 

Wenn  auch  nicht  unmittelbar  die  Nachlassbehandlung  betreffend, 
so  doch  für  die  Prfifnng  der  Gültigkeit  der  hiebet  yorkommenden 
Rechtsakte  yon  Wichtigkeit  ist  die  Bestimmung  des  Art.  9  der  obigen 
Konyention  yom  11.  Desember  1871,  Abs.  1  Ziff.  2  und  Abs.  2. 
Hienach  haben  die  General-Konsuln,  Konsuln,  Yiae-Konsuln  oder 
Konsularagenten  der  beiden  Länder  oder  deren  Kansler,  soweit  sie 
nach  den  Gesetxen  und  Verordnungen  ihres  Landes  daiu  befugt 
sind,  das  Recht,  einseitige  Rechtsgeschäfte  und  letztwillige  Ver- 
fügungen ihrer  Landsleute,  ingleichen  Verträge,  welche  swischen 
Angehörigen  ihres  eigenen  Landes,  sowie  zwischen  diesen  und  An- 
gehörigen oder  anderen  Einwohnern  des  Landes  ihres  Amtssitzes 
geschlossen  werden,  aufzunehmen  und  zu  beglaubigen;  nicht  minder 
alle  Verträge,  welche  auf  ein  im  Gebiete  der  Nation,  yon  welcher 
die  Konsularbeamten  bestellt  sind,  belegenes  Grundeigenthum  ^^)  oder 
auf  ein   daselbst   absuschliessendes  Geschäft  sich  beziehen.     Ferner 


'®)  In  Bezug  auf  die  Sicherung  des  Nachlasses  ist  in  Art  IV  des 
obenerwähnten  FreizQgigkeitsvertrages  zwischen  Bayern  und  den  Vereinigten 
Staaten  yon  Amerika  yom  13.  November  1845  auscuücklich  angeordnet,  dass 
im  Falle  Abwesenheit  der  Erben  hinsichtlich  der  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen (lüter  ganz  dieselbe  Sorgfalt  anzuwenden  ist,  welche  bei  gleichem  An- 
lasse hinsichtlich  der  Gflter  der  Eingebomen  anzuwenden  wäre,  bis  der  gesetz- 
mässige  EigenthQmer  oder  Derjenige,  welchem  nach  Art  TI  des  Vertrages 
(s.  Note  10)  die  Verf&gung  hierüber  zusteht  Anordnungen  getroffen  hat  uni 
die  Erbschaft  anzutreten  oder  darüber  zu  verfugen.  (Eine  ganz  konforme  Be- 
stimmung enthält  auch  der  zwischen  Oesterreich  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  abgeschlossene  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom 
27.  August  1829  und  die  Additionalkonvention  hiezu  vom  8.  Mai  1848;  Vesque 
von  Püttlingen  a.  a.  0.  S.  317.)  Jedenfalls  steht  auch  den  Konsularbeamten 
in  solchen  Fällen,  wie  überhaupt  ans  Anlass  der  sich  ergebenden  Sterbefalle 
das  Recht  zu,  von  den  Verlassenschaftsbchörden  Auskunft  zu  verlangen  und 
an  dieselben  zum  Schutze  der  Rechte  und  Interessen  ihrer  Landslente  Anträge 
zu  richten.  Art.  8  der  Konsul ar-Kon von tion.  Vgl.  hiczu  §  18  des  Reick)- 
Konsulargesetzes  vom  8.  November  1887. 

Nach  Artikel  V  des  mehrerwähnten  Freizügigkeitsvertrages  zwischen 
Bayern  und  den  Vereinigten  Staaten  werden  Streitigkeiten,  welche  sich 
zwischen  verschiedenen,  rechtlichen  Anspruch  auf  die  Erbschaft  habenden 
Prätendenten  ergeben,  in  letzter  Instanz  nach  den  Gesetzen  und  von  den 
Richtern  des  Landes  entschieden,  in  welchem  das  Objekt  der  Erbschaft  sich 
befindet 

^^)  Im  englischen  Texte  der  Konvention  ist  hier  (wie  im  Art.  3)  der 
Ausdruck  „property^^  gebraucht.  Mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebung  in 
Amerika,  insbesondere  bezüglich  der  Beschränkung  der  Erwerbung  von  Grund- 
eigenthum wurde  dieser  Ausdruck  bei  der  Berathung  im  Reichstage  bean- 
standet; es  erklärte  deshalb  beim  Austausche  der  Ratifikationsurkunden  der 
bevollmächtigte  Minister  der  Vereinigten  Staaten,  dass  nach  der  ihm  von 
seiner  Regierung  ertheilten  Instruktion  der  bezeidmete  Ausdruck  nur  in  der 
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sollen  alle  Verträge  und  andere  Urkunden,  sowie  Abschriften  und 
Uebersetzungen  davon,  wenn  sie  von  dem  General-Konsul,  Konsul, 
Vize*KonBul  oder  Konsularagenten  gehörig  beglaubigt  und  mit  dessen 
Amtssiegel  versehen  sind,  von  den  ö£fentlichen  Beamten  und  den 
Gerichtshöfen  als  öffentliche  Urkunden,  beziehungsweise  als 
beglaubigte  Uebersetzungen  oder  Abschriften  angesehen  werden,  und 
sie  sollen  dieselbe  Kraft  und  Wirkung  haben,  als  wenn  sie  von  den 
kompetenten  öffentlichen  Beamten  des  einen  oder  des  anderen  der 
beiden  Länder  aufgenommen  oder  beglaubigt  wären. ^^) 

IL  Gesetzliche  Erbfolgeordnungen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. ^^) 

Die  gesetzliche  Erbfolge  ist  in  den  einzelnen  Staaten,  bzw. 
Territorien  verschieden  geregelt.  Im  Allgemeinen  entsprechen  die 
geltenden  Bestimmungen  den  Prinzipien  des  englischen  Rechts,  jedoch 
ist  der  Unterschied   zwischen   der  Erbfolge   in  Grundeigenthum  und 


Bedeutung  von  „real  estaJtef^  gemeint  und  verstanden  sei;  s.  Protokoll  vom 
29.  April  1872  (R.-G.-B1.  1872  S.  107). 

Selbstverständlich  kann  die  Mitwirkung  des  Konsuls  bei  Errichtung 
eines  Vertrages  über  in  Bayern  belegenes  Grundeigenthum,  auch  wenn  der 
Vertrag  lediglich  zwischen  Angehörigen  der  Vereinigten  Staaten  abgeschlossen 
wird,  nicht  die  Vorschrift  des  Art.  14  des  bayer.  Notariatsgesetzes,  wonach 
dergleichen  Verträge  zur  Rechtsgttltigkeit  der  notariellen  Beurkundung  be- 
dürfen, ersetzen. 

'*)  Vgl.  hiezu  §  2  des  Beichsgesetzes  vom  1.  Mai  1878,  die  Beglaubigung 
Öffentlicher  Urkunden  betr. 

Bezüglich  der  Errichtung  von  Urkunden  durch  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  funktionirenden  Reichskonsuln  vgl.  auch  §§  16  u.  17  des  Konsulats- 
gesetzes  vom  8.  November  1867. 

'^  Das  amerikanische  Zivil-  oder  Privatrecht  besteht  einestheils 
und  zwar  hauptsächlich  aus  dem  common  law  (Gewohnheitsrecht,  gemeines 
Recht,  auch  ungeschriebenes  Recht  genannt),  welches  in  den  höchst  umfang- 
reichen Reports  der  Entscheidungen  des  obersten  Unionsgerichtes,  wie  der 
Staatenobergerichte  niedergelegt  ist,  andemtheils  aus  dem  Statute  law  (dem 
geschriebenen  oder  Statutenrechte),  d.  h.  aus  Gesetzen,  welche  der  Bundes- 
kongress,  sowie  die  einzelnen  Staatengesetzgebungen  erlassen  haben.  Die 
Gesetze  oder  Statuten  des  Bundes  stehen  als  höchstes  Gesetz  {supreme  law) 
über  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten. 

Eine  Zusammenstellung  des  geltenden  Rechts  gibt  Kent,  Commentaries 
on  american  law,  1878;  s.  auch  Kern pin,  die  Rechtsquellen  der  Gliedstaaten 
und  Territorien  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  vornehmlicher  Be- 
rücksichtigung des  bürgerlichen  Rechts,  Zürich  1892. 

Ueber  erbrechtliche  Bestimmungen  der  Statuten  einzelner  Staaten 
s.  Neubauer,  das  eheliche  Güterrecht  des  Auslandes,  nebst  Mittheilungen 
über  das  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geltende  Erbrecht,  Berlin 
1882;  Vocke,  Handbuch  der  Rechtspflege  in  den  Vereinigten  Staaten  etc., 
Köln  1891.  Vgl.  auch  Neubauer,  die  fremdländischen  (ausserhalb  des 
Deutschen  Reiches)  geltenden  Zivilgesetzbücher  bzw.  Zivilrechte,  in  der  Zeit- 
schrift für  vergleichende  Rechtswissenschaft  von  Bemhöft  u.  Cohn,  Bd.  Uf  (1881). 
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ener   in  personliches  Eigenthum    nicht   so  ausgeprägt  wie  dort  und 
auch  nur  in  einselncn  Staaten  hervortretend. 

In  Ermangelung  Ton  Deszendenten,  die  überall  in  erster  Linie 
zur  Erbfolge  berufen  sind,  geniesst  nach  der  Gesetzgebung  der  meisten 
Staaten  das  m&nnliche  Geschlecht  den  Vorzug,  so  dass  der  Vater 
oder  die  yäterliehe  Linie  Yor  der  Mutter  des  Erblassers  oder  der 
mütterlichen  Linie  zur  Erbfolge  gelangt.  Mit  der  Mutter  konkurriren 
in  der  Regel  die  Geschwister  des  Erblassers;  in  einzelnen  Staaten 
schliessen  die  Eltern  die  Geschwister  aus,  in  anderen  gehen  die 
Geschwister,  insbesondere  die  yollbürtigen,  den  Eltern  vor.  Halb- 
bürtige Verwandtschaft  wird  nur  in  einigen  wenigen  Staaten  mit  der 
yollbürtigen  gleich  gehalten;  ausserdem  äussert  sich  das  Vorrecht 
der  Vollbürtigkeit  bald  im  ganzlichen  Ausschlüsse  der  halbbürtigen 
Verwandtschaft  bei  Konkurrenz  mit  yollbürtiger,  bald  nur  darin,  dass 
die  halbbürtigen  Verwandten  beim  Zusammentreffen  mit  yollbürtigen 
blos  die  Hälfte  des  Antheiles  dieser  erhalten.  Eine  besondere  Eigen- 
thümlichkeit  ist  noch,  dass  in  einzelnen  Staaten,  in  welchen  an  sich 
ein  Unterschied  zwischen  yoll-  und  halbbürtigen  Verwandten  gleichen 
Grades  nicht  gemacht  wird,  die  halbbürtigen  ausgeschlossen  sind, 
wenn  der  Erblasser  das  hinterlassene  Vermögen  durch  .Schenkung, 
letzten  Willen  oder  Intestaterbfolge  yon  einem  Aszendenten  erworben 
hat,  yon  dem  die  halbbürtigen  Verwandten  nicht  abstammen. 

Das  Repräsentationsreoht  findet  bei  Deszendenten  in  i^finUum 
statt,  in  der  Seitenlinie  geht  solches  in  der  Regel  über  Geschwister- 
kinder nicht  hinaus. 

Uneheliche  Kinder  beerben  in  der  Regel  die  Mutter;  wo  ihnen 
auch  Erbrecht  an  dem  Nachlass  des  Vaters  eingeräumt  wird,  ist 
solches  yon  dem  ausdrücklichen  Anerkenntnisse  der  Vaterschaft  ab- 
hängig gemacht. 

Die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  sind  nach  den  einzelnen 
Gesetzgebungen  sehr  yerschieden.  In  einer  grösseren  Anzahl  Staaten 
ist  der  überlebende  Ehegatte,  abgesehen  yon  dem  Anspruch  auf 
Witthum  und  sonstige  lebenslängliche  Rechte  erst  in  Ermangelung 
yon  erbfähigen  Verwandten  zur  Erbschaft  berufen,  in  einzelnen  schon 
beim  Nichtvorhandensein  von  Deszendenten  mit  Ausschluss  der  Eltern 
und  Geschwister  des  Erblassers,  hier  bald  nur  auf  Lebenszeit,  bald 
mit  uneingeschränkten  Besitzrechten.  Zum  Theil  konkurrirt  derselbe 
auch  mit  den  Eltern,  Geschwistern  und  Geschwisterkindern. 

Erbloses  Gut  fällt  in  der  Regel  dem  Staate  und  zwar  meistens 
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zu  Gunsten  der  Sobnlfonds  anheim,  doch  steht  in  den  meisten 
Staaten  den  Erben  ohne  Unterschied  der  Grade  eine  Frist  von 
mehreren  Jahren  sUf  um  unter  Nachweis  ihrer  Berechtigung  die 
Erbtheile  auf  gerichtlichem  Wege  einzufordern. 

Im  Einzelnen  folgt  hier  kurzer  Abriss  der  geltenden  Bestim- 
mungen bezfiglich  derjenigen .  Staaten,  deren  Erbgesetze  wegen  der 
namhaften  Zahl  dort  wohnender  Deutscher  hier  herTorragendes  Inter- 
esse bieten;  im  Uebrigen  wird  auf  die  Zusammenstellung  bei  Neu- 
bauer, das  eheliche  Güterrecht  des  Auslandes  etc.  (s.  oben  Note  4) 
und  Yocke,  Handbuch  etc.  (s.  oben  Note  13)  yerwiesen. 

California. 

1.  Deszendenten.  2.  Die  Eltern  des  Erblassers.  3.  Die  Ge* 
schwister  bzw.  die  Kinder  Torverstorbener  Geschwister  (Repräsentation). 

Mit  jeder  der  Torbezeichneten  drei  Klassen  «konkurrirt  der 
fiberlebende  Ehegatte  und  zwar  bei  einem  Kind  zur  Hälfte,  bei 
mehreren  zu  einem  Drittel,  bei  Klasse  2  u.  3  je  zur  Hälfte.  4.  Der 
überlebende  Ehegatte  allein.  5.  Die  entfernteren  BlutsTorwandten. 
6.  Der  Staat  zu  Gunsten  des  Schulfond.^^) 

Illinois.'') 

1.  Deszendenten,  nach  Stämmen.  2.  Eltern,  Geschwister  und 
deren  Deszendenz  zu  gleichen  Theilen,  letztere  nach  Stämmen.  Mit 
jeder  der  Torbezeichneten  zwei  Klassen  konkurrirt  der  fiberlebende 
Ehegatte  und  zwar  neben  Deszendenten  zu  einem  Drittheil  des 
personal  esUxie  (persönliches  Eigenthum),  bei  Klasse  2  zur  Hälfte 
Tom  real  eslaie  (Grundeigenthum),  und  zum  Ganzen  Tom  personal 
estaU.  8.  Die  weiteren  BlutsTcrwandten  nach  der  Nähe  des  Grades 
zu  gleichen  Theilen.   4.  Der  fiberlebende  Ehegatte  allein.   5.  Der  Staat. 

Jowa. 

Der  fiberlebende  Gatte  erbt  ein  Drittel  des  unbeweglichen 
Vermögens,  das  der  Erblasser  während  der  Ehe  besessen  hat,  sofern 
er  nicht  in  die  Veräusserung  eingewilligt  hat. 

Doteer  und  Curtesy  sind  aufgehoben. 

Zum  Recht  sind  berufen:   1.  Die  Nachkommen.    2.  Die  Eltern 


")  CwilrCode  1885  Bd.  2  Tit.  7  S.  1883  ff.;  Vocke  S.  97. 

»')  Neubauer  S.  75,  über  Witthum  [dcwer)  S.  44;  Vocke  S.  lOO. 
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und  die  Wittwe   gleiobtheilig.     3.  Die  Eltern  biw.  der  überlebende 

Theil.  4«  Die  Grosseltern  und  deren  Nachkommen.     5.  Die  Ehefrau 

oder  ihre   Erben   in   aufsteigender   Linie.     6.    Hatte    der  Erblasser 

mehr   als  eine   Ehefrau,    so    erbt   diejenige,    welche    sich    noch   am 

Leben  befindet,  mit  den  Nachkommen  der  Verstorbenen  gleichmässig. 

Sind   die  Ehefrauen    sämmtlich   verstorben,    so   theilen    deren  Erben 

nach  Stämmen.^^) 

Maryl8Uid.^0 

A.  Erbfolge  in  Grundvermögen  (real  estate): 

a.  Wenn  der  Erblasser  das  estate  vom  Vater  durch  Erbfolge 
erworben  hatte: 

1.  Deszendenten.  2.  Der  Vater  des  Erblassers.  3.  Geschwister 
von  Seite  des  Vaters  und  deren  Deszendens.  4.  Der  Grossvater 
väterlicherseits  oder  dessen  Deszendenten.  5.  Der  Vater  des  Gross- 
vaters väterlicherseits  oder  seine  Deszendenz  u.  s.  w.  die  nächsten 
männlichen  Aszendenten  und  deren  Deszendenz.  6.  In  Ermangelung 
von  Berufenen  von  der  väterlichen  Seite  die  Mutter  des  Erblassers, 
in  deren  Ermangelung  ihre  Deszendenten  und,  wenn  solche  nicht 
vorhanden,  ihre  Aszendenten  und  deren  Abkömmlinge  in  gleieher 
Weise  wie  bei  der  väterlichen  Linie. 

b.  Wenn  der  Erblasser  das  estate  von  der  Mutter  durch 
Erbfolge  erlangt  hatte: 

1.  Deszendenten.  2.  Die  Mutter  des  Erblassers.  3.  Geschwister 
von  der  Mutterseite  und  deren  Deszendenz.  4.  Der  mütterliche  Gross- 
vater u.  8.  f.  wie  oben  bei  der  väterlichen  Seite.  5.  In  Ermangelung 
von  mütterlichen  Aszendenten  der  Vater,  dessen  Deszendenten  und 
Aszendenten,  wie  bei  der  mütterlichen  Linie. 

0.  Wenn  das  estate  durch  Kauf  oder  auf  sonstige  Weise 
erworben : 

1.  Deszendenten.  2.  Vollbürtige  Geschwister  und  deren  De- 
szendenz. 3.  Halbbürtige  Geschwister  und  deren  Deszendenz.  4.  Der 
Vater«  5.  Die  Mutter.  6.  Der  Grossvater  väterlicherseits  oder  dessen 
Deszendenz.  7.  Der  Gross vater  mütterlicherseits  oder  dessen  De- 
szendenz u.  s.  f.  die  Aszendenten,  stets  unter  Bevorzugung  der  väter- 
lichen Linie.  8.  Sind  weder  Deszendenten  noch  sonst  berufene  Ver- 
wandte vorhanden,  so  fällt  das  estaU  an  den  überlebenden  Ehegatten, 
und  wenn  dieser  vorverstorben,  an  seine  Verwandtschaft. 

**^  Vocke  S.  102. 

")  Neubauer  S.*80;  Vocke  S.  106. 
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B.  Erbfolge  in  personal  estate: 

1.  Deszendenten.  2.  Der  Vater  des  Erblassers.  3.  Matter 
und  Geschwister  (voll-  und  halbbürtige)  und  deren  Deszendenz.  Die 
V9^ittwe  konkarrirt  mit  den  Klassen  1,  2  n.  3  und  erhält  neben  Kindern 
ein  Drittel,  neben  Klasse  2  u.  3  die  Hälfte,  in  Ermangelung  von 
solchen  Verwandten  das  yertheilbare  mrplus  ganz.  4.  Die  weiteren 
Seitenverwandten  gleichen  Grades  bis  einschliesslich  5.  Grad  (ohne 
Repräsentation  und  ohne  Unterschied  zwischen  yoll-  und  halbbürtigen). 

5.  Der  Grossvatcr.  6.  Die  Grossmutter.  7.  Sind  weder  Wittwe 
noch  Verwandte  bis  zum  5.  Grad  vorhanden,  der  Staat  zu  Gunsten 
des  Schulfonds. 

C.  Uneheliche  Kinder  können  von  ihrer  Mutter  und  von  ein- 
ander erben. 

A.  Erbfolge  in  Grundstücke  oder  Rechte  hieran: 

1.  Deszendenten.  2.  In  Ermangelung  von  Deszendenten  die 
Wittwe  für  deren  Lebenszeit.  3.  In  Ermangelung  einer  Wittwe  oder 
nach  deren  Tode  der  Vater  des  Erblassers.  4.  Falls  weder  Wittwe 
noch  Vater  vorhanden,  Geschwister  und  Kinder  vorverstorbener  Ge- 
schwister nach  Repräsentationsrecht  und  die  Mutter  zu  gleichen 
Theilen  mit  den  Geschwistern;  in  Ermangelung  von  Geschwistern 
sind  deren  Nachkömmlinge  durch  die  Mutter  ausgeschlossen.  6.  Die 
nächsten  Verwandten  gleichen  Grades  mit  Bevorzugung  derjenigen, 
welche  den  nächsten  Aszendenten  mit  dem  Erblasser  gemeinsam  haben. 

6.  In  Ermangelung  von  Verwandten  erbt  die  Wittwe  allein.  7.  Ist 
auch  eine  Wittwe  nicht  vorhanden,  fällt  das  estate  dem  Volke  (people 
of  Ulis  State)  zu  Gunsten  des  Schulfonds  heim. 

B.  Vom  personal  estate  erhält  die  Wittwe  des  Erblassers  nur 
ihre  Kleidungsstücke  nebst  Schmuck  und  Hauseinrichtung  bis  zum 
Werthe  von  250  Dollars  und  anderes  personliches  Eigenthum,  welches 
sie  auswählen  kann,  bis  zum  Betrage  von  200  Dollars.  Ausserdem 
erhalten  Wittwe  und  Kinder  einen  Unterhaltsbetrag  auf  die  Dauer 
der  Nachlassregulirung.  Wenn  das  Vermögen  die  Gebührnisse  der 
Wittwe  und  der  Familie  um  150  Dollars  nicht  übersteigt,  ist  das 
Pro&a^€-Gericht  befugt,  der  Wittwe  das  Ganze  zu  überlassen.  Ist 
der  Betrag  grösser,  so  erhalten  nach  Abzug  der  Schulden  die  Wittwe 
ein  Drittel,    die  Kinder  zwei  Drittel.     Ist   nur  ein  Kind  vorhanden, 


»8)  Neubauer  S.  82  f.;  Vocke  S.  107. 
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BO  wird  zwischen  ihm  and  der  Wittwe  gleichheitlieh  getheilt.  Ist 
kein  Kind  vorhanden,  so  erhält  die  Wittwe  das  Gänse,  falls  der 
Betrag  1000  Dollars  nicht  übersteigt;  der  Mehrbetrag  wird  zwischen 
der  Wittwe  und  dem  Yater  des  Erblassers  getheilt;  lebt  der  Yater 
nicht  mehr,  so  erhalten  dessen  Hälfte  die  Matter  und  die  Geschwister 
gleichheitlich.  Ueberlebt  keines  der  vorgenannten  Verwandten  den 
Erblasser,  so  erhält  die  Wittwe  das  Ganze.  In  allen  übrigen 
Fällen  wird  nach  den  Regeln  über  die  Erbfolge  in  real  estaie 
getheilt. 

Stirbt  eine  Ehefraa  mit  Hinterlassung  von  personal  esiaie,  so 
wird  nach  Tilgung  der  Schulden,  Begräbniss-  und  Verwaltungskosten 
ebenso  getheilt  wie  beim  Absterben  des  Ehemannes. 

MinneBota.^") 

A.  Real  property  (Grundeigenthum) : 

Dem  überlebenden  Ehegatten  gebührt  lebenslänglicher  Besitz 
der  Heimstätte  des  Erblassers  und  des  ungetheilten  Drittels  von 
allen  durch  den  Erblasser  während  der  Ehe  besessenen  anderen 
Ländereien. 

Der  Rest  des  real  estate  oder,  wenn  ein  überlebender  Gatte 
nicht  vorhanden,  das  Ganze  vererbt  sich: 

1.  an  Deszendenten;  2.  an  den  Yater  des  Erblassers;  3.  an 
die  Mutter  zu  einem  Drittel  und  die  Geschwister  zu  zwei  Dritteln, 
in  Ermangelung  von  Geschwistern  an  die  Mutter  mit  Ausschluss  der 
Deszendenten  vorverstorbener  Geschwister;  4.  in  Ermangelung  von 
Eltern  an  die  Geschwister  und  Deszendenten  vorverstorbener  Ge- 
schwister kraft  Repräsentationsrephts;  5.  an  die  nächsten  Verwandten 
gleichen  Grades  mit  Bevorzugung  der  von  einem  mit  dem  Erblasser 
gemeinsamen  nächsten  Aszendenten  abstammenden. 

Zwischen  voll-  und  halbbürtigen  Verwandten  wird  nicht  unter- 
schieden. 

In  Ermangelung  von  Verwandten  erbt  der  überlebende  Ehe- 
gatte allein.  Ist  auch  ein  Ehegatte  nicht  vorhanden,  so  fällt  das 
Vermögen  dem  Staate  heim. 

B.  Personal  estaie  vererbt  sich  wie  real^  nur  werden  vor  der 
Theilung  gewisse  Abzüge  für  den  Unterhalt  der  Wittwe  und  der 
noch  nicht  10  Jahre  alten  Kinder  gemacht. 


19 


')  Neubauer  S.  83  f.;  Vocke  S.  107. 
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MiBsotiri**) 

1.  Deszendenten.  2.  Eltern,  Qeschwister  oder  deren  De- 
Bsendenten,  zu  gleichen  Theilen*  3.  Der  überlebende  Ehegatte, 
4.  Grosseltern,  Onkeln  und  Tanten  und  deren  Deszendenten,  zu 
gleichen  Theilen.  5.  Die  weiteren  Aszendenten  und  deren  Deszen- 
denten, zu  gleichen  Theilen. 

Fallen  sämmtliche  Torangegebene  Klassen  ans,  so  geht  der 
NachlasB  über  an  die  Verwandten  des  verstorbenen  Ehegatten,  als 
hätte  dieser  den  Erblasser  erlebt. 

Halbbürtige  Verwandte  erhalten  halb  soviel  als  die  vollbürtigen. 

Stirbt  der  Ehemann  kinderlos,  so  erbt  die  Wittwe  eine  Hälfte 
des  Nachlasses,  auch  erhält  sie  das  ganze  von  ihr  in  die  Ehe  ge- 
brachte (d.  h.  ihm  freiwillig  übertragene)  Eigenthum  zurück,  doch 
hat  sie  für  die  Nachlasschnlden  aufzukommen. 

New-Jersey.'*) 

A.  Erbfolge  in  Grundeigenthum  (real  estate): 

1.  Deszendenten.  2.  VoUbürtige  Geschwister  und  deren  Ab- 
kömmlinge. 3.  Der  Vater  des  Erblassers,  es  sei  denn,  dass  das 
Grundstück  von  der  Mutter  durch  Schenkung,  Intestaterbfolge  oder 
Testament  auf  den  Erblasser  gekommen  war.  4.  Die  Mutter  auf 
Lebenszeit  mit  Rückfall  {reversUni)  an  die  nächsten  Erben.  5.  Halb- 
bürtige Geschwister  und  deren  Abkömmlinge;  war  das  Grundstück 
durch  Schenkung,  Intestaterbrecht  oder  Testament  erlangt,  so  sind 
die  nicht  von  dem  betreffenden  Aszendenten  abstammenden  aus- 
geschlossen. 6.  Die  übrigen  Blutsverwandten  nach  der  Nähe  des 
Grades  (zivilrechtlicher  Komputation),  mit  Bevorzugung  der  Ab- 
stammung von  dem  Aszendenten,  von  welchem  das  Grundstück 
herrührt. 

B.  Erbfolge  in   persönliches  Eigenthum   (personal  estate): 
1.  Deszendenten  in  Konkurrenz  mit  der  ein  Drittel  erhaltenden 

VlTittwe.  2.  In  Ermangelung  von  Deszendenten  erhält  die  Wittwe 
die  eine  Hälfte,  die  andere  fällt  auf  die  nächsten  Verwandten 
gleichen  Grades  und  deren  Repräsentanten  (Repräsentation  unter 
Seitenverwandten  nicht  über  Geschwisterkinder  hinaus).  3.  Ist  auch 
eine  Wittwe   nicht  vorhanden,    so    erhalten    die  Verwandten   (ad  2) 


*<0  Neubauer  S.  85  n.  52;  Vocke  S.  108;  Rev.  Statut  1889  Bd.  I  Kap. 51 
,")  Neubauer  S.  88;  Vocke  S.  110. 
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Alles;  jedoch,  falls  der  Vater  des  Erblassers  yerstorben,   erhftlt  die 
Mutter  einen  gleichen  Theil  wie  Geschwister. 

Dem  überlebenden  Ehemann  fällt  der  ganze  bewegliehe  Naoh- 
lass  seiner  verstorbenen  Frau  su,  mögen  Kinder  yorhanden  sein 
oder  nicht. 

New-York.") 

A.  Real  e^aie: 

1.  Deszendenten.  2.  Der  Vater.  3.  Die  Mutter.  4.  Die  Seiten- 
verwandten. 

Hiebei  gelten  folgende  Qrnndsfttze: 

War  das  Erbgut  {inherüanee)  von  der  Mutter  herstammend, 
so  bekommt  sie  solches  auf  Lebenszeit  mit  Rftckfallsrecht  {reversian) 
der  Geschwister  und  der  Kinder  vorverstorbener  Geschwister  und  in 
Ermangelung  von  Rückfallsberechtigten  als  fee  (uneingeschränktes 
Eigenthum). 

.  Das  vom  Erblasser  vom  Vater  zugefallene  Vermögen  geht  in 
Ermangelung  der  obengenannten  Erbstämme  über  an  die  Geschwister 
des  Vaters  und  die  Nachkommen  verstorbener;  sind  diese  nicht  vor- 
handen, an  die  gleichen  Angehörigen  der  Mutter.  Letztere  haben 
den  gleichen  Vorzug  vor  ersteren  hinsichtlich  des  von  der  Mutter 
herrührenden  Vermögens. 

Stammt  das  Erbgut  weder  von  einem  noch  von  dem  anderen 
der  Eltern,  so  geht  es  in  gleiohen  Theilen  an  die  Verwandten 
beider  über. 

Halbbürtige  Verwandte  erben  mit  vollbürtigen  gleich;  zu  einem 
durch  Schenkung,  Intestaterbrecht  oder  Testament  überkommenen 
Erbgut  gelangen  jedoch  nur  die  von  dem  betreffenden  Aszendenten 
abstammenden. 

B.  Bei  personal  estate  konkurrirt  die  Wittwe  mit  den  De- 
szendenten zu  einem  Drittel,  in  Ermangelung  von  solchen  mit  den 
nächsten  Verwandten  zur  Hälfte;  in  Ermangelung  auch  von  Eltern, 
Geschwistern,  Neffen  und  Nichten  erhält  sie  das  Ganze;  sind  jedoch 
Verwandte  der  einen  oder  anderen  Gattung  vorhanden,  so  erhält  sie 
den  beweglichen  Nachlass  nur,  wenn  derselbe  (abzüglich  der  Schulden) 
nicht  mehr  als  2000  Dollars  beträgt,  sonst  diesen  Betrag  und  die 
Hälfte  vom  Ueberschuss. 


*')  Neubauer  S.  90;   die  Wittwe  hat  Ansprach  auf  dotoer^  S.  55; 
Vocke    S   111;  Rev.  Statut  1889  Bd.  1  S.  1134  ff. 
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In  Ermangelang  Yon  Naehkommen  geht  derjenige  Theil,  welcher 
der  Wittwe  nicht  zufällt,  an  den  Vater  ftber,  der  das  Oanze  erhält, 
wenn  keine  Wittwe  vorhanden  ist. 

Ist  auch  der  Vater  gestorben,  so  theilt  die  Mutter  gleichmässig 
mit  Geschwistern  bzw.  deren  Stämmen,  und  sind  Geschwister  nicht 
vorhanden,  so  erbt  die  Matter  allein.  Fällt  letztere  ebenfalls  aus, 
so  treten  die  nächsten  Verwandten  ein. 

Die  Erbrechte  der  Wittwe  gelten  auch  fOr  den  Wittwer. 

Ohio.«») 

Zur  Erbschaft  sind  berufen:  1.  Die  Nachkommen.  2.  Fehlen 
diese,  so  hat  die  Wittwe  den  Niessbrauoh  vom  Ganzen.  8.  Nach 
ihrem  Tode  erben  die  Geschwister  bzw.  deren  Nachkommen  von  dem 
Blute  desjenigen  Vorfahren,  von  dem  der  Nachlass  durch  Vererbung 
oder  Schenkung  herstammt,  mögen  sie  vollbürtig  oder  halbbürtig 
sein.  4.  Sind  solche  Erben  nicht  vorhanden  und  stammt  der  Nach- 
lass von  einem  Vorfahren,  der  sich  noch  am  Leben  befindet,  so  fällt 
er  an  diesen  zurück.  5.  Ist  er  verstorben,  so  geht  das  Vermögen 
an  seine  Nachkommen  über.  6.  Fallen  diese  aus,  so  erhält  sein  ihn 
überlebender  Gatte,  wenn  er  einer  der  Eltern  des  Erblassers  ist, 
den  Niessbrauch  auf  Lebenszeit,  worauf  die  Geschwister  des  Vor- 
fahren oder  deren  Nachkommen  erben.  7.  Nach  diesen  treten  die 
Halbgeschwister  des  Erblassers  nebst  deren  Nachkommen,  letztere 
nach  Stämmen,  ein,  mögen  sie  von  dem  Blute  jenes  Vorfahren  sein 
oder  nicht. 

Stammt  das  Vermögen  nicht,  wie  erwähnt,  von  einem  Vor- 
fahren, so  sind  berufen:  1.  Die  Nachkommen.  2.  Der  überlebende 
Gatte.  3.  Die  vollbürtigen  Geschwister  bzw.  deren  Stämme.  4.  Der 
Vater.  5  Die  Mutter.  6.  Die  nächsten  Blutsverwandten.  7.  Die 
nächsten  Verwandten,  mögen  sie  von  dem  Blute  des  Vorfahren,  von 
welchem  das  Gut  herstammt,  sein  oder  nicht.  8.  In  Ansehung  des 
ganzen  Nachlasses  ohne  Rücksicht  auf  die  Quelle  des  Besitztitels 
erben  die  Kinder  des  verstorbenen  Gatten  bzw.  deren  Stämme,  so- 
fern die  Ehe  zur  Zeit  des  Todes  gültig  war.  9.  Die  Geschwister 
des  verstorbenen  Gatten  bzw.  deren  Stämme.  10.  Die  nächsten  Ver- 
wandten desselben. 

Dower  und  Gurtest/  bleiben  erhalten. 


*•)  Vocke  S.  112;  AUg.  I.  Rev.  Statut  1890  Bd.  I  Sekt.  4158. 
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Pennsylvania.**) 

A.  Beal  estate: 

1.   Deszendenten.     2.  Eltern  des  Erblassers  auf  Lebenszeit. 

3.  Yollbürtige  Geschwister  sowie  Kinder  nnd  Enkel  vorverstorbener 
Geschwister.  4.  In  Ermangelung  Ton  Erben  der  3.  Klasse  die 
nächsten  Verwandten  des  Erblassers,  welche  Deszendenten  yoUbürtiger 
Geschwister  sind.  5.  Sind  auch  Erben  der  4.  Klasse  nicht  Yor- 
handen,  so  sukzediren  die  Eltern  des  Erblassers  mit  den  yon 
diesem  innegehabten  Rechten.  6.  Halbbürtige  Geschwister  und 
deren  Deszendenz.  7.  Die  nächsten  Verwandten  aus  dem  Blute 
des  Käufers.  8.  Der  überlebende  Ehegatte  zum  uneingeschränkten 
Eigenthum.  9.  Die  entfernteren  Verwandten;  solang  aber  Bluts- 
Tcrwandte  Tom  letzten  Käufer  yorhanden  sind,  schliessen  diese  die 
anderen  aus. 

Mit  den  Verwandten  zu  1 — 7  konkurrirt  der  überlebende  Ehe- 
gatte, so  zwar,  dass  die  Wittwe  neben  Abkömmlingen  ein  Drittel 
auf  Lebenszeit,  in  Ermangelung  yon  solchen  die  Hälfte  auf  Lebens- 
zeit erhält,  der  Ehemann  aber  Anspruch  auf  die  Grundstücke  der 
Frau  auf  Lebenszeit  hat,  gleichyiel,  ob  Abkömmlinge  yorhanden  sind 
oder  nicht. 

B.  Personal  esUUe: 

1.  Deszendenten.  Neben  solchen  erhält  die  Wittwe  ein  Drittel, 
der  überlebende  Ehemann  einen  Kindstheil,  in  Ermangelung  yon 
Deszendenten  erhält  die  Wittwe  die  Hälfte,  der  überlebende  Ehe- 
mann das  Ganze.  2.  Vater  und  Mutter,  yorbehaltlich  der  Rechte 
des  überlebenden  Gatten.  8.  Geschwister  und  deren  Deszendenz, 
wie  bei  real  estate,  aber  ohne  Unterscheidung  des  Bluts. 

C.  Erblose  Güter  fallen  dem  Staate  heim. 

Wiaoonsin.'^) 

Zur  Erbschaft  sind  berufen:  1.  Die  Nachkommen.  2.  Der 
überlebende  Ehegatte.     3.  Die  Eltern    bzw.    der  überlebende  Theil. 

4.  Die  Geschwister   und  Nachkommen   yerstorbener   nach   Stämmen. 

5.  Die  nächsten  Verwandten.  Geht  die  Wittwe  eine  andere  Ehe 
ein,  so  geht  die  Heimstätte  auf  die  Kinder  allein  über,  sind  weder 
Wittwe  noch  Kinder  yorhanden,  so  haftet  die  Heimstätte  gleich  dem 
andern  Erbgut  für  die  Nachlasschulden. 

**)  Neubauer  S.  93  f.;  Vocke  S.  113. 

")  Vo  cke  S.  118;  Rev.  St  1889  Kap.  102,  98  u.  169. 
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Dawer  und  Curtesy  bleiben  erhalten,  letzteres  jedoch  nicht 
gegenüber  Kindern  eines  früheren  Ehemannes  bezüglich  der  von 
diesem  herrührenden  Grundstücke. 

Bewegliches  Eigenthom  vererbt  sich  wie  Grundeigenthnm,  sind 
jedoch  Wittwe  und  Kinder  vorhanden,    so    erhält  erstere  Kindstheil. 

III.    Testamente. 

In  den  Staaten  der  amerikanischen  Union,  mit  einziger  Aus- 
nahme von  Louisiana,  ist  das  schriftliche  Testament  in  Gegenwart 
von  2  bzw.  3  tauglichen  Zeugen'^)  gültig.  Der  Testator  hat  in 
deren  Gegenwart  das  Testament  zu  erklären  (vorzulesen),  lu  be- 
stätigen und  mit  diesen  zu  unterschreiben.  Er  kann  für  sich  auch 
durch  eine  andere  Person  unterzeichnen  lassen,  jedoch  hat  diese 
dem  ganzen  Akte  beizuwohnen  und  der  Testator  die  formelle  Er- 
klärung abzugeben:  ,,Dies  ist  mein  Testament.*  Es  ist  also  z.  B. 
nicht  nothwendig,  dass  der  Testator  das  Testament  eigenhändig  ge- 
schrieben hat. 

Zu  Gunsten  der  Soldaten  und  Marinebediensteten  im  Dienste 
ist  ausnahmsweise  das  testatnentum  nuncupaUvum  zugelassen. 

Ein  öffentliches  Testament  ist  in  den  amerikanischen  Staaten 
ebenfalls  unbekannt,  dagegen  haben  die  Notare  das  Recht,  das 
„AffidavWf  d.  h.  die  Kopie  eines  Aktes,  welcher  in  Urschrift  in 
den  Händen  der  Partei  bleibt,  wahr  und  dem  Original  konform  zu 
erklären.  Dieses  Recht  dürfte  auch  auf  die  Testamente  Anwendung 
finden. 

Nur  im  Staate  Louisiana  haben  sich  die  europäischen  oder 
richtiger  französischen  Testamentsformen  erhalten,  nämlich:  1.  das 
öffentliche  Testament  durch  den  Notar,  2.  das  mystische,  3.  das 
eigenhändige  Testament.'^ 


'^  Drei  Zeugen  sind  erfordert  in  Connecticut,  Distrikt  Columbia,  Florida, 
Maine,  Massachussets,  New-Hampshire,  New-Mexiko,  South  Carolina,  Tennesee 
und  Vermont. 

")  Vgl.  Zeitschrift  für  französ.  Zivih-echt  Bd.  XIX  S.  128;  Vocke  S.  88. 

Jede  handlungsfähige  Person  kann  über  ihr  gesammtes  Eigenthum 
letztwillig  verfügen;  in  einigen  Staaten  wird  dies  auch  Minderjährigen  in 
Bezug  auf  Mobilien  gestattet,  jedoch  wird  für  das  männliche  Geschlecht  das 
18.,  fOr  das  weibliche  das  16.  Lebensjahr  erfordert. 

Das  Institut  des  Pflichttheilsrechts  ist  den  amerikanischen  Rechts- 
systemen fremd. 

Nach  dem  common  law  gilt  ein  Testament  als  widerrufen,  wenn  sich 
der  Testator  nach  Errichtung  desselben  verehelicht  und  ihm  ein  Kind  geboren 
wird.   In  Illinois,  Connecticut,  Kentucky,  North  Carolina,  Georgia,  Rhode  Island, 
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lY.   Naehlassbehandlnng. 

In  jedem  Falle  hat  gerichtliche  Verwaltung  einzutreten,  welche 
hauptsächlich  den  Zweck  hat,  den  beweglichen  Nachlass  in  Sicherheit 
2U  bringen,  für  den  Unterhalt  der  Wittwe  und  der  Kinder  zu  sorgen, 


Virginia  und  West- Virginia  hebt  das  Gesetz  das  Testament  schon  aaf,  wenn 
eine  spätere  Verehelichong  stattgefunden  hat  In  Alabama,  Arkansas,  Cali- 
fornia, Missouii,  New-Tork  und  Oregon  tritt  dasselbe  im  Falle  einer  s^teren 
Verehelichung  und  der  Geburt  eines  Kindes  ein,  sofern  nicht  in  der  Voraus- 
sicht dieser  Ereignisse  der  Ehefrau  und  dem  Kinde  durch  das  Testament  eine 
besondere  Zuwendung  gemacht  worden  ist.  In  Delaware  und  Nevada  gilt 
diese  Vorschrift  mit  Rücksicht  auf  die  Frau  im  Falle  der  Verehelichung.  Die 
Geburt  eines  Posthumus,  fttr  welchen  im  Testament  keine  Bestimmung  ge- 
troffen worden  ist,  bewirkt  die  Aufhebung  in  Jowa,  Maine,  Texas,  Mississippi 
und  Indiana. 

Innerhalb  kurzer  Frist  nach  dem  Tode  des  Testators  ist  es  Pflicht 
desjenigen,  der  das  Testament  in  Verwahr  hat,  dasselbe  an  das  Nachlass- 
gencht  des  betr.  County  abzuliefern  Die  Ünterschriftszeugen  haben  darauf 
vor  Gericht  zu  erscheinen  und  sowohl  die  Wahrheit  der  in  ihrem  Attest  ent- 
haltenen Angaben  eidlich  zu  erh&rten,  als  auch  zu  bestätigen,  dass  der  Testator, 
als  er  die  Urkunde  vollzog,  bei  gesundem  Verstände  war. 

Einem  im  Auslande  errichteten  Testamente  kommt  nach  den 
Statuten  der  meisten  Staaten  nunmehr  volle  Rechtskraft  in  Bezug  auf  alle  in 
demselben  übertragenen  Nachlasstücke  in  dem  betreffenden  Staate  (ohne  Unter- 
schied zwischen  Mobilien  und  Immobilien)  zu,  wenn  es  entweder  in  der  Ur- 
schrift oder  in  beglaubigter  Abschrift  nebst  einer  Bescheinigung  des  zuständigen 
Gerichtshofes  vorgelegt  wird,  aus  welcher  ersichtlich  ist,  dass  das  Schriftstück 
den  Gesetzen  des  Errichtungsortes  entsprechend  ausgefertigt  und  bewiesen 
worden  ist.  Derartige  Bestimmungen  gelten  im  Wesentlichen  in  Alabama, 
Arizona,  Connecticut,  North-  und  South-Dakota,  Indiana,  Illinois,  Florida, 
Kansas,  Kentucky,  Maine,  Maryland,  Massachusetts,  Michigan,  Minnesota, 
Montana,  Nebraska,  New-Hampshire,  Ohio,  Pennsylvania,  South-Carolina, 
Texas,  Utha,  Vermont,  Wisconsm  und  Wvoming. 

Nach  den  Gesetzen  von  Arkansas  kOnnen  Bürger  anderer  Staaten  der 
Union  über  ihr  in  Arkansas  gelegenes  Eigenthum  letztwillig  verfügen;  auch 
gilt  die  Form  ihres  Errichtungsortes. 

In  California  ist  durch  ausdrückliche  Vorschrift  die  Gültigkeit  und 
Auslegung  eines  jeden  Testamentes,  welches  sich  auf  dort  belegenes  Eigen- 
thum bezieht,  von  den  dortigen  Gesetzen  abhängig  gemacht. 

In  Delaware  sind  ausländische  Testamente  nach  Vorschrift  der  in 
Delaware  geltenden  Gesetze  abzufassen.  Bezüglich  Testirung  über  bewegliches 
Vermögen  gilt  auch  die  lex  loci  actus.  Aehnüche  Bestimmungen  enthalten 
die  Gesetze  von  Jowa,  Idaho,  North-Carolina,  New- York. 

Nach  den  Gesetzen  von  Nevada  und  Rhode  Island  müssen  alle  aus- 
wärts errichteten  Testamente  den  in  jenen  Staaten  vorgeschriebenen  Formen 
entsprechen. 

In  Virginia  und  West- Virginia  werden  ausländische  Testamente,  welche 
der  Form  der  lex  domicilii  entspiechen  und  über  bewegliches  Eigenthum 
verfügen,  für  gültig  erklärt. 

In  den  übrigen  Staaten  Columbia,  Georgia,  New-Jersei,  New-Mexiko, 
Missouri,  Mississippi  und  Tennessee  scheinen  keinerlei  Vorschriften  über  die 
bezügliche  Frage  vorhanden  zu  sein,  weshalb  dort  die  obenangeführten  Grund- 
sätze des  Common  law  als  massgebend  zu  betrachten  sind. 

Im  Allgemeinen  empfiehlt  es  sich,  bei  Errichtung  von  Testamenten,  in 
denen  nur  über  in  den  Vereinigten  Staaten  befindliches  Eigenthum  verfttgt 
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soweit  der  Nachlasa  reicht,  Nachlassohulden  su  tilgen  und  den  lieber- 
Bohass  an  die  Erben  oder  Legatare  auszuhändigen. 

Das  bewegliche  Yermögen  geht  somit  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers nicht  direkt  auf  die  Erben  über,  sondern  hat  zunächst  unter 
gerichtlicher  Aufsicht  zur  Befriedigung  obenerwähnter  Ansprüche  zu 
dienen.  Dagegen  fallt  das  Eigenthum  an  den  Liegenschaften  sofort 
kraft  des  Gesetzes  und  ohne  besondere  Erklärung  vor  Gericht  an 
die  Erben,  welche  dann  f&r  die  Nachlasschulden  nur  insoweit  haften, 
als  der  bewegliche  Nachlass  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  nicht 
ausreioht.  Das  Institut  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  ist  dem 
amerikanischen  Rechte  fremd,  Ausnahmen  gelten  allein  in  Louisiana 
und  New-Mexiko.  Die  Erben  können  die  gerichtliche  Verwaltung 
ausschliessen,  wenn  sie  sich  aussergerichtlich  mit  den  Gläubigem 
abfinden  und  unter  einander  eine  gütliche  Theilung  vornehmen. 

Zur  Nachlassverwaltung  ist  das  Gericht  {Ckmnty  Courts,  in  den 
grösseren  Städten  oigene  Naohlassgeriohte^ySttrro^o^CoMrts'';  „Prob(Ue 
Courts**,  „Orphons  Courts'*)  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Nach- 
lass sich  befindet.  Ist  dieser  in  verschiedenen  Grafschaften,  aber  in 
demselben  Staate  gelegen,  so  ist  dasjenige  Gericht,  welches  zuerst 
eine  Verwaltung  einsetzt,  gewöhnlich  befugt,  die  ganze  Masse  seiner 
Aufsicht  zu  unterziehen;  jedoch  erstreckt  sich  die  Machtbefugniss 
des  von  ihm  eingesetzten  Verwalters  (adininistrator)  nicht  über  die 
Grenzen  seines  Staates,  ausser  behufs  der  Ergreifung  von  Massregeln 
zur  Sicherung  des  Nachlasses.'^) 

Im  Allgemeinen  lehnen  die  amerikanischen  Gerichte  jede  Nach- 
lassbehandlung in  Betreff  von  solchen  Nachlassobjekten  ab,  die  sich 
nicht  innerhalb  ihres  Jurisdiktionsbezirkes  befinden. ^^) 

wird,  die  durch  die  lex  rei  sitae  vorgeschriebenen  Formalitäten  zu  beobachten. 
Vocke  S  88ff. 

Ueber  Auslegung  eines  im  Staate  Wisconsin  errichteten  Testaments 
durch  die  Gerichte  in  Michigan  s.  Zeitschrift  f&r  intern.  Privat-  etc.  Recht, 
Bd.  1  S.  373  f. 

'^  Vocke  a.  a.  0.  S.  119  ff.,  woselbst  auch  Näheres  über  die  Berufung 
und  Bestellung,  Pflichten  und  Befugnisse  des  Nachlassverwalters.  Die  Ver- 
waltung wird  zunächst  den  nächsten  Angehörigen  (llhegatte,  Verwandten) 
oder  Gläubigem  übertragen,  ausserdem  einem  hiezu  in  jedem  County  besonders 
bestellten  Beamten,  dem  „public  administrator^*,  bei  testamentarischer  Erb- 
folge werden  die  ernannten  Testamentsvollstrecker  bestellt.  S.  auch  Eent, 
Commentaries  on  american  law,  Philadelphia  1890. 

Ueber  Erbschaftserwerb  und  Schuldenhaftung  der  Erben  nach  den  Ge- 
setzen des  Staates  Minnesota  s.  Näheres  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  264  f. 
Ueber  Nachlassbehandlung  im  Staate  New-York  s.  Näheres  Zeitschrift  etc. 
Bd.  m  S.  681. 

^  Vgl.  hiezu  über  die  Behandlung  des  Nachlasses  eines  in  den  Ver- 
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Hinsichtlich  der  Hebung  von  YerlasBenBchaften  in  den 
Vereinigten  Staaten  Yon  Amerika  sind  folgende  YorBchriften 
zu  beachten: 

Die  Interessenten  haben,  falls  sie  nicht  als  Erben  oder  als 
Legatare  in  einem  Testamente,  unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  ihrer 
Namen,  berufen  sind,  eine  Erb-Legitimation  beizubringen. 

Ferner  haben  gesetzliche  und  Testaments-Erben  sowie  Legatare 
Vollmacht  auszustellen.*^) 

Als  Erb-Legitimation  dient  die  eidliche  Beposition 
zweier  zur  Sache  nicht  interessirter  Personen,  in  Betreff  deren  der 
protokollirende  Richter  zu  bescheinigen  hat,  dass  sie  ihm  bekannt, 
oder  dass  sie  rekognoszirt,  femer  dass  dieselben  ehrenwerth  und 
glaubwürdig  sind. 

einigten  Staaten  gestorbenen  Württembergers  Zeitschrift  etc.  Bd.  111  S.  378 
und  eines  in  Württemberg  verstorbenen  Amerikaners  1.  c.  S.  379 ;  femer  be- 
züglich Bayerns  oben  S.  113. 

^)  Als  Vollmachtsträger  ist,   soweit  deutsche  Reichsangehörige  in  Be 
tracht  kommen,  stets  ein  deutscher  Konsul  zu  empfehlen. 

Die  mit  der  Einziehung  von  Erbschaften  aus  den  Händen  von  Nachlass 
Verwaltern  betrauten  Rechtsanwälte  rechnen  gewöhnlich  5  Proz.  der  erhobenen 
Gelder  fflr  ihre  Mühewaltung.  Beträge  unter  1000  Dollars  berechtigen  unter 
Umständen  oft  zu  mehr.  Eine  vorherige  Vereinbarung  mit  dem  Anwalt  ist 
daher  in  allen  Fällen  dringend  nothwendig,  wenn  man  sich  vor  zu  hohen  Ge- 
bührenforderungen  schützen  will. 

Die  , Deutsche  Gesellschaft  der  Stadt  New-Tork'  verfolgt 
den  Zweck,  nicht  nur  deutsche  Einwanderer  zu  unterstützen,  nothleidenden 
Deutschen  und  ihren  Nachkommen  Hülfe  zu  leisten,  sondern  auch  ihnen 
Rechtsschutz  zu  verschaffen  und  ihnen  soweit  thunlich  in  der  Abwickelung 
ihrer  Angelegenheiten  in  der  früheren  Heimath  beizustehen.  In  Anbetracht 
dessen  ist  durch  Entschliessung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums  der  Justiz 
vom  17.  Oktober  1883  (Just.-M.-Bl.  S.  351)  Gesuchen  der  genannten  Cresell- 
schaft  um  Auskunftsertheilung  oder  um  Nachweis  eines  zuverlässigen  Rechts- 
beistandes seitens  der  k.  Justizbehörden,  soweit  nicht  besondere  Bedenken 
entgegenstehen,  jederzeit  zu  entsprechen. 

Inhaltlich  der  Jahresberichte  der  Gesellschaft  erstreckt  sich  deren 
Thätigkeit  unter  Anderem  insbesondere  auch  auf  das  Uebersenden  von  G«ld 
durch  Wechsel  und  Anweisungen  nach  grösseren  Plätzen  Deutschlands,  Oester- 
reichs,  Frankreichs  und  der  Schweiz,  oder  haar  frei  in*s  Haus,  selbst  nach 
den  kleinsten  Ortschaften,  auf  die  Ausfolgung  von  Vollmachten  und  alle 
sonstigen  legalen  Dokumenten,  legale  üebersetzungen  englischer  Urkunden 
sowie  Auskunft  über  deutsche  Rechts-,  Gerichts-  und  Militärverhältnisse,  die 
Uebernahme  von  Vollmachten  behufs  Einkassirung  von  Erbschaften  und 
sonstigem  Vermögen,  Entgegennahme  von  Geldern  an  den  Hauptplätzen 
Deutschlands  und  der  Schweiz  zur  sicheren  und  billigen  Uebermittlung  der- 
selben nach  Amerika,  die  Verwaltung  von  liegendem  oder  beweglichem 
Eigenthum,  namentlich  auch  von  Hinterlassenschaften.  Als  legale  Form,  durch 
weiche  die  Deutsche  Gesellschaft  als  Testamentsvollstreckerin  und  Verwalterin 
von  Hinterlassenschaften  eingesetzt  werden  mag,  ist  nachfolgender  Wortlaut 
angeführt :  „I  hereby  nominate  and  appoint  The  German  Society  of  the  City 
of  New  York  to  be  the  Executor  of,  or  Trusiee  under,  this  my  last  wÜl 
and  testament/^ 
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Diese  beiden  Personen  müssen  aus  eigener  Wissenschaft 
die  VerwandtschaftsTerhältnisse  des  Erblassers  dergestalt  bekunden, 
dass  erhellt,  welche  Verwandte  desselben  gesetzlich  erbberechtigt, 
sowie  dass  andere  nähere  oder  gleich  nahe  Verwandte  nicht  yor- 
handen  sind. 

Hierbei  ist  1.  der  Name,*^)  das  Alter,  der  Stand  oder  das 
Oewerbe  der  Erben,  femer  2.  Name,  sowie  Ort  und  Tag  des  Todes 
der  Tor  oder  nach  dem  Erblasser  verstorbenen  nächsten  Angehörigen 
desselben  ansugeben. 

Die  Zeugen  haben  gleichzeitig  die  Thatsachen  oder  Umstände^ 
auf  welchen  ihre  Wissenschaft  beruht,  z.  B.  personliche  Bekanntschaft, 
langen  und  nahen  Verkehr  mit  der  Familie  des  Erblassers,  Kenntniss 
Yon  Eintragungen  in  KirchenbQohem,  Standesregistern  u.  s.  w.  au 
bekunden.'') 

Die  beizubringende  Vollmacht  ist  Yor  irgend  einer  Siegel 
führenden  Behörde  zu  unterzeichnen,  Ton  zwei  Unterschrifts- 
zeugen mit  zu  Yollziehen  und  stets  mit  der  Substitutionsklausel  zu 
Ycrsehen;  falls  nicht  die  Interessenten  Jemanden  zur  Wahrnehmung 
ihrer  Gerechtsame  bezeichnen  können,  ist  die  Vollmacht  in  blanco 
auszustellen.  Verheirathete  Frauen  haben  im  Beistande  ihrer 
Ehemänner  zu  unterzeichnen. 

Wenn  minderjährige  Erben  konkurriren,  kommt  der  Umstand 
in  Betracht,  dass  das  amerikanische  Recht  dem  im  Auslande  be- 
stellten Vormunde  die  Anerkennung  versagt.  Jedoch  erhält  nach  den 
Gesetzen  einiger  Staaten  ein  ausländischer  Vormund  nach  Yorgängiger 
Kautionsleistnng  Verwaltungsbefugniss.     Auch  verfQgen  die  Nachlass- 


")  £s  empfiehlt  sich  erfahruDgsgemäss,  ausser  dem  Familiennamen  nur 
die  eigentlichen  Ruf- Namen,  nicht  sämmtliche  Vornamen,  in  die  Urkunde 
anfzmiehmen. 

")  Die  amerikanischen  Gerichte  lassen  hie  und  da  Zeugnisse  gelten, 
welche  ohne  Auftrag  auf  Veranlassung  der  Erben  vor  einem  ausländischen 
Gerichte  aufgenommen  wurden,  vorausgesetzt,  dass  das  Protokoll  den  Legali- 
sationsvermerk  eines  amerikanischen  Konsuls  oder  der  amerikanischen  Gesandt- 
schaft trägt.  Es  widerspricht  dies  jedoch  an  anderen  Orten  der  Praxis  der 
betr.  Gerichte  entweder  ganz  oder  mindestens  dann,  wenn  das  Zeugniss  nicht 
von  einer  Erbbescheinigung  des  fremden  Gerichtes  begleitet  ist. 

Im  Allgemeinen  genügt  die  Erbbescheinigung  eines  deutschen  Gerichts 
nicht,  da  dieselbe  gewöhnlich  nur  feststellt,  wer  nach  deutschem  Recht  erb- 
berechtigt ist.  Bei  Vererbung  von  Grundeigenthum  ist  aber  in  den  Vereinigten 
Staaten  stets  die  lex  rei  sitae  massgebend;  die  amerikanischen  Gerichte  lassen 
diesen  Grundsatz  meistens  auch  für  fahrende  Habe  gelten,  obgleich  allerdings 
auch  die  lex  domicilii  des  Erblassers  hie  und  da  Anerkennung  gefunden  hat. 
Vocke  a.  a.  0.  S.  129. 
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riohter  häufig,  ohne  auf  KaationaleiBtung  zu  bestehen,  dass  das  Erb- 
theil  oder  Legat  eines  Ausl&nders  dem  BeTollmächtigten  des  aus- 
l&ndisohen  Yormandes  desselben  oder  dem  zuständigen  ausländisohen 
Yormundschaftsgerichte  gezahlt  werde.  Hierbei  wird  jedoch  voraus- 
gesetzt, dass  das  ausländische  Yormundschaftsgericht  bescheinigt, 
dass  der  Yormund  zur  Yerwaltung  und  Empfangnahme  des  Erb- 
theils  ermächtigt,  bzw.  dass  Bürgschaftsleistung  hiewegen  nicht  er- 
forderlich ist.'^) 

Erblegitimation  und  Yollmacht  müssen  mit  den  Original- 
unterschriften aller  bei  der  Aufnahme  als  Interessenten,  Zeugen 
oder  Beamte  mitwirkender  Personen  yersehen  und  von  der  kom- 
petenten Oberbehörde  beglaubigt  werden  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
stätigung, dass  der  instrumentirende  Beamte  zur  Aufnahme  derartiger 
Urkunden  befugt  ist,  wozu  noch  die  weiteren  diplomatischen  Be- 
glaubigungen zu  kommen  haben.^) 

lieber  Ausfolge  des  Yermögens  eines  in  Amerika  Yerschollenen 
an  dessen  Präsumtiverben  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  II  S.  295  f. 

Y.  Erbschaftssteuer. 

Deutsche  Reichsangehorige  können  als  Ausländer  mit  Rück- 
sicht auf  Art.  10  Abs.  3  der  Konsularkonvention  (s.  oben  B.  485  f.) 
nicht  mit  einer  besonderen  Erbschaftssteuer  belastet  werden. 


")  In  solchen  Fällen  ist  mit  der  Bescheinigung  das  amerikanische 
Nachlassgericht  ausdrücklich  um  Erlass  der  desfallsigen  Zahlungsverfügung 
zu  ersuchen  und  gleichzeitig  die  (von  der  obersten  Justizverwaltungsstelle 
ausgehende)  Yersicherung  beizubringen,  dass  in  ähnlichen  Fällen  nach  Yor- 
schrift  der  am  Sitze  des  Gerichtes  geltenden  Gesetze  in  gleicher  Weise  die 
Zahlung  an  einen  in  den  Yereinigten  Staaten  von  Amerika  bestellten  Yormund 
erfolgen  wUrde.  Hiezu  wird  jedoch  bemerkt,  dass  in  den  Yereinigten  Staaten 
von  Amerika  eigentliche  Yormundschaftsbehörden,  welche  Mündelgelder  ver- 
walten, nicht  bestehen,  dass  vielmehr  solche  Yerwaltung  den  Yormündem 
obliegt. 

**)  Die  genaue  Befolgung  dieser  Yorschriften  Über  Aufnahme  und  Be- 
glaubigung der  Urkunde  ist  unbedingt  erforderlich.  Die  Beibringung 
von  Abschriften  oder  Ausfertigungen  in  der  hier  zu  Lande  ge- 
bräuchlichen Art  genügt  nicht,  weil  solchen  nach  amerikanischem 
Rechte  keine  Beweislp'aft  beiwohnt. 

1.   Formular  zur  Yollmacht  eines  Intestat-Erben. 

In  der  Nachlassache  des  am .ten 18 

zu im  Staate verstorbenen  N.  N. 

ertheile  ich  hiemit  dem zu Yoll- 
macht, mich  zu  vertreten,  sowie  für  mich  und  in  meinem  Namen  meine  Rechte 
auf  den  beweglichen  und  unbeweglichen  Nachlass  des  genannten  Yerstorbenen 
geltend  zu  machen  und  zu  wahren,  den  mir  gesetzlich  zustehenden  distri- 
butiven Antheil  an  dem  besagten  Nachlasse  von  dem  Administrator  desselben 
zu  fordern,  in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  zu  quittiren,  auch  alle  Hand- 
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Nor  in  einigen  wenigen  Reohtsgebieten  des  Landes  wird  aber 
überhaupt  eine  Erbschaftsstener  erhoben.  So  ist  in  New- York  in 
allen  Fällen,  in  welchen  die  Erbmasse  500  Dollars  übersteigt,  eine 
Erbschaftssteuer  yon  5  Proz.  zu  zahlen;  ausgenommen  sind:  Eltern, 
Ehegatten,  Deszendenten,  Adoptivkinder,  Geschwister,  die  Ehegatten 
Yon  lebenden  sowohl  als  yerstorbenen  Kindern,  sowie  Wohlthätig- 
keits-  und  religiöse  Gesellschaften. 

In  Pennsylyania  besteht  ein  ähnliches  Gesetz,  soweit  Erbmassen, 
die  den  Werth  yon  2500  Dollars  übersteigen,  in  Betracht  kommen; 
doch  beschränkt  sich  hier  die  Ausnahme  nur  auf  Eltern,  Ehegatten, 
Deszendenten,  Ehefrauen  oder  Wittwen  yon  Söhnen  des  Erblassers.^^) 

VI.   Vormundschaft. 

Die  Zuständigkeit  der  Vormundschaftsgerichte  erstreckt  sich  in 
erster  Linie  auf  die  Minderjährigen*^)  innerhalb  ihres  Bezirks,  für 
welche  die  Bestellung  eines  Vormunds  erforderlich  wird  oder  dem 
Gerichte  zweckmässig  erscheint.  Ein  solches  Erfordemiss  liegt  yor 
in  allen  Fällen,  in  denen  ein  Minderjähriger  Vermögen  besitzt, 
gleichviel  ob  Eltern  vorhanden  sind  oder  nicht.  Eine  Vormundschaft 
wird  femer  auch  dann  eingeleitet,  wenn  glaubhaft  gemacht  wird, 
dass  eine  im  Auslande  wohnende  minderjährige  Person,  also  auch 
ein  minderjähriger  Ausländer  in  dem  Gerichtsbezirk  Vermögen 
besitzt.'^ 


lungen  vorzunehmen,  Urkunden  zu  vollziehen,  Prozesse  zu  führen  und  fallen 
zu  lassen,  Verträge  und  Vergleiche  abzuschliessen,  welche  nöthig  sind  oder 
ihm  dienUch  erscheinen  mögen,  um  die  Zwecke  der  Vollmacht  zu  erreichen. 
Ich  ertheile  ihm  gleichfalls  Substitutions-  und  Revokationsbefügniss. 

2.  Formular  zur  Hebung  eines  durch  Testament  ausgesetzten 

Erbtheiles  oder  Legates. 

In  der  Testamentssache  des  am ten 18. 

zu im  Staate verstorbenen  N.  N. 

bevollmächtige  ich  hiermit  den zu , 

mich  zu  vertreten  und  das  mir  in  dem  Testamente  des  Verstorbenen  aus- 
gesetzte Erbtheil  (Legat)  von  dem  Testamentsvollstrecker  zu  fordern,  in 
Empfang  zu  nehmen,  darüber  zu  quittiren  und  meine  desfallsigen  Rechte  kraft 

und  in  Gemftssheit  der  Gesetze  des  genannten  Staates 

geltend  zu  machen  und  zu  wahren.  Auch  ertheile  ich  meinem  Mandatar 
Substitutions-  und  Revokationsbefügniss. 

»*)  Vocke  a.a.O.  S.  133. 

**)  In  den  meisten  Staaten  werden  Personen  beiderlei  Geschlechts  mit 
dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  volljährig;  jedoch  erreichen  in  California, 
Dakota,  Idaho,  Illinois,  Jowa,  Kansas,  Arkansas,  Missouri,  Minnesota,  Nevada, 
Nebraska,  Maryland,  Ohio,  Oregon,  Vermont  und  Washington  Frauen  ihre 
Volljährigkeit  bereits  mit  dem  vollendeten  18.  Lebensjahre;  Vocke  S.  142. 

*')  Vocke  S.  140. 
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Nach  dem  amerikaniBchen  Common  law  ist  die  Autorität  des 
Vormundes  eine  strikt  lokale.  Daher  erstreckt  sich  die  Autorität 
der  Yom  Auslande  bestellten  Vormünder  auf  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  gelegenen  Immobilien  nicht  Umgekehrt  bedarf  es  auch 
2ur  Wahrung  der  Rechte  des  Mündels  an  auswärtigen  Immobilien 
der  Einleitung  einer  besonderen  Pflegschaft  im  Auslande.  Aber  auch 
hinsichtlich  des  beweglichen  Vermögens  eines  Mündels  wird  nach 
amerikanischer  Praxis  die  am  auswärtigen  Domizile  des  Mündels 
erfolgte  Bestellung  eines  Vormundes  nicht  anerkannt;  ein  besonderer 
Vormund  wird  jedoch  in  solchem  Falle  nur  dann  aufgestellt^  wenn 
Rechte    des  Mündels  vor  Gericht   geltend  gemacht  werden  sollen.^) 

Nach  den  Gesetzen  des  Staates  Missouri  und  auch  denen 
des  Staates  Massachusetts  ist  der  durch  das  Gericht  ernannte 
Vormund  ausschliesslich  und  unter  persönlicher  Verantwortung 
zur  Verwaltung  des  Vermögens  seiner  Mündel  berechtigt;  dem  Ge- 
richte steht  keine  Befugniss  zu,  seinerseits  während  der  Dauer  der 
Vormundschaft   im  Interesse    der  Erben   amtlich    zu   interveniren.'') 

üeber  Vormundschaftsbestellung  etc.  in  Pennsylyanien  vgl. 
Zeitschrift  Bd.  III  S.  348  f. 

Die  Art  und  Weise,  wie  ein  ausländischer  Vormund,  dessen 
Mündel  in  den  Vereinigten  Staaten  Vermögen  besitzt,  dasselbe  an 
sich  ziehen  kann,  ist  nicht  überall  einheitlich  geregelt.  In  einigen 
Staaten  ist  er  gehalten,  sich  bei  dem  Vormundschaftsgericht,  inner- 
halb dessen  Zuständigkeitsgebietes  sich  das  Mündelyermögen  befindet, 
unter  Nachweis  seiner  Einsetzung  im  Auslande,  eine  dem  amerikani- 
schen Vormund  untergeordnete  Bestallung  (aneiUary  leUers  q  guardian- 
ship)  zu  erwirken,  in  den  meisten  Staaten  ist  jedoch  im  Wesent- 
lichen folgendes  Verfahren  vorgeschrieben: 

Ein  ausländischer  Vormund  hat  unter  eidesstattlicher  Ver- 
sicherung der  Richtigkeit  seiner  Angaben  einen  Antrag  einzureichen^ 
in  welchem  er  seine  Berufung  durch  ein  zuständiges  Gericht  seines 
Heimathsstaates  nachweist  und  eine  beglaubigte  Abschrift  eines  bei 
jedem  Gericht  hinterlegten  und  von  demselben  anerkannten  Kautions- 
scheines vorlegt,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  er  für  gewissenhafte 
Verwaltung  des  in  den  Vereinigten  Staaten  befindlichen  Mündel- 
vermögens im  doppelten  Betrage  desselben  Bürgschaft  geleistet  hat. 


"^  Schaffner  a.  a.  0.  S.  5(>;  v.  Bar  a.  a.  0.  I  S.  568.    Vgl.  auch  Zeit- 
schnft  für  intern.  Privat-  etc.  Recht,  Bd.  IM  S.  525. 
»•)  Starr  a.  a.  0.  S.  236. 
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Dai  aasUndische  Gterioht  bat  gleichzeitig  eu  bescheinigen,  dass  diese 
Bürgschaft  allein  zur  Sichentellnng  jener  Vermögensbestandtbeile, 
nicht  etwa  anch  des  im  Auslande  befindlichen  Mündelyermögens 
dient  und  hat  femer  unter  dem  Versprechen  der  Gegenseitigkeit  zu 
yersichern,  dass  das  Interesse  des  Mfindels  die  Auslieferung  der 
hiesigen  Yermögensstücke  an  den  dortigen  Vormund  erheischt.  Diesen 
Vorschriften  muss  im  Allgemeinen  streng  Folge  geleistet  werden, 
beTor  die  Gerichte  die  Auslieferung  des  in  den  Vereinigten  Staaten 
befindlichen  Vermögens  fremder  Mündel  anordnen»^^) 

Die  Uebernahme  einer  von  der  kompetenten  Gerichtsbehörde 
eines  fremden  Staates  angeordneten  Vormundschaft  bzw.  Kuratel 
behufs  Fortsetzung  in  eigener  Zuständigkeit  kann  in  denjenigen 
Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  in  Michigan,  die  Probaie  Courts  ihre 
Jurisdiktion,  bzw.  ihre  Befugnisse  nicht  aus  den  Bestimmungen  des 
camfnan  law,  sondern  aus  einem  Gesetz  {staiuie)  herleiten,  zufolge 
der  nach  amerikanischem  Rechte  stattfindenden  striktesten  Gesetzes- 
interpretation  nur  alsdann  erfolgen,  wenn  in  dem  Gesetze  solches 
ausdrücklich  statnirt  ist.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muss,  um  die 
Fortsetzung  der  auswärts  über  einen  nunmehr  in  Amerika  befind- 
lichen Kuranden  verhängten  Vormundschaft  oder  Kuratel  faktisch 
erzielen  zu  können,  besonderer  Antrag  auf  Bestellung  der  Vormund- 
schaft bei  dem  amerikanischen  Gerichte  gestellt  werden..  Ein  als- 
dann dort  bestellter  Vormund  kann  hierauf  das  Ton  der  bisherigen 
Vormundschaftsbehörde  verwaltete  Vermögen  in  Empfang  nehmen, 
hierüber  quittiren  und  dasselbe  unter  Kantion  und  der  Kontrole  des 
dortigen  Vormundschaftsgerichts  verwalten. ^^) 

VII.    Notariat. 

Die  öffentlichen  Notare  haben  den  Amtseid  zu  leisten  und 
stehen  unter  der  Aufsicht  der  ordentlichen  Gerichtshöfe.  Zu  ihrem 
Geschäftskreise  gehört  insbesondere  die  Fertigung  beglaubigter  Ab- 
schriften, Abhörung  von  Zeugen,  Aufnahme  von  Rekognitionsakten 
und  Wechselprotesten,**) 

Inhaltlich  der  oben  in  Note  4  erwähnten  Denkschrift  des  General- 
konsulats in  New- York  kommt  den  Notaren  nur  unter  gewissen  fiin- 


*«)  Vocke  S.  141. 

^')  Obige  Grundsätze  sind  in  dem  zu  einem  Spezialfall  erstatteten  Be- 
richte des  kais.  Deutschen  Konsulats  in  Chicago  vom  25.  April  1879  aus- 
gesprochen. 

«)  Tittmann  §  16. 
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schränkungen  die  Befugniss  zar  Abhör  von  Zeugen  zu.  Mit  Ausnahme 
des  Staates  New-Jersey,  in  welchem  die  Befugnisse  der  Notare  auf 
die  Aufnahme  und  Beglaubigung  der  Wechsel-  nnd  Marine-Proteste 
beschränkt  sind,  ist  denselben  gestattet,  sog.  Affidavits  ex  parte, 
einseitige  eidliche  Erklärungen  im  Gegensatze  zu  denen,  die  der 
Richter  von  Zeugen  abnimmt,  aufzunehmen.  Als  solche  eidliche 
Erklärungen  werden  beispielsweise  diejenigen  bezeichnet,  durch  welche 
die  Geburt  oder  der  Tod  eines  Menschen  erwiesen  wird,  femer  jene, 
durch  welche  prozessführende  Parteien  die  in  ihren  Schriftsätzen 
angeführten  Thatsachen  bescheinigen  und  hierdurch  ihre  bona  fides 
nachweisen.  In  einigen  Staaten,  nämlich  in  Indiana,  Ohio,  Minnesota, 
Illinois,  California,  Connecticut,  Vermont,  Rhode-Island,  New-Hampshire, 
Maine  und  Kentucky  haben  die  Notare  zwar  Befugniss,  Zeugeneide 
zu  administriren,  welche  beim  trial  of  the  cause  sonst  nur  yom 
Richter  abgenommen  werden  können ;  dies  ist  jedoch  auf  solche  Fälle 
beschränkt,  in  welchen  die  Zeugen  aus  einem  vom  Gesetze  gestatteten 
Grunde  nicht  beim  trial  vor  dem  Gerichtshofe  erscheinen  können. 
Zeugen,  deren  Depositionen  bei  fremden  Gerichten  gebraucht  werden, 
eidlich  zu  yemehmen  und  mit  rechtsverbindlicher  Kraft  yorzuladen, 
sind  jedoch  auch  dort  die  Notare  nicht  berechtigt. 

Eine  Protokollirung  von  Verträgen  über  Grundeigenthum  durch 
die  Notare  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  Torgeschrieben. 
Solche  werden  in  Form  von  Privaturkunden  vollzogen,  zu  denen 
jedoch  die  Anerkennung  vor  einem  Notar  (oder  auch  Richter,  Bürger- 
meister etc.)  hinzutritt. ^^) 


^")  In  Bezug  auf  den  Erwerb  von  Grundvermögen  durch  Ans- 
länder  ist  zu  bemerken:  Ausländer  (dliens)  haben,  sie  mögen  im  Staate 
wohnen  oder  nicht,  gleich  den  Inländern  (Citizens)  das  Recht,  Grundver- 
mögen {real  esiate)  zu  erwerben,  zu  bebalten,  darüber  unter  Lebenden  oder 
letztwillig  zu  verfügen,  in  den  Staaten:  Alabama,  Arkansas,  Colorado, 
Dakota,  Florida,  Georgia,  Louisiana,  Maine,  Maryland,  Massa- 
chusetts, Michigan,  Minnesota,  Mississipi,  Missouri,  New-Jersey, 
Nord-Carolina,  Ohio,  Oregon,  Rhode-Island,  Süd-Carolina,  Ten- 
nessee,  Vermont,  Virginia,  Washington,  West-Virginia. 

In  California  müssen  Ausländer,  falls  sie  im  Auslande  wohnen, 
die  ihnen  durch  Erbfolge  ange&llenen  Eigenthumsrechte  innerhalb  fünf  Jahren 
gerichtlich  zur  Geltung  bringen,  wenn  das  Grundeigenthum  nicht  dem  Staate 
anheimfallen  soU. 

In  Delaware,  New-flampshire  und  Indiana  ist  solches  Recht 
an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  der  Ausländer  in  diesen  Staaten  wohnt 
und  die  Absicht  erklärt  hat, .  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  werden  zu  wollen. 
In  letzterem  Staate  können  Ausländer  auf  Grund  Erbfolge  Grundeigenthum 
erwerben,  müssen  aber  innerhalb  5  Jahren  veräussem. 

Weitere  Ausnahmen  bestehen  in  Connecticut,  wo  solches  Recht  nur 
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YIII.  Ueber  den  gerichtlichen  Verkehr  mit  den  Behörden 
der  Vereinigten  Staaten  ist  im  Allgemeinen  zu  bemerken,  dass  die 
dortigen  Justizbehörden  (wie  in  England)  unmittelbare  Requisitionen 


den  Bewohnern  der  Vereinigten  Staaten  und  Franzoöen  zugestanden,  im 
Uebrigen  der  Gnmderwerb  auf  Bergwerks-  und  Salinenzweck  beschränkt  ist, 
femer  in  Nevada,  wo  Wohnsitz  im  Staate  erforderlich  ist. 

In  Pennsylvania  können  Ausländer  im  Wege  der  Erbfolge  Grund- 
stücke unbeschränkt  erwerben,  durch  Kauf  jedoch  nur  mit  der  Beschränkung 
auf  den  Flächeninhalt  von  nicht  über  5000  Acres  und  den  jährlichen  Ertrag 
von  nicht  über  20,000  Dollars. 

In  Kentucky  ist  Niemand  von  dem  Erwerb  von  Grundeigenthum  im 
Wege  der  Erbfolge  aus  dem  Grunde  ausgeschlossen,  dass  der  £rJb»lasser  Aus- 
länder war;  nach  8  Jahren  hat  jedoch  die  Veräussemng  zu  geschehen. 
Ausserdem  ist  die  Erklärung,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  werden  zu 
wollen,  erforderlich. 

Gleiches  ist  der  Fall  in  New-Tork. 

In  Illinois  können  nicht  im  Staate  wohnende  Ausländer,  sowie  aus- 
ländische Gesellschaften  und  Korporationen  im  Wege  der  Erbfolge,  durch 
Kauf  oder  sonst  Grundeigenthum  nicht  erwerben.  In  den  Vereinigten  Staaten 
wohnhafte  Ausländer,  die  ihre  Absicht,  Bürger  zu  werden,  vor  Gericht  er- 
klären, sowie  Ausländerinnen,  die  sich  dauernd  in  den  Vereinigten  Staaten 
niederlassen,  können  Grundeigenthum  erwerben,  müssen  aber  binnen  6  Jahren 
darüber  verfügen. 

Nach  dem  Gesetz  vom  14  März  1887  dürfen  in  Wisconsin  Ausländer, 
die  weder  in  diesem  Staate  noch  in  einem  andern  der  Vereinigten  Staaten 
wohnhaft  sind,  nicht  mehr  als  820  Acres  Land  erwerben  oder  irgend  einen 
Antheil  an  einer  grösseren  Strecke  haben,  es  sei  denn,  dass  sie  das  Land 
durch  Vermächtniss,  im  Wege  der  gesetzlichen  Erbfolge  oder  in  der  Zwangs- 
versteigerung behufs  Eintreibung  einer  vor  dem  14.  März  1887  erwachsenen 
Forderung  erhalten  haben. 

In  Jowa  kann  nach  Gresetz  vom  9.  Mai  1888  ein  auswärts  wohnender 
Ausländer  ländliches  Grundeigenthum  bis  zu  320  Acres  oder  städtisches  bis 
zum  Werthe  von  10,000  Dollars  erwerben. 

Nach  Gesetz  vom  2.  März  1887  können  in  Minnesota  Personen,  die 
nicht  amerikanische  Bürger  sind,  auch  nicht  nach  gesetzlicher  Vorschrift  ihre 
Absicht  erklärt  haben,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  werden,  sowie  aus- 
ländische Aktiengesellschaften  Grundeigenthum  nicht  erwerben,  es  sei  denn 
im  Wege  der  Erbfolge  oder  bei  Zwangsverkäufen  zur  Sicherung  von  Forderungen. 

In  Nebraska  können  laut  Gesetz  vom  81.  März  1887  auswärts 
wohnende  Ausländer  weder  durch  Kauf  noch  im  Wege  der  Erbfolge  Grund- 
eigenthum erwerben.  Ausländer,  welche  solches  zur  Zeit  des  31.  März  1887 
besassen,  dürfen  dasselbe  veräussem,  verpfänden  oder  testamentarisch  ver- 
machen. Liegt  kein  Testament  vor,  so  geht  das  Eigenthum  an  die  Erben  über. 

In  Kansas  wird  zwischen  den  Bürgern  dieses  und  denjenigen  anderer 
Staaten  der  Union  keinerlei  Unterschied  gemacht.  Die  Regelung  der  Rechte 
von  Ausländem  dm*ch  besonderes  Gesetz  ist  vorgesehen. 

In  Texas  kann  nach  Gesetz  vom  13.  April  1891  kein  Ausländer,  der 
nicht  amerikanischer  Staatsbürger  wurde,  ein  Besitzrecht  auf  Ländereien  er- 
werben oder  irgend  welches  Interesse  darin  haben.  Solches  findet  jedoch 
keine  Anwendung  auf  diejenigen  Ausländer,  welche  zur  Zeit  der  Erwerbung 
des  Rechts  auf  Ländereien  in  Texas  die  Erklärung  abgeben,  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  werden  innerhalb  6  Jahren  und  ent^rechend  den  G^esetzen. 
Alle  Ausländer,  denen  durch  Vermächtniss  oder  auf  Grund  der  Abstammung 
Ländereien  in  Texas  zufallen,  können  dieselben  während  6  Jahren  besitzen, 
aber  nicht  länger.    Einer  ausländischen  minderjährigen  Person,  welche  Län- 
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aaswärtiger  Behörden  nicht  annehmen  und  respektiren,  weshalb  sich 
die  requirirende  Behörde  immer  an  den  betreffenden  Konsnl  wird 
wenden  mfissen,  dem  es  dann  überlassen  ist,  die  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  und  den  dortigen  Landesgesetzen  entsprechenden  Schritte 
einzuleiten,  um  die  geeignete  Erledigung  der  Requisition  herbeizu- 
führen.**) 

IX.  Ueber  die  Amtsbefugnisse  der  Konsuln  der  Vereinigten 
Staaten  im  Allgemeinen  und  nach  Massgabe  der  bestehenden  Ver- 
träge  s.  Bevue  de  droit  intef-natianal  etc.,  tom.  XI  (1879)  p.  49  ff. 


dereien  in  Texas  erbt,  wird  nach  dem  21.  Lebensjahre  eine  Frist  von  sechs 
Jahren  gewährt. 

Für  die  Territorien  (Alasca,  Arizona,  Indian  territory,  New- 
Mexiko,  Utah)  und  den  Distrikt  Columbia  gilt  das  Bundesgesetz  vom 
3.  März  1887,  womach  Personen,  welche  nicht  BQrger  der  Vereinigten  Staaten 
sind  oder  nicht  wenigstens  ihre  Absicht  erklärt  haben,  Bürger  zu  werden, 
sowie  solchen  Korporationen,  welche  nicht  von  dem  Bunde,  einem  Einzelstaate 
oder  einem  Territorinm  kreirt  worden  sind^  es  nicht  gestattet  ist,  in  den 
Territorien  oder  im  Distrikt  Columbia  Grundeigenthum  oder  dingliche  Rechte 
daran  zu  erwerben,  es  sei  denn  auf  (irund  der  gesetzlichen  Erbfolge  oder  bei 
gerichtlichem  Verkauf  zur  Sicherung  von  Forderungen,  welche  vor  dem  3.  März 
1887  entstanden  sind.  Dies  Verbot  erstreck^  sich  jedoch  nicht  auf  diejenigen 
fremden  Staaten,  denen  durch  Staatsverträge  mit  den  Vereinigten  Staaten  das 
Recht  zum  Grunderwerb  für  ihre  Angehörigen  gesichert  ist  Näheres  s.  Vocke 
S.  157  ff.  und  Neubauer  S.  65  ff. 

**'j  Vgl.  hiezu  die  Bekanntmachung  des  k.  bayer.  Staatsministeriums 
der  Justiz  vom  11.  Februar  1872,  Zeugenvernehmungen  und  Eidesabnahmen 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  betr.  (Ju8t.-M.-Bl.  1872  S.  67  ff.),  und 
die  dort  mitgetheilte  Denkschrift  des  Generalkonsulats  zu  New- York,  worin 
nähere  Aufschlösse  und  Anweisungen  fttr  die  deutschen  Gerichtsbehörden 
nebst  einem  Verzeichnisse  der  Gerichtshöfe  in  den  einzelnen  Staaten  der 
Union  enthalten  sind. 

In  Bayern  sind  bezüglich  der  auf  solche  Requisitionen  erwachsenden 
Kosten  durch  Entschliessung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom 
10.. Oktober  1866  fJust.-M.-Bl.  S.  282)  die  Justizbehörden  angewiesen,  dem 
Kostenpunkte  schon  von  vornherein  die  entsprechende  Berücksichtigung 
zuzuwenden  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  Rückersatz  der  allenfallsigen 
Auslagen  von  Seite  der  zahlungspflichtigen  Privatpersonen  in  einer  der  Lage 
des  einzelnen  Falles  entsprechenden  Weise  sicher  gestellt  werde;  bei  Vorlage 
der  bezüglichen  Ersuchschreiben  ist  in  den  Begleitberichten  ausdrücklich  an- 
zuführen^ ob  und  auf  Grund  welcher  Anhaltspunkte  seinerzeit  die  Rückvergütung 
der  fraglichen  Auslagen  erwartet  werden  darf, 

Wenn  Urkunden  behufs  amtlicher  Erwirkung  der  Beglaubigung 
seitens  eines  amerikanischen  Konsuls  an  das  k.  Staatsministerium 
der  Justiz  einbefördert  werden,  ist  jedesmal  sofort  auch  die  betreffende,  von 
den  Betheiligten  zu  erhebende  Konsulatstaxe  in  kassamässigen  Münzsorten 
mit  einzusenden  oder  ein  amtliches  Zeugniss  über  die  Armuth  derjenigen 
Person,  welche  die  Taxe  zu  entrichten  haben  würde,  in  Vorlage  zu  bringen; 
Justiz-Ministerialentschliessung  vom  3.  Juni  1863  (Just.-M.-BI.  S.  13).  Inhalt- 
lich der  Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom  7.  Februar 
1876  (Just.-M.-Bl.  ä,  111)  berechnen  sich  die  Gebühren  für  die  Beglaubigung 
von  Urkunden  seitens  der  Konsulate  der  Vereinigten  Staaten  auf  8  Mark 
60  Pfennig;  für  Beglaubigung  von  Urkunden  aber,  welche  die  Erhebung  von 
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Mexiko. 

i 

I.  Zwisehen  dem  Deutschen  Reich  und  den  Vereinigten 
Staaten  yon  Mexiko  wurde  unterm  5.  Dezember  1882  ein  Freund- 
8ohaftB-f  Handels-  und  SchifPahrtsyertrag  abgeschlossen/)  durch 
welchen  die  Bestimmungen  der  am  28.  August  1869  zwischen  dem 
Norddeutschen  Bunde  und  Mexiko  getroffenen  Vereinbarung  enietst 
sind.  Nach  Art.  16  des  Vertrags  vom  5.  Dezember  1882  sollen  die 
Angehörigen  *)  eines  jeden  der  vertragschliessenden  Theile  berechtigt 
sein,  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  bewegliches  Vermögen 
unter  denselben  Bedingungen  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  wie  die 
Landesangehorigen.  Was  die  .Gegenstände  des  unbeweglichen  Ver- 
mögens anlangt,  so  sollen  die  Angehörigen  eines  jeden  der  Pazis- 
zenten dieselben  nach  Massgabe  der  Landesgesetze  erwerben  und 
besitzen  können.  In  Betreff  der  Befugniss,  über  ihr  Eigenthum  durch 
Verkauf,  Tausch,  Schenkung,  letztenWillen,  oder  auf  irgend  eine 
andere  Art  zu  yerf&gen,  sowie  in  Allem,  was  sich  auf  den  Erwerb 
beweglichen  Eigenthums  durch  Erbschaft,  sei  es  kraft  letzten 
Willens  oder  kraft  Gesetzes,  bezieht,  sollen  die  Angehörigen 
eines  jeden  der  yertragschliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des 
anderen    Theils    dieselben    Freiheiten,    Rechte    und    Verpflichtungen 


Guthaben  bayerischer,  in  amerikanischen  Militärdiensten  verstorbener  An- 
gehöriger betreffen,  wird  nur  eine  Gebühr  von  1  Mark  10  Pfennig  in  Ansatz 
gebracht. 

Amtliche  Ausschreibungen,  welche  in  Verlassenschaftssachen  von 
Seite  der  Justizbehörden  erlassen  werden  und  sich  nach  Lage  der  Verhältnisse 
zur  Verbreitung  in  Amerika  eignen,  werden  am  geeignetsten  in  der  in  New- 
York  erscheinenden  Wochenzeitung  «Nachrichten  aus  Deutschland**  (früher 
.Nachrichten  aus  Deutschland  und  der  Schweiz **)  veröffentlicht.  Dieselbe 
nimmt  jedoch  in  neuerer  Zeit  Notizen  über  Bekanntmachungen  deutscher  Be- 
hörden nur  mehr  gegen  Bezahlung  auf  (bayer.  Ju8t.-M.-Bl.  1894  S.  77). 

Für  solche  Bekanntmachungen,  die  etwa  in  anderen  oder  mehreren 
amerikanischen  Zeitungen  aufnmehmen  wären,  dürfte  die  Vermittelung  durch 
eine  Annoncen-Expedition  nicht  ausgeschlossen,  bei  wichtigeren  Veröffent- 
lichungen aber  jedenfalls  besser  der  diplomatische  Weg  einzuschlagen  sein, 
der  auch  bei  geringen  Vermögensmasaen  um  deswillen  zu  empfehlen  ist,  weil 
durch  die  Reichskonsuln  derartige  Bekanntmachungen  mit  verhältnissmässig 
geringfügigen  Kosten  besorgt  werden. 

»)  R.-G.-BL  1883  S.  247. 

*)  Ueber  Staatsangehörigkeit,  Naturalisation  und  Fremdenrecht  in  Mexiko 
s.  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1886,  im  französischen  Texte  abgedruckt  bei 
Stoerk,  Nouveau  Recueü  General  de  Traües  etc.,  U.  Serie  T.  XV Up.  109. 
üeber  Behandlung  des  Nachlasses  von  Ausländem  enthält  das  Gesetz  Nichts. 
Vgl.  femer  Zavala,  de  la  naturolisatum  et  de  la  nationcUüä  au  Mexique 
in  Journal  du  droit  intern,  etc.  1892  p.  612. 

Böhm.  Intern.  Nac1i1a.«»be1)an(1Iung  '-V^ 
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haben,  wie  die  Landesangehörigen,  nnd  in  keinem  der  gedachten 
Fälle  anderen  oder  höheren  Abgaben  und  Auflagen  unterliegen  als 
die  letzteren. 

Wenn  einem  Angehörigen  eines  der  Yertragstheile  durch  Erb- 
schaft  Gegenstände  des  unbeweglichen  Vermögens  zufallen  sollten, 
welche  im  Gebiet  des  anderen  Theils  gelegen  sind,  und  welche  er 
nach  den  Landesgesetzen  in  seiner  Eigenschaft  als  Ausländer  nicht 
befähigt  wäre  zu  besitzen,^)  so  soll  ihm,  von  dem  Zeitpunkt  an 
gerechnet^  wo  er  gesetzlich  darüber  verfQgen  darf,  eine  Frist  Yon 
drei  Jahren  bewilligt  werden,  'um  jene  Gegenstände  nach  seinem 
Befinden  zu  Teräussern,  nnd  soll  es  ihm  gestattet  sein,  den  Erlös 
derselben  frei  und  ungehindert  aus  dem  Lande  zu  führen  und  ohne 
dass  seitens  der  Landesregierung  dari^n  ein  Retentionsrecht  ausgeübt 
werden  darf.^) 

U.   Gesetzliche  Erbfolgeordnung  in  Mexiko.^) 
1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht.   2,  Eltern  zu  gleichen 
Theilen.    3.  Weitere  Aszendenten,  mit  Halbtheilung  nach  yäterlicher 


')  Nach  Art.  3300  des  mexikanischen  Zivilgesetzbuches  sind  wegen 
Mangels  internationaler  Gregenseitigkeit  erbunf&hig  (Testament  oder  Gesetz) 
die  Auslftnder^  welche  nadi  den  Gesetzen  ihres  Landes  nicht  ihr  Vermögen 
zu  Gunsten  von  Mexikanern  durch  Testament  oder  ab  intestato  hinterlassen 
können. 

*)  lieber  Grunderwerb  etc.  durch  Fremde  besagt  nun  das  Gesetz  vom 
28.  Mai  1886  über  AnslAnderrecht  und  Naturalisirung  in  Art.  XXXI :  „Dans 
les  acquiaitions  de  terrains  nationaux  ou  vagties,  dHmmeubles  et  navires, 
les  etrangers  ne  seront  pas  tenus  de  resider  dans  la  Republique,  mais  ils 
resteront  soumis  aux  restrictions  que  leur  imposent  les  lois  en  viffueur; 
d'apr^  ceite  idee  que  taut  immeuUe  Ixme  ä  un  etranger  sera  räpute  aliene 
toiUes  les  fois  que  le  terme  du  conirat  de  localion  exc4derc^  dix  ans/' 

Das  neue  Berggesetz  vom  4.  Juni  1892  enthält  zwar  in  keinem  seiner 
Artikel  irgendwelche  Einschränkungen  gegen  die  Zulässigkeit  des  Erwerbs 
von  Bergwerkseigenthum  innerhalb  der  gdsammten  Republik.  Trotzdem  haben, 
da  das  Gesetz  vom  1.  Februar  1856  über  den  Erwerb  von  Eigenthum  durch 
Ausländer  und  das  vorzitirte  Gesetz  vom  28.  Mai  1886  noch  in  Geltung  stehen, 
die  Ausländer  nach  wie  vor  die  Erlaubniss  um  Erwerb  von  Grundeigenthum 
(auch  Bergwerkseigenthum)  nachzusuchen;  Böletin  de  AgricuUura,  Mineria 
e  Industrias  vom  September  1892  (II.  Jahrgang  Heft  3). 

^)  Art.  3591  ff.  des  mexikanischen  Zivilgesetzbuchs  {Codigo  civil)  vom 
31.  März  1884.  In  Mexiko  ist  das  Prinzip  vollständiger  Souveränität  und 
Autonomie  der  Einzelstaaten  viel  strenger  durchgeführt  als  z.  B.  im  Deutschen 
Reich.  Gleichwohl  besteht  faktisch  beinahe  Rechtseinheit  in  allen  wichtigeren 
GrundzOgen  des  Rechts:  theil  weise  in  Folge  der  gemeinsamen  Schulung  der 
Gesetzgeber  an  der  spanischen  Gesetzgebung,  theilweise  in  Folge  freiwUliger 
Adoption  der  Gesetze,  welche  die  Bundesregierung  und  der  Bundesiandtag, 
zunächst  nur  fDr  die  400,000  Einwohner  des  wenige  Quadratmeilen  um&ssenden 
Gebiets  des  Bnndesdistrikts,  d.  h.  der  Hauptstadt  Mexiko,  und  fttr  das  schwach- 
bevölkerte Territorium  Niederkalifomien  geltend,  erlässt.  Die  so  entstandenen 
hochbedeutsamen  Straf-,  Civil-,  Handels-  und  Prozess*GesetzbOcher  sind,  meist 
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oder  mütterlicher  Seite  (die  Mitglieder  jeder  Linie  theilen  unter 
sieh  gleichheitlich).  4.  Seitenyerwandte  bis  zum  8.  Grade;  zunächst 
Geschwister  oder  deren  Deszendenz;  halbbürtige  erhalten  halb  so  Tiel 
als  Yollbürtige,  dann  natürliche  Geschwister  oder  deren  Deszendenz, 
weiter  spurii;  endlich  der  nächste  dem  Grade  nach,  ohne  Rücksicht 
auf  Linie  und  ToUe  oder  halbe  Geburt 

Erbloses  Gut  fällt  dem  Fiskus  zu.  Der  überlebende  Ehe- 
gatte konknrrirt  mit  den  Deszendenten,  Aszendenten  und  mit  den 
Geschwistern  und  schliesst  die  weiteren  Seitenverwandten  aus.^) 

in.   Erbschaftserwerb. 

Jede  Erbschaft  gilt  als  sub  beneficio  inventarii  angetreten.^ 

Jeder,  der  Interesse  hat,  zu  wissen,  ob  der  Erbe  die  Erbschaft 
antritt  oder  ausschlägt,  kann  nach  Ablauf  von  neun  Tagen  yon  Er- 
öffnung der  Erbschaft  an  Tom  Richter  die  Yorsteckung  einer  nicht 
über  einen  Monat  hinaus  sich  erstreckenden  Frist  beantragen,  nach 
deren  Ablauf,  wenn  der  Erbe  nicht  den  Verzicht  erklärt  hat,  die 
Erbschaft  als  unter  der  Reohtswohlthat  des  Inyentars  angetreten  gilt.*^ 

IV.  Testamente. 

Das  gemeinrechtliche  Testament  ist  das  notarielle.^  Kennt 
der  Testator  die  Landessprache  nicht,  so  treten  noch  zwei  Dolmetscher, 
die  er  ernennt,  zu  dem  Notar  und  den  drei  Zeugen,  die  sonst  er- 
forderlich sind  (Art.  3491   Cod.  civ.). 

Ausnahmsweise  sind  Priyattestamente  gültig,  wenn  solche 
yor  fünf  Zeugen  errichtet  sind,  bei  Gefahr  auf  Verzug  wegen  Lebens- 
gefahr, bei  Epidemien,  bei  Belagerung  eines  Ortes,  wenn  weder 
Notar  noch  Richter  am  Orte  anwesend  sind,  im  Nothfalle  mündlich 
und  yor  drei  Zeugen,  sonst  unter  Niederschrift  durch  einen  der  fünf 
Zeugen.  Solche  Testamente  sind  aber  nur  gültig,  wenn  der  Testator 
in  der  Gefahr  stirbt  oder  einen  Monat  nachher  (Art.  3636,  3637, 
3638,  3640  1.  c). 

Ausserordentliche  Testamentsformen  gelten  ferner:   1.  für 


mit  geringen  Modifikationen»  von  der  Mehrzahl  der  Einzelstaaten  als  Landes- 
geaetze  votirt  worden  (s.  Näheres  hierüber  in  der  Zeitschrift  f&r  die  gesammte 
Strafrechtswissenschsft,  1893/4). 

')  Näheres  hierüber  s.  liemis  de  droit  intematicnal  etc,,  tom.  IV  (1872) 
p.  80  ff. 

0  Art  8701  Cod.  civ. 

^  Beoue  etc.  1.  c.  p.  606. 

*)  Das  eigenhändige  Testament  kennt  das  mexikanische  Gesetz  konform 
mit  dem  spanischen  Rechte  nicht. 

88« 
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Militärperaonen  und  Beamte  während  des  Kriegs  (Art.  3548^-3554 
Cod.  dv.)\  2.  für  Personen  zur  See  auf  Kriegs-  und  Handelsschiffen 
(Art  3555—3564  1.  c.);  3.  für  Testamente  im  Auslände  (Art.  3565 
bis  3570). 

Die  im  Auslände  errichteten  Testamente  haben  Wirkung  im 
Bundesdistrikte  und  in  Califomien,  wenn  sie  authentisch  in  Gemftssheit 
der  Gesetze  des  Errichtungsortes  aufgenommen  sind  (Art.  3565  1.  c). 
Die  Gesandtschaftssekretäre,  Konsuln  und  Yisekonsuln  ^^)  yon  Mexiko 
können  die  Funktionen  Ton  Notaren  wahrnehmen  bei  Aufnahme  der 
Testamente  Ton  Mexikanern,  wobei  sie  sich  jedoch  nach  den  Vor- 
schriften des  mexikanischen  Zivilgesetzbuches  zu  richten  haben 
(Art.  3566  1.  c). 

Die  Ausländer,  welche  im  Bundesdistrikt  (Hauptstadt)  und 
in  Califomien  testiren,  können  bezüglich  der  inneren  Formen  (Solenni- 
täten)  der  Urkunde  wählen  zwischen  dem  Gesetze  ihres  Heimaths- 
landes  und  dem  mexikanischen;  bezüglich  der  äusseren  Formen 
müssen  sie  sich  den  Vorschriften  des  letzteren  unterwerfen. 

V.  Erbschaftssteuer.  Ausser  dem  oft  viele  Prozente  be- 
tragenden Urkundenstempel  wird  nichts  weiter  zu  entrichten  sein. 
Auf  keinen  Fall  sind  in  Mexiko  die  Ausländer  irgendwie  schlechter 
gestellt  als  die  Einheimischen. 

Nach  einer  Entscheidung  des  ZiTilgerichts  zu  Mexiko  Yom 
20.  September  1875  (Journal  du  droit  international  etc.,  tom.  Ul 
p.  223)  werden  Hypotheken  an  ausländischen  Grundstücken  für  die 
mexikanisehe  Erbschaftssteuer  nicht  mitgerechnet. 

VL  Vormundschaft  tritt  ein  1.  für  Minderjährige,^^)  die 
nicht  emanzipirt  sind,  2.  Wahnsinnige,  Blöd-  und  Schwachsinnige, 
3.  taubstumme  Analphabeten,  4.  für  Verzichtsakte  auch  bei  emanzi- 
pirten  Minderjährigen. 

Die  Umgebung  eines  Minderjährigen  hat  beim  Ableben  des 
Gewalthabers   bei   Strafe    dem  Ortsrichter  binnen    8  Tagen  Anzeige 


*^)  Nicht  aber  die  Gesandten  und  Generalkoasuln  oder  die  Geschäfte- 
träger  derselben  während  eines  Interims,  weil  diese  als  Träger  eines  Aus- 
flusses der  Exekutive  keine  Funktionen  der  Justizgewalt  wahrnehmen  dürfen. 

'^)  Als  Alter  der  Gross  jährigkeit  ist  das  21.  Lebensjahr  fttr  beide 
Geschlechter  festgesetzt;  Art.  862  bzw.  596  Cod,  civ. 

Nach  Art.  597  1.  c.  ist  die  Selbstbestimmung  der  unverheiratheten  Frauen 
unter  30  Jahren  dahin  eingeschränkt,  dass  sie  das  Haus  ihrer  Eltern,  sofern 
sie  bei  diesen  wohnen  und  dieselben  nicht  eine  weitere  £he  eingegangen 
haben,  nicht  ohne  deren  Erlaubniss  verlassen  dürfen,  es  sei  denn,  um  eine 
Ehe  einzugehen. 
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Ton  der  erforderlich  werdenden  Yormundscliaft  su  machen  (Art.  '404, 
405,  406  Cod.  civ.). 

Ein  Unterschied  zwischen  in-  und  aasländischen  Mündeln 
ist  im  Gesetibach  nicht  gemacht. 

Ausländer  dfirfen  nur  Yormfinder  sein,  wenn  sie  Wohnsitz 
im  Lande  haben  (Art.  462  i.  c). 

VIT.  Kotare  gibt  es  in  Mexiko  fiberall.^')  Dieselben  hiessen 
frfther  escribano  publica,  heute  notario  publica,  da  der  escribano 
jetzt  der  Zustellungsbeamte  des  Geriohts  ist.  Die  Korporation  heisst 
aber  heute  noch  Colegio  nackmcU  die  Escribanos,  Dieselben  amtiren 
mit  zwei  Zeugen,  wesentlich  wie  in  Deutschland.  Ihrer  Bildungs- 
und 'Bangstellung  nach  sind  sie  indess  nicht  auf  einer  Stufe  mit 
Biehtern  und  Advokaten,  auch  haben  sie  meist  nur  ein  unteres 
Examen,  nicht  das  des  Licentiaten,  gemaeht.  Sie  arbeiten,  durch 
fortwährende  Strafandrohungen  der  Gesetze  angeleitet,  meist  mit 
grosser  Peinlichkeit  oft  nach  Konzepten  der  Anwälte;  ihre  Thätig- 
keit  ist  bei  dem  Mangel  des  Grundbuchs  für  das  Grundbesitzwesen 
Ton  höohster  Bedeutung.  Sie  haben  denselben  Geschäftskreis  wie 
in  Deutschland  (auch  Wechselproteste)  und  die  Aufnahme  und  An- 
nahme Ton  Testamenten. 

Die  Legalisation  von  Urkunden  für  das  Ausland  geschieht  in 
der  Weise,  dass  drei  Notare  die  Unterschrift  ihres  Kollegen  be- 
scheinigen, jeder  mit  seinem  Siegel,  und  ausserdem  wird  das  Siegel 
des  Colegio  de  Escribanos  des  Staates  beigefügt.  (Nur  dieses,  nicht 
das  des  einzelnen  Notars,  enthält  das  Wappen  der  Bepublik.)  Diese 
Unterschriften  beglaubigt  dann  der  Gouverneur  des  Staats  und  dessen 
Unterschrift  das  Ministerium  des  Auswärtigen  des  Bundes,  worauf 
die  Legalisation  durch  den  betreffenden  Konsul  erfolgt. 

Bei  ausländischen  Urkunden  ernennt  der  Zivilrichter  auf 
Antrag  einen  Gerichtsdolmetsch,  sowie  einen  Notar  zur  ,|Protokolli- 
sation*  der  übersetzten  Urkunde.  Deren  Text  wird  von  dem  Notar 
dann  in  sein  Begister  eingeschrieben  und  das  Original  aufbewahrt. 
Von  der  Begistereintragung  werden  dann  Ausfertigungen  ertheilt, 
welche  genau  dieselbe  Geltung  haben  wie  eine  im  Inlande  ent- 
standene Notariatsurkunde.  Voraussetzung  der  Protokollisation  ist 
die  Beglaubigung   der  Auslandsurkunde   durch   einen  mexikanischen 


")  Die  Einrichtung  des  Notariats,  wie  oben  kurz  skizzirt,  ist  die  gleiche 
IBr  ganz  Spanisch-Amenka. 
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Kon  All    (nicht   Gesandtschaftschef  oder  Qeneralkonsal,   siehe   oben 
Note  10),  welche  der  Richter  prüft. 


§  62. 

Salvador,  Costa  Rica,  Guatemala,  Honduras,  Haiti, 

San  Domingo. 

A.  Salvador. 

L  Von  dem  k wischen  Deutsehland  und  dem  Freistaate 
Salyador  abgeschlossenen  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsyertrage  vom  13.  Juni  1870  (R.-a.-Bl.  1872  S.  877  ff.; 
Stau  dinge  r,  Staatsverträge  etc.  S.  239)  sind  folgende  Bestimmungen 
herronsuheben: 

Nach  Art.  X  haben  die  Angehörigen  eines  jeden  der  yer- 
tragenden  Theile  das  Reeht,  in  den  betreffenden  Gebieten  des  anderen 
jede  Art  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  su  erwerben  und 
zu  besitzen,  darüber  nach  ihrem  Belieben  dureh  Verkauf,  Schenkung, 
Tausch,  Testament  oder  auf  irgend  welche  Art  zu  yerfügen.  Des- 
gleichen können  die  Angehörigen  des  einen  Landes,  welche  Güter, 
die  in  dem  anderen  Lande  liegen,  erben,  unbehindert  in  diejenigen 
Theile  der  gedachten  Güter,  die  ihnen  ab  itUeskiio  oder  durch  Testa- 
ment zufallen,  sukzediren  und  darüber  nach  Belieben  yerfügen,  yor- 
behaltlich  der  Bezahlung  der  Abgaben  yom  Verkauf,  yon  der  Erb- 
schaft oder  anderer  Art,  wie  sie  die  Angehörigen  des  Landes  in 
gleichen  Fällen  zu  erlegen  haben.  Von  dem  Vermögen,  welches 
unter  irgend  einem  Rechtstitel  yon  einem  Salyadorenen  in  Deutsch- 
land oder  yon  einem  Deutschen  in  Salyador  erworben  ist,  darf  weder 
in  dem  einen  noch  in  dem  anderen  Lande  die  unter  dem  Namen 
jus  deiraäus^  gabella  Iheredäaria,  census  emigratioma  bekannte, 
noch  irgend  eine  andere  Abgabe  erhoben  werden,  welcher  die  An- 
gehörigen des  Landes  nicht  unterworfen  sind  oder  sein  werden. 

In  den  Artikeln  XXIII  und  XXIV  ist  die  Befugniss  der  beiden 
Vertragstheile,  Konsuln  im  Gebiete  des  anderen  anzustellen,  aus- 
gesprochen und  deren  amtliche  und  persönliche  Stellung  naher 
prftzisirt. 

Hinsichtlich  der  Nachlassbehandlung  insbesondere  enthält  der 
Art.  XXVII  detaillirte  lieBtimmungen,  ähnlich  denen  des  deutsch- 
italienischen  und  des  deutsch-spanischen  Vertrages. 
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II.  Das  Zivilgesetsbaoh  von  Salvador  Tom  28.  Augast 
1859  (codigo  civil  de  la  republica  dd  Salvador)  ist  hauptsachlich 
dem  französischen  Rechte,  zum  Theil  auch  dem  spanischen  nach- 
gebildet.^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  954  ff.): 
1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht;  der  arme  Ehegatte  erhält 
Kindstheil.  .2.  Aszendenten  und  der  Ehegatte  mit  gewissen  Unter- 
seheidungen,  je  nachdem  Erblasser  der  Mann  oder  die  Frau  ist, 
indem  bei  letzterer  die  illegitimen  Kinder  in  die  Klasse  der  De- 
szendenten miteintreten,  beim  lilann  die  natürlichen  Kinder  konkurriren. 
t).  Geschwister  in  Konkurrenz  mit  dem  Ehegatten  bzw.  den  natür- 
lichen Kindern,  erstere  zu  einem  Fünftel,  die  beiden  anderen  zu  je 
zwei  Fünfteln.  4.  Seitenverwandte  nach  der  Nähe  des  Ghrades  und 
bis  zum  sechsten  Grade. 

Erb  lose  Yerlassenschaften  fallen  dem  Fiskus  zu. 

Testamente  haben  nur  in  öffentlicher  Form  (vor  Notar') 
oder  Richter  de^  Domizils)  Gültigkeit  (Ges.-B.  Art  990,  992). 

Erworben  wird  die  Erbschaft  kraft  Rechtens;  Nichterklärung 
gilt  jedoch  fQr  Ausschlagung  (Oe8.-B.  Art.  1203,  1204). 


B.  Costa 

I.  Die  im  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrage zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Freistaate 
Costa  Rica  vom  18.Mai  1875  (R.-G.-Bl.  1877  S.  13  ff.)  Artikel  XXX 
enthaltenen  Bestimmungen  über  Nachlas s behau dlung  sind  gleich- 
falls konform  mit  jenen  des  deutsch-italienischen  und  deutsch- 
spanischen  Vertrags,  auf  deren  Wortlaut  (oben  S.  298)  Bezug  ge- 
nommen werden  kann.  Ebenso  stimmen  hinsichtlich  der  Erwerbs- 
und Yerfügungsbefugnisse  der  gegenseitigen  Angehörigen ')  bezüglich 


')  Neubauer,  die  fremdländischen  (ausserhalb  des  Deutschen  Reiches) 
geltenden  Zivilgesetzbücher  bzw.  Zivilrechte,  in  der  Zeitschr.  für  vergleichende 
Rechtewissenschaft  von  Bernhöft  n.  Gohn,  Bd.  III  S.  294. 

')  S.  oben  §  62  Note  12. 

*)  Als  Costaricaner  in  Deutschland  und  als  Deutsche  in  Costa  Rica 
sind  diejenigen  anzusehen,  welche,  nachdem  sie  in  die  Staaten  des  anderen 
Theiles  sich  begeben  haben,  um  daselbst  zu  leben,  die  Nationalität  ihres 
Geburtslandes  in  Gemässheit  der  Gesetze  desselben  sich  bewahrt  haben. 

Der  in  Deutschland  geborene  eheliche  Sohn  eines  costaricanischen 
Vaters  g^t  als  Costaricaner,  der  in  Costa  Rica  geborene  eheliche  Sohn  eines 
Deutschen  als  Deutscher.  Dem  Sohne  steht  es  jedoch  frei,  zu  der  Zeit,  wo 
er  nach  den  vaterländischen  Gesetzen  die  Orossjiihrigkeit  erlangt,  sich  mittels 
einer  im  Laufe  des  betreffenden  Jahres  bei  dem  Konsulate  der  Nation,  weicher 


520  Besonderer  Theil.  —  AossereuropäiaGhe  Staaten. 

des  im  Lande  befindlichen  beweglichen  wie  unbeweglichen  Yermogens 
Artikel  X  des  Vertrags  mit  Costa  Rica  und  Artikel  III  des  Vertrags 
mit  Salvador  genau  überein. 

IL  Das  auf  dem  französischen  Rechte  basirende  bürgerliche 
Gesetzbuch  von  Costa  Rica  vom  30.  Juli  1841  (eodigo  general  de 
la  republica  de  Costa  Rica)  wurde  mit  Rücksicht  auf  hinzugetretene 
vielfache  Aenderungen  neu  publizirt  am  23.  Juli  1853;  Anmerkungen 
hiezu  von  D.  Rafael  Ramirez.^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  619  ff.): 
1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht;  in  Ermangelung  von  legi- 
timen natürliche,  bzw.  Adoptivkinder.  2.  Aszendenten,  ohne  Unter^ 
seheidung  der  Linien.  3.  Seitenverwandte  nach  der  Nähe  des  Grades 
und  bis  zum  vierten  Grade. 

Erbloses  Gut  fällt  den  Unterrichtsanstalten  des  Departements  sn. 

Testamente  (öffentliche)  werden  von  dem  eseribano^)  oder 
Richter  aufgenommen;  Privattestamente  können  gültig  auch , mündlich 
vor  Zeugen  errichtet  werden  (Ges.-B.  Art.  464,  463<  466). 

Die  Erbschaft  geht  nicht  ipso  Jure  auf  den  Berufenen  über; 
es  gilt  das  Prinzip  der  Antretungserwerbung  (Art.  556,  560  1.  c). 

O.  Guatemala. 

I.  Der  Freundschafts-,  Handels-,  Schiffahrts-  und 
Konsularvertrag  zwischen  dem  Deütsohen  Reioh  und  der 
Republik  Guatemala  vom  20.  September  1887  (R.-G.-BL  1888 
S.  288)^)  enthält  in  Art.  9  ganz  konforme  Bestimmungen  bezüglich 
derErwerbs-  und  Verfügungsbefugnisse  der  beiderseitigen 
Angehörigen^)  wie  Artikel  X  des  Vertrags  mit  Salvador  (s.  oben 
S.  518). 


sein  Vater  angehört,  abgegebenen  Erklärung^fttr  die  Nationalität  seines  Geburts- 
landes zu  entscheiden  und  er  soll  alsdann  als  Bürger  dieses  Landes  von  der 
Geburt  an  betrachtet  werden>  unbeschadet  der  Wirkung  der  vorher  vollzogenen 
Akte ;  Art.  XI  des  Vertrages. 

*)  Neubauer  a.  a.  O.  S.  289. 

*)  S.  die  Bemerkung  oben  Note  12  zu  §  61  (Mexiko). 

^)  Nach  Zusatzprotokoll  Nr.  2  finden  die  Bestimmungen  des  Vertrags 
auch  auf  das  Grossherzogthum  Luxemburg  so  lange  Anwendung,  als  dasselbe 
dem  deutschen  Zoll-  und  Handelssystem  angehören  wird. 

')  Tn  Betreff  der  Nationalität  sind  nach  Art.  10  §  1  des  Vertrags  als 
Guatemalaner  in  Deutschland  und  als  Deutsche  in  Guatemala  diejenigen  an- 
zusehen, welche,  nachdem  sie  sich  in  die  Staaten  des  anderen  Theiles  begeben 
haben,  um  daselbst  zu  leben,  sich  die  Nationalität  ihres  Heimathlandes  in 
Gemässheit  der  Gesetze  desselben  gewahrt  haben. 

Die  in  Deutschland  geborenen  ehelichen  Kinder  eines  guatemalanischen 
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Auch  in  Bezug  auf  die  Befugnisse  der  Konsuln  Betreffs 
der  Naohlassbehandittng  und  der  Vormundsobaften^)  ist 
Artikel  25  mit  Artikel  XXVII  des  Vertrags  mit  Salvador  gleich- 
lautend. 

II.  In  Guatemala  gilt  das  Qesetzbuch  yon  1877  (codigo 
ciml  de  la  republica  de  Gtioienialä).^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  950  ff.): 
1 .  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht.  2  Aszendenten.  3.  Ehe- 
gatte. 4.  SeiteuTer wandte  bis  zum  4.  Grade,  und  zwar  zunächist 
Geschwister  mit  Repräsentationsrecht  (rollbürtige  zwei  Drittel,  halb- 
bürtige ein  Drittel). 

Uneheliche    anerkannte    Kinder    erhalten    neben   Deszendenten 
ein    Fünftel,    neben    Aszendenten    ein    Drittel    und    schliessen    die 
änderen  Verwandten  ans. 
-  Erb  los  er  Nachlass  fällt  der  üniversidiid  nacianal  zu. 

PriTattestament  ohne  Zuziehung  yon  Zeugen  in  Urkunds- 
form (holograph.)  ist  gültig;  öffentliche  Testamente  werden  Tor  dem 
eseribano^^)  errichtet  (Ges.-B.  Art.  772  ff.). 

Erbschaftserwerb  nur  mit  Antretung  (Ges.-B.  Art.  851  ff.). 

Von  Amts  Wegen  ¥rird  eingeschritten,  wenn  der  Erblasser 
nicht  bekannt  ist  oder  sich  nur  Torübergehend  an  dem  Sterbeorte 
aufhielt,  wenn  Minderjährige  betheiligt  sind,  auf  Antrag  eines 
Gläubigers  und  wenn  Verdacht  besteht,  dass  der  Nachlass  verborgen 
oder  zerstreut  wird  (Proz.-O.  Art.  1310). 


Vaters  gelten  als  Guatemalaner,  die  in  Guatemala  geborenen  ehelichen  Kinder 
eines  Deutschen  als  Deutsche  (§  2  1.  c ). 

Dessenungeachtet  müssen  die  Söhne,  sobald  sie  nach  den  vaterländischen 
Gesetzen  die  Grossjährigkeit  erlangen,  durch  seitens  der  im  Lande  beglaubigten 
diplomatischen  Agenten  legalisirte  Urkunden  vor  der  hierzu  von  der  betreffenden 
Regierung  bestimmten  Behörde  nachweisen,  dass  sie  die  auf  den  Militärdienst 
ihrer  Nation  bezüglichen  Gesetze  genau  erfüllt  haben  oder  zu  erfüllen  im  Be- 
griffe stehen. 

Im  Falle,  dass  sie  dieser  Bestimmung  innerhalb  der  zwölf  auf  den  Tag 
der  Erlangung  der  Grossjährigkeit  folgenden  Monate  nicht  nachkommen  sollten, 
können  sie  als  Bürger  des  Landes  ihrer  Geburt  angesehen  werden  (§  3  1.  c). 
.  Die  Nachkommen  derjenigen  Individuen,  welche  die  Nationalität  ihres 
Vaters  auf  Grund  vorstehender  Bestimmung  (§  3)  bewahrt  haben,  können  als 
Bürger  desjenigen  Landes  betrachtet   werden,  in  welchem  sie  geboren  sind. 

Ueber  die  Rechtsstellung  ausländischer  Gesellschaften  und  Vertretungen 
derselben  in  Guatemala  s.  Zeitschrift  etc.  III  S.  576. 

')  Ueber  Vormundschafteeinleitung  und  Behandlung  des  Nachlasses  eines 
in  Guatemala  verstorbenen  Anhaltiners  s.  Zeitechrift  etc.  Bd.  I  S.  640. 

»)  Neubauer  a.a.  0.  8.  288  ff.  ■' 

*^  S.  die  Bemerkung  oben  Note  12  zu  §  61  (Mexiko). 
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D.  Hondurcusk 
Auch  der  Freundgchafts-,  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsular- 
yertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Republik  Honduras 
vom  12.  Dezember  1887  (R.-G.-BL  1888  S.  262)  enthält  in  Benig 
auf  Erbfähigkeit  in  die  im  anderen  Lande  hinterlassenen  Güter, 
über  die  Befugnisse  der  beiderseitigen  Konsuln  bzw.  der  zuständigen 
Behörden  zur  Naehlassbehandlung  und  über  die  Tormundschaftlichen 
Rechte  der  Konsuln  in  den  Artikeln  9  und  25  die  ganz  gleichen 
Bestimmungen  wie  jene  der  entsprechenden  Artikel  X  und  XXVII 
des  Vertrags  mit  Salrador  (s.  oben  S.  518).^^) 


E. 

In  der  Republik  Haiti  gilt  das  auf  dem  französischen  Code  doü 
beruhende  Zivilgesetzbuch  vom  27.  März  1825  nebst  dem  den  Art  14 
dieses  Gesetzbuchs  modifizirenden  Gesetze  vom  6.  September  1860.^*) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  wie  nach  französischem 
Rechte,  jedoch  abweichend  bezüglich  der  unehelichen  Kinder«  Auch 
erstreckt  sich  die  Erbfähigkeit  der  Verwandten  nicht  über  den  sechsten 
Grad  hinaus. 

Testamente  können  gültig  in  Privatform  (ohne  Zuziehung 
Yon  Zeugen,  holograph.)  errichtet  werden;  als  Form  des  öffentlichen 
Testaments  gilt  ausschliesslich  das  Notariats-Testament  (Gesetzbuch 
Art.  778  ff,).  Die  Erbsehaft  geht  kraft  des  Gesetzes  ohne  be- 
sondere Rechtshandlung  auf  den  Berufenen  über  (Art.  584  1.  c). 

Auch  über  Versiegelung  des  Nachlasses  gelten  lediglich  die 
Grundsätze  des  französischen  Rechts  (Ges.-B.  Art.  629,  679,  650  ff.). 

Ausländer  sind  in  Haiti  zur  Erbfolge  in  bewegliches  im 
Territorium  der  Republik  befindliches  Vermögen  zugelassen,  gleichviel 
ob  der  Erblasser  ein  Ausländer  oder  ein  Staatsbürger  von  Haiti^^)  war.^^) 


^')  Auch  in  Bezug  auf  die  Nationalitätsverhältnisse  stimmen  die  Be- 
stimmungen des  Art.  10  §  1 — 4  mit  den  Vorschriften  des  Art.  10  §  1 — 4  des 
Vertrags  mit  Guatemala  überein. 

I')  Neubauer  a.  a.  0.  S.  288  £P.;  Saint  Joseph,  tom.  II  p.  321  ff. 

")  Ueber  Staatsangehörigkeit  ist  in  den  Art  7 — 9  der  Verfassung 
der  Republik  Haiti  vom  16.  Dezember  1888  (s.  Zeitschr.  f.  intern.  Privat^  etc. 
Recht,  Bd.  II  S.  819}  bestimmt: 

Art.  7.  Haitische  Staatsangehörige  sind:  1.  alle  Individuen,  welchen 
bisher  die  Eigenschaft  als  Haitische  Staatsangehöiige  zuerkannt  wtu-de ;  2.  das 
legitime  oder  natürliche  Kind  eines  Haitischen  Vaters,  gleichviel  ob  solches 
in  Haiti  oder  im  Auslande  geboren  ist;  3.  das  aussereheliche  Kind  einer 
Haitischen  Mutter. 
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F.  8an  Domingo. 

I.  Der  Tom  Deutschen  Reiche  mit  der  Dominikanischen 
Republik  abgeschlossene  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsular- 
yertrag  yom  30.  Januar  1885  (R.-a.-BI.  1886  8.  3  ff.)  enthält  in 
Besug  auf  die  Erwerbs-  und  YerfÜgungsbefugnisse  der  gegenseitigen 
Angehörigen  in  Artikel  X  konforme  Bestimmungen  mit  Artikel  X 
des  Vertrags  mit  Salyador  (s.  oben  8.  618)  und  in  Artikel  XXIV 
betreffs  der  Befugnisse  der  Konsularbeamten  in  Beiug  auf  Nachlass- 
behandlung und  Vormundschaft  übereinstimmende  Vorschriften  wie 
Art.  XXVII  des  letztbezeiohneten  Vertrags  (s.  oben  8.  518),  weshalb 
auf  letztere  lediglich  Bezug  genommen  werden  kann. 

II.  In  der  Dominikanischen  Republik  gilt  der  französische 
Code  civil  mit  einigen  Modifikationen.^^) 


§  63. 

Argentinien,  Chile,  Peru,  Bolivia,  Brasilien,  Uruguay,  Paraguay, 

Ecuador,  Venezuela,  Columbien. 


A. 

I.  In  Art.  9  des  zwischen  den  8taaten  des  Tormaligen  Zoll- 
vereins und  der  Argentinischen  Konföderation  abgeschlossenen 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  Yom  19.  8eptember  1857  (Preuss. 
aes.-8amml.  1859  8.  405;  Bayer.  Reg.-Bl.  1859  8.  899)  ist  bestimmt, 
dass,  wenn  ein  Unterthan  oder  Bürger  eines  der  kontrahirenden 
Theile^)  in  den  Gebieten  oder  8taaten  des  anderen  Theils  ohne 
Testament  oder  letztwillige  Verfügung  stirbt,  dem  Konsul  desjenigen 
8taates,  welchem  der  Verstorbene  angehörte,  soweit  die  Gesetze  des 


Art.  8.  Jeder  Auslünder  kann  die  Haitische  Staatsangehörigkeit  er- 
langen; das  Gesetz  regelt  die  Formalitäten  der  Nataralisation. 

Art.  9.  Die  Ausländerin,  welche  einen  Haitiseben  Staatsangehörigen 
heirathety  erwirbt  hiednrch  in  Haiti  Staatsangehörigkeit. 

Anderseits  geht  die  Staatsangehörigkeit  einer  Haitischen  Frau  durch 
Verheirathang  mit  einem  Ausländer  verloren.  Wenn  dieselbe  vor  ihrer  Ver- 
ehelichung Immobilien  besessen  hat,  muss  sie  solche  spätestens  ein  Jahr  nach 
der  Verheirathnng  verkaufen. 

^*)  Saint  Joseph,  tom.  II  p.  828. 

'*)  Neubauer  a.  a.  0.  S.  288. 

*)  Ueber  das  Bürgerrecht  in  Argentinien  befindet  das  Gesetz  vom 
1.  Oktober  1869  (Lehmann,  die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden  in  Argen- 
tinien, Buenos  Aires  1889,  S.  29). 
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Landes  dies  gestatten,  das  Recht  sukommey  an  der  Besitmabme,  der 
Verwaltung  und  der  gerichtlichen  Liquidation  der  Verlassenschaft 
des  Verstorbenen  im  Interesse  der  Gläubiger  oder  der  gesetzlichen 
Erben  Theil  zu  nehmen.  Wenn  hiebei  Differenzen  über  die  Erb- 
schaft oder  über  die  Güter,  aus  denen  sie  besteht,  oder  über  ein 
Guthaben  oder  eine  Schuld  des  Erblassers  obwalten  und  nicht  durch 
Schiedsrichter  geschlichtet  werden  können,  so  fallt  die  Entscheidung 
den  Gerichten  des  Landes')  anheim. 

Weiter  enthält  Art.  9  die  Meistbegünstigungsklausel  in  Bezug 
auf  die  Erwerbung  von  Eigenthum  aller  Art  und  die  Verfügung 
darüber  mittels  Verkaufs,  Schenkung,  Tausch,  Testament  etc.,  sowie 
in  Bezug  auf  die  Gerechtigkeitspflege. 

Nach  Art.  487  des  Codigo  civil  wird,  wenn  fremde  Erben  des 
Verstorbenen  Torhanden  sind,  der  Kurator  der  Erbmasse  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Verträgen,  welche  mit  der  betreffenden  Nation 
des  Erblassers  bestehen,  ernannt. 

Ein  argentinisches  Gesetz  von  1862  bestimmt,  dass  der  be- 
treffende konsularische  Vertreter  einen  dem  zuständigen  Richter 
erster  Instanz  namhaft  zu  machenden  Nachlassyerwalter  (albacea) 
ernennt  und  den  Nachlass  yersiegeln  lässt.^) 

IL  Das  in  der  argentinischen  Republik  geltende  Zivilgesetz- 
buch vom  29.  September  1869  (codigo  de  la  republica  Argentina), 
zum  Theil  abgeändert  durch  Gesetz  vom  9.  September  1882,  hat 
hauptsächlich  das  französische  Recht  zur  Grundlage;  in  den  Motiven 
ist  jedoch  auch  vielfach  auf  römisches,  österreichisches,  preussisches 
und  bayerisches  Recht  Bezug  genommen.^) 

Die  Erwerbung  der  Erbschaft  erfolgt  kraft  Rechtens;  Nicht- 
deszendenten  müssen  jedoch  Besitzeinweisung  beim  Richter  nach- 
snchen;  die  Entsagung  ist  an  keine  Frist  gebunden. 


^)  Ueber  Geriohtsorganidation  in  Ai'gentinien  s.  Leh mann  a.  a.  0.  S.  75  ff. 
Nationalgerichte:  Suprema  carte,  Jueces  nucionales  de  seccion,  Provinzial- 
gerichte,  denen  die  regelmässige  Rechtsprechung  zufi&Ilt,  sind:  1.  Grericht 
1.  Instanz  (Einzel richter),  2.  Berufungskammem,  3.  der  höchste  Gerichtshof 
der  Provinz  (Nichtigkeitsinstanz).  Tn  der  Bundeshauptstadt  Buenos  Aires  wird 
in  einzelnen  Beziehungen  abweichend  die  ordentliche  Justiz  Verwaltung  aas- 
geübt durch  1.  Alkalden  (l.  Instanz  bis  zu  50  Pesos),  2.  Friedensrichter  (bis 
zu  2000  Pesos)^  3.  Friedenskammern  (2.  Instanz).  Ueber  2000  Pesos  ent- 
scheiden die  ordentlichen  Provinzialrichter. 

Neben  den  Gerichten  fungiren  Staatsanwälte,  besoldete  Vertreter  der 
Interessen  Minderjähriger,  Armenanwälte  und  Advokaten. 

")  Näheres  s.  Lehmann  a.  a.  0.  S.  68. 

*)  Neubauer  a.  a.  0.  S.  295;  Lehmann  a.  a.  0.  S.  48. 
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Bezüglich  des  Erbrechts  enthält  das  argentinische  Recht,  folgende 
internationalrechtliche  Bestimmungen: 

Das  Erbrecht  besüglich  des  Nachlasses  der  Verstorbenen  be- 
stimmt sieh  nach  dem  Recht  dei  Domizils,  welches  der  Verstorbene 
zur  Zeit  seines  Todes  besass,  ohne  Unterschied,  ob  sie  ÄTgentinier 
oder  Fremde  sind  (Art.  3283  Cod.  civ,). 

Die  Fähigkeit,  Erbe  za  sein,  bestimmt  sich  nach  dem  Recht 
des  Wohnorts  der  Person  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers 
(Art.  3286  1.  c). 

Im  Fall  der  Theilung  derselben  Erbschaft  unter  fremden  und 
argentinischen  oder  in  Argentinien  domizilirten  Erben  erhalten  die 
letzteren  (d.  h.  die  argentinischen  und  die  in  Argentinien  domizilirten 
fremden  Erben)  Ton  dem  in  der  Republik  befindlichen  Vermögen 
einen  Erbtheil,  welcher  dem  Werth  des  im  Ausland  befindlichen 
Vermögens,  von  welchem  sie  in  Folge  irgend  eines  Rechtstitels, 
Gesetzes  oder  lokalen  Gewohnheitsrechtes  ausgeschlossen  sind,  gleich- 
kommt (Art.  3470  1.  c). 

Hinsichtlich  der  Vererbung  in  Argentinien  belegenen  Grund- 
besitzes nach  demjenigen  ausländischen  Recht,  welches  das  Domizil 
des  Erblassers  zur  Zeit  seines  Todes  ergibt,  sind  die  Bestimmungen 
der  Artikel  10  und  11  Codigo  civil  von  Wichtigkeit, .  welche  besagen, 
dass  in  Argentinien  belegener  Grundbesitz  nur  nach  den  ßestimniungen 
und  Formen    des   argentinischen  Rechts    übertragen   werden  kann.^) 

III.  Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  IV7«  9); 
1.  Deszendenten.  2.  Aszendenten.  3.  Der  überlebende  Ehegatteu 
4.  Seitenyerwandte  bis  zum  sechston  Grade  mit  Repräsentationsi^cht 
der  Geschwisterkinder  neben  den  Onkeln. 

Der  Ehegatte  erhält  neben  Kindern  und  Aszendenten  Kopfthei), 
neben  letzteren  Torbehaltlich  der  Rechte  der  natürlichen  Kinder.; 

Natürliche  Kinder  haben,  wenn  sie  anerkannt,  in  Konkurrenz 
mit  Deszendenten,  mit  Aszendenten  und  mit  dem  Ehegatten  be- 
schränktes Erbrecht. 

Erbloser  Nachlass  kommt  dem  Fiskus  zu. 


*)  Lehmann  a.  a.  O.  S.  63  ff. 

Bezüglich  der  Vereinbarungen  über  internationales  Zivilrecht  zwischen 
Argentinien,  Bolivia,  Brasilien,  Chile,  Paraguay,  Peru,  Uruguay  (Montetid^ö, 
12.  Februar  1889),  welche  jedoch  noch  nicht  geltendes  Recht  sind,  s.  Zeit- 
schrift etc.  Bd.  I  8.  325  ff.;  Meili,  die  Kodifikatien  des  internationalen  Zivil- 
und  Handelsrechtes,  Leipzig  1891,  S.  103  ff. . 
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lY.   Testamente. 

Drei  Testamentsformen:  1.  das  selbstgeschriebene,  2.  das  o£Fent- 
liche  (vor  Notar,  ausnahmsweise  auf  dem  Lande,  wenn  kein  Notar 
im  Distrikte,  vor  dem  Friedensrichter),  3.  das  verschlossene  Testament. 

Die  in  der  Republik  von  Fremden  oder  Argentiniern  errichteten 
Testamente  müssen  den  von  dem  argentinischen  Recht  Yorgeschriebenen 
Formen  entsprechen. 

Ein  Yon  einem  Argentinier  oder  in  Argentinien  domisilirten 
Fremden  im  Auslande  vor  dem  betreffenden  argentinischen  Ge« 
sandten,  Geschäftsträger  oder  Konsul  und  unter  Zuziehung  zweier 
ortsangesessener  Zeugen  errichtetes  Testament  ist  gfiltig. 

Bin  Recht  der  in  Argentinien  zugelassenen  fremden  Konsuln 
und  Gesandten  zur  Errichtung  gültiger  Testamente  ist  nicht  aner- 
kannt; dagegen  scheint  nichts  im  Wege  zu  stehen,  dass  ein  fremder 
Konsul  etc.  ein  nach  den  argentinischen  Gesetzen  errichtetes  Testa- 
ment in  Gewährsam  nimmt. 

Die  aktive  Testamentsfähigkeit  entscheidet  das  Recht  des 
Domizils  des  Testators  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Testamentes; 
die  materielle  Gültigkeit  und  die  Rechtsbeständigkeit  eines  Testa- 
mentes hängt  ab  von  dem  zur  Zeit  des  Todes  des  Testators 
geltenden  Recht. 

Ein  in  Argentinien  von  Fremden  errichtetes  Testament  unter- 
liegt bezüglich  des  Notherbenrechts  und  anderer  zwingenden  Be- 
stimmungen der  Beurtheilung  nach  argentinischem  Recht,  wenigstens 
soweit  es  sich  um  in  Argentinien  befindliche  Vermögensobjekte 
handelt.«) 

y.  Die  Grossjährigkeit  tritt  mit  dem  vollendeten  22.  Lebens- 
jahr ein.  Art.  138  n.  139  Cod.  eiv.  bestimmen  hierzu,  dass  wer 
vom  Ausland  nach  Argentinien  kommt,  als  grossjährig  angesehen 
wird,  wenn  er  es  nach  argentinischem  Recht  ist,  wenngleich  er  es 
nach  dem  Rechte  seines  früheren  Domizils  nicht  sein  würde,  und 
anderseits:  dass,  wer  nach  dem  Recht  seines  früheren  Domizils  als 
grossjährig  nach  Argentinien  kommt,  dies  bleibt,  auch  wenn  er  es 
nach  argentinischem  Rechte  nicht  sein  würde,  weil  die  Grossjährigkeit 
für   eine   nicht   rückgängig  zu  machende  Thatsache  angesehen  wird. 

VI.  Ueber  Notare  s.  oben  die  Bemerkung  bei  Mexiko  §  61 
Nr.  VL 


^)  Näheres  s.  Lehmann  a.  a.  0.  S.  67. 
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B.  Ohile. 

L  Nach  Art.  11  des  Freandschafts-,  Handels-  and  Schiff- 
fahrtsvertrags  des  Tonnaligen  Zollyereins  mit  der  Republik  Chile 
Tom  1.  Februar  1862^)  soll,  falls  ein  Unterthan  oder  BtLi^er  des 
einen  der  yertragenden  Theile  in  den  Besitsungen  oder  Gebieten 
des  anderen  ohne  lotsten  Willen  oder  Testament  verstorben  ist  und 
keine  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  der  Todesfall 
stattgefunden  hat,  gesetalich  zur  Erbfolge  berechtigte  Person  sich 
gemeldet  haben  sollte,  der  Generalkonsul,  Konsul  oder  Yizekonsul 
der  Nation,  welcher  der  Verstorbene  angehorte,  soweit  die  Gesetze 
des  Landes  dies  gestatten,  der  gesetzliche  Vertreter  seiner  bei  der 
Erbschaft  etwa  betheiligten  Landsleute  sein.  In  solcher  Vertretung 
soll  der  Konsul,  soweit  die  Gesetze  des  Landes  dies  gestatten,  alle 
Rechte  ausüben,  welche  die  gesetzlich  zur  Erbschaft  berechtigte 
Person  ausüben  könnte,  ausgenommen  das  Recht,  Gelder  oder 
Effekten  anzunehmen,  wozu  immer  eine  besondere  Ermächtigung 
erforderlich  ist;  diese  Gelder  sollen  mittlerweile  nach  dem  Einver- 
nehmen des  Konsuls  und  der  örtlichen  Behörden  in  die  Hftnde  einer 
dritten  Person  niedergelegt  werden.  Besteht  der  Nachlass  in  Grund- 
stücken, so  sollen  die  Rechte  der  Betheiligten  nach  Massgabe  der 
hinsichtlich  der  Fremden  in  jedem  Lande  geltenden  Gesetze  geregelt 
werden. 

In  Bezog  auf  Erwerb  und  Besitz  von  Grundstücken  in  der 
Republik  Chile,  sowie,  was  die  Erbfolge  in  bewegliches  Eigenthum 
durch  Testament  oder  anderweit  und  die  Verfügung  über  bewegliches 
Vermögen  jeder  Art  und  Benennung  durch  Verkauf,  Schenkung, 
Tausch,  Testament  oder  auf  irgend  andere  Art,  desgleichen  was  die 
Auflagen  und  Abgaben  betrifft,  sind  die  Deutschen  den  Bürgern  der 
Republik  gleichgestellt;  jedoch  bleiben  sie  den  örtlichen  Gesetzen 
und  Verordnungen  unterworfen  (Art.  1 2  Abs.  3  und  Art.  1 0  des  Vertr.). 

II.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  vom  22.  November  1855  (codigo 
civil  de  la  republica  de  Chile),  eingeführt  am  1.  Januar  1857,  ist 
dem  fhinzösischen  Rechte  nachgebildet;  ein  Gesetz  vom  24.  Juni 
1857  betrifft  das  Hypotheken wesen,  ein  solches  vom  13.  August  1859 
die  Volljährigkeitserklärung.®) 


0  Prenss.  Gesetzsammlung  1873,  S.  701 ;  Bayer.  Reg.Bl.  1864  S.  123  ff. ; 
Standinger,  Staatsvertrftge  etc.  S.  244. 
<")  Nenbauer  S.  288  ff. 
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Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  988  ff.): 
1.  Deszendenten;  der  arme  Ehegatte  erhält  Eindstheil.  2.  Aszendenten, 
Ehegatte  und  natürliche  Kinder,  die  ersteren  drei  Fünftel,  letztere 
beide  ein  Fünftel  und,  wenn  nur  Ehegatte  oder  nur  natürliche  Kinder 
konkurriren^  drei  Viertel  und  ein  Viertel.  3.  Geschwister,  Ehegatte 
und  natürliche  Kinder  je  ein  Drittel,  bei  Konkurrenz  Yon  nur  zwei 
dieser  Kategorien  je  die  Hälfte;  Halbgeschwister  erhalten  halb  soTiel, 
als  die  vollbürtigen.  4.  Seitenyerwandte  nach  der  Nähe  des  Grades, 
bis  zum  sechsten  Grade. 

Erbloser  Naohlass  fällt  dem  Fiskus  zu. 

Ordentliche  Testamente  sind  nur  in  öffentlicher  Form(Not«ariats- 
Testament)  gültig  (Ges.-B.  1015,  1023). 

Erworben  wird  die  Erbschaft  ipso  jure;  Nichterklärung  gilt 
als  Ausschlagung  (Gea.-B.  Art.  1232,  1233).») 

O.  Peru. 

Das  Zivilgesetzbuch  yon  Peru  yom  29.  Dezember  1851  {Codigo 
civil  del  Peru)^  herausgegeben  (1870)  mit  Anmerkungen  yon  den 
Adyokaten  M.  A.  Fuentes  und  M.  A.  de  Lama  nebst  einem 
supleiario  de  los  Codigoe  mit  Anhang  yon  M.  A.  de  Lama  (1878), 
sohliesst  sich  dem  französischen  Code  civil  an.^^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  874  ff.): 
1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht.  Der  arme  Ehegatte  erhält 
ein  Viertel,  der  Ehemann  nur,  wenn  er  kränklich  oder  über  60  Jahre 
alt  ist.  2.  Aszendenten^  3.  Seitenyerwandte  und  Ehegatten,  erstere 
nach  der  Nähe  des  Grades  und  nicht  über  den  yierten  Grad,  ohne 
Konkurrenz  mit  Ehegatten  bis  zum  sechsten  Grade. 

In  Peru  ist  das  mündliche  (Priyat-)Testament  nur  in  Noth- 
fällen»  gestattet;  das  öffentliche  Testament  wird  yor  dem  Notar  er- 
richtet (Ges.-B.  Art.  658  ff.). 

i^Sr werben  wird  die  Erbschaft  nicht  kraft  des  Gesetzes,  sondern 
nur  durch  besondere  Antretungshandlung  (Ges.-B.  Art.  760,  765). 

Ueber  die  Rechtsstellung  der  Fremden  s.  Journal  (ftt  {irofi^ 
intmi^  äc,  tom.  V  (1878)  p.  345  u.  577,  tom.  VI  (1879)  p.  41  u.  250.M) 


^  Bezüglich  der  Vereinbarung  der  südamerikanischen  Staaten  Ober 
internationales  Ziyilrecht  s.  oben  Note  5  (Argentinien). 

*^)  Neubauer  S.  288.  lieber  die  Vereinbarung  zwischen  Peru  und 
anderen  südamerikanischen  Staaten  betreffs  eines  internationalen  Ziyilrechts 
s.  Note  5. 

^^)  üeber  Staatsangehörigkeit  in  Peru   s.  Weiss  a,  a..O.- p.  225. 
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D,  BoUvia.") 

Das  GeBetsbaeh  Ton  Boliyia  (Ausgabe  Ton  Horacio  Samorano, 
1876)  basirt  auf  dem  franzosischeii  Bechte.^^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Oesetibuch  Art.  704  ffl): 
1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht;  anerkannte  uneheliche 
Kinder  erben  gleich  ehelichen.  2.  Aszendenten.  8.  Geschwister 
und  deren  Deszendenten.  4.  Die  entfernteren  SeitenTcrwandten  nach 
der  Nähe  des  Grades  und  bis  zum  yierten  Grade.  ^^) 

Testamente  in  Privatform  (schriftlich)  können  ohne  Zuziehung 
Ton  Zeugen,  öffentliche  nur  vor  Notar  (ausnahmsweise  auf  dem  Lande 
Yor  dem  Friedensrichter)  errichtet  werden  (Ges.-B.  Art.  662  ff.). 

Erbsohaftserwerb  nur  mit  Antretung,  dreimonatliche  Frist 
zur  Annahme  (Ges.-B.  Art.  782  f.).^^) 

E.  Brasilien. '"0 

Der  Konsularvertrag   zwischen    dem  Deutsehen  Reiche  und 

Brasilien  vom  10.  Januar  1882  (R.-G.-Bl.  S.  69),   welcher   in  den 

Artikeln  17,  18,  20,  21,  22,  24,  26,  27,  28,  29,  30,  81,  34,  35—39 

Bestimmungen  über  Nachlassbehandlung  und  Yormundschaftseinleitung 

enthielt,   ist   brasilianischerseits   am  22.  September  1886  gekündigt 

worden,  laut  Deutsch.  Reichs-  etc.  Anzeiger  Tom  12.  Noyember  1886 

Nr.  267;  hat  mithin  seit  22.  September  1887  seine  Wirksamkeit 

verloren.^') 

F.  Uruguay. 

I.  Yen  dem  am  20.  Juni  1892  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  der  Orientalienischen  Republik  Uruguay  abgeschlossenen 
Handels- und  SchiffahrtsYcrtrag  (ratifizirt  am  I.Juni  1894  zu 
Montevideo,  R.-G.-B1.  1894  S.  505  ff.)  sind  folgende  Bestimmungen 
hier  zu  erwähnen: 


^')  Üeber  Staatsangehörigkeit  in  Boliyia  s.  Weiss  a.  a.  0.  p.  223. 

>')  Neubauer  a.  a.  O.  S.  288. 

*^)  Ueber  die  Rechte  der  nicht  anerkannten  natürlichen  Kinder  und  des 
überlebenden  Ehegatten  N&heres  in  Art.  741—770  G.-B.,  s.  Saint  Joseph, 
tom.  II  p.  90. 

'*)  Boliiria  hat  sich  gleichfalls  bei  der  Yereinbarttng  über  internationales 
Zivilrecht  betheiligt,  s.  oben  Note  5. 

'*)  Ueber  StMitsangehörigkeit  und  Naturalisation  in  Brasilien  s.  Weiss, 
TraiU  thScretique  et  prtUique  de  droit  intern,  privi,  Paris  1892,  tom.  I 
p.  228  n.  665. 

^^  Ueber  Behandlung  des  Nachlasses  eines  im  Jahre  1889  in  Brasilien 
yerstorb.  württembergischen  Staatsangehörigen  s. Zeitschr. etc. Bd.  HI  S.875. 

Bezüglich  der  Yereinbanmg  Brasiliens  und  mehrerer,  anderer  süd- 
amerikanischer Staaten  über  intern.  Zivilrecht  s.  oben  Note  5  (Argentinien). 
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Nach  Art.  1  Bollen  die  Angehdrigen  eines  jeden  der  yertrag- 
BehliesBonden  Theile^^  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  den 
Schutz  der  Regierung  fGLr  ihre  Person,  ihr  bewegliches  nnd  nnbeweg- 
liehes  Vermögen,  sowie  für  ihren  sonstigen  Besitz  geniessen,  nnd  es 
sollen  ihnen  dieselben  Rechte,  Vortheile  und  Freiheiten  f&r  ihren 
Handel,  ihre  Industrie,  ihren  Geschäfts-  und  Gewerbebetrieb  zustehen, 
wie  solche  den  Landesangehörigen  eingeräumt  sind  oder  in  Zukunft 
eingeräumt  werden.  Dabei  sind  sie  jedoch  den  bestehenden  Gesetzen 
und  Vorschriften  unterworfen. 

Nach  Art.  6  sollen  die  diplomatischen  und  konsularischen  Ver- 
treter eines  jeden  der  beiden  yertragschliessenden  Theile,  die  in  den 
Gebieten  des  anderen  Theiles  ihren  Wohnsitz  haben,  alle  Amishand- 
lungen ausüben  können  und  alle  Freiheiten  und  Vorrechte  geniessen 
welche  den  Beamten  gleichen  Grades  der  meistbegünstigten  Nation 
bewilligt  sind  oder  in  Zukunft  bewilligt  werden.  Dabei  Torsteht  es 
sich  jedoch,  dass  in  Fällen,  wo  über  einen  Naohlass  nicht  letztwillig 
Terfügt  ist,  den  konsularischen  Vertretern  der  beiden  yertrag- 
schliessenden Theile  keine  andere  Einmischung  zusteht,  als  solche 
durch  die  Gesetze  und  Verordnungen  der  betreffenden  Länder  ge- 
stattet ist. 

n.  In  Uruguay  gilt  das  Ziyilgesetzbuch  yon  1877  (codigo 
civU  de  la  repubüea  crimtal  del  Uruguay).^^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  987  ff.): 
1.  Deszendenten.  2.  Aszendenten  in  Konkurrenz  mit  dem  über- 
lebenden Ehegatten  und  mit  natürlichen  Kindern  (drei  Fünftel,  ein 
Fünftel,  ein  Fünftel).  3.  Geschwister  und  deren  Deszendenten  in 
Konkurrenz  mit  Ehegatten,  natürlichen  Kindern  und  Adoptiykindem 
(je  ein  Viertel).  Halbbürtige  Geschwister  erhalten  halb  soyiel  als 
yoUbürtige.  4.  Adoptiyeltem  und  Seitenyerwandte,  so  zwar,  dass  der 
Adopti^parens  Seitenyerwanäte  ausschliesst;  die  Seitenyerwandten  sind 
ohne  Unterschied  der  Voll-  und  Halbbürtigkeit,  nach  der  Nähe  des 
Grades  und  nicht  über  den  zehnten  Grad  hinaus  berufen. 

Erbloser  Nachlass  fällt  dem  Fiskus  zu. 

Ordentliche  Testamente  können  gültig  nur  in  notarieller 
Form  errichtet  werden  (Ges.-B.  Art.  755  ff.). 

Die   Erbschaft    geht    ipso  jure    auf   den    Berufenen    über; 


^')  Ueber  Staatsangehörigkeit  in  Uruguay  s.  Weiss  a.  a.  0.  p.  225. 
»)  Neabauer  a.  a.  0.  S.  295. 
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Sridfirangsfrist  nur  auf  Yerlangen  toh  InteresBenten  (40  Tage),  Nieht- 
erklämng  gilt  als  AuMehlagnng  (Ges.-B.  Art.  1001,  1032). 

I.  Mit  Paraguay  hat  das  Dentiche  Reich  rniterm  21.  Jali 
1887  einen  Meistbegfinstigangayertrag  in  Beziehang  auf  die 
Rechte,  Priyilegien  etc.  der  KonBuln  abgeBchlotaen  (R.-G.-B1.  1888 
S.  178). 

II.  In  Paraguay  ist  das  Zirilgesetzbuch  der  argentinischen 
Republik  Ton  1869  (s..oben  8.  524)  eingefllhrt.>^) 

Erbfolgeordnung,  Erbschaftserwerb,  Testamente  s.  Argen- 
tinische Republik  oben  S.  525.'*) 

H«  Bouador.**) 

I.  Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Freistaate 
Ecuador  wurde  am  28.  Min  1887  ein  Freundschaftsvertrag 
(R.-0.-BI.  1888  8.  186)  abgeschlossen,  dessen  Art.  11  die  Meist- 
begünstigungsklausel enthält  und  in  dessen  Art.  III  die  paiiszirenden 
Theile  sich  Torbehalten,  nach  Massgabe  ihrer  Gesetze  Personen  aus- 
zuweisen, bzw.  nicht  zuzulassen,  welche  auf  Ghrund  ihres  üblen  Vor- 
lebens oder  ihres  Yerhaliens  für  schädlich  anzusehen  sind. 

IL  In  der  Republik  Ecuador  gilt  das  Zivilgesetzbuch  Ton 
1869  {eodigo  dpa  de  la  republiea  del  Ecuador)  mit  Nachtragsgesetz 
Tom  8.  NoTember  1873,  Ausgabe  von  Präsident  Garcia  Moreno.'^) 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung  (Gesetzbuch  Art.  978  £F.): 
1.  Deszendenten  mit  Repräsentationsrecht;  der  arme  Ehegatte  erhält 
Kindstheil.  2.  Aszendenten  drei  Fünftel,  Ehegatte  ein  Fünftel, 
natürliche  Kinder  ein  Fünftel,  bei  Kojikurrenz  der  ersteren  mit 
einer  der  beiden  letzteren  Kategorien  drei  Viertel  und  ein  Viertel, 
sonst  Aszendenten  ausschliesslich.  3.  Natürliche  Kinder,  legitime 
Geschwister  und  deren  Deszendenz,  der  Ehegatte  und  zwar  erstere 
zu  zwei  Vierteln,  letztere  beide  Kategorien  je  zu  einem  Viertel; 
konkurriren   nur   zwei  Kategorien,    so   theilen  beide   gleichheitlich. 


^  Ueber  Staatsangehörigkeit  in  Paraguay  s.  Weiss  a.  a.  0.  p.  224. 
*>)  Neubauer  a.  a.  O.  S.  295. 

**)  Bezüglich  der  Theilnahme  von  Uruguay  und  Paraguay  am  Eongresa 
von  Montevideo  für  intern.  Zivilrecht  s.  oben  Note  5. 

^  Ueber  Staatsbürgerschaft  in  Ecuador  a.  Weiss  a.  a.  0.  p.  224. 
**)  Neubauer  a.  a.  0. 
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Halbbürtige  Oescbwister  erhalten  halb  BOTiel,  wie  Tollbfirtige.  4.  Seiten- 
yerwandte  nach  der  Nähe  de«  Grades  bis  znm  10.  Grad. 

Erbloses  Gut  f&llt  dem  Fiskus  su. 

Testamente  sind  schriftlich,  Yor  Notar  und  drei  Zeugen  oder 
vor  fünf  Zeugen,  zu  errichten  (Ges.-B.  Art.  1004). 

Die  Erbschaft  geht  zwar  kraft  des  Gesetzes  auf  den  Berufenen 
über;  Nichterklärung  gilt  jedoch  als  Ausschlagung  (Art.  1222, 1223  1.  c). 

L  Venezuela.*') 

Das  Zivilgesetzbuch  von  Venezuela  yom  20.  Januar  1873, 
dem  italienischen  Gesetzbuch  nahestehend,  ist  ersetzt  durch  das 
Gesetzbuch  Tom  10.  Dezember  1880.'^ 

Gesetzliche  Erbfolgeordnung:  1.  Deszendenten  mit  Re- 
präsentationsrecht; der  überlebende  Ehegatte  konkurrirt  mit  Kinds- 
theil.  2.  Aszendenten,  Ehegatte  und  natürliche  Kinder.  3.  Ge- 
schwister und  deren  Deszendenz,  Ehegatte  und  natürliche  Kinder. 
4.  Andere  Seitenyerwandte,  nicht  über  den  yierten  Grad  hinaus. 

K.  Columbien. 

Von  dem  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Columbien 
abgeschlossenen  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
yertrage  vom  23.  Juli  1892,  seit  12.  April  1894  in  Kraft  (B.-G.-B1. 
1894  B.  471  ff.),  sind  folgende  Bestimmungen  hier  anzuführen: 

Art  9.  Die  Angehörigen  eines  der  beiden  vertragschliessenden  Thefle*^ 
sollen  das  Recht  haben,  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  jede  Art  beweg- 
lichen nnd  nnlleweglichen  Yermögens  zu  erwerben  and  zu  besitzen,  dasselbe 
mit  aller  den  Inländern  zustehenden  Freiheit  auszubeuten  und  darüber  nach 
ihrem  Belieben  durch  Verkauf,  Schenkung,  Tausch,  letzten  Willen  oder  auf 
andere  Weise  zu  verfügen.  Desgleichen  kOnnen  die  Angehörigen  des  einen 
vertragschliessenden  Theiles,  welchen  in  dem  Gebiete  des  anderen  eine  Erb- 
schaft ziifUlt,  unbehindert  diejenigen  Erbtheile,  welche  ihnen  kraft  Gtesetzes 
oder  vermöge  letzten  Willens  zugefeülen  sind,  erwerben  und  darüber  nach 
Belieben  verfügen,  unbeschadet  der  Entrichtung  aller  derjenigen  Abgaben, 
welche  von  den  LandesangehOrigen  in  gleichen  Fällen  zu  tragen  sind. 

Von  dem  Yennögen,  welches  ans  irgend  welchem  Rechtsgrunde  von 
einem  Deutschen  in  Columbien  oder  von  einem  Golumbianer  in  Deutschland 


'')  Ueber  Staatsbürgerschaft  in  Venezuela  s.  Weiss  a.a.O.  p.  225 
und  657. 

*^  Neub  auer  a.  a.  O. 

*')  Ueber  Staatsangehörigkeit  in  Columbien  s.  Weiss  a.  a.  0. 
p.  224  u.  632. 
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erworben  ist,  dürfen,  wenn  es  ausser  Landes  gelllhrt  wird,  weder  Abschoss 
oder  Nachsteuer  (gabella  hereditaria,  census  emigraJticms)  nooh  sonstige  Ab- 
gaben erhoben  werden,  welchen  die  Angehörigen  des  Landes  nicht  unterworfen 
sind  oder  sein  werden. 


Art.  20.  Die  vertragschliessenden  Theile  sind  übereingekommen,  den 
(jesandten,  Ministem  und  öffentlichen  Agenten  gegenseitig  dieselben  Vor- 
rechte, Begünstigungen  imd  Freiheiten  einzuräumen,  welche  diejenigen  der 
meistbegünstigten  Nation  gemessen  oder  in  Zukunft  gemessen  werden. 

Auch  sind  sie,  geleitet  von  dem  Wunsche,  jeden  Anlass  zur  Trübung 
ihrer  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  vermeiden,  dahin  übereingekommen, 
dass  ihre  diplomatischen  Vertreter  aus  Anlass  der  Rechtsansprüche  oder  Be- 
schwerden von  Privatpersonen  nicht  in  Angelegenheiten  eingreifen  sollen, 
welche  dem  Bereiche  der  bürgerlichen  oder  Strafrechtspflege  oder  Entscheidung 
im  Verwaltungswege  angehören,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Rechts- 
verweigerung, um  ungewöhnliche  oder  ungesetzliche  Rechtsverzögerung  oder  um 
NichtVollstreckung  eines  rechtskräftigen  Urtheils  handelt,  oder  endlich,  dass 
nach  Erschöpfung  der  gesetzlichen  Rechtsmittel  eine  klare  Verletzung  der 
zwischen  den  beiden  vertragschliessenden  Theilen  bestehenden  Verträge  oder 
der  von  den  gesitteten  Nationen  allgemein  anerkannten  Bestimmungen  des 
Völkerrechts  oder  des  internationalen  Privatrechts  vorliegen  sollte. 

Art.  21.  Die  vertragschliessenden  Theile  behalten  sich  vor,  eine  Ver- 
einbarung über  die  Befugnisse  und  Pflichten  ihrer  beiderseitigen  Konsular- 
beamten abzuschliessen.  Sie  sind  übereingekommen,  sich  bis  zum  Inkraft- 
treten einer  solchen  Vereinbarung  wechselseitig  in  Eonsularangelegenheiten 
die  der  meistbegünstigten  Nation  eingeräumten  und  in  Zukunft  einzuräumenden 
Rechte  und  Vergünstigungen  zu  gewähren.  Auch  sollen  bis  dahin  die  Kon- 
sularbeamten des  einen  vertragschliessenden  Theiles,  &lls  ein  Angehöriger 
des  letzteren  in  dem  Gebiete  des  anderen  stirbt,  ohne  daselbst  Erben  oder 
TestamentsvoUstrecker  zu  hinterlassen,  die  Befugniss  haben,  den  beweglichen 
Nachlass  in  amtliche  Verwahrung  zu  nehmen  und  zu  verwalten.  Der  be- 
treffende Konsularbeamte  hat  sich  in  einem  solchen  Falle  *  an  die  zuständige 
Ortsbehörde  zu  wenden,  damit  dieselbe  bei  Anlegung  amtiicher  Siegel  und  bei 
Anfiiahme  eines  Verzeichnisses  des  beweglichen  Vermögens  mitwirken  kann« 

Der  Konsularbeamte  soll  nach  Aufiiahme  des  Verzeichnisses  dies  Ver- 
mögen in  seinem  Gewahrsam  behalten  und  verwalten,  in  seinem  Bezirk  den 
TodesfaU  veröffentiichen,  diejenigen  Gegenstände,  welche  dem  Verderben  aus- 
gesetzt sind,  bedeutendere  Kosten  durch  die  Aufbewahrung  verursachen, 
leicht  abhanden  kommen  können  oder  behufs  Bezahlung  von  Schulden  des 
Verstorbenen  verkauft  werden  müssen,  veräussem  und  über  die  anderen  nach 
Massgabe  der  Weisungen  seiner  Regierung  verfügen. 

Er  darf  jedoch  weder  die  Gegenstände  noch  ihren  Reinerlös  den  Erben 
eher  ausantworten,  als  bis  allen  Verpflichtungen,  welche  vom  Verstorbenen 
im  Lande  des  Ablebens  übernommen  wurden.  Genüge  geleistet  ist^  oder  bis 
zwölf  Monate,  von  der  erwähnten  konsularischen  Veröffentlichung  an  gerechnet. 
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▼•xfloflsen  sind,  ohne  oUum  irgend  ein  Ansprach  wider  den  NachlasB  geltend 
gemacht  wnrde. 

Streitigkeiten,  welche  aus  Ansprachen  wider  den  Nachlass  entstehen 
mögen,  sollen  nach  den  Gesetzen  des  Gebietes,  in  welchem  der  Todesfall  statt- 
fand, entschieden  werden. 

Wenn  am  Orte  des  Ablebens  kein  Konsolarbeamter  des  vertrag- 
schliessenden  Theiles,  welchem  der  Verstorbene  angehörte,  sich  befindet,  so 
hat  die  zuständige  Ortsbehörde  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  zu  handeln; 
sobald  aber  die  Auslieferung  des  beweglichen  Vermögens  seitens  des  be- 
treffenden Konsularbeamten  nachgesucht  ist,  soll  dasselbe  gegen  Empfangs- 
bescheinigung entweder  ihm  selbst  oder  einer  von  ihm  unter  seiner  Ver- 
antwortlichkeit zu  dem  fraglichen  Zweck  bezeichneten  Persönlichkeit  aus- 
geliefert werden. 

§  64. 

Persierii  Japan,  China,  Slam,  Korea. 

A.  Persien. 

Der  Frenndsohafts-  Handels-  und  Schiffahrtsyertrag 
swischen  Deuts chlapd  und  Persien  Yom  11.  Juni  1873,^)  welcher 
in  Art.  3  die  Zulassung  von  je  drei  Konsuln  in  den  Staaten  des 
anderen  Theiles  gestattet,  bestimmt  in  Art.  15,  dass,  wenn  auf  dem 
Gebiete  des  einen  der  vertragenden  Theile  ein  ünterthan  des 
anderen^  stirbt,  der  Nachlass  unyerkürzt  der  Familie  oder  den 
Gesellschaftern  des  Verstorbenen,  wenn  solche  vorhanden  sind,  aus- 
geantwortet  werden  soll.  Hatte  der  Verstorbene  weder  Verwandte, 
noch  Gesellschafter,  so  ist  sein  in  den  Lftndem  der  yertragenden 
Theile  vorhandener  Nachlass  unverkürzt  der  Obhut  der  betreffenden 
Agenten  oder  Konsuln  zu  übergeben,  damit  diese  den  Gesetzen  und 
dem  Herkommen  ihrer  Heimath  entsprechend  darüber  verfügen. 

Die  Erwerbung  von  Immobilien  in  Persien  ist  durch  Artikel  6 
•Absatz  3  des  bezeichneten  Vertrages  den  Angehörigen  des  Deutschen 
Reiches  nur  insoweit  eingeräumt,  als  überhaupt  seitens  der  persischen 
Regierung  den  Angehörigen  einer  fremden  Nation  solches  Recht  ein- 
geräumt wird.^) 

^)  R..G.-61.  1873  S.  351  ff.  Früher  bildete  für  die  Beziehungen  Deutsch- 
lands zu  Persien  der  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  zwischen  dem  Zoll- 
verein und  Persien  vom  25.  Juni  1857  (Preuss.  Gesetzsammlung  1858  S.  248) 
die  Grundlage. 

*)  Art.  17  des  Vertrages  enthalt  das  Verbot  der  Naturalisation  in  dem 
einen  oder  anderen  Lande  ohne  Zustimmung  des  anderen  Theiles. 

*)  Hinsichtlich  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  enthält  Art.  13  des  Ver- 
trages detaillirte  Bestimmungen.  —  Ueber  Ausübung  der  Zivügerichtsbackeit 
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B.  Japan. 

I.  Der  iwiBchen  dem  Tonnaligen  Deatsehen  Zoll-  and  Handels- 
Tereine  und  Japan  abgescblosBene  Freundschafts-,  Handels- 
und  Schiffahrtsvertrag  vom  20.  Februar  1869  (Nordd.  B.-G.-BI. 
1870  S.  4;  Bayer.  Beg.-Bl.  1870  S.  226  ff.)  beaohrftnkt  Bich  in  der 
Hauptsache  auf  Einräumung  des  Rechtes,  diplomatische  Agenten  bei 
dem  anderen  Theile  su  akkreditiren,  Konsuln  sn  ernennen,  welchen 
die  PriTilegien  und  Vorrechte  der  Konsularbeamten  der  meist- 
begfinstigten  Nation  sukommen,  femer  auf  handelspolitische  Be- 
stimmungen und  die  Jurisdiktion  in  Streitsachen.^)  üeber  Nachlass- 
behandlung enthält  der  Vertrag  Bestimmungen  nicht. 

II.  In  Japan  gelten  nach  dem  am  1.  Januar  1893  in  Kraft 
getretenen  neuen  bfirgerliehen  Gesetzbuch  Ton  1890  sweierlei  Arten 
der  Erbschaft:^)  die  sog.  Hauserbschaft  (beim  Tode  oder  der  Abdi- 
kation des  Haushauptes  eintretend)  und  die  gew5hnliohe  Naohlassen« 
Schaft  (beim  Ableben  eines  Familiengliedes);  §§  286,  287  I.  c. 

Erbfolgeordnung  bei  der  Hauserbschaft:  1.  Der  nächste 
Assendent  des  Erblassers,  2.  bei  gleich  naher  Verwandtschaft  Vonug 
des  männlichen  Geschlechtes  Tor  dem  weiblichen,  8.  innerhalb  des- 
selben Geschlechtes  Vonug  des  ehelichen  Yor  dem  unehelichen  Kinde. 
An  Stelle  des  voryerstorbenen  Dessendenten  gelangen  dessen  Nach- 
kommen in  derselben  Ordnung  snr  Hauserbschaft.  Der  Erblasser 
kann  einem  gesetzlichen  Erben  die  Erbfolge  nur  aus  den  gesetz- 
lichen Enterbungsgründen  entziehen,  welche  sind:  1.  Verschollenheit, 
2;  gerichtlich  erklärte  Unfähigkeit  zur  Vermogensyerwaltung,  3.,  5. 
und  6.  Verurtheilung  wegen  gewisser  Delikte  insbesondere  gegen 
die  Aszendenten,  endlich  4.  Unfähigkeit  zur  Vermogensrerwaltnng 
wegen  unheilbarer  Krankheit  (§§  294 — 800). 


über  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  im  persischen 
Reiche  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  IV  S.  100  f. 

^)  Art.  5  des  Vertrages:  Alle  Streitigkeiten,  welche  sich  in  Bezog  auf 
Person  oder  Eig^itham  zwischen  in  Japan  sich  anfhaltenden  Deutschen  er- 
heben sollten,  werden  der  Entscheidung  der  deutBchen  Behörde  unterworfen 
werden.  Desgleichen  werden  sich  die  japanischen  Behörden  in  keine  Streitig- 
keiten mischen,  welche  zwischen  Unterthanen  eines  der  kontrahirenden  deutschen 
Staaten  und  Angehörigen  einer  anderen  Vertragsmacht  etwa  entstehen  sollten. 

*)  8.  Roztocil  in  der  Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Oerichts- 
barkeit  in  Oesterreich  S.  31  ff. 

Der  Darstellung  von  Roztocil  liegt  die  Broschüre  eines  Einheimischen, 
des  Japanesen  KosaburoKishi  unter  dem  Titel  ,  Das  Erbrecht  Japans  nach 
der  neuen  Kodifikation  vom  Jahre  1890  und  Kritik  desselben,  Göttingen  1891', 
zu  Grunde.  S.  auch  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht,  Bd.  IV 
S.  101  ff. 
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In  Ermangelung  eine»  gesetzHohen  Erben  sieht  dem  Yater 
eyentnell  der  Matter,  reap.  bei  Kichtrorhandenaein  derselben  dem 
Familienrathe  die  Ernennung  des  Erben  nach  folgender  Ordnung  an: 
1.  Brftder,  2.  Sohwestern,  8.  Dessendenten  der  Geschwister  —  hierbei 
wieder  mit  Vorzug  des  m&nnlichen  Geschleehtes  —  erst  dann  4.  die 
nftchsten  Aszendenten,  sohin  5.  der  Ehegatte,  6.  bei  Abgang  aller 
Vorgenannten  eine  fremde^  yom  Familienrathe  zu  bestimmende  Person, 
endlich  7.  der  Staat,  wenn  gar  kein  Erbe  yorhanden  ist,  jedoch 
«rwirbt  der  Staat  nur  mit  der  Wirkung  einer  bedingten  Erbfolge 
(§§  801—305,  dann  §  315). 

Stirbt  ein  sogenannter  Nachlasserblasser,  so  gelangt  seine 
Erbschaft  (welche  eben  nur  Vermögensrechte  resp.  Verbindlichkeiten 
zum  Inhalte  hat)  zun&chst  an  die  mit  ihm  in  demselben  Familien- 
yei^bande  befindlichen  Deszendenten  nach  den  gleichen  Grundsatien 
-wie  bei  der  Haaserbfolge,  sodann  an  den  Ehegatten,  in  Ermangelung 
dieser  beiden  Klassen  jedoch  an  das  Hanshaupt  (§§  812 — 314). 

Der  Erbe  kann  die  bedingte  oder .  unbedingte  Annahme  oder 
die  Ablehnung  der  Erbschaft  erklären.  Dem  gesetzlichen  Erben 
steht  die  Ablehnung  der  Erbschaft  nicht  zu.  Bei  der  Erbfolge  auf 
Orund  einer  Abdikation  ist  eine  bedingte  Annahmeerklftmng  unzu- 
lissig  (§  817). 

Eine  unbedingte  Annahmeerklärung  liegt  yor,  wenn  der  Erbe 
ausdrficklieh  oder  stillschweigend  seinen  Willen  zu  ericennen  gibt, 
dass  er  in  die  sogenannte  Vermögenssphäre  (Rechte  und  Verbindlich- 
keiten) als  deren  Repräsentant  eintrete  (§  322). 

Eine  bedingte  Annahmeerklärung  liegt  yor,  wenn  der  Erbe 
erklärt,  für  die  Schulden  des  Erblassers  nur  nach  Massgabe  des 
aktiyen  Vermögens  haften  zu  wollen  (§  325). 

Der  bedingte  Erbe  ist  yerpflichtet,  innerhalb  einer  dreimonat- 
lichen, jedoch  auf  sechs  Monate  erstreckbaren  Frist  ein  Vermögens- 
inyentar  zu  errichten  und  dem  Nachlassgerichte  yorsulegen.  Das 
weitere  Abhandlungsyerfahren  schliesst  sich  im  Detail  dem  gemeinen 
Rechte  an  (§§  318—341). 

Die  Ablehnung  der  Erbschaft  muss  gerichtlich  zu  Protokoll 
gegeben  werden,  um  rechtswirksam  zu  sein,  sie  kann  femer  inner- 
halb der  Frist  zur  Annahme  widerrufen  werden,  wenn  inzwischen 
nicht  ein  Anderer  die  Annahme  erklärt  hat  (§§  336 — 341). 

Die  heredäasjacens  ist  durch  einen  gerichtlich  zu  bestellenden 
Kurator  zu  yerwalten  (§§  342—348). 
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Die  letstwillige  Yerfügnng  ist  naeh  der  Definition  des 
Kodex  eine  leiitwillige,  d.  h.  jederaeit  widernifliche,  an  eine  be- 
stimmte Fonn  gebundene  Willenserklärang,  aaf  Grand  deren  das 
Vermögen  des  Erklärenden  nach  seinem  Ableben  auf  einen  Anderen 
übergeht.  Diese  YerfQgung  (Testament)  kann  rechtsgAltig  ia  drei 
Formen  yorkommen:  1.  als  tesiamentum  holographum,  2.  als  tesia- 
metUum  aUographum  (vom  Kodex  als  « geheimes^  Testament  betitelt) 
und  8.  als  notarielles  Testament.  Das  notarielle  Testament  ist  in 
einem  Terschlossenen,  mit  der  Namensfertigung  des  Testators,  zweier 
Zeugen,  sowie  eines  Notars  yersehenen  Couvert  bei  dem  inventirenden 
Notar  gegen  eine  Empfangsbestätigung  zu  hinterlegen,  worin  der 
Notar  die  Erklärang  abgibt,  dass  das  inbefindliche  Testament  nur 
nach  dem  Tode  des  Erblassers  und  in  Gegenwart  des  Erben  gedffnet 
werden  dflrfe  (§§  352-373). 

Neben  diesen  ordentlichen  Testamentsformen  kennt  der  Kodex 
auch  ausserordentliche,  und  zwar:  Militärtestamente,  Testamente 
während  einer  Seefahrt,  während  einer  ansteckenden  Krankheit  und 
fftr  im  Auslande  weilende  Personen  (§§  874—382). 

Bezüglich  des  ümfanges  des  testamentarisch  übertragbaren  Ver- 
mögens bestimmt  der  Kodex,  dass  der  Erblasser  bei  Vorhandensein 
selbst  nur  eines  gesetzlichen  Erben  (Deszendenten)  nur  bis  zur  Hälfte 
seines  Vermögens  testiren  kann.  Wird  diese  Hälfte  überschritten, 
so  tritt  jedoch  nicht  Ungültigkeit  des  Testamentes,  sondern  yer- 
hältnissmässige  Herabminderang  der  letztwilligen  Zuwendungen  ein 
(§§  888-886). 

Die  Bestimmungen  über  die  Berechnung  des  Pflichttheiles,  die 
Auseinandersetzung  mit  den  Legataren,  die  Bealisirung  und  Liquidirung 
des  Nachlasses,  ferner  über  die  Ungültigkeit  der  Testamente  folgen 
allgemeinen  Rechtsgrandsätzen  (§§  387— i21).«) 

O.  China. 

Auoh  der  am  2.  September  1861  yon  den  Staaten  des  da- 
maligen Deutschen  Zoll-  und  Handelsyereins,  den  Grossherzogthümern 
Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz,  sowie  den  Hanse- 
städten Lübeck,  Bremen  und  Hamburg  einerseits,  und  China  ander- 


**)  Ueber  Jastizreform,  Gerichtsorgaoisation,  Wobnsitzrecht  und  Ckiind- 
stückerwerb  in  Japan  s.  Zeitscbr.  f.  intern.  Privat-  etc.  Recht,  Bd.  I  S.  266, 
686  n.  647,  ferner  Yorikadzu  von  Matsudaira,  die  völkerrechtlichen  Ver- 
träge Japans,  Wien  1890. 
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seits  vereinbarte  Frenndsehafts-,  Handels-  und  Sehiffahrta- 
Tertrag  (PreuBS.  GeB.-Samml.  1863  S.  265)  enthält  Niehta  aber 
Nachlaaabehandlung.  Doch  kann  die  Beatiramnng  des  Artikel  39 
dieBea  Vertrages  hier  angefahrt  werden,  wonach  alle  Fragen  in 
Bezug  auf  Rechte  des  Yermogens  und  der  Person,  welehe  sich 
zwischen  Unterthanen  der  bei  dem  Vertrage  betheiligten  deutschen 
Staaten  erheben,  der  Jurisdiktion  der  Behörden  dieser  Staaten  unter- 
worfen sind,  welche  Bestimmung  jedoch  zunächst  mehr  für  Streitige 
keiten,  als  für  Gegenstände  der  niohtstreitigen  Rechtspflege  gegeben 
sein  dürfte. 

Unterm  31«  März  1880  wurde  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  China  zu  dem  obigen  Vertrage  yom  2.  September 
1861  eine  Zusatz-Konvention  abgeschlossen  (R.-G.-BL  1881  S.  261). 
Hieraus  ist  hier  lediglich  das  in  Art,  1  enthaltene  deutscherseits 
•gemachte  Zugeständniss  zu  erwähnen,  dass  an  allen  denjenigen  Orten 
in  Deutschland,  an  welchen  Konsuln  anderer  Mächte  zugelassen  sind, 
auch  die  chinesische  Regierung  Konsuln  zu  ernennen  das  Recht  hat, 
welche  dieselben  Rechte  und  Vortheile  geniessen,  wie  die  Konsuln 
der  meistbegünstigten  Nation. 

D.  Slam. 

Art,  15  des  zwischen  den  Staaten  des  Zollrereins  und  den 
Grossherzogthümern  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz 
einerseits  und  dem  Königreiche  Siam  anderseits  abgeschlossenen 
Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  Tom 
7.  Februar  1862  (Preuss.  Ge8.-Samml.  1864  S.  717  ff.)  enthält  bezüg- 
lich des  Nachlasses  konforme  Bestimmungen,  wie  Art.  15  des  Ver- 
trages mit  Persien,  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  ersterer  auch 
den  Fall  eines  vorhandenen  Testamentes  ins  Auge  fasst  und  hiefür 
bestimmt,  dass  der  Nachlass  an  den  Testamentsvollstrecker  und  erst 
in  dessen  Ermangelung  an  die  Familie  oder  Geschäftstheilhaber  des 
Verstorbenen,  eventuell  an  den  Konsularbeamten  übergeben  werden  soll. 


Der  Handels-,  Freundschafts-  und  Schiffahrtsyertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reich  und  dem  Königreich  Korea  vom  26.  November 
1883  (R.-G.-B1.  1884  S.  221  ff.)  enthält  über  Nachlassbehandlung 
Nichts.  Art.  II  des  Vertrages  statuirt  das  Recht  der  gegenseitigen 
Ernennung  von  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln. 
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Nach  Art.  III  sieht  die  Gerichtsbarkeit  über  deutsche  Keichs- 
aogehSrige  und  deren  Eigenthum  in  Korea  ausschliesslich  den  ge- 
hörig ermächtigten  deutschen'  Behörden  su.^ 


§  65. 

Egypten,  Marokko,  Tunis,  Kongo,  Südafrikanische  Republik, 

Zanzibar,  Madagaskar. 

A.  Bffypten. 
I.   S.  oben  §  59  „Tarkei^ 

II.  Bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Konsuln  in 
Egypten  bestimmt  das  Reichsgesetz  vom  30.  März  1874  (R.-G.-B1. 
1874  S.  23),  dass  solche  durch  eine  mit  Zustimmung  des  Bundes- 
rathes  su  erlassende  kaiserliche  Verordnung  eingeschränkt  oder  auf- 
gehoben werden  könne,  dass  jedoch  die  Dauer  der  Einschränkung 
den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  nicht  übersteigen  solle.  Auf  Gnrnd 
dieses  Geseties  wurde  die  kaiserliche  Verordnung  yom  23.  Dezember 
1875,  betr.  die  Einschränkung  der  Gerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  in  Egypten  (R.-G.-B1.  8.  381)  mit  Geltungs- 
dauer Yon  fünf  Jahren  erlassen.  Durch  Reichsgesetz  vom  5.  Juni 
1880,  betr.  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Egypten  (R.-G.-B1.  8«  145) 
wurde  die  im  Gesetze  Yom  30.  März  1874  enthaltene  Zeitbesehränkung 
und  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  23.  Dezember  1880  (R.-G.-B1. 
8.  192)  wurde  die  in  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1B75  ent- 
haltene Geltungsdauer  dieser  Verordnung  aufgehoben.^) 

B.  Marokko. 

L    Die  Konrention  über  Ausübung  des  8chutzrechtes  in 
Marokko  yom  8.  Juli  1880')  bestimmt  in  Art.  11  Folgendes: 


^  Ueber  den  Freundschafts-,  Handels-  undSchiffahrtsvertrag 
zwischen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  dem  König- 
reich Korea  vom  23.  Juni  1892  (Oesterr.  R.-6.-B1.  1893  S.  477  ff.)  s.  Zeit- 
schrift etc.  Bd.  IV  S.  98  ff. 

')  Näheres  hierüber,  sowie  über  Organisation  der  gemischten  inter- 
nationalen Gerichte  in  Kgypten  s.  Böhm,  Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens, 
Thl.  1  S.  229  ff.,  Ergänzungsheft  8.  40. 

*)  Abgeschlossen  ZMrischen  Deutschland,  Oesterreich-Ungam,  Belgien, 
Dänemark,  Spanien,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Gross- 
britannien und  Irland,  Italien,  Marokko,  den  Niederlanden^  Portugal,  Schweden 
und  Norwegen;  R,.G.-B1.  1881  S.  103. 
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Das  Reoht,  Grundeigenthum  zu  erwerben,  steht  allen 
Fremden'}  zu;  jedoch  darf  der  Ankauft)  Ton  Grundeigenthum  nur 
mit  vorausgehender  Genehmigung  der  Regierung  erfolgen,  wobei 
hinsichtlich  der  Erwerbsurkunden  die  durch  die  Landesgesetze  yor- 
geschriebenen  Förmlichkeiten  zu  beobachten  sind.  Jede  fiber  dieses 
Recht  entstehende  Streitfrage  soll  nach  den  bezeiohneten  Gesetzen 
unter  Gestattung  der  in  den  Verträgen  festgesetzten  Berufung  an 
den  Minister   der   auswärtigen  Angelegenheiten  entschieden  werden. 

II.  Der  Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reieh 
und  Marokko  vom  1.  Juni  1890  (R.-G.-B1.  1891  S.  378)  enthält 
in  Art.  1  die  Meistbegünstigangsklausel,  über  Naehlassbehandlung 
oder  sonst  hieher  besfigliche  Materien  Nichts. 

O.  Tunis. 

Auf  Grund  des  Reichsgesetzes,  die  Konsulai^erichtsbarkeit  in 
Tunis  betr.,  vom  27.  Juli  1888  (R.-G -Bl.  1883  S.  263)  wuide 
durch  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  Januar  1884  (R.-G.-BI.  1884 
S.  9)  die  dem  Konsul  des  Deutschen  Reichs  in  Tunis  fOr  die  Regent- 
schaft Tunis  zustehende  Gerichtsbarkeit  vom  1.  Februar  1884  mit 
der  Massgabe  ausser  Uebung  gesetzt,  dass  die  deutschen  Reiehs- 
angehörigen  und  Schutzgenossen  in  der  Regentschaft  Tunis  von 
diesem  Tage  ab  der  Gerichtsbarkeit  der  von  Frankreich  in  der 
Regentschaft  eingesetzten  Gerichte  unterworfen  sind« 

D.  Konffo. 

I.  Von  der  Uebereinkunft  zwischen  dem  Deutsohen  Reich 
und   der  internationalen  Gesellschaft   des  Kongo  vom  8.  November 


')  In  Bezug  auf  Naturalisation  marokkanischer  Unterthanen  im  Aus- 
lande bestimmt  Art.  15  der  Konvention: 

«Jeder  im  Auslande  naturalisirte  Unterthan,  welcher  nach  Marokko 
zurückkehrt,  soll  nach  einer  ebenso  langen  Zeit  des  Aufenthalts^  wie  diejenige 
ist,  deren  er  gesetzmässig  bedni'fbe,  uro  die  betreffende  Naturalijiation  zu  er- 
langen, zwischen  der  gänzlichen  Unterwerfung  unter  die  Gresetze  Marokkos 
und  der  Verpflichtung,  Marokko  zu  verlassen,  zu  wählen  haben;  es  sei  denn, 
dass  nachweislich  die  Naturalisation  im  Auslande  mit  Zustimmung  der  marok- 
kanischen Regierung  erlangt  worden  ist. 

Die  bis  jetzt  durch  marokkanische  Unterthanen  den  Gesetzen  des  be- 
treffenden fremden  Landes  gemäss  erlangte  Naturalisation  im  Auslande  bleibt 
in  voller  Wirkung  ohne  irgend  welche  Einschränkung  bestehen.* 

*)  Hieraus  ist  zu  folgern,  dass  bei  anderen  Erwerbstiteln,  insbesondere 
beim  Erwerbe  im  Erbwege  eine  Genehmigung  der  Regierung  nicht  erforderlich 
sein  wird. 
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1884  (R.-G.-B1.  1885  S.  211)  ist  hier  lediglich  die  MeistbegfinstigiingB- 
klansel  in  Art.  2  zu  erw&hnen,  welche  lautet: 

.Die  AngehSrigen  des  Dentschen  Reiches  sollen  befdgt  sein,  sich  in 
dem  Gebiete  der  Gesellschaft  an&uhalten  und  niederzulassen. 

Dieselben  sollen  hinsichtlich  des  Schutzes  ibrer  Person  und  ihres  Eigen- 
thums,  der  freien  Ausübung  ihrer  Religion,  der  Yerfolgong  und  Yertheidigung 
ihrer  Rechte,  sowie  in  Bezug  auf  Schiffahrt,  Handel  und  Gewerbebetrieb  den 
Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation,  einschb'esslich  der  Inländer,  gleich- 
gestellt sein. 

Insbesondere  sollen  sie  das  Recht  haben,  in  dem  Gebiete  der  Gesell- 
schaft belegene  Grundstücke  und  Gebäude  zu  kaufen,  zu  verkaufen  und  zu 
yermiethen,  Handelshäuser  zu  errichten  und  daselbst  Handel  sowie  die  Kttsten- 
sohiffahrt  unter  deutscher  Flagge  zu  treiben."^) 

II.  Aus  dem  Fremdengesetze  des  Kongostaates  vom 
20.  Februar  1891  {BuUeHn  officUl  de  Vüat  du  Congo,  avrü  1891; 
Stoerk,  Nauveau  Becueil  gin4räl  de  TraiUs  etc.,  17  Bd.  2  Ser. 
p.  38;  Zeitschr.  f.  int.  Privat-  etc.  Recht  Bd.  IV  S.  198  sind  folgende 
Bestimmungen  anzuführen: 

Art.  1.  Der  Ausländer,^  welcher  sich  im  Gebiete  des  Eongostaates 
befindet,  hat  für  seine  Person  wie  für  sein  Yermügen  den  vollständigen  Genuss 
der  bürgerlichen  Rechte. 

Art.  2.  Zustandsrechte  und  HandlungsfiÜiigkeit  richten  sich  nach  dem 
Gesetz  des  Heimathsstaates,  und  wenn  solcher  unbekannt,  nach  dem  Gesetze 
von  Kongo. 

Art.  8.  Für  die  Rechte  an  Sachen,  bewegliche  wie  unbewegliche,  ist 
das  Gesetz  des  Ortes,  wo  sich  die  Sachen  befinden,  massgebend. 

Art.  4.  Letztwillige  Verfügungen  sind  bezüglich  der  Form  dem  Gesetze 
des  Errichtongsorts,  bezüglich  Inhalt  und  Wirkung  dem  Gesetze  des  Heimaths- 
staates des  Verfügenden  unterworfen. 

Der  Ausländer,  welcher  im  Kongogebiete  eine  letztwillige  Verfügung 
errichtet,  kann  auch  nach  der  Form  seines  Heimathsgesetzes  testiren. 

Art.  5.  Für  die  Form  der  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  gilt  das 
Gesetz  des  Errichtungsortes  fakultativ  mit  dem  Heimathsgesetz. 

Vorbehaltlich  gegentheiliger  Willenskundgebung  der  Kontrahenten  werden 
Verträge,  anlangend  deren  Inhalt,  Wirkung  und  Beweis,  nach  dem  Rechte  des 
Erfüllungsortes  beurtheili 

Obligationen,  welche  aus  Quasikontrakten,  Delikten  oder  Qnasidelikteü 
entstanden,  sind  den  Gesetzen  des  Ortes  der  That  unterworfen. 

Art.  6.    Die  Eheschliessnng  ist  beherrscht: 
bezüglich  der  Form  vom  Rechte  des  Ortes  der  Eingehung  der  Ehe; 

*)  Mit  dem  Kongostaate  wurde  von  der  Schweiz  vereinbart  ein 
Freundschafts-,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  vom  16.  November  1889 
(Schweiz.  Handelsamtsbl.  1889  Nr.  184,  Deutsches  Handelsarchiv  1890  I  S.  94). 

*)  lieber  Staatsangehörigkeit  im  Kongo  s.  Journal  du  droit  inter- 
national etc.  p.  Clunet,  tom.  XX  p.  248. 
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beifiglich  der  Wirkiingen  fOr  die  Person  der  Ehegatten  Yom  Qeaetie  das 
Heimathsstaates,  dem  der  betreffende  Ehegatte  zur  Zeit  der  Eingehung 
der  Ehe  angehörte; 

bezflglich  der  Wirkungen  für  die  Person  der  Kinder  vom  HeimathsgesetKe  des 
Vaters  im  Zeitpunkte  der  Geburt; 

bezüglich  der  Wirkungen  für  das  Vermögen  in  Ermangelung  eines  Ehe- 
yertrages  durch  das  Gesetz  der  ersten  Niederlassung  der  Ehegatten, 
vorbehaltlich  des  Nachweises  einer  gegentheiligen  Absicht  der  be- 
iheiligten Ehegatten. 

Art.  7.  Die  Ehegatten  können  die  Trennung  der  Ehe  nur  verlangen, 
wenn  deren  Heimathsgesetz  solches  zulftsst 

Die  Scheidung  kann  nur  aus  Gründen,  welche  im  G^esetze  des  Eongo- 
staates  vorgesehen  sind,  ausgesprochen  werden. 


B.  Südafrikanische  Republik. 

Der  Freandschafts-  und  Handelsvertrag  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  and  der  Südafrikanischen  Republik  vom 
22.  Januar  1885  (R.-G.-B1.  1886  S.  209  ff.)  enthält  Bestimmungen 
fiberNachlassbehandlung  in  den  Artikeln  17  bis  einschliesslich  29, 
welche  im  Wesentlichen  konform  sind  mit  den  Vorschriften  in 
Art.  XI — XXIII  des  deutsch-serbischen  Eonaularvertrages  (s.  oben 
S.  468). 

Die  Notariatsbefngnisse  der  gegenseitigen  Konsuln  sind  in 
Art.  15  geregelt,  welcher  lautet: 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  ihre  Kanzler,  sowie  die 
Konsularagenten  haben  das  Recht,  sowohl  in  ihrer  Kanzlei  als  auch  in  der 
Wohnung  der  Betheiligten  diejenigen  Erklärungen  aufisunehmen,  welche  die 
Reisenden,  Handeltreibenden  und  alle  sonstigen  Angehörigen  des  Staates,  der 
sie  ernannt  hat,  abzugeben  haben.  Sie  können  ausserdem,  soweit  sie  nach 
den  Gesetzen  dieses  Staates  dazu  ermftchtigt  sind,  alle  letztwilligen  Ver- 
fagungen  von  Angehörigen  dieses  Staates  aufoehmen  und  beurkunden. 

In  gleicher  Weise  können  sie  alle  anderen  Rechtshandlungen  aufnehmen 
und  beurkunden,  bei  welchen  diese  Angehörigen,  sei  es  allein,  sei  es  gemein- 
schaftlich  mit  Angehörigen  oder  sonstigen  Einwohnern  des  Landes,  in  welchem 
sie  ihren  Amtssitz  haben,  betheiligt  sind. 

Zur  Aufiiahme  und  Beurkundung  von  Rechtshandlungen,  an  welchen 
ausschliesslich  Angehörige  des  Staates,  in  welchem  die  Konsularbeamten  ihren 
Amtssitz  haben,  oder  eines  dritten  Staates  betheiligt  sind,  sind  diese  Beamten 
nach  Massgabe  der  Gesetze  des  Staates,  welcher  sie  ernannt  hat,  dann  befugt 
wenn  die  Rechtshandlungen  bewegliche  oder  unbewegliche  Gegenstftnde,  welche 
sich  in  diesem  Staate  befinden,  oder  Angelegenheiten,  welche  daselbst  zur 
Erledigung  kommen  sollen,  ausschliesslich  betreffen.  Die  Konsularbeamten 
können  auch  jede  Art  von  Verhandlungen  und  Sohriftstficken,   welche  von 
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Bebörden  oder  Beamten  des  Staates,  welcher  sie  ernannt  bat,  aasgegangen 
sind,  fibersetzen  und  beglaubigen. 

Alle  Yorerwähnten  Urkunden,  sowie  die  Absobiiften,  Auszüge  oder 
üebersetzungen  solcher  Urkunden  sollen,  wenn  sie  durch  die  gedachten 
Konsularbeamten  vorschriftsmftssig  beglaubigt  und  mit  dem  Amtssiegel  der 
KonsularbehOrde  versehen  sind,  in  jedem  der  beiden  Staaten  dieselbe  Kraft 
und  Geltung  haben,  als  wenn  sie  vor  einem  Notar  oder  anderen  Öffentlichen 
oder  gerichtlichen,  in  dem  einen  oder  dem  anderen  der  beiden  Staaten  zu- 
ständigen Beamten  aufgenommen  wären,  mit  der  Massgabe,  dass  sie  dem 
Stempel,  der  Begistrirung  oder  jeder  anderen  in  dem  Staate,  in  welchem 
sie  zur  Ausführung  gelangen  sollen,  bestehenden  Taxe  oder  Auflage  unter- 
worfen sind. 

Wenn  gegen  die  Genauigkeit  oder  die  Echtheit  der  Abschriften,  Aus- 
zfige  oder  Üebersetzungen  Zweifel  erhoben  werden,  so  soU  die  KonsularbehOrde 
der  zuständigen  LandesbehGrde  auf  Verlangen  die  Urschrift  behufi9  Yergleichung 
zur  Yerffigung  stellen. 

F.  Zanzibar. 

Nach  Art.  Y  des  Frenndschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
yertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Sultan  von 
Zanzibar  yom  20.  Dezember  1885  (B.-G.-Bl.  1886  S.  261)  sind  die 
Angehörigen  des  Deatsohen  Reichs  in  den  Gebieten  des  Sultans  be- 
rechtigt, durch  Miethe,  Kauf,  Schenkung  oder  sonstige  Yereinbamng 
mit  dem  Eigenthfimer,  sowie  im  Wege  der  gesetzlichen  oder 
testamentarischen  Erbfolge,  jede  Art  von  beweglichem  und 
unbeweglichem  YermÖgen  zu  erwerben  und  zu  besitzen  und  darüber 
durch  Yerkanf,  Tausch,  Schenkung,  letztenWillen  oder  auf  andere 
Weise  frei  zu  verfügen. 

Art*  XX  desselben  Yertrags  räumt,  wenn  ein  Angehöriger  des 
Deutschen  Reichs  mit  Hinterlassung  von  Yermögen  innerhalb  des 
Gebietes  des  Sultans  stirbt,  dem  Deutschen  Konsul  die  Befugniss 
ein,  das  von  dem  Yerstorbenen  hinterlassene  Yermögen  in  Empfang 
zu  nehmen  und  darüber  nach  Massgabe  der  deutschen  Gesetze  zu 
verfügen. 

G.  Madaflraakar. 

Die  Konvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  dem 
Königreich  Madagaskar  vom  15.  Mai  1883  (R.-G.-B1.  1885  S.  166) 
enthält  in  der  Hauptsache  in  Art.  11  die  Meistbegünstignngs- 
klansel  für  die  diplomatischen,  konsularischen  und  maritimen  Yer- 
treter,  Agenten  und  Offiziere  der  vertragsehliessenden  Theile. 
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§  66. 

Hawai,  Samoa. 

A.  Hawai. 
Zmschen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem Königpreiche  der 
Hawaiischen  (Sandwichs-)  Inseln  wurde  unterm  25.  Mars  bzw. 
19.  September  1879  ein  Freundschafts-,  Handels-,  Schiff- 
fahrts-  und  Konsularyertrag  (R.-G.-B1.  1880  B.  121  ff.)  ab- 
geschlossen, dem  folgende  hieher  gehörige  Bestimmungen  entnommen 

werden : 

Art.  XIX.  Im  Falle,  dass  ein  Angehöriger  des  Deutschen  Reichs  auf 
den  Hawaiischen  Inseln,  oder  dass  ein  Angehöriger  der  Hawaiischen  Inseln 
im  Deutschen  Reiche  sterben  sollte,  ohne  in  dem  Lande  seines  bzw.  ihres 
Ablebens  bekannte  Erben  oder  von  ihm  bzw.  ihr  ernannte  Testamentsvoll- 
strecker zu  hinterlassen,  so  sollen  die  kompetenten  Landesbehörden  den 
nächsten  Konsularbeamten  der  Nation,  welcher  der  Verstorbene  angehörte, 
von  diesen  umständen  alsbald  in  Eenntniss  setzen,  damit  die  erforderliche 
Benachrichtigung  den  betheiligten  Personen  unverzüglich  übermittelt  werde. 

Der  gedachte  Konsularbeamte  soll  das  Recht  haben,  persönlich  oder 
durch  einen  Beauftragten  bei  allen  Amtshandlungen  f&r  die  abwesenden  Erben 
oder  Gläubiger  aufzutreten,  bis  diese  einen  Bevollmächtigten  ernannt  haben. 
Auch  soll  er,  wenn  er  es  für  zweckmässig  erachtet,  den  Nachlass  des  Ver- 
storbenen zu  Gunsten  der  gesetzlichen  Erben  und  der  Gläubiger  gemäss  den 
Gesetzen  des  Landes,')  in  welchem  sich  der  Todesfall  ereignet  hat,  persönlich  ver- 
walten dürfen.  Zu  diesem  Zweck  soll  er  die  Ermächtigung  von  dem  zuständigen 
Gerichtshof  nachsuchen,  und  es  soll  ihm,  wenn  kein  vernünftiger  Einwand 
erhoben  werden  kann,  solche  Ermächtigung  ertheilt  werden.  In  allen  Erb- 
fällen  sollen  die  Angehörigen  eines  jeden  der  Vertragenden  Theile  in  dem 
Gebiete  des  anderen  Theiles  nur  diejenigen  Abgaben  entrichten,  welche  sie 
entrichten  mfissten,  wenn  sie  Angehörige  desjenigen  Landes  wären,  in  welchem 
der  Nachlass  sich  befindet  oder  die  gerichtliche  Verwaltung  desselben  stattfindet 

Art.  XX.  Den  General-Konsuln,  Konsuln,  Vize-Konsuln  und  Konsular- 
Agenten  der  beiden  Länder  steht  ausschliesslich  die  Inventarisirung  und  Sieher- 
stellnng  der  Güter  und  Gegenstände  jeder  Art  zu,  welche  von  Schiffideutea 
auf  Schiffen  ihrer  Nationalität,  sei  es,  dass  sie  an  Bord  der  Schiffe  oder  am 
Lande,  während  der  Fahrt  oder  im  Bestimmungshafen  sterben,  oder  von  Schiflb- 
passagieren,  so  lange  sie  zum  Schiffe  gehören,  hinterlassen  sind. 

Nach  Artikel  XVIII  haben  femer  die  General-Konsuln,  Konsuln, 
Vize-Konsuln  oder  Konsular-Agenten  der  beiden  Länder  oder  deren 
Kanzler,  soweit  sie  nach  den  Gesetzen  und  Verordnungen  ihres  Landes 
dazu   befugt    sind,   das  Recht,    einseitige  Rechtsgeschäfte  und  letzt- 


M  Die  Hawaiischen  Inseln  gehören  dem  amerikanischen  Rechtsgebiete 
an;  Goldsehmidt,  Handbuch  des  Handelsredits,  H.  Aufl.  Bd.  I  Sr276. 
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willige  VerfQguiigen  ihrer  Landsleate,  deBgleiohen  Yertr&ge,  welche 
swisohen  Angehörigen  ihres  eigenen  Landes,  sowie  zwischen  diesen 
und  Angehörigen  oder  anderen  Einwohnern  des  Landes  ihres  Amis- 
sitxes  geschlossen  werden,  anftonehmen  und  zu  beglaubigen,  nicht 
minder  alle  YertrSge  «wischen  Personen  der  letzteren  Kategorie, 
soweit  solche  Verträge  auf  ein  im  Gebiete  der  Nation,  welche  die 
gedachten  Konsularbeamten  yertreten,  belegenes  Orundeigenthum  oder 
auf  ein  daselbst  abznschliessendes  Geschäft  sich  beziehen.  Alle 
solche  Verträge  und  andere  Urkunden,  sowie  Abschriften  und  üeber- 
setzungen  dayon  sollen,  wenn  sie  Ton  dem  General-Konsul,  Konsul, 
Vize-Konsul  oder  Eonsular-Agenten  gehörig  beglaubigt  und  mit  dessen 
Amtssiegel  yersehen  sind,  Yon  den  öffentlichen  Beamten  und  den 
Gerichtshöfen  als  öffentliche  Urkunden  bzw.  als  beglaubigte  Ueber- 
Setzungen  oder  Abschriften  angesehen  werden,  und  sie  sollen  dieselbe 
Kraft  und  Wirkung  haben,  als  wenn  sie  Ton  den  kompetenten  öffent* 
liehen  Beamten  des  einen  oder  des  anderen  der  beiden  Länder  auf- 
genommen oder  beglaubigt  wären. 

Nach  Artikel  II  geniessen  die  Angehörigen  und  Bürger  jedes 
der  vertragenden  Theiie  in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf 
die  Rechte  des  Wohnsitzes,  den  Besitz  von  Grundeigenthum,  Gütern 
und  Effekten  aller  Art,  in  Bezug  auf  die  Erbfolge  in  das  Grand* 
eigenthum  oder  das  bewegliche  Vermögen  durch  Testament  oder 
auf  andere  Weise  und  in  Bezug  auf  die  Verfügung  über  Eigenthum 
jeder  Art  und  in  irgend  welcher  Weise  die  nämlichen  Vortheile, 
Freiheiten  und  Rechte  und  sind  nur  denselben  Gebühren  und  Ab- 
gaben in  genannten  Beziehungen  unterworfen,  wie  die  eingebornen 
Angehörigen  und  Bürger. 

B.  Samoa. 

I.  Der  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Regierung 
Ton  Samoa  abgeschlossene  Freundschaftsrertrag  vom  24.  Januar 
1879  (R.-G.-B1.  1881  S.  29  ff.)  enthält  Bestimmungen  über  Nachlass- 
behandlung nicht.  Die  Feststellung  der  Rechte,  Befugnisse  und  Ver- 
pflichtungen der  gegenseitigen  Konsularvertretung  ist  einer  weiteren 
Vereinbarung  der  beiderseitigen  Regierungen  Yorbehalten.  Nach 
Art.  VI  können  die  Angehörigen  eines  jeden  der  yertragenden  Theiie 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Ländereien  und  Grundstücke  kaufen; 
auch  sicherte  die  Samoa-Regierung  den  deutschen  Staatsangehörigen 
den  friedlichen  Besitz  aller  Ländereien  in  Samoa  zu,  welche  dieselben 

BOhm,  Intern.  Nadüaasbehandlaiig.  35 
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bisher  in  ordnungsmftssiger  und  in  seiner  Zeit  gebrftneUieher  Weise 
Ton  Samoanern  gekauft  haben.  In  Art.  YII  ist  die  Bestimmung  der 
Gerichtsbarkeit,  welcher  die  in  Samoa  sich  aufhaltenden  deutschen 
Staatsangehörigen  und  Schutegenossen  bei  Rechtsstreitigkeiten  unter 
sich  unterworfen  sind,  der  deutschen  Regierung  und  deren  Anordnung 
unterworfen;  die  zwischen  Deutschen  und  Samoanern  in  Samoa  ent- 
stehenden Streitigkeiten  werden  Torbehaltlich  weiterer  Yereinbarong 
in  bisher  gebräuchlicher  Weise  von  dem  deutschen  Konsul  oder 
dessen  StellTcrtreter  in  Gemeinschaft  mit  einem  Beamten  der  Samoa- 
Regierung  entschieden. 

U.  Nach  Reichsgesett  yom  6.  Juli  1890  (R.-0.-BL  S.  139) 
Art.  1  kann  die  dem  Konsul  des  deutschen  Reiches  in  Samoa  ffir 
die  Inseln  von  Samoa  (Schijffer-Inseln)  zustehende  Gerichtsbarkeit 
mit  Zustimmung  des  Bundesraths  durch  kaiserliche  Verordnung  ein- 
geschränkt werden.  Bine  solche  Verordnung  wurde  unterm  29.  Oktober 
1890  (R.-G.-B1.  S.  189)  erlassen. 

Ueber  die  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  für  S&moa 
und  dessen  Zuständigkeit  nach  der  Generalakte  der  Samoakonferenx 
der  BeyoUmächtigten  Ton  Deutschland,  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  von  Grossbritannien  vom  14.  Juni  1889  (Deutscher 
Reiehsanseiger  yom  22.  Januar  1890,  D.  HandelsarchiT  1890  I  8.  65) 
8.  Näheres  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  116  f. 
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I. 

Rechtsverhältnisse 
in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

Die  Schutzgewalt  in  den  deutschen  Schutzgebieten  ^)  ttbt  der  Kaiser  im 
Namen  des  Reichs  aus  (§  1  des  Gesetzes,  1l>etr.  die  Rechtsverhältnisse  der 
deutschen  Schutzgebiete  vom  17.  April  1886  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom 
15.  MArz  1888,  R..G..B1.  1888  S.  75). 

Das  bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht»  das  gerichtliche  Verfahren  ein- 
schliesslich der  Gerichtsverfassung  bestimmen  sieh  iQr  die  Schutzgebiete  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  Aber  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli 
1879  (R.-G.-B1.  8.  197),  welches,  soweit  nicht  in  dem  Gesetze  ttber  die  Rechts- 
verhältnisse in  den  Schutzgebieten  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist,  mit  der 
Massgabe  Anwendung  findet,  dass  an  Stelle  des  Konsuls  der  vom  Reichskanzler 
zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigte  Beamte  und  an  Stelle  des 
Konsulargerichts  das  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  über  das  letztere  zu- 
sammengesetzte Gericht  des  Schutzgebietes  tritt  (§  2  des  Gresetzes  vom 
17.  April  1886/15.  llärz  1888). 

Nach  §  1  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
10.  Juli  1879  sind  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfen  die  in  den  Konsular. 
gerichtsbesirken  wohnenden  oder  sich  aufhaltenden  ReichsangehOrigen  und 
Sehutzgenossen. 

Gemäss  §  5  Nr.  1  des  Gesetzes  ttber  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete  kann  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  werden,  dass  in 
den  Schutzgebieten  auch  andere  als  die  im  §  1  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  bezeichneten  Personen  der  Gerichtsbarkeit  unterliegen. 

Soweit  nun  nach  Vorstehendem  in  den  Schutzgebieten  in  Nachlassachen 
oder  sonst  in  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  Gerichtsbarkeit 
im  Namen  des  Deutschen  Reiches  ausgeübt  wird,  kommen  folgende  Bestim- 
mungen des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes  in  Betracht: 

^)  Bezüglich  der  deutschen  überseeischen  Kolonialerwerbungen  s.  Näheres 
bei  L entner,  Internationales  Kolonialrecht  im  19.  Jahrhundert,  Wien  1886; 
femer  Gareis,  Deutsches  Kolonialrecht,  1888;  v.  Stengel,  Die  deutschen 
Schutzgebiete,  ihre  rechtliche  Stellung,  Verfassung  und  Verwaltung,  1889; 
Pann,  Das  Recht  der  deutschen  Schutzherrlichkeit,  Wien  1887. 
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Tn  Betreff  des  bürgerlichen  Rechts  ist  anzanehmen,  daas  die  Beichs- 
gesetze,  das  preussische  Allgemeine  Landrecht  und  die  das  bürgerliche  Recht 
betreffenden  allgemeinen  Gesetze  derjenigen  prenssischen  Landestheile,  in  welchen 
das  Allgemeine  Landrecht  Gesetzeskraft  hat,   gelten  (§  8  Abs.  1  d.  E.-G.-G.). 

Nach  §  12  Abs.  2  d.  K.-G.-G.  ist  in  den  zur  streitigen  Gerichtsbarkeit 
nicht  gehörenden  Angelegenheiten,  welche  in  denjenigen  preussuBchen  Landes- 
theilen,  in  denen  das  Allgemeine  Landrecht  Geltung  hat,  in  erster  Instanz 
zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  oder  der  Landgerichte  gehören,  der  Konsul 
zuständig,  an  dessen  Stelle  also  nach  §  2  des  Gesetzes  über  die  Rechts- 
verhälinisse  der  Schutzgebiete  hier  der  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  er- 
mächtigte Beamte  tritt. 

Das  Verfahren  in  diesen  Angelegenheiten  bestimmt  sich  nach  den  in 
den  bezeichneten  preussischen  Landestheilen  geltenden  Vorschriften,  insoweit 
dies«)  Vorschriften  nicht  Einrichtungen  und  Verhältnisse  voraussetzen,  welche 
in  den  Schutzgebieten  fehlen  (§  43  Abs.  1  E.-G.-G.). 

Die  Bestimmungen  der  in  den  bezeichneten  preussischen  Landestheilen 
geltenden  Landesgesetze  sind  auch  in  Betreff  des  (Gebflhrenwesens  in  An- 
gelegenheiten der  nichtstreitigen'Gerichtsbarkeit,  soweit  nicht  reiohsgesetsliche 
Vorschriften  bestehen,  massgebend  (§  44  K.-G.-G.). 

Bezüglich  der  einzelnen  Schutzgebiete  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Schutzgebiete  von  Kamerun  und  Togo. 

L  Durch  Kaiserliohe  Verordnung  vom  2.  Juli  1888,  betr.  die  Rechts- 
Verhältnisse  in  den  Schutzgebieten  von  Kamerun  und  Togo  (R.-G.-B1.  8.  211), 
§  1  wurde  gemäss  §  2  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete,  das  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879 
mit  den  in  der  Verordnung  vorgesehenen  Abänderungen  für  die  Schutzgebiete 
Kamerun  und  Togo  vom  1.  Oktober  1888  ab  eingeführi 

Der  Gerichtsbarkeit  unterliegen  alle  Personen,  welche  in  dem  Schutz- 
gebiete wohnen  oder  sich  aufhalten,  oder  bezüglich  deren,  hiervon  abgesehen, 
ein  Gerichtsstand  innerhalb  des  Schutzgebietes  nach  den  zur  Geltung  kommenden 
Gesetzen  begründet  ist,  die  Eingeborenen  jedoch  nur,  soweit  sie  dieser  Gerichts* 
barkeit  besonders  unterstellt  werden  (§  2  der  Verordnung  vom  2.  JuH  1888). 

Der  Gouverneur  von  Kamerun  bestimmt  mit  Genehmigung  des  Reichs- 
kanzlers, wer  als  Eingeborener  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist  und 
inwieweit  auch  Eingeborene  der  Gerichtsbarkeit  zu  unterstellen  sind  (§3  1.  c). 

Für  das  Schutzgebiet  von  Kamerun  ist  in  Kamerun  und  für  das  Schutz- 
gebiet von  Togo  in  Togo  eine  Gerichtsbehörde  erster  Instanz  errichtet  (§  4  l.  c). 

Als  Berufungs-  und  Beschwerdegericht  ist  an  Stelle  des  Rei<*hsgerichts 
(Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  §§  18,  86,  43)  für  die  Schutzgebiete 
eine  Gerichtsbehörde  in  Kamerun  enichtet,  welche  aus  dem  zur  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz  ermächtigten  Beamten  als  Vorsitzenden  und 
vier  Beisitzern  besteht  (§  5  Abs.  1  1.  c). 

Die  Zustellungen  werden  ausschliessh'ch  durch  den  zur  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  ermächtigten  Beamten  veranlasst.  Derselbe  hat  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  innerhalb  des  Schutzgebietes,  in  welchem  die  Gerichtsbehörde 
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iluren  Siti  bat,  zn  bewirkenden  Znstellungen  mit  der  nach  den  vorhandenen 
Mittehi  möglichen  Sicherheit  erfolgen.  £r  erliest  die  hiefQr  erforderlichen 
Anordnungen  und  Überwacht  deren  Befolgong.  Zustellungen  ausserhalb  des 
Schutzgebietes  erfolgen  im  Wege  des  Ersuchens  (§  6  1.  c). 

In  dem  Verfahren  vor  der  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  findet  in 
den  zur  streitigen  Qerichtsbarkeit  nicht  gehörenden  Angelegenheiten  (des- 
gleichen in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  Konkurssachen)  der  §  16 
des  Gesetzes  Aber  die  Konsulargerichtsbarkeit*)  mit  der  Massgabe  Anwendung, 
dass  die  Entscheidung  über  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  unter  Mitwirkung 
der  Beisitzer,  erfolgt»  wenn  die  angefochtene  Entscheidung  unter  Mitwirkung 
von  Beisitzem  ergangen  ist.  In  dem  Verfahren  zweiter  Instanz  ist  eine  Ver- 
tretung durch  Anwälte  nicht  geboten  (§  8  Abs.  1  u.  2  1.  c). 

Der  Eigenthumserwerb  und  die  dingliche  Bela)»tung  der  Grundstücke 
regelt  sich,  soweit  nicht  in  der  Verordnung  abweichende  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  nach  den  Vorschriften  des  preussischen  Rechts,  insbesondere  des 
Gesetzes  über  den  Eigenthumserwerb  und  die  dingliche  Belastung  der  Grund- 
stücke, Bergwerke  und  selbständigen  Gerechtigkeiten  vom  5.  Mai  1872,  Preuss. 
Ges.-Samm1.  S.  488  (§  17  1.  c). 

Die  Auilassungserklftrungen  des  eingetragenen  Eigenthümers  und  des 
neuen  Erwerbers  (§  2  des  Gfresetzes  über  den  Eigenthumserwerb  vom  5.  Mai 
1872)  können  auch  schriftlich  erfolgen.  Eine  gleichzeitige  Abgabe  beider  £r- 
klArungen  ist  nicht  erforderlich  (§  18  1.  c). 

Die  auf  die  Grundschuld  und  auf  das  Bergwerkseigenthum  bezüglichen 
Voraohriften  des  Gesetzes  über  den  Eigenthumserwerb,  sowie  die  Grundbuch- 
ordnung vom  5.  Mai  1872  bleiben  ausser  Anwendung.  Die  an  Stelle  der 
letzteren  zur  Ausführung  dieser  Verordnung  erforderlichen  Vorschriften  werden 
vom  Reichskanzler  erlassen  (§  19  I.e.). 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  die  Grundstücke  der  Ein- 
geborenen keine  Anwendung.  Jedoch  bleiben  Grundstücke,  welche  in  das 
Grundbuch  eingetragen  sind,  den  Bestimmungen  der  g§  17 — 19  unterworfen, 
auch  wenn  sie  in  das  Eigenthum  eines  Eingeborenen  übergehen  (§  20  1.  c). 

Die  Voraussetzungen  für  den  Erwerb  von  Grundstücken  durch  Vertrüge 
mit  den  Eingeborenen  oder  durch  Besitzergreifung  von  herrenlosem  Land 
werden  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  von  dem  Gouverneur  von  Kamerun 
festgestellt.  Die  Eintragung  der  in  dieser  Weise  erworbenen  Grundstücke 
erfolgt  auf  Grund  einer  über  den  Eigenthumserwerb  ertheilten  Bescheinigung 
des  obersten  Beamten  des  Schutzgebietes  oder  eines  von  diesem  hiezu  er- 
mflchtigten  anderen  Beamten  (§  21  1.  c). 

Zur  Ausführung  der  Verordnung  vom  2.  Juli  1888  wurde  die  Dienst- 
anweisung vom  7.  Juli  1888  (Zentralbl.  f.  d.  D.  R.  S.  404)  erlassen. 

IL  Das  Gesetz,  betreffend  die  Eheschliessung  und  die  Beurkundung  des 
Personenstandes   von    Reichsangehörigen   im    Auslande,    vom    4.    Mai    1870 


*)  §  16  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit:  ,In  den  vor  das 
Konsulargericht  gehörenden  Sachen  nehmen  die  Beisitzer  nur  an  der  münd- 
lichen Verhandlung  sowie  an  den  im  Laufe  oder  auf  Grund  derselben  er- 
gehenden Entscheidungen  Theil.* 
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(Bunde8ge8.-Bl.  8.  599)  ist  fOr  die  Schutzgebiete  von  Kamenm  und  Togo 
zttglich  aller  Personen,  welche  nicht  Eingeborene  sind,  vom  1.  Jnli  1886  nb 
in  Kraft  getreten.  Der  Gouverneur  von  Kamerun  bestimmt,  Torbehaltlioh  der 
Genehmigung  des  Reichskanzlers,  wer  als  Eingeborener  in  diesem  Sinne  an- 
zusehen ist.    Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  April  1886  (B.-G.-BL  S.  128). 

III.  Im  Schutzgebiete  Kamerun  ist  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
erster  Instanz  (sowie  zur  Stellvertretung  des  Gouveniears  als  Chefs  der  Ver- 
waltung) der  Kanzler  bestimmt.  Demselben  sind  zugleich  die  seemannsamt- 
liehen  Befugnisse  flbertragen.  Im  Togo-Gebiete  sind  die  Amtsvorsteher  in 
Klein-Popo  und  Lome  mit  der  Rechtsprechung  befasst  Nfiheres  s.  Zeitschr.  etc. 
Bd.  III  S  845  u.  347. 

Sudwestafrlkanisches  Schutzgebiet. 

I.  Ftlr  das  südwestafrikanische  Schutzgebiet  ist  das  Gesetz  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  nach  Kaiserlicher  Verordnung  vom  21.  Dezember  1887 
(R..G-BI.  S.  535)  vom  1.  Januar  1888  ab  in  Kraft  getreten. 

Die  bezeichnete  Verordnung  wurde  ergänzt  durch  Kaiserliche  Verordnung 
vom  10.  August  1890,  betr.  die  Rechts verh&ltnisse  in  dem  südweotafrikanischen 
Schutzgebiete  (R.-G.-B1.  S.  171),  welche  im  Allgemeinen  bezüglich  der  Gerichts- 
barkeit, der  Bestimmung  der  Gerichtsaitze,  der  Errichtung  des  Berufungs-  und 
Beschwerdegerichts,  der  Zustellungen  und  des  Verfahrens  vor  der  Gerichts- 
behörde zweiter  Instanz  konforme  Bestimmungen  mit  den  für  Kamerun  und 
Togo  nach  Verordnung  vom  2.  Juli  1888  (s.  oben  S.  550)  geltenden  enthält, 
mit  der  Modifikation,  dass  hier  der  Kaiserliche  Kommissar  mit  Genehmigung 
des  Reichskanzlers  bestimmt,  wer  als  Eingeborener  anzusehen  ist  und  in 
wieweit  auch  Eingeborene  der  Gerichtsbarkeit  zu  unterstellen  sind,  und  dass 
die  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  am  Sitze  des  Kaiserlichen  Kommissars 
errichtet  ist. 

Zur  Ausführung  der  Verordnung  vom  10.  August  1890  wurde  die 
Dienstanweisung  vom  27.  August  1890  über  die  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit in  dem  südwestafrikanischen  Schutzgebiet  erlassen  (Zenferalbl.  f.  d.  D.  B. 
1890  Nr.  86  S.  304). 

II.  Nach  Kaiserlicher  Verordnung  vom  8.  November  1892  (R-G.-Bl. 
8.  1037)  ist  das  Gesetz,  betr.  die  Eheschliessung  und  die  Beurkundang 
des  Personenstandes  von  Reicbsangehörigen  im  Auslande,  vom 

4.  Mai  1870  für  das  südwestafrikanische  Schutzgebiet  bezüglich  aller  Personen, 
welche  nicht  Eingeborene  sind,  am  1.  Januar  1893  in  Kraft  getreten.  Der 
Kommissar  für  das  südwestafrikanische  Schutzgebiet  bestimmt,  vorbehaltlich 
der  Genehmigung  des  Reichskanzlers,  wer  als  Eingeborener  im  Sinne  der 
Verordnung  anzusehen  ist.  AusfÜhrungsvorsohriften  zu  dieser  Verordnung 
enthält  die  Verfügung  vom  1.  Dezember  1893  (Deutsches  Kolonialbiatt  1894 

5.  122). 

III.  In  Bezug  auf  das  Bergwesen  im  südwestafrikanischen  Schutz- 
gebiet gilt  nunmehr  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  15.  August  1889  (R.-G.-BL 
S.  179),  mit  der  Ergänzungs-Verordnung  vom  6.  September  1892  (R.-G.-B1. 
S.  789). 
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Deutsch-Ostafrlka. 

Für  das  Sehntsgebiet  der  DentBch-OsfaifrikaniBchen  GesellachAft  ist  nach 
Kaiserlicher  Verordnnng  vom  18.  November  1887  (R.-G.-B1.  S.  527)  das  Gesetz 
ttber  die  Konsulargerichtsbarkeit  ab  1.  Februar  1888  in  Kraft  getreten.  Er- 
gftnxende  Bestimmungen  hiezu  enthält  die  Kaiserliehe  Verordnung  vom  1.  Januar 
1801,  betr.  die  Rechtsverh&ltnisse  in  Deutsch-Ostafrika  (R.-a.-Bl.  S.  1).  Nach 
I  1  der  letzteren  Verordnung  ist  das  Ghssets  Aber  die  Konsulargerichtsbarkeit 
in  den  Gebieten,  auf  welche  sich  die  Verordnung  vom  18.  November  1887 
bezieht,  sowie  in  dem  seitens  des  Sultans  von  Zanzibar  abgetretenen  Kllstengebiet 
sammt  dessen  ZubehOrungen  und  der  Insel  Mafia  vom  1.  Januar  1891  ab  mit 
den  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Abänderungen  in  Anwendung  gekommen. 

Nach  §  2.  unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  (§  1  Abs.  2)  alle  Personen, 
welche  in  dem  Schutzgebiete  wohnen  oder  sich  aufhalten,  oder  bezflglich 
deren,  hiervon  abgesehen,  ein  Gerichtsstand  innerhalb  des  Schutzgebietes  nach 
den  zur  Geltung  kommenden  Gesetzen  begrOndet  ist,  die  Eingeborenen  jedoch 
nur,  insoweit  sie  nach  der  bisherigen  Uebung  der  Gerichtsbarkeit  des  Reichs- 
kommissars unterstellt  waren. 

Der  Gk»uvemeur  bestimmt  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers,  wer  als 
Kingeborener  im  Sinne  der  Verordnung  anzusehen  ist  und  in  wieweit  Ein- 
geborene der  Gerichtsbarkeit  über  das  im  §  2  bezeichnete  Mass  hinaus  zu 
unterstellen  sind  (§  3  L  c). 

Die  Sitze  und  Bezirke  der  Gerichtsbehörden  erster  Instanz  werden  von 
dem  Reichskanzler  bestimmt,  Berufnngs-  und  Beechwerdegerieht  ist  die  Ge- 
richtsbehörde zweiter  Instanz  am  Sitze  des  Gouverneurs  (9§  4  u.  5  1.  c). 

In  Bezug  auf  Zustellungen  und  auf  das  Verfahren  vor  der  G^chts- 
behörde  zweiter  Instanz  gelten  dieselben  Bestimmungen  wie  bei  Kamerun  und 
Togo  (s.  oben  S.  550  f.). 

Die  nach  §  2  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutsgebiete»  ftr  die  Rechtsverhältnisse  an  unbeweglichen  Sachen  ein- 
Sfihlieftslich  des  Bergwericseigenthums  massgebenden  Vorschriften  finden  keine 
Anwendung.  Der  Reichskanzler  und  mit  dessen  Genehmigung  der  Gouvemeur 
sind  bis  auf  Weiteres  zur  Regelung  dieser  Verhältmsse  befugt,  die  erforder- 
lichen Beetimmüngen  zu  treffen  und  insbesondere  die  Voraussetsungen  f&r  den 
Erwerb  xmd  die  dingliohe  Belastung  von  Grundstttcken  durch  Rechtsgesdiäfte 
mit  den  Eingeborenen  festzustellen  (§  17  1.  c). 

Das  Gesetz,  betr.  die  Eheschliessung  und  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes von  ReichsangehOrigen  im  Auslande,  vom  4.  Mai  1870  findet  ün  Schuts- 
gebiete vom  1.  Januar  1891  ab  auf  Personen,  welche  nicht  Eingeborene  sind, 
Anwendung  (§  18  1.  c). 

Zur  Ausfahrung  der  Verordnung  vom  1«  Januar  1891  wurde  vom  Reichs- 
kanzler Dienstanweisung  vom  12.  Januar  1891  (Zentralbl.  f.  d.  D.  R.  1891  S.  14) 
mit  Nachtrag  vom  25.  Oktober  1891  (ibid.  S.  299)  erlassen. 

Die  Rechtspflege  fOr  die  weisse  Bevölkerung  ist  zwei  Bezirksrichtem 
anvertraut,  von  denen  dem  einen  der  Norden  des  Schutzgebietes  mit  dem 
Amtssitz  in  Bagamoyo,  dem  andern  der  Süden  mit  Dar-es-Saläm  als  Amtssitz. 
beiden  mit  gegenseitiger  Vertretuiigsbelugniss,  zugewiesen  ist    Die  Bezirks- 
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richier  nehmen  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  wahr  and  füngiren  ausserdem 
als  Standesbeamte.  Die  vorl&ufige  Sicherung  der  Nachlfisse  von  Enrop&eni 
kommt  dem  Bezirkshauptmann  zu,  welcher  die  MassQ  an  das  Bezirksgericht 
abzuliefern  hat 

Den  Farbigen  gegenüber  ist  der  Bezirkshauptmann  (sechs  Bezirksamter 
in  Tanga^  Pangani,  Bagamoyo,  Dar-es-Salftm,  Eiloa  und  Lindi  und  zwei  Neben- 
ämter in  Saadani  und  Mikindani)  Nachlassrichter  und  flbt  derselbe  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  aus.   Näheres  hierflber  s.  Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  839  ff. 

In  Bezug  auf  die  Erhebung  einer  Erbschaftssteuer  und  die 
Regelung  von  Nachlässen  Farbiger  bestimmt  die  Yenundiiung  des 
Kaiserlichen  Giouvemöurs  vom  4.  November  1893  (Deutsch.  Kolonialbl.  1894 
S.  1,  Zeitschr.  etc.  Bd  lü  8.  205): 

Jeder  Todes£EÜl  Farbiger  ist,  wenn  ein  Nachlass  vorhanden  ist,  dem 
Bezirksamt  zur  Anzeige  zu  bringen  (§  1). 

Bei  jedem  Erbfall  hat  der  Bezirksamtmann  von  Amtswegen  in  summa- 
rischer Weise  die  Höhe  des  Nachlasses  festzustellen  und,  wenn  derselbe  auf 
Erben  der  ersten  Klasse  übergeht,  zwei  Prozent  von  dem  Werthe  des  Nach- 
lasses nach  Abzug  der  Schulden,  in  allen  übrigen  Fällen  iünf  Prozent  als 
Erbschaftssteuer  zu  erheben.  Erhebt  der  Erbe  gegen  die  Festsetzung  der 
Höhe  des  Nachlasses  Widerspruch,  so  ist  eine  genaue  Ermittelung  anzu- 
stellen (§  2). 

Wenn  der  Erbe  oder  ein  Gläubiger  des  Nachlasses  es  beantragt,  hat 
der  Bezirksamtmann  die  Regelung  der  Hinterlassenschaft  in  die  Hand  zu 
nehmen.  In  diesem  Falle  werden  an  Stelle  der  Erbschaftssteuer  fünf  Prozent 
der  vorhandenen  Aktivmasse  vor  Abzug  der  Schulden  als  Gebühr  für  die 
Nachlassregulirung  erhöben  (§  3). 

Zur  Unterstützung  des  Bezirksamtmannes  bei  der  Nachlassregulinmg 
sind  bei  jedem  Bezirksamt  je  drei  bis  vier  Leute  von  jeder  Sekte  bzw.  Kaste 
der  Araber,  Inder,  Mrimaleute  auszuwählen,  welchen  der  Bezifksamtmann  die 
Abwickelung  der  Erbschaft  unter  seiner  Aufsicht  überträgt,  welche  insbesondere 
die  Schulden  festzustellen,   Aktiven  beizutreiben,   Schulden  zu  zahlen  haben 

(§§*«>•  5). 

Hat  der  Erblasser  Jemanden  zum  Testamentsvollstrecker  letztwillig 
ernannt,  so  hat  dieser  unter  Aufsicht  der  Kommission  seiner  Sekte  bzw.  Kaste 
die  vorgenannten  Handlungen  vorzunehmen.  Die  Kommission  kann  aus  ihrer 
Mitte  selbst  oder  mit  Genehmigung  des  Bezirksamtmanns  andere  Personen  zu 
Testamentsvollstreckern  ernennen  (§  7). 

Ist  der  Nachlass  völlig  regulirt,  so  werden  die  Mitglieder  der  Kom- 
mission durch: das  Bezirksamt  entlastet  und  auf  Grund  von  deren  Vorschlägen 
die  endgültige  Erbvertheilung  durch  den  Bezirksamtmann  vorgenommen^  der 
den  Erben  eine  schriftliche  Erbbescheinigung  ertheilt  (§  8). 

Schutzgebiet  der  Neu-Guinea-Kompagnie. 

Für  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  in  dem  Schutzgebiete  der 
NeU'Guinea-Kompagnie  sind  zunächst  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  5.  Juni 
1886  (R.-G.-B1.  8.  187)  mit  Dienstanweisung  vom  2.  November  1886  (ZentndbL 
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f.  d.  D.  B.  S.  371)*)  und  die  Ergänzungsverordnung  vom  13.  Juli  1888  (R.-G.-B1. 

5.  221)  massgebend. 

Hienaoh  ist  das  Gfesetz  aber  die  Konsulargerichtsbarkeit  (mit  den  in 
den  bezeichneten  Verordnungen  vorgesehenen  Abfiaderungen)  am  1.  September 
1886  fttr  das  Schutzgebiet  in  Kraft  getreten  (§1  d.  Verordn.  vom  5.  Juni  1886). 

Der  Gerichtsbarkeit  unterliegen  alle  Personen,  welche  in  dem  Schutz- 
gebiete wohnen  oder  sich  aufhalten  oder  bezüglich  deren,  hiervon  abgesehen, 
ein  Gerichtsstand  innerhalb  des  Schutzgebietes  nach  den  zur  Geltung  kommenden 
Gesetzen  begründet  ist,  die  Eingeborenen  jedoch  nur,  soweit  sie  dieser  Gerichts- 
barkeit besonders  untersteUt  werden.  Der  Reichskanzler  bestimmt  nach  An- 
hörung der  Direktion  der  Nen-Guinea-Kompagnie,  wer  als  Eingeborener  im 
Sinne  der  Verordnung  anzusehen  ist^)  und  in  wieweit  auch  Eingeborene  der 
Gerichtsbarkeit  zu  unterstellen  sind  (§  2  1.  c). 

Als  Berufongs-  und  Beschwerdegericht  ist  fOr  das  Schutzgebiet  an  Stelle 
des  Reichsgerichts  und  des  deutschen  Konsulargerichts  in  Apia  eine  Gerichts 
behörde  zweiter  Instanz  am  Sitze  des  Kaiserlichen  Konunissars')  errichtet, 
welche  aus  dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz  ermächtigten 
Beamten  als  Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern  besteht  (§  6  der  Verordnung 
vom  18.  Juli  1888). 

Das  Gesetz,  betr.  die  Eheschliessung  und  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes  von   Reichsangehörigen   im    Auslände,   vom   4.  Mai    1870   ist   am 

6.  September  1886  fttr  das   Schutzgebiet  bezüglich  aller  Personen,   welche 
nicht  Eingeborene  sind,  in  Kraft  getreten  (§  10  der  Verordn.  vom  5.  Juli  1886). 

Der  Eigenihumserwerb  und  die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke 
im  Schutzgebiete  der  Neu-Gninea-Kompagnie  ist  geregelt  durch  Kaiserliche 
Verordnung  vom  20.  Juli  1887  (R.-G.-BI.  S.  879).  Massgebend  ist  mit  den  in 
der  Verordnung  selbst  vorgesehenen  Modifikationen  das  preussische  Gesetz 
über  den  Eigenthnmserwerb  etc.  vom  5.  Mai  1872  (Ges.-Samml.  S.  433).  Vom 
Reichskanzler  wurde  hiezu  eine  Grundbuchordnung  vom  80.  Juli  1887  erlassen. 

Im  Schutzgebiete  bestehen  für  die  erste  Instanz  zwei  Geriohtssprengel, 
ein  östiicher  für  den  Bismarck- Archipel,  ein  westlicher  für  Kaiser  Wilhelms- 
land. Die  Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz  liegt  in  den  H&nden  des  Kaiser- 
lichen Kommissars.    Näheres  hierüber. 's.  Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  342  f. 


*)  Auch  im  Auszug  abgedruckt  im  bajer.  Just.-Min.-Bl.  1887  S.  166  ff. 
Diese  Dienstanweisung  findet  nach  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  24.  Januar 
1887  (Ba)rer.  Ju8t.-Min.'B].  S.  173)  auch  auf  die  Inseln  der  Salomonsgruppe,  fAr 
welche  der  Neu-Guinea-Kompagnie  der  kaiserliche  Schutzbrief  vom  13.  Dezember 
1886  ertheilt  worden  ist,  Anwendung. 

*)  Nach  Verfügung  des  Reichskanzlers  vom  1.  November  1886  zur  Aus- 
führung der  Verordnung  vom  5.  Juni  1886  sind  als  Eingeborene  anzusehen: 
1.  die  Angehörigen  der  im  Schutzgebiete  heimischen  Stämme;  2.  die  An- 
gehörigen anderer  farbiger  Stämme.  —  Diese  Verfügung  ist  auch  auf  die 
Inseln  der  Salomonsgruppe,  wie  oben  Note  3,  anwendbar. 

')  Durch  Verordnung  vom  6.  Mai  1890  (R.-G.-B1.  S.  67)  sind,  nachdem 
die  Landesverwaltung  des  Schutzgebietes  vom  Reiche  übernommen  worden 
ist.  die  gesammten  richterlichen  und  Verwaltungsbefügnisse  des  ehemaligen 
Landeshauptmanns  auf  den  Kaiserlichen  Kommissar  fÖr  das  Schutzgebiet  über- 
tragen worden.  i 
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Schutzgebiet  der  Marschallinseln. 

Fttr  das  Schuixgebiet  der  Marschall-,  Brown-  und  Providence-Inseln 
wurde  das  Gesetz  über  die  Eonsolargeiichtebarkeit  durch  Kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  13.  September  1886  (R.-G.-BL  S.  291)  mit  den  in  dieser  Verordnung 
vorgesehenen  Abänderungen  vom  1.  Dezember  1886  ab  in  Kraft  gesetzt  Hiezu 
wurde  Dienstanweisung  vom  2.  Dezember  1886  (Zentralbl.  f.  d.  D.  R.  S.  897, 
Bayer.  JuBt.-M.-Bl.  1887  S.  175)  erlassen.  Durch  Ergflnzungs -Verordnung  vom 
7.  Februar  1890  (R.-G.-B1.  S.  55)  wurde  in  §  6  bestimmt,  dass  als  Bemfungs- 
und  Beschwerdegericht  an  Stelle  des  Reichsgerichts .  und  bzw.  des  deutschen 
Konsulargerichts  in  Apia  eine  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  am  Sitze  des 
Kaiserlichen  Kommissars  errichtet  werde. 

Zur  Ergänzung  der  Dienstanweisung  vom  2.  Dezember  1886  wurde  eine 
weitere  Dienstanweisung  vom  10.  Mftrz  1890  (Reichsanzeiger  vom  14.  März 
1890.  D.  Handelsarchiv  1890  I  S.  203)  erlassen,  welche  u.  A.  bestimmt,  dass 
zur  Ausübung  zweiter  Instanz  der  Kaiserliche  Kommissar  ermächtigt  ist  und 
dass  die  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  von  den  übrigen,  durch  den  Reichs- 
kanzler zur  Ausübung  der  (Gerichtsbarkeit  ermächtigten  Beamten  wahrge- 
nommen wird. 

Eine  Kaiserliche  Verordnung,  betr.  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Ein- 
geborent^  im  Schutzgebiet  der  Marschall-Inseln  (Deutscher  Reichsaazeiger  vom 
3.  März  1890,  D.  Handelsarchiv  1890  I  S.  208)  ermächtigt  den  Reichskanzler, 
die  erforderliche  Anordnung  für  die  Regelung  der  Gerichtsbarkeit  Über  die 
Eingeborenen  des  Schutzgebietes  der  Marschall-Inseln  zu  treffen. 

Eine  Verordnung  des  Kaiserlichen  Kommissars  vom  16.  Oktober  1886 
(Deutsches  Kolonialblatt  1890  S.  49)  bestimmt,  dass  jeder  Vertrag  mit  Ein- 
geborenen über  ein  Werthobjekt  von  mehr  als  2000  M.  schriftlich  abgeschlossen 
werden  muss,  dass  mündliche  Nebenabreden  ohne  rechtliche  Wirkung  sind 
und  dass  jeder  Vertrag  der  vorbezeichneten  Art  zu  seiner  Gültigkeit  der  vor. 
herigen  Genehmigung  des  Kaiserlichen  Kommissars  bedarf.  Zuwiderhandlungen 
gegen  diese  Verordnung  werden  mit  Geldstrafe  oder  Geftngniss  bis  zu  drei 
Monaten  geahndet. 


Durch  Naturalisation  kann  Ausländern,  welche  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  sich  niederlassen,  sowie  Eingeborenen  die  Keichsangehörigkeit 
vom  Reichskanzler  verliehen  werden.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  diese 
Befngmss  einem  anderen  Kaiserlichen  Beamten  zu  übertragen.  Hiebei  finden 
auf  di^  Naturalisation  und  das  durch  dieselbe  begründete  Verhältniss  der 
Reichsangehörigkeit  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Erwerbung  und 
den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  (s.  oben  S.  5),  sowie 
Art.  3  der  Reichsverfassnng  und  §  4  des  Wahlgesetzes  fttr  den  deutschen 
Reichstag  vom  31.  Mai  1869  (Bunde8ges.-Bl.  S.  145)  entsprechende  Anwendung. 
Im  Sinne  des  §  21   des  bezeichneten  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870^  sowie  bei 


II.  Exterriiorialitftt  der  diplomatischen  Personen.  557 

Anwendiing  des  Geseties  wegen  Doppelbesienerong  vom  13.  Mai  1870  (Bundes- 
gesetzblatt  S.  119)  gelten  die  Schutzgebiete  als  Inland.*) 

Ersnchnngsschreiben,  welche  in  den  deutschen  Schutzgebieten  zor 
Erledigung  gebracht  werden  sollen,  sind  auf  diplomatischem^Wege  zu  befördern. 

Zustellungen  an  Personen,  welche  sich  in  einem  Schutzgebiete  be- 
finden, sind  mittels  Ersuchens  der  Grerichtsbehörde  zu  bewirken;  bei  Ladungen 
ist  der  Termin  unter  Offenlassung  einer  besonders  geräumigen  Frist  zu  be- 
messen.^ 


IL 

Exterritorialität 
der  diplomatischem  Personen.  0 

Unter  Exterritorialität  versteht  man  im  AUgemeinen  die  völker- 
rechtliche Exemtion  gewisser  Personen  und  damit  in  Verbindung  stehender 

JG^etz  Über  die  Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten, 
assung  vom  15.  März  1888  (R.-G.-B1.  S.  75)  §  6. 

^)  S.  Nr.  7  u.  9  der  von  den  Regierungen  der  einzelnen  deutschen  Bundes- 
staaten erlassenen  Bekanntmachungen  Aber  die  im  Auslande  zu  erledigenden 
firsuchschreiben,  insbesondere  fttr  Preussen  VerfDgung  vom  20.  Mai  1887 
(J..M..B1.  a  1S9)  und  die  weiteren  VerfAgungen  vom  1.  Mai  1891  (J.-M.-BL 
S.  129)  und  20.  Februar  1893  (J.-M..B1.  S.  59),  f&r  Bayern  Bekanntmachung 
vom  28.  November  1887  (J.-M..B1.  S.  279),  Württemberg  Verfügung  vom 
15.  September  1888,  Hessen  Verfügung  vom  25.  Januar  1888  (Reg.-Bl  S.  5), 
Elsass-Loth ringen  Verfügung  vom  2.  August  1887  u.  A. 

*)  Zur  Literatur:  Alt,  Handbuch  des  europ.  Gesandtschaftsrechtes, 
S§  63  ff.;  V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privau'schts  II, 
|§  509  ff.;  V.  Bar,  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafirechts  1892, 
S.  340  ff.;  V.  Bulmerincq,  in  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts,  1.  Band  2.  Halbband  S.  314;  Goulon,  Agents  dipUmatiques,  1889; 
£sperson,  Dirülo  diplomcttico;  Gar  eis,  Institutionen  des  Völkerrechts, 
1888;  Geffcken,  in  Holtzendorff's  Handbuch  des  Völkerrechts  III, 
S.  654  ff,;  Hartmann,  Institutionen  des  praktischen  Völkerrechts,  1878; 
Heffter-Geffcken,  Europäisches  Völkerrecht,  8.  Aufl.  §§  42  und  199  ff.; 
Heyking,  L'exterrUoricUUä,  1889;  v.  Holtzendorff,  Enzyklopädie  der 
Rechtswissenschaft  in  System.  Bearbeitung,  IV.  Aufl.  1882  S.  1230  ff.;  Lovi- 
floni,  Gesandtenrechte,  1887;  Mar tens,  Völkerrecht  (deutsch  von  Bergbohm), 
1886;  Mirnss,  Europäisches  Gesandtenrecht,  §  342  ff.;  Neumann,  Grundriss 
des  heutigen  europäischen  Völkerrechts,  1885;  Odier,  Privildges  des  agents 
diplomat^ues,  1890;  Pradier-Fod^re,  Drcü diplomatique  II 148;  Rivier, 
Völkerrecht;  Slatin,  De  la  Jurisdiction  sur  tes  agents  diplonuUiques  in 
Journal  du  droU  international  etc.,  tom.  XI  (1889),  p.  329  ff.;  Striae  wer, 
Exterritorialität,  1894;  Thudichura,  die  Exterritorialität  der  deutschen 
Lsndesherren  vor  und  nach  1879  in  Hirth's  Annalen  1885  S.  320;  Vercamer, 
Franchiaes  diplamatiques,  1889;  Zorn,  in  Hirth's  Annalen  1882  S.  81  ff. 
u,  A.m.;  femer  deutsches  Gerichtsverfiusungsgesetz  §§  18^  19.  . 


< 
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Sachen  .von  der  Staatsgewalt  desjenigen  Territoriums,  worin  sie  sieh  körper- 
lich befinden.*)  Die  Rechte  der  Exterritorialität  kommen  in  hervorragender 
Weise  den  Repräsentanten  eines  auswärtigen  Staates  (Botschaftern,  Ge- 
sandten) Ministerresidenten  u.  s.  w.)  zu.  Hieran  nehmen  auch  diejenigen  Per- 
sonen Theil,  welche  sich  als  Familienglieder  bei  dem  diplomatischen  Vertreter 
befinden,  nämlich  die  Gemahlin,  Kinder  und  sonstige  Angehörige,  desgleichen 
die  übrigen  Personen  des  Gefolges,  einschliesslich  der  Dienerschaft. 

Ein  wesentliches  mit  der  Exterritorialität  verknüpftes  Vorrecht  der 
genannten  diplomatischen  Personen  besteht  in  der  Unabhängigkeit  von 
der  lokalen  Gerichtsbarkeit. 

Diese  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Empfangsstaates*)  beruht 
auf  völkerrechtlicher  Grundlage  und  erstreckt  sich  in  Zivilsachen  (welche 
allein  hierorts  in  Betracht '  kommen)  auf  die  Gerichtsbarkeit  in  Streitsachen 
sowohl,  wie  auf  Gegenstände  der  nichtstreitigen  Rechtspflege.*) 

Die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  hat  hieran  nichts  geändert.') 


')  Heffter  a.  a.  0.  §  42,  woselbst  die  Fiktion,  dass  die  exterritorialen 
Personen  sich  Überhaupt  nicht  in  fremdem,  vielmehr  in  ihrem  eigenen  Terri- 
torium befinden,  als  zu  weitgehend  bezeichnet  und  als  Grund  eines  selchen 
Rechtes  angeführt  wird,  dass  die  Staatsgewalt  eines  Territoriums  entweder 
überhaupt  keine  rechtiiche  Botmässigkeit  über  eine  gewisse  Person  hat,  oder 
dass  sie  solche  wenigstens  im  Interesse  des  völkerrechtlichen  Verkehrs 
suspendiren  muss.  Zorn  a.  a.  0.  S.  84  fasst  das  Wesen  der  Exterritorialität 
dahin  auf,  die  im  fremden  Staate  befindlichen  Diplomaten  anderer  Staaten 
ständen  prinzipiell  unter  dem  alle  Rechtsverhältnisse  der  modernen  Entwicke- 
lung  gemäss  beherrschenden  Territorialprinzipe,  letzteres  erfahre  jedoch  den 
internationalen  Grundsätzen  gemäss  für  die  Gesandten  eine  so  weitgehende 
Modifikation,  dass  sie  geradezu  den  Gegensatz  zum  Prinzij^e  darsteile. 
Märten s  a.  a.  0.  S.  815  findet  den  Grund  für  die  Exterritorialitätsrechte 
einzig  und  allein  in  den  Interessen  des  internationalen  Verkehrs.  Vgl.  auch 
über  die  Gründe  und  den  rechtlichen  Earakter  der  Exterritorialität  Strisower 
a.  a.  0.  §  374.  8.  auch  Zeitschrift  fttr  internationales  Privat-  etc.  Recht, 
Bd.  II  S.  27. 

^  Im  Gebiete  eines  Staates,  bei  dessen  Regierung  der  Gesandte  nicht 
beglaubigt  ist,  hat  er  die  Exterritorialität  nicht  anzusprechen.  Er  ist  hier 
nur  Privatperson.  Doch  wird  der  befreundete  dritte  Staat  besondere  Rück- 
sichten auf  ihn  und  sein  Gefolge  nehmen,  wenn  er  sich  in  seiner  hervor- 
ragenden Eigenschaft  zu  erkennen  gibt.  Miruss  §  365;  Hartmann  S.  109; 
Holtzendorff  a.  a.  0.  S.  1014;  Zorn  a.  a.  0.  S.  110. 

*)  üeber  Befreiung  von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  s.  Näheres 
V.  Bar  II  §  512  ff.;  Strisower  a.  a.  0.  S.  7  u.  13  ff. 

')  In  Bayern  wurde  dieses  Vorrecht  der  Gesandten  jederzeit  anerkannt; 
solches  hatte  bereits  in  der  Gerichtsordnung  von  1753  (Kap.  I  §  11)  und  in 
dem  Reskripte  vom  21.  Februar  1789  (Mai er,  Generalien-Sammlung  Bd.  V  S.  6) 
ausdrückliche  Bestätigung  gefunden. 

In  den  Motiven  zu  Art.  7  des  bayerischen  AusfÜhrungsgesetzes  vom 
23.  Februar  1879  zum  Reichsgerichfcsveitassungsgesetze  ist  bemerkt:  ^Die 
Exterritorialität  der  bei  dem  Deutschen  Reiche  und  den  einzelnen  Bundes- 
staaten beglaubigten  Missionen  ist  fOr  die  Gegenstände  der  ordentlichen 
streitigen  Gerichtsbarkeit  in  den  §§  18  und  19  des  Reichsgerichtsverfassungs- 
gesetzes  ausdrücklich  anerkannt.  Da  jedoch  diese  Befreiung  von  der  Terri- 
torialgewalt des  Staates  auf  völkerrechtlicher  Grundlage  beruht  und  sich 
deshalb  naturgemäss  auch  auf  die  Gegenstände  der  nichtstreitigen  Rechts* 
pflege  erstreckt,  wie  dies  in  Bayern  stets  a&erkannt  wurde,  obwohl  die.  €k* 


IL  Ezterritorialit&t  der  diplomatischen  Personen.  559 

Nacli  §  18  des  Gerichtsvei&ssongsgesetzeB  für  das  Deutsche  Reich 
erstreckt  sich  die  inländische  Gerichtsbarkeit  nicht  auf  die  Chefs  und  Mit^ 
glieder  der  bei  dem  Deutschen  Reiche  beglaubigten  Missionen*.")  Sind  diese 
Personen  Staatsangehörige  der  Bundesstaaten,  so  sind  sie  nur  insofern  von 
der  inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit,  als  der  Staat,  dem  sie  angehören, 
sich  der  Gerichtsbarkeit  Aber  sie  begeben  hat.  Die  Chefs  und  Mitglieder  der 
bei  einem  Bundesstaate  beglaubigten  Missionen  sind  der  Grerichtsbarkeit  dieses 
Staates  nicht  unterworfen.  Dasselbe  gilt  von  den  Mitgliedern  des  Bundes- 
raths,  welche  nicht  von  demjenigen  Staate  abgeordnet  sind,  in  dessen  Gebiete 
der  Bundesrath  seinen  Sitz  hat  * 

Gemäss  §  19  des  angeführten  Gesetzes  finden  diese  Bestimmungen  auch 
Anwendung  auf  das  Geschäftspersonal  der  bezeichneten  Personen  und  auf 
solche  Bedienstete  derselben,  welche  nicht  Deutsche  sind. 

Die  Vorschriften  Aber  den  ausschliesslich  dinglichen  Gerichtsstand  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  sind  jedoch  durch  vorstehende  Bestimmungen 
nicht  berfihrt  (§  20  1.  c). 

Das  Geschäftspersonal  der  Missionen  um&sst  diejenigen  Personen, 
die  in  einem  dienstlichen  (amtlichen)  Verhältnisse  zu  dem  Gesandten  stehen, 


setze  fiber  Gerichtsverfassung  einen  besonderen  Vorbehalt  nicht  enthielten, 
da  ferner  die  Gerichtsbarkeit  der  bisherigen  Gerichte  auf  die  neuen  in  den 
erwähnten  Sachen  nur  in  demselben  üm&nge  Übergehen  soll,  in  welchem  sie 
bisher  bestand  (vergl.  Art.  8,  14,  27,  85,  41  des  Kutwurfis),  sa  ist  es-  selbst- 
verständlich, dass  an  dem  anerkannten  Rechte  der  Jjixterritorialität  der  fremden 
Missionen  auch  durch  den  gegenwärtigen  Entwurf  nichts  geändert  werden  soll." 
Beil.  Bd.  V  zu  den  Verhandlungen  d.  K.  d.  A.  1878/79  S.  126.  Vgl.  auch  Bei). 
Bd.  VI  S.  108. 

^  Unter  den  Missionen  im  Sinne  des  deutschen  Gericfatsverfassungs- 
gesetzes  sind  mit  Ausnahme  der  Konsuln  alle  Repräsentanten  auswärtiger 
Staaten  oder  Regenten  verstanden,  sie  mögen  den  Titel  Botschafter,  Gesandte, 
Ministerresidenten,  Geschäftsträger  und  dergl.  führen,  auch  die  Nuntien  und 
Legaten  des  Papstes. 

Aus  dem  angeführten  §  18  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  ergibt  sich 
folgende  Unterscheidung: 

1.  Missionen  auswäitiger  (nicht  deutscher)  Staaten  beim  Deutschen 
Reiche.  Gehören  ihre  Mitglieder  keinem  deutschen  Staate  ain,  sind 
sie  im  ganzen  Deutschen  Reiche  exterritorial.  Gehört  eine  oder 
die  andere  dieser  Personen  einem  deutschen  Staate  an,  so  tritt  die 
Ezteiritorialität  nur  dann  ein,  wenn  dieser  Staat  auf  seine  Gerichts- 
barkeit über  diese  Personen  während  ihrer  Missionsthätigkeit  dem 
absendenden  auswärtigen  Staate  gegenüber  verzichtet  hat. 

2.  Missionen  auswärtiger  Staaten  an  deutsche  Bundesstaateü.  Bei 
diesen  erstreckt  sich  die  Exterritorialität  nur  auf  jenen  Bundesstaat» 
bei  welchem  sie  beglaubigt  sind. 

3.  Missionen  deutscher  Bundesstaaten  an  deutsche  Bundesstaaten  haben 
die  Exterritorialität  gleichfalls  nur  in  dem  Staate,  bei  welchem  sie 
beglaubigt  sind. 

4.  Bundesrathsmitglieder  der  deutschen  Bundesstaaten  haben  Exterri- 
torialität in  jenem  Bundesstaat,  in  dessen  Gebiet  der  Bundesrath 
seinen  Sitz  hat,  also  zur  Zeit,  wo  der  Bundesrath  seinen  Sitz  in 
Berlin  hat,  alle  nichtpreussischen  Bundesrathsmitglieder  in  Preussen. 

Hauck,  Kommentar  zum  G^richtsverfossungsgesetze  für  das  Deutsche 
Reich,  §§  18  und  20  des  Gesetzes. 
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im  üntencliiede  Ton  den  Bediensteten,  welche  der  Gesandte  in  seinen  Privmt- 
bedOifniBsen  in  Dienst  genommen  hat.  Zn  ersterem  gehören  die  Rftthe  nnd 
Sekretilre,  sodann  die  Attaches,  Dolmetscher  und  üebersetEer,  Gtesandtschafta- 
Kanzler,  Kanzlei*Direktoren,  Kanzellisten,  Schreiber,  Qesandtschafts-Kommis 
(emjpkyy^),  Praktikanten,  Gesandtschaftsfourire,  Zahlmeister,  Eonriere,  Kanzlei- 
diener, femer  der  Gesandtschaftsprediger  fOr  den  Gottesdienst  in  der  eigenen 
Hanskapelle,  sowie  der  Gesandtschaftsarzt.  Auch  die  f&r  den  Prankdienst 
der  Gesandtschaft  angestellten  Personen,  Gesandtschafts-EaYaliere,  Pagen  n«  dgl. 
werden  hiezn  zu  zählen  sein.  Zar  Kategorie  der  Bediensteten  gehören  alle  im 
Privatdienste  des  Gesandten  befindlichen  Personen»  and  zwar  nicht  bloss 
eigentliche  Diener,  wie  Kammerdiener,  Kellermeister,  Portier,  Kutscher,  Stall- 
knechte, überiiaapt  Liyr^diener,  femer  die  weibliche  Dienersdiaft,  sondern 
insbesondere  auch  Lehrer,  Haushofineister,  Erzieher  und  Ertdeherinnen,  der 
Privat-Sekretär,  Stallmeister  n.  dgl.  mehr.^ 

Auf  Immobilien,  welche  der  Gesandte  im  Gebiete  des  Staates,  bei 
welchem  er  beglaubigt  ist,  besitzt,  bezieht  sich  im  Allgemeinen  die  Exemtion 
von  der  Gerichtsbarkeit  nicht.^  Das  Hotel  des  G^andten  steht  jedoch  unter 
dem  Schutze  des  Volkerrechts  gegen  jeden  hoheitlichen  Akt  des  Empfangs- 
staates (jus  franchisiae,  Quartierfreiheit  des  Gesandten).^  Es  ist  mit  den 
Prinzipien  des  Völkerrechts  unvereinbar,  dass  Gerichtskommissftre,  Boten  oder 
sonstige   Hülfsorgane    des    Gerichts    die    Wohnung    der   gesandtschaftliGhen 


^  Alt  a.a.  0.  §§  118 — 180.  Vgl.  auch  Motive  zum  deutschen  Gerichts- 
ver&ssungsgesetze  §  19  S.  55. 

Wenn  auch  ^19  des  deutschen  Gerichtsverfusungsgesetzes  nur  solchen 
Bediensteten,  die  nicht  Deutsche  sind,  das  Recht  der  Exterritorialen  einrftomt, 
80  wird  doch  zu  berücksichtigen  sein^  dass  bezüglich  der  inländischen  Be- 
diensteten immer  die  Immunität  der  Wohnung  des  Gesandten  nnd  der  Mit- 
glieder der  Gesandtschaft  zu  wahren  und  darauf  Bedacht  zu  nehmen  ist,  dass 
der  persönliche  Dienst  des  Gesandten  nicht  beeinträchtigt  wird.  Ohne  der 
Kompetenz  der  inländischen  Behörden  Abbrach  zu  thun,  wird,  wie  auch  in 
der  Praxis  üblich,  aus  Courtoisie  den  Gesandtschaften  und  deren  Mitgliedem 
das  Recht  zugestanden  werden  müssen,  dass  alle  Vorladungen,  Verfügungen 
und  Mittheilungen,  welche  an  solche  Bedienstete  gerichtet  sind,  auf  diplo- 
matischem Wege  denselben  zugestellt  werden. 

in  manchen  Staaten  ist  die  Mittfaeilung  eines  Verzeichnisses  über  das 
Gesandtschaftspersonal  und  die  Bediensteten  gebräuchlich.  Hiedurch  werden 
vielfache  Anstände  vermieden,  da  ausserdem  die  Behörde,  insbesondere  be- 
züglich der  iiienerschaft  der  gesandtschaftlichen  Personen,  nicht  immer  in 
der  Lage  sein  wird,  Kenntniss  von  der  exterritorialen  Eigenschaft  derselben 
zu  haben. 

*)  S.  §  20  dee  deutschen  Gerichtsverfassnngsgesetzes.  Vgl.  hiezn  auch 
V.  Bar  n  §  515.  Ein  Gerichtszwang  gegen  die  Person  des  Gesandten  ist 
jedoch  auch  in  solchen  Fällen  unzulässig,  weshalb  Ladungen,  Zustellungen 
und  Verfügungen  auf  diplomatischem  Wege  mitzutheilen  sind. 

*)  Zorn  a.  a.  0.  S.  114  läset  unter  Hinweisong  auf  §  20  des  Reichs- 
gerichtsverfassungsgesetzes und  §  25  der  Zivilprozessordnung  in  Immobiliar- 
streitigkeiten  auch  nicht  für  das  gesandtschafthche  Hotel  eine  Exemtion  von 
der  deutschen  Gerichtsbarkeit  zu,  da  das  deutsche  Recht  eine  Ausnahme  von 
dem  ausschliesslichen  Gerichtsstand  ftbr  ersteres  nicht  enthalte.  Vgl.  auch 
V.  Bar  II  §  518,  woselbst  ausgeführt  ist,  dass  bei  Prozessen  gegen  Gesandte, 
welche  die  Räumung  der  Wohnung  betreffen,  die  inländische  Jurisdiktion  und 
Exekutive  statthabe.  ... 
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Personen  betreten ;  es  kann  daher  kein  solcher  Abgeordneter  oder  Bediensteter 
des  Gerichts  darin  eine  Amtshandlung  vornehmen,  weshalb  selbst  einfache 
Znstellungen  nur  durch  diplomatische  Vermittelung  bewirkt  werden  können.*^ 
Die  Immunität  erstreckt  sich  auch  auf  das  Mobiliar,  mit  welchem  die 
Wohnung  ausgestattet  ist  und  welches  zum  persönlichen  Gebrauch  des  Ge- 
sandten bestimmt  ist,  desgleichen  auf  die  Equipage.^*) 

Die  Frage,  ob  und  inwieweit  den  Gesandten  eine  eigene  Gerichts- 
barkeit über  die  zu  ihrem  Gefolge  gehörenden  Personen  zukomme,**)  beant- 
wortet sich  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  dahin,  dass  in  der  Regel  der 
Gesandte  zur  Ausübung  der  sog.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  allen 
Privatangelegenheiten  seines  Gefolges  berechtigt  ist.")  Zufolge  dieser  Selbst- 
gerichtsbarkeit hat  der  Gesandte  unzweifelhaft  das  Recht  zur  Vornahme  der 
Versiegelung  und  der  Inventarisation  des  Nachlasses  von  Angehörigen,  sowie 
zur  Vornahme  weiterer  nicht  streitiger  Verlassenschaftsverhandlungen;  aber 
auch  weitergehende  Befugnisse  werden  nach  völkerrechtlichem  Herkommen 
eingeräumt,  insbesondere  die  Aufiiahme  und  Legalisirung  von  Verträgen  seines 
Gefolges,  die  Aufnahme  von  Testamenten,  und  zwar  nicht  allein  seines 
eigenen  und  des  letzten  Willens  von  Personen  seines  Gefolges,  sondern  auch 
desjenigen  von  anderen  Unterthanen  des  Heimathsstaates,  sowie  die  Hinter- 
legung von  diesergestalt  errichteten  Testamenten  in  der  Gesandtschaftekanzlei.^^) 

Die  exterritorialen  Rechte  des  Gesandten  erlöschen  durch  das  Auf- 
hören der  Mission,  wenn  entweder  der  Gesandte  zurückberufen  wird  oder  die 
ihm  speziell  anvertrauten  Geschäfte  zu  Ende  gefllhrt  sind.  Solang  jedoch 
derselbe  nach  seiner  Verabschiedung  das  fremde  Staatsgebiet  nicht  verlassen 
hat,  bleiben  ihm  die  gesandtschaftlichen  Privilegien.^^)    Auch  mit  der  Ver- 


*^)  lieber  die  Vornahme  von  Zustellungen  in  den  Wohnungen  von  Per- 
sonen, die  von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind,  s.  bayer.  Min.- 
Bekanntmachung  vom  5.  April  1893  (Just.-Min.-Bl.  S.  75),  Preuss.  Allg.  Verf. 
vom  20.  Januar  1893  (Preuss.  Ju8t.-Min.-Bl.  S.  37),  femer  Zeitschrift  etc. 
Bd.  III  S.  328. 

'^)  Im  Zweifel  ist  anzunehmen^  dass  die  im  Besitze  des  Gesandten  be- 
findlichen Mobilien  dessen  persönlichem  Gebrauche  dienen. 

")  Von  den  auf  Herkommen  und  Verträgen  beruhenden  Berechtigungen 
hinsichtlich  der  Jurisdiktion  der  im  Orient  beglaubigten  Gesandten  ist  hier 
nicht  die  Rede. 

*")  In  streitigen  Sachen  wird  den  (Gesandten  eine  beschränkte  Ge- 
richtsbarkeit über  sein  Gefolge  zugesprochen,  wobei  alsdann  der  Umfang  der 
Beingnisse  sich  nach  dem  Range  der  diplomatischen  Person  zu  richten  pflegt^ 
Mirnss  a.  a.  0.  Abth.  I  §  352;  Alt  a.  a.  0.  §  89.  Vgl.  dagegen  Zorn  a.  a.  0. 
S.  119,  welcher  den  deutschen  Gesandten  eine  Gerichtsbarkeit  über  ihre 
Familie  und  Personal  überhaupt  nicht  zugesteht,  soweit  nicht  die  ausnahms- 
weisen  Rechtsverhältnisse  in  der  Türkei  und  deren  Nebenstaaten,  in  China, 
Persien  und  Siam  in  Betracht  kommen. 

1«)  Mirnss  a.  a. 0.  Abth.  I  §352 ;  Alt  a.  a.  0.  § 90;  Hartmann  a.  a.O .; 
Neumann  a.  a.  0.;  Martens,  Einleitung  in  das  europäische  Völkerrecht, 
§  216  Note  e  Nr.  3.  Ueber  besondere  Vorschriften  des  prenssischen  Rechts 
für  Testamente  von  Gesandten  und  Personen  des  gesandtschaftlichen  Dienstes, 
sofern  sie  im  Auslände  stationirt  sind,  s.  das  preuss.  Gesetz  vom  8.  April  1823 
(Preuss.  Ge8.-Samml.  S.  40). 

")  Wenn  ein  (gesandter,  ohne  förmlich  abberufen  zu  sein,  vom  Orte 
seiner  Residenz,  z.  B.  wegen  Ausbruchs  von  Feindseligkeiten  zwischen  den 

Böhm,  InterD.  NacbUssbebandlimg.  36 
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setzang  in  Ruhestand  gehen  die  der  diplomatischen  Eigenschaft  adhftrirenden 
Vorrechte  verloren.  Desgleichen  verliert  in  FftUen,  wo  eine  gesandtschaft- 
liehe  Person  ans  dem  ihr  durch  Anstellung  des  Souveräns  verliehenen  Karakter 
gleichsam  heraustritt,  indem  sie  z.  B.  im  Auslande  eine  Fabrik,  ein  Handels- 
geschAlt  und  dergleichen  übernimmt,  oder  wenn  sie  als  Bevollmftchtigter  eines 
Privaten  auftritt,  der  aus  der  Exterritorialität  entspringende  eximirte  Qerichts- 
stand  seine  Greltung. 

Stirbt  ein  Gresandter  in  dem  beschickten  Staate,  so  erfolgt  die  Ob- 
signation und  Inventarisirung  der  Verlassenschaft  durch  einen  Rath  oder 
Sekretär  der  Mission,  eventuell  Qbemimmt  die  Gesandtschaft  eines  befreundeten 
Staates  diese  Funktionen.  Durch  die  Behörden  des  Empfangsstaates  aber  darf 
die  Versiegelung  nur  im  äussersten  Falle  und  zwar  alsdann  nur  auf  eine  der 
Achtung  gegen  den  fremden  Staat  entsprechende  Weise  geschehen.  Der 
Nachlass  ist  frei  von  jeder  Art  von  Erbschaftssteuer,  Abzugs-  oder  Heirafalls- 
recht,  und  es  darf  der  Verabfolgung  desselben  an  die  Erben  kein  Hindemiss 
in  den  Weg  gelegt  werden. ^^ 

Agenten,  d.h.  Beauftragte,  denen,  ohne  dass  sie  einen  völkerrecht- 
lich anerkannten  Titel  haben,  die  Erforschung  von  besonderen  Angelegenheiten 
oder  die  Erledigung  von  besonderen  Geschäften  fibertragen  ist,  gemessen  die 
Vorrechte  der  Exterritorialität,  sobald  sie  der  fremden  Regierung  ihre  Ereditive 
überreicht  haben  und  von  derselben  in  ihrer  Eigenschaft  anerkannt  sind.*^) 

Eommissarien,die  meistens  vom  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  nicht  vom  Souverän  selbst  ernannt  und  beauftragt  sind,  an  Ort 
und  Stelle  mit  Kommissarien  eines  anderen  Staates  ein  nicht  diplomatisches 
Geschäft  zu  vollziehen,  haben  im  Allgemeinen  diplomatische  Vorrechte  nicht; 
ob  und  inwieweit  sie  die  exterritorialen  Privilegien  beanspruchen  können, 
hängt  lediglich  von  dem  gesandtschaftlichen  Karakter  ab,  den  die  Regierung, 
deren  Auftrag  sie  auszuführen  haben,  ihnen  etwa  beigelegt  hat.'*) 

Konsuln  haben  die  diplomatischen  Privilegien  nicht  und  stehen  unter 
der  Gerichtsbarkeit  des  Staates,  in  welchem  sie  residiren.'*) 

Die  in  dem  Deutschen  Reiche  angestellten  Konsuln  insbesondere  sind 
nach  §  21   des  Gerichtsverfassnngsgesetzes  fOr  das  Deutsche  Reich  der  in- 


beiden  Staaten,  sich  entfernt  hat,  seine  Gemahlin  mit  Dienerschaft  aber 
zurückgeblieben  ist»  so  stehen  diesen,  solang  die  Abberufung  nicht  wirklich 
erfolgt,  die  gesandtschaftlichen  Vorrechte  noch  zu,  im  Abberufungsfalle  bis 
zur  Abreise. 

'^  Alt  a.  a.  0.  §§  187—189;  Zorn  a.  a.  0.  S.  102.  Auch  im  Falle  des 
Todes  des  Gesandten  verbleiben  seine  Gemahlin,  seine  übrigen  Angehörigen 
und  Begleiter  bis  zu  ihrer  Abreise  und  bis  zu  erfolgtem  Austritt  aus  dem 
Staatsgebiete  oder  bis  zu  einer  deutlichen  Erklärung  ihres  Eintrittes  in  das 
Privatverhältniss  im  Genüsse  der  ihnen  bei  Lebzeiten  des  Gesandten  zu- 
gestandenen gesandtschaftlichen  Privilegien. 

'")  Alt  a.  a.  0.  §§  19—21. 

")  Alt  a.a.O.  §  22. 

'*)  Doch  pflegt  ihnen  Unverletzbarkeit  der  Person  (ausser  in  Ver- 
brechensfällen) und  ihrer  Archive  eingeräumt  zu  werden,  insbesondere  durch 
die  vertragsmässigen  Vereinbarungen,  wie  solche  in  den  meisten  Konsular- 
verträgen des  Deutschen  Reichs  mit  fremden  Staaten  getroffen  sind.  Vgl. 
hieztt  auch  Zorn  a.  a  O.  S.  482. 
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lAndiachen  Oerichtsbarkeit  unterworfen,  sofern  nicht  in  Verträgen  des  Deutschen 
Reiches  mit  anderen  Mächten  Vereinbarungen  über  die  Befreiung  der  Konsuln 
von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  getroffen  sind. 


in. 

Zustellungen  im  Auslande. 

I.  Eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellung  erfolgt  mittels  Ersuchens 
der  zuständigen  Behörde  des  fremden  Staates  oder  des  in  diesem  Staate 
residirenden  Konsuls  oder  Gesandten  des  Reichs  (Deutsche  Zivilprozessordnung 
§  182). 

Welcher  von  den  in  §  182  Z.-Pr.-0.  zur  Bewirkung  der  Zustellung  an> 
gegebenen  Wegen  im  einzelnen  Falle  einzuschlagen  ist,  bemisst  sich  nach 
den  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  hierflber  bestehenden  Vorschriften.  Durch 
Allg.  Verfügung  des  Preussischen  Justizministeriums  vom  20.  Mai  1887,  die 
im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchschreiben  der  Justizbehörden  betr.  (Preuss. 
Just.-Min.-Bl.  S.  139),  wurden  Qber  Ersuchen  um'  eine  im  Auslande  zu  be< 
wirkende  Zustellung  folgende  Anordnungen  getroffen: 

Das  Ersuchen  um  eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellung  ist  zu 
richten: 

a)  an  die  zuständige  Behörde  des  fremden  Staates  in  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  nach  den  bestehenden  Vereinbarungen  ein  unmittelbarer 
Schriftwechsel  mit  den  Behörden  des  betreffenden  Staates  zulässig  ist; 

in  anderen  Fällen: 

b)  an  denjenigen  deutschen  Konsul,  in  dessen  Amtsbezirk  die  Person, 
an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  sich  befindet,  falls  anzu- 
nehmen ist,  dass  die  Zustellung  ohne  diplomatische  Verwendung  bei 
der  fremden  Regierung  bewirkt  werden  kann; 

sonst 

c)  an  den  bei  dem  fremden  Staat  beglaubigten  diplomatischen  Vertreter 
des  Reichs. 

Die  in  Rede  stehenden  Ersuchen  sind  unmittelbar  an  ihre  Adresse  zu 
abersenden. 

Die  unter  b  angegebene  Voraussetzung  trifft  ohne  Rücksicht  anf  die 
Staatsangehörigkeit  der  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll,  allgemein  zu, 
sobald  es  sich  um  eine  Zustellung  in  den  Bezirken  der  mit  Gerichtsbarkeit 
ausgestatteten  Konsuln,  in  Grossbritannien  und  Irland  oder  in  den  britischen 
Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  handelt,  in  den  übrigen  Ländern  aber  nur  dann,  wenn  diejenige 
Person,  an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  erweislich  oder  muthmasslich 
die  deutsche  Reichsangehörigkeit  besitzt. 

86  • 
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Handelt  es  sich  um  die  Zostellung  einer  Ladung,  so  können  in  der 
Ladung  zwar  die  prozessualischen  Nachtheile  hervorgehoben  werden,  welche 
für  den  Geladenen  durch  sein  Ausbieiben  in  dem  Termin  entstehen  würden, 
dagegen  ist  von  der  Androhung  von  Strafen  und  Nachtheilen  anderer  Art  für 
den  Fall  der  Nichtbefolgung  der  Ladung,  z.  B.  von  Geldstrafen  bei  der  Ladung 
von  Zeugen,  von  der  Androhung  der  YorfQhrung  und  Verhaftung  bei  der  Ladung 
von  Angeschuldigten  oder  Angeklagten  abzusehen,  da  die  Verwirklichung 
solcher  Androhungen,  so  lange  der  Geladene  sich  im  Auslande  befindet,  in 
der  Regel  nicht  ausführbar  ist,  und  die  ausländischen  Behörden  ans  solchen 
Androhungen  Anlass  nehmen  können,  die  Zustellung  abzulehnen.  Es  ist  des- 
halb für  die  hier  in  Rede  stehenden  Ladungen  das  für  Ladungen  im  Inlande 
übliche  Formular  nicht  zu  benutzen.  Die  vorstehende  Bestimmung  findet 
jedoch  nicht  Anwendung,  wenn  die  Ladung  im  Bezirk  eines  mit  Gerichtsbar- 
keit ausgestatteten  Konsuls  einer  dieser  Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Person 
zugestellt  werden  soll. 

Für  alle  Ladungen,  welche  im  Auslande  zugestellt  werden  müssen,  ist 
bei  der  Anberaumung  des  Termins  nach  Massgabe  der  örtlichen  und  Verkehrs- 
Verhältnisse  und  unter  Berücksichtigung  des  durch  die  Inanspruchnahme  aus- 
ländischer Behörden  entstehenden  Zeitverlustes  eine  geräumige  Frist  offen 
zu  lassen. 

Den  diplomatischen  Vertret<em  und  den  Konsuln  des  Reichs  mit  Aus- 
nahme der  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  befugten  Konsuln  ist  nicht  ge- 
stattet, die  Zustellung  eines  zum  Zweck  der  Pfändung  erlassenen  gerichtlichen 
Zahlungs-  oder  Leistungsverbots  an  den  im  Auslande  befindlichen  Drittschuldner 
auszuführen.  Ersuchen  an  die  diplomatischen  Vertreter  oder  an  die  nicht  mit 
Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  um  solche  Zustellungen  sind  deshalb 
zn  unterlassen;  vielmehr  ist  zur  Bewirkung  von  Zustellungen  der  in  Rede 
stehenden  Art  die  Rechtshülfe  der  zuständigen  auswärtigen  Behörde  in  An- 
spruch zu  nehmen.^) 

Zustellungen  an  Personen,  welche  sich  in  einem  Schutzgebiete  befinden, 
sind  mittels  Ersuchens  der  Gerichtsbehörde  zu  bewirken;  bei  Ladungen  ist 
der  Termin  unter  Offenlassung  einer  besonders  geräumigen  Frist  zu  bemessen« 

Nach  dem  Vorbilde  der  preuss.  Allg.  Verf.  vom  20.  Mai  1887  wurden 
von  den  Regierungen  der  meisten  deutschen  Bundesstaaten  mit  entsprechenden, 
meist  nur  unerheblichen  Modifikationen  allgemeine  Bestimmungen  erlassen, 
so  dass  in  der  Hauptsache  auch  dort  das  Verfahren  bezüglich  der  im  Auslande 
zu  bewirkenden  Zustellungen  nach  obigen  Vorschriften  sieh  regelt.  So  wurde 
insbesondere  in  Bayern  die  Min.-Bekanntmachung  vom  28.  November  1887, 
die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  betr.  (J.-M.-BL  S.  279), 
erlassen.*) 


*)  In  dem  Ersuchen  um  Zustellung  ist  die  Prozessache  nebst  Akten- 
zeichen und  die  Person,  an  welche  die  Zustellung  zu  bewirken  ist,  sowie  das 
zuzustellende  Schriftstück  genau  zu  bezeichnen.  Femer  ist  auf  jede  zuzu- 
stellende Urkunde  unmittelbar  unter  dem  oberen  Rande  der  ersten  Seite  der 
Vermerk  zu  setzen:  „Zuzustellen  an  (Name  des  Adressaten)  in  (Wohnort  des 
Adressaten).  —  Zusatz  laut  Cirk.  Verf.  vom  18.  Juli  1890  —  I.  2180. 

»)  Im  Verkehr  mit  denjenigen  Staaten  jedoch,  in  welchen  bajerische 
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Aehnlich  den  Bestimmungen  der  preuss;  Allg.  Verf.  sind  weiter  Erlasse 
ergangen  in  Württemberg  unterm  15.  September  1888  (Amtsblatt  S.  43)'), 
Baden  vom  15.  Februar  1888  (G.-  u.  V.-Bl.  S.  103),  Hessen  vom  25.  Januar 
1888  (Reg.-Bl.  S.  5),  Mecklenburg-Schwerin  vom  26.  August  1887  (Reg.-BL 
Nr.  28),  Sachsen-Weimar  vom  3.  November  1887,  Oldenburg  vom 
26.  September  1887,  Braunschweig  vom  27.  Juli  1887  Nr.  4907,  Sachsen- 
Altenburg  vom  19.  November  1887,  Hamburg  vom  1.  August  1887, 
Elsass-Lothringen  vom  2.  August  1887  (Zentral-  und  Bezirks- Amtsblatt 
1887  Nr.  33)  u.  A.  m.  Fttr  Sachsen  ist  das  desüaüsige  Verfahren  geregelt 
durch  Verordnung  vom  19.  April  1890  (Ju8t.-Min.-Bl.  S.  12).«) 


Gesandtschaften  bestehen  und  die  Vertretung  der  bayerischen  Angelegenheiten 
demnach  dem  Gesandten  des  Reichs  nicht  obliegt  AiS.  VIII  des  Schlussproto- 
koils  zum  Versailler  Bündniss -Vertrage  vom  23.  November  1870,  Gesetzblatt 
1870/71  S.  189),  sind  die  Ersuchschreiben  an  die  bayerischen  Gesandtschaften 
zu  richten. 

')  lieber  Beförderung  von  amtlichen  Ausfertigungen  in  Erbschaftssachen 
und  sonstigen  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  an  im  Aus- 
lande befindliche  Betheiligte  s.  auch  Württemberg.  Ju8t.-Min.-Erla8S  vom 
20.  Februar  1894  (Amtsbl.  S.  11  ff.)  und  Zeitschrift  etc.  Bd.  IV  S.  309. 

«)  Die  betr.  Erlasse  enthalten  auch  die  näheren  Vorschriften,  inwieweit 
mit  den  auswärtigen  Behörden,  den  Gesandtschaften  und  Konsuln  unmittel- 
barer Schriftenverkehr  gestattet  bzw.  untersagt  ist.  Unmittelbarer  Verkehr 
findet  statt  mit  den  Behörden  in  Oesterreich  und  der  Schweiz,  in  Preussen 
auch  unter  gewissen  Voraussetzungen  mit  russischen  und  dänischen  Behörden. 
Mit  Ungarn  empfiehlt  sich  gleichfalls  der  diplomatische  Verkehr  schon  mit 
Rücksicht  auf  die  Sprachenverschiedenheit. 

Im  Zustellungsverkehr  mit  dem  Auslande  empfiehlt  es  sich  zur  Ver- 
meidung von  Verzögerungen  in  der  Zustellung,  auf  eine  möglichst  genaue 
Bezeichnung  des  Bestellungsortes  das  Augenmerk  zu  richten,  insbesondere 
bei  Ortschaften^  von  welchen  mehrere  gleichen  Namens  bestehen,  thunlichst 
die  Provinz,  in  welcher  sie  liegen,  anzugeben  und  dieselben  auch  nach  der 
betreffenden  ausländischen  Schreibart  zu  bezeichnen  (Entschl.  des  kgl.  bayer. 
Staatsm.  d.  Justiz  vom  20.  Dezember  1881,  J.-M.-Bl.  S.  494). 

In  Bezug  auf  die  im  Auslande  zu  bewirkenden  Zustellungen  in  Sachen 
der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  bestimmt  die  bayerische  Justiz- 
ministeria] entSchliessung  vom  3.  Februar  1887  (J.-M.-Bl.  S.  57) :  «Die  Erledigung 
von  Vormundschafts-  und  Verlassenschaftssachen  wird  nicht  selten  dadurch 
verzögert,  dass  Mittheilungen,  welche  für  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs, 
insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  wohnende  Personen 
bestimmt  sind,  denselben  auf  dem  in  der  Bekanntmachung  vom  26.  Juli  1881 
(J.-M.-Bl.  S.  360)  bezeichneten  Wege  zugestellt  werden.  Einer  rechtsförmlichen 
Zustellung  bedarf  es  aber  nur  bezüglich  solcher  Schriftstücke,  deren  Mittheilung 
an  den  Empfangsberechtigten  durch  eine  öffentliche^Urkunde  nachgewiesen 
werden  muss.  Alle  übrigen  für  das  Ausland  bestimmten  Mittheilungen  in 
Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  können  —  vgl.  §  17  der  Bekannt- 
machung vom  11.  September  1879,  die  Gerichtsvollzieherordnung  betr.  (J.-M.-B1. 
S.  713)  —  in  der  Weise  bewirkt  werden,  dass  das  Schriftstück  dem  Emjpfangs- 
berechtigten  durch  die  Post  überschickt  wird.  Erscheint  die  Beibringung 
einer  Empfangsbescheinigung  durch  Vermittelung  der  Post  wünschenswerth, 
80  ist  das  Schriftstück  unter  Einschreibung  gegen  Rezepisae  (Art.  6  des  Welt- 
postVertrags  vom  1.  Juni  1878,  R.-G.-B1.  1879  S.  83)  zu  übersenden. 

Bei  Requisitionen  um  Zustellungen  ist  es  im  Verkehr  mit  den  Behörden 
eines  anderen  Staates  üblich,  die  zuzustellenden  Schriftstücke  unverschlossen 
beizulegen. 
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II.  Was  insbesondere  die  Zustellungen  durch  Ersuchen  an  die  Reichs- 
konsuln')  anlangt^  so  bestimmt  §  19  des  Reichskonsulatsgesetzes  vom 
8.  November  1867:  .Die  Reichskonsuln  können  innerhalb  ihres  Amts-Bezirks 
an  die  dort  sich  aufhaltenden  Personen  auf  Ersuchen  der  Behörden  eines 
Bundesstaates  Zustellungen  jeder  Art^)  bewirken.  Durch  das  schriftliche 
Zeugniss  des  Konsuls  über  die  erfolgte  Zustellung  wird  diese  nachgewiesen.* ') 
Diese  Vorschrift  bezieht  sich  nicht  nur  auf  Zustellungen  an  Reichsangehörige, 
sondern  auch  auf  solche  an  andere  Personen.  In  jedem  Falle  muss  sich  der 
Adressat  zur  Zeit  der  Zustellung  im  Konsulatsbezirke  befinden;  ausserhalb 
desselben  eine  Zustellung  zu  bewirken^  ist  der  Konsul  nicht  erm&chtigt.^ 

Die  Art  und  Weise  der  Zustellung  richtet  sich  nach  den  dem  Konsul 
von  der  Landesregierung  etwa  zugegangenen  Spezialinstruktionen,  bzw.  nach 
den  in  dem  Requisitionsschreiben  enthaltenen  besonderen  Anträgen  und  hat 
sich  auch  ausserdem  nach  den  obwaltenden  örtlichen  und  sonstigen  thatsäch- 
liehen  Verhftltnissen  zu  bemessen. 

In  der  Regel,  d.  h.  wenn  die  requirirende  Behörde  nicht  ausdrücklich 
hierauf  verzichtet,  hat  der  Konsul  seinem  Antwortschreiben  ein  förmliches 
Zustellungszeugniss^)  beizufügen;  ausserdem  genügt  die  berichtliche  Kon- 
statirung,  indem  der  Konsul  von  der  erfolgten  Zustellung  die  requirirende 
Behörde  mit  Angabe  der  näheren  Umstände,  unter  welchen  die  Zustellung 
stattgefunden  hat,  also  z.  B.  ob  und  wann  die  Zustellungsverfügung  dem 
Adressaten  persönlich  behändigt,  ob  und  wann  sie  zur  Post  gegeben  ist  u.  s.  w., 
benachrichtigt. 

Für  das  Schreiben^  durch  welches  die  requirirende  Behörde  von  der 
erfolgten  Zustellung  benachrichtigt  wird,  sind  besondere  Gebühren  nicht  zu 
liquidiren,  vielmehr  haben  die  Konsuln  nur  auf  den  Ersatz  der  mit  der  Zu- 
stellung verbun4eneB  haaren  Auslagen  Anspruch.  Wird  dagegen  ein  besonderes 
Zustellungszeugniss  ausgefertigt,  so  kommt  der  Gebührenansatz  für  Ausstellung 
von  Bescheinigungen  in  Anwendung.^^ 

III.  Bezüglich  des  Zustellungsverkehrs  mit  einzelnen  ausländischen 
Staaten  ist  Folgendes  zu  bemerken: 


^)  In  Bayern  findet  ein  unmittelbarer  Verkehr  der  Justizbehörden  mit 
den  Konsuln  (desgl.  mit  den  Gesandtschaften)  nicht  statt. 

*)  Also  in  streitigen  wie  in  nichtstreitigen  Zivilrechtsangelegenheiten 
(auch  in  Straf-  und  Disziplinarfällen). 

^  Vgl.  hiezu  §  185  Abs.  2  Z.-P  -0.  Einer  eigenen  Empfangsbesoheimgung 
des  Adressaten  bedarf  es  zum  legalen  Nachweise  der  erfolgten  ZusteUung  nicht. 

")  Allgemeine  Dienstinstruktion  für  die  Konsuln  des  Deutschen  Reiches 
vom  6.  Juni  1871  zu  §  19  des  Konsulatsgesetzes.  Selbstverständlich  hat  ein 
Konsul,  welcher  um  eine  Zustellung  ersucht  wird,  die  er  nach  Obigem  vor- 
zunehmen nicht  ermächtigt  ist,  die  Requisition  an  denjenigen  Konsul  oder 
an  diejenige  Behörde  weiter  zu  geben,  weldie  zur  Bewirkung  der  ZusteUung 
kompetent  ist. 

*)  Die  Instruktion  vom  6.  Juni  1871  für  die  Reichskonsuhi  enthält  den 
Entwurf  eines  solchen  Zustellungszeugnisses  im  Allgemeinen  und  für  den 
Fall,  dass  die  requirirende  Behörde  ein  Duplikat  des  zuzustellenden  Schtift- 
stückes  behufs  Bescheinigung  der  Zustellung  auf  demselben  beigegeben  hat 

'^  S.  Instruktion  zu  §  19  des  Konsulatsgesetzes. 
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InOesterreich-Ungarn  dOi-fen  die  deutschen  Konsuln  nur  zustellen 
wenn  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  der  Person,  welcher  zugestellt  werden 
soll,  ausser  Frage  steht  (Preuss.  Just-Min.-Bl.  1881  S.  159,  bayer.  Just.-Min.-Bl. 
1881  S.  862). 

Ersuchen  um  Zustellungen  an  Personen,  welche  in  der  Armee  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  dienen,  sind  an  das  Generalkommando 
derjenigen  Provinz  zu  richten,  in  welcher  die  betreffende  Militärperson  ihren 
Standort  hat.  Idt  dieser  Ort  nicht  bekannt,  oder  handelt  es  sich  um  die  Zu- 
stellung der  an  eiue  im  aktiven  Militärdienst  stehende  Person  gerichtete 
Ladung  vor  ein  deutsches  Gericht,  so  ist  das  Ersuchen  nach  den  in  Preussen 
bestehenden  Vorschriften  an  die  Kaiserliche  Botschaft  in  Wien  zu  übermitteln^ 
in  Bayern  dem  k.  Staatsministerium  der  Justiz  in  Vorlage  zu  bringen. 

Seitens  der  ungarischen  Justizbehörden  werden  ZnsteUungen ")  nur 
in  der  Weise  erledigt,  dass  diejenige  Person,  welcher  das  betreffende  Schrift- 
stück ausgehändigt  werden  soll,  aufgefordert  wird,  dasselbe  binnen  acht  Tagen 
persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  an  der  Gerichtsstelle  abzuholeui 
widrigenfalls  angenommen  werde,  dass  sie  die  Empfangnahme  des  Schrift- 
stückes ablehne,  und  dessen  Rücksendung  an  die  ersuchende  Gerichtsbehörde 
erfolgen  würde.  Wenn  die  Partei  zur  Abholung  des  Schriftstückes  erscheint, 
so  wird  ihr  von  der  ungarischen  Gerichtsbehörde  der  Inhalt  desselben  mit- 
getheilt  und  sie  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  das  Schriftstück  an- 
nehmen oder  dessen  Uebemahme  ablehnen  könne  (Nr.  33  der  oben  all.  AUg. 
Verfügung,  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchschreiben  der  Justiz 
behörden  betr.). 

Ersuchen  um  Zustellung  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sind  stets  an  den  zuständigen  deutschen  Konsul  zu  richten.  Bezüglich  der  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  bewirkenden  Zustellung  eines  gericht- 
lichen Zahlnngs-  oder  Leisiungsverbotes  an  einen  dort  befindlichen  Dritt- 
schnldner  vgl.  Zeitschrift  etc.  Bd.  III  S.  455,  456,  Bd.  IV  S.  505.'*) 

Nach  dänischem  Gesetze  kann  die  Vornahme  von  Zustellungen  von 
Ausländem  direkt  bei  den  hiezu  angestellten  Bestellungsleuten  requirirt  werden, 
den  sog.  Stctevningstncbend,  welche  diesen  Theil  der  Funktionen  des  deutschen 
Gerichtsvollziehers  haben,  und  diese  sind  verpflichtet,  für  Jeden,  Inländer 
oder  Ausländer,  diese  Geschäfte  gegen  taxmässige  Bezahlung  zu  besorgen. 
Auf  diplomatischem  Wege  gewährt  aber  auch  das  dänische  Justizministerium 
seine  Hülfe,  indem  es  die  lokalen  Behörden  anweist,  die  Mittheilung  der  über 
sandten  Aktenstücke  zu  besorgen  und  hierüber  Gratisbescheinigung  zu  ertheilen 
(Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  105). 

Bezüglich  der  in  Frankreich  zu  bewirkenden  Zustellungen  vgl.  Zeit- 
schrift etc.  Bd.  IV  S.  239  und  insbesondere  bezüglich  der  Zustellung  von 
PfiUidungs-  und  Ueberweisungsbeschlüssen  sowie  von  Arrestbefehlen  an  in 
Frankreich  wohnende  Drittschuldner  Bd.  IV  S.  600. 

Bei  Zustellungen  in  Griechenland  ist  nach  Verordnung  des  öster- 


'')  Vgl.  oben  Note  4. 

'*)  Vgl.  hiezu  auch  Urtheil   des  Reichsgerichts  vom  24.  Oktober  1888 
(Entsch.  in  Zivils.  Bd.  XXII  S.  404). 
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reichiBchen  Justizmioiaieriums  vom  3.  Juli  1893  (JiiBt.-Min.-y.-Bl.  S.  109) 
bei  der  behufe  Yermittelnng  der  ZuBteUong  auf  diplomatiachem  Wege  erfolgenden 
Vorlage  immer  anzugeben,  ob  es  auf  eine  rechtsförmliche  (in  Griechenland 
durch  die  Gerichtsvollzieher  zu  besorgende)  Zustellung  ankommt,  oder  ob  eine 
einfache  Bestellung  des  GeschftffaBstftckes  an  den  Adressaten  genüge.  Ersteren- 
Mls  ist  entweder  eine  griechische  oder  französische  Uebersetzong  des  Ge- 
schiftsstOckes  und  der  Geldbetrag  fOr  die  Zustellungsgebühr  (zwei  Drachmen 
fftr  je  einen  Zustellungsakt)  mit  vorzulegen  oder  in  dem  Vörlageberichte  zu 
erklären,  dass  die  Bestellung  der  Uebersetzung  und  die  Bestreitung  der  mit 
der  uebersetzung  und  der  Zustellung  verbundenen  Kosten  durch  die  k.  und 
k.  Gesandtschaft  in  Athen  eingeleitet  werden  möge,  und  dass  die  Vergütung 
aller  Auslagen  erfolgen  werde. 

Ersuchen  um  Zustellungen  in  Grossbritannien  sind  stets  an  den- 
jenigen Konsul  zu  richten,  in  dessen  Amtsbezirk  die  Zustellung  erfolgen  soll 
(Ziff.  29  der  bayer.  AUg.  Bekanntmachung  vom  28.  November  1887).  Nach  der 
preuss.  Allg.  Verf.  vom  20.  Hai  1887  und  den  Erlassen  mehrerer  anderen 
deutschen  Bundesstaaten  sind,  wenn  es  sich  um  ZusteUung  im  Vereinigten 
Königreiche  handelt,  die  Ersuchen  an  den  deutschen  Generalkonsul  in  London 
zu  riditen  mit  der  Bitte  um  Uebermittlung  an  den  zustftndigen  Konsul.") 

Ueber  Zustellungen  in  Rumänien  s.  die  Verordnung  des  öster- 
reichischen Justizministeriums  vom  18.  September  1894  (Osterr.  Just.-Min.-Bl. 
8. 155,  Zeitsohr.  etc.  Bd.  IV  S.  601). 

Betrifft  das  Ersuchen  um  Zustellung  die  Ladung  an  eine  im  euro- 
päischen Russland  befindliche  Person^  so  ist  bis  zum  Termin  eine  Frist 
von  mindestens  drei  Monaten  vom  Abgang  des  Ersuchsohreibens  ab  frei  zu 
lassen  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  ZusteUung  durch  einen  Konsul  bewiikt 
werden  kann  (Nr.  35  Abs.  3  der  mehrall.  Allg.  Verf.).^^) 

IV.  Wenn  bei  einer  im  Auslande  zu  bewirkenden  Zustellung  die  Be- 
folgung der  hiefür  nach  Obigem  bestehenden  Vorschriften  unausführbar  ist 
z.  B.  in  dem  fremden  Staate  weder  geordnete  Staatseinrichtungen  bestehen, 
noch  Konsuln  oder  Gesandte  des  Reichs  residiren,  oder  wenn  solche  keinen 
Erfolg  verspricht,  z.  B.  wegen  Verweigerung  der  Rechtshfilfe,  so  kann  die 
Zustellung  durch  öffentliche  Bekanntmachung  erfolgen. ^^) 

V.  Besondere  Bestimmungen  enthält  die  Zivilprozessordnung  für  das 
Deutsche  Reich  über  Zustellungen  an  die  Vorsteher  der  Reichskonsulate 
selbst,  an  Exterritoriale  und  an  die  im  Auslande  befindlichen 
Militärpersonen.^*)  Erstere  erfolgen  mittels  Ersuchens  des  Reichskanzlers.^ ^ 


^')  Bezüglich  der  Zustellung  eines  zum  Zwecke  dor  Pfändung  erlassenen 
gerichtlichen  Zahlungs-  oder  Leistungsverbotes  an  einen  in  Grossbritannien 
wohnenden  Drittschuldner  vgl.  Zeitschrift  Bd.  IT!  S.  455,  456;  IV  S.  505. 

^^)  Für  Preussen  ist  jedoch  gegebenen  Falls  das  Abkommen  vom 
4.  Februar/28.  Januar  1879  zu  berücksichtigen. 

^^)  §  186  Abs.  2  der  deutschen  Zivilprozessordnung.  Näheres  über  das 
Verfahren  §§  187 — 190  Z.-P.-0.  Ueber  die  Voraussetzungen  der  Öffentlichen 
Zustellung  an  eine  Partei  im  Auslande  vgl.  auch  Zeitschrift  etc.  Bd.  I  S.  57. 

'*)  §§  18S  u.  184  der  Zivilprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich. 

^^  ihn  Zustellungen  an  Mitglieder   der  Konsulate  oder  an  die 
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Zustellungen  an  Deutsche,  welche  das  Recht  der  Exteriitorialität  geniessen, 
erfolgen,  wenn  dieselben  zur  Mission  des  Reichs  gehören,  mittels  Ersuchens 
des  Reichskanzlers,  wenn  dieselben  zur  Mission  eines  Bundesstaates  gehören, 
mittels  Ersuchens  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  dieses  Bundes- 
staates.^^ Zustellungen  an  Personen,  welche  zu  einem  im  Auslande  befind- 
lichen oder  zu  einem  mobilen  Truppentheile  oder  zur  Besatzung  eines  in  Dienst 
gestellten  Eriegsfahrzeuges  gehören,")  können  mittels  Ersuchens  der  vor- 
gesetzten Kommandobehörde  erfolgen. 

VI.  Hinsichtlich  der  innerhalb  des  Gebietes  desDeutschen  Reiches 
in  einem  fremden  Staate  zu  bewirkenden  Zustellungen  ist  auf  die  Bestimmungen 
aber  Rechtshülfe  zu  rekurriren.  Hiebei  ist  auf  die  Verschiedenheit  dieser  Be- 
stimmungen in  Bezug  auf  die  streitige  Gerichtsbarkeit  und  in  Beziehung  auf 
die  nichtstreitige  Rechtspflege  näher  einzugehen. 

In  Rechtsstreitigkeiten  bemisst  eich  das  Verfahren  bei  den  vor 
die  ordentlichen  Gerichte  gehörigen  Rechtssachen  nach  den  Vorschriften  des 
C^richtsverfassungsgesetzes  aber  Rechtshülfe  und  zwar  nach  §  161  dieses 
Gesetzes.  Hienach  erfolgt  die  Herbeifahrung  der  zum  Zwecke  der  Zustellungen 
(Ladungen)  erforderlichen  Handlungen  nach  Vorschrift  der  Prozessordnung 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Handlungen  in  dem  Bundesstaate,  welchem  die 
requirirende  Behörde  angehört,  oder  in  einem  anderen  Bundesstaate  vorzu- 
nehmen sind.  Es  bedarf  also  keines  Ersuchens  um  Rechtshülfe,  die  Zustellungen 
können  ohne  ein  solches  unmittelbar  durch  den  Gerichtsvollzieher  bzw.  durch 
die  Post  erfolgen. '°) 

Für  jene  streitigen  Rechtssachen,  die  nicht  zur  ordentlichen  streitigen 
Gerichtsbarkeit  kompetiren,  greift;  jedoch,  da  die  Bestimmungen  des  deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes  nach  §  2  des  Einführungsgesetzes  hiezu  nur  auf 
die  ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit  und  deren  Ausübung  Anwendung 
finden,  noch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1869  über  die  Gewährung  der  Rechts- 
hülfe Platz,  da  in  solchem  Bestimmungen  über  die  Rechtshülfe  in  allen 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  gegeben  wurden.  Das  angefiüirte  Rechts- 
hülfegesetz  vom  21.  Juni  1869  wurde  durch  die  Bestimmungen  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes nur  für  jene  Rechtssachen  beseitigt,  welche  gemäss  §  13 
dieses  Gesetzes  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören,  ist  also  in  Geltung 
geblieben  bezüglich  deijenigen  streitigen  Rechtsangelegenheiten,  welche  von 
der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  (§  14  des  deutschen  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und  §  3  des  Einführungsgesetzes  hiezu)  ausgenommen  sind. 


Familienangehörigen  von  solchen  sind  die  Vorsteher  der  Konsulate  nach 
Massgabe  des  §  182  Z.-P.-0.  zu  ersuchen. 

")  Für  die  Anwendung  dieser  Vorschrift  ist  es  gleichgültig,  ob  der 
Exterritoriale  im  Inlande  oder  im  Auslande  beglaubigt  ist,  bzw.  sich  aufhält. 

'")  Ueber  den  Begriff  eines  «mobilen  Truppentheils*  vgl.  §  9  Nr.  1, 
§  10  Nr.  1  des  Militärstrafgesetzbuches  vom  20.  Juni  1872  (R.-G.-B1.  8.  174); 
in  Bezug  auf  die  Marine  §§  163  u.  164  daselbst. 

^  Motive  zum  Bundesraths-Entwurf  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
S.  198  u.  194. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  Znstellungen  sind  in  den  §§  152  ff 
der  Zivilprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich  enthalten. 
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Bezüglich  der  Zustellungen  im  Gebiete  der  nichtstreitigen  Rechts- 
pflege sind^  da  die  Bestimmungen  des  deutschen  GerichtsverfassungsgesetEes 
hier  nicht  massgebend  sind,  auch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1869  Über  Ge- 
wfthrung  der  Rechtshülfe  auf  die  nichtstreitige  Rechtspflege  an  sich  nicht 
Anwendung  findet,  die  über  den  gegenseitigen  Geschäftsverkehr  bestehenden 
Vertrftge  zunächst  zu  berücksichtigen.  In  dieser  Beziehung  kommen  ins. 
besondere  die  oben  im  speziellen  Theile  angeführten  von  einzelnen  Bundes- 
staaten über  den  unmittelbaren  Verkehr  und  bezüglich  der  direkten  Requi- 
sitionen um  Zustellungen  getroffenen  Vereinbarungen  in  Betracht.  Doch 
wurden  bisher  in  der  Praxis  unmittelbare  Requisitionen  um  Bewirkung  von 
Zustellungen  in  nichtstreitigen  Rechtssachen  auch  im  Verkehre  mit  den  Be- 
hörden der  übrigen  Bundesstaaten  gegenseitig  unbeanstandet  vollzogen;  solches 
wird,  von  einzelnen  besonders  gelagerten  Fällen  abgesehen,  mit  Rücksicht  auf 
das  oben  über  den  Schriftenverkehr  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  im 
Allgemeinen  Gesagte  auch  femer  als  zulässig  erachtet  werden  künnen. 


Nachtnig. 


Bulgarien.^ 

I.  Gesetzliche  Erbfolgeordnung: 

Zur  Intestaterbfolge  sind  berufen:  1.  die  Deszendenten,  2.  Aszendenten, 
3.  Kollateralen,  4.  die  unehelichen  oder  ungesetzlichen  Kinder  und  die  Ehe- 
leute und  5.  in  Ermangelung  obiger  Erben:  der  Staat  (§  2  des  Erbschafts- 
gesetzes vom  17.  Dezember  1889). 

Eheliche  oder  gesetzliche  Kinder,  worunter  auch  die  legitimirten,  die 
adoptirten  Kinder  und  ihre  Nachfolger  zu  verstehen  sind,  erben  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts  und  der  Abstammung. 

In  Ermangelung  von  Deszendenten  erben  die  Eltern  zu  gleichen  Theilen 
oder  der  Ueberlebende  die  Eltemtheile  ganz  (§  23  1.  c). 

In  Ermangelung  von  Eltern  konkurriren  sonstige  Aszendenten  mit  den 
Geschwistern  des  Erblassers.  Ohne  Geschwister  erben  die  Aszendenten  ohne 
Rücksicht,  von  welcher  Linie  das  Vermögen  stammt  (§  25,  24  1.  c). 

Sind  weder  Deszendenten  noch  Aszendenten  da,  so  erben  die  Geschwister 
bzw.  deren  Deszendenten.  In  Ermangelung  von  Geschwistern  und  deren 
Deszendenten  erben  die  nächsten  Anverwandten  des  Erblassers  vftter-  oder 
mfitterlicherseits  ohne  Unterschied.  Verwandte  Aber  den  zehnten  Grad  können 
nicht  erben  (§  26  u.  27  1.  c). 

UngesetzlicheKinder  sind  nur  erbberechtigt,  wenn  ihre  Abstammung 
anerkannt  oder  im  gesetzlichen  Wege  kundgethan  ist,  und  zwar  in  Konkurrenz 
mit  ehelichen  Kindern  oder  deren  Deszendenten  zur  Hälfte  des  den  Deszendenten 
zufallenden  Theils,  in  Konkurrenz  mit  Eltern,  anderen  Aszendenten  oder 
deren  Ehegatten  zu  zwei  Dritteln  der  Erbschaft,  in  Konkurrenz  mit  Aszendenten 
und  Ehegatten  erhalten  ein  Drittel  die  Aszendenten,  ein  Viertel  der  Ehegatte 
und  den  Rest  die  anerkannten  unehelichen  Kinder,  in  Ermangelung  von 
Aszendenten,  Deszendenten  und  Ehegatten  zu  Ganz.  Die  Verwandten  des 
Vaters  oder  der  Mutter  werden  von  den  unehelichen  Kindern  nicht  beerbt; 
erstere  haben  auch  kein  Erbrecht  in  das  Vermögen  der  unehelichen  Geburt 
(§§  28-34  1.  c). 

Der  überlebende  Ehegatte  erhält  in  Konkurrenz  mit  Kindern  — 
gleichviel  ob  gesetzlichen,  oder  gesetzliehen  und  ungesetzlichen  —  zweimal 


*)  Ausführliche  Darstellung  der  Erbschaftsregulirung  in  Bulgarien  s. 
Leske  u.  Löwenfeld  a.  a.  0.'  Bd.  II  S.  300  ff. 
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weniger  als  der  Theil  eines  jeden  ehelichen  Kindes  ausmacht,  in  Ermangelung 
von  ehelichen  Kindern,  jedoch  in  Konkurrenz  mit  unehelichen  Kindern  oder 
Aszendenten  oder  Geschwistern  hzw.  deren  Deszendenz  zwei  Drittel,  in  Kon- 
kurrenz mit  ehelichen  Aszendenten  und  unehelichen  Kindern  ein  Viertel  und 
wenn  andere  erbherechtigte  Verwandte  ausser  den  eben  genannten  vorhanden 
sind,  zwei  Drittel  der  ganzen  Erbschaft,  in  Ermangelung  jeglicher  Erben  bis 
zum  sechsten  Grade  den  ganzen  Nachlass  (§  38 — 40  1.  c). 

II.  Testamente. 

Zur  Testirlähigkeit  gehört  das  zurückgelegte  18.  Lebensjahr  (§  48  1.  c). 

Testamentsformen  sind :  das  holographische  und  das  notarielle,  letzteres 
öffentlich  oder  geheim  (§  59  1.  c). 

Im  Auslande  kann  ein  Bulgare  entweder  ein  holographisches  Testa- 
ment oder  ein  öffentliches  Testament  nach  den  Gesetzen  und  Formen  des  be- 
treffenden Landes  errichten  (§  88  1.  c). 

ni.  Erbschaftsregulirung. 

In  Bezug  auf  die  Regiilirung  der  Verlassenschaften  von  Ausländern 
haben  im  Sinne  der  Kapitulationen  die  Konsulargerichte  der  betreffenden 
Staaten  das  Recht,  dio  Verlassenschaften  ihrer  ünterthanen,  soweit  diese  nur 
aus  beweglichem  Vermögen  besteht,  ausschliesslich  abzuhandeln,  sobald  jedoch 
die  Verlassenschaft  auch  aus  Immobilien  besteht,  muss  unbedingt  — 
wenigstens  bezüglich  des  unbeweglichen  Vermögens  —  die  Intervention  des 
kompetenten  bulgarischen  Gerichtes  angerufen  werden.*) 

Für  den  Erbschaftserwerb  der  Ausländer  bestehen  in  Bulgarien 
keine  Beschränkungen,  auch  bezüglich  des  Erwerbs  von  Immobilien  nicht. 
Fremde  Ünterthanen  können  in  Bulgarien  gerade  so  wie  Einheimische  unbe- 
wegliche Güter  erwerben  und  veräussern  und  unter  Erlegung  der  entsprechenden 
Erbschaftssteuer  erben.') 

IV.  Die  Erbschaftssteuer  ist  geregelt  durch  Geset-z  vom 
14./26.  Dezember  1890.  Die  Gebühr  beträgt  Vi  Proz.,  wenn  sich  Eheleute 
gegenseitig  beerben,  oder  Deszendenten,  Eltern,  Adoptivkinder  oder  ungesetz- 
liche Kinder  erben,  3  Proz.  für  Geschwister,  Geschwisterkinder  und  Aszendenten 
ausser  den  Eltern,  8  Proz.  für  andere  Verwandte  der  Seitenlinie  bis  zum 
sechsten  Grade  einschliesslich;  10  Proz.  in  allen  anderen  FäUen/) 

Ungarn. 

In  Ungarn  wurde  das  Verlassenschaftsverfahren  durch  Gesctzartikel 
XVI:  1894,   betr.  das  erbrechtliche  Nachlass  verfahren  neu  geregelt. 

Das  neue  Nachlassverfahren  beruht  auf  dem  Gnmdsatze  des  Erbanfalls 
ipso  jure  rücksichtlioh  der  eigenberechtigten  Erben  (mit  Ausnahme  der  Pfleg- 


*)  Lesko  u.  Löwenfeld  a.  a.  0.  S.  312.  In  Bulgarien  ist  zur  Vor- 
nahme ausserprozessnalischer  Handlungen,  wie  z.  B.  Inventarisirung,  in  der 
Regel  der  Friedensrichter,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  kom- 
petent. Näheres  hierüber,  insbesondere  über  Erbschaftsregulirung  selbst,  s. 
a.  a.  0.  S.  300  ff. 

')  Leske  u.  Löwenfeld  a.  a.  0.  S.  312. 

*)  A.  a.  0.  S.  313. 
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befohlenen,  Abwesenden,  Stiftungen  n.  s.  w.) ;  der  k.  Notar  ist  zum  ausschliess- 
lichen Leiter  des  ganzen  Nachlassverfahrens  bestimmt.  Das  k.  Bezirksgericht 
ist  nur  zur  Uebergabe  des  Nachlasses,  zur  Ausfolgung  der  Erbbescheinigung 
und  zur  Austragung  der  streitigen  Ansprüche  bestellt.  Das  neue  Gesetz 
schliesst  sich  in  vielen  Bestimmungen  an  das  österreichische  Abhandlungs- 
patent vom  9.  August  1854  an. 

Das  Nachlassverfahren  gehört  ausschliesslich  zum  Wirkungskreis  der 
Bezirksgerichte,  die  Vormundschaftsbehörde,  der  k.  Notar  und  der  Gemeinde- 
vorstand gehen  innerhalb  der  vom  Gesetze  gezogenen  Grenzen  vor  (§  6  des 
Gesetzes).  Zuständig  ist  dasjenige  Bezirksgericht,  in  dessen  Sprengel  der 
Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  hatte;  bei  abwechselndem  Wohnsitz  ent- 
scheidet die  Prävention.  Bezüglich  der  Ausländer  entscheiden  die  inter- 
nationalen Verträge  und  die  Reziprozitätsverhältnisse ;  doch  unterliegen  die 
in  Ungarn  befindlichen  Liegenschaften  eines  ausländischen  Erblassers  stets 
der  territorialen  Gerichtsbarkeit  (§§  7  u.  8). 

Die  im  XI.  Hauptstück  enthaltenen  besonderen  Verfügungen  in  Betreff 
der  Nachlassen  Schäften  von  Ausländern  entsprechen  ganz  den  Be- 
stimmungen des  VIII.  Abschnitts  bzw.  des  §  23  des  österr.  Abhaudlungspatentes 
von  1854,  nur  dass  die  Fristen  zur  Anmeldung  der  Erbbetheiligten  und 
Gläubiger  im  Edikte  auf  längstens  drei  Monate  normirt  sind,  und  dass  letztere 
binnen  acht  Tagen  nach  ihrer  Anmeldung  ausweisen  müssen,  dass  sie  ihre 
Forderungsklage  bei  dem  zuständigen  inländischen  Gerichte  angebracht  haben. 

Näheres  Über  die  Grundzfige  des  Gesetzes  s.  Zeitschrift  für  Notariat 
und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Gestenreich  (1895)  S.  3  ff. 
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swischen  Preussen  und  TOrkei  von 
1761  noch  anwendbar  482;  Erbfolge- 
ordnung 57 1 ;  Testamente,  Eibschafts- 
regulirimg,  Erbschaftssteuer  572. 

BundesangehOrige  im  Deutschen 
Reich  4. 

B  u  n  d  e  s  g  e  b  i  e  t  d.  Deutschen  Reichs  4. 

Bundesrath,.  dessen  Zustimmung 
zum  Abschluss  von  Staatsvertrftgen 
des  Deutsdien  Reiches  20. 

Bundesrathsmitglieder,  deren 
Exterritorialität  559. 

Bundesstaaten,  deutsche,  deren 
Befngniss  zum  Abschluss  intern. 
Verträge  18. 

California,  Erbfolgeordnung  493; 
Testamente  502;  Fremdenrecht  510. 

Census  A6redi£ariu8(Abschoss)64. 

Chile,  Freundschafts-  etc. Vertrag  mit 
Deutschland  527 ;  Rechtsquellen  527 ; 
Erbfolgeordnung,  Testamente,  Erb- 
schaffaMrwerb  528. 

China,  Freundschidfts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  537. 

Colorado,  Fremdenrecht  510. 

C  o  1  um b  i a (Disiiikt  in  den  Vereinigten 
Staaten),  Testamente  501 ;  Fremden- 
recht 510. 

Columbien,  Freundschafts-  etc.  Ver- 
trag mit  Deutschland  532. 


C  o  n  n  e  c  1 1  k  u  t ,  Testamente  501 ;  Frem- 
denrecht 510. 

Consuln  s.  Konsuln. 

C  0  s  ta  Ri  c  a ,  StaatsangehSrigkeit  519 ; 
Freundschaffcsvertrag  mit  Deutsch- 
land 519;  Erbfolgeordnung,  Testa- 
mente, Erbschaftserwerb  520. 

Court  of  Probate  288,  285. 

Cuba,  Anwendung  des  deutsch-spani- 
schen Konsularvertrags  473. 

Dänemark,  Staatsangehörigkeit  251 ; 
Freizflgigkeit  67, 255, 256;  Gerichts- 
eintheUung  251 ;  Nachlassbehandlung 
251, 253 ;  Testamente  254 ;  E^rbfolge- 
ordnung  254 ;  Erbschaftssteuer  255 ; 
Vormundschaft  255;  Notariat  256; 
Ersatz  von  Kur-  und  Beerdigungs- 
kosten 54,  256;  Ordenscurfick- 
stellung  58;  Znstellungen  in  Däne- 
mark 567. 

Dakota,  Testamente  502;  Fremden- 
recht 510. 

D  elaware,Testamente502 ;  Fremden- 
recht 510. 

Deutsche  Bundesstaaten,  Recht 
der  Vertragschliessung  18. 

Deutsche  Gesellschaft  der  Stadt 
New-York  504. 

Deutsches  Reich,  Bundesgebiet  4; 
ReichsangehSrigkeit  4;  der  Beauf- 
sichtigung seitens  des  D.  R.  und  der 
GeseUgebung  desselb.  unterliegende 
Angelegenheiten  20;  Recht  der  Ver- 
tragschliessung 18. 

Dienerschaft  der  Gesandten  560. 

Dienstboten,  deren  Wohnsitz  12. 

Diplomaten,  deren  Exterritorialität 
557. 

Diplomatischer  Weg  117,565. 

Dispositionsfähigkeit  s.  Hand- 
lungsfähigkeit. 

Dolmetscher  560. 

Domingo,  Dominikanische  Re- 
publik, Handels-  und  Konsular- 
vertrag mit  Deutschland  523. 

Domizil  s.  Wohnsitz. 

Dragoman  s.  Dolmetscher. 

Ecuador,  Freundschaftsvertrag  mit 
Deutschland  531;  Erbfolgeordnung 
531 ;  Testamente  532. 

Egypten,  deutsche  Konsulargerichts- 
barkeit 482,  539. 

Ehefrauen,  deren  Wohnsitz  13. 

£  h  ega  tten ,  Rechte  des  fiberlebenden 
s.  die  einzelnen  Staaten. 

EhelicheKin  d  er ,  derenWohnsitz  13. 
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Eheschliessang  und  Beurkundung 
deBPersonenstandes  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  551,  552,  558,  555. 

Ehrenzeichen,  s.  Ordensdeko- 
rationen. 

Eidgenossenschaft  s.  Schweize- 
rische EidgenofiBenschafL 

Einregistrirungnachfranzteischem 
Recht  261. 

EinTerleibte  Staaten,  deren 
frohere  Verträge  22. 

Einzelstaaten,  deutsche,  Recht  der 
Yertragsschliessung  18. 

Einziehung  von  Gerichtskosten, 
gegenseitige  unter  den  deutschen 
Bundesstaaten  119. 

Eisenacher  Konvention,  Ver- 
pflegung erkrankter  und  Beerdigung 
verstorbener  Angeh5riger  der  kontra- 
hirenden  Theile  58. 

Elsass-Lothringen,  Nachlassbe- 
handlung 240, 242;  aerichts8itze241 ; 
Erbschalbssteuer  242;  Vormund- 
schaft 244;  Notariat  244;  Eisen- 
acher Konvention  53;  Zustellung 
im  Ausland  565. 

Employ^s  im  Gefolge  der  Gesandten 
560. 

England  s.  Grossbritannien. 

Enregistrement  nach  französischem 
Recht  261. 

Entlassung  aus  dem  Staatsver- 
bande 7. 

Erbfähigkeit,  Ortliches  Recht  84. 

Erbfolge,  rftumliche  Herrschaft  der 
Gesetze  in  Bezug  auf  bewegliches 
Vermögen  80,  bei  Immobilien  81. 

Erbfolgeordnungen  s.dieeinzelnen 
Staaten. 

Erblose  Güter,  Recht  des  Staates 
auf  solche  68 ;  s.  auch  die  einzelnen 
Staaten. 

Erb  Schafts  absähe,  Erbschafts- 
steuer, im  Allgemeinen  68;  s.  die 
einzelnen  Staaten. 

Erbschaftsanfall,  Erbschafts- 
erwerb 40;  s.  auch  die  einzelnen 
Staaten. 

Erbschaftsklage  41. 

Erbschaftstheilung  41. 

Erbvertrftge,  Form  40. 

Ersatz  von  Kur-  und  Beerdigungs- 
kosten 52. 

Ersnohschreiben  in  das  Ausland 
117,  563; 

in  den  deutschen  Schutzgebieten  zu 
erledigen  557,  564. 

Exterritoriale,  Wohnsitz  der  £x- 

Böbm,  Intom.  Nachlaasbebandlung. 


territorialen  14;  Exterritorialität  der 
diplomatischen  Personen  557;  Zu- 
stellungen an  E.  568. 

Fabrikarbeiter,  deren  Wohn- 
sitif  13. 

Familienfideikommisse  siehe 
FideikommissgQter. 

Familien  Statut  des  kgl.  Hauses 
in  Bayern  94. 

Fallecker  Revier,  Nachlaasbe- 
handlung  364. 

Fideikommissgüter,  Sukzession 
in  solche  31. 

Finnland  s.  Rnssland. 

Fiskus,  Recht  desselben  auf  erblose 
Gflter  68;  s.  auch  die  einzelnen 
Staaten. 

Florida,  Testamente  501 ;  Fremden- 
recht 510. 

F  o  r  m  der  Testamente,  örtliches  Recht 
35;  s.  auch  die  einzelnen  Staaten. 

Forum  domicilii  —  forum  rei 
sitae  27,  28. 

Fouriere  der  Gesandten  560. 

Frankirungszwang  369. 

Frankreich,  Staatsangehörigkeit 
266;  Abzugs-  und  Nachsteuerfreiheit 
67;  Nachlassbehandlung  257,  260; 
Testamente  und  Vermächtnisse  259; 
Erbfolgeordnung  262 ;  Vormundschaft 
264 ;  RechtsverhältniisBe  der  Fremden 
264,  265;  Verlassenschaftovertrag 
mit  Oesterreich  862;  Verhältniss  mit 
Bayern  268 ;  Vertrag  mit  der  Schweiz 
466;  Zustellungen  268,  567 ;  Rechts- 
beistand  bei  der  deutschen  Botschaft 
268;  Gerichtsorganisation,  Anwälte, 
Gerichtsschreiber,  Enregistrement 
261;  Notare  262;  Ordenszurflck- 
stellung  58. 

Frauen  s.  Ehefrauen. 

Freiburg  (Fribourg,  Kanton),  Rechts- 
quellen,  Nachlassbehandlung  437; 
Testamente  438;  Erbfolgeordnung 
438;  Erbschaftssteuer  462;  Vor- 
mundschaft, Notariat  439 ;  Gerichts- 
sitie  438. 

Freizügigkeit,  deutsches  Reiohs- 
gesetz  4;  Abschoss  und  Nachsteuer- 
freiheit 64;  s.  auch  die  einseinen 
auswärtigen  Staaten. 

Fremde  s.  Ausländer. 

Funktionäre,  deren  Wohnsitz  13. 

Oabella  Aeredt^arta (Abschoss) 

64. 
St.  Gallen  (Kanton),  Rechtsquellen, 
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NacUassbehandlimg,  Erbfolgeord- 
nimg, Testamente  449;  Vormund- 
schaft^ Notariat  450;  Gerichts- 
sitze 449. 

6  a  r  n  i  s  o  n  s  0  r  t ,  Wohnsitz  der  Militär- 
personen 14. 

Gebühren  in  nichtstreitigen  Rechts- 
hülfesachen  in  Bayern  118 ;  s.  auch 
Kosten. 

Geburtsmatriken  in  Oesterreich- 
üngam  867. 

Gefolge   der  Gesandten   558,  560. 

Geisteskranke  in  Irrenanstalten, 
deren  Wohnsitz  15. 

Gemeindeangehörigkeit  4. 

Genf  (Ganton  de  Gen^vej,  Rechts- 
quellen, Nachlassbehandlung  461; 
Erbfolgeordnung,  Erbschaftssteuer, 
Vormundschaft,  Notariat  462;  Ge- 
richtsbehörden 461. 

Georgia,  Testamente]^501 ;  Fremden- 
recht 510. 

Gerichtsbarkeit  der  deutschen 
Konsuln  in  den'  deutschen  Schutz- 
gebieten 549  ff. 

Gerichtskosten,  gegenseitige  Ein- 
ziehung unter  den  deutschen  Bundes- 
staaten 119. 

Gerichtsorganismus  s.  die  ein- 
zelnen Staaten. 

Gerichtsstand  s.  Zuständigkeit. 

Gerichtsvollzieher,  Vornahme 
der  Versteigerungen  in  Nachlass- 
sachen in  Bayern  97. 

Gesandte,  Gesandtschaften 
558. 

Geschäftsagenten,  Geschäfts- 
reisende, deren  Wohnsitz  16. 

Geschäftsträger,  deren  Exterri- 
torialität 558. 

Gewerbe  gehülfen,  deren  Wohn- 
sitz 13. 

G 1  a  r  u  s  (Kanton),  Rechtsquellen,  Nach- 
lassbehandlung 433 ;  Testamente, 
Erbfolgeordnung  434;  Vormund- 
schaffc,  keine  Notare  435 ;  Gerichts- 
behörden 433. 

Gotha  s.  Sachsen-Koburg-Gotha. 

Graubünden  (Kanton),  Rechts- 
quellen, Nachlassbehandlung  450; 
Tentamente,  Erbfolgeordnung,  Vor- 
mundschaft 451;  Notariat  452;  Ge- 
richtsbehörden 450. 

Griechenland,  Staatsangehörigkeit 
271;  Freizügigkeit  67,  278;  Kon- 
sularvertrag mit  Deutschland  269; 
sonstige  Konsularverträge  269 ;  Ver- 
fahren in  Nachlassachen  nach  dem 


deutsch-griechischen  Konsularver- 
trag 271,  276;  Anwendung  der  Erb- 
rechtsgesetze 276;  Notariatsbefng- 
nisse  der  Konsuln  270;  Befugnisse 
der  Konsuln  in  Bezug  auf  Vormund- 
schaft 275 ;  Handels-  und  Schiffiüirts- 
vertrag  mit  Deutschland  278;  Nadi- 
lassbehandlung  in  Griechenland  278 ; 
Gerichtseintheilung  279 ;  Rechts- 
quellen 279;  Testamente  280;  Erb 
schaftssteuer  280;  Vormundschaft 
282;  Notare  282;  besondere  Bestim- 
mungen bezügl.  des  internationalen 
Privatrechts  282;  Ordenszurück- 
stellung 59 ;  Zustellungen  in  Gr.  567. 

Grossbritannien  und  Irland, 
Staatsangehörigkeit  289 ;  Freizügig- 
keit 67,  284;  Zuständigkeit  zur  Ver- 
lassenschaftsbereinigung 283,  insbes. 
für  Nachfolge  in  bewegliches  Ver- 
mögen 387,  in  Immobilien  287 ;  letters 
of  administration  285;  Afßdavüs 
287;  administrator  und  exectUor 
288;  Grundsätze  des  engl.  Rechts 
über  Statutenkollision  289;  letzt- 
willige Verfügungen  291;  Erbfolge- 
ordnung in  England  292;  Erbschafts- 
steuer 294;  Vormundschaft  294; 
Notariat  295 ;  Verkehr  mit  englischen 
Gerichten  296;  Erwerb  von  Immo- 
bilien durch  Ausländer  297 ;  Ordens- 
zurückstellung 58;  Zustellungen  in 
Grossbrifannien  567. 

Grossjährigkeitsalter  ftbr  den 
Umfang  des  Deutschen  Reichs  42; 
s.  auch  die  einzelnen  auswärtigen 
Staaten. 

Grundstücke,  Statutenkollision  be- 
züglich der  Erbfolge  in  solche  31. 

Guatemala,  Freundschafts- etc. Ver- 
trag mit  Deutschland  520;  Erbfolge- 
ordnung, Testamente,  Erbschafts- 
erwerb 521, 

Haiti,  Staatsangehörigkeit,  Rechts- 
quellen^  Erbfolgeordnung,  Testa- 
mente, Erbschafteerwerb  522. 

Halbsouveraine  Staaten,  in  der 
Vertragsschliessung  beschränkt  18. 

Hamburg,  Nachlassbehandlung,  Erb- 
schaftsamt 234,  237;  Gerichtssitze 
235;  Erbfolgeordnung  236;  Testa- 
mente 237;  Erbschaftssteuer  238; 
Vormundschaft  238;  Notariat  289; 
Atteste  über  Hamburgisches  Recht 
239;  Eisenacher  Konvention  53; 
Zurückstellung  der  Militärdienstaus- 
zeichnung  57 ;  Zustellg.  i.  Ausl.  565. 
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Handarbeiter,  deren  Wohnsitz  13« 

Handelsverträge  23. 

Hannover  (preussische  Provinz), 
geltendes  Recht  83;  Notariatswesen 
89;  Zurackstellung  der  hannover. 
Orden  57. 

Hawaii^  Frenndschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  544. 

Heimathsprinzip  in  Erbrechts- 
finigen  Zz,  in  Yormundschafts- 
sachen  92. 

Heimathsrecht,  Begriff  4. 

Heimathsverhältnisse,  der  Ge- 
setzgebung des  Deutschen  Reichs 
unterliegend  20;  Ausnahme  fttr 
Bayern  4. 

H|e  rzegowina,  Nachlassbehandlung 
341,  Beglaubigung  von  dahin  be- 
stimmten Urkunden  366. 

Hessen  (Grossherzogthum)  Nachlass- 
behandlung und  Vormundschaft  in 
den  Provinzen  Starkenburg  und 
Oberhessen  151,  in  Rheinhessen  153; 
Gerichtssitze  152;  Erbfolgeordnung 
155;  Erbschaftssteuer  155;  Instan- 
zenzug in  nichtstreitigen  Rechts- 
sachen 154;  Armenrecht  in  nicht- 
streitigen Rechtssachen  157;  Juris- 
diktionsverhältnisse mit  anderen 
deutschen  Staaten  157;  Heimaths- 
prinzip für  Erbfolge  und  Vormund- 
schaft in  Militärkonvention  mit  dem 
Deutschen  Reich  158;  Eisenacher 
Konvention  53;  Ordenszurttck- 
stellung  57;  Zustellung  im  Aus- 
lande 565. 

.Holland  s.  Niederlande. 

Honduras,  Freundschafts-  etc.  Ver- 
trag mit  Deutschland  522. 

Hotel  der  Gesandten  560. 

Httlfsbedttrftige,  Erstattung  der 
Verpflegungskosten  52;  Reichsange- 
hörige, Angehörige  fremder  Staaten. 

Hypothekenbewahrer,  Beglau- 
bigung der  Urkunden  solcher  im  Ver- 
kehre zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich  366. 

Japan,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  535;  Erbfolge- 
ordnung 535;  Erbschaftserwerb  536; 
Testamente  537. 

Idaho,  Testamente  502;  Fremden- 
recht 

Illinois,  Erbfolgeordnung  496 ; 
Testamente  501 ;  Fremdenrecht  511. 

I|mmobiliarnachlass,  Zuständig- 
keit zur  Behandlung  desselben  nach 


international.  Rechtsgrundsätzen  27; 
Statutenkollision    hinsichtlich     der 
Erbfolge  und  der  damit  zusammen- 
hängenden Rechtsverhältnisse  31. 

Immobilien  der  Gesandten  560. 

Immunität  der  Wohnung  der  Ge- 
sandten 560. 

Indiana^ Testamente  502 ;  Fremden- 
recht 510. 

Indigenat  4,  bayerisches  5. 

Inländer  (Staatsangeh.),  Begriff  3. 

Instruktion  fOr  die  deutschen  Kon- 
suln 566. 

Internationale  Verträge  siehe 
Staatsverträge. 

Interpretation  der  Staatsver- 
träge 23. 

Intestaterbfolge,  nach  welchen 
örtlichen  Gesetzen  zu  beurtheilen  30. 

Inventarisation  des  Nachlasses 
s.  die  einzelnen  Staaten. 

Jowa,  Erbfolgeordnung  493;  Testa- 
mente 502;  Fremdenrecht  511. 

Irland  s.  Grossbritannien. 

Italien,  Staatsangehörigkeit  298; 
Freizügigkeit  66;  Konsularvertrag 
mit  Deutschland  297;  Nachlass- 
behandlung auf  Grund  desselben 
298;  Befugnisse  der  gegenseitigen 
Konsuln  300  ff. ;  Eröffnung  des  Kon- 
kurses über  den  Nachlass  300; 
Notariatsbefugnisse  der  Konsuln  305 ; 
Nachlassbehandlung,  wenn  amSterbe- 
orte  keine  Konsularbehörde  304; 
Nachlässe    von    Schiffsleuten    und 

.  Schiffspassagieren  304;  Vormund- 
schaftseinleitung durch  die  Konsuln 
304 ;  Uebereinkommen  mit  Deutsch- 
land wegen  wechselseitiger  Unter- 
stützung Hülfsbedürftiger  306;  Ge- 
setzgebung in  Erbschaftssachen  und 
Vormundschaftssachen  306;  insbes. 
Nachlassbehandlung  306;  Erbfolge- 
ordnung 308;  Erbschaftssteuer  310; 
Vormundschaft  310;  Notariat  311; 
örtliche  Grenzen  der  Anwendung  der 
Rechte  311;  Fremdenrecht  312,  ins- 
besondere Verhältniss  zu  Deutsch- 
land 313;  Gerichtseintheilung  306; 
Requisitionen  an  ital.  Gerichte  307 ; 
Ordenszurückstellung  58 ;  Rechts- 
hülfevertrag  mit  der  Schweiz  466. 

Italienische  Sprache,  Amtssprache 
im  Kanton  Tessin  456. 

Jurisdiktion  s.  Gerichtsbarkeit. 

Jus  alhinagii,  Aufhebung  des- 
selben 67. 

«Jus/ranc/itaiaed.  Gesandten  560. 
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Kaiser,  deutscher,  vertritt  das 
Reich  völkerrechtlich,  insbesondere 
bei  Yertragsschliessung  18. 

Kamernn,  Rechtsverhältnisse  im 
Schatzgebiete  550. 

Kansas,  Testamente  502;  Fremden- 
recht 511. 

Kantone,  schweizerische,  s.  Schwei- 
zerische Eidgenossenschaft. 

Kanzleipersonal  d.Gesandten  560. 

Kanzler  bei  den  Gesandten  560. 

Kavaliere  im  Gefolge  der  Ge- 
sandten 560. 

Kentucky,  Testamente  501  f. ;  Frem- 
denrecht 511. 

Kinder,  eheliche,  uneheliche,  deren 
Staatsangehörigkeit  5;  Wohnsitz  13. 

Kirchenbücher^  Beglaubigung  der 
Auszüge  im  Verkehre  zwischen 
Deutschland  und  Oesterr.-Üng.  367. 

Kloster  am  tage  rieht  ein  Mecklen- 
burg-Schwerin 159. 

Koburg-Gotha  s.  Sachsen-Koburg- 
Gotha. 

Kodizille,  Form  40. 

Kollision  der Frivatrechtsquellen 30. 

Kolonien  s.  Deutsche  Schutzgebiete. 

Kommissarien  fremder  Regie- 
rungen 562. 

Kompetenz  s.  Zuständigkeit. 

Kompetenzkonflikt  in  Nachlass- 
Sachen  80. 

Konsolidationsrecht  des  Ober- 
lehensherm  in  Bezug  auf  erbloses 
Gut  nach  englischem  Recht  69. 

Konsuln,  deren  Mitwirkung  bei  Ver- 
lassenschaften ;  s.  die  einzelnen  aus- 
wärtigen Staaten. 

Konsuln  des  Deutschen  Reichs,  Zu- 
stellung durch  solche  563  ff,  an 
solche  568. 

Konzipienten,  deren  Wohnsitz  13. 

Korea,  Handels-  etc.  Vertrag  mit 
Deutschland  538. 

Korrespondenz  mit  dem  Aus- 
lande 116,  563. 

Kosten  im  Rechtshülfeverkehr  118. 

Kouriereb.  den  Gesandtschaften  560. 

Kuratel  s.  Vormundschaft 

Kurhessische  Orden,  deren  Zu- 
rückstellung 57. 

Kurkosten,  Erstattung  von  solchen 
52. 

Ladung  der  Exterritorialen  560  f. 
Landstreicher,  deren  Wohnsitz  16. 
Landtag,  dessen  Zustimmung  zum 
Abschluss  von  Staats  vertragen  21. 


La  Plata-Staaten  s.  Argentinien. 

Legate  des  Papstes,  deren  Exterri- 
torialität 559. 

Lehengfiter,  Erbfolge  in  solche  31. 

Lehrlinge,  deren  Wohnsitz  13. 

Letters  ofadministration  285. 

Letztwillige  Verfügungen  s. 
Testamente. 

Lex  domicilii,  lex  rei  sitae  in 
Nachlass-  u.  Vormundschaftssachen 
30  ff. 

Lex  loci  actus,  bei  Testaments- 
errichtung 35. 

Liegenschaften  s.  Immobilien. 

Lippe,  Nachlassbehandlnng  223 ;  Erb- 
folgerecht 223 ;  Erbschaftssteuer  224 ; 
Vormundschaft  225 ;  Gerichtssitze 
225;  Grundbuchordnung  223;  Be- 
schwerde in  nichtstreitigen  Rechts- 
sachen 225;  Unterschriftenbeglaubi- 
gung 225 ;  keine  Notare  225 ;  Eisen- 
acher  Konvention  53;  Ordenszurück- 
stellung 57. 

Lothringen  s.  Elsass-Lothringen. 

Louisiana, Testamente  501;  Frem- 
denrecht 510. 

Lübeck  (freie  und  Hansestadt),  Nach- 
lassbehandlung 225 ;  Erbfolgeord- 
nung 226;  Testamente,  Erbschafts- 
steuer 227;  Vormundischaft  228; 
Domizilsprinzi^,  Ausnahme  nach 
Militärkonventionen  228;  Notariat 
228;  Eisenacher  Konvention  53. 

Lübek  (Fttrstenthum)  s.  Oldenburg. 

Luxemburg,  Staatsangehörigkeit 
315;  Nachlassbehandlung  314;  Ehrb- 
folgeordnung315:  ErbscSbaftsgebfih- 
ren  316;  Gerichtseintheilung  314; 
Notariat  316 ;  OrdenszurÜckstellg.  57. 

L  u  z  e  r  n  (Kanton),  Rechtsquellen  425 ; 
Nachlassbehandlung  425  pTestamente 
426 ;  Erbfolgeordnung  426 ;  Erbsteuer 
427,  462;  Vormundschaft  427;  No- 
tariat 427;  Gerichtssitze  426. 

Madagaskar,  Meistbegünstigungs- 
Konvention  mit  dem  deutschen 
Reiche  543. 

Maine,  Testamente  501  f. ;  Fremden- 
recht 510. 

Marokko,  Konvention  über  Aus- 
übung des  Schutrechtes  539;  Han- 
delsvertrag  mit  Deutschland  540. 

Marschallinseln,  deutsch. Schutz- 
gebiet, Rechtsverhältnisse  in 
solchem  566. 

Maryland,  'Erbfolgeordnung  494; 
Testamente  502;  Fremdenrecht  510. 
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Massachusetts,  Testamente 501  f.  ; 
Vomrandschaft  508;  Fremdeorecht 
510. 

Mecklenburg-Schwerin,  Nach- 
iassbehandlung  158,  161;  Gerichts- 
sitze 159;  Erbfolgeordnung  160; 
Testamente  160;  Erbsteuer  161; 
Vormundschaft  161;  Auftiahme  ge- 
richtlicher Urkunden  und  Beglaubi- 
gung 162;  Notariat  162;  Heimaths- 
prinzip  bezüglich  Erbfolge  und  Vor- 
mundschaft nach  Militärkonvention 
mit  Preussen  163;  Zustellung  im 
Auslande  565;  Eisenacher  Konvention 
53;  Ordenszurücksteliung  57. 

Meoklenburg-Strelitz.  Nach- 
lassbehandlung 169;  Gerichtssitze 
169;  Erbfolgeordnung,  Testamente 
171;  keine  Erbschaftssteuer  171; 
Vormundschaft  171 ;  Aufnahme  und 
Beglaubigung  gerichtlicher  Urkun- 
den 172;  Besoh werdeinstanzen  in 
niohtstreitigen  Rechtssachen  172; 
Notare  172;  Heinutthsprinzip  in  Erb- 
folge u.  Vormundschaftssachen  nach 
Militärkonvention  mit  Preussen  172; 
Eisenacher  Konvention  53 ;  Ordens- 
zurttckstellung  57. 

Medaillen  s.  Ordensdekorationen. 

Mediatisirte  Staaten,  deren  Ver- 
träge 22,  OrdenszurQckstellung  59. 

Meiergfiter,  Erbfolge  in  solche,  Ört- 
liches Recht  31. 

Meiningen,  s.  Sachsen-Meiningen. 

Mexiko,  Staatsangehörigkeit  513; 
Freizügigkeit  65;  Freundschaftsver- 
trag mit  Deutschland  513;  Erbfolge- 
ordnung 514;  Erbschaftserwerb, 
Testamente  515;  Erbsteuer,  Vor- 
mundschaft 516,  Notariat  617. 

Michigan,  Erbfolgeordnung  495 ; 
Testamente  502,  Fremdenrecht  510. 

Militärkonvention,  Bestimmungen 
in  solcher  über  örtliches  Recht  für 
Erbschaft  und  Vormundschaft  bei 
Baden  147,  Hessen  1 58,  Mecklenburg- 
Schwerin  163,  Mecklenburg-Strelitz 
172,  Oldenburg  177,  Bremen  233. 

Militärpersonen,  Begriff,  deren 
Wohnsitz  14;  Sicherung  des  Nach- 
lasses 51;  Zustellung  an  im  Aus- 
lande befindliche  Militärpersonen  568. 

Minderjährige  s.  Vormundschaft. 

Ministerresidenten,  deren  Ex- 
territorialität 558. 

Minnesota,  Erbfolgeordnung  496; 
Testamente  502;  Erbschaftserwerb 
503;  Fremdenrecht  510. 


Mississippi,  Testamente  502 ;  Frem- 
denrecht 510. 

Missouri,  Testamente  502;  Vor- 
mundschaft 508 ;  Fremdenrecht  510. 

Mobiliarnachlass,  Zuständigkeit 
zur  Behandlung  27;  örtliches  ErB*- 
folgerecht  30. 

Moden a,  OrdenszurücksteUung  59. 

Monaco,  Nachlassbehandlung,  Erb- 
8chaft«8teuer,Zivilstandsregi8ter  317. 

Montana,  Testamente  502. 

Montenegro^  Staatsangehörigkeit 
321 ;  Nachlassbehandlung  317 ;  Em- 
theUung  der  Gerichte  318;  Rechts- 
quellen 317;  Erbfolgeordnung  319; 
Testamente  321 ;  Erbschaftssteuer 
322;  Vormundschaft  322;  kein  Nota- 
riat 323;  besondere  Bestimmungen 
über  örtliche  Anwendung  der  Gesetze 
323;  Ordenszurückstellung  59. 

München,  Privilegium  loci  für 
Testamente  35. 

Mündel  S.Vormundschaft. 

Nachsteuer  64. 

Nassau,  Nachlass  des  jew.  Hauptes 
des  Fürstlichen  Gesammthauses  in 
Bayern  98;  Zurückstellung  der 
nassauischen  Orden  57. 

Naturalisation  eines  Ausländers 
im  Deutschen  Reiche  6,  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  556,  in 
den  auswärtigen  Staaten,  s.  die  ein- 
zelnen Staaten. 

Nationalitätsprinzip  in  Erb- 
rechtsfragen 32,  in  Vormundschafts- 
sachen 42. 

Nebraska,  Testamente  502;  Frem- 
denrecht 511. 

Neuenburg  (Canton  de  Neuchfttel), 
Rechtsquellen,  Nachlassbehandlung, 
Testamente,  Erbfolgeordnung  460; 
Erbschaftssteuer  462;  Vormund- 
schaft, Notariat  461  ;6ericht8sitze460. 

Neu-Guinea-Kompagnie,  deut- 
sches Schutzgebiet  554. 

Nevada,  Testamente  502 ;  Fremden- 
recht  511. 

New-Hampshire,  Testamente  501  f.; 
Fremdenrecht  510. 

New-Jersey,  Erbfolgeordnung  497; 
Testamente  502;  Fremdenrecht  510. 

New-York,  Erbfolgeordnung  498; 
Testamente  502 ;  Nachlassbehand- 
lung 503;  Fremdenrecht  511; 
Deutsche  Gesellschaft  504;  Zeitung 
zur  Veröffentlichung  amtlicher  Be- 
kanntmachungen 513. 
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Niederlande,  Siaatsaogehörigkeit 
325 ;  Nachsteuer  und  Abzugsfreiheit 
66,  329;  Nachlassbehandlung  324; 
£intheilung  der  Gerichte  325 ;  Testa- 
mente325;     Erbfolgeordnung    326; 

^  Erbschaftsabgabe  326 ;  Erbfähigkeit 
der  Ausländer  327 ;  Konsularvertrag 
mit  Deutschland  327;  Yermittelung 
von  ErbschaffcsansprQchen  auf  dem 
Gebiet  der  Kolonien  328 ;  Vormund- 
schaft 330;  Notariat  330;  Befug- 
nisse der  niederländischen  Konsuhi 
330;  Zustellungsyerkehr  mit  den 
Niederlanden  331;  Vertrag  mit 
Bayern  über  gegenseitige  Ver- 
pflegung Hülfsbedürftiger54 ;  Ordens- 
zurUckstellung  58. 

Niederlassung  6»  20;  s.  Schweiz, 
die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen. 

Niederlassungsvertrag  mit  der 
Schweiz  463. 

N  o  r  d  -  A  m  e  r  i  k  a  s.  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika. 

Nord-Carolina,  Testamente  501; 
Fremdenrecht  510. 

North-Dakota,  Testamente  502. 

Norwegen,  Staatsangehörigkeit  332 ; 
Feizügigkeit  67,  337;  Nachlassbe- 
band]  ung  331;  Gerichtsorganisation 
333;  Testamente  333;  Erbfolge- 
ordnung 334 ;  Erbschaftssteuer  335 ; 
Vormundschaft  336;  Notariat  336. 

Notare,  Notariat  s.  die  einzelnen 
Staaten ;  Beglaubigung  der  Notariats- 
urkunden  im  Verkehr  zwischen 
Deutschland  undOesterreich-Ungam 
366. 

Notariatsbefugnisse  der  Kon- 
suln s.  die  einzelnen  Konsularver- 
träge. 

Notherbrecht,  Kollision  der  Ge- 
setze 39. 

Nuntien,  päpstliche,  deren  Exterri- 
torialität 559. 

Obsignation  s.  Sicherung  des  Nach- 
lasses. 

Oesterreich-Ungarn,  Staats- 
bürgerschaft 338;  Vertrag  mit 
Deutschland  betr.  Wiederübemahme 
von  früheren  Angehörigen  339,  365 ; 
Freizügigkeit  67, 364;  Rechtsquellen 
337;  Nachlassbehandlung  im  All- 
gemeinen und  gegenüber  dem  Aus- 
lande in  Oesterreich  337,  343;  in 
Ungarn  341;  in  Bosnien  und  Her- 
zegowina 341 ;  Sicherung  des  Nach- 


lasses 342 ;  Testamente  in  Oesterreich 
344,  in  Ungarn  345 ;  Erbfolgeordnung 
nach  österr.  bürg.  G.-B.  345;  Erb- 
schaftserwerb nach  österr.  Recht 
349,  in  Ungarn  350, 573;Zu8tändigkeit 
für  Klagen  in  Verlassenschaftssachen 
in  Oesterreich  351,  in  Ungarn  351 ; 
Erbschaftsabgabe,  Fondsgebühren  in 
Oesterreich  351;  Erbschaftssteuer 
in  Ungarn  354 ;  Vormundschaft  nach 
österr.  Gesetze  355,  über  Fremde  355, 
in  Ungarn  356;  Grosajährigkeit  in 
Oesterreich  355,  in  Ungarn  357; 
Notariat  in  Oesterreich  357,  in 
Ungarn  358;  Form  der  Gesuche 
im  Verfahren  ausser  Streitsachen, 
Gebrauch  der  Sachwalter  in  Oester- 
reich 359 ;  Rechtemittel  gegen  Ver 
fügungen  ausser  Streitsachen  in 
Oesterreich  360 ;  Rechtsverhältnisse 
der  Fremden  in  Oesterreich  360 ;  Zu- 
stellungen 361, 567 ;  kein  Verlassen- 
schaftsvertrag mit  Deutschland  361 ; 
Verhältnisse  zu  anderen  Staaten  361. 
insbesondere  zu  Bayern  362 ;  Handels- 
vertrag mit  Deutschland  363;  Ur- 
kunden -  Legalisirungsvertrag  mit 
Deutschland  365 ;  gerichtlicher  Ver- 
kehr mit  dem  Auslande  368;  Fran- 
kirungszwang.  369 ;  Kosten  auf  den 
Requisitionsverkehr  zwischen  Bayern 
und  Oesterreich  369;  Verzeichniss 
der  österreichisch-ungarischen  Ge- 
richte 361;  Eisenacher  Konvention 
53,  370;   Ordenszurückstellung  58. 

Ohio,  Erbfolgeordnung  499;  Testa- 
mente 502;  Fremdenrecht  510. 

Oldenburg,  Nachlassbehandlungund 
Ausstellung  von  Erbbescheinigungen 
173;  Erbfolgeordnungen  174;  Erb- 
schaftsabgabe 175;  Gerichtszustän- 
digkeit 175;  Vormundschaft  176; 
keine  Notare  177 ;  Testamentsformen 
177 ;  Heimathsprinzip  in  Erbrechts- 
und  VormunoBchaftsfragen  nach 
Militärkonvention  mitPreuasen  177; 
Eisenacher  Konvention  53;  Zu- 
stellungen im  Ausland  566 ;  Ordens- 
zurücksteilung 57. 

Orden,  Ordensdekorationen, 
Zurückstellung  derselben  55  fiT. 

Ordenskonvente  in  Ungarn,  Be- 
glaubigung der  Urkunden  derselben 
367. 

Oregon,  Testamente  502;  Fremden- 
recht 510. 

Orient,  Zurückstellung  orientalischer 
Orden  59. 
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Ostafrika,  dentsches  Schutzgebiet 
653. 

P  a  g  e  n  im  Gefolge  der  Gesandten  560. 

Papiere,  Dorehsuchung  bei  Ob- 
signationen 51. 

Pftpstliche,  Legate,  Nantien,  deren 
KKterritorialitAt  559,  Orden,  deren 
Zurückstellung  59. 

Paraguay,  Meistbegünstignngsver- 
trag  mit  Deutschland  531,  Erb- 
folgeordnung etc.  531. 

Parma,  OrdenszurOckstellung  59. 

Pässe  (Reise-),  deren  Beachtung  bei 
Obsignation  51. 

Pennsylvania,  Erbfolgeordnung 
500;  Testamente  502;  Vormund- 
schaft 608;  Fremdenrecht  511. 

Pfalz  s.  Bayern. 

P  e  r  s  i  e  n ,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  534. 

Personal  Statuten,  inwiefern  mass- 
gebend fOr  Erbschaftsfragen  82. 

Personenstand,  Beurkundung  des- 
selben in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten 562  ff. 

Peru,  Rechtsquellen,  Erbfolgeord- 
nung, Testament,  Erbschaftserwerb, 
Fremdenrecht  528. 

Pflegbefohlene,  Pflegschaften, 
s.  Vormundschaft. 

Pflegekosten,  Erstattung  -  von 
solchen  52. 

Pforte  s.  TOrkei. 

Polen  s.  Russland. 

Portugal,  Staatsangehörigkeit  370; 
Freizügigkeit  85 ;  Handelsvertrag 
mit  Deutschland  bisher  nicht  er- 
neuert 870;  Verlassenschaftskonven- 
tion mit  Oesterreich  871 ;  Heimaths- 
prinzip  bezüglich  des  Zivilstandes 
und  der  VerfügungsfUiigkeit  der 
Ausländer  871;  Rechtsquellen  871; 
Nachlassbehandlung  371 ;  Testa- 
mente 872;  Erbfolgeordnung  372; 
Vormundschaft  373;  Notariat  373; 
Ordenszurückstellung  59. 

Praktikanten  bei  den  Gesandt- 
schi^n  660. 

Preussen,  Mitwirkung  der  Kam- 
mern zum  Abschluss  internationaler 
Verträge  21;  Ausstellung  gericht- 
licher Erbbescheinigungen  76;  Nach- 
lassbehandlung nach  preuss.  Recht 
77,  nach  rhein.  Recht  78 ;  Zuständig- 
keit zur  Nachhissbehandlung  78; 
Testamente  80 ;  gesetzliche  Erbfolge- 
ordnungen 81;  Erbschaftssteuer  83; 


Vormundschaft  85;  Vormundschaft 
über  Nichtpreussen,  im  Auslande 
wohnende  rreussen  87;  Notariats- 
wesen 88;  Beglaubigung  amtlicher 
Unterschriften  90 ;  Korrespondenz 
mit  auswärtigen  Behörden  90,  116; 
Zustellungen  im  Auslande  563;  be- 
sondere Jurisdiktionsverhältnisse  mit 
anderen  deutschen  Staaten,  Rechts- 
hülfe vertrage  92 ;  Eisenacher  Vertrag 
53;  Zurückstellung  der  Ordens- 
dekorationen 56. 

Priva^dienerschaft  der  Ge- 
sandllBn  660. 

P  u  1 1  a  w  a,  Gouvernement,  s.  Russland. 

Quartierfreiheit  der  Gesandten 
{jus  franchisiae)  560. 

Ratifikation  von  Staatsverträgen 
21. 

Realgerichtsstand  für  Behandlung 
des  Immobiliamachlasses  27. 

Realstatuten  31. 

Rechte,  Kollision  derselben  80. 

Rechtsfähigkeit  der  Fremden  s. 
die  einzelnen  Staaten. 

Rechtshülfeverkehr  116,  663. 

Recht  8  Praktikanten,  deren  Wohn- 
sitz 13. 

Reichsangehörigkeit,  deutsche  4; 
s.  auch  Staatsangehörigkeit  bei  den 
einzelnen  Staaten. 

Reich,  Deutsches,  dessen  Bundes- 
gebiet 4;  Recht  der  Vertragschlies- 
sung 18;  der  Gesetzgebung  desselben 
unterliegende  Angelegenheiten   20. 

Reichsdienst,  inwiefern  solcher  die 
Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundes- 
staate begründet  6. 

Reichskonsuln  s.  Konsuln  des 
Deutschen  Reichs. 

Reichstag,  dessen  Mitwirkung  zum 
Abschluss  von  Staatsverträgen  20. 

Reisende,  deren  Wohnsitz  14. 

Reisepä.sse,  deren  Beachtung  bei 
Obsignationen  51. 

Repräsentanten  eines  auswärtigen 
Maates,  deren  Exterritorialität  668. 

Requisitionen  s.  Ersuchschreiben. 

R  e  u  s  s  ä.  L.^  Nachlassbehandlung  212 ; 
Erbfolgeordnung  213;  Erbschafts-' 
Steuer  213;  Urkundenbeglaubigung, 
Gerichtssitze,  Notariat  214;  Staats- 
verträge mit  mehreren  deutschen 
Staaten  über  Form  der  Rechtsge- 
schäfte 215 ;  Eisenacher  Konvention 
53. 
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R  e  u  8  B  j.  L.,  NftchUssbehandlung  215, 
217;  Uerichtszostfodigkeit  und  Ge- 
richtasitze  219 ;  Erbfolgeordnung 
216;  Testamente  217;  Erbschafts- 
steuer  217;  Vormundschaft  219;  Ur- 
knndenbeglaubigung  219 ;  Notare 
220;  Jnnsdiktionsverträge  mit  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  220 ;  Eisen- 
acher  Konvention  53. 

R  e  V  e  r  s  als  Form  der  Vereinbarung  21 . 

Rh e in h essen  s.  Hessen. 

Rheinpfalz  s.  Bayern. 

Rheinpreussen  s.  Preussen. 

Rhode-Island^  Testamente  501; 
Fremdenrecht  510. 

Rudolstadt  s.  Schwarzburg-Rudol- 
stadt. 

R  u  m  ft  n  i  e  n ,  Staatsangehörigkeit  375 ; 
Freizflgigkeit  65, 878 ;  Rechtsquellen 
374 ;  Gerichtsverfassung  875 ;  Nach- 
lassbehandlung 874;  Konsulanuris- 
diktion  und  Fortbestand  der  Kapi- 
tulationen 875 ;  Erbfolgeordnung  876 ; 
Testamente  876;  Erbsteuer  376; 
Vormundschaft  877;  keine  Notare 
377 ;  deutscher  Handels-  etc.  Vertrag 
mit  Rumänien  378;  Erwerb  von 
Grundstacken  durch  Fremde  378; 
Ordenszurflckstellung  59;  Zustell- 
ungen in  Rumänien  667. 

R  u  s  s  1  a  n  d ,  Staatsangehörigkeit  379 ; 
Freizflgigkeit  66 ;  intematiottale  Ver- 
träge auch  illr  Russisch-Polen  gOltig 
379;  Hinterlassenschaftskon- 
vention mit  Deutschland  378, 
insbes.  Vorlage  der  Sterbeurkunden 
381 ;  Nachlassbehandlung  bei  Sterbe- 
fiülen  an  Orten,  wo  eine  Konsnlar- 
behttrde  residirt  381 ;  Sicherung  des 
Nachlasses  380,  381,  384;  Ediktal- 
ladung  382;  Befugnisse  der  Konsuln 
beiInventarisation,Veräusserung  des 
Nachlasses  382,  383 ;  Streitigkeiten 
über  Forderungen  an  den  Nachlass 
884;  örtliche  Gesetze  bei  Erbfolge 
in  beweglichen  und  unbeweglichen 
Nachlass  386;  Eröfihung  des  Kon- 
kurses über  den  Nachlass  884;  Kon- 
suln als  Bevollmächtigte  der  Erben 
385 ;  Nachlassbehandlung  bei  Sterbe- 
fiillen  an  Orten,  wo  keine  Konsular- 
behörde  887 ;  Verfifthren  bei  ausser- 
halb des  Gebietes  der  kontrahirenden 
llieile  hinterlassenem  Vermögen 
388;  Nachlass  über  Heuerguthaben 
von  Schifbleuten  und  Schiffspassa- 
gieren 888;  Ko n SU lar vertrag 
mit  Deutschland  389;  Notariats- 


befugnisse der  Konsuln  389;  Russi- 
sches Recht:  Rechtsquellen  390; 
Erbechaftserwerb  und  Erbtheilungen, 
Erbschaftsklagen  390—393;  Erb- 
folgeordnungen: nach  gemeinem 
Recht  393,  in  Tschemigow  und 
Pultawa  398,  in  Polen  894,  baltisches 
GeseU  895,  in  Finnland  395 ;  Testa- 
mente 896;  Erbschaftssteuer  397; 
Vormundschaft  398;  Notariat  399; 
besondere  Bestimmungen  über  ört- 
liches Recht  400;  Handelsvertrag 
mit  Deutschland  400;  Vertrag  mit 
Deutschland  wegen  Wiederüber- 
nahme firüherer  Angehöriger  401; 
Ersatz  von  Kurkosten  55;  Ordens- 
zurückstellung 58;  Verzeichniss  der 
russischen  Gerichte  392;  Zustell- 
ungen im  europäischen  Russland  568. 

Saalforste,  Sterbefiüle  der  in  den 
bayerischen  Saalforsten  angestellten 
österr.  Beamten  368. 

Sachen,  ob  als  bewegliche  oder  un- 
bewegliche zu  erachten  35;  s.  be- 
wegliche, unbewegliche  Sachen. 

Sachsen  (Königreich^  Nachlassbe- 
handlung, ZuslAndigkeit  119;  Ver- 
zeichniss der  Amtsgerichte  121; 
gesetzliche  Erbfolgeordnung  120; 
Testamente  122;  Erbschaftssteuer 
122;  Vormundschaft  128;  Notariats- 
wesen 124 ;  Beglaubigung  von  Privat- 
urkunden 124;  Jurisdiktionsverträge 
mit  andern  deutschen  Staaten  12^^; 
Ersuchschreiben  der  Justizbehörden 
ins  Ausland  127;  Zustellungen  im 
Auslande  565;  Zurückstellung  der 
Orden  57. 

Sachsen-Altenburg,  Nachlassbe- 
handlung 188,  190,  192;  Erbfolge- 
ordnung 189;  Testamente  190;  Erb- 
schaftssteuer 191;  Vormundschaft 
193;  Gerichtssitse  192;  Notariats- 
wesen 192;  Staatsverträge  mit 
mehreren  deutsch«!  Staaten  über 
Form  der  Rechtsgeschäfle  194  ;£isen- 
acher  Konvention  58;  Ordenszurflck- 
stellung 57;  Zustellung  im  Aus- 
lande 665. 

Sa  chsen-Koburg -Gotha,  örtliches 
Recht  bei  EtbfiUlen  194 ;  Gerichts- 
zuständigkeit fflr  Nachlass-  und  Vor- 
mundschaftssachen, Gerichtssitze 
195;  Urkundenbeglaubignng  195; 
Erbfolgeordnungen  196;  Nachlass- 
steuer  197;  Notariat  198;  Staats- 
verträge    mit    mehreren   deutschen 
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Staaten  filier  Fonn  der  Reehtsge- 
scbifte  198;  Eisenaeher  Konvention 
53;  OrdenssurfiokBtellang  57. 

Sachsen-Meiningen,  Nachlaaabe- 
handlang,  Oericbtttustftndigkeit  nnd 
Gerichtantie  184;  Intestaterbreeht, 
eheliches  Gflterrecht  und  Vormnnd- 
Schaft  185;  Grund-  und  H;^theken- 
Sachen,  Arrogatiens-  u  Xegitiniations- 
gesuche  185;  Erbsteoer  186;  Notare 
186;  Jurisdiktionsvertrag  mit 
Preussen  über  Vonnondschaften  187, 
mit  anderen  Staaten  Aber  Form  der 
Rechtsgeschäfte  188;  Eisenaeher 
Konvention  53 ;  Ordenszurfick- 
Stellung  57. 

Sachsen-Weimar-Eisenach,  Nach- 
lasebehandlung 168;  Gerichtssitze 
164;  Erbfolgeordnung  164;  Erb- 
schaftsabgabe 165;  Vormundschaft 
165,  desf.  Jurisdiktionsvertr&ge  mit 
andern  deutschen  Staaten  167;  Be- 
glaubigung der  Unterschriften  168; 
keine  Notere  168;  Uebereinkunft 
mit  mehreren  deutschen  Staaten, 
betr.  die  Form  der  BechtsgesohAfte 
168;  Zustellung  im  Auslande  565; 
OrdensKurflckstellung  57. 

Salvador,  Freundschaftsvertrag  mit 
Deutsdüand  518;  Erbfolgeordnung, 
Testamente,  Erbechaftserwerb  519. 

Samoa,  Freundschaftsvertrag  mit 
Deutschland  545;  Gerichte^barkeit 
546. 

Sandwichs-Inseln  8.  Hawaii. 

Schaff  hausen  (Kanton),  Rechts- 
quellen, Naohlassbehandlung,  Testa- 
mente, Erbfolgeordnung  445;  Erb- 
schaftssteuer 462;  Vormundschaft, 
keine  Notare  446;  Gerichtssitce 
445. 

Schaumburg-Lippe,  Verlassen- 
schafts- und  Vormundschaftswesen, 
Beschwerde  in  nichtstreitigenSachen, 
Unterschriftenbeglaubignng,  Ge- 
richtssitze 221 ;  Erbfolgeordnung, 
Erwerb  der  Erbschaften,  Testamente, 
Erbschaftssteuer  222;  Notariat  223; 
Verträge  Aber  Immobilien  228 ;  Eisen- 
aeher Konvention  53;  Ordensznrftck- 
stellnng  57. 

Schiffsleute,  Schiffspassa- 
giere, Sicherung  des  Nachlasses 
51 ;  Nachlassbehandlung  s.  Russland, 
Spanien,  Italien,  Hawaii. 

Schlussprotokolle  zu  Staatsver- 
trigen  21. 

Schottland  s.  Groesbritannien. 


Schreiber,  deren  Wohnsitz  18;  bei 
den  Gesandtschaften  560. 

Sohriftenverkehr  s.  Korrespon- 
denz. 

Schaler,  deren  Wohnsitz  18. 

Schutzgebiete,  Naturalisation  in 
solchen  7,  556;  Rechtsverhältnisse 
in  den  deutschen  Schutzgebieten 
549  ff. 

Seh  war  zburg-Rudol Stadt, Nach- 
lassbehandlung 202, 203 ;  Testamente 
203;  Gerichtssitze  203;  Erbfolge 
Ordnung  204 ;  Erbschaftsabgabe  204 
Vormundschaft  205 ;  Uiicundenbe 
glaubigung  205 ;  keine  Notare  206 
StaatsverMge  mit  mehreren  deutsch 
Staaten  Aber  Form  der  Rechts 
geschäfte  206;  Eisenaeher  Kon 
vention  53 ;  Ordenszurfickstellung  57 

Schwarzburg -Sondershansen, 
Nachlassbehandlung  206,  209;  Erb- 
bescheinigung, Grundbuchrecht  207 ; 
Erbfolgeordnung  208;  Testamente 
209 ;  Erbschaftssteuer  209 ;  Vormund- 
schaft 210;  Beschwerde  in  nicht- 
streitigen Rechtssachen  210;  Ge- 
richtssitze 209 ;  Notare  210 ;  Staats- 
vertrag mit  Preussen  und  Sachsen- 
Weimar  über  Form  der  Rechtsge- 
geechäfte  211;  Eisenaeher  Kon- 
vention 53 ;  Ordenszurfickstellung  57. 

Schweden,  Staatsbfirgerschaft  404; 
Freizfiglgkeit  67, 411 ;  Rechtstjuellen 
401 ;  Nachlassbehandlnng  401,  ins- 
besondere Nachlass  von  Ausländem 
405,  Streitigkeiten  über  solchen  406 ; 
Erbfolgeordnung  406;  Testamente 
407 ;  Erbschaftssteuer  409 ;  Vormund 
Schaft  410 ;  Alter  der  Grosajährigkeit 
411;  Notariat  411;  Ordenszurfick- 
stellung 58. 

Schweiz,  Schweizerische  Eid- 
gen o  s  s  e  n  s  c  h  a  ft ,  Gesetzgebungs- 
kompetenz  des  Bundes  413;  Be- 
schränkung der  Kantone  im  Ab- 
schluss  von  Verträgen  mit  dem 
Auslande  19;  Bfirgerrecht  in  der 
Schweiz  464;  Bundesgesetz  Aber  die 

Serstal.  Handluagsfidiigkeit  (Alter 
er  Groaejährigkeit,  (ieschlechtsvor- 
mundschaft)  413 ;  Buiidesgesetz  fiber 
die  zivilrechtliehen  VerhUtnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
(regelt  die  Statutenkollision)  414,  all- 
gemeine Bestimmungen  415,  per- 
sonen-  und  fiunifienrechtiiche  Be- 
stimmungen 416,  Erbrecht  418,  die 
zivilreofatlichen    Verhältnisse     der 

37* 
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Schweizer  im  Auslände  betr.  418,  die 
Eiyilrechtlichen  Verhältnisse  der  Aus- 
Iflnder  in  der  Schweiz  419;  Frei- 
zügigkeit 462;  Niederlassungsver- 
trag  mit  Deutschland  463;  Ilechts- 
httlfevertrag  mit  Baden  463 ;  Vertrag 
mit  Deutschland  über  Wiederüber- 
nafame  der  früheren  Angehörigen  465, 
über  den  Geschäftsverkehr  466; 
Rechtshttlfeverträge  der  Schweiz  mit 
Frankreich,  Italien,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  466;  Befug- 
nisse der  schweizerischen  Konsular- 
beamten 466;  Schriftenyerkehr,  Zu- 
stellungen 565. 

S  c  h  w  y  z  (Kanton),  Rechtsquellen, 
Nachlassbehandlnng  429;  Erbfolge- 
ordnung 430;  Testamente  429,  430; 
Vormundschaft  431;  Notariat  431; 
Grerichtssitze  429. 

Serbien,  Staatsangehörigkeit  468; 
Freizügigkeit  66;  Konsularrertrag 
mit  Deutechland :  Aufenthalt,  Nieder- 
lassung, rechtliche  Handlungsfthig- 
keit  469;  serbisches  Recht:  Erb- 
folgeordnung 470,  Nachlassbehand- 
lung, Testamente  471,  Vormund- 
schaft, Notariat  471 ;  Ordenszurück- 
stellung 59;  Handelsverträge  mit 
Oesterreich  •  Ungarn,  Frankreich, 
(htMsbritannien  471. 

Siam,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  638. 

Sicherung,  Siegelung  des  Nach- 
lasses 48;  s.  auch  die  einzelnen 
Staaten;  des  Nachlasses  von  Ge- 
sandten 561. 

Sizilien,  Ordenszurttckstellung  nicht 
verlangt  59. 

Solothnrn  (Kanton),  RechtsqueUen, 
Nachlassbehandlung  429;  Testa- 
mente, Erbfolgeorduung  440;  Erb- 
schaftssteuer 462;  Vormundschaft, 
Notariat  441;  Gerichtssitze  440. 

Sondershausen  s.  Sohwarzburg- 
Sondershausen. 

Spanien,  Staatsangehörigkeit  471; 
Freizügigkeit  66;  Konsularvertrag 
mit  Deutschland:  Nachlassbehaud- 
lung,  Befugnisse  der  Konsuln  bei 
SterbefUlen,  Vormundschaflaeinlei- 
tung,  Notariatsbefugnisse  derselben 
471  ff.;  Ueberseeische  Provinzen 
473 ;  Spanisches  Recht :  Rechtsquellen 
474;  Nachlassbehandlung,  Erbfolge- 
ordnung 476 ;  Testamente  474 ;  Erb- 
schaftssteuer 477;  Vormundschaft 
478;  Notariat  478;  Gerichtsorganis- 


mus 476;  Geltung  der  im  Auslande 
errichteten  Urkunden  479;  Ordens- 
zurückstellung 59. 

Staatsangehörigkeit,  Begriff3; 
Erwerb  und  Verlust  im  Deutschen 
Reich  4  ff.,  in  den  nichtdeutschen 
Ländern  8,  s.  auch  die  einzelnen 
auswärtigen  Staaten;  Staatsange- 
hörigkeit in  mehreren  Staaten  zu- 
gleich 9  ;StaatsangehörigkeitBprinzip 
in  Erbrechtsfragen  33,  in  Vormund- 
Schaftssachen  42. 

Staatsbürgerrecht  4. 

Staatsdienst  begründet  die  Natu- 
ralisation 6. 

Staatsverträge,  Begriff  und  Arten 
17 ;  Erfordernisse  zum  gültigen  Ab- 
schluss  18  f. ;  Form  21 ;  Wirionunkeit, 
Verkündung,  Auslegung  21  ff.; 
Staatsverträge  des  Deutschen  Reichs 
18,  22,  23;  s.  auch  die  einzelnen 
Bundesstaaten  und  die  auswärtigen 
Staaten;  Union  für  Veröffentlichung 
der  Staatsverträge  24. 

S  t  a  m  m  g  ü  t  e  r ,  Erbfolge  in  solche  31. 

Standesherren,  G^chtsstand  in 
Bayern  94,  in  Prenssen  80. 

Statutenkollision,  allgemeine 
Prinzipien  30. 

Sterbematriken  in  Oesterreich  367. 

Strafgefangene,  deren  Wohn- 
sitz 15. 

Studirende,  deren  Wohnsitz  13. 

Südafrikanische  Republik, 
Freundschaftsvertrag  mit  Deutsch- 
land 542. 

Süd-Carolina,  Testamente  501; 
Fremdenreoht  510. 

Süd-Dakota,  Tertamente  502. 

Sü  d  westafrikanisch  es  Sehn  tz- 
gebiet,  Rechtsverhältnisse  55^. 

T  a  u  f  b  Üch  e  r ,  Beglaubigung  von  Aus- 
zügen im  Verkehr  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich-Ungam  367. 

Taxen  s.  Gebühren,  Gerichtskosten. 

Tennesee  »Testamente  501 ;  Fremden- 
recht 510. 

Territorialprinzip  in  Bezug  auf 
Zuständigkeit  zur  Behandlung  des 
Immobiliamachlasses  27. 

T  e  s  s  i  n  (Kanton),  Rechtsquellen,  Nach 
lassbehandlung,    Testunente    455 , 
Erbfolgeordnung,      Vormundschaft^ 
Notare  456;  Gericfatssitze  455;  Ge- 
richtssprache 456. 

Testamentarische  Erbfolge, 
örtliches  Recht  34  ff. 
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Testament e,  Testirfiihigkeit  34; 
Form  der  Testamente  35;  Inhalt, 
Anslegang,  Widerruf  39;  Voll- 
streckung 40;  s.  auch  die  einzelnen 
Länder  bxw.  Rechtsgebiete. 

Texas,  Testamente  502;  Fremden- 
recht 511. 

Theilung  der  Erbschaft  41. 

T  h  u  r  g  a  u  (Kanton),  Rechtsquellen, 
Nachlassbehandlung,  Testamente, 
Erbfolgeordnung  454;  Erbschafts- 
steuer 462;  Vormundschaft,  Notare 
455;  Gerichtssitze  454. 

Thurn  und  Taxis,  Ffirst  von,  privi- 
legirter  Gerichtsstand  der  Haus- 
dienerschaft 94. 

Todesfälle,  Bekanntgabe  derselben 
115. 

Togo,  Rechtsverhältnisse  im  Schutz- 
gebiete &60. 

Toskana,  Ordenszurfickstellung  59. 

Tschernigoff  s.  Russland. 

Türkei,  Staatsangehörigkeit  482; 
Nachlassbehandlung  nach  Freund- 
schaftsvertrag  mit  Preussen  481; 
Handels-  und  Schiffabrtsvertrag  mit 
Deutschland  481 ;  Konsulargerichts- 
barkeit 480;  gesetzliche  Erbfolge 
nach  moslem.  Recht  484;  Testamente 
im  Archiv  der  tfirkischen  Konsuln 
483;  Reglement  fllr  tflrkische  Kon- 
suln 483;  Wahrung  der  Rechts- 
ansprüche in  derTarkei485;  Ordens- 
zurückstellung 59. 

Tunis,  deutsche  Konsulargerichts- 
barkeit 540. 

üebersetzer,  im  Gefolge  der  Ge- 
sandten 560. 

Unbeweglich  es  Vermögen,  Erb- 
folge in  solches  s.  Immobiliamach- 
lass;  Erwerb  von  solchem  und  Be- 
schränkung hierin  s.  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika,  England, 
Schweden,  Mexiko. 

UnehelicheKinder,  deren  Staats- 
angehörigkeit 5 ;  Wohnsitz  13 ;  deren 
Erbrecht  s.  die  Erbfolgeordnungen 
in  den  einzelnen  Ländern. 

Ungarn,  s.  Oesterreich-Ungam. 

Unmündige  s.  Vormundschaft. 

U  n  t  e  r  stü  tzun  gHülfisbedürftiger  52. 

Unterstützungswohnsitz  4. 

Unterwaiden  nid  dem  Wald 
(Kanton),  Rechtsquellen,  Nachlass- 
behandlung, Testamente  432;  Erb- 
folgeordnung 432;  Vormundschaft, 
kein  eigentliches  Notariat  433. 


Unterwaiden  ob  dem  Wald 
(Kanton),  Rechtsquellen,  Nachlass- 
behandlung, Testamente  431;  Erb- 
folgeordnung 431 ;  Vormundschaft 
Notariat  432. 

U  r  i  (Kanton),  Rechtsquellen,  Nachlass- 
behandlung 428;  Erbfolgeordnung 
428 ;  Erbschaftssteuer  462 ;  Vormund- 
schaft 429;  Notariat  429;  Gerichts- 
sitze 428. 

Urknndonbeglaubigung,  Ver- 
trag zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich  865. 

Uruguay,  Handels-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  529;  Erbfolge- 
ordnung, Testamente  530. 

Utah,  Testamente  502;  Fremden 
recht  510. 

Vagabunden,  deren  Wohnsitz  16. 

Vaud,  Ganton  de,  s.  Waadt. 

Venezuela,  Erbfolgeordnung   532. 

V  e  r  e  h  e  1  i  c  h  n  n  g ,  Gres.  über  Heimath, 
Verehelichung  etc.  in  Bayern  4. 

Verjährung  der  Erbschaftsklage  41. 

Vereinbarungen  s.8taatsverMge. 

VereinigteStaaten  von  Amerika 
8.  Amenka. 

Vermont,  Testamente  501 ;  Fremden- 
recht 510. 

VersaillerVertrag  vom  23.  Nov. 
1870  565. 

Verschollene,  örtliches  Recht  für 
deren  Erbfähigkeit  34. 

Verträge  s.  Staatsverträge. 

Virginia, Testamente 502 ;  Fremden- 
recht 510. 

Völkerrechtliche  Verträge  s. 
Staatsverträge. 

Volks  Vertretung, Mitwirkung  zum 
Abschluss  von  Staatsverträgen  21. 

Volljährigkeit  s.  Grossjährigkeit. 

Vollmachten  zum  Gebrauch  bei 
Hebung  von  Verlassenschaften  in  den 
Vereinigten  Staaten  v.  Amerika  506. 

Vormundschaft,  Allgem.  Grund 
Sätze  über  räumliche  Herrschaft  der 
Gesetze  42;  provisorische  Vormund 
Schaft  über  Fremde  44;  Zuständig 
keit  44;  bei  Verlegung  des  Wohn 
Sitzes,  Wechsel  der  Staatsangehörig- 
keit,  Verwaltung  des  auswärtigen 
Vermögens    45;     Fähigkeit,    Ver- 
pflichtung zur  Uebemahme  der  Vor- 
mundschaft,   Befugnisse   und   Ver- 
pflichtungen   des    Vormundes   46; 
s.  auch  die  einzelnen  Länder  bzw. 
Rechtsgebiete. 
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Waadt  (Ganton  de  Vaad),  Rechts- 
quellen, Nachlassbehandlimg,  Testa- 
mente 457;  Erbfolgeordnung  467; 
Erbschaftssteuer  462;  Vormund- 
schaft, Notare  458 ;  Gericfatssitze  457. 

Wahlkonsuln,  deren  Wohnsitz  14. 

Waisensachen,  Waisenbehör- 
den  s.  Vormundschaft. 

W  a  1  d  e  c  k ,  Verwaltung  des  Fflrsten- 
thnms  durch  Preussen  211;  Zu- 
ständigkeit der  Nachlassbehandlung 
und  Vormundschaft,  Gerichtssitze 
211;  Erbbescheinigung,  Erbfolge- 
ordnung, Testamente,  Vormund- 
schaftsordnung, keine  Erbsteuer, 
keine  Notare  212;  Grundbuchwesen 
212;  Eisenacher  Konvention  53; 
OrdenszurOckstellung  57. 

Wallis  (Kanton),  Rechtsquellen,  Nach- 
lassbehandlung 458;  Testamente, 
Erbfolgeordnung,  Vormundschaft, 
Notare  459;  Oerichtssitze  458. 

Washington,  Fremdenrecht  510. 

Weimars.  Sachsen- Weimar-Eisenach. 

West-Virginia,  Testamente  502; 
Fremdenrecht  510. 

Wisconsin,  Erbfolgeordnung  500; 
Testamente  502  f.;  Fremdenrecht 
511. 

Wittwe,  deren  Wohnsitz  13. 

Wohnort,  zum  Unterschied  von 
Wohnsitz  10. 

Wohnsitz,  Begriff  und  Begründung 
9  ff.;  gewählter  Wohnsitz  nach 
französischem  Recht  10;  mehrfacher 
Wohnsitz  15;  ohne  Wohnsitz  16 ;  in- 
wiefern Wohnsitz  massgebend  für 
die  Zuständigkeit  zur  Nachlassbe- 
handlung27,  fürErbrechtsfragen  32 ; 
für  Vormundschaft  42,  ftlr  das  Recht 
des  Staates  auf  erbloses  Gut  69. 

Wohnung  der  Exterritorialen,  Im- 
munität derselben  560. 

Württemberg,  Mitwirkung  der 
Kammern  zum  Abschlüsse  von  inter- 
nationalen Verträgen  21 ;  Zuständig- 
keit fftr  Geschäfte  der  nichtstreitigen 


Rechtspflege  127;  Gerichtssitze  129; 
Nachlassbehandlung  130;  Testa- 
mente 131;  gesetzliche  Erbfolge- 
ordnung 131;  Erbschaftssteuer  132; 
Vormundschaft  133;  Notare  133; 
bes.  Jurisdiktionsverhältnisse  mit 
einzelnen  deutschen  Staaten  134; 
Fremdenrecht  in  Bezug  auf  Nachlass- 
und Vormundschaftsbehandlung  135 ; 
Beförderung  von  amtlichen  Erlassen 
ins  Ausland  136,  insbes.  Verkehr  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unddie  Hebung  von  Nachlässen  der 
in  niederländischen  Kolonialdiensten 
Verstorbenen  138;  Eisenacher  Kon- 
vention 53 ;  Ordenszurückstellusg  57. 
Wyoming,  Testamente  502. 

Z  adruga  (Hauskommunion)  in  Monte- 
negro 317,  in  Serbien  470. 

Zahlmeister  im  Grefolge  der  Ge- 
sandten 560. 

Zanzibar,  Freundschafts-  etc.  Ver- 
trag mit  Deutsehland  543. 

Zeitungen,  Bekanntmachung  in 
amerikanischen  513. 

Zession  von  Erbschaftsansprüchen  3 1 . 

Zoll-  und  Handelsverein,  vor- 
maliger, inwieweit  dessen  Verträge 
noch  gültig  22. 

Zug  (Kanton),  Rechtsquellen,  Nachlass- 
behandlung 433,  436;  Testamente 
435;  Erbfolgeordnung  436;  Erb- 
schaftssteuer 462;  Vormundschaft, 
keine  Notare  437. 

Zürich  (Kanton),  Rechtsquellen,  Nach- 
lassbehandlung 421  ;  Testamente  421; 
Erbfolgeordnung  422;  Erbschafts- 
steuer 462;  Vormundschaft  423; 
Notariat  423;  Gerichtssitze  421. 

Zurückstellung  der  Ordensdeko- 
rationen 55. 

Zusatzartikel,  Zusatzproto- 
kolle zu  Staatsverträgen  21. 

Zuständigkeit  zur  Nachlassbehand- 
lung im  Allgemeinen  25. 

Zustellungen  im  Auslände  663. 
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